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Vorwort  zur  flinften  Auflage. 


Die  Grandlagen,  auf  welche  das  vorliegende  System  des 
allgemeinen  und  deutschen  Staatsrechts  in  der  vorigen  (vierten) 
Ausgabe  gebracht  worden  ist,  sind  auch  bei  der  dermaligen 
Ainften  Ausgabe  dieselben  geblieben.  Was  hier  dargestellt 
werden  wollte,  ist  das  geltende  Staatsrecht  der  Gegen- 
wart, kein  Staatsrecht  der  Zukunft!  Wohl  aber  habe  ich 
mir  die  Verbesserung  und  insbesondere  die  Ergänzung  und 
Fortfilhnmg  des  Buches  mit  Berücksichtigung  der  neuesten 
Fortbildungen  in  der  Gesetzgebung,  Wissenschaft  und  Praxis 
angelegen  sein  lassen.  Die  zahlreichen  Zusätze  und  Ver- 
änderungen in  dem  bisherigen  Texte  und  den  Noten  werden 
es  rechtfertigen,  wenn  auch  diese  neue  Ausgabe  als  eine  durch- 
aus vermehrte  und  verbesserte  bezeichnet  wird. 

Die  in  der  vierten  Auflage  gewählte  Eintheilung  in  zwanzig 
Abschnitte,  so  wie  die  Reihenfolge  der  Paragraphen  ist  im 
Wesentlichen  beibehalten  worden.  Es  geschah  dies  aus  der 
Rücksicht,  um  nicht  die  Verweisungen  und  Bezugnahmen, 
welcher  sich  die  vierte  Auflage  vielseitig  bei  anderen  Schrift- 
steilem  zu  erfreuen  hatte,  unbrauchbar  zu  machen  oder  doch 
deren  Nachschlagung  und  die  Auffindung  der  citirten  Stellen, 
namentlich  den  Praktikern,  zu  erschweren ;  in  den  Notenzahlen 
waren  aber  Veränderungen  durchgängig  unvermeidlich.  Eine 
Veränderung  hat  auch  in  der  äusseren  Oeconomie  des  Buches 
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inBofeni  stattfinden  müssen^  als  es  für  zweckmässig  erachtet 
wnrde^  die  Bogenzahl  ^  welche  in  der  vierten  Ausgabe  sehr 
nngleichmässig  in  zwei  Bände  vertheilt  war,  nonmehr  möglichst 
gleichmässig  in  dieselben  einzntheilen.  Dies  wurde  dadurch 
erreicht,  dass  die  Abschnitte  XI — XIV,  beziehungsweise  die 
Paragraphen-Reihe  von  §.  201 — 280  in  den  ersten  Band  her- 
ttbergenommen  wurden. 

Endlich  erschien  es  auch  dem  Inhalte  angemessen,  indem 
nunmehr  der  positive  deutsch -rechtliche  Stoff  weitaus  über- 
wiegt, den  Titel,  welchen  die  vierte  Auflage  führte:  „All- 
gemeines und  deutsches  Staatsrecht'',  in  „gemeines 
deutsches  Staatsrecht,  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  das  allgemeine  Staatsrecht''  umzuändern.  Ich 
glaube  desshalb  um  so  weniger  Tadel  zu  verdienen,  als  es 
vielmehr  einer  Entschuldigung  bedürfen  möchte,  dass  dieser 
Titel  nicht  schon  bei  der  vorigen  Ausgabe  gewählt  worden  ist 

Ein  vollständiges  Sachregister  wird,  wie  bei  deil  früheren 
Ausgaben,  am  Schlüsse  des  zweiten  Bandes  geliefert  werden. 

Heidelberg,  im  November  1862. 

H.  Zoepfl. 


Vorwort  zur  vierten  Auflage. 


Nach  dem  bachhändlerischen  BedtirfiDiss  hätte  diese  neue 
Ausgabe  schon  um  Ostern  des  verflossenen  Jahres  erscheinen 
sollen.  Die  Vervollständigung  des  Inhaltes  aber^  welche  sich 
in  einem  noch  grösseren  Umfange  als  zweckmässig  darsteUte, 
als  sie  in  der  vorigen  (dritten)  Auflage  bewirkt  worden  war» 
hat  eine  Verzögerung  veranlasst,  welche,  wie  ich  hoffe,  dem 
Werke  nur  zum  Vortheile  gereichen  konnte.  An  den  allgemeinen 
Grundsätzen,  welche  die  Omndlage  der  Darstellung  bilden, 
habe  ich  keine  wesentliche  Veränderung  vorzunehmen  Ursache 
gehabt;  wohl  aber  ist  im  Einzeluen  vieles,  theils  genauer  be- 
stimmt, theils  weiter  ausgeführt  worden.  Es  ist  kein  Paragraph 
ohne  Umarbeitung  geblieben:  sehr  viele  Paragraphen  sind  ganz 
neu  zugesetzt  worden.  Einer  Aufzählung  dieser  Zusätze  im 
Einzelnen  wird  es  um  so  weniger  bedürfen,  als  die  um  mehr 
als  das  Zweifache  vermehrte  Bogenzahl  im  Vergleiche  zur 
vorigen  Ausgabe  und  die  hierdurch  nothwendig  gewordene 
Abtheilung  des  Buches  in  zwei  Bände  in  dieser  Beziehung  für 
sich  selbst  spricht.  Um  das  Verhältniss  dieser  neuen  Ausgabe 
zu  der  vorigen  zu  bezeichnen,  werden  daher  wenige  Andeu- 
tungen gentigen. 

I.  Soviel  die  allgemeinen  Lehren  des  Staatsrechts 
anbelangt,  so  habe  ich  an  der  Ansicht  festgehalten,  dass  sich 
im  Laufe  dieses  Jahrhunderts,  in  dessen  Mitte  wir  bereits 
stehen,  in  der  Nation  eine  grosse  Anzahl  allgemeiner  An- 
schauungen  und  Grundsätze   festgestellt  hat,    welche   in  der 
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Praxis  Giltigkeit  behaupten  and  ihre  Grundlage  bilden,  ob- 
schon  sie  weder  in  die  Form  gemein  verbindlicher  Gesetze, 
noch  in  die  Form  eines  juristisch  erweislichen  gemeinen  Her- 
kommens eingekleidet  worden  sind.  Ich  gehe  also  von  der 
Annahme  des  Daseins  eines  nationalen  Ideenkreises  in  staats- 
rechtlicher Beziehung  aus,  der  neben  dem  äusserlich  erkennbar 
gewordenen  Rechte  seine  Giltigkeit  behauptet,  ja  diesem  selbst, 
und  zwar  nicht  blos  in  Bezug  auf  einzehie  wenige  Grundbe- 
griffe, zur  Grundlage  dient. 

Wenn  auch  in  dieser  Beziehung  noch  manches,  ja  vieles, 
im  Einzelnen  schwankend  und  streitig  erscheinen  mag,  so 
ist  dies  doch  kein  Grund,  das  Dasein  eines  solchen  nationalen 
staatsrechtlichen  Ideenkreises  an  sich  zu  läugnen,  oder  ihm 
nur  geringe  Bedeutung  beizulegen.  Selbst  das  Bingen  nach 
der  Geltendmachung  entgegenstehender  Ansichten  ist  ein  natio- 
nales Ringen,  also  ein  Theil  unseres  Nationallebens  selbst, 
und  so  lange  nicht  eine  legislative  Autorität  einen  solchen 
Streit  durch  ihr  imperatorisches  Eingreifen  abschneidet,  wird 
jede  wissenschaftliche  Richtung  das  Recht  ftir  sich  in  Anspruch 
nehmen  dürfen,  die  Erkenntniss,  welche  sie  von  ihrem  Stand- 
punkte aus  zu  Tage  fördert,  als  die  richtige  nationale  zu  ver- 
treten und  zu  behaupten.  Zur  besonderen  Aufgabe  habe  ich 
es  mir  in  dieser  Beziehung  gemacht,  dieprincipiellen  staats- 
rechtlichen Fragen,  welche  in  der  neuesten  Zeit  die  Nation, 
mehr  als  früher,  in  Bewegung  gesetzt  haben,  in  den  Kreis  der 
Untersuchung  zu  ziehen,  und  durch  eine  ruhige,  rein  objektiv 
gehaltene  Prüfung  den  Weg  zu  einer  richtigeren  Einsicht  und 
zur  Verständigung  anzubahnen. 

n.  Ganz  neu  aufgenommen  ist  die  dogmatische  Darstel- 
lung der  ehemaligen  Reichsverfassung  und  des  öffentlichen 
Rechtes  der  Rheinbundszeit.  Es  geschah  dies  hauptsächlich 
in  Folge  der  praktischen  Erfahrung,  die  ich  aus  der  grossen 
Anzahl  der  von  mir  während  meiner  mehr  als  fünf  und 
zwanzigjährigen  publicistischen  Thätigkeit,  theils  im  Namen 
der  Juristenfakultät  (des  Spruchcollegiums),  theils  auf  beson- 
dere Veranlassung,   bearbeiteten   staatsrechtlichen  Rechtsfälle 
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ind  Ontaehten  schöpfen  mosste,  daas  die  neueren  Znsttode 
und  Bechtsqnellen  in  weit  innigerem  Zasammenhange  mit  den 
Hbam  ZoBtänden  und  KechtsqneOen  stehen,  als  dies  im  All- 
g^neinen  gewttrdigt  zn  werden  scheint;  es  geschah  aber  anch 
aus  besonderer  Bttcksicht  anf  die  ZuhOrer  in  meinen  staats- 
reehtlichen  Vorlesongen,  indem  bei  den  eigenfhttmlichen  Ver- 
bäitnissen  unserer  Universität,  nicht  von  allen  yoransgesetzt 
werden  kann,  dass  sie,  wie  es  sehr  wtlnschenswerth  wäre, 
vorher  schon  einen  vollständigen  Corsns  der  deutschen  Staats- 
und Bechtsgeschichte  gemacht  haben;  endUch  musste  auch 
hierzu  die  Rücksicht  auf  die  Praktiker  bestimmen,  welche  dieses 
Buch  gebrauchen  und  vielfach  den  Wunsch  ausgesprochen  haben, 
jene  älteren  staatsrechtlichen  Verhältnisse,  welche  zum  Ver- 
ständnisse des  praktischen  Bechts  unentbehrlich  sind,  und 
häufig  sogar  noch  selbst  praktischen  Einfluss  äussern,  wenigstens 
in  den  GrundzUgen  und  mit  den  nothwendigen  Verweisungen 
auf  die  ältere  Literatur,  dem  Werke  beigegeben  zu  finden. 

m.  Eine  grosse  Erweiterung  hat  insbesondere  auch  die 
Darstellung  der  deutschen  Bundesverfassung  erhalten.  Da 
dem  Verfasser  durch  besondere  Vergünstigung  hochgestell- 
te Personen  die  Möglichkeit  gewährt  worden  ist,  auch  die 
amiliche  (Folio-)  Ausgabe  der  Protokolle  der  Bundesver- 
sammlung von  der  Zeit  ihrer  Wiederherstellung  an  bis  zum 
Beginne  des  Druckes  (November  1854),  so  wie  auch  die 
für  das  gegenwärtig  geltende  Bnndesrecht  so  wichtigen  Pro- 
tokolle der  Dresdener  Conferenzen  zu  benutzen,  was 
bisher  noch  keinem  publicistischen  Schriftsteller  vergOnnt 
gewesen  ist,  und  da  überdies  das  Jahr  1854  eine  besondere 
Bedeutung  fbr  die  Bundesgesetzgebung  durch  das  Znstande- 
kommen der  revidirten  Geschäftsordnung  der  Bun- 
desversammlung und  mehrerer  anderer  Bundesbeschlüsse 
von  bleibender  Bedeutung  erhalten  hat,  so  konnte  das  Bun- 
desreeht  auf  seinem  neuesten  Standpunkte  dargestellt 
werden.  Durch  die  Art  der  Benützung  dieser,  sowie  mancher 
anderen,  bis  jetzt  noch  nicht  allgemein  zugänglichen  Quellen 
glaubt  der  Verfasser  seinem  Werke  zum  Theil  den  Charakter 
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eines  Quell enwerkes  yerschafil  zu  haben.  Der  anfioierk- 
same  Leser  wird  überdies  in  diesem  Buche  mannigfache  Nach- 
richten und  Aufschlüsse  über  bisher  unbekannte  oder  nicht  ge- 
hörig aufgeklärte  staatsrechtliche  Verhältnisse  finden,  welche 
nur  durch  persönliche  Erkundigungen  an  den  betreffenden 
Orten  und  Stellen  zu  erlangen  waren,  und  dem  Verfasser  mit 
der  dankenswerthesten  Zuvorkommenheit  mitgetheilt  worden  sind. 

IV.  Ganz  neu  zugesetzt  ist  in  diesem  ersten  Bande  auch 
der  zehnte  Abschnitt,  welcher  von  den  seit  dem  Jahre  1848 
beabsichtigten  Veränderungen  der  Bundesverfassung  handelt. 
Auch  die  Darstellung  dieses  Zeitabschnittes  durfte  nicht  unter- 
lassen werden;  denn  wenn  schon  die  verschiedenen,  in  den 
letzten  Jahren  beabsichtigten  Veränderungen  nicht  in  der  Art 
und  Weise,  wie  sie  im  Plane  lagen,  ins  Leben  getreten  sind, 
so  sind  doch  auch  diese  bewegten  Jahre  keinesweges  spur- 
los an  der  Nation  vorübergegangen,  und  gar  manche  Er- 
scheinung der  Gegenwart  hat  in  denselben  ihre  Wurzel,  oder 
findet  darin  ihre  Erklärung.  Ich  glaube  auch  bei  der  Dar- 
stellung dieser,  zwar  kurzen,  aber  inhaltschweren  Periode, 
welche  je  nach  dem  Partheistandpunkte  zu  sehr  verschiedener 
Auffassung  Gelegenheit  gibt,  dem  Grundsatze  der  rein  ob- 
jektiven Behandlung,  dessen  Beobachtung  ich  mir  bei  der 
Bearbeitung  des  gesammten  Werkes  zur  Pflicht  gemacht  habe, 
nicht  untreu  geworden  zu  sein.  Die  Kritiken  der  verschiedenen 
Veränderungsvorschläge,  welche  unvermeidlich  waren,  wenn 
aus  der  schweren  Vergangenheit  Nutzen  und  Belehrung  ftir 
die  Zukunft  gezogen  werden  soll  —  was  zu  vermitteln  die 
Sache  der  Wissenschaft  ist  —  gelten  überall  nur  der  Sache, 
nicht  den  Personen. 

üebrigens  sind  diese  Kritiken  nicht  etwa  erst  jetzt,  nach- 
dem die  Bundesverfassung  in  der  Hauptsache  wieder  in  das 
alte  Geleise  zurückgebracht  worden  ist,  von  mir  verfasst 
worden.  Ich  habe  meine  Ansichten  nicht  nur  schon  während 
des  Laufes  der  Bewegungen  bei  mehreren  Gelegenheiten  in 
besonderen  Druckschriften  dargelegt,  auf  welche  ich  bei  dieser 
Ausgabe^  verweisen  konnte,  sondern  ich  habe  diese  Kritiken 
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in  derselben  Zeit  und  seitdem  stets  in  meinen  Yorlesmigen 
losgesprochen,  nnd  im  Wesentlichen  meinen  Zohörem  in  be- 
sonderen Dmckbogen  zur  yorläufigen  Ergänzung  der  dritten 
Anflage  meines  Lehrbaches  mitgetheilt. 

V.  Endlich  ist  auch  eine  wesentliche  nnd  durchgreifende 
Yerändening  mit  der  Systematik  des  Baches  vorgenommen 
worden.  Es  handelte  sich  yor  allem  darum ,  das  deutsche 
Bundesrechty  und  zwar  nicht  blos  jenes,  welches  sich  auf  den 
Bund  als  Gesammtheit  bezieht,  sondern  auch  dasjenige,  welches 
als  eine  SchOpfnng  des  Bundes  in  das  Staatsrecht  der  em- 
zelnen  Bundesstaaten  eingreift,  mit  dem  allgemeinen  Staats- 
rechte in  einen  organischen  Zusammenhang  zu  bringen,  damit 
nicht  fernerhin  das  Bundesrecht,  so,  wie  es  bisher  m  den 
Lehrbllchem  des  deutschen  Staatsrechts  mehr  oder  minder  der 
Fall  war,  wie  ein  zusammenhangsloser  Anhang  des  deutschen 
Staatsrechts  erscheine.  In  wiefern  es  gelungen  ist,  diesen 
Uebelstand  zu  beseitigen,  wird  sich  besonders  nach  dem  Er- 
scheinen des  zweiten  Bandes,  mit  dessen  Druck  unmittelbar 
fortgefahren  wird,  beurtheilen  lassen.  Sodann  wurde  tlber- 
haupt  die  möglichste  Einfachheit  der  Systematik  angestrebt, 
und  daher  alle  Eintheilung  nach  Theilen  und  Büchern  in  mehr- 
fachen Oliederungen  unterlassen,  dagegen  aber  der  Stoff  ein- 
fach in  Abschnitte  zerlegt,  welche  in  möglichst  natürlicher 
Reihenfolge  zusammengestellt  wurden. 

VI.  Die  Tollständige  Umarbeitung  des  bisherigen  Werkes, 
namentlich  die  Aufiiahme  so  vieler  positivrechtlichen  Materien, 
wonach  das  Buch  selbst  wohl  als  ein  neues  Werk  bezeichnet 
werden  darf,  machte  auch  eine  theilweise  Veränderung,  d.  h. 
Erweiterung  des  Titels  nöthig,  und  wird  es  rechtfertigen,  dass 
dasselbe  nunmehr  nicht  blos  als  „Orundsätze  des  allge- 
meinen," sondern  zugleich  als  „Grundsätze  des  deutschen 
Staatsiechts''  bezeichnet  worden  ist.  Wenn  dagegen  die  Er- 
wähnung des  constitutionell-monarchischen  Staatsrechts  aus  dem 
Titel  hinweggelassen  worden  ist,  so  ist  dies  nur  der  Ver- 
einfachung desselben  wegen  geschehen,  und  hat  nicht  den 
Sinn,  als  wenn  in  dieser  Umarbeitung  etwa  das  Constitutionen- 
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monarchische  Staatsrecht  ausgeschieden  und  bei  Seite  gelassen 
worden  wäre.  Es  icrschien  vielmehr  als  überflüssig  ^  diesen 
Bestandtheil  noch  besonders  zn  erwähnen ,  nachdem  die  Be- 
zeichnung ,,deatsches  Staatsrecht^^  aufgenommen  worden 
war,  indem  .die  weitaus  grössere  Mehrzahl  der  deutschen 
Staaten  konstitutionelle  Monarchien  sind,  und  also  selbstver- 
ständlich die  in  ihnen  geltenden  Yerfassungsgrundsätze  hier 
zum  Vortrage  kommen  müssen. 

Der  schon  im  Vorworte  zur  ersten  Auflage  ausgesprochene 
Grundgedanke,  das  in  Deutschland  gemeingilt  ige  Staats- 
recht, sowie  es  ist  und  wirklich  gilt,  darzusteUeh,  ist  auch 
bei  dieser  Umarbeitung  unabänderlicch  festgehalten  worden. 

Heidelberg,  1.  Januar  1855. 

Heinrich  Zoepfl. 
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Erster  Abschnitt. 

TfM  statte  9  TOB  der  Staatswissenschaft  mid  dem 
Staatsrecht  iberhaipt 

§.  1. 
Begriff  des  Staates. 

Die  Thatsache,  dass  ansässige  Familien  in  Völker- 
schaftlieher  Einignng  auf  einem  bestimmten  Landes- 
bezirke bestehen,  wird  Staat  genannt^).  Als  Produkt  des 
Zusammenwirkens  natürlicher,  sittlicher  und  intellektueller 
Elemente  ist  der  Staat  als  Thatsächliches  betrachtet,  ein 
Zustand^),  und  als  solcher  die  Quelle  und  der  Grund  eigen- 
thflmlicher  Recbtsverhältnisse ^).  Mehrere,  als  die  hier  an- 
gegebenen Merkmale  in  den  Begriff  des  Staates  aufzunehmen, 
ist  nicht  nothwendig:  denn  der  Charakter  als  Oemeinwesen 
und  die  Herrschaftsidee,    worauf    man   gewöhnlich  hier 


*)  Wenn  man  zu  einer  praktischen  Erkenntniss  über  das  Wesen  des 
Staates  gdangen  wiU,  mass  man  von  seiner  geschichtlichen  Erscheinung 
—  von  der  Thateache  —  ausgehen  und  von  dieser  zu  der  Idee  (dem  ver- 
nünftigen (bedanken),  welche  ihr  zu  Grunde  liegt,  vordringen. 

*)  Hierauf  weist  schon  die  Etjrmologie  des  Wortes  Staat  (von  skOus)  hin. 

*)  Ein  jeder  sociale  Zustand  (gtatiu)  ist  ein  N^turverhältniss, 
welches  in  sich  selbst  (unmittelbar)  einen  vernünftigen  Inhalt  hat, 
cL  h.  der  Träger  eines  sittlichen  Gedankens  ist:  also  ein  Naturver« 
h&ltniss,  welchem  (wie  dies  v.  Savigny,  System  des  heut.  röm.  Rechts 
Bd.  L  §.  54  in  Bezug  auf  die  privatrechtlichen  Zustände,  wie  die 
Familie,  sehr  treffend  ausspricht)  „seinem  allgemeinen  Dasein  nach  eine 
TOB  dem  positiven  Kechte  unabhängige  Gültigkeit  zugeschrieben 
werden  rnnss,  wenn  gleich  die  besondere  Gestalt,  worin  es  zur  An- 
erkennung kommt,  je  nach  dem  positiven  Rechte  verschiedener  Völker  sehr 
mannigfaltig  ist*' 

Z5pn,  Staatireeht.  6.  Anfl.  I.  1 


2  §.  2.    Geschichtliche  Entwickelung  des  Staatsbegriffes. 

schon  Rücksicht  nehmen  zn  müssen  glanbt,  sind  schon  von 
selbst  in  dem  Begriffe  einer  völkerschaftlichen  Einigung  ent- 
halten^). 

§2. 
Geschichtliche  Entwickelung  des  Staatsbegriffes. 

I.  Nach  der  übereinstimmenden  praktischen  Auffassung  aller 
modernen  christlichen  europäischen  Völker  ist  der  Staat,  so 
sehr  auch  die  wissenschaftlichen  Begriffsbestimmungen  von 
einander  abweichen  mögen,  der  Zustand  des  Bestehens  eines 
sesshaften  Volkes  unter  einer  seine  Gesammtinteressen 
leitenden,  d.  h.  vemunftgemäss  herrschenden,  obersten 
Gewalt  0- 

n.  Das  römische  und  griechische  Alterihnm  sah 
dagegen  einen  solchen  Zustand  der  Geltung  und  Herrschaft 
der  Gesammtinteressen  nur  in  den  städtischen  Gemein- 
wesen (noXtg,  civitcis,  respubliea)^  indem  man  nur  hierin  ein 
sociales  Leben  grösserer  Volksmassen  auf  einer  rechtliehen  und 
sittlichen  Grundlage,  Rechtsgleichheit  und  Freiheit  der  Indi- 
viduen, erkennen  woUte  oder  flir  möglich  hielt,  und  hieraus 
erklärt  sich  zugleich,  warum  man  noch  jetzt  den  Staat  als 
politischen  Zustand  bezeichnet.  Solche  städtische  Gemein- 
wesen herrschten  nicht  selten  über  ganze  Länder  als  Proyinzen, 


«)  Siehe  unten  §.  5  und  6. 

<)  Obschon  Jedermann  in  Europa  im  Staate  lebt  und  dieser  eine  tät- 
lich vor  Augen  stehende  Erscheinung  ist,  so  herrscht  doch  Ober  nichts 
grössere  Verschiedenheit,  als  in  den  Ansichten  über  den  Staatsb^griff, 
was  sich  aus  der  Reichhaltigkeit  und  Vielseitigkeit  des  Gegenstandes  erkl&rt 
Eine  Zusammenstellung  Uterer  und  neuerer  BegriffiBbestimmungen  Tom 
Staate  findet  sich  bei  H.  A.  Zachari&,  deutsches  Staats-  und  Bundes- 
recht, 2.  Aufl.  1853,  Bd.  I.  §.  12;  auch  bei  Bluntschli,  allgem.  Staats- 
recht, 2.  Aufl.  1867,  Bd.  I.  S.  47  folg.  —  Bei  vielen  dieser  Begnfisbe- 
stammungen  liegt  übrigens  die  Verschiedenheit  nur  in  der  Ausdrucksweise. 
Die  meisten  derselben  leiden  an  dem  Fehler,  dass  sogleich  die  Angabe  des 
Staatszweckes,  oder  sogar  einer  willkohrlich  erdachten  Entstehnngsart,  wie 
z.  B.  Vertrag,  herbeigezogen  und  eben  dadurch  von  vomdierein  Streit 
erregt  wird.  —  Am  verweflrichsten  ist  es,  wenn  der  Staat,  wie  s.  B.  selbst 
noch  bei  Stahl,  Bechtsphüosophie,  Bd.  2,  Abth.  2,  S.  110,  als  „Anstalt"' 
bezeichnet  wird,  als  wenn  er  aberhanpt  etwas  Gemachtes  sein  konnte. 
Siehe  noch  unten  §.  5.  Note  5. 
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aime  deren  Bevölkerung  fttr  voUberechtigte  Mitglieder  des 
herrschenden  städtischen  Gemeinwesens  anzuerkennen.  Nament- 
lich beruht  hierauf  der  Unterschied  von  Respublica  Romanorum, 
ah  der  weltherrschenden  Stadtgemeinde ,  und  dem  Imperium 
Romanumy  als  dem  Umkreise  ihrer  Herrschaft,  mit  deren  Er- 
weiterung die  Gross -Staats -Idee  mit  stetiger  Wirkung  in  die 
Weltgeschichte  eintrat^).  Daher  erklärt  sich  auch,  wie  die 
Bezeichnung  Respublica  Romanorum  fortwährend  praktisch 
bleiben  konnte,  auch  nachdem  an  die  Spitze  derselben  Cäsaren 
(Imperatores)  mit  absolutistischer  Gewalt  getreten  waren,  da 
auch  sie  nur  die  dem  Volke  zustehende  Gewalt  durch  dessen 
Uebertragung  auszuüben  schienen^). 

m.  In  Deutschland  fehlte  ursprünglich  der  Staats- 
begriff im  heutigen  Sinne.  Die  Grundlage  des  Volkslebens 
bildete  die  Landgemeinde  als  eine  Landfriedens- 
genossenschaft, und  diese  beruhte  keinesweges  auf  dem 
Principe  der  Rechtsgleichheit  und  Freiheit,  sondern  schloss 
Standegliederungen  mit  verschieden  abgestuften  Rechten  und 
Freiheiten  nicht  aus :  grössere  Völkermassen  erschienen  in  der 
ältesten  Zeit  meistens  nur  in  der  Gestalt  von  vorübergehenden 
Völkerbündnissen  ^).  Die  Gross-Staats-Idee  wurde  in  Deutsch- 
land erst  allmählig  seit  dem  Uebergange  des  Imperium  Ro- 
manum  an  die  Franken-Könige  und  nachhej  an  die  deutschen 
Könige,  und  zwar  unter  lange  fortwährendem  Widerstreben 
der  deutschen  Hauptnationen,  eingeführt^). 

*)  Laden,  Gesch.  17,495;  vergl.  v.  SaYigny,  Gesch.  des  rom.  Rechts 
im  Mittelalter,  I,  433. 

3)  L.  3.  Big.  de  const  prina  (1,  4),  Ulpianus:  „Quod  principi  placiiit, 
1^8  habet  vigorem,  utpote  cum  lege  regia,  quae  de  imperio  ejus  lata  est, 
popxdos  ei  et  in  enm  omne  sunm  jus  et  potestatem  conferat*' 

*)  Wie  sehr  das  Conföderationssystem  in  der  Natur  der  deutschen 
Völker  wurzelt,  kann  man  daraus  erkennen,  dass  nach  mehr  als  tausend- 
jährigen Einheitsbestrebungen  die  Nation  doch  endlich  wieder  in  die  Bun- 
desrerfossung  zurückgekehrt  ist,  und  ohne  Selbstzerstörung  diese  Form 
nidit  aulzugeben  vermag. 

*)  Man  erinnere  sich  z.  B.  nur  an  den  33jährigen  Krieg,  den  Karl 
der  Grosse  mit  den  Sachsen  fahren  musste,  bevor  es  ihm  gelang,  sie  zum 
Eintritt  in  den  fränkisch  -  deutschen  Gesammtverband  zu  zwingen.  Wie 
lüafig  mnssten  nicht  die  deutschen  Könige  und  Kaiser  das  ganze  Mittel- 
ster hindurch  sich  die  allgemeine  Anerkennung  mit  den  Waüßn  erk&mpfenl 
^nso  waren  die  Religionskriege  und  der  3()jährige  Krieg  nichts  anderes 

l* 
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IV.  Von  den  Zeiten  der  Ottonen  an  verband  sich  sodann 
mit  dieser  romanisirenden  Gross -Staats -Idee  in  Folge  der 
Stellang  der  deutschen  Könige  nnd  Kaiser  znr  römischen 
Kirche  als  deren  Advocaten  ein  eigenthümlicher  sie  lEast  bis 
znr  Universalität  erhebender  christlich  religiöser  Charakter^); 
da  die  Verwirklichung  des  Reiches  oder  des  Friedens 
Gottes  auf  Erden,  der  cii^tas  Dei^  nach  dem  Ausdrucke  des 
Kirchenvaters  Augustinus,  durch  den  kaiserlichen  Arm  als  die 
Aufgabe  der  weltlichen  Macht  betrachtet  wurde  ^). 

V.  Mit  der  Entwickelung  des  deutschen  Städtewesens  trat 
endlich  auch  die  Grundidee  der  antiken  Republiken,  die  Idee 
der  gemeinen  Freiheit  und  Rechtsgleichheit  der  Städtebürger, 
in  den  Kreis  des  deutschen  Volkslebens  ein,  und  erwuchs  nach 
und  nach  zur  Idee  des  modernen  Staatsbifrgerthums,  sowie 
die  Bildung  staatlicher  Territorien  in  Deutschland  grössere 
Fortschritte  machte. 

VI.  Auf  jene  gesammtstaatliche  Entwickelung  in  Deutsch- 
land ging  der  Ausdruck  „Reich'',  welchem  die  einzelnen 
Territorien  als  „Länder"  entgegengesetzt  wurden.  Die  Be- 
zeichnung als  Staat  oder  Staaten  scheint  vor  dem  XVI.  Jahr- 
hundert weder  von  dem  Reiche  noch  von  den  Ländern 
in  Deutschland  gebraucht  worden  zu  sein^). 


als  Kämpfe  des  naturwüchsigen  deutschen  Partikularismus  gegen  die  Cen- 
tralisation  oder  das  Aufdringen  des  Einheitsstaates,  wobei  die  Behauptung 
der  gefährdeten  protestantischen  Freiheit  dem  Ersteren  den  Namen  leihen 
musste.  Auch  in  der  neuesten  Zeit  hat  sich  gezeigt,  dass  keiner  der 
jetzigen  deutschen  Hauptstaaten  einen  deutschen  Einheitsstaat  will  und  ver- 
tragen kann,  ausser  unter  der  Bedingung,  dass  gerade  er  selbst  als  herr- 
schend an  die  Spitze  gestellt  würde. 

6)  Bluntschli,  über  den  Unterschied  der  mittelalterlichen  und  der 
modernen  Staatsidee.  München  1855.  >-  F.  Förster,  der  Staatsgedanke 
des  Mittelalters.    Greifswalde  1861. 

7)  Yergl.  z.  B.  die  Gonstitutio  FridericilL  a.  1220  (Pertz,  Legg.  TL  36) 
c.  7:  „Et  quia  gladius  materialis  constitutus  est  in  eubsidium  gladii  spiri- 
tualis *'  etc.  —  Uebereinstimmend  fordern  der  Sachsenspiegel  (1. 1)  nnd 
der  Schwabenspiegel  (Vorrede),  dass  der  Kaiser  mit  weltlichem  Gerichte 
bezwinge,  was  der  Papst  nicht  mit  dem  geistlichen  bezwingen  kann.  — 
Meine  deutsche  Rechtsgeschichte  3.  Aufl.  Stuttg.  1858.  Thl.  n.  §.47  u.  §.  56. 

*)  Erst  seit  den  Zeiten  Ludwigs  Xm.  und  Ludwigs  XIV.  von 
Frankreich  scheint  sich  das  Wort  „Staat'*  in  Nachbildung  des  französischen 
r^tat  in  Deutschland  eingebürgert  zu  haben. 
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§.3. 
Der  historische  8taat  und  die  8taatsidee. 

I.  Der  Staat  kann  in  zweierlei  Beziehung  Gegenstand 
^ssenschafUicher  Untersnchnngen  werden:  insofern  man  ihn 
nlmlich  entweder  historisch  oder  speknlativ  in  Betrachtnng 
zieht    Hiernach  mnss  man  den  Staat  in  der  Erscheinung 

—  den  historischen  Staat  —  und  den  Staat  in  der  Idee 

—  die  Staatsidee  —  unterscheiden.  Letztere  bemht  in 
dem  yemünftigen  Bewnsstsein  von  dem  Wesen,  und  somit 
der  sittlichen  nnd  natürlichen  Nothwendigkeit  des  Staates: 
Ersterer  stellt  sich  dagegen  als  eine  lokale  und  concreto  prak- 
tische Verwirklichung  der  Letzteren  dar. 

n.  Hieraus  folgt  aber  noch  keineswegs,  dass  die  Staats- 
idee der  Zeit  nach  als  dem  Staate  in  der  Erscheinung  noth- 
wendig  vorausgehend  betrachtet  werden  müsse.  Als  ver- 
nünftiger Gedanke  steht  nämlich  die  Staatsidee  an  sich 
ausser  aller  Zeit:  zum  concreten  Bewnsstsein  gelangt  sie 
aber  regelmässig  erst  dann,  wenn  das  natürliche  Bedürfniss 
bereits  zum  Staate  gedrängt,  d.  h.  er  sich  als  Zustand  selbst 
erschaffen  hat,  so  dass  sein  Dasein  als  unzertrennlich  von 
seinem  Bewnsstsein  erscheint.  Der  Staat  in  der  Erscheinung 
ist  überhaupt  kein  u  r  a  n  f ä  n  gl  i  ch  e  r  Zustand  der  Menschheit, 
sondern  ein  Produkt,  nnd  zwar  mitunter  ein  sehr  spätes,  ihrer 
allmähügen  sittlichen  und  natürlichen  Entwickelung  *).  Er  ist 
aber  so  wie  ein  natürliches,  so  auch  ein  sittliches  Bedürfniss, 
und  eben  darum  eine  Natur-  und  Vernunft-Nothwendig- 
keit^),  so  wie  bei  einem  Theile  der  Menschheit  die  natürlichen 


*)  So  z.  B.  sind  alle  Nomadenvölker  noch  nicht  auf  der  Stufe  des 
Staatszustandes  angelangt,  nnd  können  dies  nicht,  wenn  ihnen  nicht  möglich 
ist,  ihr  Wanderleben  aufzugeben,  woran  sie  vielleicht  natürliche  Verhältnisse 
immer  Terhindem  werden.  Doch  haben  selbst  diese  Völker  stets  einen 
gewissen  Kreis,  in  dem  sie  sich  bewegen  und  den  sie  fOr  ihre  Bewegung 
aassehiiesslich  in  Anspruch  nehmen.  Die  Civilisation  selbst  hat  ihren 
Namen  von  der  Verbreitung  der  Staatsidee  (civücu), 

*)  Dies  ist  auch  die  Meinung  von  Hegel,  Rechtsphilosophie  §.  57. 
nDer  Staat  ist  die  Wirklichkeit  der  sittlichen  Idee  —  der  sittliche  Geist 
ah  der  offenbare,  sich  selbst  dentüche  substanzielle  Wille,  der  sich  denkt 


6  §.  4.  Die  Staatsideal«. 

Vorbedingungen  aller Entwickelung  —  Familie,  Ansässig- 
keit und  Grundbesitz,  d.  h.  die  Idee  des  Immobiliar- 
Eigenthums  —  einmal  vorhanden  sind^). 

III.  Diese  natürlichen  Voraussetzungen  der  Staatenbildung 
treten  aber  weder  überall  gleichzeitig,  noch  auch  durchaus 
gleichmässig  ein.  Als  Produkt  der  Geschichte  steht  der 
Staat  jederzeit  unter  den  Einflüssen  gegebener  Verhältnisse, 
sowohl  tellurischer,  die  den  Charakter  des  Landes,  als  mora- 
lischer und  intellektueller,  die  den  Charakter  des  Volkes  be- 
dingen *). 

IV.  Die  Staatsidee  der  europäischen  christlichen  Völker 
ist  aber  die,  dass  durch  ein  weise  geordnetes  völker- 
schaftliches Zusammenleben  alles  Vernünftige  zur 
Entwickelung  und  Geltung  komme,  was  in  einem  Volke 
(im  Volksgeiste)  Entwickelungsfähiges  liegt. 

§.4. 

Die  Staatsideale. 

L  Ein  Staatsideal  ist  die  Vorstellung  von  einem  Staats- 
zustande, wie  er  dem  Wesen  —  dem  vernünftigen  Gedanken, 
der  Idee  —  des  Staates  und  somit  der  menschlichen  Natur 


und  weiss,  und  das  was  er  weiss,  und  insofern  er  es  weiss,  vollführt."  — 
Sehr  gut  sagt  Kapp,  in  der  Schrift  gegen  Schelling,  1843,  S.  348:  „Der 
Staat  und  die  Weltgeschichte  sind  der  Process  der  Menschheit  selbst,  in 
welchem  alle  Ideen  des  Geistes  Leben  und  Wirklichkeit  sich  schaffen.'' 

')  Völker,  welche  sich  nicht  zur  Ansässigkeit  und  Ackerbau  entschliessen 
können,  sind  eben  darum  auch  staatsunfahig.  Solche  Völker  gehen  noth- 
wendig  zu  Grunde,  sowie  sich  ihnen  die  Civilisation  nähert,  d.  h.  andere 
ackerbautreibende  Völker  gegen  ihre  Wohnsitze  vorrücken.  Dies  zeigt  sich 
deutlich  bei  den  ürbewohnem  Amerikas.  Es  ist  ein  Gesetz  der  Welt- 
geschichte, dass  die  üncultur  der  Cultur  erliegen  muss.  Insbesondere  wohnt 
der  europäischen  Civilisation  eine  zersetzende  Kraft  bei.  Die  asiatischen 
und  nordafrikanischen  Völker  werden  dagegen  davon  zur  Zeit  erst  wenig 
angegriffen,  weil  sie  selbst  eine  eigene  Cultur  und  eine  eigene  —  von  der 
modernen  europäischen  sehr  verschiedene  —  Staatsidee  haben,  deren  Grund- 
lage nicht  die  Idee  der  Rechtsgleichheit,  sondern  der  Ungleichheit  ist,  die 
sich  bei  ihnen  in  starren  (erblichen)  Formen  ausgeprägt  hat  und  einge- 
wurzelt ist. 

*)  Vgl.  meme  Schrift:  Die  Demokratie  in  Deutschland,  1853.  S.  60  flg. 
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am  Vollkommeiwten  entsi^icht  Solche  Ideale  erzeugen  sich 
immer  erst  spät,  nachdem  der  Staat  schon  längst  in  der  Ge- 
sehichte  besteht,  in  dem  Geiste  einzelner  begabter  Denker, 
dadurch,  dass  in  ihnen  der  Gegensatz  von  Idee  and  Wirk- 
liehkeit,  Wesen  nnd  Erscheinung  zam  Bewnsstsein  kommt.  Die 
Staatsideale  setzen  somit  eines  Theils  die  Erfahmng,  die  em* 
pirisehe  Kenntniss  des  Bedttrfnisses  und  den  Trieb  nach  seiner 
Befriedigung  vorans,  anderen  Theils  beruhen  sie  auf  Abstrak- 
tionen Yon  dem  Unvollkonmienen  und  Unbefriedigenden  und 
auf  Voranssetzung  des  Guten  und  Trefflichen. 

IL  In  dem  Ideale  kttndigt  sieh  zwar  die  Staatsidee  als 
praktisch  an,  d.  h.  als  Bewnsstsein  und  kategorischen  Imperativ 
dessen,  was  von  dem  in  einem  Staate  vereinigten  Theile  der 
Menschhat  angestrebt  werden  soll,  soweit  überhaupt  das 
menschliehe  Streben  hier  von  Bedeutung  ist.  Da  aber  die 
Ideale  als  blose  Gedankendinge  ausserhalb  des  Raumes  und 
der  Zeit  stehen,  und  auf  Abstraktionen  von  gegebenen  Ver- 
hätnissen  nnd  auf  Voraussetzungen  beruhen,  die  sich  nie  und 
nirgends  so,  wie  sie  gedacht  werden,  in  der  Wirklichkeit  vor- 
finden, nnd  da  namentlich  die  Bedürfnisse  sich  niemals  er- 
schöpfen, nnd  aus  der  Befriedigung  des  einen  sich  immer  wieder 
neue  gebären,  der  Geist  aber  in  seiner  weltgeschichtlichen 
Entwickelung  überall  nur  in.  gegebenen  Elementen  wirken  kann 
und  muss,  so  sind  die  Ideale  nothwendig  unerreichbar, 
mid  zwar  dies  um  so  mehr,  je  weniger  bei  ihrer  Aufstellung 
auf  die  Wirklichkeit,  d.  h.  auf  die  Naturanlagen  und  den 
Bitdicben  Charakter  der  einzelnen  Völker  und  die  besondere 
Beschaffenheit  der  einzelnen  Länder  und  die  lokalen  Bedürf- 
nisse Bücksicht  genommen  ist.  ^ 

in.  Wer  daher  seinem  Volke  und  Lande  wirklich  nützen 
will,  muss  frühzeitig  sich  gewöhnen,  neben  der  Kenntniss  der 
Ideen  sich  auch  die  Kenntniss  der  vorhandenen,  in  Wirklich- 
keit gegebenen  Kräfte,  Zustände  und  Bedürfoisse  zu  verschaffen, 
am  nicht  über  dem  Streben  nach  dem  Vollkommenen  nnd 
Besten  das  Erreichbare  und  Gute  zu  verfehlen,    und   durch 


*)  Durch  Vemachl&ssigang  der  Racksicht  aaf  die  Wirklichkeit  kann 
em  Stsatsideal  leicht  ganz  unpraktisch,  ein  blosses  Gedankenspiel  werden, 
via  z.  6.  das  Platonische  BtaatsideaL 


8  §.  5.  Bechdicher  Charakter  des  Staates. 

rein  ideologisches  Treiben  und  Drängen  mehr  zn  schaden  sls 
zn  nützen.^) 

§.  5. 
Rechtlicher  Charakter  des  Staates. 

I.  Bezeichnet  man  eine  Verbindung,  die  unter  mehreren 
Personen  zur  Geltendmachung  von  Interessen  besteht, 
welche  sie  als  gemeinsame,  gleichmässige  und  blei- 
bende, d.  h.  in  der  menschlichen  Natur  gegründete,  und 
somit  als  sittliche  Interessen  anerkennen,  als  em  Gemein- 
wesen (imwersiias)^  SO  steht  auch  der  Staat  in  Folge  seines 
Charakters  als  völkerschaftliche  und  stetige  Einigung 
in  rechtlicher  Beziehung  unter  dem  Gattungsbegriffe  von 
Gemeinwesen.  Ueberdies  tritt  der  Begriff  von  Gemeinwesen 
historisch  zuerst  nur  da  hervor,  wo  eine  Anzahl  stammver- 
wandter ansässiger  Familien  sich  in  sittlicher  Einh^t 
zu  erfassen  anfängt. 

n.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet  ist  der  Staat 
ursprünglich  (historisch)  sogar  vollkommen  mit  Gemeinwes^i 
identisch,  d.h.  er  ist  ursprünglich  das  einzige,  und  zwar 
durch  sich  selbst,  d.  h.  durch  seine  Vemttnfdgkeit  und 
Natumothwendigkeit  unmittelbar  begründete*),  keiner  höheren 
Bestätigung  bedürftige  Gemeinwesen^),    oder  öffentlicher 

*)  In  Deutschland  ist  die  politische  Wissenschaft  grossentheils  viel  zu 
sehr  ideologisch  und  darum  unpraktisch.  Yergl.  meine  Schrift:  Die  De- 
mokratie in  Deutschland,  1853.  S.  79. 

<)  Hegel,  Rechtsphilosophie,  §.  258.  „Der  Staat  ist  an  sich  vernünftig 
als  Wirklichkeit  des  suhstanziellen  Willens." 

<)  Hiermit  ühereinstimmend  sagt  v.  Savigny,  System  des  römisdien 
Redites,  I.  §.  9.  p.  22.  „Die  Erzeugung  des  Staates  ist  die  höchste  Stufe 
der  Rechtserzeugung."  —  Durch  Nichtbeachtung  der  bei  der  Gemeinde- 
und  Staatenbildung  mit  Nothwendigkeit  wirkenden  natürlichen  und  sittlichen 
Momente  und  durch  Verkennung  des  Wesens  eines  Zustandes  (status  — 
siehe  oben  §.  1  Note  3)  ist  R.  Mauren  b  rech  er,  die  deutschen  regieren- 
den Fürsten  und  ihre  SouverÄnetät,  Frankf.  1839,  S.  275  u.  f. ,  zu  der  un- 
richtigen Behauptung  verleitet  worden,  dass  die  universitas  nur  ein  positiv- 
rechtlicher  und  resp.  nur  römisch  -  privatrechtlicher  Begriff  sei,  und  daas 
daher  der  Staat  auch  nur  in  sofern  eine  Persönlichkeit  habe,  als  seine 
privatrechtlichen  Befugnisse  und  Verpflichtungen,  wie  Eigentham  und 
Schulden,  in  Frage  seien.  —  Vergl.  auch  Wipp  er  mann,  Beitr.  L,  6.  36. 
—  Vergl.  unten  §.  58  bei  Note  5. 
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Zn stand  {res  publica  sc.  res  popuUca)  im  Gegensätze  des 
engeren  Familienkreises  ^X  ^  ^^  ^^^  zuerst  nnr  als  städtische 
oder  Landgemeinde,  oder  sofort  als  grössere  YÖlkersehaftliche 
Einigung  hervortreten. 

m.  Eben  dämm  aber,  weil  der  Staat  den  Beehtsgmnd 
seiner  Existenz  in  sich  selbst  (in  seiner  Vemünftigkeit) 
trägt,  kömmt  ihm  auch  als  einem  lebendigen  Organismus^), 
eine  Persönlichkeit,  nämlich  die  Eigenschaft  einer  soge- 
nannten moralischen  oder  juristischen  Person  und 
zwar  absolut  zu^),  und  ist  er  somit  auch  ein  nach  Aussen 
unabhängiges  und  selbstständiges,  oder  im  völker- 
rechtlichen Sinne  souveränes  Gemeinwesen^). 

§.6. 
Verhältniss  des  Staates  zu  den  Individuen. 

I.  Da  der  Charakter  des  Staates  als  Gemeinwesen  (§.  5) 
indem  Dasein  und  der  Geltung  völkerschaftlich-gemein- 
samer Interessen  beruht,  so  ergibt  sich  hieraus  von  selbst, 
dass  die  Specialinteressen  der  einzelnen  Staatsmitglieder  den 
Interessen  der  Gesammtheit —  dem  sogenannten  öffent- 


^  In  diesem  Sinne  kann  jeder  Staat  eine  Republik  genannt  werden, 
nnd  soll  es  sein.  Meistens  verbindet  man  aber  mit  diesen  Worte  h.  z.  T. 
einen  anderen  Sinn  (Yolksherrschaft  im  Gegensatze  der  Monarchie). 

*)  Cicero y  de  rep.  „Homo  ex  pluribus  unus/*  —  In  der  Idee  eines 
Gemeinwesens  ist  das  Dasein  einer  Organisation  stets  selbstverständ- 
lich inbegriffen.  Die  häufige  Bezeichnung  des  Staates  als  eines  organi- 
schen Gemeinwesens  ist  daher  pleonastisch. 

*)  V.  Savigny,  System  des  römischen  Bedits,  I.  p.  23.  „In  dem 
Staate  erst  erhält  das  Volk  wahre  Persönlichkeit,  also  die  Fähigkeit  sum 
fiandehi.''  —  Mit  Hecht  erklärt  es  Bluntschli,  aUgem.  Staatsr.  2.  Aofl- 
1857.  Bd.  I.  8.  63  als  ein  Verdienst  der  historischen  Schule,  den  organi- 
schen Charakter  des  Staates,  im  Gegensatze  seiner  Auffassung  als  einer 
Anstalt  (siehe  oben  §.  2  Note  1)  wieder  in's  Bewusstsein  gebracht  zu 
luiben. 

*)  Siehe  unten  §.  54  (von  der  sog.  Staatssouveränetät)  und  §.  58  (von 
der  Staatspersönlichkeit).  —  Uebereinstimmend  sagt  H.  A.  Zachariä 
dea^h.  Staatsr.  2.  Aufl.  S.  35:  „Der  Staat  in  abstrakter  Auffassung  ist 
dag  selbstständige  und  unabhängige  (aouveraine),  die  oberste  Leitung 
^  Förderung  der  organisch  verbundenen  Glieder  umfassende  Gemein- 
weieii." 
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liehen  Wohle  —  untergeordnet  sein  mflssen,  nnd  hierdurch 
erscheint  der  Staat  seinem  Wesen  nach  als  Herrschendes 
über  dem  Individuum  0* 

II.  Die  Herrschaft  des  Staates  über  das  Individuum  enthalt 
aber  keine  Vernichtung  (Negation)  der  individuellen  Freiheit 
oder  des  Rechtes  der  Einzelnen^),  sondern  diese  Herrschaft 
ist  schon  mit  dem  Begriffe  und  Wesen  und  der  Wechsel- 
beziehung zwischen  Individuum  und  Gattung  von  selbst 
gesetzt  und  eben  dadurch  als  vemunftnothwendig  gerecht- 
fertigt.  So  wie  nämlich  das  Individuum  nur  dadurch  als 
vemttnftiges  gilt  und  gelten  kann,  dass  es  an  dem  Wesen  der 
Gattung  (dem  Allgemeinen)  Antheil  hat,  und  dieses  Wesen  in 
sich  ausprägt,  und  somit  das  Gesetz  der  Gattung  auch  als  das 
seinige  anerkennt,  so  steht  auch  der  Staat  herrschend  ttber 
dem  Individuum  als  der  Zustand,  welcher  die  wirkliche  Gel- 
tung des  Allgemeinen  (Gattungsmässigen,  Vemttnftigen)  in 
der  allein  praktischen  Form  und  durch  die  Vermittlung  des 
Gemeinsamen  in  einem  bestimmten  völkerschafflichen  Kreise 
ermöglicht  und  verbürgt. 

in.  Nicht  minder  liegt  der  Herrschaftsbegriff  in  dem  Be- 
griffe des  Vernünftigen  und  somit  auch  in  dem  Rechts - 
begriffe  selbst,  da  das  Vernünftige  und  somit  auch  das 
Becht,  nicht  anders  als  wie- etwas  Gültiges,  d.  h.  herrschen 
Sollendes,  gedacht  werden  kann'). 

IV.  Die  Schwierigkeit  liegt  auch  nicht  sowohl  darin, 
(theoretisch)  zu  begreifen,  dass  im  Staate  geherrscht  werden 
muss,  und  dass  die  Herrschaft  an  sich  vemunft-nothwendig  ist, 


*)  Auf  das  Moment  der  Herrschaft,  welches  an  sich  schon  (impiieäe) 
in  dem  Begriffe  einer  völkerschaftlichen  Einigung  (§.  1)  und  eines  Gemein- 
wesens liegt,  hat  besonders  Bluntschli,  bei  seiner  Begrifebestimmnng 
vom  Staate  Rücksicht  genommen  (allg.  Staatsrecht,  2.  Aufl.  Bd.  L  S.  96): 
„der  Staat  ist  eine  Gesanmitheit  von  Menschen,  in  der  Form  von  Re- 
gierung und  Regierten  auf  einem  bestimmten  Gebiete  verbunden  zu 
einer  sittlich  organischen  Persönlichkeit." 

*)  Nicht  der  (sittlichen)  Freiheit,  sondern  der  WillkOhr  soU  im  Staate 
eine  Schranke  gesetzt  werden.  Wo  keine  Herrschaft,  da  ist  Anarchie 
(Herrschaftslosigkeit)  und  diese  ist  überall  das  Grab  der  Freiheit 

>)  umgekehrt  beruht  der  Begriff  des  Unrechts  darauf,  dass  sich  ein 
dem  allgemeinen  widersprechender  WiUe  gegen  den  allgemein  vernünftigen 
Willen  geltend  zu  machen  sucht    Hegel,  Rechtsphiloa.  $.  82. 
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sondeni  die  Schwierigkeit  liegt  vielmehr  in  der  praktigchen 
LOsoBg  der  Frage  ^  was  ab  GesammtintereBse  im  Staate  an- 
znerkennen  ist 

V.  Im  Allgemeinen  lägst  sich  nur  so  viel  angeben,  dass 
äch  der  Staat  nm  so  besser  befindet,  je  weniger  er  in  die 
Lage  kommt,  Opfer  spezieUer  Interessen  zu  fordern  und  je 
mehr  Schonung  und  BerücksichtigaDg  er  denselben  gewähren 
kann.  In  diesem  Sinne  kann  man  sagen,  dass  das  öffentliche 
Wohl  in  der  möglichst  gleichmässigen  and  harmonischen  Be- 
friedigang  aller  Spezialinteressen  besteht  und  daher  nichts 
anderes  ist,  als  die  Ausgleichung  und  das  Produkt  derselben  ^). 
Als  Gemeininteresse  gilt  im  FaUe  eines  Confliktes  dasjenige, 
was  der  Staat  in  gewissen  als  gesetzlich  anerkannten  Formen 
positiT  dafür  erklärt^). 

§.7. 
Verh'ältniss  des  Staates  zur  Familie. 

I.  Die  Familie  als  natürliche,  auf  Gemeinschaftlichkeit 
des  Thorus,  des  Blutes  und  des  Heerdes  sich  gründende  Ver- 
bindung, ist  als  solche  ein  eigenthümlicher,  von  dem  Begriffe 
und  dem  Bestehen  des  Staates  an  sich  völlig  unabhängiger 

Rechtsbegriff  *). 

n.  Die  Familienverbindung  ist  wohl  bei  allen  Völkern 
früher  vorhanden  gewesen,  als  der  Staat,  so  wie  auch  m  ihrer 
Erweiterung  das  natürliche  Element  der  Völker-  und  Staaten- 


*)  Cicero  y  de  ofBc.  HL  c.  6.  „Unum  debet  esse  omn&uß  propositnm, 
at  eadem  sit  utüitas  nninscnjueque  et  universomm,**  —  Der  Staat  ist  für 
Alle,  nicht  für  Einzelne.  —  In  diesem  Sinne  hat  jeder  Staat  eine  demo- 
kratische Gnmdlage,  d.  h.  er  ist  auf  die  allgemeinen  Interessen 
gegründet,  selbst  wenn  er  in  despotischer  Form  regiert  wird,  was  auch  der 
sogenannte  Despotisme  öclair^  geradezu  anerkennt  —  Aehnlich  sagt  v.  S  a- 
Tigny,  I.  c  I.  §.  9.  „Das  Becht  hat  sein  Dasein  in  dem  gemeinsamen 
Volksgeiste,  also  in  dem  Gesammtwillen,  der  insofern  auch  der  WiUe  jedes 
Einzelnen  ist" 

*)  Cicero,  de  rep.  I.  32.  „Domini  sunt  cives  legum,  belli,  pads,  foe- 
demm,  capitis,  uniuscujusque,  pecuniae." 

0  Pompon.  „Jura  scmguvnis  nuÜo  jure  civfli  dirimi  possunf  (L.  8. 
Big.  de  R  J.)  ~  Vergl.  die  Bemerkung  ▼.  Sarigny^s,  oben  §.  1.  Note  8. 
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bfldnng  selbst  liegt  ^.  Sie  ist,  an  sich  betrachtet;  selbst  schon 
eine  Art  von  klein em^  wenn  gleich  anyollkommenem^  Ge- 
meinwesen (gleichsam  der  Typns  eines  solchen) ,  d.  h.  sie 
ist  im  Verhältnisse  zu  ihren  Mitgliedern  bereits  schon  ein 
dorch  natflrliche  Elemente  vermittelter,  von  einem  gemeinsamen, 
sittlichen  Geiste  dnrchdrangener  Znstand,  der  jedoch  im  Ver- 
gleiche mit  dem  Staate,  als  dem  allgemeineren,  nnd  darum 
sog.  öfifentlichen  Znstande  (§.  5),  doch  nur  als  ein  beson- 
derer (specieller)  Zustand  erscheint. 

m.  So  lange  der  Staat  noch  nicht,  oder  nur  wenig  ent- 
vrickelt  ist,  so  lange  tritt  die  ursprüngliche  corporative 
Bedeutung  der  Familie  natnrgemäss  noch  mächtig  hervor  als 
Familien -Gultus,  Familienrath,  Familiengericht  und  Familien- 
rache ^).  Hat  aber  die  Staatenbildung  einmal  stattgefunden, 
so  tritt  die  Familienverbindung  selbst  unter  die  Aufsicht  und 
den  Schutz  des  Staates^),  welcher  ihr  eine  um  so  grössere 
Aufmerksamkeit  zu  widmen  hat,  als  er  darin  fortwährend  die 
eigentliche  Basis  seiner  eigenen  physischen  und  moralischen 
Existenz  anerkennen  muss^). 

IV.  Je  kräftiger  sich  der  Staat  entwickelt,  je  mächtiger 
er  seine  Gresetzgebung,  Gerichtsbarkeit  und  Polizeigewalt  ent- 
faltet, um  so  mehr  tritt  die  corporative  Bedeutung  der  Familie 
in  den  Hintergrund,  und  während  sie  ursprünglich  bei  fast 
allen  Völkern  sogar  ein  souveraines  Jus  vitae  et  neeis  ausübt, 
sinkt  sie  allmählig  zu  einem  einfachen  und  untergeordneten, 
hauptsächlich  nur  noch  privatrechtliche  Wirkungen  äussern- 
den bürgerlichen  Zustande  herunter^). 


*)  So  bezeichnet  Horatku  sehr  schön  den  Zeitpunkt  der  ersten  Civilisa- 
tion  bei  den  Griechen,  als  es  dem  Orpheus  gelang  „concubitu  prohibere 
vago."  —  Ars  poet  398. 

')  Grundansicht  des  älteren  germanischen  Rechtes. 

*)  Vergl.  V.  Savigny,  System  des  römischen  Rechtes,  L  p.  23. 

^  Daher  die  Ehegesetze  des  Staates.  Vortrefflich  erkannte  der  Imper. 
Octavianus  Augustus  die  Wichtigkeit  dieser  Verhältnisse  in  seinen  Reden 
de  maritandis  ordinibus  etc.  an.    Heineccius,  antiq.  Rom.  I.  L  tit  25.  §.  VII. 

^)  Diese  Auflfassung  findet  sich  im  Justiniaiieischen  Rechte,  und  über- 
haupt in  den  moderneren  Gesetzen.  ^  Nur  im  deutschen  P  riy  atftirstenrechte 
tritt  mitunter  die  altgermanische  corporative  Bedeutung  der  Familie,  resp. 
der  Agnaten  noch  stärker  hervor. 
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V.  Staat  und  FamiHe  haben  daB  gemeinsam;  dasB  sie 
beide  natnr-  und  yenrnnftnoibwendige  Zustände  sind,  also 
d^  oberste  Rechtsgrnnd  von  beiden  in  ihrer  Vemünftigkeit 
liegt:  fibrigens  sind  sie  sowohl  dnreh  ihre  Begründnogs- 
art  und  dnreh  ihren  Zweek,  als  aneh  dnreh  den  Umfang 
und  die  Gränzen  der  in  ihnen  geltenden  Gewalt  genugsam 
imterschieden. 

§.8. 
Varhältniss  des  Staates  zu  anderen  Gemeinwesen. 

L  Als  absolutes  {souveraines)  Gemeinwesen  (§.  5)  und 
als  unerlässliche  Bedingung  (§.  3)  fllr  die  Entwickelung  und 
den  Fortschritt  der  Menschheit,  kann  der  Staat,  so  wie  er 
einmal  in  der  Geschichte  steht,  in  sich  keine  Verbindung 
als  berechtigt  anerkennen,  einen  gleichen  absoluten  Charak- 
ter, d.  h.  eine  absolute  Unabhängigkeit,  absolute 
Autonomie  in  Bezug  auf  ihre  äussere  Erscheinung  in  dem 
Kreise  des  Staatslebens  und  im  Verhältnisse  zu  diesem 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Hieraus  folgt,  dass  keine  Gemeinheit 
[umversitas,  corpus)  im  Staate  bestehen  und  keine  Verbindung 
sich  einen  corporativen  Charakter  beilegen  kann,  sie  sei  denn 
Yom  Staate  gebilligt  und  ausdrücklich  mit  diesem  Charakter  be- 
liehen worden^).  In  dieser  Beziehung,  d.  h.  hinsichtlich  der 
praktischen  Ausübung  corporativer  Rechte,  ist  daher  der  Staat 
QueUe  aller  formalen  Berechtigungen  der  in  ihm  bestehenden 
Körperschaften,  und  jede  Gemeinheit  (univergitas)  im  Staate  ein 
Yon  diesem  selbst  abgeleiteter  und  nach  seinem  Vorbilde  ge- 
schaffener Bechtsbegriff. 

U.  Hiermit  soll  aber  keineswegs  behauptet  werden,  dass 
es  nicht  Verbindungen,  Genossenschaften  oder  Associationen 
geben  könne,  welche  nicht  von  Haus  aus,  d.  h.  wegen  ihrer 
sittlichen  und  yemttnftigen  Zwecke,  einen  materiell-recht- 
lichen Anspruch  darauf  hätten,  von  dem  Staate  formell 
als  Corporationen  erklärt  zu  werden,  oder  doch  die  Aner- 
kennung ihrer  Unabhängigkeit  (Autonomie)  in  ihrem  Innern, 


0  Biese  Theorie  ist  im  römischen  Rechte  sehr  entwickelt,  und  gilt 
dah^  Mich  positiv  als  die  gemeinrechtUche  in  Deutschland. 
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gerade  so  wie  die  Familie  (§.  7)  zn  begehren,  so  dass  der 
Staat  ein  grosses  Unrecht  begehen  würde,  wenn  er  ihnen  diese 
Anerkennung  verweigem  wollte.  Namentlich  gilt  dies  yon 
Verbindungen,  welche  znm  Theil  historisch  älter  sind, 
wie  der  Staat  2),  und  ans  welchen  er  selbst  bei  einer  gewissen 
Nation  erst  erwachsen  ist,  welche  also  sogar  oft  lange  Zeit 
seine  Stelle  vertreten  haben,  wie  z.  B.  in  Deutschland  die 
Stadt-  und  Landgemeinden. 

III.  Nur  mit  dieser  Einschränkung  darf  man  daher  den 
vielfach  missdeuteten  und  missbrauchten  Sats  verstehen,  dass 
der  Staat  keinen  ,,8tatug  in  statu"  dulden  könne.  Ausserdem 
würde  man  dem  Staate  eine  Allmacht  beilegen,  welche  der 
vernünftigen,  in  der  Natur  der  Verhältnisse  liegenden  Schranke 
entbehrend,  das  Grab  aller  individuellen  Freiheit,  namentlich 
der  Associationsfreiheit  sein  würde,  gleichviel  ob  der  Staat 
autokratisch  oder  demokratisch  oder  wie  immer  organisirt  ist^). 

IV.  Auch  kann  kein  Staat  das  Bestehen  von  Gemeinheiten 
und  Körperschaften  entbehren ,  weil  er  selbst  sonst  seine  Hilfs- 
mittel zu  sehr  anstrengen  und  seine  Thätigkeit  zu  sehr  zer- 
splittern müsste  und  auch  vieles  besser  durch  lokale  Gemein- 
wesen oder  auf  freiwilliger  Verbinduug  beruhende  Körperschaften 
besorgt  und  geleistet  werden  kann. 

V.  Wo  aber  der  Staat  in  sich  eine  Verbindung  als  Cor- 
poration anerkennt,  ist  sie  von  ihm  nicht  nur  wesentlich  durcb 
ihren  besonderen  Zweck,  sondern  überdies  dadurch  hauptsäch- 
lich unterschieden,  dass  sie  kein  souveraines  Geweinwesen  ist, 
sondern  von  dem  Staate  die  Lex  ihres  Daseins  innerhalb  seines 
Gebietes  und  in  ihren  Beziehungen  zu  ihm  erhält. 

VI.  In  den  geschichtlich  bestehenden  Staaten  ist  häufig 
gewissen  Körperschaften,  wie  der  Kirche,  einzelnen  Städten, 
Provinzen  oder  Landschaften  u.  s.  w.  ihr  Bestehen  und 


<)  So  z.  B.  ist  die  christliche  Kirche  in  vielen  deutschen  Ländern  viele 
Jahrhunderte  älter,  als  der  dermal  bestehende  Staatsverband. 

3)  Namentlich  ist  es  die  sog.  Democratie  disciplin^e,  welche  die  vollstän- 
dige Nichtigkeit  der  individuellen  und  corporativen  Berechtigung  gegenüber 
von  der  Gesammtheit  zum  politischen  Dogma  erhoben  hat.  —  Ueber  die 
Berechtigung  und  die  Schranken  der  corporativen  Autonomie  im  Staate, 
vergl.  die  vortrefiliche  Abhandlung:  Bechtsphilosophische  Zeitgedanken,  in 
der  deutsch.  YierteUahrs-Schrift,  1861.  Hft.  I.  S.  861  flg. 
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die  Unantastbarkeit  ihrer  Einrichtangen  nnd  Statute,  und  die 
beigebrachte  Freiheit  und  Selbstständigkeit  {i^utofiomi«)  in  Be- 
soigiing  ihrer  Angelegenheiten  doroh  Verfassnngsgesetze  oder 
Staatsverträge  zugestanden  und  gewährleistet  worden ,  wovon 
sieh  in  Deutschland  häufige  Beispiele  finden. 

§.9. 
Verhältniss  des  Staates   zur  bürgerlichen  GesellscliafL 

L  Die  in  einem  Staate  vereinigte  Menschenmasse  an  sich 
betrachtet  y  d.  h.  abgesehen  und  unabhängig  von  der  Staats- 
form und  der  durch  den  Staatsbegriff  Ober  sie  gesetzten  Be- 
herrschung und  den  hierdurch  besonders  bedingten  Zuständen, 
wird  in  der  neueren  Zeit  nicht  selten  als  bürgerliche  Ge- 
sellschaft bezeichnet.  Es  ist  hierunter  nichts  anderes  zu 
rentehen,  als  das  einfache  Goexistenzverhältniss  der  ver- 
sehiedenen  Klassen  und  Schichten  der  Bevölkerung,  mit  ihren 
Yon  Haus  ans  verschiedenen,  oft  einander  feindlich  gegenüber 
stehenden  Interessen,  ihren  Bedürfnissen,  Erwerbs-Quellen, 
VermOgensyerhäHnissen,  Leidenschaften,  sittlichen  und  religiösen 
Ideenkreisen,  also  das,  was  man  besser  als  sociale  Zustände 
bezeiehnet 

n.  Eine  bürgerliche  Gesellschaft  in  diesem  Sinne  findet 
flieh  naturgemäSB  in  jedem  Staate,  nnd  eben  in  ihm  und  durch 
ihn  sollen  diese  socialen  Zustände  ihre  Verbesserung  und 
Ausgleichung  finden.  Diese  bürgerliche  Gesellschaft  bleibt 
auch  allerdings  bestehen,  wenn  die  Staatsform  verändert  wird, 
oder  der  Staat  zerfäUt,  und  geht  ebenso  in  die  neue  Staats- 
form oder  in  die  aus  den  Trümmern  des  bisherigen  Staates 
sich  neubildenden  Staaten  über^);  es  mttsste  denn,  was  nicht 
leicht  vorkommt,  die  ganze  Bevölkerung  vernichtet  und  aus- 
gerottet worden  sein. 

in.  Die  socialen  Zustände  der  Bevölkerung  bilden  ftir  den 
Staat  eine  wesentliche  Grundlage  und  das  eigentliche  Feld 
der  Thätigkeit  ftir  die  Staatsregierung,  indem  sie  von  dieser 


0  Hieraos  erklärt  sich  anch»  wanun  Bevolutionen  meistens  nichts  als 
äne  Verandernng  der  Regiernngsform,  aber  keine  materielle 
Verbesserung  herbeiznfnhren  Termdgen. 
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BerttcksichtigQng,  Verb^sserong  und  Ansgleichung  erheischen: 
sie  sind  die  Quelle  der  Anforderungen,  welche  die  Bevölkerung^ 
an  die  Regierung  macht  und  denen  die  Regierung  zu  gentXgen 
suchen  muss. 

IV.  Die  socialen  Zustände  enthalten  jederzeit  auch  den 
Keim  des  Rechtes,  d.  h.  das  Bedttrfniss  der  Rechtsgeltung, 
und  die  Elemente  der  Rechtsentwickelnng,  sei  es  durch  Her- 
kommen oderGrcsetzgebung:  die  eigentliche  Rechtserzeugung 
und  Rechtshandhabung  ist  und  bleibt  aber  die  Sache  des 
Staates. 

V.  Die  bürgerliche  Gesellschaft  in  dem  angegebenen  Sinne 
kann  daher  auch  geschichtlich  nie  selbstständig  bestehen,  son- 
dem  nur  im  Staate,  und  wtirde  naturgemäss  sofort  wieder  zur 
Staatenbildung  drängen,  wenn  sie  auch  nur  einen  Augenblick 
als  ausser  demselben  stehend  erscheinen  könnte.  Es  ist  daher 
auch  durchaus  geschichtswidrig,  wenn  mitunter  das  Vorkommen 
einer  bürgerlichen  Gesellschaft  als  einer  allgemeinen  lieber- 
gangsstufe  von  der  Familie  zum  Staate  behauptet  werden 
wilP).  Die  Anhänger  dieser  Ansicht  wollen  unter  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  eine  Verbindung  verstehen,  in  welcher 
zwar  bereits  eine  Beherrschung  besteht,  die  jedoch  nur  die 
natürlichen  Interessen  der  Individuen  an  ihrer  Existenz  und 
Subsistenz  und  nur  individuellen  Recbts-Schutz  und  Sicherheit  des 
Eigentfaums  zum  Zwecke  habe  und  auch  nur  lokal  unter  solchen 
Personen  erscheine,  welche  in  den  angegebenen  Beziehungen 
von  einander  naturgemäss  abhängen,  wogegen  man  der  Be- 
herrschung im  Staate  noch  ein  weiteres,  höheres  Ziel  bestimmen 
zu  müssen  glaubt.  Eine  bürgerliche  Gesellschaft  in  solchem 
Sinne  ist  aber  nichts  anderes,  als  ein  wirklicher,  wenn  auch 
kleiner  Staat,  welcher  jedoch  nur  erst  auf  einer  niederen  Gnltur- 
und  Entwickelungs-Stufe  steht  ^). 


<)  Schlözer,  allgemeines  Staatsrecht,  1703,  §.  4  —  Am  conseqaen- 
testen  entwickelt  findet  sich  dieser  Gegensatz  bei  Hegel,  Rechtsphilosophie, 
§.  183.  188.  —  Auch  hat  ihn  K.  S.  ZachariÄ,  40  Bücher  vom  Staate, 
1839,  I.  p.  54,  angenommen.  Denselben  Gegensatz  sucht  Vollgraff, 
System  der  prakt  Politik  im  Abendlande,  Bd.  L,  durch  die  Worte  „Stat 
und  Staat*'  auszudrücken. 

')  Dies  gibt  Hegel  §.  188  eigentlich  selbst  zu,  indem  er  daselbst  die 
bürgerliche  Gesellschaft  einen  Noth-  und  Yerstandes-Staat  nennt 
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VI.  Nur  das  lässt  sich  als  geschichtlich  wahr  nachweisen, 
dass  alle,  später  noch  so  grossen  Staaten,  kleine  Anfänge 
gehabt  haben,  dass  aber  die  weltgeschichtliche  Entwickelang 
der  Menschheit  zur  Bildung  grosser  Staaten  hindrängt,  und 
dass  anch  in  einem  höher  civilisirten  Staate  die  Sorge  ftr  das 
Gemeine  nnd  Nothdttrftige  nicht  aufhören  kann. 

§.  10. 
Verliältniss  des  Staates  zu  dem  sogenannten  Naturstande. 

I.  Häufig  setzt  man  dem  Staate  als  einem  Zustande  der 
Beherrschung  {societas  cum  imperio,  §.  6)  einen  sogenannten 
Naturstand  als  einen  Zustand  blosser  Socialität  ohne  Be- 
herrschung (societas  sine  imperio)  entgegen  *).  Dieser  Naturstand 
soll  dem  Staate  historisch  vorangehen  und  somit  der  ursprüng- 
liche und.  eigentlich  natürliche  Zustand  der  Menschheit  sein: 
weil  aber  in  ihm  die  individuelle  Willktthr  herrscht  und  folglich 
alles  Recht  unsicher  ist,  so  wird  gefordert,  dass  die  Menschheit 
(yemünftiger  Weise)  aus  ihm  heraus  und  in  den  Staat  trete, 
welcher  die  Aufgabe  habe,  das  Recht  zu  sichern  und  zu 
schützen. 

II.  Allein  schon  die  Bezeichnung  dieses  Zustandes  einer 
beherrschungslosen  (anarchischen)  Socialität  als  Naturstand 
ist  nicht  glücklich  gewählt,  da  auch  der  Staat  durchaus  nichts 
Widernatürliches,  sondern  jedenfalls  auch  ein  nattlrlicher, 
d.  h.  in  der  menschlichen  Natur  wurzelnder  und  mit  Noth- 
wendigkeit  sich  hieraus  entwickelnder  Zustand  ist^). 

III.  Ueberdies  ist  aber  die  Realität  des  sogenannten 
Naturstandes,  d.  h.  eine  sociale  Goexistenz  von  menschlichen 
Individuen  ohne  eine  Beherrschung,  historisch  ftlr  keine 
Zeit  und  kein  Volk  nachweisbar^).    Wo  immer  Menschen 


<)  Die  Lehre  vom  Naturstande  wurde  durch  Hobbes  aufgebracht. 
Ihre  scheinbare  Einfachheit  und  dialektische  Richtigkeit  verschaffte  ihr 
viele  Anhänger,  besonders  unter  den  Juristen.  Noch  in  neuerer  Zeit  ver- 
theidigte  sie  K.  S.  Zachariä,  40  Bücher  v.  Staate,  Bd.  I.  S.  49  flg. 

*)  Dies  übersehend  gelangte  E.  S.  Zachariä,  a.  a.  0.,  I.  S.  IBO,  da- 
liin,  den  Staat  geradezu  „ein  Uebel''  zu  nennen! 

^  Die  Forderung :  „  Exeundum  esse  ex  statu  naturae ! "  ist  demnach 
ganz  überflüssig. 

ZSpfl,  StaaUrecht.   5.  Aufl.   1.  2 
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vorkommen,  da  erscheinen  sie  gruppenweise,  in  bald  kleineren 
bald  grösseren,  auf  der  Grnndansicht  einer  Blutseinheit 
und  gemeinschaftlichen  Abstammung  beruhenden  Verbin- 
dungen (Familien,  Volksstämme),  welche  eben  in  ihrer  Massen- 
haftigkeit  schon  das  natürliche  Element  und  die  Wirk- 
lichkeit der  Beherrschung  in  sich  tragen. 

IV.  Was  man  den  Naturstand  zu  nennen  pflegt,  ist 
nichts  anderes  als  eine  dialektische  Abstraktion^),  und  das 
sogenannte  Recht  des  Natnrstandes  nichts  anderes  als  die 
Theorie  des  abstrakten  Rechtes,  d.  h.  ein  Inbegriff  von  Rechts- 
verhältnissen, zu  deren  Begründung,  Erklärung  und  Verständniss 
die  Idee  des  Staates  nicht  als  nothwendige  Voraussetzung 
erscheint^). 

§.  11. 
Die  Völkerschaft  als  wahrer  Naturstand, 

So  wie  die  Familie  eine  natürliche,  d.  h.  durch  sinnliche 
Triebe  bedingte,  jedoch  schon  die  ersten  Keime  einer  sittlichen 
Entwickelung  in  sich  tragende  Schutz-  und  Trutz -Verbindung 
blutsverwandter  Individuen  ist  (§.  7),  so  ist  auch  die  Völker- 
schaft (Volk,  Nation)  ^)  als  natürliche  Erweiterung  der  Familie, 
ursprünglich  eine  natürliche  Schutz-  und  Trutz -Verbindung 
stammverwandter  Familien  mit  der  Anlage  und  dem  Triebe  zu 
sittlicher  Gesammt-Entwickelung,  und  insofcrne  im  Begriffe  der 
Menschheit  schon  ein  Hinausreichen  über  die  Gränzen  einer 
einzelnen  Familie  liegt,  so  erscheint  eben  die  völkerschaftliche 
Verbindung  als  der  eigentUche  Naturstand  der  Menschheit  2). 

*)  Es  ist  logisch  richtig,  dass  man  von  der  Beherrschung  ahstrahiren 
kann:  hieraus  folgt  aber  nicht,  dass  die  Abstraktion  als  Zustand  Bealität 
habe.  Die  Lehre  vom  Naturstand  ist  nichts,  als  ein  dialektischer  Versuch« 
die  Yernünftigkeit  des  Staates  durch  das  Argument  des  Gegensatzes  nach- 
zuweisen. 

6)  Solche  Rechtsverhältnisse  entstehen  und  bestehen  auch  im  Staate 
immerfort,  und  fallen  dort  in  die  Sphäre  des  Frivatrechtes. 

*)  Bei  den  Kömern  ist  tküio  mitunter  nur  Volksstamm;  gern  aber  ein 
Inbegriff  von  Völkerstämmen :  jedoch  ist  diese  Terminologie  nicht  ganz  fest. 
Tacit.  Germ.  c.  2.  vergl.  mit  c.  38. 

*)  Familie  und  Völkerschaft  stehen  in  beständiger  Wechselwirkung. 
Wie  sich  letztere  aus  der  ersteren  bildet,  so  bildet  sich  erstere  in  und  aus 
der  letzteren. 
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§.  12. 
Das  Wesen  der  Völkerschaft  oäet  die  Nationalität. 

L  Das  Wesen  der  Völkerschaft  liegt  in  der  Zusammen- 
gehörigkeit dnrch  Geburt  mid  Abstammung,  wofür  der  Ausdruck 
^^Nationalität"  gebräuchlich  geworden  ist  Die  Natio- 
nalität muss  daher  aufgefasst  werden: 

1)  als  das  Bewusstsein  eines  gemeinschaftlichen  Ursprungs 
{eommitnis  origo)  und  somit  der  Gleichheit  der  Rafe  ^).  Hierin 
liegt  das  physische  Element,  welches  nach  der  Ordnung  der 
Natur  die  Menschenmassen  einigt  und  scheidet^).  Es  wirkt 
hier  ursprünglich  dieselbe  Idee  der  Blutsgemeinschaft  wie  in 
der  Familie  (§.  7):  nur  erscheint  diese  hier  so  erweitert,  dass 
die  Kenntniss  der  Grade  der  Verwandtschaft  verschwunden  ist, 
aber  auch  für  tlberflttssig  erachtet  wird.  Am  Anfange  der 
Geschichte  und  bei  allen  unvenmschten  Völkern  äussert  sich 
dieses  Bewusstsein  der  Einheit  des  Blutes  in  der  Form  eines 
traditionellen  Glaubens  an  einen  gemeinschaftlichen  Stamm- 
vater, nach  welchem  sich  auch  regelmässig  die  unvermischten 
Völker  nennen  und  den  Namen  auf  das  Land  selbst  übertragen  % 
In  der  modernen  Zeit,  wo  der  Glaube  an  einen  mythischen 
Stamm-Vater  nicht  mehr  ausreicht  und  die  Bevölkerung, 
wenigstens  in  Europa  und  im  civilisirten  Amerika,  selten  mehr 
eine  ganz  ungemischte  ist,  muss  an  seine  Stelle  —  gleichsam 
als  historisch  erweisliche  Stamm-Mutter  —  das  Land  selbst 
(als  Geburtsland,  Vaterland)  treten  und  die  Geburt  im  Lande 
ohne  weiteres  zum  Mitgliede  der  Völkerschaft,  d.  h.  zum 
Landeskind    und   Landsmann   machen^),    und    sodann 


^)  Yergleiche  überhaupt  meine  Anzeige  der  Schrift  von  Christ,  über 
deatsche  Nationalgesetzgebung,  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern,  1842, 
Nio.  52  und  53. 

')  Von  Natur  aus  fürchten  und  hassen  sich  alle  Völker.  Selbst  der 
höchsten  Civilisation  gelingt  es  nur  theilweise,  den  rohen  Ra^enhass 
zn  mildem:  niemals  aber  vermag  sie  die  Eifersucht  grosser  Nationen  zu 


^  So  z.  B.  die  Deutschen;  ebenso  die  Russen:  desgleichen  die  meisten 
Völker  der  alten  Welt,  Juden,  Griechen  u.  s.  w. 

*)  Unbedingt  spricht  diesen  Grundsatz   aus  der  Code  Napoleon,  art. 
9-13.    Einige  Beschrankung  fügt  bei  das  Bad.  Landrecht,  art.  9,  a. 

2* 
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geht   umgekehrt  der    Name    des  Landes    auf  die   Landes- 
kinder  ttber. 

2)  In  dem  Begriffe  der  Nationalität  liegt  ferner  das 
Vorhandensein  einer  gemeinsamen  Ansicht  und  lebendigen 
Ueberzeugung  von  der  sittlichen  Nothwendigkeit  des 
Zusammengehörens,  womit  zugleich  die  Völkerschaft  in 
einen  selbstbewussten  Gegensatz  zu  andern  Völkern  tritt  und 
sich  von  denselben  scheidet :  d.  h.  mit  dem  Begriffe  einer  Völker- 
schaft oder  Nation  sind  auch  die  Begriffe  von  National- 
geftthl,  Nationalehre^)  und  Nationalfreiheit^)  oder 
nationaler  Selbstständigkeit^)  von  selbst  gegeben. 

3)  Mit  dem  Dasein  einer  Völkerschaft  ist  auch  immer 
zugleich  eine  gemeinsame  Anschauung  von  der  sittlichen  Noth- 
wendigkeit einer  gewissen  Handlungsweise,  d.  h.  eine 
concrete  Auffassung  des  allgemeinen  Sittengesetzes  gegeben. 
Es  gibt  keine  Völkerschaft  and  kann  keine  geben  ohne  eine 
eigenthümliche  praktische  Volksphilosophie®),  National- 
sitte, und  daraus  hervorgehenden  Nationalcharakter, 
sowie  auch  eben  so  nothwendig  jede  Nation  für  den  ihr 
eigenthttmlichen  Ideenkreis  sich  ihre  eigene,  ftir  ihre  Mitglieder 
gemeinsame  Ausdrucksweise,  d.  h.  ihre  Nationalsprache 


8)  Die  National- Ehre  äussert  sich  hauptsächlich  als  Forderung  völk^- 
rechtUcher  Achtung  schon  darum,  weil  man  einer  gewissen  Nation  angehört 
Ihr  Bewusstsein  geht  über  in  Nationalstolz,  wo  die  Mitglieder  einer 
Nation  Ursache  haben,  ihre  Institutionen  und  politische  Bedeutung  für 
vorzüglicher  als  die  anderer  Völker  zu  erkennen.  —  Zimmermann,  vom 
Nationalstolze.  Zürich  1860.  —  Vergl.  die  sehr  gute  Abhandlung:  Vom 
Nationalstolze,  in  der  deutsch.  Vierte^ahrsschrift,  1861.  Heft  L  S.  180  flg. 

^)  Die  Thatsache,  dass  eine  Völkerschaft  ist,  ist  für  sie  auch  ab- 
soluter ßechtstitel  ihres  Daseins. 

7)  Kein  Volk  kann  und  darf  seinem  Begriffe  nach  Fremdherrschaft 
dulden! 

9)  Ursprünglich  hat  ebenso  wie  jede  Familie  ihre  eigenen  Penaten  und 
eacra  privata,  so  auch  jede  Völkerschaft  ihren  eigenthümlichen  Cultus  oder 
besondere  Religion.  Die  Bedeutung  der  Religion,  als  eines  nationalen 
Elementes,  ist  aber  vielfach  durch  die  zersetzende  Kraft,  welche  der  reli- 
giösen Universalität  des  Christenthumes  inwohnt,  verwischt  worden. 
Doch  fehlte  es  in  Deutschland  wenigstens  seit  der  Zeit  der  Reformation 
nicht  an  Versuchen,  auch  das  christlich  kirchliche  Element  als  ein  natio- 
nales zu  gestalten. 
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nnd   bei    fortschreitender  Bildung   ihre  Nationalliteratnr 
erechafft^). 

4)  Mit  dem  Dasein  gemeinsamer  nationaler  Lebensan- 
schaunngen  (der  Nationalsitte  nnd  dem  Nationalcharakter)  ist 
aber  auch  zugleich  und  hiervon  untrennbar  ^%  eine  gemeinsame 
Yolksthftmliche  Ansicht  von  der  Nothwendigkeit  der  Handhabung 
gewisser  Interessen  als  allgemeiner  nnd  gemeinsamer, 
d.  h.  als  Kecht,  durch  die  Gewalt  der  Gesammtheit  gegen 
die  blos  individuellen  Interessen  Einzelner  gesetzt:  d.  h.  mit 
dem  Dasein  einer  Völkerschaft  ist  auch  zugleich  eine  ihr 
eigenthümliche  Kechtsanschanung,  ein  nationales  Recht, 
und  hiermit  auch  eine  nationale  Beherrschung  gegeben. 

IL  Wo  eine  grosse  und  zahlreiche  Nation,  wie  z.  B.  die 
deutsche,  in  mächtige  Stämme  zerfällt,  kann  sie  selbst  in  mehrere 
Völkerschaften  zerfallen,  welche  neben  einander  eine  partikuläre 
Selbstständigkeit  behaupten  *0.  Allein  so  lange  die  vorgedachten 
physischen  und  moralischen  Bedingungen  der  Gesammtnatio- 
nalität  nicht  zu  wirken  aufhören,  werden  sich  auch  hier  die 
verwandten  Völkerschaften  stets  zu  einander  angezogen  finden 
und  eine  bleibende  und  organische  Verbindung  unter  sich  als 
unabweisliches  Bedürfniss  nnd  als  die  Bürgschaft  ihres  indivi- 
duellen politischen  Bestehens  selbst  erkennen,  so  verschieden 
sich  auch  eine  solche  Verbindung  in  verschiedenen  Zeiten, 
als  Reich,  als  Bundesstaat  oder  Staatenbund  ge- 
stalten mag. 


*)  Fichte,  Reden  an  die  deutsche  Nation,  p.  120.  „Nicht  eigentlich 
redet  der  Mensch,  sondern  in  ihm  redet  die  menschliche  Natur  und  ver- 
kündigt sich  ihres  Gleichen. '' 

*®)  Die  Nationalität  ist  nichts  Einseitiges  und  verträgt  auch  keine  ein- 
seitige Entwickelung. 

**)  Man  verwechsle  nicht  Partikularismu^  und  Sepivi'&tismus. 
Ersterer  ist  bei  zahlreichen  Völkern  hinsichtlich  ihrer  Stämme  organiseh 
nothwendig  und  unvermeidlich;  letzterer  eine  widernatürliche  Yeriming. 
l>er  Stammespartikularismus  verhält  sich  zur  Gesammtnationalität  wie  die 
FamiUe  (das  Haus)  zum  Staate,  indem  er  nur  selbstständig  in  seinem  Kreise 
die  gemeinsame  Idee  verarbeitet:  letzterer  aber  &8st  besondere  und  von 
dem  gemeinen  Geiste  abweichende  Ideen  auf,  die  er  mit  Exclusivität 
▼erarbeitet. 
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§.  13. 

Das  Nationalitatsprincip  und  seine  geschichtliche 

Beschränkung.    NatUrUche  und  poKtische 

NationaUtät^). 

I.  So  wie  das  Individuam  in  sich  selbst  den  Kechtsgrond 
trägt,  in  einem  seinen  Naturanlagen  und  seinem  sittlichen 
Wesen  entsprechenden  Zustande  zu  leben/  so  trägt  auch  jede 
Völkerschaft  in  sich  selbst  von  Hans  aus  den  Rechts- 
anspruch, als  selbstständiger  Staat  zu  bestehen  (§.  12).  Dies 
nennt  man  das  Nationalitatsprincip. 

II.  Die  praktische  Geltung  dieses  Principes  setzt  aber 
voraus,  dass  die  Völkerschaft  auch  die  physische  Möglichkeit 
hat,  als  Staat  zu  bestehen,  d.  h.  dass  sie  zahlreich  und  mächtig 
genug  ist,  sich  in  diesem  angebomen  Ansprüche  zu  behaupten. 
Glücklich  sind  daher  die  Völker  zu  preisen,  welchen  die  Natur 
die  Macht  und  die  Mittel  gegeben  hat,  sich  in  ihrer  nationalen 
Selbstständigkeit  zu  behaupten,  nnd  diese  müssen  es  als  ihre 
höchste  Aufgabe  betrachten,  sich  die  hierzu  nöthige  Macht- 
stellung jederzeit  zu  bewahren. 

ni.  Minder  mächtige  und  kleine  Völker  sind  dagegen  von 
der  Natur  darauf  angewiesen,  entweder  durch  völkerrechtliche 
Verbindungen  mit  anderen  Völkern  sich  die  erforderliche  Sicherung 
ihrer  Selbstständigkeit  zu  verschaffen,  oder  das  Protektorat 
eines  mächtigen  Staates  zu  suchen,  oder  sie  werden  auf  die 
Dauer  sich  nicht  dem  Schicksale  entziehen  können,  freiwillig 
oder  unfreiwillig  unter  die  Herrschaft  eines  mächtigeren  Staates 
zu  treten. 

IV.  Ist  die  schwächere  Völkerschaft  bei  einem  solchen 
Ereignisse  noch  so  glücklich,  ihr  Territorium  ganz  oder  doch 


*)  Dia  beste  Erörterung  über  die  Bedeutung  des  Nationalit&tsprincips 
mit  besonderer  Beziehung  auf  die  deutschen  Yerhältnisäe  findet  sich  in  der 
Abhandlung:  Rechtsphilosophische  Zeitgedanken,  in  der  deutschen  Yiertel- 
jahrschrift,  1861,  Heft  I.  S.  298  flg.  —  Vergl.  auch  Bluntschli,  allgem. 
Staatsrecht,  2.  Aufl.  1857.  S.  73  flg.  —  J.  Held,  System  des  Yerfassungs- 
rechts  etc.,  1856,  Bd.  I.  S.  116  flg.  —  (Vollgraff),  Erster  Versuch  etc. 
Polignosie  etc.  3  Bde.  Marburg  1851—1855.  —  R.  v.  Mohl,  Politik,  Bd.  I 
(1862),  S.  33  flg. 
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im  Wesentlichen  ansschlieBslieh  zu  behalten ;  so  wird  ihr  die 
Bewahrong  ihrer  Nationalität  wenigstens  in  vielen  Beziehungen 
Doch  möglich  sein,  wenn  sie  auch  ihre  Selbstständigkeit  nach 
Aassen  verliert  und  in  dieser  Hinsieht  in  das  Staatensystem 
des  nunmehrigen  Hauptstaates  eintritt^). 

V.  Tritt  aber  der  Fall  ein,  wie  z.  B.  häufig  bei  kriege- 
rischer Eroberung,  dass  ein  Volk  unter  die  Herrschaft  eines 
anderen  in  der  Art  zu  stehen  kommt,  dass  sein  Territorium 
ein  gemeinschaftliches  mit  der  siegenden  Bevölkerung  wird, 
so  sind  bezüglich  der  Stellung  der  siegenden  und  besiegten 
Bevölkerung  drei  Systeme  möglich,  welche  man  als  das  System 
der  Unterdrückung,  der  Verschmelzung  und  der 
Gleichstellung  bezeichnen  kann.  Entweder  werden  näm- 
lich die  Besiegten  fortwährend  als  Unterjochte  behandelt, 
and  der  herrschenden  Nationalität  in  rechtlicher  und  politischer 
Begehung  willktihrlich  bald  mehr  bald  minder  nachgesetzt, 
oder  der  Sieger  erklärt  die  Besiegten  geradezu  ftir  einen  Theil 
der  herrschenden  Nation,  und  verschmilzt  sie  rechtlich  und 
politisch  vollständig  mit  derselben,  fordert  aber  daftlr  das 
Opfer  der  bisherigen  nationalen  Selbstständigkeit,  einschlüssig 
des  bisherigen  Volksnamens  und  des  Gebrauches  der  Sprache, 
mindestens  im  amtlichen  Verkehrsleben ;  oder  der  Sieger  erklärt 
die  besiegte  Bevölkerung  für  gleichberechtigt  nut  der 
siegenden  und  erkennt  die  Selbstständigkeit  ihrer  Nationalität 
mindestens  in  Bezug  auf  Namen  und  Sprache ,  mitunter  sogar 
in  Bezug  auf  Verfassung  und  Recht  an. 

VI.  Das  erstere  System,  das  der  Unterdrückung, 
trägt  den  Stempel  der  Ungerechtigkeit  an  der  Stime.  Es 
moss,  wenn  die  besiegte  Nationalität  nicht  eine  von  Haus  aus 
caltarunfähige  oder  verkommene  ist,  fortwährende  Erbitterung 
erzeugen,  die  den  Staat  nie  zur  Ruhe  kommen  lässt  und  sich 
von  Zeit  zu  Zeit  in  Aufständen  Luft  macht,  selbst  wenn  die 
Hofihung  eines  Erfolges  noch  so  gering  ist.  Es  ist  also 
geradezu  ein  staatsgefährliches  System. 

Vn.  Das  zweite  System,  oder  das  System  der  Ver- 
schmelzung, welches  man  theilweise  schon  bei  den  Römern 


*)  In  einer  solchen  Stellung  befinden  sich  dermal  die  sog.  Donaofürsten- 
thümer  gegen  die  Türkei 


34  §.  13.  Das  Naiionalitätspriiicip  und  seine  geschieht!.  Beschränkung. 

findet,  in  der  neueren  Zeit  aber  vorzugsweise  von  Prankreich 
gehandhabt  wurde,  wird  im  ersten  Augenblicke  unvermeidlich 
von  den  Besiegten  als  eine  grosse  Härte  empfunden,  hat  aber 
den  grossen  Vortheil,  in  kurzer  Zeit  die  Besiegten  vergessen  zu 
lassen,  dass  sie  Besiegte  sind,  und  sie  mit  der  Nation,  welcher 
sie  das  Schicksal  zutheilte,  rasch  vollständig  zu  verschmelzen: 
es  gibt  also  in  verhältnissmässig  kurzen  Zeiträumen  einen  vollen 
Ersatz  für  die  verlorene  Nationalität,  indem  es  den  Besiegten 
dadurch  ehrt,  dass  es  allen  Unterschied  mit  dem  Sieger  ver- 
wischt, und  somit  verbürgt  dieses  System  unleugbar  den  Ein- 
heitsbestand des  Staates. 

VIU.  Das  dritte,  das  System  der  Gleichstellung, 
wird  dagegen  ebenso  unzweifelhaft  im  Anfange  als  eine  grosse 
Milde  des  Siegers  empfanden  werden:  es  bereitet  aber  fort- 
während grosse  Schwierigkeiten  und  pflanzt  dieselben  von 
Geschlecht  zu  Geschlecht  fort;  es  wird  selbst  bei  grösster 
Milde  die  Besiegten  oder  widerwillig  Einverleibten  nie  be- 
friedigen; sie  werden  nie  aufhören  zu  fUrchten  und  niemals 
lernen,  fUr  das,  was  ihnen  gewährt  wird,  dankbar  zu  sein; 
sie  werden  auch  niemals  der  herrschenden  Nationalität  von 
Herzen  hold  werden,  oder  die  Rivalität  mit  derselben  aufgeben. 
Eine  Amalgamation  der  beiden  Nationalitäten,  die  bei  solchen 
Katastrophen  immer  noch  das  Wünschenswertheste  wäre,  wird 
hierdurch,  wenn  nicht  fOr  immer  unmöglich  gemacht,  doch  auf 
lange  Jahrhunderte  hinausgeschoben.  Das  niederschlagende 
und  kränkende  Gefühl,  von  einer  fremden  Nationalität  be- 
herrscht zu  werden,  wird  hier  nie  erlöschen,  so  grosse  Rück- 
sichten diese  Letztere  auch  der  Nationalität  der  Besiegten  tragen 
mag:  die  staatliche  Einheit  bleibt  fortwährend  gefährdet,  und 
ein  Ra^enkampf  wird  hierbei  immerhin  nur  als  hinausgeschoben, 
niemals  aber  als  ausserhalb  der  Grenzen  der  Möglichkeit  liegend 
betrachtet  werden  können. 

IX.  Hiemach  muss  das  System  der  G 1  e  i  c  h  s  t  e  1 1  u  n  g  von 
dem  Standpunkte  der  politischen  Klugheit  aus  im  Allgemeinen  als 
das  minder  zweckmässige  bezeichnet  werden.  Es  ist  aber  dieses 
von  jeher  das  System  der  gennanischen  Völker  gewesen  3),  und 


')  Auch  auf  der  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  (1848)  adoptirte 
man  dieses  System,  und  sprach  eine  Gewährleistung  der  Nationalität  der 
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bt  schon  in  den  Zeiten  der  Völkerwandening  den  Nachtheil 
gehabt,  dass  die  siegenden  deutschen  Völker  alsbald  selbst 
ihren  deutschen  Charakter  ablegten  und  romanisirt  wurden; 
es  hat  noch  jetzt  den  Nachtheil,  dass  die  Germanisirung 
anderer  Länder,  d.  h.  die  Ausbreitung  der  deutschen  Cultur, 
auch  da  keinen  rechten  Fortgang  gewinnt,  wo  sie  naturgemäss 
angezeigt  ist,  und  diesen  Ländern  selbst,  nicht  weniger  als 
Dentschland,  zum  entschiedensten  Vortheile  gereichen  würde. 

X.  Befriedigende  Ergebnisse  hat  das  System  der  Gleich- 
stellung bisher  nur  da  gezeigt,  wo,  wie  in  der  Schweiz, 
die  verschiedenen  Nationalitäten  sich  in  der  richtigen  Erkenntniss, 
ihrer  Vereinigung  zur  Behauptung  ihrer  staatlichen  Existenz 
gegenseitig  zu  bedürfen,  freiwillig  aneinander  geschlossen  haben, 
fiberdie«  auch  auf  einer  und  derselben  Culturstnfe  stehen  und 
keine  der  vereinigten  Nationalitäten  so  sehr  numerisch  oder 
politisch  überwiegt,  dass  die  anderen  fUr  ihre  gleiche  Geltung 
zu  ftirchten  Ursache  hätten:  oder  auch,  wo  es  demjenigen 
Stamme,  welcher  der  Hauptträger  der  Cultur  ist,  gelingt,  den 
Stämmen  anderer  Nationalität  seine  Cultur  mitzutheilen ,  oder 
wo  die  weniger  zahlreiche  Nationalität  das  Bedürfniss  des 
Anschlusses  an  eine  grössere  Volksmasse  empfindet,  weil  sie 
nach  den  obwaltenden  geographischen  Verhältnissen  nur  in 
dieser  Verbindung  ihre  materiellen,  politischen  und  internatio- 
nalen Interessen  als  gewahrt  und  gesichert  anerkennen  und 
die  Vortheile  eines  grossen  Cultur-Staates  mitzugeniessen  hoffen 
kann. 

XL  Es  ist  überdies  anzuerkennen,  dass  unter  gegebenen 
Verhältnissen  das  System  der  Gleichberechtigung,  der 
Schwierigkeit  seiner  Handhabung  ungeachtet,  das  allein  mög- 
liehe sein  kann,  insbesondere  da,  wo  den  Nationalitäten  gegen- 
seitig die  Fähigkeit  zur  Assimilation  in  Sitte  und  Sprache 
vollständig  abgeht,  oder  die  kleinere  Nationalität  doch  von 
e'mer  solchen  Zähigkeit  ist,  dass  sie  von  der  zahlreicheren 
nicht  absorbirt  oder  zersetzt  werden  kann. 

Xn.  Auch  kommt  hierbei  noch  in  Betracht,  dass  die 
Nationalität,  so  gewiss  sie  in  Blut  (Ra^e)  und  Sprache  ihre 

ucht-deatschen  Bevölkerungen  in  Deutschland  aus,  ohne  dass  es  hierdurch 
aoch  nur  im  Mindesten  gelungen  wäre,  deren  Sympathien  zu  gewinnen. 
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natürliche  Grundlage  hat^  allein  zur  Staatenbildang  nicht  aus- 
reicht; und  dabei  die  geographischen  Verhältnisse  eine  grosse 
Rolle  spielen,  indem  ein  grosser  Staat  nun  einmal  seine  krie- 
gerische   und    handelspolitische   Stellung  sichernde    Gränzen 
nicht  entbehren  kann,,  und    durch  den  Weltplan  darauf   an- 
gewiesen ist,  sich  diese  zu  yerschaflfen.    Somit  bildet  sich  im 
Laufe  der  Weltgeschichte  neben  der  rein  natürlichen  Natio- 
nalität alhnählig  auch  eine  politische  Nationalität  aas ^). 
Dies  geschieht  um  so  häufiger,    als  die  geschichtliche    Ent- 
Wickelung  der  Menschheit  immer  mehr  zur  Bildung  von  Gross- 
Staaten  oder  ihre  Stelle  vertretenden  grossen  Staaten  Verbindungen 
drängt.    Sowie  die  Gultur  überhaupt,  als  auf  geistiger  Ent- 
wickelung    beruhend,    für    das    Höhere,  im    Verhältniss    zum 
ursprünglich  Natürlichen  anerkannt  wird,,  so  muss  auch   der 
Gross-Staat  und  die  durch  ihn  begründete  politische  Nationalität 
als   ein  Product  der  Gultur,  ftir  das  Höhere  im  Verhältniss 
zur  rein  natürlichen  Nationalität  anerkannt  werden,  und  diese 
im  Conflicte  sich  ihm  unterordnen,  und  zwar  um  so  mehr,  als 
in  keinem  dermal  bestehenden  grossen  Staate  die  wesentlichste 
Grundlage  der  natürlichen  Nationalität,  das  Blut,  mehr  völlig 
rein  angetroffen  wird. 

XIU.  Die  Berechtigung  der  politischen  Nationalität  hat 
daher  ihren  letzten  und  obersten  Grund  in  ihrer  weltgeschicht- 
lichen Nothwendigkeit.  Im  Einzelnen  wurzelt  sie  in  den 
Friedensschlüssen  und  Staats  vertragen^  welche  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  natürliche  Nationalitäten  zu  politischen  verbunden 
haben. 

XIV.  Es  ist  wohl  möglich  und  sicher  auch  nicht  selten 
vorgekommen,  dass  Gewaltthat  und  Ungerechtigkeit  einer 
Nationalität,  welche  fUr  sich  wohl  hätte  bestehen  können, 
eine  Katastrophe  bereitet  haben.  Aber  so  lange  noch  der 
Krieg  als  eine  völkerrechtliche  Institution  und  sein  Ausgang 
als  ein  Gottesgericht  unter  den  Völkern  betrachtet  wird,  kann 


*)  Den  Unterschied  von  natürlicher  und  politischer  Natio- 
nalität hat  sehr  sciiarf  hervorgehoben:  J.  Fröbel,  Deutschland,  Oester- 
reich  u.  Venedig,  München  1861,  S.  S3;  weiter  ausgeführt  ist  derselbe  in 
dem  Note  *)  angeführten  Aufeatze  in  der  deutschen  Vierteljahrsschrift, 
1861,  Heft  1. 
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die  G^nwart  nieht  ftlr  das  Unrecht  der  VergaDgenheit  ver- 
lotworüich  gemacht  werden,  und  so  bereit  man  auch  sein 
mag,  ein  solches  Unrecht  anzuerkennen  und  zn  beklagen ,  so 
immöglich  ist  es  oft,  dasselbe  wieder  gut  zu  machen  und  ohne 
die  grössten  Nachiheile  und  Gefahren  ftlr  die  seitdem  erwach- 
senen und  dermal  bestehenden  Verhältnisse  die  früheren  Zu- 
stände wieder  herzustellen*). 

XV.  Ein  Angriff  auf  die  positiv  Völker-  un4  staatsrechtlich 
einmal  anerkannten,  jetzt  bestehenden  politischen  Natio- 
nalitäten durch  die  Proclamirung  des  nattlrlichen  Na- 
tionalitätsprincips  ist  daher  ein  Angriff  auf  den  positiv- 
rechtlichen und  geschichtliehen  Kechtszustand  und  die  Ruhe 
von  ganz  Europa,  und  würde  nach  Umständen  allen  politischen 
Besitzstand  bis  auf  die  Zeiten  des  Cäsar  und  Tacitus  in  Frage 
stellen  und  die  Auflösung  aller  jetzt  bestehenden  Staaten  zur 
Folge  haben.  Wenn  übrigens  die  Wiederherstellung  der 
natürlichen  Nationalitäten  wirklich  als  Princip  an- 
erkannt, mit  Consequenz  durchgeflihrt  und  nicht  blos  als 
Vorwand  und  Hebel  zur  Zerstörung  eines  oder  des  anderen 
grossen  Staates  einseitig  gebraucht  werden  wollte,  so  würde 
dies  gerade  demjenigen  Staate  (Frankreich)  zum  grössten 
Nachtheile  gereichen ,  der  sich  in  neuester  Zeit  nach  einer  Seite 
hin  zum  Vertreter  dieses  Principes  aufgeworfen  hat,  während 
er  nach  der  anderen  Seite  hin ,  gerade  im  Widerspruche  hier- 
mit, nicht  nur  die  schon  früher  «einverleibten  fremden  Natio- 
nalitäten festhält,  sondern  sich  sogar  noch  andere  neu  annectirt  ^). 

§.  14. 
Verhältniss  der  Völkerschaft  zum  Staate. 

I.  Die  Völkerschaft  und  der  Staat  verhalten  sich  zu  einander 
wie  Person  und  Zustand.  Die  Völkerschaft  als  Inbegriff 
stammverwandter  Familien  ist  von  dem  Staate  somit  wesentlich 
dadurch  unterschieden,   dass  in  ihrem  Begriffe  an  sich  nicht 


^)  Dies  alles  wird  selbst  von  französischen  Publicisten  anerkannt. 
^^^  z.  B.  Journal  des  Debats,  Gourrier  du  Dimanche,  27.  Januar  1861 
(Prevoat  Paradol). 
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das  den  Staat  (als  Zustand  §.  3)  auszeichnende  Moment  der 
Stabilität,  d.  b.  der  Ansässigkeit  der  Familien  und 
somit  ancb  eines  festen  Yolkswohnsitzes  (eines  Gebietes) 
enthalten  ist^). 

IL  Es  kann  daher  wohl  auch  das  Dasein  einer  Völker- 
schaft dem  Staate  historisch  vorangehen,  allein  es  ist  dies 
nicht  absolut  nothwendig,  sondern  ob  das  Eine  oder  das  An- 
dere eintritt,  hängt  davon  ab,  ob  die  Völkerschaft  gleich  an- 
fänglich als  eine  sesshafte  in  einem  bestimmten  Lande 
erscheint  oder  nicht  In  jeder  Völkerschaft,  welche  die  Natur 
nicht  unter  ganz  ungünstigen  Verhältnissen  erschaffen  hat, 
liegt  aber  der  Trieb,  Staat  zu  werden,  d.  h.  feste  Wohnsitze 
und  ein  ausschliessliches  Gebiet  zu  erwerben,  womit  erst  die 
Grundlage  fUr  eine  fortschreitende  Civilisation  und  Entwickelung 
der  Völkerschaft  gewonnen  wird. 

III.  Uebrigens  wird  auch  nach  dem  Uebergange  der 
Völkerschaft  in  den  Staat  häufig  gleichbedeutend  mit  letzterem 
das  Wort  Volk  oder  Völkerschaft  gebraucht,  besonders  in 
den  gegenseitigen  Beziehungen  der  verschiedenen  Staaten  unter 
einander,  was  sich  daraus  erklärt,  dass  durch  den  Uebergang 
in  den  Staatszustand  (die  Staatsform)  die  Völkerschaft  an  sich 
nicht  endigt. 

§.  15. 
Factoren  des  Staates. 

I.  Der  Staat  besteht  zufolge  seines  Begriffes  in  subjec- 
tiver  Beziehung  aus  zwei  Factoren:  aus  dem  Staatsherr- 
scher (Souverain),  und  aus  den  Unterthanen  (dem 
Volke)  *)•  In  den  monarchischen  Staaten  wird  der  Staatsherr- 
scherr  im  Allgemeinen  als  Fürst  bezeichnet:  in  den  Republiken 


*)  Es  gab  und  gibt  wohl  Wandervölker  (Nomaden)  und  wan.- 
dernde,  d.  h.  zur  Eroberung  neuer  Wohnsitze  ausgezogene  Völker,  aber 
keine  wandernden  Staaten! 

*)  Die  Bezeichnung  „Volk*'  für  die  Gesammtheit  der  Unterthanen 
deutet  darauf  hin ,  dass  sich  in  Deutschland  die  Staatsidee  unter  den  aber- 
wiegenden Einflüssen  des  fürstlichen  Oefolgschafts- Wesens  entwickelt  hat 
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erscheint  das  Volk  in  seiner  Gesammtheit  als  Staatsherr- 
seher  im  Gegensatze  zn  dem  Individanm  ^). 

n.  In  objectiver  Beziehung  ist  der  Staat  bedingt  durch 
das  Staatsgebiet  (Territorium).  In  dem  Territorimn 
Hegt  jenes  s tätige  Element,  von  dem  der  Staat  selbst  den 
Namen  hat,  nnd  ohne  welches  er  gar  nicht  gedacht  werden 
kann  3). 

in.  Die  Form  des  Staates  bestimmt  sich  durch  die  Ver- 
fassung. Die  Verfassung  ist  aber  kein  Factor  des  Staates, 
wie  häufig  angenommen  wird,  sondern  eine  Einrichtung,  die 
Ton  den  subjectiven  Factoren  desselben  oder  einem  derselben 
ausgeht  Es  gibt  keinen  Staat  ohne  Verfassung,  d.  h.  ohne 
Organisation;  aber  nicht  überall  gibt  es  eine  geschriebene  Ver- 
fassungsurkunde. 

§.  16. 

Staatswissenschaft  (PoHtik);  deren  Begriff  und 

Eintheilung. 

I.  Staatswissenschaft,  Staatslehre  oder  Politik 
im  weiteren  Sinne  ist  der  systematische  Inbegriff  sämmt- 
ücher  auf  das  Staatsleben  sich  beziehenden  Kenntnisse.  Sie 
zerßQlt  in  zwei  Haupttheile: 

1)  das  Staatsrecht,  d.  h.  die  Lehre  Ton  den  durch 
den  Staat  begründeten  und  auf  ihn  bezüglichen  KechtSYcrhält- 
nissen,  und 

2)  die  Staatswissenschaft  oder  Politik  im  engeren 
Sinne,  d.  h.  die  Wissenschaft  und  Kunst  des  Lebens 
im  Staate^).  Als  Wissenschaft  lehrt  sie  die  Natur  des 
Staates  erkennen,  als  Kunst  begreift  sie  die  Darstellung  der 
tauglichsten   Mittel   zur   Erreichung   des    Staatszweckes 


*)  Ausdrficklidi  erklarte  dies  die  Yerfossung  der  französischen  Republik 
vom  4.  Nov.  1848,  art  1.  „La  souverainet^  r^side  dans  l'uni versitz  des 
citoyens  frangais  .  .  .  Aucun  individu,  aucone  fraction  du  peuple  ne  peut 
B'en  attribuer  l'exerdce." 

3)  Siehe  oben  §.  1  und  14. 

*}  So  bestimmt  den  Begriff  der  Politik  sehr  treffend:  J.  Fröbel, 
Theorie  der  Politik.  Wien  1861,  8. 1.  ~  Im  Wesentlichen  abereinstimmend : 
Bluntschli,  allgem.  Staatsr.  2.  Aufl.  Bd.  I.  S.  1  flg. 
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unter  gegebenen  Verhältnissen  und  nach  den  Anforderungen 
der  fortschreitenden  Gultur.  In  Bezug  auf  ihre  praktische 
Thätigkeit  äussert  sich  daher  die  Politik  nothwendig  immer 
als  Klugheit 2),  und  daher  wird  auch  ihrer  Würde  durch  die 
Bezeichnung  als  Staatskunst  oder  Staatsklugheits- 
lehre nichts  vergeben  3),  da  diese  immer  die  richtige  (wissen- 
schaftliche) Erkenntniss  der  vorhandenen  Staatszustände  und 
des  Wesens  des  Staates  überhaupt  voraussetzt. 

n.  Die  Lehre  von  den,  dem  Staate  vorausgehenden,  den- 
selben historisch,  philosophisch  und  r€(chtlich  bedingenden 
Verhältnissen  wird  gewöhnlich  als  Metapolitik  oder  Pro- 
politik  bezeichnet*). 

§.  17. 
Verhältniss  von  Recht  und  Politik. 

I.  Recht  und  Politik  verhalten  sich  wie  sittliche  Noth- 
wendigkeit  und  Zweckmässigkeit,  oder  wie  Allgemeines  (Idee) 
und  dessen  concreto  Darstellung  (Praxis). 

n.  Die  Aufgabe  der  Politik  ist  es  also,  dem  B  echte  zur 
Macht,  d.  h.  zur  praktischen  Geltung  zu  verhelfen,  und 
hierzu  die  unter  gegebenen  Verhältnissen  zweckmässigsten  und 
besten  Organisationen  zu  erschaffen. 

III.  Die  wahre  (richtige)  Politik  kann  daher  nie  mit  dem 
Rechte  in  Widerspruch  stehen,  insbesondere  da  das  Recht  selbst 
das  höchste  und  allgemeinste  Interesse  der  Menschheit  ist. 


«)  Rechtsphilosophische  Zeitgedanken,  in  der  deutsch.  Yiertel- 
jahrsschrift,  1861.  Heft  I.  S.  359.  —  Politik  ist  gramm.  die  W^issenschaft 
von  den  Verhältnissen  städtischer  Gemeinwesen  und  der  Kunst  ihrer 
Leitung.  Da  alle  städtischen  und  staatlichen  Zustände  auf  allgemeine  In- 
teressen, deren  richtige  Erkenntniss  und  zweckmässige  Verfolgung  gegründet 
sind,  so  nahm  das  Wort  „Politik*'  bald  auch  die  Bedeutung  von  Klug- 
heit überhaupt  an. 

3)  Nur  die  ausschliessliche  Beschränkung  der  Politik  auf  den  Begriff 
blos  empirischer  oder  Intriguanter  Staatsklugkeit  verdient  den  Tadel,  welchen 
Bluntschli,  a.  a.  0.  (siehe  Note  1)  gegen  die  Auffassung  der  Politik  als 
Staatsklugheit  ausspricht 

4)  Eigentlich  metapolitische  Zustände  sind  nur  die  Familie  und  die 
Völkerschaft  vor  der  Begründung  einer  festen  Niederlassung  (§.  14). 
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IV.  Umgekehrt  kann   anch  das  Recht  die  Politik  nicht 
entbehren,   da  es  an  sich  als  Ideales  nnd  Gültiges  (d.  h. 
gehen  Sollendes)    nur   durch   eine   kluge  und  zweckmässige 
Organisation    des  Staates   zur  praktischen  Geltung  in  Raum' 
ofld  Zeit  gelangen,  d.  h.  wirklich  Geltendes  werden  kann. 

V.  Die  Politik  ist  daher  in  Bezug  auf  das  Recht  die 
Kunst  der  Rechtserzeugung,  d.  h.  Fortbildung  des 
Rechtes  in  einer  den  fortwachsenden  Culturverhältnissen  ent- 
sprechenden Weise  0- 

VI.  Daher  ist  auch  alles  historische  Recht  zugleich 
politisches,  d.  h.  durch  Rücksichten  der  Zweckmässigkeit 
und  Klugheit  modificirtes  Recht.  Das  wahre  historische 
Recht  ist  somit  das,  welches  weder  stationär  ist,  noch  sich 
überstürzt,  sondern  sich  organisch  durch  Reform  fortbildet 
Das  wahre  historische  Recht  ist  daher  Angemessenheit  an  die 
Culturverhältnisse  der  fraglichen  Geschichtsperiode  ^). 

§.  18. 
Begriff  und  Eintheilung  des  öffentlichen  Rechtes. 

I.  So  wie  der  Staat  in  Folge  der  Gemeinschaftlichkeit  der 
Interessen  der  Staatsgenossen  sich  als  öffentlicher  Zustand 
darstellt,  so  erscheinen  auch  ebenmässig  die  sämmtlichen  durch 
(las  Dasein  des  Staates  begründeten  und  auf  ihn  bezüglichen 
Rechtsverhältnisse  als  öffentliches  Recht. 

n.  Den  Gegensatz  bildet  das  Privatrecht,  als  jenes 
Recht,  welches  nur  in  den  Interessen  der  Individuen  als  Ein- 
zelnen wurzelt  und  nur  zu  diesen  Beziehung  und  für  dieselben 
Bedeutung  hat^). 


0  Rechtsknnst,  nicht  Staatspfiffigkeit!  (Rechtsphilo- 
sopbische  Zeitgedanken,  in  der  deutsch.  Yierte^ahrsschrift,  1861, 
Heft  L  S.  359).  —  Bluntschli,  allgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl.  Bd.  I,  1857, 
S.2.  „Die  Politik  als  Wissenschaft  betrachtet  Yorzugsweise  die  Strömungen 
nnd  Wandelungen  des  staatlichen  Lebens ". 

')  BechtsphiloBophishe  Zeitgedanken,  a.  a.  O.  S.  358^360. 

0  Sehr  schon  theilten  schon  die  römischen  Juristen  mit  Rücksicht  auf 
den  Unterschied  der  Gesammt-Interessen  und  der  Sonder- Interessen 
d^  gesammte  Secht  in  jus  publicum  (quod  ad  statum  reipublicae  spectat) 
nod  in  jus  privatum  (quod  ad  singulomm  utilitatem)  —  „  sunt  enim  quae- 
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III.  Die  durch  das  Dasein  des  Staates  begründeten  und 
somit  öffentlichen  Rechtsverhältnisse  treten  aber  in  zwei 
hauptsächlichen  Beziehungen  hervor:  theils  in  Beziehung  nach 
Aussen,  d.  h.  zu  anderen  Staaten  oder  Völkerschaften,  theils 
in  Beziehung  nach  Innen,  d.  h.  in  Bezug  auf  die  Factoren 
des  Staates  selbst.  Hiemach  theilt  sich  das  öffentliche  Recht 
naturgemäss  in  zwei  Hauptklassen:  das  Völkerrecht  und 
das  Staatsrecht. 

§.  19. 
Begriff  des  Staatsrechtes. 

Unter  Staatsrechtim  Gegensatze  des  Völkerrechtes  (§.  18) 
versteht  man  in  subjectiver  Beziehung  den  Inbegriff  der 
Rechte  und  Pflichten,  welche  ftlr  den  Staatsherrscher 
und  die  Unterthanen  gegenseitig,  sowie  auch  fttr  die 
letzteren  unter  sich  durch  den  Staatszustand  begründet 
werden.  Objectiv  versteht  man  unter  Staatsrecht  den  In- 
begriff der  Rechtsgrundsätze,  welche  durch  den  Staatszustand 
in  Beziehung  auf  denselben  begründet  werden.  Häufig  wird 
jedoch  auch  das  Staatsrecht  selbst  noch  öffentliches  Recht 
genannt,  was  aber,  da  die  deutsche  Sprache  in  ersterem  Worte 
einen  vollkommen  bezeichnenden  Ausdruck  bietet,  zu  vermeiden 
sein  dürfte*). 


d»m  publü;e  utUia,  quaedam  ^vo^m."  (ülpianiis.)  L.  1.  Dig.  de  Just  et 
jure.  (I.  1.)  —  Die  Eigenschaft  dieses  Gegensatzes  als  eines  contradicto- 
rischen ,  und  somit  auch  die  Richtigkeit  der  darauf  gebauten  obersten  Ein- 
theilung  des  Hechtes,  bestreitet  E.  S.  Zachariä,  40  Bücher  vom  Staate, 
1839,  Bd.  L,  p.  171,  172;  u.  in  Seinem  lit.  Nachlasse,  1843,  p.  120  u.  f.; 
er  will  dagegen  die  Unterscheidung  von  Naturrecht,  als  Recht  des  Natur- 
Btandes  (siehe  oben  §.  8),  und  Staatsrecht  an  die  Spitze  des  Systems 
gesteUt  wissen.  Allein  das,  was  er  Staatsrecht  nennt,  ist  in  seinem 
Wesen  nichts  anderes,  als  das,  was  man  sonst  positives  Recht  überhaupt 
nennt,  so  dass  er  also  die  EintheUung  des  Rechtes  nach  seinen  Quellen 
mit  der  nach  seinen  Gegenständen  verwechselt,  und  dabei  übersieht,  dass 
der  Gegensatz  von  Privatrecht  und  Staatsrecht  nicht  sowohl  ausserhalb 
des  Staates,  als  vielmehr  in  demselben  zum  Bewusstsein  kommen  muss,  wie 
dies  schon  die  Römer  richtig  bemerkt  haben. 

*)  Die  lateinische  Sprache  bot  hier  freilich  nur  den  Ausdruck  jus 
publicum:  und  dies  erklärte  sich  recht  wohl  daraus,  dass  zur  Zeit  der 
römischen  Herrschaft  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  noch  viel  zu  wenig 
entwickelt  waren,  als  dass  man  sie  als  besonderen  Recht8the|l  von  dem 
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§.  20. 

Allgemeiner  Charakter  des  Staatsrechtes:   sein 

Verhältniss  zum  Privati-echt^). 

I.  Alles  Staatsrecht,  so  wie  überhaupt  aUes  öffentliche 
fiecht,  trägt  den  Charakter  einer  sittlichen  Nothwendigkeit 
an  sieh.  Es  ist  eben  so  noth wendig ,  dass  regiert  als  dass 
gehorcht  werde.  Dies  ist  die  unmittelbare  Folgerung  aus 
dem  Wesen  des  Staates  selbst,  insofeme  er  als  die  unerlässliche 
Bedingung  einer  yemunftgemässen  socialen  Existenz  erkannt 
wird. 

IL  Alle  politischen  Rechte  sind  daher  mit  Pflichten 
gemischt,  d.  h.  sie  wurzeln  in  Pflichten,  und  finden  ihre 
natürlichen  Gränzen  in  diesen  Michten^).  Diese  Pflichten 
selbst  sind  aber  sowohl  auf  Seite  des  Staatsherrschers  als  der 
Unterthanen  durch  das  Wesen  des  Staates  vollkommen  bestimmt, 
und  aus  diesem  zu  entwickeln. 

ni.  Politische  Rechte  tragen  daher  in  subjectiver  Beziehung 
auch  nicht  jenen  Charakter  des  absoluten  Beliebens  (jus 
di^ponendt)  an  sich,  welcher  die  Privatrechte  auszeichnet^), 
sondern  der  Berechtigte  ist  verpflichtet^)  sie  auszuüben, 


Staatsrechte  zu  scheiden  Veranlassung  hätte  finden  können.  In  den  modernen 
romanischen  Sprachen,  z.  B.  im  Französischen,  wird  jetzt  droä  poUtique, 
Engl,  poläical  Imö,  hauptsächlich  in  der  Bedeutung  von  Staatsrecht  ge- 
braacht,  und  ihm  das  Völkerrecht  als  droit  des  geths,  Üie  law  of  ncUtons, 
gegenüber  gestellt. 

»)  Bluntschli,  allgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  1857,  Bd.  I.  S.  3.  — 
Gerber,  über  öffentliche  Rechte,  Tübingen  1852,  S.  29.  —  J.  Held,  System 
des  Verfiassungsrechtes,  1856,  Thl.  I.,  S.  6.. 

*)  So  z.  B.  ist  der  Staat  nur  darum  berechtigt  zu  strafen,  weil  er 
zu  strafen  verpflichtet  ist;  und  er  ist  nicht  berechtigt,  eine  andere  Strafe 
zu  vollziehen,  als  er  zu  verhängen  verpflichtet  ist.  —  Hiermit  stimmt  überein 
H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  14.  S.  44. 

^)  Alles  Privatrecht  beruht  auf  dem  Begriffe  der  „Dispositions- 
befagniss"  und  ist  mit  derselben  identisch.  Daher  der  oberste  Grundsatz 
des  Privatrechts:  ,Jure  suo  uti  nemo  cogitur."  L.  156.  pr.  Dig.  de  Beg. 
Jur.  (50,  17);  L.  un.  Cod.  ut  nemo  invituB  (3,  7).  Thibaut,  System  der 
Fand.  8.  Aufl.  §.  76. 

*)  Eine  Ausnahme  findet  nur  statt,  wo  die  Gesetzgebung  eines  Landes 
ein  politisches  Recht  entweder  nur  als  beneficium  legis  aufstellt,  oder  facul- 

ZSpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.   I.  3 
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wenn  gleich  nicht  jede  solche  Pflicht  eine  Zwangspflicht   ist 
nnd  sein  kann^). 

IV.  Hieraas  ergibt  sich  zugleich;  dass  der  Berechtigte  in 
der  Regel  auf  die  Ansübung  seines  politischen  Rechtes  nicht 
verzichten  kann,  und  dass  überhaupt  das  öffentliche  Recht  ttber 
aller  Einwirkung  der  Einzelnen  steht  ^). 

V.  Dagegen  ist  umgekehrt  alles  Privatrecht  hinsichtlich 
seiner  praktischen  Gültigkeit  vom  Staate  abhängig  und  dem- 
selben untergeordnet^. 

§.  21. 

Eintheilung  des  Staatsrechtes :  allgemeines  und  besonderes: 

inneres  und  äusseres  Staatsrecht :  Verfassungs  -  und 

Verwaltungsrecht, 

Das  Staatsrecht  kann  auf  dreifache  Weise  eingetheilt 
werden: 

I.  nach  semen  Quellen.  Hiemach  hat  man  das  allge- 
meine (philosophische,  jus  publicum  universale)  und  das  be- 
sondere (positive  oder  historische)  Staatsrecht  der  einzelnen 
Staaten  (jus  publicum  proprium  cujuscunque  civitatis)  zu  unter- 
scheiden, je  nachdem  nämlich  die  staatsrechtlichen  Normen 
unmittelbar  aus  dem  Begriffe  und  Wesen  des  Staates  oder  aus 
positiven  Quellen  geschöpft  werden,  welche  sich  bei  einzelnen 
Völkern  historisch  erzeugt  haben.  Das  allgemeine  Staatsrecht 
kann  auch  als  das  natürliche  bezeichnet  werden,  insofern  es 
nichts  anderes  ist,  als  ein  Inbegriff  logischer  Entwickelungen  aus 
dem  Staatsbegriffe,  und  alles  dasjenige  natürliches  Recht  ge- 


tativen  Gebrauch  ausdrücklich  gestattet  oder  eine  Weigerungs-  und  Ab- 
lehnungsbefiignisB  der  Berechtigten  anerkennt 

B)  So  z.  B.  das  Begnadigungsrecht  des  Staatsherrschers. 

*)  „Jus  publicum  privatorum  paetis  immutari  nequit."  L.  38.  Dig.  de 
pactis  (2,  12).  —  Code  Napoleon,  art  6:  „On  ne  pent  d^roger  par  des 
couYentions  particuli^res  aux  lois  qui  Interessent  Tordre  public  et  les  bonnes 
moeurs.  *^ 

7)  Daher  liegt  auch  das  einzige  Kennzeichen  eines  Privatrechtes  im 
positiven  Staatsleben  darin,  dass  der  Staat  das^t^  dispanendi  der  Privat- 
personen anerkennt,  sei  es  durch  ausdrückliche  Gestattang  einer  Klage  oder 
Einrede,  sei  es  durch  stillschweigende  Billigung  des  natflrlichea  Rechtes. 
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I 

Damit  werden  darf,  was  ans  irgend  einem  gegebenen  Rechts- 

begriffe  durch  logische  Folgerung  abgeleitet  werden  kann. 

II.  Nach  den  Gegenständen,  auf  welche  sich  die 
staatsrechtlichen  Normen  beziehen  können,  ist  inneres  nnd 
äusseres  Staatsrecht  zu  unterscheiden^).  Das  innere  Staats- 
recht hat  die  politischen  Bechtsverhältnisse  zum  Gegenstande, 
welche  innerhalb  des  Staatsgebietes  in  Frage  kommen:  das 
änssere  Staatsrecht  dagegen  ist  der  Inbegriff  jener  Grund- 
sätze, welche  ein  Staat  positiv  in  Bezug  auf  seine  äusseren 
Verhältnisse  aufsteUt.  Das  äussere  Staatsrecht  ist  also,  eben 
80  wie  das  Völkerrecht,  bedingt  durch  die  Existenz  mehrerer 
Staaten  neben  einander;  es  ist  aber  von  dem  Völkerrechte 
dadurch  unterschieden,  dass  es  nicht,  wie  dieses,  eine  allge- 
mein gültige  Begel  für  die  gegenseitigen  Beziehungen 
der  verschiedenen  Staaten  unter  einander  als  freier,  selbst- 
ständiger  völkerschaftlicher  Gemeinwesen  ist,  sondern  nur  die 
besonderen  Grundsätze  begreift,  welche  ein  einzelner  Staat 
als  diejenigen  verkündet,  welche  er  in  dem  Völkerverkehre 
beobachtet  wissen  will,  zu  deren  Anerkennung  er  aber  un- 
mittelbar nur  seine  eigenen  Unterthanen,  nicht  aber  fremde 
Staaten  ohne  deren  Einwilligung  verpflichten  kann. 

ni.  Mit  fiücksicht  auf  die  Form  und  Thätigkeit  der 
Staatsgewalt  ist  sodann  endlich  das  Verfassungsrecht  und 
Verwaltungsrecht  zu  unterscheiden.  Ersteres  ist  der 
Inbegriff  der  in  einem  Staate  hinsichtlich  der  Bebe  rrschungs- 
Qüd  Regierungsform  geltenden  Grundsätze:  seine  Wissen- 
schaft begreift  daher  die  Lehre  von  den  Subjecten  der  politischen 
Bechte  überhaupt  und  den  ihnen  zuständigen  Befugnissen^). 

*)  Von  dem  äusseren  Staatsrechte  ebenfalls  unterschieden,  und  als 
ein  Th eil  des  Völkerrechtes  aufzufassen,  ist  das  sogenannte  Staaten- 
recht, als  Inbegriff  der  Rechtsnormen,  welche  sich  auf  die  gegenseitigen 
Yerhältnigse  von  Staaten  beziehen,  welche  sich  selbst  in  einer  staatenähn- 
liehen  bleibenden  Verbindung  (Staatenbund  oder  Bundesstaat)  befinden. 

*)  Es  ist  zu  enge,  wenn  man  das  Verfassungsrecht  nur  auf  die  Lehre 
Ton  dem  herrschenden  Subjecte  und  seinen  Befugnissen  allein  ein- 
schrankt: dies  würde  sich  kaum  bei  einer  autokratischen  Begierungsform 
rechtfertigen  lassen.  —  Als  Inbegriff  der  Normen,  die  sich  auf  Form, 
fiiehtang  und  Gränzen  der  höchsten  Gewalt  beziehen,  erklärt  das 
Yerfassangsreeht,  Hoffmann,  in  der  Tübinger  Zeitschrift  f.  d.  ges.  St-W., 
1844,  Hft.  1,  p.  191. 

3* 
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Das  letztere  ist  der  Inbegriff  der  Rechtsnormen,  welche  sieb 
aaf  die  Ausfibnng  der  Staatsgewalt,  resp.  der  einzelnen 
Hoheitsrechte  innerhalb  der  durch  das  Verfassungsrecht  be- 
stimmten Formen  und  Gränzen  beziehen  3). 
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Zweiter  Abschnitt 

Vom  Staatsiweck. 

§.  22. 
Der  Staatszweck.    Verschiedene  Theorien. 

I.  Der  Staatszweck  ist  die  vernttnftige  Idee,  welche  durch 
das  Dasein  (die  Thatsache)  des  Staates  verwirklicht  wird,  und 
die  eben  darum,  weil  sie  das  sittliche  Wesen  desselben 
bildet,  in  Bezug  auf  die  Mitglieder  des  Staates  als  praktische 
Vemunftforderung  erscheint*). 

n.  Die  verschiedenen  Ansichten  über  den  Staatszweck 
lassen  sich  auf  zwei  Haupttheorien  zurückführen.  Nach  der 
einen  ist  der  Zweck  des  Staates  derselbe  wie  der  Zweck  der 
Menschheit  selbst:  nach  der  anderen  ausschliesslich  nur 
Geltung  des  ßechtsgesetzes^). 

III.  Das  was  die  Untersnchungen  über  den  sogenannten 
Staatszweck  hervorgerufen  hat,  ist  das  Bestreben,  ein  Princip 
aufzufinden^  nach  welchem  mit  allgemeiner  praktischer  Gültig- 

0  Der  Staatszweck  ist  also  nichts  anderes  als  das  Wesen  (die  bereits 
im  §.  3  angegebene  Idee)  des  Staates  selbst,  als  praktische  Aufgabe  für  die 
menschliche  Thätigkeit  aufgefasst.  Der  Streit  darüber,  ob  man  von  einem 
Zwecke  des  Staates  sprechen  könne,  da  er  selbst  ein  Zweck  sei  (siehe 
K.  S.  Zachariä,  40  Bücher  vom  Staate,  1.  Aufl.  Bd.  L,  S.  212  u.  f.)  ist 
ein  reiner  Wortstreit  Der  Zweck  und  das  (sittliche)  Wesen  des  Staates 
sind  durchaus  identisch.  Eben  durch  seinen  Zweck,  d.  h.  durch  seine  sitt- 
liche Idee,  ist  der  Staat,  ein  Zustand  (statiis,  §.  1  u.  3),  eben  so,  wie  das 
hdividunm  durch  die  in  ihm  lebendige  sittliche  Idee  Person  ist 

*)F.  Murhard,  der  Zweck  des  Staates.  £ine  propolitische  Unter- 
sDchimg  im  Lichte  unseres  Jahrhunderts,  1832.  —  Theilweise  abweichend 
von  seiner  früheren  Ansicht  (siehe  Note  1)  erklärte  sich  K.  S.  Zachariä, 
40  Bücher  v.  Staate  (Umarbeit)  I.,  S.  148.  —  Maurenbrecher,  Lehrb., 
§.22-2a  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.,  L,  (2.  Aufl.  1853).  §.  13.  — 
J-  Held,  System  des  Yerfassungsrechts  (1856)  Bd.  L,  S.  277  flg.  — 
Wippermann,  Beitrage,  I.,  S.  54  u.  f.  —  K.  Hagen,  über  die  histor. 
£atwickelung  der  Idee  des  Staates,  in  s.  Fragen  der  Zeit,  Bd.  II.  1845. 
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keit  die  Aufgabe  and  die  Gränzen  der  Staatsgewalt  bestimmt 
werden  könnten. 

IV.  Alle  diese  Untersuchungen  beruhen  auf  der  erfahnmgs- 
massigen  Beobachtong;  dass  in  jedem  Staate  ein  (jegensatz 
der  Individualität  und  der  Gesammtheit  vorhanden  ist 3>9 
welcher  in  ihm  selbst  seine  befriedigende  Lösung  suchen  muss. 
Da  sich  aber  in  den  bestehenden  Staaten  AberaU,  und  in  ver- 
schiedenen Zeiten  auch  in  demselben  Staate  ^  das  Verhältniss 
der  individuellen  Persönlichkeit  zur  Gesammiheit  verschieden 
entwickelt  vorfindet ,  und  man  bald  die  Individualität  auf 
Kosten  der  Gesammtheit,  bald  umgekehrt  die  Staatsgewalt  aaf 
Kosten  der  Freiheit  der  Einzelnen  als  übermässig  begfinstigt 
zu  erkennen  glaubte,  so  strebte  die  Wissenschaft,  bald  durch 
Erweiterung,  bald  durch  engere  Begränzung  des  Staatszweckes, 
das  richtige  und  harmonische  Verhältniss  zwischen  den  an- 
gegebenen beiden  Gegensätzen  herzustellen. 

§.  23. 

L   Von  der  Theorie,   welche   den  Zweck  des  Staates 

mit  dem  der  Menschheit  identisch  nimmt, 

und  ihren  Unterarten. 

I.  Die  Theorie,  welche  dem  Staate  die  Aufgabe  setzt,  die 
Zwecke  der  Menschheit  selbst  zu  den  seinigen  zu  machen, 
kann  von  einem  zweifachen  Standpunkte  ausgehen,  nämlich 
entweder  von  dem  Standpunkte  des  Idealismus,  oder  von 
dem  Standpunkte  des  Materialismus. 

n.  Von  dem  ersteren  Standpunkte  aus  betrachtet,  wird 
die  möglichste  allseitige  Vollendung  und  Ausbildung  des  Men- 
sehen,  d.h.  die  Verwirklichung  der  Herrschaft  des  Sitten- 
gesetzes, als  Zweck  des  Staates  ausgesprochen. 

in.  Von  dem  anderen  Standpunkte  aufgefasst,  wird  der 
Staatszweck  in  die  wirkliche  Begründung  eines  allgemeinen 
Wohlbefindens  gesetzt,  und  damit  dem  Staate  die  Sorge  ftlr 
das  materielle  Wohl  der  Unterthanen  zur  Pflicht  gemacht, 
ohne  gerade  die  Entwickelung  der  moralischen  Seite  des  Men- 
schen auszuschliessen  (sogenannte  Wohlfahrts- Theorie). 

*)  Siehe  oben  §.  6. 
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IV.  Auf  dieser  GldchsteUung  der  Zwecke  der  Menschheit 
und  des  Staates  berohtea  die  Staatsrerfassiingeii  des  gesamm- 
ten  nieht-germanischen  AlterthamSi  und  awar  in  der  Art,  dass 
bald  die  dne,  bald  die  andere  der  beiden  Haaptrichtangen» 
in  welcher  diese  Grundansicht  entwickelt  werden  kann,  als 
Torwaltend  ersdieint  So  nmfassten  die  Theokratien  der  alten 
Welt  mit  ihren  anf  ein  ideales  Princip  gegründeten  Institutionen 
stets  eben  sowohl  den  ganzen  Menschen  in  allen  seinen 
Beziehnngen,  wie  ihn  aach  die  antiken  Republiken^  namentlich 
in  Griechenland;  in  seiner  Totalität  erfassten^),  wenn  gleich 
hier  mehr  die  sinnliche,  lebensfrohe,  ja  frivole  Richtung  des 
Xaterialismos  Überwog. 

§.  24, 
1)  Die  Herrschaft  des  Sittengesetzes   als  Staatszweck. 

L  Es  kann  nicht  verkannt  werden,  dass  der  Staatszweck 
anf  eme  würdige  Weise  bestimmt  wird,  wenn  man  die  Herr- 
schaft des  Sittengesetzes  als  solche  aofstellt,  nnd  dass 
anch  in  keinem  Staate  die  Rttcksicht  anf  die  Geltnng  und 
lebendige  Entwickelung  des  Sittengesetzes  jemals  fehlen  darf. 

IL  Es  leidet  jedoch  diese  Theorie  an  der  Unsicherheit, 
dagg  der  Begriff  des  Sittengesetzes  selbst  jederzeit  nach  der 
Veraehiedenheit  der  philosophischen  und  theologischen  Parthei- 
Standpunkte  verschieden  bestimmt  werden  wird. 

m.  Sodann  leidet  diese  Theorie  auch  an  Einseitigkeit, 
in  so  ferne  in  ihr  die  im  Staate  jedenfalls  unvermeidliche 
Böcksicht  auf  den  materiellen  Wohlstand  keinen  genflgenden 
wissenschaftlichen  Ausdruck  findet. 

IV.  Wo  lediglich  die  Herrschaft  des  Sittengesetzes  als 
Staatszweck  ausgesprochen  wird,  läuft  man  Gefahr,  den  Staat 
als  eine  blosse  Erziehungsanstalt  zu  gestalten  und  ihn 
80  hoch  über  das  Individuum  zu  stellen,  dass  dieses  in  ihm 


*)  Dies  thnt  selbst  die  Lyknrgische  Gesetzgebung.  Der  Politik  des 
Plato  und  Aristoteles  liegt  dieselbe  Anschaanng  zn  Grande.  Die  Römer 
folgten  hierin  ihren  Lehrmeistern,  den  Griechen.  -—  Nach  dieser  Theorie 
galt  der  Mensch  im  Bürger  unter.  —  Daher  der  einzige  Stolx:  „Ego 
BQu  dng  Bomanns.  ** 
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völlig  nntergeht  und  der  Staat  sonach  mehr  das  Grab  als  eine 
Schntzwehr  der  individnellen  Freiheit  wird. 

V.  Dies  zeigt  sich  namentlich  bei  den  Theokratien  des 
AlterthumS;  in  welchen  sich  der  Staat  mehr  oder  minder  mit 
der  Kirche  identificirte  nnd  den  Menschen  nicht  nur  in  seinen 
äusseren,  sondern  auch  in  seinen  inneren  Handlungen^ 
in  seiner  Gesinnung,  in  seinem  Meinen  und  in  seinem  Glauben 
beherrschte,  und  ihn  desshalb  unter  eine  fortwährende  Vor- 
mundschaft stellte,  wodurch  das  Staatsleben  nothwendig  in 
eine  Starrheit  und  Stagnation  gerieth,  welche  mit  dem  natür- 
lichen Triebe  und  dem  sittlichen  Berufe  des  Menschengeschlechts 
zu  fortschreitender  Entwickelung  in  geradem  Widerspruche  steht. 

VI.  Wo  aber  in  einer  Nation  der  Sinn  für  individuelle 
Freiheit  von  Haus  aus  lebendig  oder  einmal  erwacht  ist, 
stösst  der  Staat  die  theokratische  Form  zurück  und  entwindet 
sich  derselben,  verfolgt  aber  sodann  eben  desshalb  nur  noch 
einen  Theil  der  Zwecke,  welche  die  Theokratie  als  Einheit 
von  Kirche  und  Staat  zuerst  insgesammt  zu  erreichen  gesucht 
hatte  0- 

Vü.  Im  Mittelalter  machte  die  römische  Hierarchie  den 
Versuch,  dem  Staate  wieder  universell  einen  theokratischen 
Charakter  aufzuprägen  2).  Allein  der  gewaltigsten  Anstrengungen 
ungeachtet,  scheiterte  dieses  Unternehmen  an  der  nationalen 
Opposition  der  germanischen  Völker^). 

§.  25. 
2)  Die  allgemeine  Wohlfahrt  als  Staatszweck. 

I.  Ganz  dasselbe  was  gegen  die  Theorie  erinnert  werden 
musste,  welche  die  Herrschaft  des  Sittengesetzes  als  Staats- 

*)  lieber  die  ursprüngliche  Einheit  und  spätere  Trennung  von  Staat  und 
Kirche,  vergl.  Rot  he,  die  Anfönge  der  christlichen  Kirche  und  ihrer  Ver- 
fassung. Wittenberg  ia37. 

*)  Man  darf  übrigens  nicht  verkennen,  dass  sich  die  Kirche  zu  einem 
solchen  Streben  aufgefordert  und  gedrungen  finden  musste,  da  der  Staat 
damals  ausser  einer  überdies  höchst  mangelhaften  Kechtspflege  gar  nichts 
leistete,  und  die  Kirche  anfänglich  sogar  die  heidnischen  Germanen  für  die 
Civilisation  und  das  Staatsleben  heranzubilden  hatte. 

')  Yergl.  K.  Hagen,  Deutschlands  liter.  und  religiöse  Verhältnisse  im 
Beformationszeitalter.  Erlangen  1841. 


§.  26.  Der  Rechtsschatz  als  Staatszweck.  45 

iveek  erklärt,  gilt  anch  von  der  Theorie,  welche  den  Staats- 
zweck in  die  allgeineine  oder  öffentliche  Wohlfahrt  setzt 

U.  Aach  mit  diesem  Ansdmcke  pflegen  sehr  verschiedene 
Begriffe  yerbnnden  zu  werden  and  daher  kann  derselbe  wohl 
auch  m  einem  Sinne  genommen  werden,  welcher  dem  Wesen 
(der  Idee)  des  Staates  genfigend  entspricht  ^). 

m.  Da  aber  dieser  Aasdrack  seiner  Unbestimmtheit  wegen 
vieler  Missdeatnng  fähig  ist,  so  gewährt  aach  die  Verktindigang 
der  öffentlichen  Wohlfahrt  als  Staatszweck  keine  Bürgschaft 
gegen  eine  übermässige  Aasdehnong  der  Staatsgewalt  and 
Gefährdong  der  individuellen  Freiheit  darch  ein  aaf  die  Daaer 
anerträgliches  Bevormandungssystem. 

IV.  In  ihren  äassersten  Consequenzen  würde  diese  Theorie 
die  Einzelnen,  ja  sogar  jede  Klasse  von  Staatsangehörigen, 
derGesammtheit  gegenüber  als  rechtlos  erscheinen  lassen, 
weil  sie  beliebig  als  Mittel  fttr  die  aUgemeine  Wohlfahrt  auf- 
geopfert werden  könnten^).  Die  allgemeine  Wohlfahrt  wäre 
aber  sonach  selbst  eine  Chimäre,  und  würde  nur  als  die  Wohl- 
fahrt der  Mehrzahl  auf  Kosten  der  Minderzahl  oder  gar 
nur  als  Wohlfahrt  einer  mächtigen  and  compakten  Minorität 
oder  auch  nur  eines  Einzelnen  auf  Kosten  der  Mehrzahl 
oder  aller  Uebrigen  erscheinen. 

V.  Die  allgemeine  Wohlfahrt  hat  daher  zu  allen  Zeiten 
sowohl  der  Revolution  als  dem  Despotismus  zur  Be- 
schönigung von  Gewaltstreichen  dienen  müssen. 

§.  26. 
n.    Von   der   Theorie,   welche  Schutz   und  Sicherheit 
der  Rechte  als  ausschliesslichen  Zweck  des  Staates 
betrachtet. 

I.  Die  Unbestimmtheit  der  bisher  erwähnten  Theorien 
and  der  Vorschab,  welchen  sie  jeder  Willkührherrschaft,  der 
B^Tolation  sowie  dem  Despotismus,  zu  leisten  im  Stande  sind, 

*)  Siehe  oben  §.  3  n.  6. 

^  Gerade  in  diesem  untergehen  des  Einzelnen  in  dem  YerMltnisse 
zur  GeBannntheit  findet  das  Wesen  des  Staates,  VoUgraff,  System  der 
praktischen  Politik  im  Abendlande,  L,  p.  30,  50,  66. 
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da  ihnen  mit  Leichtigkeit  ein  unrichtiger  und  den  selbststtcli- 
tigen  Tendenzen  der  herrschenden  Parthd  oder  Person  eot- 
sprechender  Sinn  unterstellt  werden  kann,  hat  das  Bestreben 
hervorgerufen,   durch   eine  möglichst  enge  Begränzung  des 
Staatszweckes  eine  feste  Scheidelinie  zwischen  einer  yemunft- 
gemässen  Staatsgewalt  und  der  Willkührherrschaft  aufzustellen, 
dadurch  die  individuelle  Freiheit  Überhaupt  gegen  Uebergriffe 
der    Staatsgewalt  zu   sichern,    dem   Menschen    neben    dem 
Bürger  Anerkennung,  Bedeutung  und  Geltung  zu  verschaffen, 
und  namentlich  der  geistigen  Freiheit  und  Entwickelnng  des 
Menschen  durch  eine  scharfe  Scheidung  von  Recht  und  Moral, 
Staat  und  Kirche,  einen  unbeschränkten  Spielraum  zu  eröffnen  ^). 
U.  Man  glaubte  daher  den  Zweck  des  Staates  nur  allein 
in  die  Gewährung  von  Rechtsschutz  und  Rechtssicherheit,  d.  h. 
in  dieBewirkung  eines  geordneten  Rechtszustandes  setzen 
zu  müssen  ^),  so  dass  also  der  Staat  selbst  nur  als  eine  Rechts- 
anstalt erscheinen  sollte,  in  welcher  es  dem  Individuum  möglich 
und  verstattet  wäre,  den  von  ihm  selbst  als  vernünftig  erkannten 
Zwecken,  seiner  geistigen  und  sittlichen  Entwickelnng  und  mate- 
riellen Wohlfahrt,  in  voller  Freiheit  ohne  vormundschaftliche 
Leitung  und  Beengung  durch  die  Staatsgewalt  nachzustreben. 

III.  Einen  geordneten  Rechtsznstand  erkennt  diese  Theorie 
aber  nur  da  an,  wo  die  Gleichheit,  d.  h.  die  Gemein- 
samkeit des  Rechtes  die  Grundlage  bildet,  daher  sie  audi 
allen  Standesvorrechten  und  Privilegien  den  Krieg  erklärt. 

IV.  So  wie  überhaupt  ein  Extrem  das  andere  hervorzu- 
rufen pflegt,  so  musste  diese  Theorie  nothwendig  aufgestellt  und 
verfochten  werden,  nachdem  die  Erfahrung  das  Unselige  des 
Zuvielregierens  und  der  ungemessenen  Einmischung  der  Staats- 


f)  Diese  Richtung  wurde  in  Deutschland  schon  seit  Puff  endo  rf,  be- 
sonders aber  seit  Kant  bemerklich.  In  der  neueren  Zeit  wurde  diese  Theorie 
besonders  von  Behr,  Jordan,  y.  Rotteck  u.  A.  vertheidigt 

<)  Rechtsschutz  und  Rechtssicherheit  im  buchstäblichen  Sinne  kann  der 
Staat  nie  schaffen,  da  er  nicht  alle  Rechtsverletzungen  unmöglich  machen, 
d.  h.  verhüten  kann:  praktisch  kann  man  also  die  Aufgabe  des  Staates  in 
dieser  Beziehung  nur  dahin  bestimmen,  dass  er  einen  geordneten  Bechts- 
znstand  erhalte,  d.  h.  dafOr  sorge,  dass  jede  rechtswidrige  Handlung 
von  der  entsprechenden  rechtlichen  Folge  betroffen  werde,  was  besonders 
für  das  Criminalrecht  von  Bedeutung  ist. 
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gewalt  in  alle  Verhältiiisse  der  IndiTiduen  und  Familien  aaf 
eine  empfindliche  Weise  erkennen  gelehrt  hatte  ^). 

y.  So  schätzbar  die  Tendenz  dieser  Theorie  an  sich  ist, 
und  so  viel  sie  dazu  beigetragen  hat,  die  Aufgabe  des  Staates 
genauer  und  fester  zu  bestimmen,  so  trifft  sie  dagegen  auf 
der  anderen  Seite  der  Tadel,  dass  sie  den  Zweck  des  Staates 
?iel  zu  enge  nnd  einseitig  aufgefasst  hat,  indem  die  Bewirkung 
dnes  geordneten  Rechtszustandes  allerdings  zwar  eine  un  er- 
las suche,  jedoch  keineswegs  die  einzige  Bedingung  eines 
Temunflgemässen  socialen  Zustandes  ist^). 

VI.  Nur  ganz  kleine  Staaten,  welche  nur  erst  als  eine 
Yon  freien  Grundbesitzern  gebildete  Landgemeinde  erscheinen, 
wie  z.  B.  in  den  ersten  Anfängen  der  deutschen  Völkeiv 
geschichte,  können  Air  die  Dauer  dieser  einfachen  Zustände 
bei  Beschränkung  des  Staatszweckes  auf  Sechtsschutz  und 
Vertheidignng  bestehen.  Die  Erweiterung  des  Verkehrs  und 
der  Uebeigang  zu  einer  höheren  Stufe  der  Gultur  drängen 
Ton  selbst  zu  einer  weiteren  Erstreckung  des  Staatszweckes. 

§.  27. 
Von  den  Bedingungen  der  Ausgleichung  dieser  Theorien, 

I.  Eine  Ausgleichung  der  verschiedenen  Ansichten  über 
den  Staatszweck  ist  durch  eine  solche  Bestimmung  desselben 
bedingt,  welche  die  Unbestimmtheiten  und  die  Einseitigkeiten 
der  vorgenannten  Theorien  gleichmässig  vermeidet 

II.  Bei  einem  derartigen  Versuche  muss  man  davon  aus- 
geben, dass  die  Vorstellung  von  dem  Staatszwecke  nach 
der  Bildungsstufe  und  den  sonstigen  individuellen  Verhältnissen 
der  Völker  nothwendig  verschieden  sein  muss,  und  so  wie  die 
Mög^chkeit  einer  fortschreitenden  Entwickelung  der  sittlichen 
und  politischen  Cultur  nicht  geläugnet  werden  kann,  so  muss 
aoeh  eine  Erweiterung  des  Bewusstseins  vom  Zwecke 


*)  Dahlmann,  Politik,  §.  11:  „Der  schlechte  Staat  .  .  .  Terschlingt 
die  Familie  mit  der  Macht  seines  Gesetzes,  legt  sich  ein  Obereigenthnm  bei, 
bringt  jeder  R^;el  eine  Ausnahme  au£'' 

*)  Veri^.  J.  J.  Wagner,  der  Staat,  1815.  —  Hegel,  Rechtsphi- 
losophie, §.  257  u.  f. 
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der  Staatsgesellschaft  für  möglich  and  nothwendig  anerkannt 
werden. 

ni.  Hierdurch  wird  keineswegs  der  Staatszweck  an 
sich  als  veränderlich  erklärt ,  sondern  nur  der  Umfang 
seiner  Erkenntniss  und  praktischen  Ausführung^). 

§.  28. 
Versuch  dieser  Ausgleichung.    Theorie  der  völkerschaft- 
lichen Unterstützung,  oder  der  Wahrung  der  jeweiligen 
nationalen  Gesammtinteressen. 

I.  Bei  der  Bestimmung  des  Staatszweckes  muss  man  von 
dem  Wesen  (der  Idee)  des  Staates  ausgehen,  wonach  derselbe 
der  natur-  und  vemunftnoth wendige  Zustand  ist,  in  welchem 
allein  das  gesammte  Volksleben  zu  seiner  geschichtlichen 
Entwickelung    kommen  soll  und  kommen  kann  *). 

II.  Es  darf  daher  der  Staat  von  dem  Menschen  kein 
Opfer  seiner  Individualität  fordern,  da  diese  die  Grund- 
bedingung für  die  Entwickelung  und  den  Fortschritt  der 
Menschheit  selbst  ist,  d.h.  der  Staat  soll  eine  Garantie  und 
nicht  der  Untergang  der  individuellen  Freiheit  sein. 

in.  Die  Hindemisse  aber,  welche  der  vemunflgemässen 
Entwickelung  der  individuellen  Freiheit  entgegen  stehen  und 
deren  Ueberwindung  und  Beseitigung  sonach  als  Gemein- 
interesse der  Menschheit,  d.  h.  der  Gesammtbeit  aller  Individuen, 
erscheint,  gehen  nicht  von  diesen  letzteren  allein  gegen  einander 
aus,  d.  h.  sie  sind  nicht  blos  Rechtsläsionen  und  Rechts- 
Ungleichheiten,  sondern  sie  liegen  auch  in  vielen  äusseren 
Verhältnissen^),    deren    feindlicher   und    hemmender   Einfluss 

*)  D ah  1  mann,  Politik,  §,  15.  „Weil  die  Menschheit  in  jedem  Zeit- 
alter neue  Zustände  gebiert,  so  Iftsst  sich  kein  Staat  grundfest  darstellen, 
ausser  mit  den  Mitteln  und  unter  den  Bedingungen  irgend  eines  Zeitalters, 
ausser  gebunden  an  die  Verhältnisse  irgend  einer  unmittelbaren  Gegen- 
wart" —  Ueber  die  Veränderlichkeit  der  Interessen  des  Staates  mit  den 
thatsächlichen  Verhältnissen,  worauf  sie  beruhen,  s.  K.  S.  Zachariä, 
40  Bücher  (ümarb.),  I,  S.  166  u.  f. 

«)  Siehe  oben  §.  3.  a.  E. 

<)  Dergleichen  Verhältnisse  sind  oft  sogar  rein  physisch  bedingt, 
und  nichts  desto  weniger  für  den  Staat  von  grösster  Wichtigkeit,  z.  B.  der 
Pauperismus  u.  s.  w. 
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mir  durch  em  gemeinsames  ZüsammenwirkeB  nnd  durch  die 
Besduifliifig  gemeinsamer  Anstalten  bezwungen  und  beseitigt 
werden  kann.  Ueberhaupt  ist  der  Mensch  von  Natur  aus 
Soeialwesen  und  darauf  angewiesen,  seinen  Zwecken  in  Völker- 
schaftlicher  Verbindung  mit  Anderen  nachzustreben^). 

IV.  Die  Erhaltung  eines  geordneten  Rechtszustandes  kann 
daher  nur  als  die  eine  Seite  der  vom  Staate  zu  lösenden 
An%abe  in  Betracht  kommen^):  die  andere  Seite  derselben 
besteht  aber  in  der  Bewirkung  solcher  Einrichtungen  und  An- 
stalteuy  deren  Beschaffung  ausserhalb  der  Kraft  des  Individuums 
liegt ^),  aber  nicht  weniger  als  die  Geltung  und  Handhabung 
des  Bechtes,  die  Bedingung  einer  fortschreitenden  vemunft- 
gemässen  Entwickelung  der  Nationen  ist^). 

V.  Diese  Einrichtungen  oder  Anstalten  können  nicht  numerisch 
aufgefllhrt  werden ,  noch  bedarf  es  einer  solchen  Aufzählung: 
die  einzelnen  Arten  und  die  Zahl  derselben  sind  durch  die 
besonderen  Verhältnisse  der  einzehaen  Staaten  bedingt,  und 
daher  weder  aller  Orten  noch  zu  allen  Zeiten  gleichmässig 
Qothwendig  oder  zweckmässig. 

VI.  Für  die  Theorie  ist  der  Staatszweck  bestimmt  genug 
ausgesprochen,  wenn  man  ihn  mit  Rücksicht  auf  seine  negative 
und  positive  Seite  in  die  Verwirklichung  sämmtlicher 
äusseren  Bedingungen  einer  wahren  Humanität 
auf  nationaler  Grundlage  setzt,  was  in  Bezug  auf  das 
Individuum  nichts  anderes  ist,  als:  völkerschaftliche 
Unterstützung  zumBehnfe  selbstthätig  freier  Entwickelung. 

')  Ohne  staatliches  Zasanunenleben  gibt  es  überhaupt  keine  Cultor  und 
Cirilisation,  keine  Kunst  und  Wissenschaft  und  keinen  Handel,  worauf 
lumptsichlich  der  Weltverkehr  der  Nationen  beruht 

*)  Das  fiecht  hat  nur  Läsionen  zu  seinem  Gegenstande:  es  ist  somit 
gkichsam  durch  die  Missstande  bedingt,  welche  in  der  Socialität  selbst 
vmzehi  und  als  deren  krankhafte  Auswüchse  erscheinen. 

^)  Man  denke  nur  an  die  Anforderungen,  welche  der  Fortschritt  der 
Wissenschaft  und  die  Entwickelung  des  Verkehrs  an  die  Gesammtkraft 
emer  Nation  macht  1 

*)  Nie  ist  diese  zweifache  Seite  des  Staatszweckes  bestimmter  und 
richtiger  ausgesprochen  worden,  als  von  Cicero,  de  rep.,  L,  c.  25.  „Est 
utem  res  publica  res  populi:  populus  autem  non  omnis  hominum  coetus 
qooqae  modo  congregatus,  sed  coetus  multitudinis,  juris  consengu  et  utiUtaiia 
cmmumone  sodatus.*'  ~  Auch  Hugo  Grotius,  de  jure  belli  et  pads, 
P*  I,  c  1.  §.  14,  gibt  als  Staatszweck  an:  „jus  et  communis  utilitas." 

ZSpfl,  Staatsrecht.   6.  Aufl.   I.  4 
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Vn.  Völlig  gleichbedeutend  hiemit  ist  es,  wenn  man^  an 
die  im  §.  3  gegebene  Erklärung  der  europäischen  Staatsidee 
anschliessend y  als  Zweck  des  Staates  die  Wahrung  der 
jeweiligen  nationalen  Gesammtinteressen  oder  die 
Befriedigung  der  jeweiligen  nationalen  Bedürf- 
nisse oder  die  Herstellung  und  Fortbildung  eines 
den  jeweiligen  Gulturverhältnissen  des  Volkes 
entsprechenden  socialen  Zustandes  angibt 

VIU.  Diejenigen  welche,  wie  Krause  und  seine  Nachfolger 
(Ahrens,  Böder)  den  Begriff  des  Rechtes  in  ähnlicher  Ans- 
dehnungy  wie  Piaton  den  Begriff  seines  Slxatov  erfassen  und 
darunter  den  Inbegriff  der  praktischen  Bedingungen  der  endlich 
beschränkten  Lebensverhältnisse  (des  Gulturzweckes)  yemflnf- 
tiger  Wesen  verstehen,  dürfen  daher,  wenn  sie  den  Zweck  des 
Staates  in  der  Rechtsgeltung  sehen,  nicht  mit  jenen  Ver- 
theidigem  der  Theorie  des  ausschliesslichen  Bechtszweckes 
des  Staates  zusammengestellt  werden,  welche  wie  Kant  und 
seine  Nachfolger'')  den  Begriff  des  Rechtes  auf  die  Gränz- 
bestimmung  der  EinzelnwillkUhr  zum  Behufe  der  Goexistenz. 
möglichkeit  beschränken,  sondern  stimmen  im  Wesentlichen 
mit  obiger  Ausgleichung  ttberein^). 

§.  29. 
Verhältniss  dieser  Theorie  zu  den  vorgenamiten. 

I.  Die  eben  entwickelte  Theorie  unterscheidet  sich  von 
der  sog.  Theorie  des  Rechtsgesetzes  dadurch,  dass  sie 
ausser  der  Erhaltung  eines  geordneten  Rechtszustandes,  auch 
die  Befriedigung  aller  ttbrigen  völkerschaftlichen 
Gesammtinteressen,  wie  solche  bei  einem  gewissen 
Volke  geschichtlich  hervortreten,  in  den  Staatszweck 
aufnimmt^).     Die    Herrschaft   des    Rechtsgesetzes,    die 


7)  Siehe  §.  26,  Note  1. 

®)  Vergl.  Philosophishe  Zeitgedanken,  in  der  deutsch.  Viertel- 
jahrsschrift, 1861,  Heft  1,  S.  310  flg. 

^)  Das  was  die  deutschen  Völker  gegenwärtig  von  dem  Staate  yerlaogen, 
l&sst  sich  auf  folgende  Hauptpunkte  zurückfahren:  1)  Bechtsgeltung  als 
Grundlage;  2)  Sorge  für  Erhaltung  der  Sitte  und  Religiosität;  3)  Sorge  i&r 
Bildung  in  wissenschaftlicher,   gewerblicher   und   künstlicher  Beeiehung; 
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Hebimg  der  öffenfliehen  Moral  und  die  Befördemng  des 
aflgemeiikeii  materiellen  WohlBtandes  liegen  sonaeh 
gleichmässig  in  der  Aufgabe  des  Staates^). 

n.  Von  der  sog.  Theorie  des  Sittengesetzes  nnd  der 
sog.  Woblfabrtstheorie  untersoheidet  sieb  aber  die  Theorie 
der  Yölkerschaftlichen  Unterstützung  dadnrcb,  dass  sie  den 
Staat  als  ein  Mittel  für  die  Zweeke  der  Individuen,  nieht 
aber  die  Individuen  als  Mittel  für  den  Staatszweek  auffasst, 
und  sieh  darauf  besebränkt,  von  dem  Staate  die  Herstellung 
der  äusseren  Bedingungen  einer  humanen  Entwickelnng  des 
Volkes  zu  verlangen,  ebne  ihm  die  Freiheit  des  Gewissens, 
der  individuellen,  religiösen,  moraliseben  und  inteUektnellen 
Ueberzeugnng  aufzuopfern^). 

m.  Der  Staat  wird  also  hiemach  nur  fttr  verpflichtet 
erklärt,  neben  der  Gewährung  des  allgemeinen  Rechtsschutzes 
den  Individuen  die  Möglichkeit  allseitiger  Entwickelnng 
durch  freie  Benützung  der  von  ihm  darzubietenden  Anstalten 
zu  verschaffen^)  und  Hilfe  da,  wo  sie  verlangt  wird,  zu 
gewahren,  ohne  dass  derselbe  filr  berechtigt  erkannt  wäre,  die 
Individuen  zur  Benützung  seiner  Anstalten  weiter  zu  zwingen, 
als  es  nothwendig  ist,   um  die  Behinderung  der  Uebrigen  an 


4)  Sorge  für  den  nationalen  Wohlstand,  besonders  durch  Befreiung  des 
Handels,  der  Gewerbe  nnd  der  Landwirthschaft  von  hemmenden  Be- 
schränkungen und  Lasten;  5)  Herstellung  einer  tüchtigen  Wehrkraft  zum 
Schutze  der  nationalen  Selbstständigkeit  gegen  äussere  Angriffe. 

*)  Lässt  der  Staat  auch  nur  einen  Theil  dieser  dreifachen  Aufgabe 
ungelöst,  BD  kann  er  die  beiden  anderen  gleichfalls  nicht,  wenigstens  nicht 
Tollkonnnen,  lösen.  So  bedingen  sich  insbesondere  die  öffentliche  Moral 
and  der  öffentliche  Wohlstand  gegenseitig  und  schon  Filangieri  hat 
sehr  gut  bemerkt,  dass  die  Blüthe  der  Staaten  und  die  Kraft  einer  Nation 
dadurch  bedingt  ist,  dass  das  Volk  bei  massiger  Arbeit  ein  genügen- 
des Auskommen  finde. 

^  Dahlmann,  Politik,  §.  10.  „Der  seiner  hohem  Bestimmung  getreue 
Mensch  bringt  dem  Staate  jedes  Opfer  des  £igenthums  und  der  Person, 
nor  nicht  das  Opfer  seiner  höheren  Bestimmung  selber:  alles  sein  Recht 
mg  er  hingeben,  nur  nicht  das ,  worüber  er  kein  Recht  hat.  Das  ist  der 
Rohm  und  die  Gefahr  der  menschlichen  Dinge,  dass  der  Einzelne  am  Ende 
onberedienbar  gegen  den  Staat  steht"  •—  Luther,  t.  d.  Unterthanen 
Pflicht  gegen  die  Obrigkeit:  „üeber  die  Seele  kann  und  will  Gott  Niemand 
Isffien  r^ieren,  denn  sich  allein." 

*)  Z.  B.  Akademien,  polytechnische  Schulen  etc. 
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der  freien  Verfolgung  vemttnftiger  Zwecke  zu  beseitigen*)  und 
gemeingefährliche  Ereignisse  abzuwenden. 

IV.  Nach  dieser  Auffassung  des  Staatszweckes  soll  also 
das  Individuum  keineswegs  im  Staate  untergehen ,  sondern  es 
werden  hier  dieselben  Garantien  der  individuellen  Freiheit 
verlangt,  wie  bei  der  Beschränkung  des  Staatszweckes  auf 
Erhaltung  des  Rechtszustandes.  Ueberhaupt  soll  der  Mensch 
im  Staate  alle  Freiheit  haben,  nur  nicht  die,  den  Staat 
und  die  Gesellschaft  zu  Grunde  zu  richten  und  zu 
verderben®). 

V.  Die  Aufgabe  einer  Regierung  besteht  daher  nicht 
darin,  dass  man  von  oben  herab  den  Individuen  eine  bestimmte 
Richtung  aufzunöthigen  sucht,  sondern  darin,  dass  man  der 
Nation  die  Mittel  und  Wege  an  die  Hand  gibt,  um  die  in  ihr 
liegenden  Kräfte  selbst  entfalten  und  gebrauchen  zu  können  '^). 

§.  30. 
Eintheilung  der  Staaten  mit  Rücksicht  auf  den  Staats- 
zweck.    Der  Bechtsstaat  und  der  Polizeistaat. 

I.  Dem  Gegensatze  der  beiden  äussersten  Grundansichten 
über  den  Zweck  des  Staates  (§.  22)  entsprechend  hat  man 
in  der  neueren  Zeit  auch  eine  Eintheilung  der  Staaten  in 
Rechts-Staaten  und  Polizei-Staaten  aufgestellt,  je  nachdem 
in  der  Verfassung  und  Regierung  die  eine  oder  die  andere 
Theorie  zu  überwiegen  schien. 

B)  Dahin  gehört  z.  B.  der  Zwang  zum  Besuch  der  niedernVolks- 
oder  Elementarschulen,  worin  ein  hauptsächliches  Mittel  liegt,  die 
Moralität  zu  heben  und  dem  Verderben  vorzubeugen. 

«)  Seneca,  de  dementia,  Lib.  I.  „Observatur  oculis  laetissima  forma 
reipublicae,  cui  ad  summam  libertatem  nihil  deest,  nisi  pereundi  licentia." 

7)  Diejenigen,  welche  die  Geltung  des  Rechtsgesetzes  als  Staatszweck 
yertheidigen,  suchen  der  Magerkeit  dieser  Theorie  meistens  noch  durch  eine 
Unterscheidung  von  historischem  und  phUosophischem ,  nächstem  und  ent- 
ferntem, mittelbarem  und  unmittelbarem,  Haupt-  und  Neben-Zweck,  prak- 
tischem und  Natur-Zweck  des  Staates  u.  dgl.  abzuhelfen.  —  E.  S.  Zachariä, 
40  Bücher  (ümarb.),  I,  p.  147  u.  f.  —  Wippermann,  Beiträge,  I,  S.  64, 
will  ausser  dem  historischen  und  philosophischen,  auch  noch  einen  juri- 
stischen Staatszweck  unterscheiden:  allein  was  er  so  nennt,  ist  nur  der 
Weg,  auf  welchem  im  Staate  positiv  bestimmt  wird,  was  als  Staatszweck 
anzuerkennen  und  zu  verfolgen  ist    (Yergl.  oben  §.  6.  a.  £.) 
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n.  LusbeBondere  veifaifipft  man  gewöhnlich  mit  ersterem 
die  Idee  eines  Staates,  in  welchem  die  indlTidnelle  Frei* 
hett  volle  Garantien  finde,  während  man  mit  letzterem 
die  Vorstellnng  einer  drückenden  Bevormnndang  der  Staats- 
bürger durch  die  polizeiliche  Thätigkeit  der  Segiemng  ver- 
bmdet 

in.  An  sich  betrachtet  darf  aber  in  einem  wohlorganisirten 
Staate  eben  so  wenig  eine  genügende  Garantie  der  indi- 
viduellen Freiheit  fehlen,  als  wie  irgend  ein  Staat  jemals 
die  Polizei,  d.  h.  eine  gehörige  Beaufsichtigung  und  oberste 
Leitung  entbehren  kann,  so  dass  also  jeder  Staat  in  diesem 
Sinne  Rechts-  und  Polizei -Staat  zugleich  sein  soll.  Staat  und 
politischer  Zustand  sind  vollkommen  gleichbedeutend  (§.  2) 
und  gerade  in  der  Polizei  tritt  dieser  Charakter,  wie  das 
Wort  selbst  andeutet,  am  entschiedensten  hervor. 

IV.  Nicht  das  kräftige  Wirken  der  Polizei,  sondern  das 
Uebermass  ihrer  Thätigkeit  ist  verwerflich:  darum  sollte  man 
den  Ausdruck  „ Polizeistaat '^  veimeiden^)  und  für  den 
damit  verbundenen  Begriff  eines  tadelnswerthen  Zustandes  des 
Znvielregierens  vielmehr  nur  den  Ausdruck  „büreaukra- 
tischer  Bevormundungs-Staat'^  gebrauchen. 

V.  Auch  hat  die  Erfahrung  bewiesen,  dass  kein  bedeuten- 
der Staat  seine  Thätigkeit  fttr  die  Dauer  auf  die  Erhaltung 
des  Rechtszustandes  aUein  beschränken  konnte^).  So  ist 
z.  B.  auch  ein  Hauptgrund,  warum  die  deutsche  Reichsver- 
fassung untergehen  musste,  und  warum  ihr  Untergang  bei  der 
Nation  weder  eine  schmerzliche  TheUnahme,  noch  eine  politische 
Aufregung  oder  irgend  eine  Anstrengung  zu  ihrer  Aufrecht- 
haltung hervorrief,  darin  zu  erkennen,  dass  das  deutsche 
Reich  als  ein  solches  nur  fttr  die  Handhabung  des  öffentlichen 
Rechtszustandes  einiges,  und  selbst  dies  nur  in  sehr  be- 
schränktem Masse,  fttr  die  materiellen,  sittlichen  und  intellek- 
tuellen Interessen   des   deutschen    Volkes   aber    so   viel  wie 


*)  Hiermit  stmunt  überein,  Bluntschli,  allgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl. 
1857,  S.  57. 

*)  Ein  Staat,  der  keine  anderen  Institutionen,  als  Bechtsanstalten  (Ge- 
richte, Strafanstalten  u.  dgl.)  aufzuweisen  h&tte,  wftre  eine  armselige 
Erscheinung. 
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nichts  geleistet  hat  und  dass  alles,  was  zur  Zeit  der  Reichs- 
Verfassung  in  diesen  Beziehungen  geleistet  worden  ist,  stets 
nur  von  den  einzelnen  Landesregierungen  ausging,  wesshalb 
auch  die  Unterthanen  längst  gewohnt  waren,  nur  von  dieser 
Seite  etwas  zu  erwarten. 

VI.  Entschieden  ist  es  aber  die  Richtung  unserer  Zeit, 
die  VortrefiFlichkeit  der  Staatsverwaltung,  die  Höhe  der  Civi- 
lisation  eines  Volkes  und  die  Blttthe  des  Staates  nach  der 
Meuge  und  Tüchtigkeit  der  öffentlichen  Anstalten  zu  bemessen, 
welche  der  Entwickelung  der  intellektuellen,  moralischen, 
materiellen  und  industriellen  Kräfte  im  Volke  und  der  Linderang 
des  vorhandenen  Elends  gewidmet  sind.  Den  sprechendsten 
Beweis  dafür,  welche  grossen  und  unabweislichen  Anforderungen 
unsere  Zeit  in  diesen  Beziehungen  an  den  Staat  macht,  und 
wie  das  BedUrfhiss  ihrer  Anerkennung  durch  die  Regierungen 
bereits  in  das  (wenn  auch  vielfach  unklare)  Bewusstsein  der 
grossen  Massen  eingedrungen  ist,  liefern  die  Erscheinungen 
des  Gommunismus  und  Socialismus^),  worin  sich  sogar 
die  extreme  Idee  des  Bevormundungs- Staates,  nur  in  ein 
demokratisches  Gewand  eingekleidet,  auf  eine  sehr  be- 
achtenswerthe  Weise  kund  gibt^). 


3)  L.  Stein,  der  Socialismus  und  Communismua  des  heutigen  Frank- 
reichs, 1842.  —  W.  Weitling,  Garantien  der  Harmonie  und  Freiheit, 
1842.  —  Die  Communisten  in  der  Schweiz,  nach  den  bei  Weitling  vor- 
gefundenen Papieren.  Wörtlicher  Abdruck  des  Commiss.-6erichtes  an  die 
h.  Regierung  des  Standes  Zürich,  1843.  ~  J.  W.  Kaiser,  die  Persön- 
lichkeit des  Eigenthums  in  Bezug  auf  den  Socialismas  und  Gommunismus 
im  heutigen  Frankreich,  1843.  —  F.  Stromeyer,  Abhilfe  der  Arbeits- 
noth  durch  Organisation  der  Arbeit,  1844.  —  Oelkers,  über  Socialismus 
und  Gommunismus  der  Arbeit,  1844. —  W.  Dönniges,  Vorlesung  über  die 
wissenschaftl.  und  prakt.  Bedeutung  des  Socialismus  und  Gommunismus,  in 
der  Augsb.  AUgem.  Zeitung,  1845,  Beilage,  Nr.  69.  —  H.  Lintz,  Entwurf 
einer  Geschichte  der  Rechtsphilosophie,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  So- 
cialismus und  Gommunismus,  Danzig  1846. 

4)  Welche  Unklarheit  der  Begriffe  noch  viel£EU^  herrscht,  ergibt  sich 
besonders  aus  der  immer  wiederholten  Forderung  einer  wohlfeilen  R^erung 
bei  fortwährend  gesteigerten  Ansprüchen  an  den  Staat.  Mit  Wenigem  ist 
auch  nur  Weniges  zu  leisten  möglich.  Nicht  auf  die  Wohlfeilheit, 
sondern  auf  die  Yerhältnissmässigkeit  der  Kosten  zu  den  Leistungen 
kann  es  ankommen. 
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§.31. 

Folgerungen  ans  dem  Staatszwecke.     Universalität 
und  Ewigkeit  des  Staates. 

L  Was  immer  ftir  eine  Ansicht  über  den  Zweck  des  Staates 
vorgezogen  und  ftir  richtig  erkannt  werden  mag,  so  moss  man 
doch  darin  tiberein  kommen,  dass  der  Staat  eineVernnnft- 
fordernng  ist  Hieraus  folgt  aber  unmittelbar,  dass  der  Staat 
seiner  Idee  nach  universell  und  ewig  ist,  welche  Eigen- 
schaften allen  praktischen  Yernunftforderungen  gMchmässig 
zukommen. 

n.  Hierdurch  ist  aber  nicht  mehr  ausgesprochen;  als  dass 
der  Staat  ftir  alle  Menschen  vernunftnothwendig,  und  es 
also  eine  (moralische)  Pflicht  für  jeden  Menschen  ist,  in  einem 
Staate  zu  leben  und  denselben  praktisch  mit  zu  begründen  0* 

ni.  Es  ist  ein  grosser  Irrthum,  der  zunächst  mit  der 
unrichtigen  Auffassung  des  Staates  als  einer  Anstalt  (§.  2, 
Kote  1)  zusammenhängt,  wenn  Viele  den  Staat  nur  ftir  einen 
Durchgangspunkt  der  Menschheit  oder  für  eine  Form  halten, 
welche  bei  vollendeter  Entwickelung  der  Menschheit  als  ttb  er- 
flüssig hinwegfallen  werde 2).  Viehnehr  ist  der  Staat  so 
wesentlich  in  der  menschlichen  Natur  gegründet,  dass  er  an 
sich  als   die   höchste  Form  ihrer  Vollendung  (ihr  höchst- 


*)  PUUo  nennt  den  Menschen  deshalb  „  (»oy  noUtmov, "  —  Aristoteles, 
1,4,  erklärt  deigenigen,  der  nicht  am  Staate  TheU  nimmt,  weü  er  es  nicht 
Böthig  hat,  für  ein  übermenschliches  Wesen;  deigenigen  aber,  welcher 
daran  Theil  zu  nehmen  unfähig  ist,  für  ein  Thier.  -—  Ueberhaupt  liegt 
der  sittliche  Charakter  des  Menschen  in  seiner  Religions-,  Rechts-, 
Staats-  und  Geschichts-Fähigkeit. 

*)Fourrier,  le  nouveau  monde  industriel,  1829,  betitelte  den  von 
ihm  Torgeschlagenen  communistischen  Zustand  „Harmonümus",  und  er- 
klärte den  bisherigen  Staat  und  die  bisherige  Civilisation  nur  als  eine 
üebergangsstufe  zu  demselben.  —  Proudhon,  qu'est  ce  que  la  propri^t^? 
1840,  nennt  den  nach  seinen  Ideen  organisirten  (richtiger  aber  desorgani- 
sirten)  gesellschaftlichen  Zustand  „Freiheit'',  und  erklärt  ihn  geradezu 
slsHerrschaftslosigkeit  (Anarchie),  so  dass  auch  das  Gesetz  nur  den 
Charakter  einer  wissenschaftlichen  Ueberzeugung  haben  und 
jeder  Einzelne  auch  nur  durch  seine  subjektive  Ueberzeugung  verpflichtet 
werden  solle! 
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möglicher  Zustand)  erBcheint  und  je  mehr  die  Menschheit  sich 
selbst  entwickelt  y  desto  unentbehrlicher  ist  ihr  die  Staatsform. 

§.  32. 
Von  der  Mehrheit  der  Staaten. 

I.  Aus  der  Universalität  der  Staatsidee  (§.  31)  folgt  aber 
nicht,  dass  die  ganze  Menschheit  in  einem  einzigen  Staate 
vereinigt  sein  sollte,  oder  dass  eine  Vereinigung  zu  einem 
solchen  Universal-  oder  Welt-Staate  zweckmässig  oder 
auch  nur  möglich  wäre.  Vielmehr  wird  der  Forderung  der 
Vernunft,  dass  der  Mensch  im  Staate  leben  solle,  am  zweck- 
massigsten  durch  die  Bildung  mehrerer  Staaten  Genüge  ge- 
leistet und  eben  die  Mannigfaltigkeit  derselben,  welche  schon 
durch  tellurische  Verhältnisse  naturgemäss  bedingt  und 
geboten  ist,  kann  der  allseitigen  Entwickelung  der  Staats- 
idee nur  förderlich  sein^). 

IL  Kann  man  demnach  den  Weltstaat  nicht  als  das 
Ideal  betrachten,  welchem  die  fortschreitende  Menschheit 
nachstrebt  und  mit  dessen  Herstellung,  wenn  auch  in  fernster 
Zukunft  die  Menschheit  den  endlichen  Anschluss  und  die 
höchste  Stufe  ihrer  Organisation  finden  muss^),  so  wird  da- 
durch nicht  in  Abrede  gestellt,  dass  nicht  eine  fortschreitende, 
sich  immer  gleichmässiger  verbreitende  Cultur,  als  welche 
namentlich  die  europäische  sich  ausweist,  die  Völker  einander 
nähern  und  das  bereits  in  seinen  Anfängen  vorhandene  gemein- 
same Rechtsbewusstsein  immer  mehr  erweitem  und  demselben 
eine  aus  freier  Selbstbestimmung  der  Staaten  hervor- 
gehende praktische  Geltung  im  internationalen  Verkehre  ver- 
schaffen wird^). 

§.  33. 

Von  der  Grösse  und  dem  Alter  der  Staaten, 

I.  So  wie  die  Völkerschaften  ursprünglich  klein  sind,  so 
erscheint  auch  der  Staat  zuerst  in  der  Form  kleiner  Gemein- 


0  A.  Feaerbach ,  die  Weltherrschaft,  das  Ghrab  der  Menschheit,  1814. 

<)  Diese  Ansicht  vertheidigt  Bluntschli,  allgenL  Staatsrecht,  2.  Aufl. 
1857.  Bd.  I.  S.  S9  flg. 

')  Ueberemstimmt:  J.  Held,  System  des  Verfassungsrechtes ,  1856. 
Bd.  L  S.  106.  —  JuL  Fröbel ,  Theorie  der  Poütik,  Wien  1861,  Bd.  L  S.  328. 
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1,  da  die  Bittlichen  und  natttrlichen  BedttrfiiisBe  sich  zu- 
siebst  in  engeren  Kreisen  filhlbar  machen  (§.  2).  Mit  der 
Erweüenmg  des  Verkehres  nnd  Oberhaupt  mit  der  Verriel- 
WtigfUkg  der  Bertthmngspnnkte  anter  diesen  kleinen  Gemein- 
wesen nnd  insbesondere  mit  dem  Heranwachsen  grosser  Völker- 
Bchaftoi  entwickelt  sieh  aUmählig  dasBewnsstsein  allgemeiner 
Interessen  in  grossen  Kreisen,  und  somit  das  Bedttrfhiss  der 
fiDdong  grösserer  Staaten  ^)9  welches  theils  auf  dem  Wege 
freier,  theils  aof  dem  Wege  unfreiwilliger  Vereinigung  seine 
Befriedigung  sucht  und  findet,  je  nachdem  das  Bedürfriiss 
einer  Ausdehnung  des  Staates  yon  mehreren  Ur- Gemeinwesen 
gleichmässig  %  oder  yorerst  nur  yon  einem  derselben  empftinden 
wird,  im  letzteren  Falle  tritt  dieses  Bedtlrfiiiss  meistens  in 
der  Form  des  Selbsterhaltungstriebes  heryor,  welcher  leicht  in 
Erobemngslnst  ausartet^).  Ueberhaupt  scheint  die  Natur  allen 
jugendlichen  kräftigen  Völkern  einen  Eroberungstrieb  einge- 
pflanzt zu  haben,  um  dadurch  der  weltgesetzlichen  Bildung 
grösserer  Staaten  Vorschub  zu  leisten. 

IL  So  wie  fUr  die  Gesundheit  des  Indiyiduums  die  mittlere 
Grösse  (das  Normalmaass)  des  Körperbaues  am  zuträglichsten 
ist,  so  gibt  es  auch  für  die  Staaten  eine  solche  mittlere  Grösse, 
welche  die  Erreichung  des  Staatszweckes  am  meisten  begün- 
stigt*). 

ni.  Uebermässige  Ausdehnung  der  Staats  -  G  r  ä n  z  e  n , 
wodurch  Völker  yon  yerschiedener  natürlicher  Nationalität 
anter  einem  Scepter  yereinigt  werden,  ist,  sofern  es  nicht 
gelingt,  deren  eigenes  Interesse  an  das  Bestehen  des  Gesammt- 


«)  VergL  Dahlmann,  PoHtik,  §.  68. 

*)  Dies  ist  meist  der  FaU,  wo  eine  gemeinsame  Nationalität  (§.  10) 
besteht,  und  wo  das  Andr&ngen  feindlicher  Völker  zum  vereinigten  Wider- 
stände nothigt 

')  Ein  Staat,  welcher  den  Weg  der  Eroberung  einmal  betreten  hat, 
kann  auf  demselben  nicht  leicht  ohne  unmittelbare  Oeüahr  für  seine  eigene 
Existenz  stiUe  stehen.  Belehrend  ist  hierüber  die  Geschichte  des  römischen 
Reichs,  und  der  englischen  Herrsdiaft  in  Ostindien. 

*)  Dreissig  bis  yierzig  Millionen  Menschen  scheinen  die  geeignetste 
Zahl  fOr  einen  europäischen  Staat  Kleinere  Staaten  müssen  suchen,  durch 
eine  Gonfoderation  dieser  Zahl  nahe  zu  kommen ,  die  eben  so  nothwendig 
endieint,  die  Selbstständigkeit  der  Gesammtheit  zu  garantiren,  als  sie  noch 
fij€fat  fikr  die  Nadibarstaaten  bedrohlich  wird. 
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Staates  za  fesseln  und  hierdurch  eine  haltbare  politische  Natio- 
nalität (§.  13)  zn  begründen,  der  erste  Schritt  zom  Verfalle 
eines  Staates,  wenn  gleichwohl  diese  Katastrophe  dnrch  die 
Staatsknnst  Jahrhunderte  lang  hinansgeschoben  werden  kann. 

IV.  Eben  so  kann  eine  übermässige  Vermehning  der 
Bevölkerung  einem  Staate  Verlegenheiten  bereiten:  allein 
hier  bietet  die  Auswandemng  eine  natürliche  Abhilfe. 

V.  Auch  die  Staaten  haben  ihr  Alter,  und  durchlaufen 
ähnliche  Entwickelungsstufen,  wie  die  Individuen.  Noch  kein 
europäischer  Staat  hat  sich  über  tausend  Jahre  ohne  Um- 
wälzung erhalten.  Wo  aber  und  soweit  eine  ungemischte  und 
scharf  ausgeprägte  Nationalität  besteht,  da  ist  in  derselben 
ein  unzerstörlicher  Keim  vorhanden,  aus  welchem  das  Staats- 
leben  sich  von  Zeit  zu  Zeit  regeneriren  und  mit  verjüngter 
Kraft  zu  einer  neuen  Entmckelungsperiode  übergehen  kann  ^). 


Dritter  Abschnitt 

Von  dem  Reehtegniiide  md  der  Biitetehuig  des  Staates. 

§.  34. 

Von  dem  Verhältnisse  der  Untersuchungen  über  den 

Rechtsgrund  und  die  Entstehung  des  Staates 

zu  einander  überhaupt^). 

I.   Da  der  Staat  als  souveraines  Gemeinwesen   sich  als 
herrschend  über  das  Individuum  stellt  (§.  6),  so  ist  hiermit 


B)  In  eine  solche  neue  Periode  ist  Deutschland  im  Jahre  1815  durch 
die  Stiftung  des  deutschen  Bundes  getreten. 

<)  Uebersichten  der  verschiedenen  Theorien  gew&hren  besonders  die 
oben,  S.  37—40,  angeführten  Schriften  von  Halier  (Bestauration  der 
Staatswiss.),  v.  Raumer  u.Weitzel;  auch  E.  S.  Zachariä,  40  Bücher, 
I,  S.  61  u.  f.  —  Schmitthenner,  12  Bücher  v.  Staate,  L  Bd.,  S.  10  u.  £  — 
Hüllmann,  Urgeschichte  d.  Staates,  1817.  —  Maurenbrecher,  Grunds. 
§.  31  u.  f.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staats-  und  Bundesrecht,  2.  Aufl. 
1863.  Bd.  I,  §.  14  u.  folg.  —  Bluntschli,  aUg.  Staatsrecht,  2.  Aufl.  1857. 
Bd.  I,  S.  201  flg.  —  J.  Held,  Syst  d.  Verl-Bechts  (1856),  Bd.  I,  S.  288  flg. 
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efflGtgeBsatz  zwisehen  dem  Staate  und  der  individaellen  Freiheit 
gegeben,  welcher  nicht  verfehlen  konnte,  eine  Reihe  Yon  Unter- 
soehongen  ttber  den  Recht Bgrnnd,  d.  h.  den  Rechtfertigung»- 
gmnd  dieser  Herrschaft  des  Staates  und  der  Unterordnung  des 
Indiyidonms  herrorzurufen. 

n.  Hierbei  ging  man  aber  häufig  von  der  (unrichtigen) 
Loterstellang  aus,  dass  jeder  sociale  Zustand,  dessen  Bestehen 
als  eine  Quelle  von  Rechtsverhältnissen  anerkannt  werden  soll, 
nothwendig  anch  rechtlich  entstanden  sein  müsse ^). 
Man  nahm  daher  häufig  die  Frage  nach  dem  Rechtsgrunde 
des  Staates  und  die  Frage  nach  seiner  Entstehung  ftir 
gleichbedeutend  und  forschte  demgemäss  nach  einer  allge- 
meinen rechtlichen  Entstehungs weise  des  Staates.  Dabei 
unterschied  man  zwar  regelmässig  die  Frage  nach  der  Ent- 
stehung der  einzelnen  Staaten  als  eine  historische  Frage^ 
stellte  es  aber  dagegen  als  ein  Problem  der  philosophischen 
Spekulation  auf,  zu  ergründen  ^  wie  der  Staat  überhaupt  als 
rechtlich  entstanden  gedacht  werden  müsse? 

ni.  Diese  Frage  ist  aber  an  sich  unklar  und  fehlerhaft, 
da  vernünftigerweise  kein  Ding  anders  entstanden  gedacht 
werden  kann,  als  es  wirklich  entstanden  ist.  Der  Staat  in 
der  Idee  aber  entsteht  gar  nicht,  sondern  er  ist  mit  dem 
Gedanken  selbst  vorhanden,  weil  er  selbst  nur  ein  Ge- 
dachtes ist.  Die  Frage  nach  der  Entstehung  des  Staates 
ist  daher  in  aller  Hinsicht  nur  eine  geschichtliche. 

IV.  Die  Frage  aber,  welche  die  philosophische  Spekulation 
zn  beantworten  hat,  kann  nur  folgende  sein:  „wodurch  ist 
das  Dasein  des  Staates  und  seine  Herrschaft  über  das  Indi- 
viduum an  sieh  gerechtfertigt?"  Hierbei  ist  nun  aller- 
dings möglich,  ja  sogar  regelmässig  der  Fall,  dass  der  philo- 
sophische Rechtsgrund  bei  einem  Volke  lange  Zeit  hindurch 
nicht  zu  einem  klaren  Bewusstsein  gelangt  und  zuerst  nur  ein 
instmktartiger  Trieb  zu  den  Anfängen  eines  geordneten  socialen 
Znstandes  hinfahrt.    Allein  diese  Thatsache  schneidet  keines- 


')  Die  ümiclitigkeit  einer  solchen  üntersteUong  lasst  sich  auch  in 
pmatiechtüchen  Yerhältiussen  nachweisen.  So  z.  B.  kann  die  Erzeugung 
önes  unehelichen  Kindes  an  sich  als  inderrechtlich  betrachtet  werden; 
eifflnal  geboren,  ist  es  aber  dennoch  ein  Bechtssubjekt 
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wegs  die  Untersnchnng  über  den  Bechtsgrand  des  Staates  ab, 
wenn  das  Bewusstsein  erwacht  nnd  der  Geist  beginnt  ^  dem 
Wesen  der  Erscheinungen  nachzuforschen. 

§.  35. 

Eintheilung  der  Theorien  über  den  Rechtsgrund  und 
die  Entstehung  des  Staates. 

I.  Die  verschiedenen  Theorien  über  die  Entstehung  und 
den  Rechtsgrund  des  Staates  lassen  sich  am  zweckmässigsten 
in  zwei  Klassen,  historische  und  rationale  Theorien, 
eintheilen,  je  nachdem  nämlich  der  Staat  entweder  durch 
Bezugnahme  auf  eine  historische  Thatsache,  oder  lediglich 
durch  Bezugnahme  auf  seine  vernünftige  Idee  gerechtfertigt 
werden  will. 

II.  Mitunter  hat  man  auch  als  solche  Hauptklassen  Ver- 
tragstheorien und  Nothwendigkeitstheorien  unter- 
schieden 0*  Allein  bei  dieser  Eintheilung  sind  die  Gegensätze 
der  einzelnen  Theorien  nicht  scharf  genug  hervorgehoben. 
Einerseits  ist  es  nämUch  unpassend,  Theorien,  welche  den 
Staat  nur  aus  einer  oder  der  anderen  Art  von  Naturnoth- 
wendigkeit  hervorgehen  lassen  und  durch  die  Verweisung 
hierauf  sein  Dasein  gerechtfertigt  erklären,  mit  jenen  Theorien 
in  eine  Klasse  zusammenzustellen,  welche  den  Staat  auf  V er- 
nunftnothwendigkeit,  und  also  auf  sittliche  Freiheit 
gründen:  anderseits  will  aber  auch  die  Vertragstheorie  als 
Unterart  dieser  letzteren  Theorie  gelten,  und  muss  also  auch 
von  diesem  Standpunkte  aus  geprüft  werden. 

III.  Noch  Andere  unterscheiden  Willktthr-Staaten  (auch 
sog.  Gewalt-  oder  Natur-Staaten),  Glaubens-Staaten  und 
Bechts-Staaten,  je  nachdem  nämlich  das  gewillktthrte,  das 
geoffenbarte  oder  das  mit  sittlicher  Freiheit  erkannte  Becht 
darin  vorwaltet,  d.  h.  je  nachdem  Willkühr  und  Macht  (das 
Becht  des  Stärkeren  und  patriarchalische  Verhältnisse),  oder 
Offenbarung,  oder  sittliche  Freiheit  den  Bechtsgrund  der  Herr- 
schaft des  Staates  über  das  Individuum  bilden,  und  somit  der 
Bechtsbegriff   als    auf  Naturgesetz,    Glauben   oder    Vernunft 

<)  IL  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.,  I,  §.  16. 
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berohend  anerkannt  wird^.  Diese  Eintheflnng  stimint  im 
WeseDÜiehen  mit  der  Unterscheidung  historificher  nnd  rationaler 
Theorien  überein ,  da  der  Glaubens -Staat,  je  nach  der  Anf 
fassnng  des  religiösen  Prindpes  der  einen  oder  der  andern 
dieser  Klassen  beizuzählen  ist'),  und  daher  ^eiehsam  den 
Uebergang  Ton  der  ersteren  zu  der  letzteren  yermittelt. 

IV.  Ueberhaupt  lässt  sich  unter  den  Theorien  Aber  die 
Entstehung  und  den  Rechtsgrund  des  Staates  ein  innerer  Zu- 
sammenhang erkennen  und  darf  auch  unbedenklich  einer  jeden 
derselben  in  einer  oder  der  anderen  Beziehung  mit  gehöriger 
Beschränkung  eine  gewisse,  wenn  auch  nur  theilweise,  Richtig- 
keit zugestanden  werden  ^).  Die  Abweichungen  der  einzelnen 
Theorien  nnter  einander  erklären  sich  nämlich  als  nothwendige 
Folge  der  Verschiedenheit  des  (meistens  mehr  oder  minder 
einseitigen)  Standpunktes,  von  welchem  man  bei  der  Eröffnung 
iee  Untersuchungen  ausging,  so  dass  die  Mannigfaltigkeit  der 
Theorien  im  Wesentlichen  nur  die  yerschiedenen  möglichen 
Entwickelungsstnfen  des  Bewusstseins  der  einen  und  univer- 
sellen Staatsidee  bezeichnet 


Erste  UnterabtheUnng. 
A)  Yen  den  hbterbehen  Theerien. 

§.  86. 

1)  Naturgeschichtliche  (Natur-  oder  Geschiclits- 

philosopbische)  Theorie. 

I.  Da  der  Staat  als  geschichtliche  Thatsache  überall  ge- 
funden wird,  wo  eine  Völkerschaft  zu  einer  gewissen  Stufe  der 
Entwickelung  gelangt  ist,  so  drängt  sich  die  Auffassung  seiner 
Entstehung  als  einer  natürlichen  oder  historischen  Nothwendig- 

^  Z.  B.  P.  A.  Pfizer,  Gedanken  aber  Recht,  Staat  und  Kirche,  L, 
S.  151,  IL,  S.  8  n.  f.  —  Aehnlich  unterschied  Maurenbrecher,  Staatsr. 
i  32,  geeddchtliche,  religiöse  und  nationale  Begründungen.  —  AIb  Unter- 
vten  der Natorstaaten  pflegt  man  Heerstaaten,  Patriarchalstaaten 
nndPatrimonialstaaten  aufzuzählen. 

*)  Yeigi.  unten  §.  40. 

^  Sieher  würde  die  Wissenschaft  weiter  gefördert  werden,  wenn  man 
sich  mehr  bemühte,  in  den  Ansichten  Anderer  das  wirklich  Gute  und  Richtige 
anzaerkennen,  als  blos  die  Mangel  derselben  herrorzuheben. 
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keit  von  selbst  auf  ^).  Uebrigens  besteht  hierbei  selbst  wieder 
eine  mehrfache  Meinungsverschiedenheit ,  indem  Einige  den 
Staat  nur  als  ein  instinktartiges  Produkt  eines  sinnlichen 
Triebes,  Andere  als  das  Produkt  einer  psychologischen 
Nothwendigkeit  oder  beider  zugleich  auffassen'). 

n.   Unverkennbar   hat   diese  Theorie,    selbst  sogar    bei 
solcher  einseitigen  Entwickelung,  eine  Seite  vom  Wesen  des 
Staates   ganz   richtig   erfasst.     Nie   wu-d   geleugnet   werden 
können,  dass  nicht  bei  der  Bildung  der  Staaten  das  gegen, 
seitige  Bedtürfhiss  und  die  menschlichen  Triebe,  insbesondere 
der  Socialitätstrieb,  als  wesentlich  wirkende  Momente  in  An- 
schlag zu  bringen  wären,  und  dass  nicht  Staaten,  welche  ans 
einem  ttberlegten,  freien  und  selbstbewussten  Willensakte  der 
Staatsgenossen   hervorgegangen  sind,   zu   den   seltensten   Er- 
scheinungen in  der  Geschichte  gehörten.  Es  muss  daher  dieser 
Theorie  das  Verdienst  zuerkannt  werden,  auf  das  natürliche 
und  psychologische  Element,  welches  bei  jeder  Staatenbildnng 
mehr  oder  minder  mitwirkt,  vorzugsweise  aufmerksam  gemacht 
zu  haben.   Der  Staat  ist  sonach  mit  Nothwendigkeit  vorhanden, 
so  wie  seine  Elemente  oder  Factoren  (§.  15)  vorhanden  sind:  er 
ist  also  mit  dem  Dasein  einer  sesshaften  Völkerschaft  von 
selbst  gesetzt  Hiermit  ist  die  Frage  nach  dem  Rechtsgrnnde 
des  Staates  völlig  abgethan  und  durchgeschnitten:  der  Staat 
bedarf  hiemach  gar  keiner  weiteren  Rechtfertigung,  sondern 
der  Sechtsgrund  seines  Daseins  liegt  in  diesem  Dasein  selbst 
als  einer  noth wendigen  Thatsache^). 


<)  Diese  Theorie  findet  sich  schon  bei  Arigtoteles  (siehe  oben  §.  31, 
Note  0  und  überhaupt  bei  den  griechischen  Philosophen:  eben  so  bei 
Cicero,  de  rep.,  I.,  25.  „  . . .  prima  causa  coeundi  non  est  tarn  imbeciUitas, 
quam  naturaJis  quaedam  hominum  quasi  congregatio :  non  est  enim  singulare 
aut  solivagum  genus  hoc." 

*)  Hiemach  wird  bald  der  Socialit&tstrieb  (Hugo  Grotius), 
die  Sympathie,  die  HUfsbedOrftigkeit,  die  gegenseitige  ünentbehrlichkeit, 
das  ewige  Bedürfhiss  (Hume,  Ancillon),  oder  die  Furcht  und  die 
Besdtigung  des  sonst  in  Folge  des  Selbsterhaltungstriebes  und  des 
Egoismus  eintretenden  Nothstandes(Hobbes)  als  Grund  der  üntstehong 
des  Staates  angegeben. 

3)  Wie  das  Individuum,  sagt  hiemach  der  Staat  von  sich  selbst:  „Sum 
quia  sum.  '*  —  Was  keiner  Rechtfertigung  bedarf,  weil  es  seinen  Rechts- 
grund in  sich  selbst  trägt,  ist  eben  darum  absolut  gerechtfertigt 
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ni.  In  ihrer  vollständigsten  and  geistvoUsten  Entwickdang 
ei&sst  aber  diese  Theorie  den  Staat  als  ein  nothwendiges 
6lied  des  gesammten  Nator-  oder  WeÜ^Organismas  ^).  Erkennt 
man  in  diesem  die  nothwendige  werkthfttige  Offenbarong  des 
absolat  yemflnftigen  and  sittlichen  Geistes  (der  Weltseele  oder 
Gottheit),  so  erscheinen  aach  die  physischen  Elemente  des 
Staates  als  nothw^dige  Träger  sittlicher  Ideen ,  so  dass  mit 
seiner  natorwtlchsigen  Entwickelang  zagleich  die  Herrschaft 
des  vemflnftigen  Geistes  beginnt.  Sonach  fällt  die  nator- 
philosophische  Theorie  in  ihrer  höchsten  Aosbildang  im  Wesen 
mit  der  rationalen  Theorie  in  Eines  zosanmien^  welche  den 
Staat  dorch  seinen  Begriff  fllr  gerechtfertigt  erklärt^). 

§.  37. 
2)  Theorie  der  Uebermacht. 

I.  Znnächst  mit  der  yorigen  verwandt  ist  die  Theorie,  welche 
den  Staat  aas  der  Uebermacht  oder  dem  sog.  Rechte  des 
Stärkeren  entspringen  lässt^).  Diese  Theorie  hat,  als 
historische  aafgefasst,  das  ftlr  sich,  dass  wirklich  sehr  riele 
Staaten  aas  der  Uebermacht  Einzelner  oder  einzelner  Geschlechter 
oder   dner   Völkerschaft   Aber   andere   hervorgegangen   sind. 


*)  So  z.  £.  schon  Spinoza  n.  A.;  in  der  neneren  Zeit  besonders 
J.  J.  Wagner,  Erause  u.  A.  —  Yergl.  auch  v.  Schelling,  im  philo- 
sophischen Journal  von  Fichte  und  Niethammer,  17d9,  II.,  S.  271  u.  f.  — 
Nibler,  der  Staat  aas  dem  Begriffe  des  Universums  entwickelt,  1805. 

>)  Yei^  anten,  §.  41. 

0  Diese  Theorie  wurde  schon  im  Alterthume  von  den  griechischen 
Sophisten  vertheidigt;  in  der  neueren  Zeit  besonders  von  Herrn  v.  Hall  er, 
in  semem  Werke:  Bestaoration  der  Staatswissenschaft  Ganz  in  der  Weise 
T.  Haller '  s,  welcher  in  der  Herrschaft  des  Stärkeren  über  den  Schwächeren 
das  allgemeine  Gesetz  der  Weltordnung  erkennt,  spricht  sich  schon  der 
Gallische  Feldherr  Brennus  in  der  Rede  aus,  welche  ihm  Plutarch  un 
Leben  des  Gamillus  in  den  Mund  legt:  „ Wider  diese  Volker  (Volsker  etc.) 
fiilvt  ihr  (Bömer)  Krieg,  wenn  sie  euch  nichts  von  ihren  Gütern  mittheilen; 
fuhrt  sie  in  die  SUaverei,  plündert  sie,  zerstört  ihre  Städte.  Und  ihr  thut 
duan  nichts  ungerechtes,  sondern  folgt  dem  ältesten  Gesetze,  welches  von 
Gott  anfingt  and  sich  bis  auf  die  Thiere  erstreckt  und  dem  Stärkeren  die 
Güter  des  Schwächeren  zueignet.  Denn  auch  die  Thiere  haben  den  Natur- 
trieb, dass  die  Stärkeren  mehr  haben  sollen  als  die  Schwächeren." 
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Auch  kann  znr  Vertheidignng  dieser  Theorie  mit  grossem 
Gewichte  geltend  gemacht  werden  ^  dass  vrirklich  kein  Staat 
anders  in  der  äusseren  Erscheinung  auftreten  kann,  als  durch 
Macht,  und  dass  jeder  Staat  nur  so  lange  besteht,  als  er 
Macht  Aber  die  einzelnen  Staatsgenossen  behauptet  oder  kein 
anderer  mächtigerer  Staat  ihn  unterwerfe  hat  Dieser 
Begriff  der  Üebermacht  liegt  auch  in  dem  Worte  „Staats- 
gewalt"  selbst,  und  jedes  positive  Recht  hat  seine  Wurzel, 
d.  h.  den  historischen  Grund  seiner  Geltung,  so  wie  die  Bedingiing 
seiner  Handhabung,  wirklich  nur  in  dieser  Üebermacht  des 
Staates  im  Verhältnisse  zu  den  Individuen  ^.  Es  kömmt  daher 
dieser  Theorie  in  diesen  Beziehungen  offenbar  eine  univer- 
selle Gültigkeit  zu^). 

n.  Nichts  desto  weniger  würde  aber  doch  die  Theorie 
der  Üebermacht  mit  Unrecht  auf  das  Prädikat  einer  rationalen 
Theorie  Anspruch  machen,  insofern  der  Charakter  einer  solchen 
darin  zu  setzen  ist,  dass  sie  die  letzten  Gründe  Ar  die  Recht- 
lichkeit des  Staatszustandes  angibt  Die  Theorie  der  Üeber- 
macht begnügt  sich  nämlich  mit  der  Anerkennung  der  That- 
sache,  dass  die  Macht  gilt,  wo  sie  vorhanden  ist,  aber  sie  gibt 
sich  nicht  die  Mühe,  das  Sittliche  in  der  Geltung  der  Macht 
nachzuweisen;  mit  anderen  Worten:  die  Theorie  der  Üeber- 
macht charakterisirt  vortrefflich  die  (äussere)  Erscheinung, 
erklärt  aber  nicht  das  Wesen  der  Staatsgewalt.  Insofern  sie 
daher  mehr  als  eine  historische  Theorie  sein  will,  verfUIt  sie 
in  den  Fehler,  die  Macht  (das  Factum)  mit  dem  Rechte 


*)  In  dieser  Beziehung  ~-  auf  das  positive  Recht  —  konnten  die 
griechischen  Sophisten  den  Satz  vertheidigen :  „Recht  ist  was  den 
Mächtigen  (d.  h.  dem  Herrscher)  gefällt''  —  Richtig  ist  hieran  so  viel, 
dass  die  Macht  die  Form  ist,  in  welcher  allein  das  Recht  zur  prak- 
tischen Geltung  gelangen  kann.  Wenn  aber  auch  die  Aufgabe  des  Staates 
ist,  dem  Rechte,  so  wie  dem  Vernünftigen  überhaupt  zur  Geltung,  d.  h.  zur 
Macht  zu  verhelfen,  und  Recht  und  Macht  in  ein  harmonisches  Yerhältiiiss 
zu  setzen,  so  folgt  daraus  noch  nicht  die  Identität  beider  B^^e. 

')  Es  ist  dies  die  Universalität  der  Materiel  —  Sehr  treffende  Be- 
merkungen über  das  Yerhältniss  von  Recht  und  Macht  und  insbesondere 
über  das  ethische  Moment  in  der  Macht  des  Schicksals,  oder  dem 
Rechte  der  vollendeten  Thatsache,  siehe  in  J.  Fröbel,  Theorie  d.  Politik, 
Wien  1861,  Bd.  I,  S.  21  flg.  —  Vergl.  auch  Cons tantin  Frantz,  Vor- 
schule zur  Physiologie  der  Staaten,  Berlin  1857. 
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(der  Idee)  zu  yerwechseln^),  und  da  8ie  das  in  der  Materie 
nothwendig  und  ewig  wirkende  sittliche  Moment  gänzlich  über- 
sieht, so  erscheint  sie  als  eine  Theorie  der  Verzweiflang  oder 
der  Resignation  in  den  Zeiten  eines  ideenleeren  Despotismus 
oder  einer  blutigen  Anarchie. 

§.  38. 
3)  Patriarchalprincip. 

I.   Gleichfalls  nur  eine  Unterart  der  naturgeschichUichen 
Theorie  ist  diejenige^  welche  den  Staat  als  aus  der  väterlichen 
Gewalt  hervorgehend  y  und  aus  der  Erweiterung  der  Familien- 
Verbindung   zu   einem   Volksstamme   von    selbst    erwachsen 
betrachtet^).   Diese  Theorie  ist  von  allen  die  älteste.  Es  wird 
vielleicht  kaum  ein  Volk  auf  der  Erde  gefunden  werden  ^  bei 
welchem  sich  diese  Ansicht  nicht  als  eine  Sage  gebildet  und 
traditionell  erhalten   hat  2).     Den  Werth  und  die  Richtigkeit 
derselben  in  Bezug  auf  ein  gewisses  Volk  zu  prüfen,  muss  der 
Kritik  seines  Sagenkreises  überlassen  werden.    Als  historische 
Theorie  aufgefasst,  steht  sie  mit  den  vorgenannten  Theorien 
(§.  36  und  37)  nicht  nur  in  keinem  Widerspruche,  sondern 
vervollständigt  vielmehr  dieselben  durch  Hinweisung  auf  die 
stufenweise  Entwickelnng  der  Staatenbildung. 

IL  Unverkennbar  tritt  aber  überdies  in  dieser  Theorie 
das  Bestreben  hervor,  einen  sittlichen  Grund  zur  Rechtfertigung 
der  Macht  anzugeben,  und  desshalb  wkd  hier  auf  die  Analogie 
des  väterlichen  Verhältnisses  hingewiesen^).  Auch  lässt  sich 
nicht  in  Abrede  stellen,  dass  hierdurch  eme  sehr  freundliche 
Ansicht  über  das  Verhältniss  des  Staatsherrschers  zu  dem  Volke 
erö£Enet,  ja  sogar  schon  eine  Pflicht  des  Staatsherrschers 
anerkannt  wird,   in   dem  wohlverstandenen  Interesse   seines 


*)  Hegel,  Gnmdlinien  der  Philosophie  des  Hechtes,  §.258,  in  der 
Note. 

*)  Diese  Theorie  fand  besonders  bei  den  Engländern  im  17.  Jahrhundert 
BeifaU  (Locke,  Filmer  u.  A.). 

<)  Für  Deutschland  erinnere  ich  hier  nur  an  die  Sage  vom  Tuisco, 
dem  Manns  und  seinen  Söhnen.    Tacü,  Germ.  c.  2. 

>)  Diese  Hindeatung  liegt  auch  in  der  Beziehung  des  Staatsherrschers 
als  Landesvater. 

Zdpfl,  StMtarecht.  6.  Aufl.  I.  5 
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Volkes  zu  regieren.  Die  Patriarchal-Theorie  ist  gleichsam  eine 
veredelte  Theorie  der  Uebermacht,  indem  hier  mit  der  Macht 
die  Idee  einer  sittlichen  Verbindlichkeit  zn  ihrem  yemttnftigen 
Gebrauche  verbunden  wird.  Der  Herrscher  erftUlt  sonach, 
indem  er  herrscht  ^  nur  die  (moralische)  Pflicht  des  Stärkeren^ 
den  Schwächeren  zu  schützen^). 

ni.  Allein  auf  der  anderen  Seite  ist  doch  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  diese  Theorie,  indem  sie  den  in  Bezug  auf  eiu 
gewisses  Volk  etwa  geschichtlich  geltenden  Rechtsgrund  der 
Beherrschung  mit  dem  absoluten  Rechtsgrunde  der  Staats- 
gewalt zusammenwirft,  höchstens  nur  zur  Rechtfertigung  der 
Staatsgewalt  in  einer  Einherrschaft,  nicht  aber  auch  zur 
Rechtfertigung  derselben  in  anderen  Staatsformen,  wie  Demo- 
kratie oder  Aristokratie,  gebraucht  werden  könnte  und  mitbin 
der  universellen  Gültigkeit  entbehrt  Ueberdies  aber  könnte 
gerade  die  Analogie  der  väterlichen  Gewalt  für  die  Monarchie 
zu  äusserst  bedenklichen  Folgerungen  fahren ,  und  consequent 
entwickelt,  zu  der  irrigen  Annahme  verleiten,  als  wenn  die 
Einherrschaft  nur  fUr  ein  unmündiges  Volk  geeignet,  ein 
mündiges  Volk  aber  dieser  Staatsform  entwachsen  wäre^). 

§.  39. 
4)  Patrimonialprincip. 

I.  Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  staatsrechtlichen 
Verhältnisse  in  Deutschland  ist  die  Theorie,  nach  welcher  das 
Eigenthum  an  Grund  und  Boden  (die  Patrimonialität) 
als  Grund  der  Staatsgewalt  betrachtet  wird.  Von  den  ältesten 
Zeiten  an  hing  nämlich  in  Deutschland  die  politische  Befähigung 
eines  Mannes  mit  seinem  Grundbesitze  zusammen,  und  stieg 
und  erweiterte  sich  in  gleichem  Verhältnisse  mit  der  Grösse 
und  der  Bedeutung  dieses  letzteren.    So  war  die  Schöffenbar- 


*)  Lässt  sich  die  Theorie  der  üebermacht  in  dem  Satze  znsammen- 
fiftssen:  „Da  kannst,  also  darfst  Da!"  so  lässt  sich  das  Patriarchal- 
princip  dagegen  folgender  Massen  ausdrücken:  „Da  kannst,  also 
sollst  Da!" 

B)  Nirgends  tritt  die  Wahrheit  der  Bemerkung:  „Omne  simile  daudi- 
cat"  mehr  and  deutlicher  hervor,  als  im  öffentlichen  Hechte.  Nichts  ist 
hier  gefährlicher,  als  Analogien  des  Privatrechtes. 
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keit  (Schöffenfreiheit)  und  die  Rittennässigkeit  bedingt  durch 
den  Besitz  eines  gewissen  grösseren  Gutes  (Schöffengut,  Sitter- 
gut)  und  auf  dieselbe  Weise  war  die  Befugniss,  die  Verleihung 
der  landesherrlichen  Regierungsrechte,  des  sog.  Bannes  oder 
der  juiisdicHo  omnimoda^)  von  dem  Kaiser  zu  verlangen, 
bringt  durch  den  allodialen  oder  feudalen  Besitz  eines  Seichs- 
landes, einer  Herrschaft  u.  dei^l.^).  Diese  Theorie  geht  von 
der  Idee  aus,  dass  der  Herr  des  Bodens  (der  Orundherr)  ipso 
jure  auch  politischer  Herrscher  (Gerichtsherr,  Schutz-  oder 
Yogteiherr),  d.  h.  verpflichtet  und  berechtigt  sei,  flir 
die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  (des  Landfriedens)  zu 
sorgen^).  Darin,  dass  man  das  Grundeigenthum  sonach  nicht 
nur  als  ein  Recht,  sondern  als  eine  Quelle  von  Pflichten 
betrachtet,  liegt  die  sittliche  Seite  des  Patrimonialprincips. 
Historisch  wurzelt  diese  Theorie  in  uralter  kriegerischer  Occu- 
pation ,  und  ist  insofern  mit  der  Theorie  der  Uebermacht  ver- 
wandt und  aus  derselben  durch  die  Vermittelung  des  ritterlichen 
Gefolgschaftswesens  und  des  Feudalismus  hervor- 
gegangen. Aus  der  an  sich  richtigen  Ansicht,  dass  keine 
Gerichtsbarkeit  und  überhaupt  kein  Regierungsrecht  ohne  einen 
bestimmten  Bezirk  seiner  Ausübung  (Gerichtssprengel,  Re- 
gierangsbezirk, Territorium)  bestehen  und  ausgeübt  werden 
kann,  hatte  das  Mittelalter  durch  eine  eigenthümliche,  aber 
thdls  aus  der  Entwickelung  der  Landeshoheit  aus  der  aUo- 
dialen  Grundherrschaft  durch  die  später  dazu  gekommene 
kaiserliehe  Verleihung  des  Bannes  oder  hohen  Gerichtsbarkeit, 
tbeOg  aus  dem  Interesse  der  grossen  Vasallen  an  der  Durch- 
setzong  der  Erblichkeit  der  Fahnlehen  und  Gerichtslehen  wohl 
erklärliche  und  absichtliche  Verkehrung  der  Begriffe  die 
Vorstellung  gebildet,  dass  der  Regierungsbezirk  (das  Terri- 
torium) als  eine  selbstständige  Sache  einer  gewissen 
Familie  oder  Corporation,  wie  z.  B.  einer  Kirche^  recht  wohl 


*)  Später  sog.  hohe  Landesobrigkeit  oder  Landeshoheit 
Instr.  pac  Osnabr.  art  Vül. 

*)  Sachs.  LdR.  IIL  64.  §.  5.  (Uomey  er).  ,,Die  Koning  ne  mach  mit 
rechte  nicht  weigeren  den  ban  to  liene,  deme  it  gerichte  gelegen  is. " 

')  Diese  Theorie  hängt  zunächst  mit  der  des  Rechts- Staates  (§.  SO) 
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als  erbliches  oder  bleibendes  allodiales  oder  feudales  Besitz* 
thum  zustehen  könne ^)  und  zwar  in  der  Art,  dass  es  selbst 
den  ßechtstitel  zur  Ausübung  der  Begierung  fttr  den 
jedesmaligen  Besitzer  enthalte  ^)y  während  an  sich  betrachtet, 
gerade  umgekehrt  die  Verleihung  der  Regierungsrechte  durch 
den  Kaiser  den  Bechtstitel  zur  Besitznahme  des  Terri- 
toriums hätte  enthalten  müssen^). 

n.  Die  Patrimonial-Theorie  beruht  aber^  insofern  sie  nicht 
bloss  eine  germanisch-historische,  sondern  eine  universell  giltige 
sein  will,  eben  so  wie  die  Theorie  der  Uebermacht,  auf  einer 
an  sich  richtigen,  aber  einseitigen  Anschauung  und  blos  ausser- 
liehen  Auffassung  des  Staatslebens.  So  wie  kein  Staat  ohne 
Territorium  gedacht  werden  kann  (§.  15),  so  ist  auch  in  Bezug 
auf  jeden  einzelnen  Staat  unläugbar  derjenige  der  Staats- 
herrscher, welcher  der  Herr  des  Territoriums  ist.  £& 
hat  daher  auch  wirklich  das  Patrimonialprincip  in  demselben 
Sinne  eine  gewisse  Universalität  in  sich,  wie  die  Theorie  der 
Uebermacht  (§.  37) :  allein  gerade  wie  diese  vermag  es  seiner 
rein  sinnlichen  Auffassung  des  Staatsverhältnisses  wegen  nur 
den  f  actis  eben  Grund  der  Beherrschung  eines  gewissen 
Staatsvereines,  nicht  aber  den  Rechtsgrund  der  Staats- 
gewalt an  sich  zu  erklären.  Ueberdies  setzt  die  Innehabung 
des  Staatsgebietes  immer  den  Besitz  der  Macht  voraus:  und 
aus  diesem  Grunde  ist  auch  philosophisch  betrachtet  das  Patri- 
monialprincip nichts  anderes  als  nur  eine  Unterart  oder  ein 
Ausfluss  und  eine  einseitige  Entwickelung  der  Theorie  der 
Uebermacht. 

ni.  Die  Patrimonialtheorie  tiitt  geschichtlich  besonders  da 
hervor,  wo  das  Grundeigenthum  in  der  Gestalt  grosser  und 
geschlossener  Bezirke  an  bestimmte  Familien  oder  privUegirte 


*)  Vergl.  über  diesen  geschichtlichen  Entwickelungsgang,  meine 
Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts  Bd.  n  (Heidelberg  und 
Leipz.  18G0)  S.  11,  14  flg.  26  flg.  34.  38.  48  flg. 

6)  Sachs.  LdR  in.  53.  §.  3.  „Man  ne  mut  ok  nen  gerichte  .  .  .  lien 
...  de  dem  it  dar  belegen  is.'* 

«)  Es  erheUt  hieraus,  dass  das  Patrimonialprincip  in  Deutschland  nur 
in  Bezug  auf  die  landesherrliche  Gewalt  Bedeutung  hatte.  Die  kaiser- 
liche Regierungsgewalt  wurde  aus  einem  anderen  Principe  abgeleitet  Da- 
von in  §.  40. 
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Coiporationen  gekommen  und  der  Grundherr  zugleich  Gerichts-, 
Schutz-  und  YogCeiherr,  d.  h.  politischer  Herrscher  ist  Ein 
solches  Yerhältniss  kann  sich  als  etwas  Patriarchalisches 
gestalten  und  unter  einfachen  Zuständen  befriedigen.  Dies  war 
auch  im  Mittelalter  in  Deutschland  wirklich  der  Fall,  so  lange 
die  Banemgemeinde ,  welche  zu  einem  Herren-Frohn-  oder 
Diogbof  gehörte  y  auch  die  Gerichtsyersammlung  (das  Ding) 
auf  demselben  bildete  und  unter  dem  Vorsitze  des  Gutsherrn 
oder  seines  Vogtes  dingte,  d.  h.  Gericht  hielt,  und  selbst  oder 
durch  die  von  ihr  gewählten  Schöffen  das  Recht  sprach^). 
So  wie  sich  aber  dieses  Verhältniss  änderte  und  die  Grund- 
herren  ihre  ursprünglich  geburtsireien  Hintersassen,  Zinsleute 
oder  Censualen  in  die  tiefere  Stellung  von  Hörigen  oder  leib- 
eigenen Leuten  hinunter  drängten,  musste  das  Patrimonial- 
regiment  als  eine  drückende  Despotie  empfunden  werden,  die 
auf  der  Landbevölkerung  um  so  schwerer  lastete,  je  kleiner 
der  Herr  war. 

IV.  Als  Princip  eines  monarchischen,  sodann  vorzugs- 
weise Patrimonialstaat  genannten  Staates  kann  das  Patri- 
monialprincip in  dem  bisher  besprochenen  Sinne  überhaupt 
nur  unter  der  Voraussetzung  aufgestellt  werden,  dass  auch  der 
Landesherr  wirklicher  Grundherr  seines  ganzen  Landes 
ist  Dies  ist  in  der  älteren  Zeit,  bei  den  freien  Herrschaften 
oder  Beichsallodien,  und  überhaupt  bei  den  Territorien  in 
Deutschland,  welche  nicht  ursprüngliche  Amtsbezirke,  d.  h. 
nicht  Grafschaft,  Herzogthum  oder  Fürstenthum  waren,  häufiger 
der  Fall  gewesen,  als  man  insgemein  anzunehmen  scheint^). 
Hit  der  Erweiterung  der  Gebiete,  insbesondere  mit  der  Er- 
werbung von  Gebietstheilen,  über  welche  dem  Landesherm 
kraft  des  Erwerbtitels  nur  Regierungsrechte,  aber  keine  grund- 
herrlichen Rechte  zustehen  konnten,  d.  h.  mit  der  Bildung 
sog.  Aggregat- oder  Landsassiat-Staaten,  so  wie  auch 
in  Folge  der  immer  häufiger  gewordenen  Veräusserungen  von 
Liegenschaften    aus  der  landesherrlichen  Grundberrdchaft  an 


T)  VergL  meine  Abhandlung  über  die  Dinghöfe,  in  meinen  Alter- 
thtkmem  des  deutschen  Reichs  und  Rechts ,  Heidelberg  und  Leipzig  1860, 
Bd.  I.  S.  48  flg.  64  flg.  162  flg. 

*)  Siehe  die  Nachweisungen  in  meinen  Alterthflmem  des  deutsch.  Reichs 
nnd  Rechts  (1860)  Bd.  I.  S.  123  flg.  324. 
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Privatpersonen  za  freiem  Eigenthnm^)^  masste  aber  die  Theorie 
erschüttert  werden ;  dass  das  Eigenihum  an  Grund  nnd  Boden 
der  Rechtsgrund  der  Landesregierung  sei  ^^).  Ueberhaapt 
konnte  die  Patrimonialtheorie  als  Staatsprincip  nicht  mehr 
genügen,  wo  das  Verhältniss  als  Hintersasse  aufhörte  die 
gesammte  Landesbevölkerung  zu  umfassen  und  sich  ein  man* 
nigfacheres  und  grossartiges  Volksleben  zu  entwickeln  begann. 
Nachdem  man  aber  vollends  unter  dem  Einflüsse  des  römischen 
Rechts  und  der  neueren  Rechtsphilosophie  zu  der  Einsicht 
gelangt  war,  dass  das  Eigenthum  ein  rein  privat-  nnd 
sachenrechtlicher  Begriff  sei,  so  musste  sich  auch  demgemäss 
die  Ansicht  von  der  Patrimonialität  der  Landesregierang 
umbilden. 

V.  Diese  Umbildung  geschah  dadurch,  dass  man  den 
patrimonialen  Charakter  des  Herrscherrechts  auf  seine  Zu- 
ständigkeit für  ein  bestimmtes  Subjekt  beschränkte,  d.  h. 
nur  noch  diese  als  patrimonial,  nämlich  nach  der  Analogie 
eines  erblichen  und  Immobiliarrechtes  behandelte. 
Durch  die  Bezeichnung  der  Staatsgewalt  als  patrimonial 
will  somit  nunmehr  nur  noch  soviel  ausgedruckt  werden,  dass 
sie,  obschon  an  sich  und  ihrer  Wirkung  nach  ein  politisches 
Recht,  in  gewissen  Beziehungen  den  Charakter  eines 
Eigenthumes,  nämlich  den  Charakter  der  exclusiven  Zu- 
ständigkeit und  Erblichkeit,  wenn  gleich  nicht  mehr, 
wie  man  früher  häufig  annahm,  auch  den  Charakter  der 
Unbeschränktheit  an  sich  trage ^^).    In   einem   anderen 


*)  Siehe  meine  AlterthOmer  des  deutsch.  Reichs  und  Rechts  (1860) 
Bd.  I.  S.  128—131. 

^^)  Hiergegen  schrieben  schon  Bave,  Beiträge  über  den  Unterschied 
der  Oberherrschaft  und  des  Eigenthums,  1760.  —  Posse,  über  das  Staats- 
eigenthum  in  den  deutsch.  Reichslanden,  1794.  —  Vergl.  auch  Ch.  F.  Bie- 
ner,  de  natura  et  indole  dominii  in  territoriis  Germaniae,  1780.  —  Siehe 
auch  unten  §.  103  IV.  und  IX. 

")  So  z.  B.  fasste  Hugo  Grotius,  d.  J.  B.  et  P.  Lib.  HI.  c.  11  XL  12, 
die  Patrimonialstaaten  („imperia  in  pleno  jure  proprietatis,  i.  e.  patrimonio 
imperantis'O  als  absolute  Monarchien  auf.  Als  Entstehungsart  derselben 
betrachtet  er  die  kriegerische  Eroberung  oder  unbedingte  Ergebung 
des  Volkes  („ut  nil  exciperetur  *0 ,  wozu  sich  das  Volk  mitunter  „majoris 
mali  vitandi  causa"  entschUesst.  (Ein  Beispiel  dieser  Art  ist  die  Ueber- 
tragung  der  unumschränkten  Gewalt  an  den  König  Friedrich  DI. 
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Siime  kann  wenigstens  heat  za  Tage  in  einer  sog.  beschränk- 
ten oder  constitationellen  Monarchie  von  Patrimoniaiität  der 
Staatsgewalt  nicht  mehr  die  Sede  sein:  daher  wäre  es  bei 
dieser  Staatsform  am  zweckmässigsten,  diesen  an  sich  hier 
flberflfissigen  Ansdmck  ganz  zu  vermeiden  ^^.  Die  Patrimoniai- 
theorie  in  dieser  modernen  Entwickelnng  setzt  sich  demnach 
nicht  mehr  die  Aufgabe,  den  Rechtsgrand  des  Staates  oder  der 
Beherrsehnng  überhaupt  (tn  (Astracto)  nachzuweisen,  sondern 
sie  beschränkt  sich  daranf,  in  den  Erbmonarchien  die 
Beschaffenheit  des  Herrscherrechtes,  hinsichtlich  seiner  Ver- 
erblichkeity  als  eines  eigenthnmsähnlichen  Sechtes  veran* 
schanKchen  zu  wollen,  wobei  die  Rechtlichkeit  nnd  Nothwen- 
digkeit  einer  Beherrschung  tlberhaupt  als  sich  Ton  selbst 
verstehend  vorausgesetzt  wird. 

§.  40, 

5)  Religiöse  Theorie. 

L  Den  üebergang  von  den  historischen  zu  den  rationalen 
Theorien  tlber  die  Entstehung  der  Staaten  bildet  die  religiöse 
Theorie,  nach  welcher  der  Staat  als  eine  Stiftung  Oottes 
betrachtet  wird. 

n.  Insofern  diese  Theorie  so  verstanden  sein  will,  dass 
die  Völker  durch  die  göttliche  Vorsehung  an  gewisse  Personen 
oder  Familien  als  ihre  Regenten  gewiesen  worden  sind,  muss 
sie  noch  den  historischen  Theorien  beigezählt  werden,  indem 
sie  in  dieser  Hinsicht  der  Bezugnahme  auf  ein  vermittelndes 
Faktum  nicht  entbehren  kann,  durch  welches  der  Wille  der 
Vorsehung  bei  einer  Nation  in  concreto  zum  Bewusstsein  ge- 
kommen ist 


Ton  Dänemark,  aaf  dem  Reichstage  zu  Kopenhagen,  1660).  Im  Gegensatze 
der  Patrimonialstaaten  bezeichnete  H,  Gratius  die  Staaten,  worin  der  erste 
Herrscher  oder  Stammvater  der  Dynastie  durch  Yolkswahl  auf  den  Thron 
gelangt  ist  nnd  keine  unbeschränkte  Gewalt  hat,  als  regna  usufiructuaria, 
oder  auch  legiüma;  so  auch  Buddeus,  de  testam.  summor.  imperant 
c  L  §.  XXI  flg. 

")  Weiter  geht  Manrenbrecher,  die  deutschen  regierenden  Fürsten 
md  die  SouTerainet&t,  1839.  —  Vergl.  dagegen:  (Fr.  Nebel thau)  Wahr- 
heit und  Inrthiun  in  der  Maurenbrecher' sehen  Schrift  etc.  Kassel  18-^ 
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ni.  Dieses  yermittelnde  Faktum  kann  aber  seiner  Nalnr 
nach  sehr  verschieden  sein,  so  wie  überhaupt  die  Mittel  und 
Wege  verschieden  sind,  durch  welche  die  Vorsehung  das 
Menschengeschlecht  zur  Erkenntniss  ihres  Willens  führt  Es 
kann  daher  dieses  Faktum  in  einer  unmittelbaren  Offenbaning, 
oder  in  der  Bezeichnung  des  zum  Herrscher  von  der  GotÜieit 
ausersehenen  Subjektes  durch  einen  Propheten  ^),  es  kann  aber 
auch  darin  gefunden  werden,  dass  die  Grottheit  einen  Mann 
mit  solchen  strahlenden  Eigenschaften  ausrüstet,  oder  den  Sieg 
in  der  Art  an  seine  Waffen  fesselt,  dass  die  Massen  willig 
oder  widerwillig  seinen  Beruf  zum  Staatsherrscher  anerkenner 
und  seiner  Macht  sich  unterwerfen^). 

lY.  Auch  dem  heidnischen  Alterthum  war  diese  AufTassnng 
nicht  völlig  unbekannt.  Ihm  erschien  die  göttliche  Fttgnng 
als  das  unabwendbare  (tragische)  Fatum.  Die  neuere  Zeit 
liebt  es,  hier  von  der  Macht  des  Schicksals  oder  voll- 
endeten Thatsache  zu  sprechen^). 

y.  In  dieser  Art  aufgefasst  erscheint  die  religiöse  Theorie 
als  die  Vereinigung  aller  historischen  Theorien  in  einem  gemein- 
schaftlichen Gesichtspunkte,  welcher  sich  zugleich  als  der 
oberste  Rechtfertigungsgrund  der  sämmtlichen  einzelnen 
historischen  Entstehungsarten  der  Staatsgewalt  darstellt. 

VI.  Eben  durch  diese  Beziehung  der  einzelnen  historischen 
Begründungsarten  der  Staaten  auf  einen  obersten  Secht- 
fertigungsgrund,  den  göttlichen  Willen,  schreitet  Bbet 
die  religiöse  Theorie  über  das  Bereich  der  historischen  Theorien 
hinaus,  und  nimmt  selbst  den  Charakter  einer  rationalen  Theorie 
an.  Indem  nämlich  zufolge  dieser  religiösen  Betrachtungsweise 
der  Rechtsgrund  der  Staatsgewalt  in  den  Willen  der  Gottheit 
gesetzt  wird,  so  wird  zugleich  ausgesprochen,  dass  der  Staat 
an  sich  vemunftnothwendig  sei,  da  die  Vernunft  dem  Menschen 


^)  Alt-testamentarische  Auffassung. 

*)  Neu-testamentarische  Auffassung.  —  „Jedermann  sei  unteiihan  der 
Obrigkeit,  die  Gewalt  über  ihn  hat;  denn  es  ist  keine  Obrigkeit,  ohne  von 
Gott,  wo  aber  Obrigkeit  ist,  die  ist  von  Gott  verordnet''  Börne rb rief, 
Cap.  Xm,  1.  —  Durch  die  Verweisung  auf  den  Willen  der  Gottheit  wird 
hiernach  alle  weitere  Kritik  abgeschnitten.  (Was  Gott  thut,  ist  wohl- 
gethan.) 

3)  Vergl.  Jul.  Fröbel,  Theorie  der  Politik,  Wien  1861,  S.  25  flg. 
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TOB  der  Gottheit  selbst  als  Erkenntnissqaelle  gegeben  wor- 
den ist 

Vn.  Die  religiöse  Theorie  eröffiaet  daher,  wenn  sie  richtig 
aofgefasst  wird,  eine  sehr  würdige  Ansieht  Aber  das  Verhältniss 
der  Staatsgewalt  zn  den  Unterthanen. 

Vm.  Die  Innehabang  einer  Staatsherrschaft  erscheint 
hiernach  als  göttliche  Berufung  (jt4«  cfmnum),  wie  die  bei 
der  Krönung  katholischer  Kaiser  and  Könige  Übliche  Salbung 
andeutet^),  und  somit  auch  als  eine  von  Gott  dem  Fürsten 
eraeigte  Gnade,  was  durch  den  Souverainetäts-Titel  „von  Gottes 
Gnaden ^^  anerkannt  wird,  der  somit  seinem  geschichtlichen 
Urapmnge  nach  als  ein  sog.  Demuths-Titel  aufzufassen  ist. 

IX.  In  dem  hier  angegebenen  Sinne  ist  auch  die  Lehre 
Yon  dem  göttlichen  Ursprünge  der  Herrschergewalt 
in  dem  germanischen  Mittelalter  aufgefasst  und  als  die  Grund- 
lage der  kaiserlichen  Regierungsgewalt  angesehen  worden  ^). 

X.  Die  religiöse  Theorie  kann  als  ein  Beweis  f)ir  das 
überwiegende  sittliche  Element  in  dem  Menschen  angefahrt 
werden,  demgemäss  es  dem  menschlichen  Geiste  unmöglich  ist, 
sieh  bei  einem  Faktum  an  sich  zu  beruhigen,  sondern  er  sich 
unwiderstehlich  angetrieben  fühlt,  bis  auf  den  letzten  Grund 
der  Erscheinungen  und  ihre  vernünftige  Rechtfertigung  durch- 
zudringen. Darum  dürfen  und  können  auch  die  rationalen 
Theorien  über  die  Entstehung  des  Staates  nicht  als  Gegen- 
sätze (Negationen)  der  religiösen  Theorie,  sondern  nur 
als  anderweitige  Entwickelungsversuche  desselben 
Grundgedankens  aufgefasst  werden,  durch  welchen  die  religiöse 
Theorie  sich  über  die  rein  historischen  Theorien  erhebt^). 


*)  Derselbe  Gedanke  lag  auch  dem  Ceremoniale  bei  der  Krönung  des 
Königs  von  Preussen  (1861)  zu  Grunde. 

^)  Sachsens p.  Art  1.  „Tuei  svert  lit  got  in  ertrike,  to  bescermene 
de  kristenheit  Deme  pavese  is  gesät  dat  geisüike,  deme  keisere  dat 
▼ertlike."  —  CanstUvMo  Ludavici  Bavari  a.  1338:  „.  .  .  dedaramus, 
qnod  unperialis  dignitas  et  potestas  est  immediate  a  solo  Deo.  '*  —  Yergl. 
meine  deutsch.  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  Stuttg.  1858.  Tbl.  II.  §.  47  u.  58. 

*)  Yertheidigt  wird  die  religiöse  Theorie ,  besonders  mit  Beziehung  auf 
das  christliche  Dogma,  in  den  oben,  S.  37  u.  38  angeführten  Schriften 
Ton  Ad.  Hüller,  Stahl  und  v.  Krauss;  auch  mitunter  von  Franzosen, 
^z.B.T.Bonald,  leMeistre,  de  la  Mennais, Chateaubriand  etc. 
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Zweite  Unterabtheilnng« 
B)  ¥•■  4er  ratienaleB  Begriudug  des  Staatea. 

§.  41. 

Von  den  Theorien,   welche  Anspruch   darauf  machen, 

als  rationale  Begründungsweisen  des  Staates  zu  gelten, 

überhaupt:  ideale  Theorie  luid  Vertragstheorie. 

I.  Die  Theorien,  welche  einen  Anspruch  darauf  machen, 
als  rationale  Theorien  über  die  Entstehung  des  Staates  zn 
gelten,  abstrahiren  von  der  Beantwortung  der  Frage,  wie  und 
auf  welche  Weise  die  Staaten  historisch  entstanden  sind;  viel- 
mehr suchen  sie  den  allgemein  giltigen  Grund  an- 
zugeben ,  aus  welchem  das  Bestehen  einer  obersten  Gewalt  in 
den  einzelnen  Staatsvereinen  gerechtfertigt,  d.  h.  als 
etwas  Rechtliches  zu  betrachten  ist. 

IT.  Die  beiden  Theorien,  welche  zur  Lösung  dieser  Frage 
aufgestellt  worden  sind,  stimmen  darin  ttberein,  dass  sie  den 
Staat,  und  somit  das  Bestehen  einer  Beherrschung  als  eine 
Vernunftforderung  betrachten:  jedoch  zeigt  sich  im 
übrigen  unter  denselben  eine  wesentliche  Verschiedenheit. 

IIL  Nach  der  einen  Ansicht  reicht  das  Erkennen, 
d.h.  das  Bewusstsein  dieser  Vemunftforderung  schon  völlig 
hin  zur  Rechtfertigung  des  Staates  und  der  Beherrschung,  und 
ist  diese  somit  schon  in  dem  Begriffe  und  Wesen  des 
Staates  selbst  oder  in  dem  Staatszwecke  enthalten^). 

IV.  Nach  der  anderen  Ansicht  wird  aber  überdies  zur 
Begründung  und  Rechtfertigung  des  Staates  noch  ein  Willens- 
akt, ein  Vertrag,  für  nothwendig  erachtet,  um  die  anerkannte 
Vernunftforderung,  dass  ein  Staat  und  eine  Staatsgewalt  existiren 
solle,  praktisch  zu  verwirklichen. 

V.  Erstere  Theorie  hat  allein  Anspruch  darauf,  als  rationale 
bezeichnet  zu  werden:  man  kann  sie  aber  auch  füglich  die 
„ideale"  Theorie  nennen,  da  hiernach  die  Rechtfertigung 
des  Staates  in  seine  vernünftige  Idee  ausschliesslich  gesetzt 


«)  Vergl.  oben  §.  22. 
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ist^.    Die  andere  Theorie  ist  man  gewohnt^  als  Vertrags- 
theorie zu  bezeichnen. 


§.  42. 
Von  der  Vertragstheorie  insbesondere. 

I.  Die  Vertragstheorie  ist  ans  dem  Bestreben  hervor^ 
gegangen ;  im  Gegensatze  der  Theorie  der  Uebermacht  nnd 
der  damit  verwandten  Theorien,  wonach  das  Individanm  stets 
der  Staatsgewalt  gegentiber  als  rechtlos  erscheint,  den  Staat 
auf  eine  solche  Weise  zu  begründen,  dass  auch  dem  Individuum 
gegentiber  von  der  Staatsgewalt  noch  unantastbare  Rechte  zu- 
erkannt werden  können^).  Dadurch,  dass  man  den  Rechts- 
gnmd  der  Beherrschung  in  einen  ausdrücklichen  oder  still- 
schweigenden Vertrag  setzt,  soll  das  Bestehen  der  Herrschaft 
mit  der  individuellen  Freiheit  in  Einklang  gebracht  werden^), 
indem  hiemach    die  Geltung   derselben    in    einem    concreten 


*)  Diese  (ideale)  Theorie  wurde  unter  den  Neueren  zuerst  von  Kant, 
(metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslebre,  1797)  aufgesteUt,  und 
der  Staat  als  gerechtfertigt  durch  das  Rechtsgesetz  erkl&rt.  (Ebenso 
K.S.  Zachariä,  40  Bücher,  Umarbeitung,  L,  S.  61).  —  üebrigens  war  die 
ideale  Theorie  schon  dem  klassischen  Alterthume  nicht  fremd,  insbesondere 
insofern  sie  mit  der  naturphilosophischen  Theorie  übereinstimmt 
(Teigl.  §.  36.)  Diese  Theorie  wird  auch  (in  verschiedenen  Modificationen) 
Ton  allen  bedeutenderen  deutschen  Philosophen  vom  Fache  gehalten:  die 
joristischen  Schriftsteller  haben  sich  dagegen  meistens  der  (scheinbar  mehr 
praktischen)  Vertragstheorie  zugewandt  Nach  Hegel,  Rechtsphilo- 
sophie, §.  2Ö8,  Note,  ist  der  Staat  gerechtfertigt,  durch  „den  allge- 
meinen Willen,  als  das  an  und  ttür  sich  (d.  h.  seinem  Begriffe  nach) 
Vernünftige." 

*)  Darum  begann  man  in  der  Zeit,  in  welcher  die  Vertragstheorie,  durch 
Rousseau  1762  neu  zugerichtet,  sich  unter  den  Massen  verbreitete,  die 
neuen  politischen  Organisationen  mit  einer  Erklärung  der  Menschenrechte. 
TergL  die  Unabhangigkeitserklärung  der  nordamerikanischen  Frei- 
staaten vom  4.  Juli  1776;  die  Declaration  der  Menschenrechte  durch  die 
französische  Nationalversammlung  am  4.  August  1789;  und  die  erste 
Constitution  von  Frankreich  vom  3.  September  1791,  Art  1  u.  f.  —  Üebrigens 
batte  schon  Locke  das  Eigenthum  und  die  Personalfreiheit  als  unantastbare 
Becfate  aufgestellt 

*)  Diese  Richtung  tritt  schon  bei  Hobbes  hervor.  Auch  v.  Haller  kleidet 
zuletzt  die  (natürliche)  Herrschaft  der  Mächtigen  und  die  Abhängigkeit  und 
Dienstbarkeit  der  Schwächeren  in  die  Form  von  imzähligen  Privatver- 
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Kreise  auf  einen  freien  und  gemeinsamen  Willensakt 
der  IndiTiduen  {la  volorUd  ginirale)  gestützt  wird^). 

II.  Uebrigens  bestehen  unter  den  Vertheidigern  der  Ver- 
tragstheorie selbst  wieder  mancherlei  Abweichungen  in  den 
Ansichten  ttber  das  Wesen  des  Staatsvertrages.  Nach  Einigen 
ist  die  Eingehung  des  Staatsvertrages  etwas  rein  Willkühr- 
liches^),  nach  Anderen  ist  sie  rechtlich  nothwendig^): 
Manche  sehen  in  dem  Staatsvertrage  einen  sog.  Uryertrag, 
d.  h.  einen  Vertrag,  der  von  den  Staatsgenossen  bei  der  ersten 
Gründung  des  Staates  ausdrücklich  oder  stillschweigend  ge- 
schlossen wurde,  und  sich  in  seiner  Wirkung  auf  die  folgenden 
Generationen  fortvererbt  ^),  Andere  dagegen  fassen  den  Staats- 
vertrag ganz  in  der  Bedeutung  eines  Privat-  oder  Partikular- 
Vertrages  auf,  welchen  jeder  Unterthan  thatsächlich  schliesst, 
und  gleichsam  jeden  Augenblick  stillschweigend  erneuert'). 
Auch  sind  die  Anhänger  der  Theorie  der  Urverträge  darin 
nicht  einig,  ob  der  Staatsvertrag  nur  als  ein  einziger  Akt  zu 
betrachten  sei,  oder  ob  nicht  in  ihm  mehrere  Momente,   wie 


tr&gen  ein,  wodurch  die  Schrofilieit  seiner  Theorie  der  Uebermacht  ge- 
mildert werden  soll. 

^)  Die  Vertragstheorie  war  längst  in  England,  Frankreich,  Holland  und 
Deutschland  (durch  Hobbes,  Bodinus,  Justus  Brutw  [Lanffuet],  Loche, 
Hugo  GtoHu8,  Sam,  de  Pufendorf  u.  A.)  bekannt  und  in  der  Schule  ver- 
breitet, als  Rousseau  (1762)  in  seinem  conirai  social  sie  in  Frankreich 
dadurch  populär  machte,  dass  er  demokratische  Consequenzen  aus  der^ 
selben  zog.  —  üeber  die  Bedeutung  der  Theorie  Rousseau's  für  die  Wissen- 
Schaft  sagt  Hegel,  Rechtsphilosophie,  §.  258:  „Rousseau  hat  das  Ver- 
dienst gehabt,  ein  Princip,  das  nicht  nur  seiner  Form  nach  (wie  etwa  der 
Socialitätstrieb,  die  gottliche  Autorität),  sondern  dem  Inhalte  nach  Gedanke 
ist,  und  zwar  das  Denken  selbst  ist,  nämlich  den  Willen,  als  Princip 
des  Staates  aulgestellt  zu  haben.''  —  Dahlmann,  Politik,  §.  284: 
„Rousseau's  Princip  schmeichelt  den  selbstständigen  Neigungen  der  Men- 
schen durch  ein  Minimum  des  Staatszwanges.  Daher  der  stOrmische  Beifall.'' 

4)  So  z.  B.  Locke  und  Rousseau. 

1^)  Z.  B.  Jordan,  Versuche  über  allgem.  Staatsrecht,  S.  101  u.  f. 

>)  Die  Theorie  der  Urverträge  ist  die  am  meisten  verbreitete.  Sie 
findet  sich  sowohl  bei  den  älteren  Schriftstellern  (Note  3),  als  bei  Rousseau 
und  den  meisten  deutschen  Publicisten,  wie  Scheidemantel,  Schlözer,  Fichte. 
Pölitz,  Krug,  V.  Weber,  v.  Rotteck,  Welcker,  v.  Dresch,  Jordan  u.  A. 

^)  Die  Theorie  der  Privatverträge  findet  sich  am  meisten  entwickelt 
bei  V.  Haller,  in  seiner  Restauration  der  Staatswissenschaft,  und  nach 
ihm  bei  Schmalz,  deutsches  Staatsrecht,  §.  8—12. 
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t.  B.  ein  Vereiniguiigs-y  Verfassnngs-  und  Unter- 
werfungs-Vertrag  (pactum  uvionisj  p.  ardinationia  s.  ccn- 
ttihäwnia  et  p.  mbjtctumU)  nnterschieden  werden  mttsBten^). 

§.43, 
Kritik  der  Vertragstheorie. 

I.  So  leicht  fasslich  und  der  individuellen  Freiheit  günstig 
die  Vertragstheorie  anch  bei  dem  ersten  Anblicke  erscheinen 
mag,  so  hat  sie  dennoch  keinen  Ansprach  darauf ,  als  eine 
rationale  Theorie  zu  gelten,  da  sie  nicht  das  Wesen  der 
Beherrschung  rechtfertigt^),  sondern  nur  die  Form  angibt, 
in  welcher  die  Staatsgewalt  (angeblich  bei  allen  Völkern)  zur 
praktischen  Bedeutung  gelangt. 

IL  Insofern  diese  Theorie  den  Rechtsgrund  der  Beherr- 
schung in  einem  wirklich  abgeschlossenen,  ausdrücklichen  oder 
stillschweigenden  Vertrage  erkennen  will,  kann  sie  eben  darum, 
weil  sie  sich  hiemach  auf  eine  historische  Thatsache, 
den  Vertrag,  gründet,  doch  nur  für  eine  historische  Theorie 
geachtet  werden,  und  mag  sodann  als  solche  wohl  mitunter 
historische  Bedeutung  und  Giltigkeit  haben,  nämlich  da,  wo  ein 
gewisser  Staat  wirklich  durch  einen  nachweisbaren  Vertrag 
seiner  Mitglieder  zu  Stande  gekommen  ist  3). 

m.  Dem  Ansprüche  der  Vertragstheorie  auf  die  Anerkennung 
als  eine  allgemein  giltige,  spekulative  Theorie  steht  aber  ins- 
besondere entgegen,  das  gerade  durch  die  Beziehung  auf  einen 
Vertrag  ein  solcher  Endzweck  der  Theorie,  die  Beherrschung 

^  So  nimmt  2.  B.  Hchbea  (als  Vertheidiger  der  absoluten  Monarchie) 
nur  einen  Unterwerfongsvertrag  an:  Rousseau  einen  Vereinigungs-  und 
Tei&asungsvertrag;  y.  K  Ott  eck  nur  einen  Vereinigungsvertrag,  Jordan 
einen  Vereinigungs-,  Verfassungs-  und  Unterwerfungsyertrag. 

*)  Hierzu  bedarf  es  einer  Beziehung  auf  einen  Vertrag  Oberhaupt  nicht. 
Siehe  oben  §.  6. 

<)  Dies  gibt  selbst  zu:  Jordan,  Vers,  über  allg.  Staatsr.  S.  101  u. f.  105. 

')  AncüUm,  die  Souverainetät,  8.  10.  —  Eine  grosse  Hinneigung  zur 
?ertragsmässigen  Ordnung  der  Beherrschung  findet  sich  von  jeher  bei 
den  germanischen  Völkern.  Es  erkl&rt  sich  dies  aus  dem  volksthttm- 
Uchai  Bestreben,  den  möglichen  absolutistischen  Consequenzen  des  von  dem 
Farstenstande  aufgenommenen  Patrimonialprincips  (§.  d9)  entgegen  zu 
wiiken.  —  Vergl.  K.  S.  Zachariä,  40  Bücher  (Umarbeitung)  L,  S.  64  u.  fc 
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absolut  za  rechtfertigen,  verfehlt  wird,  indem  hiemach  das 
Bestehen  des  Staates  nicht  als  etwas  sittlich  NoÜiwendiges 
nnd  somit  durch  sich  selbst  Gerechtfertigtes,  sondern  als  etwas 
willktthrlich,  wenn  auch  gemeinsam  Gewolltes,  aufgefasst 
wird,  was  man  sonach  auch  nicht  wollen  kann^). 

IV.  Hierdurch  wird  aber  die  Geltung  aller  Staatsgewalt 
prekär  und  dauert  nur  so  lange,  als  der  Volkswille  dauert, 
der  sie  hervorrief,  welcher  aber  an  sich  veränderlich  ist,  wonach 
also  die  Bevolution  zum  Principe  des  Staates  gemacht 
würde '^),  was  in  sich  einen  Widerspruch  enthält.  Dadurch, 
dass  die  Beherrschung  von  dem  Volks-Willen  abgeleitet 
wird,  wird  sie  eben  nur  wieder  von  der  Uebermacht  ab- 
geleitet, insofern  diese  thatsächlich  in  der  Masse  liegt. 

V.  Auch  wird  durch  die  Vertragstheorie  nur  insoweit  etwas 
fUr  die  individuelle  Freiheit  geleistet,  als  man  (mit  Bousseau) 
annimmt,  dass  das  Volk  den  Staatsvertrag  nur  mit  sich  selbst 
schliesst,  d.  h.  darin  das  Princip  der  Volkssouverainetät 
aufstellt^).  Ausserdem  würde  durch  den  Staats  vertrag,  eben 
weil  der  Vertrag  W  i  1 1  k  ü  h  r  1  i  c  h  e  s  ist,  diese  Theorie  geradezu 
auch  eine  Entäusserung  der  Bechte  des  Individuums  und  des 
Volkes  an  den  Staatsherrscher  zur  Folge  haben  können,  und 
wirklich  ist  sie  auch  nicht  selten  sowohl  theoretisch  als  prak- 
tisch in  diesem  Sinne  aufgefasst  worden'').    Es  ist  daher  die 


*)  Hegel,  Rechtsphilosophie,  §.  258,  nachdem  er  das  Verdienst 
Rousseau* s  anerkannt  hat  (siehe  §.  42,  Note  3)  fährt  fort:  „Aliein 
indem  er  den  Willen  nur  in  bestimmter  Form  des  einzelnen  Willens, 
und  den  allgemeinen  Willen,  nicht  als  das  an  und  für  sich  Vemflnftige 
des  Willens,  sondern  nur  als  das  Gemeinschaftliche,  das  aus  diesem 
einzelnen  Willen  als  bewusstem  hervorgehe,  fasste,  so  wird  die  Vereinigung 
der  Einzelnen  im  Staate  zu  einem  Vertrage,  der  somit  ihre  Willkühr, 
Meinung  und  beliebige  ausdrückliche  Einwilligung  zur  Grundlage  hat,  und 
es  folgen  die  weiteren  blos  verständigen  das  an  und  für  sich  seyende 
Göttliche  und  dessen  absolute  Autorität  und  Msjestät  zerstörenden  Con- 
sequenzen.  —  Vergl.  ebendas.  §.  75. 

B)  Im  Gebrauche  dieses  Ausdruckes  gefielen  sich  besonders  die  fran* 
zösischen  Staatsmänner  seit  der  Juli-Revolution  1830  bis  zur  Wiederher- 
stellung des  Kaiserthums. 

«)  Jordan,  a.  a.  0.,  S.  105.  —  Dahlmann,  Politik,  §.  232.  238. 

^  So  z.  B.  von  Hc^be$:  ebenso  schon  längst  vor  ihm  von  Ulpiaan: 
L.  1.  Big.  de  const  piinc.  (1, 4);  siehe  oben  §.  2.  Note  3.  •—  Ein  geschicht- 
liches Beispiel  siehe  oben  §.  89.  Note  11. 
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Vertragsdieorie  nicht  weniger  geeignet,  der  Despotie,   als 
wie  der  Keyolation  zu  lÜenen. 

VI.  Auch  beruht  die  Lehre  Tom  Staatsvertrage,  insofern 
sie  allgemein  giltig  sein  will,  auf  einer  durchaus  unhaltbaren 
Voraussetzung,  nämlich  darauf,  dass  dem  Staate  ein  sog. 
Xaturstand  (§.  10)  Torausgegangen  sei^),  und  ist  endlich 
in  ihrem  Wesen  doch  nur  eine  (wenn  gleich  in  wohlwollender 
und  humaner  Absicht  erfundene)  Fiktion,  deren  es  aber  um 
80  weniger  bedarf,  als  das  Individuum  seinem  Begriffe  als 
sittliches  Wesen  gemäss  nie  rechtlos  sein  kann  und  zur  Er- 
haltung der  Befugniss,  als  Bechts-Subjekt  und  in  recht- 
lichen Zuständen  zu  bestehen,  durchaus  nicht  erst  eine 
vertragsmässige  Zusicherung  Anderer  nöthig  hat®). 

VII.  Die  Vertheidiger  der  Vertragstheorie  lassen  ganz 
ausser  Acht,  dass  zu  einem  Staate  nicht  nur  Personen,  sondern 
auch  ein  physikalisches  Element,  ein  Erdverhältniss,  das  Staats- 
gebiet gehört,  welches,  so  wie  die  Ansässigkeit,  nicht  durch 
blosses  Wollen  geschaffen  werden  kann^<^).  Sie  verwechseln 
daher  Verfassung  und  Staat  Erstere  kann  möglicher 
Weise  durch  einen  Vertrag  der  Einzelnen  gemacht  werden, 
nicht  aber  der  Staat. 

Vni.  Ueberhaupt  aber  ist  es  ein  Irrthum,  wenn  man  die 
gemeinsame  Anerkennung  des  Staatszweckes  durch  die 
zum  Staate  vereinigten  Individuen  als  einen  ausdrücklichen 
oder  stillschweigenden  Vertrag  bezeichnet.  Man  übersieht 
hierbei,  dass  es  viele  Verhältnisse  gibt,  deren  Vemünftigkeit 
oder  ünvemtinftigkeit,  Rechtlichkeit  oder  Widerrechtlichkeit, 
alle  Menschen  und  Völker  anerkennen,  d.  h.  worüber  alle 
gleichmässig  denken,  ja  als  vernünftige  Wesen  gleich- 
massig  denken  müssen,  worüber  also  eine  allgemeine 
Uebereinstimmung  der  Ueberzeugung  besteht,  ohne 
dass  jemals  eine  Besprechung  oder  eine  gegenseitige,  als  ver- 


s)  VergL  Jordan,  a.  a.  0.,  S.  100. 

*)  Widerl^pongen  der  Vertragstheorie  finden  sich  bei  Thilo,  der  Staat 
mit  Hinsicht  auf  Wesen,  Wirklichkeit  und  Ursprung,  zur  Entscheidung  der 
Frage,  ob  er  auf  einem  Vertrage  beruhe.  Breslau  1827;  K  S.  Zacharift, 
40 Bücher  (Umarbeitung),  L,  S.  73  u.  £;  Bluntschli,  allg.  Staatsr.  2.  Aufl. 
1857.  Bd  L  &  231  flg.;  Rauh,  Anti-contrat  social,  München  1864. 

«)  Siehe  oben  §.  1.  3.  14.  15. 
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pflicbtend  abgegebene ,  aasdrttekliche  oder  stillBcbweigende 
Erkläning  stattgefunden  hätte  ^^).  So  wenig  also  jede  allgemeine 
oder  gemeinsame  Uebereinstimmung  ein  Vertrag  ist, 
eben  so  wenig  ist  das,  was  an  sieb  auf  allgemeine  Giltig- 
keit  Ansprueb  macht ,  binsichtlich  seiner  praktischen  Qeltiing 
durch  die  vorgängige  Existenz  eines  Vertrages  bedingt 

§.44. 

Ergebniss  der  bisherigen  Untersuchung,  Nothwendigkeit 

der  Unterscheidung  des  allgemeinen  Rechtsgrundes 

und  der  besonderen  geschichtlichen  Rechtstitel 

der  Herrschaft. 

I.  Das  Resultat  der  bisherigen  Untersuchung  besteht  darin, 
dass  der  Staat  (in  abstracto)  in  seiner  Vernünftigkeit  seine 
oberste  und  vollständige  Bechtfertigung  findet,  daher  denn  auch 
nur  die  ideale  Theorie  (§.  41)  allein  Anspruch  daraufmachen 
kann,  als  eine  rationale  allgemein  giltige  Begrttndungsart 
zu  gelten.  Einzelne  Staaten  sind  aber  dann  begründet,  so- 
bald in  einem  concreten  Kreise  der  Staatszweck  als  Zweck 
derBeherrschung  anerkannt  wird,  wobei  übrigens  völlig 
gleichgiltig  ist,  durch  welches  historische  Faktum  der 
einzelne  Staat  entstanden,  d.  h.  die  Staatsidee  bei  der  in  ihm 
vereinigten  Menschenmasse  zum  Bewusstsein  gekommen 
sein  mag^).  Man  kann  dies  auch  so  ausdrücken:  der  meta- 
physische Grund  der  Giltigkeit  der  Staatsgewalt  ist  ihre 
Vernünftigkeit:  der  historische  Grund  ihrer  Geltung 
ist  ihre  Eigenschaft  als  Macht  selbst.  Die  Macht  ist  nämlich 
allein  die  historisch  vermittelnde  Thatsache,  wodurch  Ideen 
zur  praktischen  Geltung  gelangen,  und  eben  durch  die  Ver- 
bindung mit  der  Macht  wird  die  Idee  ein  Zustand  (status), 
d.  h.  in  der  Sinnenwelt  mit  Bewusstsein  herrschender  Gedanke. 


*^)  Z.  B.  dass  man  sein  Yersprecheii  halten  müsse,  dass  der  5ford,  dass 
Gewaltthat  widerrechtlich  and  unerlaubt  sind,  u.  s.  w.  —  Auch  in  Bezug 
auf  physikalische  Verhältnisse  gilt  dasselbe:  wenn  z.  B.  allgemein  anerkannt 
wird,  dass  die  Erde  rund  ist,  so  ist  sie  doch  nicht  rund  in  Folge  einer 
vertragsmässigen  Uebereinkonfb. 

*)  Mit  dieser  Ausführung  hat  sich  jetzt  auch  übereinstimmend  erkl&rt 
H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.  Bd.  L  §.  17. 
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n.  Will  aber  danach  gefragt  werden,  was  als  Bechtstitel 
der  Herrschaft  in  einem  bestimmten  Staate  gelten  könne ,  so 
hssen  sich  die  möglichen  gesehichtliehen  Rechtsgrttnde 
auf  vier  Hanptklassen  bringen.  Es  kann  nämlich  der 
geschichtliehe  Bechtstitel  einer  Staatsherrschaft  benihen 

1)  anf  Autonomie  des  Volkes  selbst.  Dies  ist  immet 
der  Fall  bei  republikanischer  Staatsverfassnng:  es  kann  aber 
auch  bei  monarchischer  Verfassung  vorkommen,  wenn  z.  B. 
das  Volk  die  Errichtung,  Beibehaltung  oder  Wiedererrichtung 
der  Monarchie  autonomisch  beschliesst,  und  durch  Wahl  eine 
Person  oder  Familie  zum  Throne  beruft,  wie  dies  mehrfach  in 
England,  Frankreich,  Schweden  und  Belgien  geschehen  ist. 

2)  Der  geschichtliche  Bechtsgrund  der  Herrschaft  kann 
auch  beruhen  auf  der  Autonomie  des  Fürsten,  wo  er  die 
Macht  dazu  hat,  z.  B.  ein  Eroberer,  oder  wo  ein  bisher  ab- 
soluter Fürst  eine  Verfassung  octroirt,  und  in  diese  den  Bechts- 
gnmd  der  ferneren  Herrschaft  seiner  Dynastie  setzt 

3)  Es  kann  aber  der  geschichtliche  Bechtsgrund  der  Henv 
Schaft  auch  in  der  Anordnung  einer  höheren  Autorität 
gefunden  werden.  Hieher  gehört  nicht  nur  die  alttestamen- 
tarische Auswahl  eines  Königs  durch  einen  Propheten  in  gött- 
licher Sendung,  sondern  auch  die  Verleihung  einer  Herrschaft 
als  Lehen  durch  einen  Lehensherm,  wie  dies  z.  B.  zur  Zeit 
des  Beiches  sogar  regelmässig  hinsichtlich  der  einzelnen  Terri- 
torien der  Fall  war,  aber  auch  sonst  nicht  selten  in  Europa 
vorkam  *). 

4)  Ebenso  findet  sich  auch  der  Vertrag  als  historischer 
Rechtstitel  der  Herrschaft,  so  z.  B.  bei  Wahlmonarchien,  wo 
mitunter  vor  der  Wahl  erst  ein  Vertrag  über  die  Bedingungen 
und  die  Beschränkungen  der  Begierung,  eine  sog.  Wahlkapi- 
tulation mit  den  wahlberechtigten  Subjekten  geschlossen  werden 
musste:  desgleichen  können  auch  Verträge  zwischen  sou- 
verainen  Staaten,  wie  Friedensschlüsse  oder  andere  Ver- 
einbarungen über  Länderabtretungen  geschichtliche  Bechtstitel 
einer  Herrschaft  sein. 


<)  So  z.  B.  war  das  Königreich  Neapel  längere  Zeit  päpstlidies  Lehen: 
desgleichen  nahmen  die  deutschen  Könige  und  Kaiser  mitunter  die  Lehens- 
herrMchkeit  über  Polen  und  Ungarn  in  Anspruch  u.  s.  w. 

ZSpfl,  Staatnccht.  5.  Aufl.   L  6 
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III.  Ueberdies  kttnnen  alle  diese  Rechtstitel  diireh  die 
Unvordenklichkeit  des  Besitzstandes  selbst  ersetzt 
werden^).  Aüch  können  sie  selbst  wieder  andere  (abgeleitete) 
Bechtstitel  begründen,  wie  namentlich  das  Erbrecht  and  die 
damit  zusammenhängenden  Institutionen ,  als  BegierungSYor- 
mundscbaft  u.  s.  w. 

§.  45. 

Folgerungen  aus  der  Vemünftigkeit  des  Staates. 
Staatsgewalt  und  Volksrechte. 

Geht  man  von  der  Betrachtung  aus,  dass  der  Staat  ein 
▼ernunftnothwendiger  socialer  Zustand  ftlr  den  Menschen 
ist,  so  ergeben  sich  von  selbst  nachstehende  Folgesätze,  welche 
zugleich  als  die  obersten  Principien  ftir  die  praktische  Da^ 
Stellung  des  Staates  erscheinen: 

I.  Der  Staat  ist  ein  durchaus  rechtlicher  Zustand, 
und  mithin  die  in  ihm  bestehende  Beherrschung  (die 
Staatsgewalt)  an  sich,  d.  h.  absolut  rechtlich. 

n.  Aus  gleichem  Grunde  können  aber  durch  die  Vereinigung 
zum  Staate  die  vereinigten  Individuen  selbst  der  Staatsgewalt 
gegentlber  nicht  rechtlos  werden.  Die  Bechte,  welche  den 
Individuen  in  ihrer  Gesammtheit  der  Staatsgewalt  gegenüber 
zustehen,  heissen  Volksrechte. 

Alles  praktische  Recht  im  Staate  löst  sich  daher  in  den 
Gegensatz  von  Staatsgewalt  und  Volksrechten  auf. 
Hiermit  ist  auch  der  Darstellung  selbst  der  Weg  vorgezeichnet 


')  Davon  unten  §.  75. 
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Vierter  Abschnitt 

Tra  der  Staatsgewalt  mi  den  8e«?eraiH. 

§.  46. 
Idee  und  Begriff  der  Staatsgewalt^). 

I.  Die  Staatsgewalt  ist  ihrer  Idee  nach  der  im  Staate 
herrschende  Wille,  d.  h.  der  an  sich  vemtlnftige,  auf  die 
Erreichung  des  Staatszweckes  gerichtete  Wille,  der  mit  der 
nothwendigen  äusseren  Macht  zu  seiner  praktischen  Geltung 
ausgerüstet  ist^). 

n.  Objektiv  aufgefasst,  ist  die  Staatsgewalt  der  In- 
begriff der  dem  Staatsherrscher  als  solchem  zustehenden 
Regierungs-  oder  sog.  Hoheits-Rechte:  subjektiv,  d.h. 
als  Prädikat  eines  Subjektes  betrachtet,  erscheint  sie  als  der 
Zustand  der  Innehabung  der  Hoheitsrechte  (ea;«m<tum  Hve 
quasi'possesaio  juris  imperandi)  in  einem  bestimmten  Staats- 
gebiete und  somit  auch  als  das  Recht  des  herrschenden  Sub- 
jektes, in  dem  Sinne,  wie  jeder  Besitz,  über  welchem  nichts 
Höheres  gedacht  werden  kann,  als  ein  Recht  wirkt.  In  dieser 
letzteren  Beziehung  wird  die  Staatsgewalt  vorzugsweise 
Souverainetät^),  suprema  potestas^  genannt. 


^)  Maarenbrecher,  Grundsätze,  §.  29.  —  H.  A.  Zachariä,  deut- 
sches Staatsrecht,  2.  AxxSL  1853,  §.  14.  —  F.  Ancillon,  von  der  Souve- 
ninetäi,  1815.  —  E.  S.  Z  achariä,  40  Bücher  (Umarbeitung),  L,  S.  82  n.  f. 
-  BluntBchli,  aUgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl.  1857.  Bd.  n.  S.  1  flg.  ~ 
J.  Held,  System  des  Yerfassungsrechtes  (1856),  Bd.  I,  S.  233  flg. 

*)  In  dieser  Weise,  als  ein  vermögender  Wille,  findet  sich  die  Staats- 
gewalt namentlich  bei  Hegel  und  K.  S.  Zachariä  aufge&sst  —  Die 
Yenchiedenheit  dieser  Auffassung  von  der  volonte  gSiiSrale  Rousseau's, 
die  nur  arithmetisches  Produkt  der  einzelnen  Willen  im  Staate  ist,  erheUt 
Ton  selbst  —  YergL  oben  §.  42  u.  43. 

*)  Zuerst  findet  sich  der  Ausdruck,  SauvwmneÜ,  im  fhmzöBischen 
Entwurf  des  westphälischen  Friedens,  Art  8,  jedoch  hier  in  Bezug  auf  dir 
deatschen  Reichsfbrsten ,  als  Bezeichnung  der  ihnen  zuständigen  Hoheit 

6* 
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§.47. 

Von  dem  Gegensätze   der  Macht  und  der  Herrschaft 

im  Begriffe  der  Staatsgewalt.     Autoritäts-  und 

Majoritätsprincip. 

I.  Versteht  man  unter  Macht  im  allgemeinen  eine  Kraft, 
insofern  sie  einer  anderen  Kraft  überlegen  ist^  so  ist  in  diesem 
Sinne  ein  jeder  Staat  eine  Macht,  d.h.  er  besitzt  alsGfemein- 
wesen  Kräfte,  durch  welche  er  dem  Einzelnen  überlegen  ist  *). 
Die  Staatsmacht  ist  daher  der  Inbegriff  aller  im  Staate 
liegendeir Vermögen  oder  das  C  oll ativ- Vermögen  des  ganzen 
Staates  als  Gemeinwesen. 

n.  Verschieden  von  der  Macht,  welche  sonach  die 
materielle  oder  objektive  Seite  im  Begriffe  der  Staats- 
gewalt bildet,  ist  aber  die  Herrschaft,  welche  im  Gegensatze 
hiervon  die  subjektive  Seite  der  Staatsgewalt  ausmacht. 

ni.  Das  Wesen  der  Herrschaft  besteht  in  dem  Ver- 
mögen, über  die  Staatsmacht  zu  verfügen. 

IV.  Dieses  Vermögen  kann  nur  bei  einem  willensfähigen 
Subjekte  sein,  und  dieses  Subjekt  ist  entweder  eine  Autorität 
oder  eine  Majorität. 

V.  Das  erstere  ist  der  Fall,  wenn  das  herrschende 
Subjekt  den  Rechtsgrund  seiner  Herrschaft  in  sich  selbst  (in 
seinem  göttlichen  Berufe)  findet,  d.  h.  die  Anerkennung  seines 
Herrscherrechtes  überhaupt  wegen  einer  von  dem  Volkswillen 
unabhängigen  Thatsache  fordert  und  den  Inhalt  seiner  Ver- 
fügungen aus  seinem  eigenen  Willen  schöpft^);  das  andere 

rechte  (gleichsam  als  Umschreibang  ihrer  Landeshoheit).  „Que  toas 
les  princes  et  Estats  en  g^n^ral  et  en  particulier  seront  maintenus  dans 
tous  les  autres  droits  de  souverainetä ,  qui  leur  appartieonent. ''  Gegen- 
wärtig begreift  man  unter  Souverainetät  nur  eine  durchaus  von  einer  höheren 
Gewalt  unabhängige  Staatsgewalt,  im  Gegensatze  der  Unterordnung,  in 
welcher  sich  früher  die  deutschen  Landesherren  zu  Kaiser  und  Reich  be- 
fanden. —  Vei:gL  Jul.  Fröbel,  Theorie  der  Politik,  Wien  1861,  Bd.  L 
S.  233  flg. 

*)  Im  Völkerrecht  nennt  man  nur  jene  Staaten  „Mächte",  welche 
anderen  Staaten  überlegen  sind. 

*)  Das  Wesen  aller  Autorität  liegt  im  Selbsterschaffen,  Selbsterdenken 
und  Selbstgebieten.    Eine  Autorität  ist  daher  eine  Persönlichkeit, 
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ist  der  Fall,  wo  in  Ermaogelimg  einer  Antorittt  die  grossere 
Kopfzahl  sieh  an  deren  Stelle  setzt  und  ans  der  Thatsaehe 
ihres  nomerischen  Verhältnisses  den  Reehtsgmnd  ihrer  Herr- 
schaft über  die  Minderzahl  ableitet. 

§.48. 
Verhältniss  des  Autoritäts-  und  Majoiitäts  -  Princips. 

I.  Alle  Autorität  bemht  auf  Intelligenz,  d.  h.  anf 
geistiger  Ueberlegenheit  und  sittlicher  Grösse,  also  auf  einem 
Gesetze  des  Geistes:  alle  Majorität  beruht  dagegen  anf 
einem  Naturgesetze,  d.  h.  auf  der  Thatsaehe  der  phy- 
sischen Ueberlegenheit  der  Masse  über  den  Einzelnen  ^). 

n.  Die  Herrschaft  der  Autorität,  das  sog.  Autoritäts- 
princip,  wurzelt  in  der  natürlichen  Regierungsbedttrf- 
tigkeit  der  Massen:  es  gründet  sich  auf  die  erfahrungsmässige 
Thalsache,  dass  die  Stärke  der  geistigen  (intellektuellen  und 
moralischen)  Eigenschaften  weder  durch  die  Kopfzahl  bedingt 
ist,  noch  mit  ihr  verhältnissmässig  zunimmt,  sondern  dass  viel- 
mehr grosse  intellektuelle  und  moralische  Eigenschaften  immer 
nur  eine  Auszeichnung  Weniger  oder  Einzelner  sind. 

ni.  Das  Majoritätsprincip  geht  von  der  Selbst- 
regierungsfähigkeit der  Masse  aus  und  setzt  also  eine 
durchschnittlich  gleiche  Intelligenz  und  Sittlichkeit  aller 
Volksklassen  oder  doch  der  Mehrheit  des  Volkes  voraus. 
Es  sttitzt  sich  auf  die  ebenfalls  erfahrungsmässige  Thatsaehe, 
dass  die  Macht  an  sich  bei  der  Menge  im  Verhältniss  zur 
Minderzahl  ist,  und  dass  daher  die  Masse  herrscht,  so  wie  sie 
nur  heri-sehen  will,  d.h.  zu  einem  gemeinsamen  Gedanken 
oder  Entschlüsse  gelangt. 

IV.  Das  Autoritätsprincip  liegt  stets  der  absoluten 
Monarchie,  das  Majoritätsprincip  den  Republiken 
zu  Grunde. 


die  sich  durch  ihre  Intelligenz,  ihre  geistige  Fähigkeit  und  innere  Bedeutong 
und  deren  AeoBserong  Anerkennung  TerschaffL 

*)T.  Rotteck,  Lehrb.  des  Vernunftrechtes,  II.  §.  18,  hat  das  Natur- 
gesetz ganz  richtig  erkannt:  er  irrt  jedoch  darin,  wenn  er,  so  wie  die 
meisten  sog. liberalen  politischen  Schriftsteller  das  Autoritätsprincip 
ftls  durch  dieses  Naturgesetz  völlig  ausgeschlossen  betrachtet. 
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V.  Das  Antoritätsprincip  steht  nnd  fällt  mit  dem 
Glauben  an  die  Herrschertüchtigkeit  des  Subjektes,  welches 
mit  der  Autorität  bekleidet  ist.  Die  Gefahr,  die  dem  Auto- 
ritätsprincip  droht  und  es  erschüttern  kann,  liegt  in  ihm 
selbst,  da  der  Träger  der  Autorität,  persönlich  betrachtet, 
der  Masse  gegenüber  stets  der  Schwächste,  und  nur  so 
lange,  als  die  Masse  seine  Autorität  anerkennt  und  ihm  gehorcht, 
der  Stärkste,  also  wirklich  mächtig  ist. 

VI.  Aber  auch  das  Majoritätsprincip  trägt  seine 
Gefahr  und  den  Keim  seines  Unterganges  in  sich  selbst; 
denn  eine  Majorität  enthält,  an  sich  betrachtet,  keine  Bürg- 
schaft flir  ihre  Vemünftigkeit  oder  daflir,  dass  sie  Recht  hat, 
wenn  sie  Recht  macht:  überdies  ist  sie  ihrem  Charakter  als 
Massenherrschaft  gemäss,  nur  dann  von  Bedeutung  und 
Achtung  gebietend,  wenn  sie  selbst  sehr  gross,  und  in 
dieser  Grösse  beständig,  die  anders  denkende  Minderheit 
aber  sehr  klein  ist^).  Ueberdies  leidet  das  Majoritätsprincip 
aber  regelmässig  an  einer  inneren  Unwahrheit,  da  seine 
Voraussetzung,  die  gleiche  Tüchtigkeit  aller  Volks- 
klassen, in  der  Wirklichkeit,  abgesehen  von  ganz  kleinen 
Staaten  mit  sehr  einfachen  Verhältnissen,  nie  vorhanden  ist 
Die  weit  aus  überwiegende  Mehrzahl  ist  nämlich  entweder  von 
Haus  aus  politisch  unthätig  (passiv),  oder  doch  politisch 
untüchtig  und  nicht  urtheilsfähig,  und  folgt  daher  nur  dem 
Anstosse,  welchen  sie  von  einzelnen  Wortftlhrem  (Demagogen) 
erhält,  die  den  augenblicklichen  Neigungen  des  Volkes  schmeicheln 
und  seine  Leidenschaften  aufstacheln  und  eben  dadurch  dem 
Volke  Autoritäten  werden,  dass  sie  es  für  ihre  subjek- 
tiven Ansichten  zu  gewinnen  und  zu  stimmen  wissen. 

VII.  Sonach  ergibt  sich,  dass  die  Autorität  der  Majo- 
rität nicht  entbehren  kann  und  sie  fUr  sich  gewinnen  nnd  in 
Uebereinstimmung  der  Ansichten  mit  sich  erhalten  muss,  wenn 


*)  Wo  und  soweit  eine  Verfassung  auf  dem  Majoritätsprincip  beroht, 
hat  die  Minorität  nicht  nur  den  Trieb,  sondern  auch  das  Re  cht,  Mtgoriät 
zu  werden,  d.  h.  sich  zu  dieser  emporzuarbeiten.  Dies  drückt  man  im 
parlamentarischen  Leben  auch  so  aus:  „der  Majorität  gehört  die  Be- 
schlussfassung, der  Minorität  die  Debatte/'  —  Davon,  dass  kleine 
Majoritäten  kein  moralisches  Gewicht  haben,  liefert  die  Geschichte 
aller  parlamentarischen  Verhandlungen  täglich  die  schlagendsten  Beweise. 
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fk  auf  die  Daaer  bestehen  will')^  and  Hmgekehrt  kann  die 
Majorität  d^  Autorität  nicht  entbehren,  and  mocMi  ebe 
sDlebe,  wesm  sie  keine  vorfindet,  aas  sich  selbst  erzengen, 
d  h.  sie  in  ihren  eigenen  Wortftihrem  suchen ,  weil  sie  in 
keiner  anderen  Weise  zum  Bewasstsein  and  Aasdrack  eines 
Gedankens  oder  Grandsatzes  kommen  kann.  Daher  macht 
sieh  im  geschichtlichen  Verlaafe  des  Staatslebens  bald  eine 
Neigang  znm  Aatoritätsprincipe,  bald  zam  Majoritätsprincipe 
bemerklich  y  je  nachdem  die  Schwächen  des  einen  oder  des 
anderen  eine  Zeit  lang  yorzagsweise  empfanden  worden  sind. 
Die  Aufgabe  der  Politik  ist  es  aber,  das  Bichtige,  was  in 
jedem  dieser  beiden  Principien  liegt,  aasznscheiden  and  ihren 
Gegensatz  aoszagleichen.  Dies  ist  das  Ziel,  welches  insbesondere 
durch  die  beschränkte  Monarchie  zu  erreichen  gesucht  yrixd. 

§.  49. 
Rechtlicher  Charakter  der  Staatsgewalt*). 

I.  Fasst  man  die  Staatsgewalt  als  das  Herrscherrecht  tiber 
alle  im  Staate  liegenden  Vermögen  und  Kräfte  aaf  (§.  47),  so 
ergibt  sich  von  selbst,  dass  es  im  Staate  keine  höhere 
Gewalt  geben  kann,  als  die  Staatsgewalt. 

IL  Eben  darum,  weil  sie  die  höchste  Gewalt  im  Staate 
ist,  ist  sie  anch  eine  absolute  Gewalt  im  philosophischen 
Sinne,  wonach  jede  Gewalt  so  bezeichnet  werden  kann,  welche 
den  obersten  Grund  ihrer  Geltung  in  ihrer  Yemtinftigkeit, 


^  Jeder  Regierung,  auch  wenn  sie  auf  dem  Antoritätsprincip 
beruht,  mnss  daran  gelegen  sein,  die  Massen  sich  ergeben  und  zufrieden 
zo  eihahoi,  wml  hierdurch  der  freiwillige  Gehorsam  bedingt  ist,  der 
fii  jede  Begierong  den  höchsten  Werth  hat 

*)  Maurenbrecher,  Grundsätze,  §.  30.  —  E.  S.  Zachariä, 
40  Bücher  (Umarbeitung)  L,  S.  88  u.  f.  —  Schmitthenner,  12  Bücher 
Tom  Staate,  Bd.  3,  S.  284.  —  J.  Held,  System  des  Verf-Rs.,  S.  305  flg.  — 
Recht  gut  hat  H.  A.  Zachariä,  deutsches  Staatsrecht,  L,  §.  19,  gegen  die 
gewöhnliche  Annahme  bemerkt,  dass  Eigenschaften,  welche  nur  Gott  zu- 
kommen, wie  Unfehlbarkeit,  Allgegenwart  und  dergl.  der  Staatsgewalt  nicht 
zukommen  können;  nicht  richtig  ist  es  aber,  wenn  er  die  persönlichen 
Attribute,  welche  dem  Subjekte  der  Staatsgewalt  wegen  deren  Innehabung 
zukommen ,  wie  Unyerantwortlichkeit  und  Heiligkeit,  zu  den  Eigenschaften 
der  Staatsgewalt  selbst  rechnet 
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also  in  sich  selbst  trägt.  Hiermit  ist  aber  keineswegs  gesagt, 
dass  die  Staatsgewalt  anch  im  politischen  Sinne,  d.h.  hinsichtlich 
des  Umfanges  ihrer  Thätigkeit  eine  absolute,  d.  h. 
unbeschränkte  und  willktthrlich  zu  gebrauchende  Gewalt  sei  ^). 

ni.  Die  Staatsgewalt  ist  femer  als  höchste  Gewalt  auch 
unwiderstehlich  in  dem  Sinne,  dass,  wenn  es  irgendeiner 
Macht  gelingen  würde,  der  Wirksamkeit  der  Staatsgewalt 
innerhalb  ihrer  Sphäre  mit  Erfolg  einen  von  ihr  nicht 
ttberwindlichen  Widerstand  entgegenzusetzen,  damit  die  Staats^ 
gewalt  selbst  vernichtet  und  aufgehoben  wäre. 

IV.  Als  höchste  Gewalt  ist  die  Staatsgewalt  der  Theorie 
nach  auch  inappellabel:  in  der  Praxis  hat  jedoch  die 
Btlcksicht  darauf,  dass  die  Staatsgewalt  nur  durch  vielerlei 
Organe  handeln  kann,  überall  zu  einer  Abstufung  ihres 
Organismus  gefbhii;,  so  dass  eine  Berufung  von  den  Erlassen 
der  niederen  an  die  höheren  Instanzen  zugelassen  wird.  Des- 
gleichen hat  die  Bttcksicht  darauf,  dass  Beehtsverletzungen  im 
Staate  an  sich  nicht  stattfinden  sollen  (§.  45)  und  dass  auch 
die  höchste  Gewalt  vemttnftigerweise  nie  eine  Rechtsverletzung 
beabsichtigen  kann,  in  den  meisten  Staaten  dahin  geführt,  Ein- 
richtungen zu  treffen,  wonach,  wenn  nicht  über  die  Zweck- 
mässigkeit, sondern  über  die  Bechtlichkeit  der  Handlungen 
der  Staatsgewalt  gestritten  wird,  ein  Verfahren  vor  den 
Gerichten  stattfinden  kann^). 

y.  Wegen  der  Einheit  ihres  Zweckes  und  ihrem  Begriffe 
als  höchste  Gewalt  zufolge  ist  die  Staatsgewalt  endlich  auch 
ihrem  Wesen  nach  eine  untheilbare  Gewalt^).  Etwas 
Anderes  ist  die  Theilung  der  Arbeiten  der  Staatsgewalt  unter 
verschiedene  Organe.  Es  ist  daher  ein  Missverständniss ,  von 
einer  eigentlichen  Theilung  der  Staatsgewalt  selbst  eine  Sicherung 
der  Freiheit  und  Gerechtigkeit  zu  erwarten.  Ueberdies  wäre 
eine  äussere  Darstellung  derselben  nur  im  Gebiete  der  nie- 


<)  Siehe  unten  §.  52. 

')  Das  Weitere  siehe  unten  bei  der  Darstellung  der  Lehre  von  der 
Competenz  der  Gerichte,  §.  449  flg. 

*)  Tacü,  Annal.  L  6.  „^  est  conditio  imperandi,  ut  non  aliter  ratio 
constet,  quam  si  uni  reddatur."  —  Für  die  deutschen  monarchischen  Bundes- 
staaten ist  die  Untheilbarkeit  der  Staatsgewalt  positiv  in  der  Wiener 
Schlttssakte  vom  15.  Mai  1820,  art  57  ausgesprochen.    Siehe  unten  §.  334. 
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deren  Politik  möglich:  im  Gebiete  der  höheren  Politik 
ist  Oberhaupt  damit  nichts  aasznrichten  ^). 

§.  50. 
Von  der  Uebertragung  der  Staatsgewalt. 

I.  Die  Macht;  als  die  Thatsache  der  überlegenen  Kraft 
(§.47),  ist  ihrer  Natur  nach  nnveränsserlich:  dämm  kann 
sie  anch  gar  nicht  an  ein  Subjekt  übertragen  werden,  son- 
dern sie  bleibt,  als  physische  Kraft  betrachtet,  stets  bei  der 
Masse,  resp.  bei  dem  schlagfertigen  und  kampfgerüsteten  Theile 
des  Volkes,  als  moralische  Kraft  aber  bleibt  sie  stets  bei 
dem  oder  den  Subjekten,  welche  die  geistige  Ueberlegenheit, 
d.  h.  die  höhere  Intelligenz  und  Willenskraft  besitzen. 

n.  Mit  dieser  höheren  Intelligenz  und  Willenskraft  ist 
aber  anch  die  Möglichkeit  der  Verfügung,  d.h.  dieHerrschaft 
{mperivm)  über  die  physische  Macht  (die  Massen)  von  selbst 
gegeben,  da  in  der  Masse  das  Bedürfniss  und  eben  darum 
anch  die  Fähigkeit  der  Anerkennung  der  Intelligenz  und 
Willenskraft  in  den  begabten  Subjekten  liegt. 

ni.  EHese  Verfügung  über  die  physische  Macht  und 
die  niederen  Intelligenzen,  welche  das  Wesen  der  Herrschaft 
bildet,  ist  aber  auch  alles  und  allein  das,  was  bei  einem 
intelligenten  Subjekte  sein  kann^,  so  wie  umgekehrt  keine 
Staatsform  ohne  das  Bestehen  einer  solchen  Verftlgung,  d.  h. 
Herrschaft,  gedacht  werden  kann. 

IV.  Was  nun  aber  den  Grund  der  Zuständigkeit  der 
Herrschaft  anbelangt,  so  ist  es  eine  sehr  häufige  Behauptung, 
dass  die  Staatsgewalt  eine  dem  regierenden  Subjekte  vom 
Volke  übertragene  Gewalt  sei. 

V.  Insofern  diese  Behauptung  auf  allgemeine  Giltigkeit 
in  allen  Staaten   und   Staatsformen  Anspruch   machen    will, 


^  Jnlius  Frdbel,  Theorie  der  Politik,  Wien  1861.  S.  182. 185. 193. 

f)  Im  Jahre  1525  schrieb  Johann  von  Schwarzenberg  an  seinen 
Sohn  Friedrich:  „und  handel  genetich  mit  den  leuten  ...  So  du  die 
leat  in  diesen  leuften  dir  hessig  machest,  wurde  dir  grossen  Nachtheil 
biiogen  und  du  kanst  nit  yd  er  man  allein  erschlagen.  Dis  yerstee 
im  besten."  Siehe  diesen  Brief  in  meinen  Alterthümem  des  deutschen 
Bachs  und  Bechts,  1860.  Bd.  U.  S.  436  flg. 
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stellt  sie  sich  als  eine  Folgerung  ans  der  Vertragstiieorie  (§.  42) 
dar,  und  fällt  daher  von  selbst  mit  dem  Nachweise  der  Un- 
richtigkeit dieser  Theorie  (§.  43).  Wer  jede  bestehende  Staats- 
gewalt als  auf  einer  Uebertragung  durch  das  Volk  beruhend 
betrachten  wollte,  würde  sich  theils  eine  historische  Unrichtig- 
keit zu  Schulden  kommen  lassen  ^)y  theils  sich  genöthigt  sehen, 
zu  gehaltlosen  Fiktionen  zu  greifen^),  um  die  Geltung  einer 
Herrschaft  als  Staatsgewalt  da  zu  erklären,  wo  sie  erweislich 
ohne  solche  Uebertragung  durch  das  Volk  entstanden  ist^). 

VI.  Ueberhaupt  aber  ist  auch  die  Frage  nach  der  Ueber- 
tragung der  Staatsgewalt  keine  Frage  der  Spekulation,  sondern 
nur  der  Geschichte,  und  hat  überdies  als  solche  nur  für 
die  monarchische  Staatsform  Bedeutung:  d.  h.  es  kann 
wohl  die  monarchische  Souverainetät  einem  gewissen  Staate, 
wie  dermal  in  England,  Frankreich  und  Belgien,  auf  einer 
Uebertragung  durch  das  Volk  beruhen,  es  ist  dies  aber 
keine  principielle  Nothwendigkeit. 

VII.  In  den  Bepubliken  kann  dagegen,  da  diese  auf 
dem  Principe  der  Volkssouverainetät  beruhen,  ohnehin 
nur  von  einer  Uebertragung  der  Ausübung  der  Staatsgewalt 
an  Beamte  im  Namen  des  souverainen  Volkes,  nicht  aber  von 
einer  Uebertragung  der  Souverainetät  selbst  die  Bede 
sein,  weil  letztere  vom  Volke  als  mit  seinem  Dasein  als  Bepublik 
von  selbst  gegeben  und  ihm  unmittelbar  zuständig  betrachtet 
wild. 

Vin.  Offenbar  sind  die  Vertheidiger  der  Meinung,  dass 
die  Staatsgewalt  in  den  monarchischen  Staate  allgemein 
als  dem  Staatsherrscher  durch  das  Volk  übertragen  betrachtet 
werden  müsse,  in  der  Meinung  befangen,  dass  einestheils  nnr 
durch  eine  solche  Fiktion  dem  Volke  Bechte  gegenüber  vom 
Staatsherrscher  erhalten  werden  könnten,  andemtheils  aber 
kein  Subjekt  auf  andere  Weise  einen  vom  Volke  anzuerkennen- 


*)  Nicht  jeder  Staatsform  ist  eine  Demokratie  oder  Volkssouverainetät 
vorhergegangen ;  im  Gegentheile  tritt  historisch  erweislich  die  republikanische 
Verfassung  meistens  nur  erst  später  nach  dem  Sturze  anfänglich  monarchischer 
Verfeussungen  hervor. 

3)  Z.  6.  nachfolgende  stillschweigende  Genehmigung  des  Volkes  u.  6.  w. 

4)  Z.  B.  da,  wo  in  Folge  einer  Eroberung  oder  eines  Friedensschlusses 
ein  Landstrich  an  einen  neuen  Herrscher  übergeht 
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den  fiechtstitel  zur  Herrschaft  erlangen  könne ,  and  daher  die 
Uebeitragong  der  Staatsgewalt  durch  das  Volk  mindestens 
fingirt  werden  mttsse. 

IX.  Eine  solche  Fiktion  ist  aber  in  ersterer  Beziehnng 
ganz  mmöthig:  die  Rechte  und  Pflichten  des  Staatsherrschers 
und  des  Volkes  bleiben  stets  dieselben ,  wie  auch  immer  die 
HeiTschaft  geschichtlich  entstanden  sein  mag  (§.  45). 

X.  In  zweiter  Beziehung  ist  aber  diese  Fiktion  eben- 
falls bedentongslos,  weil  nun  einmal  die  geschichtliche  £nt- 
wickelong  des  Staatslebens  bei  den  europäischen  VOIkem  auch 
die  Anerkennung  anderer  Rechtstitel  zur  Herrschaft,  die  vom 
Volkswillen  ganz  unabhängig  sind,  festgestellt  hat  (§.  44)^). 

§.  51. 
Von  der  Widemiflichkeit  der  Staatsgewalt. 

L  So  wie  die  Vertragstheorie  hauptsächlich  aus  dem 
Bestreben  hervorgegangen  ist,  um  die  (allerdings  durchaus 
unrichtige)  Ansicht  zu  bekämpfen,  als  ob  das  Volk  dem  Staats- 
herrseher gegenüber  rechtlos  wäre,  und  so  wie  man  desshalb 
glaubte,  seine  Zuflucht  zu  der  Fiktion  nehmen  zu  mtlssen, 
dass  alle  Staatsgewalt  dem  Souverain  vom  Volke  unter  Vor- 
behalt seiner  Rechte  tibertragen  sei  (§.  50),  so  musste  man 
bei  consequenter  Entwickelung  der  Vertragstheorie  auch  dahin 
gelangen,  dem  Volke  das  Recht  beizulegen,  die  Staatsgewalt 
dem  Herrscher  wieder  zu  entziehen,  d.  h.  dieselbe  wie  ein 
Mandat  oder  Depositum  zu  widerrufen,  wo  sie  auf  eine 
dem  Volkswillen  missfällige  Art  ausgeübt  werde.  Es  lässt 
8ich  sogar  nicht  yerkennen,  dass  die  Vertragstheorie  baupt- 
sachlich  zu  dem  Zwecke  aufgebracht  wurde,  um  die  Wider  ruf - 
lichkeit  der  Staatsgewalt  aus  einem  (angeblich)  allgemeinen 
Principe  ableiten  zu  können.  Ueberzeugt  man  sich  aber  von 
der  Unrichtigkeit  obiger  Voraussetzungen,  so  hat  man  sofort 
auch  gegen  die  Widerruflicfakeit  der  Staatsgewalt  entschieden. 


*)  Anerkennung  ist  BewasBtsein  von  dem,  was  wirklich  Gel- 
tendes ist,  und  daher  ihrem  Begriffe  nach  gleichgiltig,  ob  sie  freiwillig 
oder  unfreiwillig  und  mit  Widerstreben  geschieht. 
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IL  Wer  die  Widerrnflichkeit  der  Staatsgewalt  behauptet^ 
huldigt,  vielleicht  ohne  sich  dessen  selbst  bewnsst  zn  sein, 
der  Theorie  Rousseaa's  über  die  Yolkssouverainetät,  und 
verwechselt  den  Staatsherrscher  mit  dem  Beamten  einer  Re- 
publik, welchem  die  Ausübung  der  exekutiven  Gewalt  vom 
souverainen  Volke  als  ein  Amt  übertragen  ist.  Jedoch  bat 
die  unvermeidliche  Bücksicht  auf  die  unentbehrliche  Stätigkeit 
der  Staatsverwaltung  sogar  in  allen  Republiken  dahin  geführt, 
dass  mindestens  der  erste  Vollzugsbeamte  für  eine  bestimmte 
Zahl  von  Jahren  ernannt  wird,  innerhalb  deren  seine  Amts- 
führung vom  Volke  nicht  willkührlich  widerrufen  werden 
darfO-  Von  einem  Widerrufen  der  Souverainetät  des 
Volkes  selbst  ist  nach  der  Natur  der  Sache  bei  der 
republikanischen  Staatsform,  so  lange  die  Republik  besteht, 
an  sich  nicht  die  Rede:  das  Aufgeben  der  Volkssouverainetat 
fällt  hier  mit  dem  Wechsel  der  Staatsform,  d.  h.  mit  dem 
Uebergang  in  die  monarchische  Staatsform  in  Eines  zusanmien. 

III.  Aber  auch  in  den  Monarchien,  welche  mehr  oder 
minder  auf  dem  Autoritätsprincipe  (§.47)  beruhen,  d.h. 
in  welchen  der  Souverain  sein  Herrscherrecht  nicht  vom  Volka- 
willen  ableitet,  kann  von  einer  Widerruflichkeit  der 
Staatsgewalt  nicht  die  Rede  sein,  da  derjenige,  der  nichts 
gegeben  oder  tibertragen  hat,  überhaupt  nichts  widerrufen 
kann.  Hier  kann  nur  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  und 
wie  weit  und  unter  welchen  Voraussetzungen  ein  Volk  seinem 
Fürsten  den  Gehorsam  verweigern,  Widerstand  leisten  oder 
etwa  sogar  zur  Revolution  schreiten  dürfe,  wovon  an  einem 
anderen  Oite  zu  handeln  ist^).  Sehr  häufig  hat  man  aber  diese 
Frage,  welche  wesentlich  eine  andere  ist,  als  die  nach  der 
Widerruflichkeit  der  Staatsgewalt,  mit  dieser  verwechselt. 

IV.  Auch  da,  wo  das  Volk  eine  Dynastie  auf  den  Thron 
beruft,  geschieht  die  Berufung  regelmässig  unwiderruflich. 

V.  Nur  bei  Wahlmonarchien  findet  man  mitunter, 
dass  das  wahlberechtigte  Collegium  auch  die  Befugniss  in 
Anspruch  nimmt,  den  gewählten  Fürsten  wieder  abzusetzen, 

*)  Die  YerfasBung  von  Nordamerika  Art.  II.  §.  1,  setzt  die  Amtsdauer 
des  Präsidenten  auf  4  Jahre  fest. 
«)  Siehe  unten  §.  280.  283. 
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wenn   er  nach   der    Meinang    des   Wahlcollegs   den   WaU- 
bedin^nngen  nicht  nachkommt^. 

VL  In  ähnlicher  Weise  findet  man  bei  lehnbaren 
Staaten  ein  Recht  des  Lehensherm  anerkannt,  den  belehnten 
Ffirsten  der  Regiening  zu  entsetzen,  wenn  er  sich  eine  Felonie, 
d.  h.  eine  Verletzung  der  Lehenstreue  zu  Schulden  kommen 
läflst^. 

§.  52. 
Natürliche  Begränzung  der  Staatsgewalt^). 

I.  Daraus,  dass  die  Staatsgewalt  die  höchste  Gewalt  im 
Staate  ist,  folgt  aber  nicht,  dass  sie  eine  schrankenlose 
Gewalt  sei.  Vielmehr  ist  ihr  Umfang  durch  ihrenBegriff 
als  yernttnftige  und  rechtliche  Gewalt  selbst  begränzt^, 
und  demzufolge  sind  ihr  natttr liehe  Gränzen  durch  den 
Zweck  des  Staates  selbst  gesetzt^). 

IL  Man  kann  dies  auch  so  ausdrücken:  die  natürlichen 
Granzen  der  Staatsgewalt  sind  ihre  Pflichten^);  oder  auch: 
die  natürliche  Gränze  der  Staatsgewalt  ist  die  Freiheit  des 
Individuums^),  was  man  auch  sonst  die  Menschenrechte  und 
m  Bezug  auf  die  Gesammtheit  der  Staatsbevölkerung  die 
Volks  rechte  (§.  45)  zu  nennen  pflegt. 

nL  Hiermit  ist  auch  die  Freiheit  aller  Arten  von  Ver- 
bindungen oder  Genossenschaften,  welche  besondere,  von  dem 


3)  So  z.  B.  im  deutschen  Reiche  zur  Zeit  des  Kaisers  Heinrich  lY.; 
vergl.  meine  deutsche  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  II.  §.  46. 
Note  13.  S.  4t>4;  in  den  späteren  Zeiten  (seit  dem  16.  Jahrhundert)  wurde 
dies  aber  nicht  mehr  als  praktisch  anerkannt.    Yergl.  unten  §.  87. 

*)  Es  folgt  dies  aus  der  EigenthOmlichkeit  des  Lehensverhältnisses. 

*)  Maurenbrecher,  Grundsätze,  §.39.—  Weiss,  deutsches  Staats- 
recht, §.  255.  ^  Stahl,  Rechtsphilosophie,  Bd.  2,  Abth.  2,  S.  110.  -^ 
W.  Y.  Humboldt,  Ideen  zu  einem  Versuch  die  Gränzen  der  Wirksamkeit 
des  Staates  zu  bestimmen,  Berlin  1851.  —  H.  Bischof,  das  Nothrecht  der 
Staatsgewalt,  Giessen  1860.  §.  44  (im  Archiv  für  das  öffentliche  Recht  des 
deutschen  Bundes,  Bd.  m.  Heft  3). 

*)  Dies  abersieht  Wippermann,  Beitr.,  S.  60. 119,  und  gelangt  dadurch 
cor  Behauptung,  dass  die  Staatsgewalt  gar  keine  bestimmten  Gränzen  habe. 

0  Das  Weitere  siehe  unten  §.  432  bei  der  Lehre  von  der  gesetegeben- 
den  Gewalt 

*)  Siehe  oben  §.  20.  Note  1. 

>}  Siehe  oben  §.  6  u.  §.  29.  lY. 
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Staatszweck  swar  verschiedene ,  aber  demselbeii  nicht  wider- 
streitende Zwecke  verfolgen,  innerhalb  des  hierdarch  bestimmten 
Kreises  in  Ansprach  genommen,  gleichviel  ob  sie  auch  anf 
natürlichen  Elementen  beruhen,  wie  die  FamiHe  (§.  7)  oder 
Orts-  und  Landgemeinden,  Provinziallandschaften  und  dergl. 
(§.  8),  oder  aus  rein  vertragsmässigen  Vereinbarungen  der 
Theilnehmer  hervorgegangen  sind,  wie  die  Kirchen  und  andere 
Associationen^).  Hiermit  ist  auch  angedeutet,  wie  die  Staats- 
gewalt und  die  Volksrechte  neben  einander  in  voDer  Wirk- 
samkeit und  Kraft  bestehen  können. 

§.  53. 

Positive  Begränzung  der  Staatsgewalt.   Das  christlich- 
germanische  Staatsprincip. 

I.  Die  Staatsgewalt  kann  aber  auch  positiv,  d.  h.  auf 
geschichtlichem  Wege,  beschränkt  werden,  und  dies  kann  sowohl 
durch  Staatsverträge,  wie  Friedensschlttsse  u.  dergl.,  als 
auch  durch  die  Grundgesetze  des  Staates  selbst  geschehen. 

U.  Namentlich  unterliegt  die  Staatsgewalt  in  den  einzelnen 
deutschen  Staaten  vielfach  solchen  Beschränkungen,  theils  zu 
Gunsten  ganzer  Klassen  von  Personen,  oder  Corporationen, 
oder  Landestheile,  oder  gewisser  religiösen  Gonfessionen,  Uieils 
auch  zu  Gunsten  einzelner  Privatpersonen  0- 


6)  Jul.  Fröbel,  Theorie  der  PoUtik,  Wien  1861,  Bd.  L  S.  163: 
„Liberal  regieren  heisst  m(iglichBt  wenig  regieren''. 

*)  Hierher  gehören  2.  B.  die  Beschränkungen,  welche  dem  sog.  Refor- 
mationsrecht  des  Landesherm  durch  den  westphälischen  Frieden  gesetzt 
worden  sind;  sodann  die  Garantien  für  die  bestehenden  Gonfessionen 
und  landständischen  Körper  in  dem  Beichsdeputationshauptsehluss  vom 
25.  Februar  1803;  die  Garantien  für  die  Standesherren  und  den  übrigen 
ehemaligen  reichsfreien  Adel  in  der  RheinbundsaJcte  und  in  der  deutschen 
Bundesakte:  insbesondere  die  den  Unterthanen  sämmtlicher  deutsche  Bundes- 
staaten in  der  deutschen  Bundesakte  gewährleisteten  Rechte,  wie  die  poH- 
tische  und  bürgerliche  Rechtsgleichheit  der  christlichen  Religionspartheien, 
Freizügigkeit  innerhalb  der  deutschen  Bundesstaaten  u.  s.  w. :  die  besonderen 
Zusicherungen  fUr  das  Haus  Thum  und  Taxis,  wegen  seiner  Postrechte, 
die  Zusicherungen  für  gewisse  Pensionäre  n.  s.  w. 
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nL  Eb  können  aber  ancli  solohe  Schranken  der  Staate- 
gewatt  ohne  nrknndliche  Form  durch  die  Yolkgcritte  sich  er- 
leagen  und  in  dem  Nationalcharakter  wnrzehi.  Ein  solcher 
gesehichtiich  scharf  ausgeprägter  GrefÜhls-  und  Denkkreis  einer 
Nation  kann  unter  Umständen  der  Staatsgewalt  sogar  eine 
imfibeisteiglichere  Schranke  setzen,  als  Gesetze  und  Verträge 
zu  thun  yermOchten. 

IV.  In  diesem  Sinne  pflegt  man  in  Bezug  auf  die  deutschen 
Staaten  von  einem  christlich* germanischen  Staats- 
principe  zu  sprechen^)  und  versteht  darunter  den  Grundsatz, 
dass  eben  so,  wie  nach  christlicher  Anschauungsweise  die 
Obrigkeit  auf  göttlicher  Anordnung  beruhe^),  eben  so  auch 
der  Ffirst  verpflichtet  sei,  das  ihm  von  der  Vorsehung  anver- 
traute Volk  so  zu  regieren,  wie  er  es  vor  Gott  verantworten 
könne  ^),  und  dass  daher  der  Fürst  die  wohlerworbenen  Rechte 
der  Einzelnen  oder  ganzen  Klassen  der  Unterthanen  eben  so 
zu  achten  und  zu  schtttzen  habe,  wie  er  von  dem  Volke  die 
Achtung  und  Vertheidigung  seines  Herrscherrechtes  zu  fordern 
befugt  ist 

V.  Hiermit  verbindet  sich  die  Idee,  dass  die  Staatsgewalt 
bei  ihren  Einrichtungen,  Gesetzen  und  Verordnungen  den  Lehr- 
begriffen und  Satzungen  der  reichs-  und  bundesverfassungs- 
mässig  anerkannten  christlichen  Kirchen  Bechnung  zu  tragen  ^) 


*)  VeigL  die  oben  S.  38  angeführten  Sehiiften  von  Stahl,  v.  Kraus 
Q-  A.  ~  Ye^l.  Buddeus,  deutsch.  Staatsarchiv,  Bd.  IV  (1843)  S.  280. 

>)  BiOke  oben  §.  40.  «Note  2. 

V  Schon  die  eine  Vorrede  zum  Sachsenspiegel,  der  sog.  Prologns 
(£dit  Homeyer,  S.  21  der  2.  Aufl.)  spricht  diesen  Gedanken  ans:  „6ot  is 
sehe  recht.  Dar  umme  sien  se  sik  vore  alle  die,  den  gerichte  von  godes 
hahen  bevolen  si,  dat  se  also  richten,  alse  godes  torn  unde  sin  gericht 
gnedichlike  over  se  irgan  mute.'* 

*)  Z.  B.  in  Bezug  auf  die  Erfordernisse  der  £heschlie8snng,  die  £he- 
hindermsae,  die  Ehescheidung  u.  s.  w.;  sowie  auch  in  Bezug  auf  die  Feier 
von  Sonn-  nnd  Festtagen  a.  dergL;  in  Bezug  auf  die  Wirkungen  der  kirch- 
lichen Jurisdiction  und  kirchlicher  Strafurtheile,  u.  s.  w.  —  Die  Preuss. 
Verfassung  vom  31.  Januar  1860  enth&lt  eine  positive  Sanction  des 
christlichen  Staatsprincips  in  zeitgemftseer  Weise:  Art  14:  „Die  christ- 
liche Religion  wird  bei  denjenigen  Einrichtungen  des  Staates, 
welche  mit  der  Religionsübung  im  Zusammenhangestehen, 
unbeschadet  der  im  Art.  12  gewährleisteten  Religionsfreiheit 


96  §•  ^.  Positive  BegT&nziing  der  Staatsgewalt 

und  die  chrisfliche  Religiosität  als  die  Grundlage  der  Volks- 
nnd  gelehrten  Bildung  und  der  Staataeinrichtangen  zu  erhalten 
und  zu  befördern  habe^),  worauf  auch  schon  die  Oeltung:  des 
Majoritätsprincipes  (§.  47)  in  den  deutschen  Staaten  hinweist  ^. 
Insbesondere  wird  es  in  denselben  als  ein  selbstverständlicher 
staatsrechtlicher  Grundsatz  betrachtet,  dass  das  Staatsoberhaupt 
einer  der  christlichen  Kirchen  angehören  mttsse^). 

VI.  In  Yoller  Gonsequenz  mttsste  das  christlich-germanische 
Staatsprincip  sogar  jeder  nicht-germanischen,  wenn  gleich  christ- 
lichen Nationalität  die  politische  Gleichberechtigung  absprechen; 
doch  ist  dies  längst  als  unausführbar  aufgegeben.  Die  Beschrän- 
kung derselben  betrifft  demnach  nur  die  Israeliten  in  Deotscb- 
land.  Doch  sind  auch  zur  Beseitigung  dieser  Ungleichheit  bereits 
bedeutende  Schritte  geschehen^) 

VII.  Je  nachdem  in  den  Staaten  ttberdies  ein  besonderes 
christlich  confessionelles  Element  überwiegt,  und  daher 
auch  besondere  Berücksichtigung  von  der  Staatsgewalt 
erheischt,  pflegt  man  von  katholischen  und  protestan- 
tischen Staaten  zu  sprechen:  wo  dagegen  die  christlichen 
Hauptconfessioncn  in  btlrgerlicher  und  politischer  Beziehung 
vollkommen    gleich    gestellt    sind,    wird    der  Staat    als  ein 


zu  Grunde  gelegt."  —  Ebenso  Verf.-Ürk.  von  Anhalt-Bernburg 
von  1850,  §.  20;  Oldenburg  von  1852,  §.  74;  Waldeck  von  1852,  §.  39. 

B)  Hier  kommt  der  Umfang  des  Einflusses  und  der  Theilnahme  der 
(Geistlichkeit  am  unterrichte  an  Volks-  und  gelehrten  Schulen,  das  Ein- 
schreiten des  Staates  gegen  die  Verbreitung  dem  Ghristenthume  feindlicher 
und  destructiver  Lehren  in  Frage,  worüber  die  Entscheidung  dem  Gebiete 
der  Gesetzgebungs-Politik  anheimfällt 

^  In  eigenthümlicher  Weise  drückt  dies  die  Verfassung  von  Anhalt- 
Bern  bürg  von  1850,  §.  20  a  linea  2  aus:  „Die  christliche  Religion  wird, 
so  lange  sie  die  Religion  der  grossenMehrheit  der  Staatsangehörigen 
ist,  bei  religiös  bürgerlichen  Anordnungen  des  Staates  zu  Grunde  gelegt''  — 
Es  wäre  doch  merkwürdig,  wenn  in  dem  Herzogthum  Anhalt-Bern  bürg 
im  J.  1850  Anzeigen  vorgelegen  hätten,  dass  die  christliche  Religion  über 
lang  oder  kurz  aufhören  werde,  die  Religion  der  Mehrzahl  der  Bevölkerong 
zu  sein. 

*)  Es  enthält  unter  den  deutschen  Ver&ssungsurkunden  nur  die 
Würtembergische  §.5,  die  ausdrückliche  Bestimmung:  „Der  König 
bekennt  sich  zu  einer  der  christlichen  Kirchen." 

*)  Ueber  die  positiven  Zusicherungen  der  deutschen  Bundesakte  Art  16 
siehe  unten  §.  301. 
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paritätischer  bezeichnet ^<^).  Man  pflegt  auch  von  katho- 
lischen nnd  protestantischen  Regierungen  zusprechen, 
je  nachdem  das  regierende  Hans  der  einen  oder  anderen  Con- 
te^ion  angehört:  jedoch  ist  diese  Bezeichnung  unpassend  und 
MissYerständnissen  unterworfen. 

§.54. 

Der  Souverain.     Begriff.    Nichtigkeit  der  sogenannten 

Staatssouverainetät. 

I.  Der  Souverain  oder  Staatsherrscher  ist  das 
Subjekt^  welches  im  Staate  herrscht,  d.  h.  dessen  Wille 
als  der  massgebende  im  Staate  betrachtet  wird,  das  somit 
über  die  Staatsmacht  verfügt,  und  das  Herrschen  im 
Staate  als  sein  eigenes,  d.  h.  ihm  seinem  Begriffe  nach  zu- 
ständiges Recht  in  Anspruch  nimmt. 

U.  Der  Staatsherrscher  ist  also  das  Subjekt,  in 
welchem  der  in  der  Staatsgewalt  liegende  Gedanke  der  Herr- 
schaft (§.47)  personificirt,  d.  h.  äusserlich  erkennbar 
and  handlungsfähig  dargestellt  wird. 

HL  Als  die  Personifikation  oder  der  Repräsentant  des 
allgemein- vernünftigen  auf  die  Verwirklichung  des  Staats- 
zweckes gerichteten  WillenSj  ist  der  StaatsheiTScher  somit  der 
geschichtliche  Träger  einer  Idee,  und  als  solcher 
weder  Mandatar,  noch  Depositar  der  Gewalt  irgend 
einer  anderen  physischen  oder  juristischen  Persönlichkeit*). 

*^)  Der  paritätische  Staat,  Mainz  1851.  —  v.  Linde,  Gleichberechtigung 
der  Aagsburgischen  Confession  mit  der  katholischen  Religion  in  Deutsch- 
land, Mainz  1853. 

1)  Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Repräsentation  und  Mandat 
besteht  darin,  dass  letzteres  stets  ein  Rechtssubjekt  voraussetzt,  welches 
den  Auftrag  gibt:  repräsentirt  können  aber  nicht  nur  Rechtssubjekte, 
sondern  auch  Ideen  als  solche  werden,  ohne  dass  es  dazu  eines  beson- 
deren Auftrags  bedarf,  oder  mitunter  dieser  auch  nur  denkbar  wäre«  In 
diesem  Sinne  spricht  man  z.  B.  auch  von  Repräsentanten  der  Kunst,  der 
Wissenschaft  u.  s.  w.,  die  sich  notorisch  alle  von  selbst  zu  dem  machen, 
▼as  sie  sind.  Das  deutsche  Wort  „Stellvertretung'*  entspricht  daher 
nicht  vollständig  dem  Begriffe  von  Repräsentation;  nur  der  Ausdruck 
^geschichtliche  Darstellung'*  nähert  sich  mehr  dem  eigentlichen 
Sinne  dieses  Wortes.  —  Hier  wird  Repräsentation  und  Personi- 
fikation als  ganz  gleichbedeutend  gebraucht 

ZSpfl,  SUMtorecht.   6.  Anfl.   I.  7 
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IV.  Dass  in  der  Republik  von  einer  StaatsBonverainetät 
neben  der  Yolkssonverainetät  zn  sprechen  völlig  ungereimt 
wäre,  leuchtet  von  selbst  ein.  Es  ist  aber  auch  ein  grosser 
Irrthum,  wenn  man  in  der  Monarchie  von  einer  Staats- 
souverainetät  spricht,  wonach  der  Staat  selbst  als  die 
andere  Persönlichkeit  gesetzt  wird,  deren  Recht  der  Fürst 
auszuüben  habe^).  Zu  einem  solchen  Irrthume  gelangt  man 
aber,  wenn  man  übersieht,  dass  die  Staatsgewalt  an  sich 
keine  Gewalt  des  Staates,  sondern  eine  (und  zwar  die 
höchste)  Gewalt  im  Staate  ist  (§.  46.  49),  dass  auch  da- 
durch, dass  die  in  der  Staatsgewalt  liegenden  Rechte  des 
Staatsherrschers,  wenn  auch  durch  das  Dasein  eines  Staats- 
zustandes begründet  und  bedingt,  desshalb  dennoch  keine 
Rechte  dieses  Zustandes  selbst  sind,  und  dass  der  Staat  selbst 
erst  mit  der  (gleichviel  ob  freiwilligen  oder  unfreiwilligen) 
Anerkennung  eines  Subjektes  als  Herrscher  praktische 
Realität  erhält,  d.  h.  aus  der  Sphäre  der  Gedanken  in  die 
Reihe  der  geschichtlichen  Erscheinungen  tritt  (§.  15),  so  dass 
also  vor  der  Anerkennung  eines  Subjektes  als  Staatsherrscher, 
es  mag  dies  ein  Individuum,  oder  wie  in  den  Republiken,  das 
Volk  in  seiner  Gesammtheit  selbst  sein,  weder  ein  Staat, 
noch  eine  Staatsgewalt  vorhanden  ist. 

V.  Ein  souveraines  Gemeinwesen  kann  daher  der 
Staat  nur  in  dem  Sinne  genannt  werden,  dass  er  ein  durch 
sich  selbst  existenzberechtigtes  (§.  5)  und  daher  in 
völkerrechtlicher  Beziehung,  d.  h.  von  anderen  Staaten 
völlig  unabhängiges  Gemeinwesen  ist  Der  völkerrecht- 
liche Begri£f  von  der  Souverainetät  der  Staaten,  welcher  mit 
ihrer  Unabhängigkeit  vollständig  gleichbedeutend  ist,  darf 
aber  nicht  mit  dem  staatsrechtlichen  Begriffe  der  Souve- 
rainetät  verwechselt   werden,    welcher   etwas  ganz  Anderes, 


*)  Die  Nachweisung,  dass  die  bei  den  deutschen  Publicisten  sehr  ge- 
wöhnliche Annahme  einer  Staats  souverainetät  als  Quelle  der  Souve- 
rainetät des  Fürsten  in  einer  Monarchie  ein  Unding  ist,  ist  das  Verdienst 
der  Schrift  von  R.  Maurenbrecher,  die  deutschen  regierenden  Fürsten 
und  ihre  Souverainetät,  Frankfurt  1839,  an  so  grossen  Mängeln  und 
Irrthümem  diese  Schrift  auch  sonst  leidet  *—  Yeigl.  (Fr.  Nebelthan) 
Wahrheit  und  Irrthum  in  der  Maurenbrecher'schen  Schrift  xl  s.  w.  Kassel 
1839.  —  Stahl,  in  Richters  Jahrb.  1841.  Heft  2. 
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nämlieh  die  Innehabniig  der  höchsten  Gewalt  im  Staate ,  znm 
G^nstaade  hat  Dadurch,  dasa  diese  beiden  Arten  der 
SoQTerainet&t  sich  regebnässig  als  Prädikate  des  Staatsherrschers 
beisanmien  finden  ^)y  wird  ihre  innere,  wesentliche  Verschieden- 
heft nicht  aufgehoben. 

YL  WoUteman  anch  die  völkerrechtliche  Sonverainetät 
nod  was  mit  ihr  zusammenhängt,  als  ein  Recht  des  Staates 
selbst  betrachten,  so  ist  dadurch  noch  kein  Schluss  auf  eine 
gleiche  Eigenschaft  der  staatsrechtlichen  Sonverainetät 
gerechtfertigt,  da  bei  der  Ersteren  Fürst  und  Volk  wirklich 
in  staatlicher  Einheit,  bei  der  Letzteren  aber  in  scharfem 
Gegensätze  erscheinen.  Ueberdies  wird  auch  die  völker- 
rechtliche  Souverainetät  des  Staates  in  der  Monarchie  nur 
durch  den  Fürsten  repräsenthrt  und  ausgeübt  und  ist  auch 
diese  Staatsrepräsentation  nach  Aussen  sein,  ihm  mit  dem 
Begriffe  als  Staatsherrscher  zuständiges  fiecht:  auch  ist  die 
völkerrechtliche  Souverainetät  des  Staates  geradezu  un- 
denkbar, wo  nicht  schon  eine  staatsrechtlicheSouverainetät 
voriianden  ist,  gleichviel  ob  sie,  wie  in  der  Monarchie  bei  dem 
Fürsten,  oder,  wie  in  den  Republiken  bei  dem  Volke  ist 

VIL  Wer  von  einer  Staatssouverainetät  spricht, 
weiche  durch  den  Souverain  ausgeübt  werde,  steht,  ab- 
gesehen von  dem  hier  nicht  in  Betracht  kommenden  Sprach- 
gebrauche  eines  oder  des  anderen  positiven  Staatsrechtes^), 
entweder  auf  dem  Boden  der  Volkssouverainetät  und 
macht  der  Sache  nach  den  Fürsten  zu  einem  Beamten^), 
oder  er  ist  sich  in  seinen  Begriffen  überhaupt  nicht  klar,  und 
verwechselt  den  Staat  als  Zustand,  in  welchem  geherrscht 
wird,  mit  den  allein  möglichen  Subjekten  der  Herrschaft 
und  der  Beherrschung  im  Staate,  d.  h.  mit  Fürst  und  Volk^), 

')  Nor  bei  lehnbaren  Staaten  findet  sich  insofern  eine  Ausnahme, 
als  hier  der  Staatsherrscher  wohl  nach  Innen  (dem  Volk  gegenüber)  souverain 
ist,  während  sein  Staat  nach  Aussen  (in  völkerrechtlicher  Beziehung)  von 
dem  Lehensherm  abhängig  ist    Siehe  oben  §.  44.  Note  2. 

«)  Siehe  §.  56  und  §.  77. 

^)  In  diesem  Falle  liegt  der  Irrthum  in  der  Annahme,  als  wenn  jede 
monarchische  Gewalt  auf  einer  üebertragung  durch  das  Volk  beruhte, 
Qod  schon  vor  dieser  üebertragung  der  Staat  constituirt  und  eine  Staats- 
gewalt vorhanden  wäre.    Siehe  oben  §.  50. 

«)  Vergl.  oben  §.  15. 
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oder  er  verwechselt  das  staatsrechtliche  Princip,  d.  h.  die 
yemttnftige  Idee  der  Herrschaft  mit  der  Thatsache  ihrer 
praktischen  Darstellung  durch  eine  geschichtliche  Persönlich- 
keit ^X  ^^d  übersieht  dabei,  dass  ein  Zustand  sehr  wohl  die 
Quelle  von  gewissen  Rechten  sein  kann,  ohne  dass  er  daram 
nothwendig  selbst  ein  Bechtssubjekt  wäre,  oder  in  aller 
und  jeder  Beziehung  als  ein  solches  gehen  müsste. 

VIII.  Um  aber  den  Gedanken  (das  Princip)  auszuärttcken, 
dass  der  Staatszweck  der  Grund  so  wie  die  nattlrliche 
Schranke  der  Herrschaft  im  Staate  sei^),  bedarf  es  der  so 
leicht  missverständlichen  Bezeichnung  desselben  als  Staats- 
souverainetät  nicht:  es  muss  vielmehr  zu  noch  grösserer 
Verwirrung  ftihren,  wenn  das  Wort  „ Staat ssouveraine tat" 
auf  den  Ausdruck  des  eben  gedachten  Principes  willkührlich 
beschränkt  und  dafür  empfohlen  werden  will,  nachdem  der 
gemeine  Sprachgebrauch,  welcher  darunter  das  begreift,  dass 
der  Staat  selbst  als  wirkliches  und  ursprüngliches  Subjekt 
der  Souverainetät  vor  oder  neben  dem  Fürsten  und  dem 
Volke  gedacht  werden  will,  sich  einmal  entschieden  festgesteUt 
hat  9). 

IX.  Dem  Fürsten  in  der  Monarchie  gegenüber  haben 
nur  die  einzelnen  Unterthanen  von  Haus  aus  eine  Per- 
sönlichkeit, und  ausser  diesen  Einzelnen  kann  sie  nur  noch 
das  Volk,  oder  nach  dem  deutschen  publicistischen  Sprach- 
gebrauche,  „das  Land'%  als  deren  Gesammtheit  haben ^^), 


7)  Dies  thut  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  18.  III.  S.  63; 
nachdem  er  kurz  zuvor,  S.  61,  aus  St  ah  Ts  Kritik  der  Maurenbrecher*schen 
Schrift  in  den  Richter'schen  Jahrbüchern,  1841.  Hft  2,  selbst  die  Warnung 
vor  solcher  Verwechselung  hat  abdrucken  lassen. 

^)  In  diesem  Sinne  erklärt  H.  A.  Zachariä,  a.  a.  0.,  den  Ausdruck 
Staatssouverainetät  gebrauchen  zu  wollen. 

®)  Es  ist  an  sich  unpassend,  einen  „Ge danken '*  d.  h.  ein  Princip, 
als  eine  Souverainetät  zu  erklären;  denn  in  einem  Principe  liegt  nur 
ein  Anspruch  auf  Geltung,  d.  h.  auf  Anerkennung  und  Verwirklichung 
durch  die  Herrschaft,  resp.  durch  das  herrschende  Subjekt,  aber  nicht 
die  Herrschaft  (Souverainetät)  selbst. 

10)  Dies  zeigt  sich  insbesondere  praktisch  in  der  Lehre  von  den  Staats* 
Schulden  (siehe  unten  §.  57  von  der  Staatspersönlichkeit,  und  §.  490  von 
dem  Staatshaushalt);  auch  in  der  Lehre  von  der  Rechtsverbindlichkeit  der 
Handlungen  eines  Zwischenherrschers;  siehe  unten  §.  207  flg. 


§.  55.  FürstensouTerametät.   Yolkssoaverainet&t  101 

insbesondere  da,  wo  ihm  durch  Einrichtnng  einer  Repräsen- 
tation die  Möglichkeit  gewährt  ist,  in  der  Gestalt  einer 
jmstisehen  Person,  wie  z.  B.  in  Form  einer  parlamentarischen 
Corporation  aufzutreten. 

X.  Im  praktischen  Leben  versteht  man  unter  Staats- 
sourerainetät  oft  auch  nur  eine  Omnipotenz  der  Gentral- 
ofgane  des  Staates  gegentlber  von  Individuen  und  Gorporationen, 
namentlich  in  Bezug  auf  wohlerworbene,  hergebrachte  oder 
Tcrbriefte  Rechte  derselben"),  was  nur  ein  verschönemder 
Name  für  die  Despotie  ist,  gleichviel  ob  sie  in  der  Form 
aatokratischer  Willkühr  oder  in  gesetzlicher  Form  unter  Zu- 
stimmung der  Landesvertretung  ausgeübt  wird  ^^). 

§.  55. 
Fürstensouverainetät.    Volkssouverainetät  ^). 

I.  Da  alle  Herrschaft  ein  willensfähiges  Subjekt  voraussetzt 
(§.  47),  so  kann  die  Souverainetät  nur  entweder  bei  einem 
Individuum,  dem  Ftlrsten,  oder  bei  der  Gesammtheit 
des  Volkes  sein.  Es  kann  denmach  sowohl  eine  Ftlrsten- 
souverainetät  als  eine  Volkssouverainetät  geben. 
Das  erstere  ist  der  Fall  in  der  Monarchie,  das  andere  in 
der  Republik^). 

.  n.  Diese  beiden  Souverainetäten  können   nie  in  einem 
und  demselben  Staate  zugleich  vorkommen,  sondern  die  eine 


«)  Siehe  §.  8;  §.  52;  §.  433. 

")  Rechtsphilosophische  Zeitgedanken,  in  d.  deutsch.  Viertel- 
jahreschrift, 1861,  Hft,  I.  S.  379. 

*)  F.  Murhard,  die  Volkssouverainetät  im  Gegensatz  der  sog.  Legi- 
timität, Kassel  1832.  —  Thilo,  die  Volkssouverainetät  in  ihrer  wahren 
Gestalt,  Breshiu  1832.  Vergl.  die  im  §.  54.  Note  2  angeführten  Schriften 
TOE  Haurenhrecher  und  Nehelthau.  --  Bluntschli,  allgem.  Staats- 
recht, 2.  Aufl.  1857.  Bd.  I.  S.  360.  Bd.  H.  S.  4  flg.  -^  H.  A.  Zachariä, 
deutsches  Staatsrecht,  2.  Aufl.  §.  18.  —  J.  Held,  System  des  deutsch. 
Yert-Rs.  (1856)  Bd.  L  S.  271. 

*)  Was  hier  Fürstensouverainetät  genannt  wird,  nennt  Blunt- 
schli,aUg.  Staatsr.  2.  Aufl. Bd.  11.  S.  4  auch  „Regentensouverainetät''. 
—  Warum  nicht  auch  eine  Souverainetät  einer  aristokratischen  Körper- 
schaft hier  als  mögliche  dritte  Art  der  Souverainetät  aufgeführt  wird, 
siehe  unten  §.  59. 
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Bchliesst  die  andere  vollständig  ans.  Dass  es  in  der  Republik 
keine  Fttrstensonverainetät  neben  der  Yolkssouverainetät  geben 
kann,  ist  noch  niemals  bezweifelt  worden.  Dagegen  hat  man 
mitunter  geglaubt,  der  Volkssouverainetät  in  der  Monanshie 
eine  Stelle  neben  der Fürstensouverainetät  anweisen  zu  können^]. 
Ein  jeder  solcher  Versuch  muss  aber  an  dem  inneren  Gegen- 
sätze der  beiden  Souverainetäten  scheitern  und  ist  dorchaiis 
unpraktisch:  es  kann  dadurch  nur  ein  Kampf  henrorgerufeD 
werden,  der  nothwendig  mit  dem  Untergange  einer  dieser 
beiden  Souverainetäten  endigen  muss. 

lU.  Die  Volkssouverainetät  hat  ihre  geschichtliche 
Wahrheit  und  Berechtigung  in  der  Republik:  nur  das  ist 
unrichtig,  wenn  man  sie  grundsätzlich  als  die  Quelle  der 
Ftirstensouverainetät  in  der  Monarchie,  und  diese  als  ein  von 
dem  sog.  aUgemeinen  Volkswillen  abgeleitetes  und  durch 
ihn  demFürsten  übertragenes  und  darum  auch  widerruf- 
liches Recht  darstellen  will^). 

rv.  Eben  so  unrichtig  und  willktthrlich  ist  es  aber  auch, 
wenn  man  mit  dem  Worte  „Ftirstensouverainetät",  den 
Begriff  einer  patrimonialen  Herrschergewalt  im  Sinne  einer 
völlig  unbeschränkten,  despotischen  Gewalt  verbindet^):  denn 
an  sich  liegt  in  diesem  Worte  nicht  mehr,  als  dass  die  Soave- 
rainetät  in  der  Monarchie  bei  dem  Fürsten  und  nur  allein 
und  ungetheilt  bei  dem  Fürsten  ist,  wie  dies  nach  dem 
Begriffe  der  Monarchie  nicht  anders  sein  kann,  und  auch  fnr 


')  Solche  unhaltbare  Versuche  wurden  in  einigen  im  Sturme  der  Jahre 
1848  und  1849  abgefassten  Verfassungsurkunden  gemacht:  z.  B.  Anhalt- 
Dessau,  Y.-U.  v.  1848,  §.  4.  „DieBegieningsform  ist  die  demok  rat  isch- 
monarchisch e".  §.5.  „Alle  Gewalten  gehen  vom  Volk  aus".  — ProTisor. 
Staatsgnindges.  f.  d.  Herzogthum  Gotha,  v.  1849,  §.  3.  „Das  Herzogtham 
Gotha  steht  unter  der  verfassungsmässigen  Regierung  eines  Herzogs,  welcher 
das  erbliche  Staatsoberhaupt  ist.  Die  Staatsgewalt,  so  weit  sie  deoi 
Volke  in  seiner  Gesammtheit  verfassungsmässig  zukommt,  wird  nur  durrJi 
eine  Abgeordnetenversammlung  ausgeübt".  (A.  Rauch,  parlam.  Taschen- 
buch, 2.  Liefg.  Erlangen  1848,  S.  38;  3.  u.  4  Lief.  1849,  S.  114. 

*)  Hiermit  stimmt  überein  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl. 
§.  18.  H.  m. 

^)  Vergl.  oben  §.  39  bei  Note  12.  —  Zu  diesem  Missverständnisse  hat 
besonders  die  im  §.  54.  Note  2  angeführte  Schrift  von  Maurenbrecher 
Veranlassung  gegeben. 
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die  monarchischen  Staaten  in  Deutschland  positiv  in  der  Wiener 
SchloBsakte  vom  15.  Mai  1820,  art.  57  ausgesprochen  ist^). 

V.  Nicht  zu  verwechseln  mit  der  Yolkssouverainetät  sind 
die  Volksreehte^);  welche  auch  in  der  Monarchie  recht  wohl 
neben  der  Fürstensouverainetät  bestehen  können  und  deren 
Sicherstellung  gegen  die  ftirstliche  Willkühr  eine  der  vorzüg- 
lichsten Aufgaben  der  Repräsentativ -Verfassung  ist. 

§.56. 
Die  Nationalsouverainetät. 

Es  wird  in  neuerer  Zeit  nicht  selten  von  National- 
souverainetät gesprochen;  jedoch  ist  man  nichts  weniger 
als  einig  über  den  BegriflF,  der  mit  diesem  Worte  zu  verbinden 
ist,  vielmehr  wird  es  in  zwei  ganz  verschiedenen  Beziehungen 
gebraucht. 

I.  Die  Einen  verstehen  hierunter  mit  Hinweisung  auf  die 
englische  Verfassung,  dass  die  höchste  Macht  im  Staate  dem 
Ganzen,  d.  h.  dem  Staate  selbst  gebühre:  unter  der  Nation 
soll  sodann  nicht  eine  atomistische  Masse  von  Individuen, 
sondern  die  gegliederte  und  geordnete  Gesammtheit,  in 
welcher  ein  Glied  die  Stellung  des  Hauptes  habe,  und  die 
übrigen  Glieder  je  nach  ihrer  staatlichen  Bedeutung  im  Orga- 
nismus vertreten  seien,  verstanden  werden.  Diese  National- 
souverainetät soll  nun  mit  der  Fürstensouverainetät  verträglich 
sein,  während  die  Unverträglichkeit  der  Volkssouverainetät  mit 
derselben  zugestanden  wird^).  Wenn  sich  aber  gleichwohl 
ein  solcher  besonderer  Sprachgebrauch  in  England  gebildet 
hat,  80  dass  man  daselbst  dem  Parlamente,  an  dessen  Spitze 
der  König  steht,  und  welches  die  gesammte  Nation  vorstellt, 


>)  W.  S.  A.  art.  57.  „Da  der  deutsche  Bund  mit  Ausnahme  der  freien 
Städte,  aus  souverainen  Fürsten  besteht,  so  muss,  dem  hierdurch 
gegebenen  Grundbegriffe  zu  Folge,  die  gesammte  Staatsgewalt 
in  dem  Oberhaupte  des  Staates  vereinigt  bleiben^',  u.  s.  w. 

^)  Siehe  oben  §.  45  und  unten  §.  290  flg. 

*)  In  dieser  Weise  hat  sich  Bluntschli,  aUgem.  Staatsr.  2.  Aufl. 
Bd.  DL  S.  8,  aber  das  Wesen  der  Nationalsouverainetät  erklärt,  der  sie 
auch  als  gleichbedeutend  mit  Staatssouverainetät  nimmt 
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die  Sottverainetät  beigelegt,  und  nebenbei  wieder  der 
König  in  einem  besonderen  Sinne  Souverain  genannt 
wird,  80  folgt  daraus  doch  keineswegs,  dass  ein  solcher  (ans 
der  besonderen  Geschichte  Englands  und  seiner  Revolution  und 
der  darauf  erfolgten  förmlichen  Berufung  einer  neuen  Dynastie 
auf  den  Thron  erklärlicher)  Sprachgebrauch  einen  Ansprach  auf 
allgemeine  grundsätzliche  Richtigkeit  habe^).  Uebrigens 
liegt  in  dieser  englischen  Nationalsouverainetät  im  Wesentlichen 
nichts  anderes,  als  der  Gedanke,  dass  der  englische  Staat 
von  dem  Könige  unter  Mitherrschaft  eines  mächtigen  und  mit 
grossen  Rechten  yersehenen  Parlaments  regiert  wird,  und 
dass  das  Volk  von  England  in  dieser  Weise  regieit  sein  will. 
Es  ist  daher  die  Nationalsouverainetät  in  diesem  Sinne  im 
Wesen  dasselbe,  was  man  in  Deutschland  die  Staatssoo- 
veraine  tat  (§.  54)  zu  nennen  gewohnt  ist.  Um  aber  im 
Allgemeinen  den  Gedanken  (das  Princip)  auszudrücken,  dass 
das,  was  von  einem  Fürsten  und  seinem  Parlamente  oder  seinen 
Landständen  gemeinschaftlich  beschlossen  worden  ist,  das 
Volk  verpflichte,  und  auch  als  Volks  will  e  zu  betrachten  sei, 
bedarf  man  des  Ausdruckes  „Nationalsouverainetät^^ 
so  wenig,  als  des  Ausdruckes  Staatssouverainetät;  denn 
in  allgemein  wissenschaftlicher  Beziehung  wird  durch 
den  einen  Ausdi'uck  so  wenig  als  durch  den  anderen  etwas 
erklärt  ^). 


*)  Die  Nation  ist  eben  in  ihrem  Wesen  doch  nichts  anderes  als  das 
Volk;  die  Nationalsouverainetät  ist  daher  auch  im  Wesen  nichts  anderes 
als  eine  Yolkssouverainctät,  aber  eine  solche,  welche  durch  den 
Bestand  der  parlamentarischen  Regierung  gleichsam  in  den  Hintergrund 
gedrängt  wird  und  schlummert ,  bis  ein  unlöslicher  Conflikt  zwischen  Krone 
und  Parlament  eintritt:  dann  aber  tritt  die  Souverainetät  des  Volkes 
ein,  und  steht  als  entscheidend  sowohl  über  dem  Könige  als  dem 
Parlamente.  So  erklärt  sich  Locke,  der  Erfinder  dieser  Theorie,  ganz 
offen  über  die  in  der  englischen  Verfassung  liegende  Nationalsouverainetät. 
Es  ist  dieselbe  daher,  mit  anderen  Worten,  nichts  anderes,  als  ein  Re- 
volutionsrecht, welches  sich,  nach  englischer  Vorstellung,  das  Volk  bei 
der  Uebertragung  der  Krone  auf  eine  neue  Dynastie  fttr  den  FaU  vor- 
behält, dass  diese  nicht  nach  der  Verfassung  des  Landes  und  mit  Ver- 
letzungen der  Freiheiten  der  Nation  und  des  Parlamentes  regieren  soUte. 

')  In  wissenschaftlicher  Beziehung  wird  also  diese  sog.  National- 
souverainetät ganz  von  demselben  Tadel  getroffen,    wie   die  sog.  Staats- 
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n.  Andere  verstehen  dagegen  unter  Nationalsonre«* 
rainetät  den  Grundsatz,  dass  unter  Voraussetzung  einer 
in  Einzelnstaaten  gegliederten  Nation,  die  Ansprüche  des 
Partikularismus  zurücktreten  müssen,  es  möge  sich  nun  um 
die  Wiederherstellung  des  faktisch  zerrissenen  Bandes  oder  um 
eine  dem  wahren  Bedürfiiisse  der  Nation  entsprechende  Um- 
gestaltung der  Gesammtverfassung  handeln  ^).  So  richtig  dieser 
Grundsatz  an  sich  ist,  so  ist  doch  dessen  Bezeichnung  als 
Nationalsourerainetät  nichts  desto  weniger  durchaus 
unpassend,  weil  nun  einmal  Grundsätze  keine  Souve- 
rainetäten  sind  und  sein  können,  sondern  stets  ein  mit  der 
Souverainetät  wirklich  bekleidetes,  also  wirklich  herrschendes 
Subjekt  Toraussetzen,  durch  welches  sie  zur  Geltung  gebracht 
werden  können^).  Eine  Nationalsouverainetät  ist  also 
unter  der  Voraussetzung  einer  mehrere  Einzehistaaten  um- 
fassenden Nationalität  erst  dann  vorhanden,  wenn  sich  eine 
Nation  in  ihrer  Gesammtheit  fttr  souverain  erklärt  und 
die  sie  vertretende  Versammlung  sich  wirklich  in  den  Besitz 
einer  souverainen  Herrschaft  über  die  Einzeln- 
staaten gesetzt  hat. 

in.  Der  Weg,  wie  die  Nation  zu  dem  Besitze  dieser 
Herrschaft  über  die  Einzelnstaaten  gelangen  kann,  ist  entweder 
em  friedlicher  und  gesetzlicher,  sofern  die  bisher  souverainen 
Einzelnstaaten,  beziehungsweise  deren  bisherige  Centralgewalt, 
der  Nationalversammlung  die  Gesammtsouverainetät  selbst  bei- 
legen; oder  es  ist  dieser  Weg  ein  gewaltsamer  und  revolutio- 
närer, wenn  die  Nation  oder  die  Nationalversammlung  die 
Ge^anmitsouverainetät  sich  einseitig  selbst  beilegt  und  sich 
darin  behauptet. 

IV.  Auch  kann  die  Ausübung  der  nationalen  Gesammt- 
souverainetät in  zweifacher  Form  geschehen,  nämlich  entweder 
in  republikanischer  Form,  in  welchem  Falle  die  National- 


souTerainetät:  dass  sie  nämlich  eines  Theils  nichts  anderes  ist,  als  die 
Volkssoaverainetät,  theils  ein  Princip  mit  der  Thatsache  der  Herrschaft 
verwechselt    Yergl.  §.  54. 

*)  In  diesem  Sinne  stellt  das  Wesen  der  Nationalsouverainetät  dar 
E  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  18.  DL 

5)  VergL  oben  §.  54. 
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Boaverametät  von  der  Volkssouverainetät  in  nichts  ver- 
schieden  ist®);  oder  sie  kann  in  monarchischer  Form  ge- 
schehen, in  welchem  Falle  eineFflrstensonverainetät  ak 
Gesammtkönigthnm  ins  Leben  tritt^).  Bis  aber  das  eine 
oder  das  andere  geschieht,  istdiesog.Nationalsouyerainetät 
nichts  anderes,  als  die  Forderung  der  Anerkenonng  eises 
Grundsatzes,  verbanden  mit  der  Behauptung  der  recht- 
lichen Nothwendigkeit  seiner  Gbltung,  d.  h.  eine  staats- 
rechtliche Prätension. 

§.  57. 

Die   Staatspersönlichkeit   als   Ausfluss   sowohl   der 
Volkssouverainetät  als  der  Fürstensouverainetät^). 

I.  Wenn  gleich  von  einer  Persönlichkeit  des  Staates  nicht 
die  Rede  sein  kann,  so  lange  noch  kein  Subjekt,  sei  es  ein 
Individuum  oder  das  Volk  in  seiner  Qesammtheit,  als  Staate- 
herrscher anerkannt  ist,  weil  vorher  eben  gar  kein  Staat 
besteht,  und  wenn  es  demnach,  wie  (§.  54)  gezeigt  wnrde^ 
ganz  unrichtig  ist,  wenn  man  die  sog.  Staatssouverainetät  als 
die  Quelle  der  Volks-  oder  Fürstensouverainetät  betrachten 
wollte,  und  wenn  demnach  der  „Staat''  auch  nie  eine  Per- 
sönlichkeit dem  Souverain  gegenüber  haben  kann ^),  so  folgt 
hieraus  keineswegs,  dass  der  Staat  als  Produkt  des  Daseins 
von  Volk  und  Herrscher  (§.  15)  nicht  auch  eine  Persönlichkeit 
haben  könne.  Dies  zu  läugnen,  wäre  ein  Widerspruch  gegen  den 
Begriff  des  Staates  als  Gemeinwesen  (§.  5),  und  wirk- 
lich hat  auch  der  Staat  Persönlichkeit,    so  wie  er 


^)  Diese  republikanische  Form  der  nationalen  Gresammtsonrenu- 
netät  besteht  in  der  nordamerikanischen  Union  und  in  der  Schweiz. 

^)  Dies  war  der  Fall  zur  Zeit  des  deutschen  Beiches.  Dasselbe  war 
auch  durch  die  zu  Frankfurt  von  der  deutschen  Nationalversammlung  ab- 
gefasste  Beichsverfassung  vom  28.  März  1849  beabsichtigt 

«)  J.  Held,  System  des  yerf.-Rechts  (1856)  Bd.  L  S.  184  flg. 

<)  Etwas  anderes  ist  es  mit  dem  Volke:  dass  dies  dem  Fürsten 
gegenüber  allerdings  eine  juristische  Persönlichkeit,  nämlich  m  der 
Landesvertretung,  haben  kann,  ist  schon  oben  §.  54  angaben 
worden. 
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einen  Herrseber  hat,  durch,  in  und  mit  seinem  Herrscher, 
denn  eben  durch  dessen  Dasein  ist  die  Verbindung  der  Volks- 
massen selbst  erst  Staat,  d.  h.  Gemeinwesen. 

U.  In  Bezug  auf  die  Republik  ist  dies  von  selbst  klar 
und  einleuchtend:  denn  so  lange  sich  eine  Volksmasse  die 
Sonverainetät  nicht  beigelegt  hat,  ist  keine  Bepublik  vor- 
handen: so  wie  sie  aber  sich  selbst  als  Staatsherrscher 
erklärt,  so  ist  sie  eben  damit  staatliches  Gemeinwesen  geworden. 
Die  Sache  ist  hier  darum  einfach  und  begreiflich,  weil  hier 
die  Masse  der  Gehorchenden,  der  Herrscher  und  das  durch 
sie  erzeugte  Gemeinwesen  in  einem  und  demselben  Subjekte, 
dem  Volke,  zusammentreffen. 

m.  Aber  auch  in  der  Monarchie  verhält  sich  die  Sache 
ganz  in  gleicher  Weise.  Auch  hier  ist  kein  staatliches  (Gemein- 
wesen da,  so  lange  nicht  ein  Staatsherrscher  vorhanden  ist, 
und  sowie  ein  Individuum  als  Fürst  anerkannt  ist,  so  ist  eben 
hiermit  auch  das  staatliche  Gemeinwesen  vorhanden.  Der 
Unterschied  von  der  Sepublik  besteht  nur  darin,  dass  in  der 
Monarchie  der  Staatsherrscher  ein  von  dem  Volke  (den  Ge- 
horchenden) unterschiedenes  Subjekt  ist. 

rV.  Das  staatliche  Gememwesen,  als  Produkt  der  beiden 
Paktoren  Volk  und  Herrscher,  hat  eine  Persönlichkeit  in 
allen  denkbaren  Beziehungen,  in  welche  es  als  Ganzes 
kommen  kann^).  Es  erscheint  aber  diese  Staatspersön- 
lichkeit geschichtlich  handlungsfähig  und  handelnd  unter 
allen  Umständen  nur  in  der  Person  des  Herrschers,  oder 
der  von  diesem  bestellten  Organe,  es  mag  der  Herrscher  das 
souveraine  Volk  selbst  oder  ein  Ffirst  sein^). 


3)  Maurenbrecher,  in  der  Schrift,  die  deutschen  Fürsten  u.  s.  w. 
wollte  nur  in  einzelnen  von  ihm  besonders  aufgezählten  Beziehungen 
eine  Staatspersönlichkeit  annehmen(:  es  sind  dies  allerdings  die  haupt- 
sächlichsten Fälle,  wo  dieselbe  zur  Erscheinung  kommt  (siehe  unten 
Nr.  yni.  1,  2  u.  3  in  diesem  §.) ;  allein  sie  selbst  sind  nur  Ausflüsse  eines 
Ton  ihm  verkannten  Princips. 

*)  In  der  Monarchie  sind  diese  Organe  stets  nur  Beamte  des 
Souverains,  in  der  Republik  pflegen  die  Organe  des  souverainen  Volkes 
theils  Beamte  (Magistrate),  theils  Volksrepräsentanten  zu  sein.  In  der 
constitutionellen  Monarchie,  wie  sie  in  Deutschland  vorkommt,  ist  die  Auf- 
gabe der  Volksvertretung  aber  eine  andere,  als  die  Bechte  des  Staats- 
berrschers  auszuüben. 
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V.  Der  Unterschied  dieser  Theorie  von  der  gewöhnlichen 
Theorie  der  sog.  Staatssonverainetät  (§.  54)  besteht  also  darin, 
dass  sie  nicht,  wie  diese,  die  Souverainetät  (das  Herrscher- 
recht) aus  der  Staatspersönlichkeit  ableitet,  sondern  letztere 
als  die  nothwendige  Folge  nnd  Wirkung  einer  bestehen- 
den Volks-  oder  Fttrsten-Sonverainetät  anffasst.  Damm  muss 
auch  bei  aller  Anerkennung  der  Staatspersönlichkeit  deren 
Bezeichnung  als  Staatssouverainetät  als  durchaus  un- 
passend und  begriffsverwirrend  verworfen  werden*):  denn 
wenn  auch  durch  und  mit  dem  Herrscher  das  staatliche 
Gemeinwesen,  der  Staatszustand,  in  das  Leben  gerufen 
wird,  so  ist  und  bleibt  nichts  desto  weniger  der  Herrscher 
allein  der  Souverain  und  die  Personifikation  (§.  54)  dieses 
Gemeinwesens,  dieses  selbst  aber  immer  nur  ein  Begriff, 
welcher  ohne  solche  Personifikation  in  seinem  Herrscher 
willens-  und  handlungsunfähig,  und  damit  auch  rechtsunfähig 
wäre. 

VI.  Da  die  Staatspersönlichkeit  unmittelbar  mit  dem 
Dasein  des  Staatsherrschers  (souveraines  Volk  oder  Ftirst) 
gegeben  ist,  so  ist  es  auch  ganz  unrichtig,  wenn  behauptet 
werden  will,  dass  der  Staat  nur  in  soweit  Peraönlichkeit 
habe,  als  der  Herrscher  sie  ihm  beilege^);  im  Gegentheile 
hat  der  Staat  darum  eine  vollkommene  juristische  Persönlich- 
keit, und  somit  Kechtsfähigkeit  und  Handlungsfähigkeit,  weil 
sem  Herrscher  eine  vollständige  Persönlichkeit  und  ein  rechts- 
und  handlungsfähiges  Subjekt  ist,  und  er  hat  sie  in  und  mit 
dieser  Persönlichkeit  und  Rechtsfähigkeit  seines  Herrschers. 

Vn.  Eben  hieraus  erklärt  sich,  warum  man  im  gemeinen 
Leben  oft  von  Kechten  des  Staates  spricht,  während  man 
genau  genommen  von  Kechten  des  Staatsherrschers  sprechen 
sollte.  Es  ist  aber  zwischen  den  sog.  Rechten  des  Staates  und 
den  Rechten  des  Staatsherrschers  n  i  e  ein  Unterschied  im  Wes  e  n. 

VUI.  Praktisch  aufgefasst  äussert  sich  die  Staatsper- 
sönlichkeit hauptsächlich  in  drei  Beziehungen:  1)  in  Bezug 


B)  Siehe  oben  §.  54. 

*)  Dies  ist  einer  der  grössten  Irrthttmer  in  der  Maure nbrecher*schen 
Schrift:  die  deutschen  Fürsten  u.  s.  v.  S.  275  ff. 
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auf  die  VermögensverbältniBse  des  Staates,  d.  b.  in 
Bezog  aaf  Staatseigenthum,  Staatsnntzangsrechte,  wie  RegaUen 
nad  dergLy  Domänennutzungen;  Staatslehen  nnd  Staatsschulden, 
in  welcher  Beziehung  die  Staatspersönlichkeit  noch  jetzt  allgemein 
nach  dem  römischen  Sprachgebrauche  als  Fiskus  bezeichnet 
wird;  2)  in  Bezug  auf  den  Staatsdienst,  nnd  3)  in  Bezug 
anf  die  auswärtigen  Angelegenheiten.  Aber  in  allen 
diesen  Beziehungen  sind  dieSechte  des  Staates  keine  anderen 
als  die  des  Staatsherrschers,  sondern  nur  diesem  kraft  der  in 
ihm  personificirten  Staatsidee  zukommende  Rechte,  und 
werden  in  keinem  Staate  jemals  von  einem  anderen  Subjekte 
als  dem  Staatsherrscher  ausgeübt^. 

§.  58. 

VerhUltniss  des  Souverains  zur  Staatsgewalt. 
Territorialprincip. 

I.  Jeder  Staatsorganismus,  die  Staatsform^  sei  welche  sie 
wolle,  beruht  auf  der  Rechtsfiktion,  dass  der  Wille  des 
SouYerains  der  verntlnftige  Wille  sei  (§.  54).  Die 
Staatsgewalt  ist  daher  das  innere  juristische  Wesen 
des  Souverains:  sie  ist  dem  Unterthan  gegenüber  sein 
Becht,  welches  ihm  kraft  seines  Begriffes  an  sich  und 
ohne  weitere  Yermittelung  zusteht  (§.  54). 

IL  Um  diesen  absoluten  Charakter  der  Sonverainetät, 
d.  h.  ihre  Unabhängigkeit  von  jeder  anderen  Gewalt  aus- 
zudrücken, hat  man  sie  mitunter  als  das  Eigenthum  {do- 
mmium  politicum)  des  Souverains  bezeichnet^).  Hierdurch  ist 
auch  wirklich  der  Souverain  von  einem  Magistratus,  Beamten 
oder  sog.  Depositar  der  Staatsgewalt  unterschieden,  welcher 
8tet8  ein  Subjekt  der  Staatsgewalt  voraussetzt,  von  welchem 


7)  Siehe  oben  §.  54.  —  Dies  hat  recht  gut  (Fr.  Nebelthau)  Wahr- 
heit und  Irrtham  in  der  Maurenbrecher'schen  Schrift  u.  s.  w.  S.  26  flg. 
anageführt 

*)  Dies  that  z.  B.  Maarenbrecher,  die  deutsch.  Fürsten  etc.  S.  167  u.  f. 
I>ie  ähnliche  AufiGEUBSung  in  der  älteren  Schule,  z.  B.  bei  Hugo  OroHus, 
siehe  oben  bei  der  Darstellung  des  Patrimonialprincips,  §.  39.  l(ote  11  u.  12, 
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er  seine  Gewalt  ableitet^).  Bedenklich  and  Missyerständnissen 
ausgesetzt  und  daher  besser  ganz  zu  vermeiden  ist  aber  die 
Bezeichnung  der  Souverainetät  als  dominium  aus  dem  Grunde, 
weil  sich  mit  diesem  Worte,  besonders  nach  dem  römischen 
Sachenrechte,  welchem  es  entlehnt  ist,  der  Begriff  eines  will- 
ktthrlichen  Gebrauchs-  und  Verfttgungsrechtes  ver- 
bindet, was  dem  Begriffe  der  Staatsgewalt  als  sittlicher  Gewalt 
(§.  52)  widerspricht»). 

IIL  Nach  der  Vorstellungs weise  der  germanischen 
Völker  erschien  alle  Begiernngsgewalt  als  ein  politisches 
und  zwar  als  das  höchste  politische  Immobiliarrecht 
und  somit  als  eine  der  Gewere  und  Investitur  fähige,  ja 
sogar  regelmässig  durch  letztere  bedingte  Innehabung^). 
Sogar  in  Bezug  auf  den  Kaiser  selbst  sprach  man  von  einem 
Investiren  desselben  durch  die  Kurfbrsten ^).  Ein  Anklang 
an  diese  mittelalterliche  Form  der  Erwerbung  einer  Landes- 
herrschaft hat  sich  sogar  in  dem  noch  heut  zu  Tage  üblichen 
Sprachgebrauche  erhalten,  dass  der  Fürst  mit  der  höchsten 
Gewalt  bekleidet  sei.  Hiermit  hängen  auch  zum  Theile  die 
mit  Souverain  und  Souverainetät  heut  zu  Tage  im  Allgemeinen 
als  gleichbedeutend  gebrauchten  Bezeichnungen  „Landes- 
herr^'  und  „Landesherrschaft"  zusammen,  desgleichen 
die  Benennung  des  Staatsherrschers  nach  dem  Lande,  z.  B. 
als  Kaiser  von  Gestenreich,  König  von  Preussen,  Bayern  u.  s.  w.  % 


*)  Es  ist  daher  eine  unrichtige  und  verwirrende  Bezeichnung,  wenn 
Rousseau,  contr,  soc.  L.  3.  c.  1.,  dem  ersten  £xecutiv- Beamten  seiner 
Republik  den  Namen  Souverain  beilegt 

3)  Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Eigenthum  und  Staats- 
gewalt, wesshalb  auch  jede  Verweisung  auf  eine  Analogie  des  Ersteren 
unpassend  erscheint,  liegt  darin,  dass  das  Eigenthum  nur  eine  Gewalt 
über  Sachen  ist,  und  in  der  Befiigniss  des  willkührlichen  Yerftkgens 
besteht,  was  alles  bei  der  Staatsgewalt  nicht  stattfindet  (§.  46  u.  52). 

4)  Yergl.  meine  deutsche  Bechtsgeschichte,  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  II. 
§.  51.  53. 

B)  So  sagte  der  Erzbischof  von  Mainz  bei  der  Absetzung  K.  Ilein- 
rich*sIV.  (Berthold  a.  1068):  „Nonne  officii  nostriest,  regem  consecratum 
moestire  t . . .  Quem  merito  invcstivimus,  cur  immeritum  non  divesiianmsf** 
—  Siehe  meine  deutsche  Bechtsgeschichte,  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  H.  §.  46. 
Note  14.  S.  464. 

«)  Um  den  Schein  einer  Anerkennung  des  mit  dieser  Aufibssung  im 
Mittelalter  verflochtenen  Patrimonialprincips  (§.  39)  zu  vermeiden« 
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lY.  Diese  Aoffassimg  der  Staatsgewalt  als  ein  Im  mobi- 
liarrecht kami  sogar,  wenn  man  nur  Ton  der  nicht  mehr 
praktischen  Form  der  Investitar  absieht,  auf  allgemeine 
GOtigkeit  Ansprach  machen,  da  die  Ansllbnng  der  Staatsgewalt 
stets  durch  die  Innehabnng  (den  Besitz)  eines  Landes 
bedingt  ist  and  mit  dem  Lande  erworben  and  verloren 
wird,  daher  sie  also  ftlr  den  Soaverain  selbst  hinsichtlich  ihrer 
praktischen  Geltang  Aasflass  (Rechts -Wirkong)  seines 
Teiritorialbesitzes,  mithin  ein  Recht  des  Besitzes  {jus 
possesnonis  im  Gegensätze  von  jtis  posMendi)  ibV). 

V.  Der  Grandsatz,  dass  der  Besitz  des  Landes  an  sich 
die  nnerlässliche  thatsächliche  Vor  aassetz  ang  der  prak- 
tischen Geltang  (Aasflbang)  der  Staatsgewalt  in  demselben, 
d.  h.  der  Möglichkeit  einer  Regierang  überhaupt  ist  — 
ein  Grundsatz,  der  wegen  seiner  darchgreifenden  Giltigkeit 
zugleich  als  der  oberste  Grundsatz  des  gesammten  praktischen 
Staatsrechtes  erscheint  —  wird  das  Territorialprincip  ge- 
nannt^. 


ist  in  der  neueren  Zeit  in  den  Titeln  der  Souveraine,  deren  Herrschaft 
doich  einen  Akt  der  Yolkssouverainetät  gegründet  worden  ist,  die 
Bezeiclinang  des  Herrschers  nach  dem  Volke,  z.  B.  Roi  oder  Empereur  des 
Fran^ais,  Koi  des  Grecs  etc.  Sitte  geworden. 

0  VeigL  oben  §.  46. 

^  Das  Territorialprincip  war  zwar  bisher  den  publicistischen 
Schriftstellem  nicht  unbekannt;  jedoch  beschrankte  man  sich  darauf,  es  in 
einer  einzelnen  Lehre  (von  dem  Staatsgebiete  oder  der  Gebietshoheit)  an 
die  Spitze  za  stellen.  Es  ist  aber  diesem  Princip  in  Bezug  auf  das  prak- 
tische Staatsrecht  unbedingt  der  Platz  an  der  Spitze  des  ganzen  Systems 
anzuweisen,  wodurch  auch  erst  Zusammenhang  in  seine  einzelnen  Con- 
Sequenzen  gebracht  wird. —  Das  Territorialprincip  unterscheidet  sich 
von  demPatrimonialprincip  dadurch,  dass  es  1)  nicht  das  Eigenthum 
an  Grund  und  Boden  zum  Grunde  der  Staatsgewalt  selbst  macht,  sondern 
nur  die  Thatsache  der  Unterwürfigkeit  des  Landes  als  die  noth- 
wendige  Voraussetzung  der  Wirksamkeit  der  Staatsgewalt  in  demselben 
darstellt,  und  2)  dadurch,  dass  es  die  Frage,  wie  und  aus  welchem  Rechts- 
titel das  Land  oder  die  Herrschaft  darin  besessen  werde,  ob  als  ein 
patnmoniales  oder  als  ein  von  der  Yolkssouverainetät  u.  s.  w.  abgeleitetes 
fiecht,  überhaupt  gar  nicht  berührt. 
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§.  59. 

Beherrschungsformen   der  Staaten  nach  dem  Principe 

der  Volkssouverainetät   und   der  Ftirstensourerainetät 

Monarchien  und  Republiken,   nebst  deren  Unterarten, 

Aristokratien  und  Demokratien*). 

I.  Je  nachdem  die  Herrschaft  bei  einem  Individnamy  dem 
Fflrsten^  oder  bei  Mehreren,  insbesondere  bei  gewissen 
Geschlechtern  oder  bei  dem  Volke  in  seiner  Gesammtheit  (bei 
Allen)  ist,  pflegt  man  als  staatliche  Beherrschungsformen 
die  Monarchie,  die  Aristokratie  and  die  Demokratie 
zu  unterscheiden^). 

n.  Da  aber  doch  die  Aristokratie  im  Princip  die  Volks- 
souverainetät anerkennt,  wenn  sie  gleich  für  die  bevorzugten 
Geschlechter  einen  überwiegenden  Einflnss  auf  deren  Aus- 
ttbung  in  Anspruch  nimmt,  so  ist  es  logisch  richtiger ,  wenn 
man  entsprechend  den  beiden  allein  geschichtlichen  Formen, 
in  welchen  die  Souverainetät  praktisch  hervortritt ,  nämlich 
der  Volkssouverainetät  und  der  Fttrstensouverainetät^ 
auch  nur  zwei  Hauptformen  des  Staates,  nämlich  Monarchien 
(Einherrschaften)  und  Bepubliken  (Volksherrschaften, 
auch  sog.  Freistaaten)  unterscheidet,  und  die  Aristokratie  und 
Demokratie  als  Unterarten  der  Bepublik  auffasst^). 


*)  J.  Held,  Syst  des  Verf.-Recht8  (1856)  Bd.  I.  S.  338. 

*)  Diese  Terminologie  war  schon  bei  den  Römern  gebräuchlich;  so 
2.  B.  findet  sie  sich  bei  Cicero  de  repablica.  Aristoteles  gebrauchte  för 
die  Herrschaft  des  gesammten  Volkes  den  Ausdruck  nohttüt;  die  Demo- 
kratie erklärte  er  als  den  Verfall  der  nokiTi^a,  d.  h.  einen  Zustand  der 
Pöbelherrschaft  (auch  sog.  Ochlokratie),  der  kaum  mehr  von  der  Anarchie 
verschieden  ist  Eben  so  erklärte  er  die  Oligarchie  als  Ausartung  der 
Aristokratie,  die  Tv^dwu;  als  Ausartung  des  Königthums.  —  Montes- 
quieu stellte  als  Princip  der  Monarchie  die  Ehre,  als  das  der  Aristokratie 
die  Mässigung,  als  das  der  Republik  die  Gleicheit  auf. 

3)  An  sich  betrachtet  bezeichnete  respubUca  überhaupt  einen  Staat, 
oder  bürgerliches  Gemeinwesen  (siehe  oben  §.  2  und  §.  5);  daher  sprach 
man  fortwährend  selbst  in  der  Zeit  der  despotischen  Imperatorenherrschaft 
von  der  resptthUca  Romcmorvm.  Cicero  versteht  unter  respiibUca  gewöhn- 
lich die  aristokratische  römische  Staatseinrichtung,  welche  durch  die  Demo- 
kratie (die  Parthei  Cäsar's)  bedroht  wurde. 
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in.  £8  ist  dies  am  so  zweckmässiger^  als  die  Aristokratien 
im  Simie  des  Alterthams  und  des  Mittelalters  überall  ver- 
schwnnden  sind,  and  in  allen  noch  bestehenden  Bepabliken 
das  demokratische  Element  allein  oder  doch  vorwiegend  herrscht 

§.  60. 

Von  der  geschichtlichen  Aufeinanderfolge  der 
Staatsformen. 

I.  Der  Natar  der  Sache  nach  ist  die  Herrschaft  that- 
sächlich  immer  und  nothwendig  in  Wahrheit  und  Wirklichkeit 
da,  wo  das  höchste  Vermögen,  d.  h.  die  meiste  Macht,  Intelligenz 
and  Willenskraft  ist.  Daram  ist  die  natürliche  and  eigentlich 
primitive  Beherrschungsform  Aristokratie,  d.  h.  Herrschaft 
der  willenskräftigen  Mächtigen  ttber  die  willensträgen  Massen  ^) : 
sie  geht  aber  in  ihrer  historischen  Entwickelang  allmählig  ent- 
weder in  Demokratie,  d.  h.  Herrschaft  der  Massen,  oder 
in  Monarchie,  d.  h.  in  Herrschaft  eines  Einzelnen,  über. 

n.  Erst  eres  ist  der  Fall,  wenn  die  Masse  des  Volkes 
sich  von  der  Aristokratie  wirklich  übermttthig  behandelt  findet 
and  anf  einer  höheren  Bildungsstafe  angelangt  ist,  oder  wenn 
die  Masse  von  ihren  Schmeichlern,  den  Demagogen,  aufgeregt, 
in  den  Dünkel  verfällt,  sich  selbst  als  die  grösste  Intelligenz 
zn  betrachten^). 

ni.  Die  Monarchie  dagegen  entsteht  meistens  and 
arsprfinglich  dadnrch,  dass  sich  die  Masse  freiwillig  unter 
die  Leitung  eines  Einzelnen  stellt,  um  das  ihr  allmählig  drückend 
gewordene  Joch   der  Aristokraten  abzuschütteln^),    oder    sie 


<)  Auch  das  kleine  sog.  patriarchalische  Eönigthum,  so  wie  das  alt- 
germanische  kleine  Gaukönigthum,  ist  seinem  Wesen  nach  nichts  anderes 
als  eine  aristokratische  Geschlechterherrschaft  —  Eben  so  ist  auch  die 
Theokratie  oder  Hierarchie  nur  eine  Form  der  Aristokratie. 

<)  An  diesem  Dünkel  gingen  die  griechischen  Bepubliken  zu  Grunde: 
30  namentlich  Athen,  seitdem  der  Gerber  Kleon  in  der  Politik  das  grosse 
Wort  föhrte.  Schon  Piaton,  in  der  Apologie  des  Sokrates,  geisselt  diesen 
Dünkel  der  Handwerker,  die,  weü  sie  ihre  Kunst  geschickt  ausübten,  sich 
auch  in  den  übrigen,  und  zwar  in  den  wichtigsten  Dingen,  für  sehr  weise 
hielten. 

')  Diesen  gewöhnlichen  Entwickelungsgang,  das  Hervortreten  der 
Monarchie  als  Opposition  gegen  die  Aristokratie,  häufig  nach  einer  kurzen 

Z  9  p  f  1 ,  Staatsrecht.  5.  Aufl.  I.  8 
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entsteht  dadnreh^  daa»  es  einem  einzelnen  Ehrgeizigen  gelingt, 
mit  Hilfe  der  von  ihm  aufgeregten  Masse  die  alte  Aristokratie 
zn  stfirzen  und  bieranf  die  Masse  selbst  als  etwas  Willenloses 
sich  zu  unterwerfen^).  Mitunter  entwickelt  sich  die  Monarchie 
auch  friedlich  und  naturgemäss  aus  der  Aristokratie,  wa« 
namentlich  bei  den  germanischen  Völkern  in  Folge  ihro 
Eroberungszfige  und  des  Gefolgschaftswesens  der  Fall  war. 

IV.  Wo  die  Monarchie  sich  nicht  behaupten  kann  und  ein 
Umsturz  erfolgt;  tritt  im  heutigen  Europa  regelmässig  unmittelbar 
die  Demokratie  an  ihre  Stelle:  und  wo  sich  die  Demokratie 
anf  revolutionärem  Wege  an  die  Stelle  der  Monarchie  setzt, 
muss  sie  regelmässig  alsbald  wieder  der  Monarchie  ^  und  zwar 
gewöhnlich  in  den  strengsten  Formen  der  Autokratie  (einer 
Aera  der  Cäsaren)  Platz  machen^).  So  kann  eine  grosse 
Nation  längere  Zeit  zwischen  der  Herrschaft  der  Volkssouve- 
rainetät  und  des  Absolutismus  hin  und  her  geworfen  werdeD, 
bis  sie  in  einer  gemässigten  Monarchie  eine  dauernde  Rohe 
findet. 

VI.  Uebrigens  gehen  die  Verfassungsentwickelungen  bei 
den  einzehien  Völkern  naturgemäss  einen  sehr  verschiedeneo 
Gang,  und  kann  daher  auch  kein  dafür  allgemein  giltiges 
Gesetz  der  Weltgeschichte  ausgesprochen  werden.  Insbesondere 


demokratischen  Episode,  welche  nur  den  Uebergang  Termittelt  (wie  bei 
Cäsar  und  den  beiden  Napoleon)  hat  schon  Cicero  j  de  offic,  U.  12,  sehr 
gut  bemerkt:  „Mihi  quidem  non  apud  Medos  solum,  ut  ait  Herodotus,  sed 
etiam  apud  majores  nostros  justitiae  fruendae  causa  videntur  olim  bene 
meriti  reges  constituti.  Nam  quum  premeretur  inops  multitudo  ab  üs,  qvi 
m^yores  opcs  habebant,  ad  unum  aliquem  confugiebant  virtute  praestantea. 
qui  quum  prohiberet  injuria  tenniores,  aequitate  constituenda  summos  cam 
infimis  pari  jure  retinebat/'  Ebenso  begehrte  (1660)  das  dänische  Volk 
die  absolute  Monarchie,  um  dem  Drucke  des  Adels  zu  entgehen. 

*)  So  berichtet  im  16.  Jahrhundert  W.  Pirchheimer ,  censura  de  Ger- 
maniae  rebus  publicis  (in  Opp.  Edit  Frkf.  1765.  p.  201),  über  die  Art,  wie 
die  Bischöfe  verfuhren,  um  sich  die  Reichsstädte  zn  unterwerfen:  „Sed  cum 
primum  plebem  contra  optimates  instigassent,  brevi  eos  ubiqne  ejecere.  ae 
deinde  stulto  oppresso  populo,  omnia  suae  ditioni  subjecenmt" 

B)  Dass  die  Demokratie  regelmässig  dem  Despotismus  den  Weg  bahnt, 
ist  auch  schon  von  den  griechischen  Geschichtschreibem  erkannt  worden: 
so  z.  B.  von  Polybius,  bist  lib.  6,  der  es  das  Naturgesetz  der 
Staaten  {xpvofK:  oUorofiCa)  nennt,  dass  anf  die  Demokratie  die  Despotie 
folgt 
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ist  es  ein  offenbarer  nnd  durch  die  Geschichte  aller  Zeiten 
widerlegter  Irrthnm,  dass  eben  so,  wie  man  logisch  die  Herr- 
schaft von  Einem,  Mehreren  oder  Vielen  unterscheiden  kann, 
darum  auch  das  weltgeschichtliche  Gesetz  der  Staatenen^ 
Wickelung  in  dem  Uebergang  der  Monarchie  in  Aristokratie 
und  dieser  in  Demokratie,  und  hierin  also  die  Vollendung  zu 
^-kennen  sei^).  Diese  irrige  Vorstellung  hängt  mit  der  nicht 
minder  irrigen,  schon  von  Aristoteles  bekämpften  Meinung  zu- 
sammen, als  ob  die  Demokratie  die  beste  und  vollkommenste 
Staatsform  sei.  Es  gibt  aber  überhaupt  keine  absolut  beste, 
noch  fttr  alle  Zeiten  und  fllr  alle  Völker  passende  Staatsform  ^). 

§.  61. 

Von  der  Bedeutimg  der  aristokratischen  Elemente 
in  jeder  Beherrschungsform. 

L  Abgesehen  von  der  Bezeichnung  einer  gewissen  Staats- 
form (§.  59)  verbindet  sich  mit  dem  Worte  Aristokratie 
noch  eine  andere  Bedeutung,  nämlich  die  als  Inbegriff  der 
herrschaftstttchtigen  oder  geltungsfähigen  Elemente, 
welche  überhaupt  in  einer  Nation  liegen.  In  jedem  Staate 
finden  sich  nämlich  tüchtige  und  untüchtige  Elemente:  dass 
aber  Macht  (Vermögen,  Reichthum),  Intelligenz  und  Willens- 
kraft sich  gegenüber  von  der  Schwäche  (Mittellosigkeit),  Un- 
fähigkeit und  Trägheit  geltend  machen,  also  im  Vergleich 
zu  diesen  herrschen,  ist  ein  allgemeines  und.unabänderliches 
Naturgesetz. 

IL  Eine  Aristokratie  in  diesem  Sinne  findet  sich  in 
jedem  Staate,  gleichviel  ob  die  Form  seiner  Beherrschung  sich 
als  Republik  oder  als  Monarchie  ausgebildet  hat,  und  muss 
sich  in  ihm  finden,  wenn  er  nicht  an  eigener  Unfähigkeit  und 
Schwäche  zu  Grunde  geben  soll.    Selbst  die  Republik  kann 


«)  Vergl.  meine  Schrift,  die  Demokratie  in  Deutschland,  2.  Aufl. 
Stattgart  1868. 

^  Ueber  Staatsformen  und  Staatsverfassungen,  vergl.  Jul.  Fröbel, 
Theorie  der  Politik,  Wien  1861,  ThJ.  I.  S.  203  flg.  —  Eine  sehr  gute  Kritik 
der  Yortheile  und  Nachtheile  der  Monarchie  und  der  Republik  (Demokratie) 
siehe  in:  Ausland,  Jahrgang  1858.  Nr.  18. 

8* 
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derartige  aristokratische  Elemente,  wie  z.  B.  geistige  Capa* 
citäten  n.  s.  w.  nicht  entbehren :  noch  weniger  könnte  dies  die 
Monarchie,  deren  Wesen  vorzugsweise  in  der  Yerbinduiig 
sämmtlicher  herrschaftsttlchtigen  Elemente  mit  dem  Staats- 
herrscher  (der  Autorität)  besteht. 

m.  Die  aristokratischen  Elemente  sind  nicht  tiberall  und 
in  allen  Zeiten  dieselben:  auch  sie  haben  ihre  Geschichte, 
und  bald  hat  das  eine,  bald  das  andere  vorwiegende  Be- 
deutung. Nach  den  gegenwärtig  bestehenden  Verhältnissen 
in  den  europäischen  Staaten  kann  man  vier  Klassen  aristo- 
kratischer Elemente  unterscheiden:  1)  die  Gebnrtsaristo- 
kratie,  als  Aristokratie  des  grossen,  geschlossenen  und 
unveräusserlichen  Grundbesitzes,  frtther  auch  als  Aristokratie 
der  Wehrkraft  von  Bedeutung;  2}  die  Aristokratie  der  Intelli- 
gen z ,  frtther  hauptsächlich  bei  der  Geistlichkeit,  jetzt  überhaupt 
bei  den  sog.  gebildeten  Ständen,  und  namentlich  im  Staatsdienste 
als  Beamtenaristokratie  oder  Bureaukratie  hervor- 
ketend;  3)  die  Geld-Aristokratie  oder  Plutokratie  als 
Aristokratie  des  Reichthums  in  beweglichem  Vermögen,  in 
Handel  und  Fabrikation,  deren  Einfluss  sich  besonders  in 
Bezug  auf  den  Staatskredit  (auf  der  Börse)  geltend  macht; 
und  4}  die  Aristokratie  der  Wehrkraft,  welche  in  dem 
stehenden  Heere  liegt,  und  deren  Bedeutung  ftir  die  Bewältigung 
staatsgefährlicher  Ereignisse  im  Inneren  und  Aeusseren  von 
selbst  einleuchtet 

IV.  In  diesem  Sinne  kann  man  sagen,  dass  kein  Staat 
in  seinem  Wesen  etwas  anderes  sein  solle,  als  eine  Aristo- 
kratie, d.  h.  ein  Zustand,  in  welchem  alle  geltungsfähigen 
Elemente  auch  zur  entsprechenden  Geltung  gelangen  0-  J^ 
mehr  eine  jede  tüchtige  Kraft  an  die  rechte  Stelle  gebracht 
und  die  gehörige  Entfaltung  möglich  gemacht  wird,  desto  mehr 
wird  auch  die  Macht  des  Staates  und  das  Ansehen  der  Regierung 
gewinnen,  und  das  wahre  Beste  des  Volkes  gefördert  werden. 


*)  Die  Ansicht,  dass  jeder  Staat  im  Wesen  eine  Aristokratie  sein  solle, 
d.  h.  dass  die  besten  und  tüchtigsten  Elemente  zur  Herrschaft  gebracht 
werden  sollen,  findet  sich  schon  bei  Aristoteles, 


§.  62.  Begriff  yon  Staatensystem  und  dessen  Unterarten.         117 

Fünfter  Absclmitt 

YoB  der  Yerbindug  nelirerer  Staaten. 

§.  62. 
Begriff  von  Staatensystem  und  dessen  Unterarten. 

L  Unter  Staaten,  welche  neben  einander  in  demselben 
Welttiheile  bestehen  and  daher  mit  einander  allmählig  in  viel- 
fachen Verkehr  kommen,  entwickeln  sich  unvermeidlich  im 
Laufe  der  Zeit  gewisse  völkerrechtliche  Grundsätze,  welche 
sie  als  gemeinverbindlich  unter  sich  anerkennen,  ohne  dass 
darum  einer  dieser  Staaten  seiner  Selbstständigkeit  entsagte. 
Solehe  Staaten,  welche  in  voller  Unabhängigkeit  neben  ein- 
ander  bestehend,  nur  durch  die  Gemeinschaftlichkeit  der 
völkerrechtlichen  Grundsätze  verbunden  sind,  bilden 
ein  sog.  Staatensystem,  und  in  diesem  Sinne  spricht  man 
von  einem  europäischen  Staatensysteme,  welches  sich 
seit  dem  XVI.  Jahrhundert  zu  bilden  angefangen,  und  allmählig 
so  erweitert  hat,  dass  es  jetzt  sämmtliche  Staaten  Europas 
nmfasst  0- 

n.  Es  bilden  sich  aber  geschichtlich  unter  den  Staaten 
häufig  noch  besondere,  engere  Verbindungen,  welche  man  im 
Allgemeinen  als  Unionen  zu  bezeichnen  pflegt,  theils  zu 
vorübergehenden  Zwecken,  sog.  Allianzen,  theils  zu 
bleibenden  und  umfassenderen  Zwecken,  so  dass  die 
Verbindung  selbst  mehr  oder  minder  einen  staatenähnlichen 
Charakter  annimmt,  oder  sogar  zur  vollkommenen  Verschmelzung 
mehrerer  Staaten  zu  einem  Staate  hinführt. 

UI.  Die  Veranlassung  zu  solchen  bleibenden  Ver- 
bindungen mehrerer  Staaten  li^  theils  in  dem  Bedürfnisse 
der  ursprünglich  kleinen  Staaten,   durch  eine  bleibende  Ver- 


«)  Vergl.  H&lschner,  in  Eberty,  Zeitschr.  f.  volksth.  Recht,  1844. 
Bd.  I.  S.  59. 


118  §.  63.  Staatenbund  und  Bundesstaat 

bindnng  uoter  sich  oder  mit  einem  grösseren  Staate  ihr  Bestehen 
zu  sichern  and  die  Vortheiie  zu  erlangen  ^  die  ein  grosses 
Staatswesen  allein  zu  gewähren  vermag:  theils  liegt  die  Ver- 
anlassung in  Friedensschlüssen,  theils  tritt  eine  solche  Verbindung 
als  eine  geschichtliche  Noth wendigkeit  hervor,  wo  ein  zahl- 
reiches Volk,  wie  das  deutsche,  durch  den  naturwüchsigen 
Partikularismus  seiner  einzelnen  Stämme  gehindert  ist,  einen 
Einheitsstaat  zu  erschaffen  oder  in  demselben  fortzubestehen, 
aber  nichts  desto  weniger  eine  seiner  Gesammtnationalität  ent- 
sprechende Einigung  nicht  entbehren  kann. 

IV.  Solche  bleibende  Verbindungen  unter  mehreren  Staaten 
nennt  man  im  Allgemeinen  auch  Staat  ensysteme^):  meistens 
aber  bezeichnet  man  sie  mit  besonderen  Ausdrücken,  je  nach  ihren 
verschiedenen  Arten,  und  unterscheidet  demnach  den  Staaten- 
bund, den  Bundesstaat  (oder  Staatenstaat)  und  die  ver- 
schiedenen Arten  der  sog.  Unionen  im  engeren  Sinne,  wie  die 
Personal-Union,  die  Realunion  und  dieincorporation. 

§.  63. 

Staatenbund  und  Bundesstaat  (Staatenstaat)  ^). 

1)  Gemeinschaftliches. 

I.  Die  Hauptformen,  in  welchen  sich  eine  Mehrzahl  von 
Staaten  zu  einem  organisirten,  bleibenden  Staatensysteme  zn 
verbinden  pflegt,  sind  der  Staatenbund  (confoederatio 
civitatum)  und  der  Bundesstaat  oder  Staatenstaat  {avi- 
tas  foederata  8.  compodta).  Zwischen  Bundesstaat  und 
Staatenstaat  ist  kein  Unterschied,  ausser  hinsichtlich  der 


^)  Systema  civitatum  confoederatarum,  etc. 

*)  Vergl.  überhaupt,  1\  A.  Pfizer,  über  die  £ntwickelung  des  öffent- 
lichen Rechts  in  Deutschland,  Stuttgart  1835,  S,  41  ff.  —  Welcker, 
wichtige  Urkunden,  Maunheira  1844,  S.  34ff.  —  Bluntschli,  allgein. 
Staatsr.,  2.  Aufl.  (1857)  Bd.  I.  S.  32.  209.  —  IL  A.  Zachariä,  deutsch. 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  25  ff.  ~  J.  Held,  System  des  Verf.-Recht8  (1856) 
Bd.  I.  S.  390  flg.  —  YoUgraff,  wodurch  unterscheiden  sich  Staatenbund, 
Bundesstaat  und  Einheitsstaat  von  einander,  und  was  sind  sonach  der 
deutsche  Bund,  die  nordamerikanische  Union  und  die  neue  schweizerische 
Eidgenossenschaft?  Marburg  1859.  —  Heidelberger  Jahrbücher  der 
Lit,  1860.  Nr.  9.  p.  130. 


$.  6i  Unterschiede  Bwischen  dem  Staatenbunde  u.  Bundesstaate.  119 

Entstehang:  er stere  Bezeichnung  gebraucht  man  nämlich, 
wenn  die  Gesammtstaatsyerbindung  auf  Vertrag  der  Einzeln- 
staaten, wie  ein  Staatenband,  beruht :  die  letztere  Bezeichnung 
irird  dagegen  dann  gebraacht,  wenn  die  Bildung  des  Gesammt- 
Staates  in  anderer  Weise  vor  sich  gegangen  ist,  und  daher 
unter  Umständen  selbst  nicht  einmal  als  eine  freiwillige  er- 
seheint^). 

n.  Das  System  des  Staatenbundes  und  des  Bundes- 
staates stimmen  darin  flberein:  1)  dass  jeder  der  verbundenen 
Staaten  seine  besondere  Regierung  behält;  2)  dass  die 
vereinigten  Staaten  über  sich  als  Gesammtorgan  eine  Gentral- 
gewalt  anerkennen,  welcher  legislative  und  richterliche  Be- 
fognisse  und  eine  vollziehende  Gewalt  beigelegt  sind;  3)  dass 
die  Verbindung  eine  immerwährende  ist,  wodurch  sie  sich 
namentlich  von  einem  einfachen  Bttndnisse  oder  einer  Allianz 
(§.  62)  unterscheidet;  4)  dass  die  Verbindung  in  völkerrecht- 
licher Beziehung  den  Charakter  eines  politischen  Gemein-* 
Wesens  in  Anspruch  nimmt,  und  5)  dass  die  Verfassung 
dereinzelnen  Staaten  nicht  im  Widerspruch  mit  der  Gesammt- 
verfassong  stehen  darf  ^). 

§.  64. 

2j  Unterschiede  zwischen  dem  Staatenbunde  und  dem 
Bundesstaate  oder  Staatenstaate*). 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Staatenbunde  und  dem 
Bundesstaate  oder  Staaten  Staate  zeigt  sich  vorzugsweise 
in  folgenden  Beziehungen: 


*)  VergL  §.  64.  Nr.  IV. 

')  Ueber  die  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  in  der  deutsch.  Bundes- 
Terfiissnng,  siehe  unten  §.  335.  338. 

*)  Die  Unterschiede  zwischen  dem  Staatenbund  und  Bundesstaat  sind 
besonders  bei  den  Verhandlungen  über  eine  deutsche  Reichsverfassung  in 
den  Jahren  1848  und  1849  zur  Sprache  gekommen.  £s  sind  überhaupt  drei 
Staatensysteme,  in  welchen  diese  Fragen,  und  zwar  in  verschiedener  Weise, 
bereits  zu  praktischer  Erörterung  und  Darstellung  gekommen  sind:  der 
deatsche  Bund,  die  Schweizer  Eidgenossenschaft  und  die  Nordamerikanische 
Union. 
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I.  Im  Bundes-  oder  Staatenstaate  erscheint  die 
Centralgewalt  als  eine  wirkliche  Staatsgewalt ;  sie  yerfolgt  also 
sämmtliche  Staats  zwecke,  wie  die  Staatsgewalt  im  Ein- 
heitsstaaten): im  Staatenbunde  dagegen  ist  die  Wirk- 
samkeit der  Centralgewalt  auf  die  Verfolgung  der  bestimmt 
benannten  Bundeszwecke  und  auf  die  sonst  in  den 
Bundesverträgen  ihrer  Leitung  und  Entscheidung  zugewiesenen 
Angelegenheiten  beschränkt  3). 

U.  Bei  dem  Staatenbunde  ist  und  bleibt  jedes  Bandes- 
gUed  vollkommen  souverain,  und  hat  nur  sich  selbst  im 
Gebrauche  seiner  Souverainetät  in  einigen  bestimmt  benannten 
Beziehungen  bundesvertragsmässig  beschränkt^):  im  Bundes- 
oder Staatenstaate  kann  die  Souverainetät  der  Einzeb- 
staaten  in  der  Art  beschränkt  sein,  dass  sie  nur  noch  als  sog. 
halbsouveraine  Staaten  erscheinen. 

m.  In  jedem  Staatenbunde  spricht  im  Zweifel  die 
rechtliche  Vermuthung  für  die  politische  Berechtigung 
der  Einzelnstaaten;  und  muss  daher  jede  Beschränkung 
ihrer  Souverainetät  durch  die  Centralgewalt  besonders,  als 
durch  die  Grundverträge  des  Bundes  begründet,  nachgewiesen 
werden^):  für  den  Bundes-  oder  Staatenstaat  lässt  sich 
dagegen  eine  solche  Rechtsveimuthung  in  solcher  Allgemeinheit 
nicht  behaupten"). 

*)  So  z.  B.  die  Reichsgewalt  im  alten  deutschen  Beiche. 

3)  So  z.  B.  in  der  deutschen  Bundesakte,  art.  2. 

*)  VergL  die  deutsche  B.-A.,  art.  1;  art.  11,  a  linea  4,  und  die  Ein- 
leitung zu  den  besonderen  Bestimmungen  Yor  art  12. 

B)  Der  Begriff  eines  halbsouverainen  Staates  gründet  sich  nach 
Tölkerrechtlichen  Begriffen  darauf,  dass  ein  Staat  kein  Gesandtschaftsrecht 
und  kein  selbststandiges  Eriegsrecht  hat  (siehe  unter  Nr.  YI.  ff.),  sondern 
in  diesen  Beziehungen  von  einem  anderen  Staate  abhängig  ist,  von  dessen 
Concession  sich  auch  meistens  seine  Begieruugsgewalt  als  Lehen  u.  dergl. 
ableitet  Doch  sind  diese  Beschränkungen  nirgends  gleichmässig  durch- 
geführt:  so  z.  B.  waren  die  deutschen  Einzelnstaaten  zur  Reichszeit  unstreitig 
nur  halbsouverain,  und  hatten  doch  bereits  seit  dem  vestphälischen  Frieden 
Bündnissrecht  mit  auswärtigen  Staaten.  Daher  kommt  es  auch,  dass  in 
Bezug  auf  die  Cantone  in  der  Schweiz  und  die  nordamerikanischen  Frei- 
staaten immer  gestritten  wird,  ob  sie  ganz  oder  halb  souverain  seien. 

•)  Sehr  sorgfältig  ist  dieser  Grundsatz  entwickelt  in  der  Wiener 
Schlussakte,  art.  9,  10.  15. 

0  A.  M.  ist  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  §.27.  IL—  Es  lässt 
sich  aber  auf  geschichtlicher  Grundlage  nicht  mehr  sagen,  als  dass  da,  wo 
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lY.  Ein  Staatenbund  kann  niemals  anders  als  durch 
Vertrag  der  Bnndesg^ieder  unter  sich  entstehen:  ein  Staaten- 
staat kann  aber  auch  in  anderer  Weise  entstehen,  wie 
z.  B.  durch  Uebermacht,  Lehensverband,  oder  theilweise 
Loekening  einer  früher  bestandenen  grösseren  Staatseinheit. 

V.  In  dem  Staatenbunde  ist  die  Centralgewalt  und 
deren  Berechtigung  stets  nur  Ausfluss  der  vorher  schon 
bestehenden  Souverainetät  der  Bundesglieder:  im  Staaten- 
staate aber  kann  die  den  Einzebstaaten  zukommende  Re- 
gierongBgewalt  auch  wohl  umgekehrt  als  Ausfluss  der 
Centralgewalt,  ja  sogar  als  eine  widerrufliche  Con- 
cession  derselben  erscheinen^);  wogegen  der  Staatenbund  nie 
ein  Recht  haben  kann,  die  Souverainetät  eines  seiner  Mitglieder 
adzuheben. 

VI.  Im  Staatenbunde  behält  jeder  Einzelnstaat  das 
volle  aktive  und  passive  Gesandtschaftsrecht  und  volles 
Bündniss-  und  Yertragsrecht  mit  anderen,  nicht  zum 
Bunde  gehörigen  souverainen  Staaten,  und  ist  nur  verpflichtet, 
^  nicht  gegen  den  Bund,  d.  h.  nicht  zu  dessen  Schaden  zu 
^brauchen ^).  Im  Bundesstaate  dagegen  hat  nur  der 
Gesammtstaat  das  Recht  und  die  Ehre  des  diplomatischen 
Verkehrs,  und  sind  diese  den  Einzelnstaaten  ganz  entzogen, 
oder  sie  dürfen  doch  keine  völkerrechtlichen  Verträge  ohne  Vor- 
wissen und  Genehmigung  der  Centralgewalt  schliessen^^). 


ein  Staatenstaat  sich  dorch  Vertrag,  als  eigentlicher  Bundesstaat  bildet, 
die  einzelnen  Staaten  den  im  Staatenbande  jedenfalls  selbstverständlichen 
Grandsatz,  dass  ihre  Souverainetät  nicht  weiter  beschränkt  werden  solle, 
uls  es  der  Bnndesvertrag  sagt,  gewöhnlich  auch  vorsorglich  ausdrücklich  auf- 
nehmen: so  z.  B.  in  der  Schweizer  Bundesverf.  v.  1848,  §.  3;  und  in  der 
Fiankforter  deutschen  Reichsverfassung  v.  1849 ,  Art.  1.  §.  5.  —  Wo  aber 
der  Staatenstaat  in  anderer  Weise  entsteht,  wie  z.  B.  das  alte  deutsche 
Reich,  da  ist  ein  solcher  Grundsatz  keineswegs  selbstverständlich,  noch  hat 
er  dieRechtsvermuthung  für  sich,  sondern  da  kommt  alles  auf  die  historische 
Entwickelung  und  die  positiven  Rechtstitel  im  Einzelnen  an. 

*)  So  galt  im  deutschen  Reiche  die  Regierungsgewalt  der  Landesherren 
als  ihnen  vom  Kaiser  geliehen  (siehe  oben  §.  39.  Note  5) ;  und  soweit  sie 
im  eigentlichen  Sinne  lehnbar  war,  unterlag  sie  der  Widerruflichkeit  nach 
gemeinen  lehenrechtlichen  Grundsätzen  (siehe  oben  §.  50.  VI.). 

»)  Deutsche  B.-A.  art.  11,  a  linea  3. 

»)  Frankf.  deuteche  Reichsverf.  v.  1849,  §.  6-9. 
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YII.  Im  Staatenbande  hat  jedes  Bandesglied  sein 
selbstständiges  Kriegsrecht,  und  wenn  aach  dieses  hin- 
sichtlich seiner  Aasttbang  gewöhnlich  dnrch  den  Bandes- 
vertrag beschränkt  wird,  so  behält  doch  im  Staatenbande  ein 
jedes  Bundesglied  sein  eigenes  Militair  and  seine  eigene 
Militairgewalt,  and  somit  aach  das  Emennangsrecht  der 
Offiziere  seiner  Trappen;  die  Bandesarmee  kann  sonach  nur 
ans  Gontingenten  der  Bandesglieder  bestehen  und  der  Band 
kann  hier  aach  nar  für  die  Dauer  eiaes  Bandeskriegee  den 
Oberfeldherm  ernennen ^^).  Im  Bandesstaate  dagegen  hat 
nur  der  Gesammtstaat  als  solcher  Kriegsrecht  und  wirk- 
liches Militair,  and  daher  hat  hier  auch  nur  die  Centralgewalt 
das  Emennangsrecht  der  Officiere^^). 

VIII.  Im  Staatenbande  hat  jedes  Bandesglied  seine 
eigene  Finanzgewalt  and  das  Bestenerungsrecht 
über  seine  Unterthanen ;  der  Band  aber  hat  gar  keine  Finanz- 
gewalt and  kein  Besteuerungsrecht,  sondern  nur  ein  Cassen- 
wesen  und  ist  daher  lediglich  aaf  dieMatrikalarbeiträge 
seiner  Mitglieder  angewiesen  ^^).  Ein  Staatenband  bedarf  daher 


**)  Deutsche  B.-A.  art.  11,  a  linea  1  und  2;  Wiener  Schlussakte, 
art.  35  u.  folg.  Vergl.  überhaupt  unten  die  Kriegsverfiassung  des  deutschen 
Bundes,  §.  493  flg. 

*^)  So  z.  B.  in  Nordamerika.  —  Auch  bei  der  Berathung  über  die  Frank- 
furter deutsche  Reichsverfassung  wollte  von  einer  Seite  das  Emennungsrecht 
sämmtlicher  Officiere  des  Keichsheeres  für  die  Centralgewalt  in  Anspruch 
genommen  werden:  man  blieb  aber  endlich  doch  bei  dem  System  der  Con- 
tingentstellung  der  einzelnen  Staaten  stehen,  und  räumte  der  Reichs- 
gewalt  nur  die  Ernennung  der  gemeinschaftlichen  Befehlshaber  ftir  die 
„grösseren  militairischen  Ganzen"  ein,  zu  denen  Truppen  mehrerer  Staaten 
vereinigt  sind,  so  wie  für  den  Fall  eines  Reichskrieges  die  Ernennung  der 
commandirenden  Generale  der  selbstständigen  Corps,  so  wie  des  Personals 
der  Hauptquartiere.  I>'rankfurter  deutsche  Reichsverf.  v.  1849.  §.  10—17.  — 
Die  Seemacht  wurde  aber  als  ausschliessliche  Sache  des  Reichs  erklärt, 
und  diesem  allein  die  Eruennungsbefugniss  der  Officiere  und  Beamten  der 
Seemacht  beigelegt    Ebendas.  §.  19. 

*')  Vergl.  unten  die  Finanzverfassung  des  deutschen  Bundes,  §.  483. 
Auch  die  Finanzverfassung  des  deutschen  Reiches,  obschon  es  eigentlich 
zuletzt  ein  Staatenstaat  war,  beruhte  im  Wesentlichen  auf  dem  System  der 
Matrikularbeiträge.  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  (3.  Aufl.  1858)  IL  Tbl. 
§.  75.  —  So  grosse  Klagen  zur  Zeit  des  Reiches  über  säumiges  Eingehen 
oder  Ausbleiben  der  Matrikularbeiträge  geführt  worden,  so  wenig  ist  jemals 
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aachkeioes  Credites,  und  hat  daher  anch  keine  Schulden^ 
andern  deckt  nnrorhergesebene  dringende  Bedürfnisse  darch 
Vorsehfisse  einzelner  Bnndesglieder ^^).  Der  Bundesstaat 
legt  sich  dagegen  selbst  die  Finanzgewalt  und  das 
Bestenernngsrecbt  über  die  Unterthanen  aller  Einzeln- 
staaten bei,  80  wie  anch  das  Recht,  Staatsschulden  zu 
contrahiren,  welche  dieGesammtheit  verpflichten,  und  beschränkt 
daher  durch  seine  GoncniTenz  die  Finanzgewalt  der  Einzelnstaaten 
in  sehr  empfindlicher  Weise  ^*). 

IX.  Im  Staatenbunde  hat  die  Bundesversammlung  als 
Cenfcralorgan  des  Bundes  keine  Staatshoheit  tlber  die 
Unterthanen  der  Bundesglieder,  also  weder  ein  Hecht  der 
Gesetzgebung,  noch  Gerichtsbarkeit,  noch  voll- 
ziehende Gewalt  über  dieselben,  sondern  es  sind  nur  die 
Bondesglieder  verpflichtet,  die  bundesverfassungsmässig  ge- 
fassten  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  in  ihren  Ländern 
zn  verkünden  und  zur  Geltung  zu  bringen  ^^).  In  einem 
Bundesstaate  dagegen  publicirt  auch  die  Centralgewalt 
Gesetze,  welche  unmittelbar  die  Unterthanen  in  den  Einzeln- 
staaten binden  ^'^) :    sie   legt    sich    auch   regelmässig   in  weit 


seit  dem  Bestände  des  deutschen  Bundes  eine  Veranlassung  zu  solcher 
Klage  gewesen. 

*•)  So  ist  es  bisher  im  deutschen  Bunde  gehalten  worden. 

^)  Die  Frankfurter  deutsche  Beichsverfassung  y.  1849  §.  48—51  hatte 
der  Beichsgewalt  nicht  nur  einen  Antheil  an  den  Einkünften  aus  Zöllen 
ood  den  gemeinschaftlichen  Produktions-  undV  e  rb  rauch  s  s  t  e  u  e  r  n  an- 
gewiesen, sondern  auch  ihr  das  Becht  beigelegt,  Matrikular  bei  träge  zu 
erbeben,  und  in  ausserordentlichen  F&Ilen  sogar  Reichssteuern  aufzu- 
legen, zn  erheben  oder  erheben  zu  lassen  und  Anleihen  oder  sonstige 
Schulden  zn  contrahiren.  Die  Einftlhrung  eines  solchen  doppelten 
Besteoemngsrechtes  der  Gesammtheit  und  der  Einzelnstaaten,  und  namentlich 
die  Zuweisung  der  Produktions-  und  Verbrauchssteuern  an  die  Gesammt- 
beit,  wäre  nach  der  Beschaffenheit  der  deutschen  Zustände  das  unfehlbare 
Mittel,  tmi  den  Staatshaushalt  der  Einzelnstaaten  gründlich  zu  zerrütten, 
and  die  Steuerpflichtigen  zur  Verzweiflung  zu  bringen.  Welche  Sicherheit 
an  Staatenstaat  seinen  Gläubigern  zu  gewähren  vermag,  davon  hat  das 
Sdicksal  der  Gläubiger  der  Reichsoperationskasse  bei  der  Auflösung  des 
deutschen  Reichs  ein  schlagendes  unvei^essliches  Beispiel  gegeben. 

'0  So  wird  es  im  deutschen  Bunde  gehalten.    Siehe  unten  §.  151. 

^0  Dies  bestimmte  auch  die  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung 
Ton  1849,  5.  62—66. 
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mehreren  FäUen  eine  Gerichtsbarkeit  bei,  als  dies  in 
einem  Staatenbunde  der  Fall  zn  sein  pflegt  ^^),  und  mischt 
sich  überhaupt  weit  mehr  in  die  inneren  Angdegenhdten  der 
Einzelnstaaten  ein,  als  dies  bei  einem  Staatenbunde  für  zu- 
lässig geachtet  werden  kann. 

X.  In  einem  Staatenbunde  besteht  demnach  auch  nur 
eine  einfache  Unterthanschaft  und  Unterthanen- 
p  flicht,  nämlich  im  Yerhältniss  zum  Landesherm  in  jedem 
der  verbündeten  Staaten,  und  wird  daher  auch  nur  diesem, 
nie  aber  dem  Staatenbunde  ein  Eid  der  Treue  von  den  Unter- 
thanen  und  namentlich  vom  Militär  geleistet.  Im  Bundes- 
staate dagegen  besteht  eine  doppelte  Unterthanschaft, 
und  muss  daher  mitunter  auch  von  dem  Militär  ein  Eid  der 
Treue  sowohl  der  Centralgewalt  als  dem  Landesherm  des 
betreffenden  Einzelnstaats  geleistet  werden,  wodurch  namentlich 
da,  wo  man  das  Contingentssystem  theUweise  beibehält,  nur 
Missstände  hervorgerufen  werden  können  ^% 

XI.  Bisher  hat  es  noch  keinen  Staatenbund  gegeben, 
in  welchem,  wenn  er  ganz  oder  hauptsächlich  aus  monarchi- 
schen Staaten  besteht,  eine  Oesammtvolksvertretung  neben 
der  Bundesversammlung  eingerichtet  gewesen  wäre,  obschon 
eine  solche  Einrichtung  an  sich  betrachtet,  nicht  unmöglich 
wäre'^^):  dagegen  hat  man  bei  einem  projektirten  Bundes- 
staate mit  monarchischer  Spitze  schon  einmal  die  Errichtung 
einer  Gesammtnationalvertretung  in  zwei  Häusern  beschlossen  '^0- 


*^)  Yergl.  den  Abschnitt  V.,  das  Reichsgericht,  in  der  Frankfurter 
deutschen  Reichsverfassong  yon  1849,  §.  124,  mit  der  Bestimmung  der 
deutschen  B.-A.  art.  11,  a  linea  4,  und  der  hieran  sich  anschliessenden 
Verfassung  der  Bundesausträgalinstanz;  siehe  unten  §.  159. 

«)  Vergl.  oben  Note  12.  —  In  der  Frankfurter  Beichsyerfassung  von 
1849  war  bestimmt:  Art  14:  „In  den  Fahneneid  ist  die  Verpflichtung 
zur  Treue  gegen  das  Beichsobeiiiaupt  und  die  Reichsverfassung  an  erster 
Stelle  aufzunehmen.** 

^)  Vergl.  meine  Schrift:  Bundesreform,  deutsches  Parlament  und 
Bundesgericht,  Heidelberg  1848. 

**)  Vergl.  die  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung  v.  1849,  Abschn.  IV. 
Der  Reichstag,  §.  85  u.  folg.  —  Das  Staatenhaus  soUte  die  deutschen 
Einzelnstaaten  als  solche,  das  Volkshaus  das  deutsche  Volk  in  seiner 
nationalen  Gesammtheit  vertreten.  —  Wo  ein  Bundesstaat  allein  von  kleinen 
Republiken  gebildet  wird,  wie  in  der  Schweiz  und  Nordamerika,  hat 
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Xn.  In  einem  Staatenbande  kann  die  Centralgewalt 
snr  in  der  Versammlang  sämmtUcher  Bandesglieder,  der 
Bnndesversammlnng,  liegen:  die  Mitglieder  der  Bandes- 
TOBanunlang  erscheinen  hier  als  Mandatare  der  Bandes- 
^eder  and  haben  nach  deren  Instraktionen  za  handehi; 
auch  findet  man  hier  kein  Bandesministeriam'^).  In 
dem  Band  es  Staate  dagegen  kann  sogar  ein  als  soaverainer 
Monarch  anerkanntes  Haapt  des  Gesammtstaates  an  der 
Spitze  stehen  ^^),  and  wenn  eine  Gesanmitnationalvertretang 
eingerichtet  ist,  so  erscheinen  die  Mitglieder  derselben  als 
eigentliche  Repräsentanten  der  ganzen  Kation,  die  nach  eigenem 
Ermessen  stimmen  ^^),  aach  findet  man  daselbst  mitanter  ein 
Ministeriam  der  Centralgewalt,  oder  des  Inhabers  der  voll- 
ziehenden Gewalt  ^^). 

§.  65. 
Personalumon.   Realunion.   Incorporation. 

Abgesehen  von  dem  Staatenbande  and  Bandes-  oder  Staaten- 
staate können  noch  folgende  Yerbindangen  anter  arsprttnglich 
selbstständigen  Staaten  stattfinden: 


die  ^nriehtang  einer  Gesammtrepr&sentation  weit  weniger  Schwierigkeiten, 
als  wenn  der  Bundesstaat,  wie  in  Dentschl&nd,  ans  hauptsAchlich  monarchi- 
schen Staaten,  und  zwar  von  sehr  verschiedenen  Machtverhältnissen  gebildet 
werden  wilL 

**)  So  verhält  es  sich  im  deutschen  Bunde.    Siehe  unten  §.  121  flg. 

*3)  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung  von  1849,  Abschn.  III.,  vom 
Hdchsoberhaupt,  §.  68  ff. 

**)  Frankfurter  deutsche  Reichsver&ssung  von  1849,  §.  96:  „Die 
Mitgheder  beider  Häuser  können  durch  Instruktionen  nicht  gebunden 
werden." 

*)  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung  von  1849,  §.73,  a  linea  2: 
»Der  Kaiser  flbt  die  ihm  übertragene  Gewalt  durch  verantwortliche,  von 
Oim  ernannte  Minister  aus.*'  —  Auch  die  Verf.  v.  Nordamerika, 
Alt  n,  Abschn.  2.  §.  2,  legt  dem  Präsidenten  der  vereinigten  Staaten 
du  Recht  bei,  Minister  zu  ernennen.  —  Nach  der  Schweizer  Bundes- 
Tei&ssung  von  1848  werden  die  Geschäfte  des  aus  sieben  Mitgliedern 
bestehenden  Bundesrathes,  welcher  die  oberste  vollziehende  und  leitende 
Behörde  der  Eidgenossenschaft  ist  (art.  83),  unter  die  einzelnen  Mitglieder 
ittch  Departementen  vertheilt  (art.  91). 
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I.  Die  Personalnnion:  dies  ist  der  Fall,  wenn  zwei 
an  sich  selbstständige  monarchische  Staaten  nur  dadurch 
unter  einem  Scepter  vereinigt  werden,  dass  in  Folge  einer 
zufälligen  Uebereinstimmung  der  Successionsgesetze  dieselbe 
Person  zu  beiden  Kronen  berufen  wird.  Hier  bleiben  beide 
Staaten  fortwährend  in  Verfassung,  Recht  und  Verwaltung  ¥011- 
ständig  von  einander  unabhängig.  Diese  Verbindung  endigt, 
so  wie  ein  Successionsfall  eintritt,  für  welchen  die  Successions- 
gesetze dieser  Staaten  abweichende  Bestimmungen  enthalten  *)« 

U.  Bealunion  heisst  die  Verbindung,  wenn  sie  grund- 
sätzlich als  eine  bleibende  in  der  Art  errichtet  ist,  dass 
der  Herrscher  des  einen  Staates  jederzeit  auch  als  Herrscher 
in  dem  anderen  anerkannt  werden  muss.  Hiemach  erscheint 
das  eine  Land  als  das  Hauptland,  das  andere  als  Neben- 
land, gleichviel  welches  das  grössere  oder  volkreichere  ist 
In  monarchischen  Staaten  beruht  die  Realunion  darauf, 
dass  das  Thronsuccessionsgesetz  des  einen  Landes  auch 
flir  das  andere  unbedingt  als  giltig  anerkannt  ist  Uebrigens 
können  auch  bei  der  Realnnion  die  unirten  Staaten  eine  ver- 
schiedene Verfassung,  ein  anderes  Recht  und  getrennte  innere 
Verwaltung  behalten,  und  ist  diese  Trennung  mitunter  sogar 
grundgesetzlich  ausgesprochen  ^). 

in.  Incorporation  heisst  die  Verbindung,  wenn  mehrere 
Staaten  so  mit  einander  vereinigt  werden,  dass  ftür  sie  ausser 
dem  gemeinschaftlichen  Thronsuccessionsgesetze  auch  nor 
noch  ein  und  dasselbe  politische  Grundgesetz  gilt,  und 
insofern  eine  Repräsentativ-Veifassung  besteht,  auch  nur  eine 


9  So  z.  B.  waren  Hannover  und  England  noch  unter  dem  König 
Wilhelm  IV.  in  solcher  Personalunion  (bis  20.  Juni  1837). 

^)  Die  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung  von  1849  enthielt  in 
Abschnitt  I,  das  Reich,  §.  2  ff.  mehrere  Bestimmungen,  welche  darauf 
abzielten,  den  deutschen  Ländern,  welche  mit  einem  nichtdeutschen  Lande 
dasselbe  Staatsoberhaupt  hatten,  ihre  Selbstständigkeit  in  Yerfiissung, 
Regierung  und  Verwaltung  zu  erhalten.  Im  §.  4  war  überdies  ausge- 
sprochen: „Abgesehen  von  den  l)ereit8  bestehenden  Verbindungen  deutscher 
und  nichtdeutscher  Länder  soll  kein  Staatsoberhaupt  eines  nichtdeutschen 
Landes  zugleich  zur  Regierung  eines  deutschen  Landes  gelangen,  noch  darf 
ein  in  Deutschland  regierender  Fürst,  ohne  seine  deutsche  Regierung  ab- 
zutreten, eine  fremde  Krone  annehmen." 
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dnnge  BeprSsentation  stattfindet  Hiermit  endigt  die  bisherige 
IMditisefae  Selbstständigkeit  des  incorporirten  Staates  voUständig, 
and  besteht  fortan  nur  noch  ein  Einheitsstaat,  sei  es, 
dass  der  eine  Staat  den  anderen  vollständig  in  sieh  aufnimmt, 
oder  ans  beiden  ein  Staat  unter  neuem  Namen  gebildet  wird  ^). 
Ob  etwa  in  den  einzelnen  Landestheilen  noch  die  hergebrachten 
Civil-  oder  Strafgesetze,  oder  Besonderheiten  in  dem 
Verwaltnngsorganismus  bestehen  bleiben,  ist  ftir  das 
Wesen  der  Incorporation  gleichgiltig  ^). 


Sechster  Abschnitt. 

B^rif  9  EiMtkeiivig  ud  ^vell»  des  deitsdmi 
Staatsrechts. 


§.  66. 
Begriff  des  deutschen  Staatsrechts. 

Unter  deutschem  Staatsrecht  versteht  man  im  Allgemeinen 
den  Inbegriff  aller  politischen,  d.  h.  auf  den  Staatszustand  bezüg- 
lichen Rechtsnormen,  welche  überhaupt  in  Deutschland  seit 
semer  ersten  Gestaltung  zu  einem  Staatskörper  in  Anwendung 
gekommen  sind,  oder  nochjetzt,  d.h.  seit  der  Stiftung  des 
deutschen   Bundes,    zur   Anwendung   kommen  ^).     In   einem 


^  Nach  Analogie  der  kirchlichen  Benefizien  sprach  man  hier  früher 
TOQ  Urdo  per  suppressümem  und  UrUo  per  novaJtumem. 

^)  So  z.  B.  haben  die  bayerischen  Rheinlande  die  französischen  Gesetz- 
bücher nnd  die  französische  GerichtsverfEtssung  behalten. 

0  Hiermit  ist  auch  die  Eintheilong  in  antiquirtes  nnd  praktisches 
(sog.  heutiges  oder  dogmatisches)  deutsches  Staatsrecht  gegeben.  Ungenau 
ist  es,  wenn  Manche  das  erstere  auch  als  historisches  bezeichnen,  denn 
&of  dieses  Prädikat  hat  auch  das  praktische  Staatsrecht  Anspruch:  auch 
lässt  sich,  was  antiquirtes  deutsches  Staatsrecht  ist,  nicht  durch  die 
ÄQ&teUnng  gewisser  Perioden  bestimmen,  indem  sehr  vieles  aus  der  Zeit 
^  alten  Reichsverfiassung  und  des  Rheinbundes  sich  fortwährend  praktisch 
erhalten  hat 
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engeren  Sinne  begreift  man  aber  unter  dentschem  Staatsrechte 
jene  politischen  Normen,  welche  in  einheimischen  deutschen 
Bechtsqnellen  ihren  Ursprung  haben  ^). 

§.  67. 

a)  Eiathetlug  des  deitsehei  Staatsrechts  mach  dea  Cegeastaadci 
■ad  Sabjektea. 

I.   Reichsstaatsrecht.     Landesstaatsrecht.    Oeffentliches 

Recht  des  Rheinbundes.     Deutsches  Bundesrecht 

Oeflfenthches  Recht  der  deutschen  Bundesstaaten. 

Das  deutsche  Staatsrecht  zerfiel  zur  Zeit  der  Reichsver- 
bindung  in  zwei  Haupttheile: 

1)  in  das  Reichsstaatsrecht,  als  Inbegriff  der  Rechts- 
normen, wdche  sich  auf  die  Verfassung  und  Regiemng 
des  gesammten  Reichskörpers  bezogen; 

2)  in  das  Territorialstaatsrecht  oder  Landesstaats- 
recht,  als  Inbegriff  der  hinsichtlich  der  Verfassung  und 
Regierung  der  e  i  n  z  e  1  n  e  n  deutschen  Länder  geltenden 
Rechtsnormen. 

Nach  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  war  für  die 
dem  Rheinbunde  beigetretenen  Staaten  das  öffentliche  Recht 
des  Rheinbundes  an  die  Stelle  des  Reichsstaatsrechts  getreten. 

Heut  zu  Tage  sind  zu  unterscheiden: 

1)  das  öffentliche  Recht  des  deutschen  Bundes,  oder 
das  sogenannte  deutsche  Bundesrecht; 

2)  das  Staatsrecht  der  souverainen  deutschen  Bundes- 
staaten, wofttr  man  die  Bezeichnung  ,,Landes8taat8' 
recht''  beizubehalten  pflegt'). 


*)  Sog.  jit8  pubUcum  proprium  s.  domegücunu  Den  Gegensatz  bildet 
das  ausländische  oder  fremde  Staatsrecht,  jus  publicum  peregrimm, 
welches  in  soweit,  als  es  in  Dentschland  zur  Anwendung  kommen  kann, 
in  den  Begriff  von  jtu  receptum  übergeht. 

*)  Maarenbrecher,  Grands,  des  heut,  deutschen  Staatsrechts,  §.  i 
bezeichnet  alles  deutsche  Landesstaatsrecht  als  partikuläres  Staatsrecht : 
dies  ist  aber  gegen  den  bisherigen  Sprachgebrauch  und  überhaupt  unpassend, 
da  er  sich  sodann  genöthigt  sieht,  allgemeines  und  besonderes  parti- 
kuläres Staatsrecht  zu  unterscheiden.    (Yergl.  unten  §.  70.) 


§.  68—70.  Deutsch.  Staatsrecht  u.  Einth.  d.  BondesrecW        1  i^ 

§.  68. 
n.  Generelles  und  specielles  deutsches  Staatsrecht. 

Je  nachdem  sich  die  staatsrechtlichen  Kormen  auf  alle 
Klassen  von  Personen,  Gegenständen  oder  Verhältnissen^  oder 
nur  auf  einzelne  Klassen  derselben,  auf  Individuen  n.  s.w. 
beziehen,  ergibt  sich  eine  weitere  Eintheilung  des  deutschen 
Staatsrechts  in  generelles  und  specielles  Staatsrecht <). 

§.  69. 

in.  Eintheilung  des  deutschen  Bundesrechts 

insbesondere. 

Unter  dem  öffentlichen  Rechte  des  deutschen  Bundes 
oder  dem  deutschen  Bundesrechte  hat  man  zu  verstehen 

1)  in  weiterer  Bedeutung,  den  Inbegriff  sämmtlicher  Rechts- 
normen, welche  sich  auf  die  Verhältnisse  der  souverainen 
deutschen  Staaten  sowohl  unter  einander,  als  auch 
auf  die  politischen  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten 
beziehen,  insofern  sie  in  den  Grundgesetzen  des  deut- 
schen Bundes  und  in  den  Beschlüssen  der  Bundes- 
versammlung aufgestellt  sind. 

2)  In  engerer  Bedeutung  versteht  man  aber  unter  dem 
deutschen  Bundesrechte  nur  diejenigen  Rechtsnormen, 
welche  sich  auf  das  unter  den  souverainen  deutschen 
Staaten  bestehende  Bundesverhältniss  beziehen. 

§.  70. 

b)  liitheihig  des  deitschei   Staatsrerhte  mach  den  llnfange  der 
YerUadlichkeit  der  lechts^ieUeB. 

Gemeines  deutsches  und  partikuläres  Staatsrecht*). 

I.  Je  nachdem  den  Quellen  des  Staatsrechts  der  Charakter 
der  Gemeinverbindlichkeit  für  sämmtliche  deutsche  Staaten 


*)  Zu  letzterem  rechnete  man  z.  B.  früher  das  reichsritterschaftliche  und 
reichsstädtische  Staatsrecht:  h.  z.  T.  kann  man  die  staatsrechtlichen  Yefhält- 
nisse  der  Standesherren,  des  fürstlichenHauses  Taxis  u.  s.  w.  dahin  zählen. 

*)  Vergl.  überhaupt :  C.  G.  v.  W  ä  ch  t  e  r ,  gem.  Recht  Deutschlands,  1844. 

ZSpfl,  Staatsrecht.  5.  Anfl.  I.  9 
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zukommt,  oder  dieselben  nnr  für  einzelne  dentsche  Länder 
verbindliche  Normen  enthalten,  theilt  sich  das  dentsche  Staats- 
recht in  gemeines  (jus  publicum  commune)  und  in  parti- 
kuläres Staatsrecht  {jus  publicum particulare).  Als  gemeines 
deutsches  Staatsrecht  in  diesem  Sinne  (auch  juristisch- 
gemeines  Staatsrecht  genannt)  sind  unzweifelhaft  zu  be- 
trachten: 

1)  Alle  politischen  Kechtsnormen,  welche  von  der  höchsten 
gemeinsamen  politischen  Autorität  in  Deutschland  aus- 
gegangen sind  oder  noch  ausgehen  werden  {jus  publicum 
commune  scriptum)^), 

2)  Alle  politischen  Rechtsnormen,  welche  sich  zur  Beicbszeit 
unterdenFactorenderBeichsgewaltdurchHerkommen 
gebildet  haben  oder  sich  in  der  Bundesversammlung 
durch  Herkommen  bilden  {jus  publicum  commune  non 
scriptum)  ^). 

IL  Im  Gegensatze  des  sog.  juristisch-gemeinen  deat- 
schen  Staatsrechts  kann  man  von  einem  gemeinen  deutschen 
Staatsrechte  noch  insofern  sprechen,  als  nachweisbar  in  einer 
oder  der  anderen  Beziehung  eine  Uebcreinstimmung  unter 
den  partikulären  Staatsrechten  der  einzelnen  deutschen  Länder 
besteht.  Wenn  dieses  sogenannte  historisch-gemeine 
Staatsrecht  auch  nur  als  etwas  rein  zufälliges,  resp.  nur 
als  ein  Produkt  des  Parallelismus  zu  betrachten  wäre,  so 
würde  doch  in  keinem  Falle  dessen  wissenschaftliches  Interesse 
in  Abrede  zu  stellen  sein.  Die  praktische  Bedeutung  dieses 
sogenannten  historisch -gemeinen  Rechts  muss  aber  um  so 
mehr  anerkannt  werden,  als  man  die  Bedeutung  des  Parti- 
kularismus im  deutschen  Rechte  und  namentlich  die  historische 
Nothwendigkeit  desselben  gehörig  würdigen  lernt  ^),  und  sich 
überzeugt,    dass   die  Uebcreinstimmung  der  Partikularrechte, 


*)  Dahin  gehören  z.  6.  die  deutschen  Reichsgesetze,  so  weit  sie  noch 
anwendbar  sind  (§.  72);  die  deutschen  Bundesgesetze,  die  Staatsverträge, 
Friedensschlüsse  u.  s.  w.,  welche  von  Deutschland  als  einem  politischen 
Ganzen  (Reich  oder  Bund),  mit  auswärtigen  Mächten  abgeschlossen  wurden. 

')  Kur  in  diesem  Sinne  wiU  Maurenbrecher,  Grunds.,  §.  6,  ein 
gem.  'deutsch.  Landesstaatsrecht  anerkennen,  und  legt  ihm  daher  auch  nur 
allein  doktrinelle  Bedeutung  bei. 

*)  8iehe  oben  §.  12,  Note  11. 
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samendich  so  weit  sie  auf  Herkommen  berahen ,  nieht  sowohl 
ein  S]»el  des  Zufalles,  als  vielmehr  die  noth wendige  Folge 
Ton  dem  wirkliehen  nnd  lebendigen  Dasein  eines  gemeinsamen 
nationalen  Geistes  nnd  das  historische  Zengniss  davon 
»t,  wie  sich  derselbe  überall  in  den  einzeben  Staaten  gleich- 
massig   schöpferisch   nnd   rechtsbildend   äussert.     Die   eigen- 
thlimliche  politische  Gestaltung  Dentschlands,  welche  die  Folge 
davon  ist,  dass  die  zahlreiche  deutsche  Nation  von  Anfang  an 
naturwüchsig  in  vielen  selbstständigen  Volksstämmen  erschien, 
brachte  es  mit  sich,  dass  sich  die  gemeinsamen  Rechtsideen 
von  jeher  grossentheils  nicht  anders,    als   in  der  Form  des 
Partiknlarismus  zu  äussern  vermochten^).    Dies  gilt  namentlich 
von  dem    gemeinen  deutschen  Herkommen,    welches 
sich  ans  dem  deutschen  Volksleben  selbst  entwickelt  hat 
Wer    daher  ein   gemeines  Herkommen    auch  als  Quelle  des 
Landesstaatsrechts  anerkennt,  erkennt  eben  hiermit  auch 
die  Uebereinstimmung  der  partikulären  Gewohnheitsrechte  als 
RechtsqueOe  an,  weil  sich  bei  dem  Bestehen  mehrerer  Staaten 
in  Deutsehland  ein  gemeines  Herkommen  gar  nicht  anders, 
ab  durch  die  Uebnng  in  den  einzelnen  Ländern  bilden  kann  ®). 
Aber  auch  die  Partikularstatute,  d.  h.  die  in  den  ein- 
zdnen  deutsehen  Ländern  entstandenen  Gesetze  mflssen  in 
diesem  nationalen  Zusammenhange  aufgefasst  werden.    Wenn 
daher  die  Uebereinstimmung  der  Pärtikularrechte  zwar  nicht 
als  der  Rechts grund,  warum  etwas  gemein- verbindlich  ist, 
betrachtet  werden  kann,  so  darf  sie  doch  als  ein  Zeugniss 
ftr  das  Dasein  einer  gemeinsamen  Rechtsidee  (commtim« 
ratio)  aufgefasst  werden.     Ist  diese  einmal  durch  historisch- 


0  In  der  £ntwickelang  des  Aligemeinen  aus  dem  Partikulären  beruht 
der  Charakter  aUer  analytischen  oder  regressiven  Methode.  £s  ist 
nicht  nur  kein  Grund  vorhanden,  warum  dieselbe  bei  der  Behandlung  des 
deutschen  Staatsrechts  (oder  überhaupt  des  deutschen  Rechts)  ausgeschlossen 
sein  sollte,  sondern  im  Gregentheil  leitet  die  historische  Erscheinung  der 
deutidien  Völker  selbst  auf  die  Anwendung  dieser  Methode  hin. 

B)  Zu  weit  geht  daher  v.  Mohl,  Staatsr.  des  Königr.  Würtemberg, 
Tfibingen  1840,  I.,  S.  86,  wenn  er  die  Existenz  und  praktische  Bedeutung 
eines  gemeinen  deutschen  Landesstaatsrechts  ganz  läugnet  Vergl.  da- 
gegen Reyseher,  in  der  Zeitschrift  for  deutsch.  Recht,  Bd.  m.,  Heft  3. 
S.  194  u.  £;  ~  auch  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  2.  IL 
-  J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts  (1856)  L  S.  40  flg. 

9* 
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wissenschaftliche  Forschung  (auf  analytischem  Wege)  ab 
die  Urquelle  der  partikulären  Erscheinungen  aufgeftinden  und! 
erkannt,  so  tritt  sie  in  umgekehrte  Wechselwirkung  zu  den 
einzelnen  Partikuiarrechten  selbst  und  dient  eben  so  zur 
Erklärung  wie  zur  Ergänzung  derselben:  daher  behauptet  denn 
auch  das  sogenannte  historisch -gemeine  Becht,  in  (Üeser  Art 
aufgefassty  allerdings  einen  subsidiären  Charakter  neben 
den  einzelnen  Partikularstatuten.  Aus  diesem  quellenmässigen 
Verhältnisse  der  als  historische  von  der  Doktrin  nach- 
gewiesenen gemeinen  Rechtsideen  zu  den  Partikularrechten 
ergibt  sich  sodann  als  Folgesatz ,  dass  eine  Abweichung  der 
letzteren  von  den  ersteren  nie  vermnthet  werden  darf,  und 
selbst  erweisliche  Abweichungen  als  Singularitäten  nur  in  der 
geringsten  Ausdehnung  anzunehmen  sind. 

UI.  Insofern  endlich  auch  das  Logisch-Richtige  in 
allen  Beziehungen  einen  Anspruch  auf  allgemeine  Anerkennung 
und  Giltigkeit  in  sich  selbst  trägt,  d.  h.  insofern  alles,  was 
der  streng-rechtlichen  Natur  eines  Verhältnisses  gemäss  ist 
und  durch  die  synthetische  Methode  aus  einem  gegebenen 
Principe  gefolgert  werden  kann,  im  doktrinellen  Sinne  als 
gemeines  Recht  {jus  eommune)  bezeichnet  wird^j,  so  dürfen 
auch  alle  jene  Staatsrechtsgrundsätze  als  gemeinrecht- 
liche bezeichnet  werden,  welche  sich  als  logische  Ent- 
wickelungen  aus  dem  Begriffe  und  der  Natur  der  einzelnen 
deutschen  politischen  Bechtsinstitute  darstellen,  wenn  gleichwohl 
ein  solches  Rechtsinstitut  nicht  in  allen  Staaten  vorkommt^). 


7)  Ycrgl.  Thibaut,  System  des  Pand.-Rechts,  §.  34 
^)  In  diesem  Sinne  gibt  es  z.  B.  ein  doktrinelles  gemeines  Recht  der 
Primogenitur,  der  constitutionellen  Monarchie  u.  s.  w.  —  Die  älteren 
Schriftsteller  bezeichneten  gewöhnlich  das  durch  die  Wissenschaft  (doktrinell) 
für  gemeines  anerkannte  Recht  als  „communis  doctorum  opinio^',  oder 
^,<MUoritct8  pntdentum,"  Neuere  nennen  es  Juristenrecht,  und  ins- 
besondere Theorierecht,  im  Gegensatz  der  Praxis  oder  des  Gerichts- 
gebrauches. —  Zu  weit  geht  hier  Maurenbrecher,  deutsch.  Privatr. 
(2.  Aufl,)  §.  31  fl.,  und  in  s.  Prolusio  academica  de  auctoritate  prudentum, 
Bonn  1839.  —  Yergl.  dagegen  Wächter,  wttrtemb.  Privatr.,  Bd.  ü.  §.  10 
Note  25.  ~  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  5.  Note.  9.  - 
Meine  deutsch.  Rechtsgesch.  (3.  Aufl.)  1858.  Thl.  n.  §.  56.  Note  1.  - 
Ueber  die  Wissenschaft  und  Praxis  als  Quellen  des  Staatsrechts,  J.  Held, 
Sjstem  des  Verf.-Recht8  (1856)  Bd.  I.  S.  44  flg. 
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§.  71. 
Die  Quellen  des  heutigen  deutschen  Staatsrechts. 

L  Versteht  man  unter  dem  heutigen  deutschen  Staatsrechte 
dasjenige  y  welches  seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes 
praktische  Bedeutung  behalten  oder  erhalten  hat  (§.  66),  so  sind 
zu  den  Quellen  desselben  zu  rechnen: 

1)  alle  Arten  von  Gesetzen  und  Verordnungen,  insoweit 
sie  staatsrechtliche  Verhältnisse  berühren; 

2)  alle  Arten  von  Staatsverträgen,  sowohl  der  deutschen 
Staaten  unter  sich  oder  mit  auswärtigen  Staaten^  als  auch 
der  einzelnen  Regierungen  mit  ihrem  Volke  oder  ihren 
Landständen  oder  auch  einzelnen  Familien  oder  Personen, 
issofem  nämlich  denselben  vertragsmässig  besondere 
politische  Rechte  eingeräumt  oder  von  ihnen  besondere 
politische  Verpflichtungen  übernommen  werden,  unter 
welcher  Voraussetzung  allein  ein  Vertrag  einer  Staats- 
regierung mit  einzelnen  Familien  oder  Personen  unter  die 
Kategorie  der  Staatsverträge  (pacta  juris  publict)  fallen 
kann  *) ; 

3)  die  Hausgesetze  und  Hausverträge  der  regierenden 
Familien ; 

4)  das  Herkommen,  und  zwar  sowohl  das  eigenthttmliche 
Staatsherkommen  als  das  Familienherkommen 
der  regierenden  Häuser^); 

5)  der  Gerichtsgebrauch,  insoweit  sich  ein  solcher  in 
politischen  Verhältnissen  überhaupt  bilden,  und  derselbe 


0  üeber  den  Vertrag,  in  staatsrechtlicher  Besiehimg,  vergl.  J.  Held, 
SjEtem  des  Yerf.-Beehts  (1856)  Bd.  I.  S.  46  flg. 

*)  Die  grosse  Bedeutung,  welche  das  Herkommen  zur  Reichszeit  im 
Staatsrechte  hatte,  ist  allgemein  anerkannt  Leist,  Lehrb.  des  deutschen 
Staalsr.  (2.  Aufl.)  §.  9.  10.  —  Seitdem  die  deutsche  Bundesverfassung  und 
die  Einführung  der  constitutionellen  Monarchie  die  Abfassung  von  Gesetzen 
&ach  dem  jeweiligen  Zeitbedürfniss  sehr  erleichtert  hat,  ist  für  die  Bildung 
TOQ  Gewohnheitsrechten  wenig  Veranlassung  mehr  vorhanden ,  und  auch 
<iie  Bedeutung  des  älteren  Herkommens  in  Folge  der  neueren  staatlichen 
Umbildungen  eine  sehr  beschränkte  geworden.  J.  Held,  System  des  Verf.- 
Bechte  (1856)  Thl.  I.  S.  41. 
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als  eine  Unterart   des  Herkommens  oder  Gewohnheits- 
rechts betrachtet  werden  kann; 
6)  die  Analogie  der  bisher  genannten  Bechtsqnellen'). 
n.  Die  Eintheilnng  dieser  Rechtsqnellen  in  geschriebene 
nnd  ungeschriebene    ergibt   sich   von    iSelbst  in  gleicher 
Weise  wie  im  Privatrechte. 

ni.  Fttr  die  Auslegung  der  Gesetze  staatsrechtlichen 
Inhalts  gelten  dieselben  Regeln,  wie  ftir  die  Auslegung  aller 
tibrigen  Gesetze^). 

§.  72. 
Von  der  Anwendbarkeit  des  ehemaligen  Reichs-Staats- 
rechts und  des  öffentlichen  Rechts  des  rheinischen 

Bundes. 

I.  So  wesentlich  auch  die  gegenwärtige  politische  Gestal- 
tung Deutschlands  von  seiner  früheren  Staatsform  yerschieden 
ist,  so  ist  sie  doch  nur  eine  allmählig  vorbereitete  Phase  seiner 
historischen  Entwickelung,  welche  mit  den  älteren  staatsrecht- 
lichen Verhältnissen  noch  in  vielfacher  Beziehung  und  quellen- 
massigem  Zusanunenhange  steht.  Es  ist  daher  auch  keineswegs 
das  gesammte  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches,  d.  h.  der 
gesammte  Inbegriff  der  politischen  Bechtsnormen,  welche  zur 
Zeit  des  Reichsverbandes  für  die  Verfassung  und  Regierung 
des  ganzen  Beichskörpers  und  der  einzelnen  Territorien  galten, 
unpraktisch  geworden.  Vielmehr  muss  als  oberster  Grundsatz 
betrachtet  werden,  dass  alle  staatsrechtlichen  Normen,  welche 
zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  Geltung  hatten,  noch  fort- 
währende Geltung  haben,  insofern  sie  überhaupt  eine 
solche  noch  haben  können:  d.  h.  sie  behaupten  nicht  nur  da 


s)  Für  die  Analogie  gelten  auch  im  Staatsrechte  keine  anderen 
Grundsätze  als  im  Privatrecht  —  Vergl.  darüber  besonders  v.  Wächter, 
vürtembergisches  Privatrecht,  n.,  §.  13. 

*)  üeber  die  Benützung  der  landständischen  Verhandlungen  zur  Ans- 
legung  der  Gesetze,  vergl.  die  Beurtheilung  der  verschiedenen  hieröber 
aufgestellten  Ansichten  von  Wächter,  Krug,  Milhauser,  Mitter- 
maier,  Schüler,  Bishop  und  Schaffrath  bei  R.  v.  Mol^l»  Staats- 
recht, Völkerrecht  u.  Politik,  Bd.  I.  (Tübingen  1860)  S.  97_i43. 
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f<»twUiFeiide  praktische  Anwendbarkeit,  wo  es  sich  um  die 
Beaitheilong  älterer,  in  der  Beichs-Zeit  selbst  schon  bestan- 
dener politischer  Rechtsyerhältnisse  handelt,  sondern  auch  überall 
da,  wo  dieselben  politischen  Verhältnisse  noch  fortdauern,  d.  h. 
wo  ihr  Objekt  noch  vorhanden  ist,  insofern  sie  nicht  speciell 
durch  neuere  Rechtsnonnen  aufgehoben  sind ^).  Der  Grund 
hiervon  liegt 

1)  soviel  die  aus  der  Zeit  der  Beichsverbindung  stammenden 
Reichs-Gesetze  anbelangt,  darin,  dass  die  Souve- 
rainetät  in  Deutschland,  welche  frtther  bei  Kaiser  und 
Reich  war,  und  worin  die  Verbindlichkeit  der  Reichs- 
gesetze wurzelte,  bei  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
an  sich  nicht  erloschen  ist,  sondern  nur  die  Form  und 
theilweise  das  Subjekt  gewechselt  hat,  und  gleichsam 
durch  eine  Art  von  Appropriation  an  die  jetzigen 
souverainen  Landesherren  ttbergegangen  ist,  so 
dass  diese,  jeder  fUr  sein  Territorium,  als  die  unmittel- 
baren Rechtsnachfolger  von  Kaiser  und  Reich  erscheinen  ^). 

2)  Die  fortdauernde  Giltigkeit  der  ttbrigen  politischen  Gesetze, 
welche  schon  zur  Zeit  des  Reiches  nur  von  der  landes- 
herrlichen Gewalt  ausgegangen  waren,  so  wie  auch 
der  rechtliche  Fortbestand  der  bis  zur  Auflösung  des 
Reiches  in  den  einzelnen  Ländern  bestandenen  land- 
ständischen Verfassungen  kann,  insofern  sie  nicht  durch 
neuere  Normen  aufgehoben  sind,  durchaus  keinem 
Bedenken  unterliegen,  da  durch  das  Emporsteigen  des 
Landesherm  zur  vollen  Souverainetät  wohl  in  einigen 
Beziehungen  eine  Erweiterung  seiner  politischen  Befugnisse 
bewirkt,  aber  keineswegs  das  frühere  Verhältniss  zu  den 
Unterthanen  unterbrochen  worden  ist  3). 

3)  In  keiner  Weise  sind  durch  die  Auflösung  des  deutschen 
Reiches  jene  Rechtsnormen  unverbindlich  geworden^  welche 


*)  Maarenbrecher,  deutsch.  Staatsrecht,  §.  92.  —  Klüber,  öffentl. 
Becht,  §.  51.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  37.  IH 

*)  Ueber  die  abweichende  Meinung  von  J.  C.  Kohl  er  und  J.  Held, 
siehe  unten  §.  113.  Note  10. 

>)  In  einzelnen  Rheinbundsstaaten  wurden  jedoch  mit  grosser  Willkühr 
die  froheren  landständischen  Verfassungen  aufgehoben.  Klüber,  öffentl. 
Becht,  §.  50..—  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsrecht,  §.  37.  IV. 
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auf  einem  gemeinen  oder  partikulären  Herkommen 
oder  ähnliehen  Quellen  beruhten,  da  die  Bechtserzeiigiing 
durch  Herkommen,  d.  h.  durch  thatsächliche  Aeussemsg 
des  nationalen  GeisteS;  und  somit  auch  der  Rechtsgnind 
und  die  Verbindlichkeit  solcher  Normen  an  sich  von  der 
Form  der  Staatsregierung  unabhängig  sind,  das  deutsche 
Volk  aber  und  dessen  Rechtsbewusstsein  und  Nationalität 
zu  keiner  Zeit  aufgehört  haben. 

n.  Nur  allein  für  die  dem  Rheinbunde  beigetretenen 
Staaten  war  im  Art  2  der  Rheinbundsakt«  positiv  festgesetzt 
worden,  dass  sie  und  ihre  Unterthanen  durch  die  Reichsgesetze 
nicht  mehr  verpflichtet  sein  sollten^).  Des  allgemeinen  Wort- 
lautes ungeachtet  kann  aber  hier  doch  nicht  zweifelhaft  sein, 
dass  hierdurch  nicht  die  Verbindlichkeit  solcher  Reichsgesetze 
aufgehoben  werden  wollte  und  konnte,  welchen  nebenbei  noch 
der  Charakter  von  Staatsverträgen  und  insbesondere  Frie- 
densschlüssen,  sei  es  der  ehemaligen  Reichsstände  unter  sich 
oder  mit  auswärtigen  Staaten,  zukommt,  wie  z.  B.  der  Religions- 
frieden V.  J.  1555  und  der  Westphälische  Frieden  v.  J.  1648*). 
Ausserdem  wurden  in  den  Rheinbnndsstaaten  selbst  mitunter 
theils  ausdrücklich,  theils  durch  die  Praxis  manche  Reichs- 
gesetze als  fortwährend  giltig  bis  zur  Einführung  einer  neuen 
Gesetzgebung  beibehalten,  insbesondere  solche,  welche  sich  auf 
die  bürgerliche  und  peinliche  Rechtspflege  bezogen. 


4)  Rheinbunds -Akte,  Art.  2.  ,,Toute  loi  de  rEmpire  germanique, 
qui  a  pu  jusqu'ä  präsent  concemer  et  obliger  Leurs  Mc^estäs  etc.  ieurs 
Sujets  et  leurs  ätats  ou  partie  d*iceux,  sera  ä  Tavenir,  relativement  k  Leurs 
dites  Majestäs  etc.  k  leurs  ätats  et  sujets  respectifis  nuUe  et  de  nulle  effet/' 
Ausgenommen  wurden  nur  und  als  fortwährend  verbindlich  erklärt  in  dem- 
selben Artikel  die  Bestimmvuigen  des  Keichsdeputationshauptschlusses  Tom 
25.  Februar  1803,  1)  hinsichtlich  der  Rechte  der  Gläubiger  und  Pen- 
sionäre, und  2)  hinsichtlich  desOctroi  der  Rheinschiff  fahrt,  ad9. 

*)  Vergl.  überhaupt  Klüber ,  öffenü.  Recht,  §.  50.  -  H.  A.  Zacharil, 
deutsch.  Staatsr.  §.  57.  Nr.  in,  a.  E.  —  A.  Frey,  Progr.:  Ist  der  westphäL 
Friede,  den  Bestinunungen  des  Art.  V.  nach  in  Bezug  auf  den  Religions- 
zustand der  Christi.  Hauptconfessionen  in  Deutschland  durch  die  rheinische 
und  Wiener  Bundesakte  abgeschafft  und  aufgehoben?  Bamberg  1816.  — 
Klüber,  völkerrechtl.  Beweise  für  die  fortwährende  Giltigkeit  des  west- 
phäl.  oder  allgem.  Religionsfriedens,  Erlangen  1841.  —  v.  Linde,  Gleich- 
berechtigung der  augsburg.  Confession  u.  s.  w.,  Mainz  1853. 
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ni.  Das  öffentHehe  Recht  des  Rheinbnodes  hat  ohnehin 
Aber  die  Rheinbunds -Akte  vom  12.  Juli  1806  hinaus  keine 
grosse  legislative  oder  praktische  Entwickelnng  erlangt.  Dass 
jene  Bestimmungen  der  Rheinbunds-Akte,  welche  sich  auf  das 
BandesYcrhältniss  bezogen,  mit  der  allmähligen  und  still- 
schweigenden Auflösung  des  Rheinbundes  im  Jahre  1813  unprak- 
tisch geworden  sind,  bedarf  keiner  Erörterung;  dagegen  hat 
der  librige  Inhalt  der  Rheinbunds-Akte,  wie  jeder  andere  Staats- 
rertrag,  durch  dessen  Vollziehung  erworbene  Rechte  begründet 
worden  sind,  fortwährend  praktische  Bedeutung^). 

§.  73. 

Von  dem  Gebrauche  der  recipirten  fremden  Rechte 

in  staatsrechtlichen  Fragen*). 

I.  Hinsichtlich  der  als  gemeines  subsidiäres  Recht  in  Deutsch- 
land recipirten  fremden  Rechte,  wie  das  römische  und  cano- 
nische Recht  und  das  lombardische  Lehnrecht,  versteht 
sich  von  selbst,  dass  alle  darin  aufgestellten  staatsrechtlichen 
Grundsätze,  welche  sich  speciell  auf  dieEigenthttmlichkeit 
der  römischen  oder  einer  anderen  auswärtigen  mittelalter- 
lichen Staatsverfassung  beziehen,  eben  desshalb  in  Deutschland 
nicht  anwendbar  sind^). 

n.  Dagegen  sind  die  recipirten  Rechte  insofern  völlig 
praktisch,  als  es  sich  um  solche  staatsrechtiiche  Institutionen 
handelt,  welche  aus  denselben  wirklich  und  erweislich  in 
DeatscUand  oder  in  ein^n  einzelnen  deutschen  Staate  recipirt 


•)  VergL  Klüber,  öffentl.  Recht,  §.47.—  H.  A.  Zachariä,  deutsch. 
Staatsr.  §.  36.  IV. 

0  VeigL  Ptttter,  instit.,  §.  22.  —  Dessen  Beiträge  z.  deutsch.  Staats- 
iL  Fttretenr.,  n.,  S.  30,  und  dessen  Erörterungen,  L,  S.  299.  —  Klüber, 
öffeniL  Recht,  §.  73.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staats-  und  Bundesr., 
|.  5,  L,  A.  --  Weiss,  System  des  deutsch.  Staatsr.,  §.  14.  —  J.  Held, 
Syst  des  YerfL-Rechts  (1856)  Bd.  I.  S.  42. 

*)  So  z.  B.  der  Grundsatz  der  L.  31.  Dig.  de  Legibus  (I.  3)  „Princeps 
legibus  solutus  est,''  n.  dgl.  —  Ebenso  sind  die  römischen  Grundsätze  über 
die  Amtsthatigkeit  der  Moffistratus  und  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
ümvertüales  durchaus  nicht  unbedingt  auf  unsere  Beamten  oder  Gemeinden 
uiwendbar. 
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worden  sind^)^  oder  das  gleiche  pnbliciBtiBche  YerhUtniss 
aach  in  Deutschland  schon  der  Natar  der  Sache  nach  vor- 
kommt^). 

lU.  Insbesondere  sind  das  römische  und  canonische  Recht 
nnd  die  Libri  Feudorum  von  wenigstens  mittelbarer  Bedeutung 
ftir  das  praktische  Staatsrecht ,  so  weit  sie  subsidiäre  Quelle 
des  deutschen  Privatfttrstenrechts  sind^). 

IV.  Unbedenklich  dürfen  auch  das  römische  und  canomsche 
fiecht  als  praktisch  in  jenen  Materien  betrachtet  werden,  welche 
als  allgemeine  und  logische  Lehren  (tZoc^nnae  universtUe^) 
in  das  Staatsrecht  ebenso,  wie  in  alle  anderen  Rechtstheile 
einschlagen^).  Dies  erkennt  namentlich  die  Wiener  Schlnss- 
akte  vom  15.  Mai  1820  Art.  23  an,  indem  sie  das  Bundesaas- 
trägalgericht  bei  Ermangelung  von  besonderen  Entscheidungs- 
normen auf  die  von  den  Reichsgerichten  subsidiarisch 
befolgten  Rechtsquellen  verweist. 

V.  Eine  vorzüglich  hohe  Bedeutung  hatten  die  Libri  Feu- 
dorum flir  das  deutsche  Staatsrecht,  so  lange  noch  die  Reichs- 
verbindung bestand,  und  das  Lehenwesen  der  Reichsverfassung 
zur  Grundlage  diente'').  Heut  zu  Tage  lässt  sich  aber  für  das 
Lehenrecht  überhaupt  nur  noch  insofern  ein  praktischer  Ein- 
fluss  auf  staatsrechtliche  Fragen  behaupten,  als  es  sich  ent- 
weder um  die  Beurtheilung  älterer  Verhältnisse  handelt,  oder 
lehenrechtliche  Analogien  in  dem  Privatftirstenrechte  Platz 
greifen  können. 


3)  Besonders  ist  das  canon.  Recht  noch  mehrfach  praktische  Quelle 
f&r  das  Staatskirchenrecht 

*)  Die  Bedeutung,  Wirkung  u.  Anfochtung  der  reseripta  principit  u.  dgL 

>)  Elaber,  öffentl.  Recht,  §.  73,  Note  a. 

«)  Z.  B.  die  Lehre  von  den  allgemeinen  Erfordernissen  der  Yertrftge. 
▼om  dolus,  error,  vis,  possessio,  protestatio  u.  dg^. 

^)  Genau  zu  unterscheiden  sind  aber  in  den  Ubris  feudorum  jene 
Constitutionen  deutscher  Kaiser,  weiche  nur  fOr  Italien  bestimmt  waren, 
z.  B.  die  Const  Frid.  I.  in  II.  Fend.  &6.  Quae  sint  regalia.  —  Pfttter, 
Beitr.  L  S.  207. 
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§.  74. 

Von  der  praktischen  Anwendbarkeit  des  allgemeinen 
Staatsrechts  in  Deutschland. 

DieFrage^  ob  das  allgemeine  oder  sogenannte  natür- 
liche Staatsrecht  in  Dentsdand  als  praktisches  Recht  zu 
betrachten  sei  und  neben  den  Quellen  des  historischen  Hechts 
zn  subsidiärer  Anwendung  kommen  könne  y  ist  in  neuerer  Zeit 
Yielfiich  streitig  geworden  ^). 

L  Einige  verneinen  dies  aus  dem  Grunde,  weil  das 
aDgemeine  oder  philosophische  Staatsrecht  nur  ein  Recht  sei, 
welches  nach  der  Idee  des  Staates  gelten  könne  oder  solle , 
womit  aber  noch  nicht  bestimmt  sei,  was  in  einem  Staate 
wirklich  gelte:  auch  wird  hierbei  hervorgehoben,  dass  das 
philosophische  Staatsrecht  an  sich  etwas  Willktthrliches ,  und 
nie  allgemein  anerkannt  sei  ^). 

EL  Andere  Iftugnen  die  praktische  Anwendbarkeit  des 
philosophischen  Staatsrechts  darum,  weil  mit  dem  Begriffe 
eines  Volkes  auch  stets  zugleich  der  Begriff  einer  demselben 
eigen&flmliehen,  seine  sänmitlichen  Lebensverhältnisse  um- 
fassenden conkreten  Rechtsanschauung,  und  mithin  ein  posi- 
tJTes  Recht  gesetzt  sei,  daher  auch  bei  keinem  Volke  jemals 
ein  anderes,  als  sein  positives  Recht  gelten  ^könne,  und 
zwar  in  Bezug  auf  alle  Rechtstheile  ^). 

m.  AUeud  der  erstere  Einwand  beruht  auf  einer  irrigen 
Vorsteihmg  von  dem  Vernünftigen,  wobei  sein  Charakter  ab 
sittlich  Nothwendiges  und  folglich  an  sich  Praktisches 


*)  Wenn  auch  hier  die  praktische  Anwendbarkeit  des  allgemeinen  Btaats- 
redits  in  Deatschland  vertheidigt  wird,  so  durfte  es  doch  nicht  unter  den 
Quellen  des  deutschen  Staatsrechts  an^z&hlt  werden,  insofern  hier- 
anter  nur  das  besondere,  historisch  national  und  eigenthOmlich  aus- 
gepriigte  Staatsrecht  zn  verstehen  ist 

<)  YergL  Manrenbrecher,  Grunds.,  $.  7. 

>)  ▼.  Sayigny,  System  des  heutigen  röm.  Rechts,  L,  §.  7.,  S.  14.  — 
T.  Wächter,  würtemb.  Privatr.,  Bd.  IL,  §.  13,  vergL  mit  Bd.  L,  Abth.  2, 
§.131. 
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nicht  gehörig  aufgefasst  ist^).  Ueberdies  könnte  man  aber 
auch  gegen  das  ganze  positive  Becht  den  gleichen  Einwand 
vorbringen,  dass  es  nie  allgemein,  sondern  nur  individuell 
erkannt  werden  könne  ^),  wenigstens  insoweit  als  es  sich  um 
seine  Anwendung  auf  die  einzelnen  Fälle  handelt,  worin  eben 
allein  die  praktische  Bedeutung  des  Rechts  erst  hervortritt^). 
IV.  Was  aber  den  zweiten  Einwand  anbelangt,  so  liegt 
demselben  ein  Missverständniss  des  Begriffes  vom  positiven 
Rechte  zu  Grunde.  Indem  man  nämlich  anfing,  das  mit  dem 
Begriffe  eines  Volkes  zugleich  gesetzte,  in  dessen  Bewusstsein 
lebendige  Becht ''),  sein  positives  Becht  zu  nennen,  selbst 
bevor  es  noch  eine  äusserlich  erkennbare  Form  als  Gesetz, 
Herkommen,  oder  Urtheil  gewonnen  hat,  während  nach  dem 
früheren  juristischen  Sprachgebrauche  die  Bezeichnung  „po- 
sitives Becht"  erst  dann  für  statthaft  gehalten  wurde,  wenn 
das  mit  dem  Begriffe  des  Volkes  gesetzte  Bechtsbewusstsein 
bereits  eine  solche  äussere  Form  der  Erkennbarkeit  erlangt 
hatte,  so  warf  man  den  Begriff  des  Positiven  im  philo- 
sophischen Sinne  und  den  Begriff  des  Positiven  im 
historischen  Sinne  durcheinander.  In  ersterer  Beziehung 
ist  nämlich  alles  positiv,  was  wirklich  ist,  wenn  es  auch 
noch  keine  äussere  Gestaltung   gewonnen  hat;   in   letzterem 


^)  In  dieser  Beziehung  gehört  auch  alles  das  hieher,  was  gleich  nach- 
folgend  bei  der  Prüfung  des  zweiten  Einwandes  über  die  Bedeutung  des 
Positiven  im  philosophischen  Sinne  angegeben  werden  wird. 

B)  Wie  viele  Gesetze  sind  nicht  einer  mehrfachen  Auffitssung  und  ver- 
schiedenen Auslegung  föhigl  Die  unzähligen  Gontroversen  im  römischen 
Bechte  geben  davon  ein  schlagendes  Beispiel.  Auch  die  Analogie  wird 
nur  individuell  erkannt,  und  doch  ist  sie  bisher  überaU  für  eine  praktische 
Rechtsquelle  geachtet  worden. 

•)  Es  gibt  nun  einmal  für  die  Menschheit  keine  andere  Weise  der 
Erkenntniss  der  Wahrheit,  als  nur  die  individuell  erkannte:  nidit  die 
Menschheit  denkt  als  Ganzes,  sondern  nur  der  Mensch  als  Individuum  denkt 
und  kann  das  allgemein  Menschliche  denken!  Da  aller  positiven  Rechts- 
quellen  (wie  Gesetze)  ungeachtet,  das  Recht  nur  individuell  im  conkreten 
Falle  erkannt  werden  kann,  d.  h.  da  eben  im  conkreten  Falle  immer 
wieder  in  Frage  steht,  was  als  positives  Recht  hier  anzuerkennen  sei,  so 
hat  man  in  allen  Staaten  das  formelle  (judicatmässige)  Recht  er- 
funden, und  sich  damit  begnügen  lernen  müssen. 

')  VergL  oben  §.  12. 
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Smne  ist  aber  nur  das  positiv,  was  bereits  äasserlich  er- 
kennbar hervorgetreten  ist.  In  dem  ersteren  Sinne  ist  daher 
aoeh  alles  sogenannte  philosophische  oder  allgemeine  Recht 
ein  positives,  da  der  allgemeine  Menschengeist  anch  ein  posi- 
tiver, d.  h.  ein  wirklicher  ist.  Diejenigen,  welche  das  im 
lebendigen  Bewasstsein  eines  jeden  Volkes  liegende  Recht  als 
positives  bezeichnen,  befinden  sich  daher  in  einer  Täuschung, 
wenn  sie  glanben,  hiermit  das  sogenannte  allgemeine  Recht 
beseitigt  zn  haben,  indem  sie  es  vielmehr  nur  nnter  dem  Namen 
des  positiven  untergebracht  haben ^). 

y.  Ueberdies  werden  sogar  eben  jene  nationalen  Rechts« 
ideen,  welche  nranfänglich  als  Rechtsgeftlhl  im  Volke 
liegen,  nnd  sich  zuerst  in  einzelnen  Urtheilen  und  in  praktischer, 
gleichsam  instinktartiger  Uebnng  äussern  (auf  welcher  Basis 
sodann  allmählig  erst  Herkommen,  Oerichtsgebrauch  nnd  Gesetz 
erwachsen)  uaturgemäss  von  jedem  Volke  fUr  allgemein  giltiges 
oder  rationales  (ideales)  Recht  gehalten,  d.  h.  das  Volk  hält 
sie  ftr  natürliches  Recht,  weil  sie  ihm  nach  dem  Grund- 
typus  seines  Charakters  nattfrlich  sind,  wenn  sie  gleich  etwa 
von  einem  höheren,  universelleren  Standpunkte  aus  betrachtet, 
nur  für  ein  individuell  ausgeprägtes,  oder  nationales  Recht 
geaditet  werden  kOnnen.  Diese  Verwechselung  oder  vielmehr 
Identifieimng  des  rationalen  (idealen)  und  nationalen  Rechts 
ist  ftlr  jedes  Volk  unvermeidlich^),  weil  es  sich  als  eine 
Darstellung  der  Menschheit  und  des  allgemeinen  menschlichen 
Geistes  in  conkreter  Staatsform  begreift'®). 

VI.  Anf  dieses  sein  natürliches  Recht  greift  jedes  Volk 
bei  dem  Stillschweigen  seiner  positiven  Quellen  als  auf  die 


*)  Wer  das  AUgemeine  oder  Philosophische  Positiyes  nennt,  für  den 
kann  es  freilich  kein  Allgemeines  mehr  gehen.  Es  ergiht  sich  aher  ehen 
hieraus,  dass  eine  solche  Terminologie  in  der  Jurisprudenz  nur  unpassend 
und  verwirrend  ist 

9)  Nur  der  Einzelne  kann  sich  yon  dieser  Verwechslung  losmachen, 
▼enn  er  anftngt,  die  Rechte  verschiedener  Yölker  zu  vergleichen.  Völker, 
£e  ein  tQchtiges  unvermischtes  Nationalrecht  besitzen,  haben  nie  eine 
hochstehende  Rechtsphilosophie  als  Wissenschaft  des  allgemeinen  Rechts 
im  Gegensatze  des  Volksrechts ,  und  empfinden  auch  nicht  das  BedQrfniss 
derselben. 

^)  Veigl.  meinen  Aufsatz  über  nationales  und  rationales  Recht,  in 
der  Zeitschrift  fOr  deutsches  Recht,  1841,  Bd.  4,  S.  1  u.  f. 
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oberste  Wurzel  derselben  zurtfck,  and  in  diesem  Sinne,  als 
Inbegriff  der  Volkspbilosophie  Aber  das  Beeht,  d.  h.  als 
Ausdruck  des  sogenannten  gesunden  Menschenver- 
standes hat  das  natürliche  Recht  in  jedem  Volke  fort- 
währende praktische  Bedeutung,  und  ist  sogar  durchaus  unent- 
behrlich,  indem  sonst  die  doch  jedenfalls  fllr  unerllsslich  zu 
erkennende  Rechtsprechung  über  neu  entstehende ,  noch  durch 
kein  Gesetz  oder  Herkommen  oder  Gerichtsgebranch  regulirte 
Rechtsfragen  eine  Unmöglichkeit  sein  würde  '^). 

VII.  Dieses  natürliche  Recht  ist  aber  nichts  anderes ,  als 
eine  logische  Anwendung  des  allgemeinen  und  eben  dämm 
auch  Yolksmässigen  Rechtsbegriffes  auf  die  Verhältnisse  des 
nationalen  Lebens,  und  somit  ist  das,  was  man  in  der  neueren 
Zeit,  als  im  Volksbewusstsein  lebendig  gesetzt,  positives  Reeht 
nennen  wollte,  in  seinem  Wesen  eben  dasselbe,  was  in  der 
frühem  Zeit  die  (juristische)  Natur  der  Sache  genannt 
wurde  ^^). 

Vin.  Erwägt  man  aber  endlich,  dass  kein  Volk,  aein^ 
nationalen  Individualität  ungeachtet,  jemals  aufhört,  ein  Thdl 
der  Menschheit  zu  sein,  so  kann  es  nicht  fehlen,  dass  nicht 
das  nationale  Recht  eines  jeden  Volkes  auch  solche  Rechts- 
grundsätze in  grosser  Anzahl  in  sich  begreift,  welche  wirklich 
den  Charakter  der  allgemeinen  Vemünftigkeit  und  somit  der 
allgemeinen  Giltigkeit  an  sich  tragen;  denn  auch  das  sogenannte 
allgemeine,  natürliche  oder  Vemunftrecht  ist  kein  willkflhrlich 
gemachtes  Recht,  sondern  ein  in  der  sittlichen  Natur  des  Men- 
schen liegendes,   mit   dem  Begriffe   des  Menschen   und  der 


*0  J^e  Rechtsfrage,  Aber  deren  Entscheidung  sich  ein  Gerichtagebrauch 
gebUdet  hat,  war  einmal  zum  erstenmale  da,  und  ist  entschiedenwordeiL, 
und  musste  entschieden  werden,  und  wenn  dies  nicht  nach  dem  hier  erörterten 
allgemeinen  oder  sog.  natfir liehen  Rechte  geschehen  w&re,  so  würde  nie 
die  Bildung  eines  Gerichtsgebrauches  möglich  gewesen  sein. 

**)  Auch  das,  was  von  v.  Wächter,  wOrtemberg.  Privatr.,  ü.,  §.  13, 
„Bechts-Analogie"  im  Gegensatse  von  Gesetzes-Analogie,  ge- 
nannt wird«  fällt  zum  TheU  unter  diesen  Gesichtspunkt  —  Gärtner,  Ober 
die  wissenschaftliche  Behandlung  des  deutsch.  Staatsrechts,  Bonn  1839.  — 
Dass  das  sog.  natürliche  Staatsrecht  unentbehrlich  ist  für  die  rationelle 
Begründung  gewisser  staatsrechtlichen  Fundamentalbegiiffa,  erkennt  an: 
H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  §.  4. 
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Henschbeit  gesetztes,  und  also  im  philosophischen  Sinne  eben^ 
fdb  positives  Rechte  und  wegen  dieser  Qualität,  d  h.  wegen 
seiner  Realität,  ist  es  anch  stets  und  überall  ein  praktisches 
Bedity  d.  h.  es  will  und  muss  gelten,  so  wie  es  gehörig  er* 
kumt  ist 

IX.  Selbst  das  historische  Recht  will  und  kann  nur  darum 
(vemfinftigerweise)  gelten,  dass  es  als  conkrete  (nationale)  Ent* 
Wickelung  und  Darstellung  des  allgemeinen  yernflnftigen,  d.  h. 
der  menschlichen  Natur  gemässen  Rechts  erfasst  wird,  und 
erhält  also  eben  nur  durch  diese  seine  Beziehung  auf  das 
Allgemeine  seine  Weihe  und  seine  Rechtfertigung. 

X«  Eben  hieraus,  dass  das  historische  Recht  als  indivi* 
dnelles  seine  Wurzel  in  dem  allgemeinen  Rechte  hat,  ergibt 
sieh  aber  die  unmittelbare  praktische  Anwendbarkeit  dieses 
letzteren  überall  da  von  selbst,  wo  und  so  weit  noch  keine 
conkrete  historische  Rechtsbildung  stattgefunden  hat^^). 

XI.  Bas  Erkennen  und  Aussprechen  dessen,  was  als 
allgemeines,  d.  h.  als  vemttnftiges  Recht  zu  gelten  hat,  ge- 
schieht aber  in  concreto  durch  den  Richter «  und  dieser  ist  (da 
ihn  anch  Gesetz  und  Herkommen  nur  bei  dem  Aufsuchen  des 
Vernünftigen  unterstützen  sollen  und  selbst  nichts  anderes  sein 
wollen,  als  erkennbare  Formen  des  Vernünftigen)  nicht  nur 
befugt,  sondern  auch,  und  zwar  nach  ausdrücklicher  Vor- 
schrift der  gemeinen  positiven  Rechtsquellen  selbst,  ver- 
pflichtet, überall  nach  dem  allgemeinen,  d.  h.  dem  vernünf- 
tigen und  dem  Staats-  und  Rechtsbegriffe  entsprechenden  Rechte 
zu  erkennen,  wo  das  historisch  positive  Recht  schweigt  ^^J. 

XIL  Auch  kann  Niemand  vernünftiger  Weise  mehr  ver- 
langen, und  Niemand  wird  auch  jemals  mehreres  in  der  Praxis 


u)  Hienoit  ist  auch  die  Regel  fftr  die  Anwendung  des  allgemeinen 
Rechts  sosgesprochen.  —  Sehr  unbestimmt  äussert  sich  darüber  ▼.  Mo  hl, 
wfirtemberg.  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  L,  S.  88.  —  Wo  einmal  dieXhatsache 
historisch  feststeht,  dass  ein  Staat  ist,  muss  auch  alles  fOr  praktisch  gelten, 
was  sieh  ab  logische  Folgerung  aus  diesem  Begriffe  ergibt,  so  weit  nicht 
die  historische  Bechtsbildung  erweislich  modificirend  oder  beschränkend 
antritt. 

M)  Sdir  schon  bestimmt  der  Code  Napoleon,  art.  4.  „Le  juge,  qni 
refosera  de  jnger,  sons  pr^tezte  du  silence,  de  Tobscurit^  ou  de  rinsuffisance 
de  la  loi,  pourra  #tre  poursuivi  comme  coupable  de  d^nie  de  justice/' 
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erreichen,  als  ein  der  BUdiingsstafe,  dem  Geiste  und  der  Philo- 
Sophie  seiner  Zeit,  d.  h.  dem,  was  dieselbe  ftir  vernünftig 
und  darum  fttr  allgemein  giltig  erkennt,  angemessenes  Urtheil, 
nnd  man  dürfte  sich  glttcklich  schätzen,  wenn  dies  nur  durch- 
gängig und  sicher  zu  erreichen  wäre. 

XUI.  Diejenigen,  welche  im  Staate  kein  anderes  ahs  nur 
das  positive  Recht  gelten  lassen  wollen,  sollten  dodi  nicht 
tibersehen,  dass  die  Geltung  des  nattirlichen  oder  Vernnnft- 
Rechts  sogar  ausdrücklich  in  den  gemeinen  positiven  Rechten 
selbst  anerkannt  ist^^).  Uebrigens  ist  der  subsidiäre  Ge- 
brauch des  natürlichen  Staatsrechts  auch  von  den 
deutschen  Publicisten  jederzeit  für  zulässig  und  unentbehrlich 
erachtet  worden^®). 

§.75. 

Von  der  Bedeutung  des  Besitzes  und  der  Verjährung 

im  Staatsrechte^). 

I.  Da  nur  dasjenige  als  eine  Rechtsquelle  anerkannt 
werden  kann,  worin  sich  Rechtsnormen  (Regeln,  jus  in 
sensu  objectivo)  aufgestellt  finden,  so  ergibt  sich,  dass  Besitz 
und  Verjährung  nicht  unter  die  Rechtsquellen  des  Staats- 
rechts zu  zählen^),  sondern  nur  als  Erwerbsarten,  d.  h. 


«)  Cap.  11.  X.  de  consuetudine  (1,  4):  „Nemo  sajxe  mentis  (aon) 
intelligit,  naturaH  juri,  cigus  transgressio  periculum  salutis  indncit,  qna- 
cunqtte  consuetudine,  qoae  dicenda  est  verius  in  hac  parte  comipteia,  posse 
aliqoatenuB  derogari/'  —  Auch  das  römische  Recht  machte  adion  das 
„rationabile"  zum  Früfistein  der  Verbindlichkeit  einer  Gewohnheit 
L.  2  Cod.  quae  sit  longa  consuetudo  (9,  53).  —  Dasselbe  thun  die  mittel* 
alterlichen  deutschen  Rechtsbücher.  Siehe  meine  deutsch.  Rechls- 
gesch.  3.  Aufl.  (1858)  ThL  H.  §.  21.  Nr.  Vü;  §.  28.  Nr.  IX. 

40)  Yergl.  Gönner,  deutsch.  Staatsr.  §.42.  —  Klüber,  öffenü.  Recht 
§.  66.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsches  Staatsrecht,  2.  Aufl.  §.  4.  —  Sehr 
entschieden  spricht  sich  aus  der  von  dem  Freih.  v.  Wangenheim  in 
der  XY.  Sitzung  vom  8.  Juni  1823  in  der  Bundesversammlung  erstattete 
Commissionsbericht,  Protokoll  §.  98.  S.  255.  257. 

*)  J.  Held,  System  des  Verf. -Rechts  (1856)  Bd.  L  S.  46  flg.  - 
Bluntschli,  allgem.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  1857.  Bd.  L  S.  19.  Bd.  IL  S.  58. 

*)  Nicht  ganz  bestimmt  erklärte  sich  darüber  Kl  aber,  öfientl.  Recht, 
§.  6a  77. 
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ib  ThatBachen  zu  betrachten  sind;  welche  nnter  Umständen 
politische  Befugnisse  in  concreto  (Jus  in  sensu  subjectivo)  be- 
grtDden  können.  Um  aber  eine  solche  praktische  Giltigkeit 
zu  haben,  setzen  also  Besitz  nnd  Verjährnng  selbst  eine  KechtS' 
qaeDe  Yorans,  wodurch  ihre  Bechtswirkung  anerkannt  ist 

II.  Hinsichtlich  des  Besitzstandes  ist  diese  Rechtsquelle  in 
der  Vernunft  selbst  (der  Natur  der  Sache)  zu  erkennen,  da 
der  Begriff  des  Besitzes  ein  universeller^  d.  h.  ftlr  alle  Rechts- 
theile  gleichmässig  giltiger  Begriff  ist.  Es  hat  aber  der  Besitz 
m  staatsrechtlichen  Verhältnissen  nicht  nur  wie  im  Privatrechte 
rechdiche  Wirkungen,  so  dass  er  wenigstens  provisorischen 
Schutz  begründet^),  sondern  er  wirkt  in  den  politischen  Ver- 
hältnissen sehr  häufig  noch  in  weit  höherem  Masse  als  Recht 
oder  Rechtstitel  selbst,  nämlich  überall  da,  wo  er  sich 
als  dauernder  Zustand  behauptet,  weil  und  insoweit  in 
der  Politik  die  Kritik  eines  thatsächlichen  Zustandes  durch 
eine  richterliche  Instanz  unmöglich  ist,  und  also  die  Thatsache 
selbst  als  unanfechtbar  an  die  Stelle  des  Rechts  tritt  und  das 
höchste  praktisch  Geltende  ist^).  Die  grosse  Bedeutung  eines 
unvordenklichen  Besitzstandes  für  staatsrechtliche  Ver- 
hältnisse ergibt  sich  hiemach  von  selbst,  weil  hier  der  Zustand 
mchtnur  als  ein  dauernder,  sondern  als  ein  solcher  erscheint, 
dessen  Anfang  sogar  nicht  mehr  als  ein  unrechtmässiger 
(illegitimer)  im  Vergleiche  mit  einem  etwa  noch  früheren 
Znstande  nachgewiesen  werden  kann  und  also  eine  unzerstör- 
hche  Vermuthung  seiner  Rechtlichkeit  (praesttmtio  titult)  in  sich 
trägt 

m.  Die  Verjährung  oder  Ersitzung  dagegen  (wozu 
der  unvordenkliche  Besitzstand  nicht  zu  rechnen  ist)^)  kann 
als  ein  Institut  des  blos  positiven  Rechts  überhaupt  nur  in 
seltenen  Fällen   im  öffentlichen   Rechte   als  Erwerbsart  von 


>)  Dies  spricht  positiv  aus:  die  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820, 
art  19. 

*)  Hierauf  beruht  das  politische  System  unserer  Zeit,  welches  einer* 
seits  den  Schutz  des  stcUus  quo  proclamirt,  andererseits  keinem  fodt 
aecompU  seine  Anerkennung  yerweigert,  wie  z.  B.  im  Jahre  1844  das  Be- 
nehmen Busalands  bei  der  Einführung  der  griechischen  Constitution  ge- 
zeigt hat 

5)  Vei^.  v.  Savigny,  System  des  röm.  Rechts,  IV.,  S.  528. 

ZSpfl,  StMMvecht.   5.  Aufl.  I.  10 
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Bechten  in  Betracht  kommen,  theils  weU  es  in  den  meisten 
politischen  Verhältnissen  an  Gesetzen  fehlt,  welche  eine  Ver- 
jährang  zulassen,  resp.  eine  Verjährungszeit  bestimmen^),  theils 
und  hauptsächlich  aber,  weil  in  den  meisten  Fällen  der  Besitz 
selbst  im  öffentlichen  Rechte  als  genügende  Erwerbsart  ftür  die 
Zuständigkeit  politischer  Beftignisse  gilt,  and  sehr  hänfig  die 
Stelle  eines  tUulus  zugleich  vertritt ''). 

IV.  Wo  aber  nar  solche  Rechte  des  Staates  in  Frage  stehen, 
die  an  sich  nur  Privatrechte  sind,  wie  Vermögensrechte 
des  Fiskas,  lehensrechtliche  Befugnisse  u.  dergl,  kann  aller- 
dings eine  Verjährung  oder  Ersitzung  nach  civilistischen  Grund- 
sätzen Platz  greifen. 
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L  Literarische  Uebersichten  enthalten: 

J.  J.  Moser,  bibliotheca  jur.  publ.  IE.  Tbl.  1729—1734;  desselb.  neueste 
Gescb.  der  deutschen  Staatsrecbtslehre  etc.  1770;  und  desselb.  neueste 
Bibliothek  des  allg.  deutsch.  Staatsr.  1771.  —  Besonders:  Pfltter. 
Lit  des  deutsch.  Staatsr.  lU.  ThL  1776—1783;  (als  Fortsetzung) 
J.  L.  Elüber,  neue  Lit.  des  deutsch.  Staatsr.  1791 ;  und  J.  Th.  Roth, 
Beitr.  zum  deutsch.  Staatsr.  etc.  1791.  —  F.  S.  Er  seh,  Handb.  der 
Lit  d.  Jurispr.  u.  Politik  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrb.  2.  Aufl.  Leipz. 
1823.  —  H.  Th.  Schletter,  Handbuch  der  Jurist  u.  Staatswissen- 
schaftL  Lit  (die  4.  Lief.)  1841.  —  B.  y.  Mohl,  Geschichte  u.  Literatur 
der  Staatswissenschaft  (siehe  oben  S.  40)  im  ü.  Bande,  Tübingen  1866. 


<)Bluntschli,  a.a.O.,  spricht  von  einer  staatlichen  Verjährung, 
die  dann  eintreten  soU,  wenn  die  Fortsetzung  des  Kampfes  um  die  Herr- 
schaft unmöglich  geworden  ist,  oder  eine  völkerrechtliche  Anerkennung  dazu 
gekommen  ist  u.  s.  w.  Allerdings  kann  durch  solche  Thatsachen  ein 
politisches  Recht  so  unwirksam  werden,  als  wie  durch  eine  civilistische 
Yeij&hrung:  aber  demungeachtet  fehlt  bei  ihnen  gerade  das  charaktoistische 
Moment  aller  Yeijährung  und  Ersitzung,  die  bestimmte  Verjährungszeit 

7)  Der  Grund  dieser  hohen  Bedeutung  des  blossen  Besitzes  im  Staats- 
rechte liegt  darin,  dass  der  Staat  seiner  Idee  nach  ein  Zustand  der  Geltung 
des  Rechts  durch  souveraine  Gewalt  ist,  daher  umgekehrt  in  der  Praxis 
letstere  als  geltendes  Recht  erscheint 
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n.  Ondlen-Sammlimgen  und  Commentare  Aber  die  Quellen. 

A)  Für  die  älteste  Zeit  gehören  hierher  die  Sanunlungen  der  Leget 
Barbaromm  iL  der  Capihdarien  der  fr&nkisch.  Könige  (Herold,  Linden- 
hrogy  Balnz,  Heineedus  s.  Georgisch,*  Gandani,  Walter  u.  A.);  be- 
flondcfs  Per tz,  Monom.  Genn.  Legg.  T.  I.  u. II.  1825. 1837.  Der  1.  Band 
eothilt  die  Constitutionen  der  £ränki8chen  Könige,  der  2.  Band  enthalt 
die  Constitutionen  d.  deutsch.  Könige  u.  Kaiser  bis  1313  (Heinr.  YII.). 
—  Vgl.  J.  F.  Böhmer,  die  Reichsgesetze  y.  90Or-1400  nachgewiesen. 
Frkü  1832.  —  Die  ersten  Versuche  einer  Zusammenstellung  staata- 
rechtlidier  Grunds&tze  und  Auszüge  aus  Landfrieden  und  Beichsab- 
schieden  finden  sich  im  Sachsenspiegel,  Schwabenspiegel 
und  den  verwandten  Rechtsbüchem  des  Mittelalters. 

B)  Für  die  mittlere  und  neuere  Zeit:  Goldast  (Melchior  von 
Heimsfeld)  Reichssatzungen,  Frk£  1712;  Desselben:  CoUectio 
const  imp.  Tom.  lY.  (2.  Ausg.)  Frkf.  1713.  ~  Neue  und  vollständigere 
Sammlung  der  Reichsabschiede  (sog.  Senckenberg'sche  oder 
Koch'sche  Sammlung),  Frk£  a.  M.  1747  u.  f.  —  Eggersdorf, 
Samndung  der  Reichsschlüsse  (von  1663—1776)  Tom.  IV.  1740  ff.  — 
C.  F,  Gersüacher,  Corp.  jur.  Germ.  pubL  et  priv.  (in  syst.  Ordnung), 
4  Bde.  1783  u.  £;  D  esse  Ib.  Handbuch  der  deutsch.  Reichsgesetze, 
XI  Bde.  1786  u.  f.  —  «/.  •/.  Schmausa,  Corp.  jur.  publ.  acad.  1722. 
(zuletzt)  1794.  —  G.  Emminghaus^  Corp.  jur.  germ.  tarn  publ.  quam 
priv.  acad.  1824  (2.  Aufl.  1844).  —  Ä.  MickaeUa,  Corp.  jur.  publ. 
acad.  1825.  —  Oertel,  die  Staatsgrundgesetze  des  deutsch.  Reichs, 
zusammengestellt,  eingeleitet  und  historisch  erklärt  Leipz.  1841.  — 
üeber  ältere  Sammlungen  von  Hortleder,  Lehmann  u.  A.,  vergl. 
Pütter,  Lit  I.  S.  178  u.  fl  ~  Aktenstücke  von  1800  an  finden  sich 
in:  Quellen  des  öffentl.  Rechts  der  deutsch.  Bundesstaaten.  Carlsruhe 
(sog.  Carlsruher  Sammlung)  m  Bde.  1821.  1833.  —  Von  den  Samm- 
lungen der  Staatsakten  sind  hier  besonders  zu  erwähnen;  J.  C. 
Lünig*s  deutsch.  Reichsarchiv.  24  Bde.  1710—1722.  fol.  —  Anton 
F  ab  er 's  (Chph.  Leonh.  Leu  cht)  europ.  Staatskanzlei.  115  Bde. 
1697—1760  (9  Bde.  Hauptregister,  1761—1772).  Dessen  neue  europ. 
Staatskanzlei,  55  Bde.  1661—1702.  —  J.  A.  Reuss,  deutsch.  Staats- 
kanzlei, 55  Bde.  1783—1803.  —  ThecOrum  Eurapaeum  (von  verschie- 
denen Herausgebern),  19  Bde.  1617—1712.  —  J.  J.  Moser,  deutsch. 
Staatsarchiv,  13 Bde.  1751—1757.  —  Dessen  Sammlung  der  neuesten 
Deductionen,  8  Bde.  1752.  1754.  —  Ueber  andere  ähnliche  Sammlungen 
veigL  Pütter,  Lit  L  S.  305  u.  f. 

C)Fflr  die  Zeit  des  Rheinbundes:  Winkopp,  der  rheinische  Bund 
(ZeitBchiift),  69  Hefte  in  23  Bänden  u.  1  SuppL-Heft.  1806—1814.  — 
A  F.  W.  Creme  und  C.  Jaub,  Germanien,  4  Bde.  1807—1811* 
und  von  den  selb.  Germanien  und  Europa,  1812.  —  Ueber  die  Lit 
des  Öffentlichen  Rechts  des  Rheinbundes  s.  auch  v.  Kamptz,  Beitr.  z. 
Staats-  und  Völkerrecht,  Bd.  I;  und  Klüber,  öffentL  Recht  des 
deutsch.  Bundes,  §.  24.  Note  2. 

10* 
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D)  Für  die  Zeit  seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bandes:  J.  L.  Klaber, 
Akten  d.  Wiener  Congresses.  8  Bde.  1815 — 19.  Desselben:  Staats- 
archiv des  deutsch.  Bandes.  2  Bde.  1816.  17;  und  Quellensamml. 
zu  dem  öffentl.  Becht  d.  deutsch.  Bundes  (3.  Auii.  1830)  nebst  Fort- 
setzung 1833.  —  Die  Protokolle  der  deutsch. Bundesyersammlaiig 
seit  5.  NoY.  1816.    (Davon  besonders  im  Bundes-Rechte,  siehe  unten 
§.  131.)  —  Ausser  den  unter  B.  angefahrten  Sammlungen  t.  Emming- 
haus  und  Michaelis  gehören  noch  hierher:  Grävell,  die  Quellen 
des  allgem.  deutsch.  Staatsrechts  seit  1813—1820.  Thl.  1.  1820.  - 
Quellen  des  öffentl.  R  der  deutsch.  Bundesstaaten  von  1800-1821. 
2  Thle.  Carlsruhe  1822.  —  Elvers,  BiauptqueUen  d.  deutsch.  Bundes- 
staatsrechts, 1824.  —  Schmalz,  Grundgesetze  des  deutsch.  Bundes. 
1825.  —  G.  L.  Y.  Zangen,  die  Yerfassungsgesetze  deutscher  Staaten 
in  systemat.  Zusammenstellung.  3  Bde.  1828—36.—  B.  H.  L.  Pölitz, 
die  europ.  Verfassungen  seit  dem  J.  1789,  fortgesetzt  von  F.  Bai  au. 
IV  Bde.  2.  Aufl.  Leipz.  1832—1837;  davon  gehören  hierher  Bd.  I  und 
Bd.  IV.  —  A.  Müller,  Arch.  f.  die  neueste  Gesetzgebung  in  Deutsch- 
land (IX.  Bd.  Bd.  1839).  —  E.  Hermsdorf,  Jahresberichte  über  die 
deutsch.  Gesetzgebung.  Leipz.  1845  fl.  —  Alex.  Mirus,  diplom.  Archiv 
für  die  deutsch.  Bundesstaaten.  2  Bde.,  jeder  in  2  Abtheilungen,  Leipz. 
1846—1848.  —  A.  Rauch,  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung  in  den 
deutsch.  Bundesstaaten.  Erlangen  1850.  51.  —  Ph.  A.  G.  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Gonfoederationis  Germanicae,  3.  Auflage  (von  1840  an  von 
mir  ergänzt  u.  fortgeführt),  Frkf.  a.  M.  2  Bde.  u.  2  Lief.  1858.  1859. 
1862.  —   Desselben   Corpus  Constitutionum  Germaniae,   oder  die 
sämmtlichen  Verüissungen  der  Staaten  Deutschlands,  mit  den  beiden 
Grundverträgen  des  deutschen  Bundes  u.  deren  wesentl.  Ergänzungen. 
L  Lie£  Frkf.  a.  M.  1845.  —  EL  A.  Zachariä,  die  deutschen  Verf.- 
Gesetze  d.  Gegenwart.  2  Lief.  u.  eine  Fortsetzung.  Göttingen  1855.  1858. 

lU.  Wissenschaftliche  Schriften. 

A)  Aus  der  Zeit  der  Reichsverfassung. 

Ueber  die  staatsrechtlichen  Arbeiten  der  Glossatoren,  s.  Pütter,  Lit.  I. 
S.  54  u.  f.  —  Ueber  die  ersten  staatsrechtlichen  Streitschriften  im 
XIV.  Jahrhundert  bei  Gelegenheit  des  Zerwürfioisses  des  K  Ludwig 
des  Bayern  mit  dem  römischen  Stuhle  (Marsilius  de  Menandrino, 
Wilhelm  ab  Occam,  Lupoid  v.  Bebenburg,  s.  Pütt  er,  Lit.  I.  S.  67  u.  f. 
s.  meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  Thl.  I.  §.  54.  —  Ueber  Petrus 
de  AncUo,  de  imp.  Bom.  Germ,  libri  II  (um  1460),  herausgegeben  von 
M.  Freher  1612«  s.  Pütter,  1.  c.  L  p.  77  u.  f.;  Hugo  in  der  Zeit- 
schrift f.  gesch.  R.-W.  L  S.  346  u.  f.  —  Meine  deutsche  RechtsgescL 
1.C  §.  54;,  s..  auch  meine  Ausgabe  u.  Comment.  über  das  alte  Bambeiger 
Recht,  1839,  S.  44  u.  Anh.  IIL  —  Ueber  die  publicistische  Bedeutung 
der  Arbeiten  der  Beichskammergerichtsassessoren  im  16.  Jahrhundert 
(Mynsinger,  f  1578,  Gail,  f  1587  u.  A.),  s.  Pütter,  Lit  I. 
S.  116  u.  f.  —  Erste  Schriften  mit  der  Tendenz  praktischer  Erdrteruiig 
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der  Qaellen:  Dominicns  Arumaeua  (geb.  1579,  f  1637,  der  erste  Lehrer 
des  Staatsrechts  zu  Jena)  discorsus  academici  de  jure  puhL  5  Bde. 
1616—23.  —  Idmnaeus,  de  jure  publ.  üb.  EX.  4  Bde.  1629—46.  — 
VergL  hieraber  Ptttter,  Lit  I.  S.  165  u.  f.  194  u.  f.  —  Olden- 
borger,  PhiL  Andreas,  Pandectae  jur.  publ.  s.  Limnaeus  enucieatus, 
Gener.  1670.  fol.  —  Erste  Anfänge  theils  einer  geschichtlichen  Be- 
gründong,  theils  einer  politischen  Kritik  der  gegebenen  Zustände: 
Herrn.  Conring  (geb.  1606  f  1681)  zu  Helmstftdt,  in  s.  publidstischen 
Dissertationen  seit  1635  (Ptttter,  Lit  L  S.  203  u.  f.).  —  HyppoUthua 
a  Lapide  (PA.  v.  Chemnitz),  de  ratione  Status  imperii  Rom.  1640.  — 
Sererinus  de  Manzambano  (8.  Pufferulorf),  de  statu  imp.  Oerm.  ad 
Ladinm  fratrem  über  1667.  —  Caesartnus  Fürateneritis  {v.  Leibmtz), 
de  jure  snprematus  ac  legationum  principum  Germ.  1677.  (Vergl. 
Ptttter,  Lit  L  S.  203.  207.  234.  249.)  —  Erste  Anleitung  zur  Re- 
giernngskunst  eines  deutschen  Staates:  Veit  Ludwig  v.  Seckendorf, 
deutscher  Fttrstenstaat  1655.  (Ptttter,  Lit  L  S.  225.)  —  Erste  com- 
pendiarische  und  andere  systematische  Schrülen:  Gabriel  Schweder 
(Prof.  in  Tübingen),  introductio  in  jus  publ.  imp.  R.  G.  novissunum, 
1681.  —  Ph.  Rieh.  Vitriariua,  institutiones  juris  publ.  (zuerst  unter 
dem  Namen  Nie  Dankwerth)  1683.  Hierzu:  J.  E.  Pfeffinger,  Vitriarius 
ülustratus  1661,  stark  vermehrt,  Gotha  1739,  unter  dem  Titel:  Corp. 
jnr.  publ.  etc.  (Dazu  das  Repertor.  v.  Rice  ins,  1741).—  Aus  dieser 
Zeit  sind  noch  besonders  zu  erwähnen:  Job.  Nie.  Hert  (geb.  1652), 
eine  üebersicht  s.  publicistischen  Dissert.,  s.  bei  Ptttter,  I.  S.  256; 
H.  Cocceji,  jur.  publ.  prudentia  compendio  exhibita  (zuerst)  1695; 
J(^.  Ph,  Datt,  de  pace  imp.  publica  1698;  J.  Schilter,  institutiones 
jiff.  pubL  1696;  GhtU.  Gerh.  Titiusy  Specimen  jur.  publ.  R.  G.  (zuerst) 
1698.  —  Ueber  die  Verdienste  der  Hallischen  Juristen  vom  Ausgang 
des  17.  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts,  wie  Christ  Thomasius 
(geb.  1655  t  1728);  Samuel  Stryck  (geb.  1640  f  1710),  Job.  Peter 
Ludewig  (geb.  1668  f  1743),  Nie.  Hier.  Gundling  (geb.  1671  f  1729), 
Joh.  Sam.  Stryck  (geb.  1668  f  1715),  Just  Henning.  Böhmer  (geb. 
1674  t  1748),  Joh.  Gotti.  Heineccius  (geb.  1680  f  1741)  u.  A., 
Tcrgl.  Pütter,  Lit  L  S.  326  u.  fl  —  B.  G.  Struv,  Syntagma  jur.  publ. 
1711;  sodann  vermehrt  unter  dem  Titel:  Corp.  Jur.  publ.  imp.  1720. 
1731.  Ein  Auszug  daraus  ist  seine  juris  publ.  prudentia.  1712.  1730. 
1740.  Nach  seinem  Tode  (f  1738)  erschien  seine  Jurisprudentia  he- 
roica,  7  Bde.  1743—53,  edirt  v.  J.  A.  Hellfeld.  —  Am  bedeutendsten  sind 
unter  den  gleichzeitigen  und  nachfolgenden  Publicisten:  J,  J.  Mascav, 
princ.  jur.  publ.  (zuerst  1729.  V.  Ausgabe  1761).  —  J.  J.  Moser 
(geb.  1701 1 1785).  Ausser  seinen  bereits  unter  I.  u.  ü.  B.  angefahrten 
Schriften  u.  Sanmüungen  gehören  hierher:  dessen  deutsches  Staats- 
recht, 50  Thle.  1737—53,  u.  2  ThL  Zusätze  u.  1  Register,  1754;  dessen 
neues  Staatsrecht,  21  Bde.  u.  1  Bd.  Register,  1766—1775,  u.  3  Bde. 
Zusätze,  1781—83.  —  Von  J.  St  Ptttter  (geb.  1725  1 1807)  sind  hier 
anzufahren:  Institutiones  jur.  publ.  (zuerst  1770),  6.  Aufl.  1802; 
dessen  Beitr.  z.  deutsch.  StaaU-  und  Fttrstenr.  2  Thle.  1777.  1779; 
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Erörterungen  u.  Beispiele  des  deutsch.  Staats-  u.  Fürstenr.  2  Bde. 
1793. 1794;  historische  Entwickelung  der  heut.  Staatsretfassang  des 
deutsch.  Reichs,  3  Bde.  (zuerst  1786);  des  selb.  Geist  des  westphäL 
Friedens,  1795.  —  (J.  B.  Fölsch)  Erklärung  des  deutsch.  Staatsr. 
nach  Pütter,  Wien  1793.  —  C.  F.  H&berlin,  Handb.  des  deutsch. 
Staatsr.  3  Bde.  1794—1797.  (Bd.  1  u.  2  sind  1802  und  1803  neu  auf- 
gelegt.) —  J.  L.  El  üb  er,  Einleitung  zu  einem  neuen  Lehrb^griffe  des 
deutsch.  Staatsr.  1803.  —  J.  C.  Lei  st,  Lehrb.  des  deutsch.  Staatsr. 
1803.  (2.  Auii.  1805.)  —  N.  Th.  Gönner,  deutsch.  Staatsr.  1804.  - 
T.  Schmalz,  Handb.  des  deutsch.  Staatsr.  1805.  —  Eine  gedrängte 
üebersicht  der  deutsch.  Beichsyer&ssung  gew&hrt  auch  K.  E.  Schmid, 
Lehrb,  des  gem.  deutsch.  Staatsr.  Jena  1821.  Kap.  3.  S.  253  o.  f.  — 
VergL  auch  (Buder)  Repert.  reale  pragmat.  jur.  publ.  et  feud.  1751; 
umgearbeitet  und  vermehrt  (aber  nur  von  A— R  ausgeführt)  von  H.  G. 
Scheidemantel  und  G.  F.  H&berlin,  Repertorium  des  deutschen 
Staats-  und  Lehnrechts,  1782—1795.  4  Bde. 

B)  Aus  der  Zeit  des  rheinischen  Bundes. 

Hierher  gehören  ausser  den  oben  H.  C.  angeführten  Zeitschriften:  K  S,  Za- 
chariae,  jus  publ.  civitatum,  quae  foederi  Rhenano  adscriptae  sunt  1807 
und  dessen  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten  u.  das  rhein.  Bnndesr., 
erläut  in  einer  Reihe  y.  Abhandl.  1810.  —  J.  Zintel,  Entwurf  eines 
Staatsr.  für  den  rhein.  Bund,  1807.  —  J.  F.  N.  Brauer,  Beiträge  zu 
einem  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  1807.  —  G.  H.  v.  Berg,  Ab- 
handlungen z.  Erläuterung  d.  rhein.  Bundesakte,  1808.  -—  W.  J.  Behr, 
syst  Darstellung  des  rhein.  Bundes,  1806.  —  J.  L.  Elüber,  Staatsr. 
des  Rheinbundes,  1808. 

C)  Seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes. 

(Die  Schriften,  in  welchen  nur  das  öffentliche  Recht  des  deutschen 
Bundes  ausschliesslich  behandelt  wird,  sind  unten  im  neunten  Abschnitt, 
Bundesverfassung,  angegeben.) 

a)  Systematische  Werke:  J.  L.  Elüber,  öffentl.  Recht  des  deutsch. 

Bundes  u.  d.  Bundesstaaten  (zuerst  1817),  4.  Aufl.  1840.  —  K  H.  de  S. 
(Schwarzkopf)  Ezposö  du  droit  public  de  TAllemagne.  Genöve  et  Paris 
1821.  —  E.  E.  Schmid,  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Staatsr.  L  AbtL 
1821  (unvollendet).  —  Schmalz,  deutsch.  Staatsr.  Berlin  1825.  — 
S.  Jordan,  Lehrb.  d.  allgeuL  u.  deutsch.  Staatsr.  I.  Abth.  1831  (un- 
voüendet).  —  R.  Maurenbrecher,  Grds.  des  heut  deutsch.  Staatsr. 
1837.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staats-  u.  Bundesr.  1841  flg. 
(2.  Aufl.  1853).  —  K  E.  Weiss,  System  d.  deutsch.  Staatsr.  1843.  - 
J.  Held,  System  des  Verfassungs-Rechts  der  monarchischen  Staaten 
Deutschlands,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Constitutionalismus.  H  Bde. 
Würzburg  1856.  1858.  —  G.  A.  Grotefend,  System  des  öffentlichen 
Rechts  der  deutschen  Staaten,  (bis  jetzt  nur)  L  Abth.  Cassel  1860.  — 
Otto  Mejer,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht,  Rostock  1861. 

b)  Abhandlungen  über  mehrere  öffentliche  Rechtsfragen:   Abhand- 

lungen über  Gegenstände  des  allg.  Staatsr.  in  Norddeutschland.  L  Bd. 
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in  2  Abth.  Garlsnihe  1821  —  A.  W.  Heffter,  Beitr.  som  dentscL 
Staats-  und  Ffirstenr.  1829.  —  L.  ▼.  Drescb,  Abhandlangen  aber 
Gegenstände  des  öfientl.  Rechts,  sowohl  des  deutschen  Bundes  über- 
haupt, als  auch  einzelner  Bundesstaaten,  1890.  —  J.  L.  Kl  über, 
Abhandlongen  u.  Beobachtungen  f.  Greschichtskunde,  Staats-  u.  Rechts- 
wissenschaften. ÜBde.  1890. 1834.  —  A.  L.  Reyscher,  publicistische 
Versuche,  1832.  —  F.  v.  Gruben,  Abhandl.  über  Gegenst&nde  des 
öffientl.  Rechts  des  deutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten,  1885. 
1836.  2  Hefte. 

c)  Lexikalische  Werke:     Staatslexikon    oder  Encyklop&die   der 

Staatswissenschaften,  herausg.  von  G.  t.  Rotteck  und  C.  Welcker, 
15  Bde.  (begonnen  1834,  vollendet  1844).  *-  J.  Weiske,  Rechts- 
lezikon,  1839—1861.  ~  Blnntschli  u.  Brater,  Staatswörterbuch, 
b^onnen  1867—62. 

d)  Zeitschriften:    Pölitz  (dann  Fr.  Bülau),  Jahrbücher  der  Gesch. 

n.  Politil^.  —  Buddeus,  deutsch.  Staatsarchiv,  1840—1843.  —  Bie- 
dermann, deutsch.  Monatsschrift,  seit  1842.  ~  K.  Weil,  constitut 
Jahrbücher,  seit  1843.  —  (v.  Mohl  u.  A.)  Zeitschrift  f.  die  gesammte 
Staatswissenschaft,  Tübingen,  seit  1844.  —  Eberty,  Zeitschrift  fOi 
Tolksthümliches  Recht  u.  nationale  Gesetzgebung,  seit  1844.  —  Beson- 
ders: J.  T.  B.  V.  Linde,  Archiv  für  das  öffentl.  Recht  des  deutschen 
Bundes,  Giessen  1850-1861,  4  Bde.  (wird  fortgesetzt). 

IV.  Schriften  ttber  das  partikal&re  Staatsrecht. 

Ueber  die  ehemaligen  Reichslande,  insbesondere  über  die  ehemaligen 
geistlichen  Territorien:  A.  J.  Schnaubert,  Anfsuigsgründe 
des  Staatsrechts  der  gesanmiten  Reichslande,  1787.  —  v.  Roth,  Staats- 
iecht der  deutschen  Reichslande.  2  Bde.  1788.  179L  —  J.  G.  Meyer, 
deutsch,  geistliches  Staatsrecht  2  Thle.  1773;  desselben:  welt- 
liches Staatsr.  3  Thle.  1775.  1776.  —  (Wilibald  Held)  Reichs- 
pr&latisches  Staatsrecht  2  Bde.  1781.  1785.  —  J.  v.  Sartori, 
geistliches  u.  weltliches  Staatsrecht  der  deutsch,  kaihol.  geistl. 
Erz-,  Hoch-  und  Ritterstifter.  2  Bde.  1788—1791.  —  Yergl.  meine 
Abhandlung  über  die  Bildung  der  geistlichen  Fürstenihümer,  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  Allodialit&t  u.  Feudalit&t,  in  meinen  Alter- 
thfimem.  Bd.  ü.  (1860)  Nr.  L 

üeber  das  Staatsrecht  der  ehemaligen  Reichsritterschaft,  siehe  die 
Literatur  unten  §.  105. 

Ueber  das  Staatsrecht  der  Reichs  Städte,  siehe  unten  §.  95;  der  Reichs- 
dörfer, siehe  unten  §.  80. 

üeber  das  Staatsrecht  der  einzelnen  dermal  bestehenden  Staaten: 

Oester reich:  ältere  Schriften  von:  F.  F.  Schrötter,  Grundriss  des 
östenr.  Staatsrechts,  Wien  1775;  dessen  Abhandlungen,  Wien  1762. 
Kiemen s,  Grundriss  etc.  1781.  —  Jos.  Kropatschek,  Staatsver£ 
Oesterreichs.  5  Bde.  1794.  —  Barth-Barthenheim,  das  Ganze  der 
Österreich,   politischen   Administration.  TL  Bde.  Wien  1838.  1841.  — 
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M.  y.  Stubenrauch,  Handbuch  der  Österreich.  Yervaltungsgesetz- 
künde  nach  dem  gegenwärtigen  Standpunkte  der  Gesetzgebung.  £1  Bde. 
Wien  1852. 

PreuBsen:  Bergius,  Preussen  in  staatsrechtlicher  Beziehung.  2.  And. 
1843. —  Stiber,  die  Gesetzgebung  des  preuss.  Staats  seit  Einftthrang 
der  constit.  Begierungsform,  1850.  —  L.  t.  Rönne,  das  Staatsr.  der 
preuss.  Monarchie.  1.  Lief.  Leipz.  1856. 

Bayern:  v.  Ereitmayer,  Grundr.  des  allgem.  n.  bayer.  Staatsrechts, 
3  Thle.  1770.  —  C.  Cuccumus,  Lehrb.  des  Staatsrechts  der  oonstiL 
Monarchie  Bayerns,  Würzburg  1825.  —  y.  Dresch,  GrundzOge  des 
bayer.  Staatsr.  2.  Ausg.  1835.  —  E.  y.  Moy,  Lehrb.  d.  bayer.  Staatsr. 
L  Thl.  L  Abthl.  1840.  ü.  Abthl.  184L  IL  Tbl.  1843.  —  Pözl,  bayer. 
Staatsverf.-Recht,  Würzburg  1847.  —  Derselbe:  Lehrb.  des  bayer. 
Verf.-Rechts,  München  1851. 

Sachsen,  Königreich:  y.  Römer,  Staatsrecht  u.  Statistik  des  KurförsteD- 
thums  Sachsen,  3  Thle.  1787—1792.  —  Weise,  Lehrb.  des  k.  sächs. 
Staatsrechts,  2  Bde.  1824.  1827.  —  Fr.  Bülau,  Darstellung  der  Yeil 
u.  Verwaltung  des  K.  Sachsen.  Bd.  L  1833.  —  J.  Grünler,  Beitr.  z. 
Staatsr.  des  K.  Sachsen  (ausw&rtiges  Staatsr.)  1838.  —  Müh  aus  er. 
d.  Staatsr.  des  E.  Sachsen,  L  Bd.  1839. 

Würtemberg:  R  v.  Mohl,  Staatsr.  des  K.  Würtemberg,  2.  Aufl.  IIBdfi. 
Tübingen  1840. 

Baden:  J.  J.  Moser,  Einleitung  in  das  markgräfl.  bad.  Staatsr.  1772. ~ 
E.  J.  J.  Pfister,  geschichü.  Entwicklung  des  Staatsr.  des  Gross- 
herzogthums  Baden.  Heidelberg,  L  Bd.  1836.  11.  Bd.  I.  Abth.  1838. 

Hessen:  J.  G.  Estor,  origines  jur.  publ.  Hassiaci,  1738;  und  dessen: 
Jus  publicum  Hassiacum,  1752.  —  Murhard,  Grundlinien  des  jetzigen 
Staatsr.  des  Eurfilrstenth.  Hessen.  2  Bde.  1834. 1835.  —  E.  K  Weiss, 
System  des  löfTentl.  Rechts  des  Grossherzogth.  Hessen.  Bd.  L  (Yerf.) 
1837.  —  F.  A.  Eüchler,  Handbuch  der  Lokalstaatsyerwaltung  in 
Grossherzogth.  Hessen,  Heidelberg  1854.: 

Sachsen-Weimar:  C.  W.  Schweitzer,  öflfentl.  Recht  des  Grosshen. 
Sachsen- Weimar-Eisenach.  L  Bd.  1825.  —  G.  W.  Burkhard,  Handb. 
der  Verwaltung  im  Grossherz.  Sachsen- Weimar,  Neustadt  a.  d.  0. 1841 

Die  übrigen  deutschen  Bundesstaaten:  J.  J.  Moser,  ESnleitan^ 
in  das  churfarsü.  u.  fürstl.  Brau n seh  w ei gisc he  Staatsrecht  1755.- 
Scheid,  Anmerkungen  u.  Zusätze  hierzu,  Götting.  1757. —  J.  J.  Moser. 
Staatsrecht  des  Fürstenthums  Anhalt,  1741.  —  Schlegel,  Staatsr. 
des  E.  Dänemark  und  der  Herzogth.  Schleswig-Holstein  osd 
Lauen  bürg.    Aus  dem  Dan.  übers,  yon  Sarauw.  Schleswig  1828. 
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Siebenter  Abschnitt. 

Das  Staatsrecht  zw  Zeit  des  deutschen  Reichs^). 

Vom  deutschen  Reiche  überhaupt*). 

I.  Deutschland  erscheint  als  ein  besonderes  Königreich 
{regnum  Germaniae)  seit  der  Theilnng  des  fränkischen  Reichs 
nnter  die  Söhne  des  Kaisers  Ludwig  des  Frommen  durch 
den  Vertrag  von  V  er  dun  im  Jahre  843.  Die  vollständige  und 
bleibende  Lossagung  Deutschlands  von  dem  Frankenreiche 
geschah  aber  erst  durch  die  Absetzung  Karls  des  Dicken  im 
Jahre  888.  Von  hier  an  war  Deutschland  ein  selbsts4än- 
diges  Königreich. 

n.  Von  Kaiser  Otto  L  an  rechnete  man  die  Errichtung 
einer  bleibenden  Verbindung  Deutschlands  mit  dem  römi- 
schen Kaiserthume  {imperium  Romanum)^).  Seitdem 
behauptete  die  deutsche  Nation,  dass  ihr  König  von  Rechts- 
wegen römischer  Kaiser  {imperator  Romanorum)^  sowie  auch 


^)  Da  ich  hinsichtlich  des  Beichsstaatsrechts  im  Allgemeinen  auf  die 
DarsteUang  in  meiner  deutschen  Rechtsgeschichte  3.  Aufl.  1858.  Tbl.  II. 
verweisen  kann,  so  gebe  ich  hier  nur  einen  kurzen  Abriss  des  Reichsstaats- 
rechts,  so  weit  ein  solcher  zum  Verständnisse  des  praktischen  deutschen 
Staatsiechts  nöthig  ist 

«)  Vergl.  die  oben  S.  150  flg.  bei  der  Literatur  angegebenen  Lehrbücher 
von  Patter,  Leist  und  Gönner,  und  das  Handbuch  yon  Häberlin, 
sodann  Schmid,  Lehrbuch  (1821)  §.  124  flg.  ->  Maurenbrecher, 
Staatsr.  §.  62  flg.  —  H.  A.  Zachariä,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  29.  —  Abrisse 
des  Reichsstaatsrechts  haben  auch  aufgenommen:  J.  Held,  System  des 
Yeriassungsrechts  der  monarchischen  Staaten  Deutschlands,  Bd.  I.  (Wttrz- 
borg  1866)  S.  415  flg.  ~  0.  Mejer,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht, 
Rostock  1861.  S.  37  flg. 

3)  Es  war  dies  eine  Realunion  in  dem  oben  §.  65  angegebenen  Sinne. 
VergL die  Sanctio  inter OttonemM.  atque  Romanos a.  964 (Papst Leo YHI.) ; 
8.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Th.  IT.  §.  46.  Note  3. 
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König  von  der  Lombardei  (dem  sog.  regnum  Italiae)  sei ;  doch 
pflegten  in  der  älteren  Zeit  (vor  K.  Maximilian  I.)  die  deatschen 
Könige  den  römischen  Kaisertitel  nicht  zu  ftlhren^  bevor  sie 
in  Rom  wirklich  gekrönt  worden  waren  ^).  Das  Ganze  nannte 
man  ,,heilige8  römisches  Reich  deutscher  Nation'^ 
{sacrum  Imperium  Mofnanorum  Nationis  Germaniae), 

in.  Das  Wort  ,,Reich''  bezeichnete  bald  das  Landgebiet, 
bald  die  gesammte  vereinigte  Reichsgewalt  (Kaiser  und  Reichs- 
stände) ,  bald  (im  engeren  Sinne)  die  Gesammtheit  der  Reichs- 
stände im  Gegensatze  zum  Kaiser. 

IV.  Aus  der  Verbindung  des  Königreichs  Germanien  mit 
dem  römischen  Kaiserthume  leitete  man  flir  den  römisch- 
deutschen  Kaiser,  als  Nachfolger  der  alten  römischen  Im- 
peratoren, den  Vorrang  vor  allen  übrigen  Monarchen  Europas  % 
die  Advocatie  ttber  den  päpstlichen  Stuhl  und  die  christliche 
Kirche*),  sowie  manche  andere  Ehren-Vorrechte  ab'). 

§.  77. 
Regierungsform  des  deutschen  Reichs^). 

I.  Das  deutsche  Reich  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  ent- 
schieden als  eine  durch  Reichsstände  beschränkte  Wahl- 


*)  Ausdracküch  sagt  dies  der  Sachsensp.  m.  52.  §,  1.  (Siehe  meine 
deuteche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  IL  §.  46.  Note  4).  —  Pütter, 
instit  §.  20  flg.  —  Siehe  unten  §.  83.  Note  2. 

s)  In  den  letzten  Zeiten  des  Reichs  erkannte  der  Kaiser  den  gleichen 
Rang  der  französischen  Republik  an  (im  Frieden  von  Campe formio, 
Ton  1797,  art  23);  schon  früher  im  Passaro  witzer  Frieden  von  1718 
hatte  er  den  gleichen  Rang  des  Sultans  anerkannt  Lei  st,  deutsches 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  16.  Not  8. 

^)  Wahlkap.  art.  1.  §.  1;  wegen  des  hierdurch  dem  römischen  Stuhl 
zugesagten  Schutzes  enthalt  aber  die  Wahlkap.  art  1.  §.  10  eine  ans- 
drückliche  Verwahrung  der  Protestanten  und  Ausbedingung  eines  gleichen 
Schutzes. 

7)  Z.  B.  das  Recht,  Königstitel  zu  verleihen  u.  s.  w.  Siehe  unten  §.  83. 

^)  J.  J.  Moser,  von  Deutschland  und  dessen  Staatsverfiaissung  über- 
haupt, 1766.  —  Pütter,  inst  §.23  flg.  u.  dessenBeitr.ThLL  Nr.  IL  III. 
—  Gönner,  Staatsr.  §.  3.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  16  «F.—  Mau- 
renbrecher, Staatsr.  §.  71.  —  H.  A.  Zachariä,  Staatsr.  (2.  Aufl.) 
§.  29.  —  G.  W.  T.  Lancizolle,  Uebersicht  der  deutschen  Rdchsverh&lt- 
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Bonarchie,  ind  gleichzeitig  als  ein  ans  vielen  Partiknlar 
Staaten  {Territoria)  zosammengesetzter  Staatsköiper  (als 
SUatenstaat)  ausgebildet 

n.  Hiernach  ergibt  sich  von  selbst ,  dass  die  Reichs- 
regienmg  anf  einem  zweifachen  Princip  beruhte:  nämlich 
I)  auf  dem  Princip  oder  der  sog.  Maxime  der  Reichseinheit 
und  2)  anf  der  Maxime  der  Staatentrennnng  und  parti- 
kulären Selbstständigkeit. 

III.  Die  Reichsgewalty  d.  h.  das  Herrscherrecht 
im  deutschen  Gesammtstaate,  dem  sog.  Reichsstaate, 
stand  unstreitig  dem  Kaiser  zu :  er  galt  allein  im  Reichsstaate 
als  souverainer  Monarch,  und  diese  seine  Souverainetät 
äusserte  sich  vorzugsweise  in  seinem  Rechte  der  Sanktion  der 
Beichsgesetze  und  der  ausschliesslichen  Leitung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  des  Reichs. 

lY.  So  hoch  aber  der  Kaiser  als  Herrscher  über  Fürsten 
und  andere  regierende  Herren  gestellt  schien,  so  war  er  doch 
an  Gewalt  der  eingeschränkteste  Monarch  der  Christenheit^). 
Daher  erklärt  sich,  dass  in  den  letzten  Zeiten  die  Publicisten 
meistens  das  Reich,  oder  den  Reichsstaat,  selbst  als  das  eigent- 
liehe  Subjekt  der  Regierungsgewalt  betrachteten  ^).  Die  könig- 
liche Gewalt  bestand  demnach  in  dem  Rechte  des  Kaisers,  die 
Beehte  des  Reichs  in  verfassungsmässiger  Weise  auszuüben^). 
Es  hatte  sich  also  eine  Lehre  von  einer  Art  von  Staatssouve- 
rainetät  gebildet,  welche  in  der  Eigenschaft  des  Reichs  als 
Wahlreich  und  dem  Dasein  einer  mächtigen  reichsständischen 
Körperschaft  wurzelte,    ohne  im  Wesentlichen   irgend  etwas 


nisse,  Berlin  1830.  —  Perthes,  de  sententüs  jur.  publ.  peritonun,  quas 
b«baerint  de  imperii  Germ,  forma  atque  statu,  Bonn  1844.  —  Meine 
deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  Thl.  II.  §.  44  ff. 

*)  Ausdrücklich  sagte  dies  schon  Gönner,  Staatsr.  §.  99. 

»)  Gönner,  Staatsr.  §.  94.  Vm. 

<)  Gönner,  Staatsr.  §.  95.  —  Die  Wahlkap.  art.  1.  §.  1  bezeichnet 
die  Regierangsgewalt  des  Kaisers  als  König  von  Germanien :  „Unsere  könig* 
liehe  Gewalt,  Amt  und  Regierung.**  —  Jedoch  war  man  allgemein 
einrerstanden,  dass  der  Kaiser  (König)  weder  als  ein  Mandatar  noch  als 
ein  Beamter  des  Reichs  zu  betrachten  sei,  sondern  als  wahrer  und  alleiniger 
soaTendner  Monarch  in  Deutschland.  Gönner,  Staatsr.  §.  93. 
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anderes    anszndrttckeny    als    dass   der  Kaiser   die   Reichs- 
regierung habe^). 

y.  Da  nur  allein  der  Kaiser  als  Souverain  betrachtet 
wurde,  so  waren  auch  sämmtliche  Reichsfbrsten  und  andere 
Reichsstände  der  Theorie  nach  seine  Unterthanen,  obgleich 
man  diesen  Ausdruck  gern  vermied ,  und  gewöhnlich  nur  von 
ihrer  Subordination  sprach^). 

VI.  Selbst  der  Kaiser  galt  als  Reichsfttrst  hinsichtlich 
seiner  Erblande  als  Unterthan  und  beziehungsweise  als 
Lehensmann  des  Reichs''). 

VII.  Die  Reichsstände  hatten  ihres  Antheiles  an  der 
Regierung  ungeachtet  unstreitig  keinen  Antheil  an  der  Sonve- 
rainetät  des  Kaisers. 

YIU.  Die  Territorien  waren,  mit  Ausnahme  der  freien 
Reichsstädte  und  der  wenigen  Reichsdörfer,  meistens  (durch 
Landstände)  beschränkte  Einherrschaften. 

IX.  Aus  der  Maxime  der  Reichseinheit  leitete  man 
ab  ®) :  1)  das  Oberaufsichtsrecht  der  Reichsgewalt  über  die 
Territorialregierungen  überhaupt;  2)  das  Recht  der  Reichs- 
gewalt, direkt  gegen  alle  mittelbaren  und  unmittelbaren  Reichs- 


*)  Pütt  er,  inst  §.  129:  „Immo  pro  indole  monarchiae  electitiae  pro- 
prietas  jurium,  quae  vel  a  solo  Caesare  exercentur,  penus  imperiam 
est  etc.  —  Schon  der  Sachsenspiegel  III,  52.  §.  1  spricht  von  „des 
rikes  gewalt",  die  der  Kaiser  habe.  Desgleichen  gelobte  der  Kaiser 
in  dem  Eide,  den  er  bei  seiner  Thronbesteigung  zu  schwören  hatte  (Sach- 
senspiegel m,  54.  §.  2)  „dat  he  it  rike  vorsta  an  sime  rechte.'^ 
Meine  deutsche  Rechtsgcsch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  H.  §.  46.  —  Es  ist  dies 
unverkennbar  ein  Ausdruck,  welcher  der  Idee  der  Kepräsentation  des 
Staates  durch  den  Souverain  (siehe  oben  §.  54)  entspricht.  Dasselbe  sucht« 
man  in  Bezug  auf  die  Reichslehen  durch  die  Bezeichnung  des  Kaisers  als 
Frodomnu8  auszudrücken.  Die  Sitte,  einen  Begierungseid  bei  der  Kronong 
zu  schwören,  wurde  bis  zur  Auflösung  des  Reichs  beibehalten.  L eis  t ,  Staats- 
recht §.  65. 

•)  Leist,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  16.  III.  —  Siehe  .besonders  Pütter, 
Beitr.  I.  S.  58  flf.  —  Vergl.  Gönner,  Staatsr.  §.  52;  meine  deutsche 
Rechtsgesch.  1858.  Th.  n.  §.  77. 

7}  Gönner,  Staatsr,  §.  52.  -—  Der  Kaiser  musste  daher  seine  eigenen 
Reichslehen  (durch  einen  Stellvertreter)  von  sich  selbst  empfangen  (Wahl- 
kap.  art  X.  §.  11);  und  von  seinen  Erblanden  zu  den  Reichslasten  bei- 
tragen. Wahlkap.  art  V.  §.  6. 

8)  Gönner,  Staatsr.  §.  89. 
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aogehdrigen  fiskaUsch  wegen  Verletzimg  ihrer  Pflichten  gegen 
das  Beich  einzuschreiten ,  wie  z.  B.  wegen  Landfrieden»- 
bnichs;  3)  die  UnStatthaftigkeit  aller  gewalthfttigen  Selbsthilfe 
unter  den  Beichsgliedern^);  4)  den  Grundsatz ,  dass  absolut 
gebietenden  oder  verbietenden  Beiehsgesetzen  in  keinem  Terri- 
torium durch  die  Landesgesetzgebung  derogirt  werden  könne  ^®). 
X.  Das  Princip  der  Beichseinheit  hatte  aber  sehr  durch 
die  steigende  Bedeutung  des  Partikularismus  gelitten,  welchen 
aiifänglich  die  Kaiser  selbst  durch  Verleihung  von  exorbitanten 
Privilegien  und  Exemtionen  von  den  Beichsgerichten  nähr- 
ten ^^):  insbesondere  aber  litt  die  Beichseinheit  durch  die  end- 
liche Entwickelung  der  Landeshoheit  zu  einer  eigenthümlichen 
Art  von  untergeordneter  Staatsgewalt*^),  und  durch  die  im 
westphäUschen  Frieden  den  Beichsständen  ertheilte  Bewilligung 
des  Bündnissrechts  mit  auswärtigen  Staaten  >'). 


*)  Ausdrücklich  bestimmt  dies:  InHr,  Pac.  Otmabr.  art  XYII.  §.  7. 
(Siehe  unten  §.  104.  Note  19).  --  Nur  zur  Erwehrung  gegen  den  Miss- 
bnnch  einer  verliehenen  Zollgerechtigkeit,  und  g^en  einseitige, 
ohne  Einwilligung  der  Kurfürsten  geschehene  kaiserliche  Verleihung  der- 
selben, gestattete  ausdrücklich  die  WK.  a.  YIIL  §.  16  u.  20  den  Reichs- 
ständen  und  der  freien  Reichsritterschaft  die  Selbsthilfe,  so  wie  auch 
„die  Selbstmanutenenz  bei  derLandeshoheit",WK.  artXY.  §.8. 

*•)  Pütter,  inst  §.  225. 

")  Man  vergl.  z.  B.  das  berühmte  Prwäegium  für  Oester reich  vom 
Jahre  1156  bei  Pertz,  Monum.  Logg.  Tom.  U.  p.  99,  welches,  wenn  es 
auch  unftcht  sein  soUte,  doch  zeigt,  welche  Privilegien  die  Landesherren 
•chon  im  Mittelalter  anstrebten.  YeigL  meine  deutsche  Rechtsgesch. 
a  Aufl.  185a  Thl.  n,  §.  53.  Vm.  Note  15.  S.  490.  491;  u.  meine  Alter^^ 
thOmer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts.  Heidelb.  u.  Leipz.  1860.  Bd.  I. 
S.  95.  —  In  der  Wahlkap.  art.  X.  §.  52  versprach  der  Kaiser:  „(Wollen) 
Uns  auch  alles  dessen,  was  etwa  zu  Exemtion  und  Abreissung  vom 
Reich  Ursach  geben  könnte,  insonderheit  der  exorbitirenden  Privilegien  und 
Immonitaten  enthalten.**  —  Ebendaselbst,  art  XYIII.  wurden  aber  doch 
die  bereits  ertheilten  Exemtionen  von  der  Gerichtsbarkeit  der  Reichsgerichte 
bestätigt 

><)  Leist,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  16.  I.  a.  £. 

*>)  Insir.  Pac.  Omabr.  art  Vlll.  §.  2.  „  Cum  primis  vero  jus  faciendi 
wter  te  et  cum  exteris  foedera,  pro  sua  ccgusque  conservaüone  ac  aecurüate, 
singulis  stadbus  perpetuo  liberum  esto,  ita  tarnen,  ne  ejnsmodi  foedera  sint 
contra  imperatorem  et  Imperium  et  pacem  ejus  publicam,  vel  hanc  inprimis 
transactionem'*,  etc. 
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XL  Die  Maxime  der  Staatentrennnng  äusserte  sich 
aber  gerade  darin,  dass  dem  Kaiser  reichseonstitntionsmässig 
untersagt  war,  in  die  Landeshoheit  einzugreifen,  so  lange  der 
Landesherr  verfassungsmässig  regierte  ^^). 

§.  78. 
Grundgesetze  des  deutschen  Reichs^). 

Als  die  wichtigsten  Verfassungsgesetze  (Grundgesetze)  des 
deutschen  Reichs  betrachtete  man: 


**)  Das  erBte  kaiserliche  Versprechen,  in  die  landesherrliche  Regierung 
nicht  eingreifen  zu  wollen,  findet  sich  in :  Const.  Utin,  Friderici  IL  a.  1232. 
„ünnsquisque  Principom  libertatibus  Jnrisdictionibus,  comitatibas,  centis, 
siye  liberis  sive  infeodatis,  utatur  quiete,  secundom  terrae  snae  consae- 
tadinem  approbatam.  Gentumgrayü  redpiant  centas  a  Domino  terrae  yd 
ab  eo,  qui  per  Dominum  terrae  fuerit  infeodatus.  Locum  centae  nemo 
mutabit  sine  consensu  Domini  terrae.  Nullam  novam  monetam  in  terra 
alicm'us  principis  cudi  faciemus,  per  quam  moneta  ejus  principis  deterio- 
retur."  —  Instr,  Pac.  Osnabr.  art  Vm.  §.1:  „.  .  .  Omnes  et  singuli 
Electores,  Principes  et  Status  Lnp.  Bomani  in  antiquis  suis  juribus,  prae- 
rogativis,  übertäte,  privilegüs,  libero  juris  territoriaUs  tarn  in  ecdesiasticis 
quam  in  politicis  exerciüo,  ditionibns,  regaUhua,  horumque  omnium  posses- 
sione  ita  stabiliti  firmatique  sunto,  ut  a  nullo  unquam  sub  quocunque  prae- 
textu  de  facto  turbari  possint  yel  debeant  '*  —  Hiermit  stimmt  überein  die 
Wahlkap.  art  I.  §.  2.  „. . .  ("Wie  wir)  dann  auch  die  Fürsten,  Prälaten, 
Grafen,  Herren  und  Stände  (die  unmittelbare  freie  Beichsritterschaft  mit- 
b^n^en)  bei  ihren  Hoheiten,  geist-  und  weltlichen  Würden,  Gerechtigkeiteil, 
Macht  und  Gewalt,  sonst  auch  einen  jeden  bei  seinem  Stand  und  Wesen 
lassen."—  Noch  bestimmter  lautet:  Wahlkap.  art  I.  §.  8:  „Der Landes- 
hoheit und  Factis  nicht  einzugreifen.  Wir  woUen  auch  weder  den  Reichs- 
gerichten, noch  sonst  jemand,  wer  der  auch  seye,  gestatten,  dass  denen 
Ständen  in  ihren  Territoriis  (Zusatz  1790.  1792.  „in  ihre  Landes- 
hoheits-  und  Regierungs  -  Sachen  besonders**)  in  Beligions-, 
Politischen-,  Justiz-,  Cameral-  und  Criminal-Sachen  sub  quocunque  praOextu 
wider  die  Beichsgesetze,  den  Friedensschluss  oder  angerichtete  und  verbind- 
liche Pacta  vor-  oder  eingegriffen  werde. 

^)  Literatur:  J.  St  Pütter,  histor.  Entwickelung  der  Staatsvert  d. 
deutsch.  Reichs.  HIBde.  Götting.  (2.  Aufl.).  1788.  —  Moser,  y.  Deutsdiland 
u.  d.  deutsch.  Staatsyerl überhaupt,  Stuttg.  1766.  S.  195 flg.  —  Häberlin, 
Handbuch,  Bd.  L  S.  179  flg.  —  Abhandlungen  über  Gegenstände  des 
allgemeinen  Staatenrechts  in  Norddeutschland,  Garlsruhe  1824,  S.U.  21  flg. 
~  Die  Sammlungen  der  Reichsgesetze,  siehe  oben  bei  der  Literatur  des 
deutschen  Staatsrechts  S.  147. 
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L  Die  Urkunden  K.  Friedrichs  n.  v.  J.  1220  (ConsHtuHo 
Franeof.  de  juribus  Prineipum  ecdtriaaticorum)  and  y.  J.  1232 
(ConMtU.  üün.  de  juribus  Prineipum  saecularium)^  worin  er  zu- 
erst die  geistlichen,  sodann  auch  die  weltlichen  Beichsftirsten 
in  ihren  hergebrachten  Begalien,  d.  h.  in  der  sog.  Landeshoheit 
betätigte,  nnd  somit  den  Grundsatz  der  Staat entrennang 
positiT  anerkannte^). 

n.  Die  Constitution  E.  Ludwigs  des  Bayern  {Con- 
sHtuiio  FraneofurtenHe  de  jure  et  excellentia  imperii)  v.  J.  1338  ^). 
Hierdurch  wurde  die  Unabhängigkeit  der  deutschen  Königs- 
wahl Yom  päpstlichen  Stuhle  und  die  unmittelbare  Berech- 
ügang  des  von  den  Kurfürsten  gewählten  deutschen  Königs, 
sich  sofort  als  römischer  Kaiser  zu  betrachten;  und  die  Eni- 
schddung  der  Stimmenmehrheit  bei  der  durch  die  Kurfürsten 
Yorzunehmenden  Wahl  ausgesprochen. 

m.  Die  goldene  Bulle  (Aurea  Buüa)  K.  Karls  IV. 
y.  J.  1356  ^).  Sie  bestimmte,  welche  Fürsten  fortan  die 
Kurwflrde  haben  sollten;  Unveräusserlichkeit  und  Untheilbar- 
keit  der  Kurfürstenthümer,  und  die  Primogeniturordnung  bei 
der  Erbfolge  in  dieselben;  Grundsätze  über  Begierungsfähig- 
keit  nnd  Begierungsvormundschaft.  Sie  bestätigt  zugleich  die 
Begiemngsrechte  nnd  Privilegien  der  Kurfürsten  in  ihren 
Staaten  und  enthält  sodann  noch  einige  Bestinmiungen  über 
Landfrieden,  Pfahlbürger  und  städtische  Verbindungen. 

IV.  Der  ewige  Landfrieden  K.  Maximilians  L 
v.J.  1495^);  eigentlich  ein  Criminalgesetz  des  Beichs,  aber 


<)  Abdrücke  dieser  Urkunden  s.  bei  Seh  mau  8  8  (Edit  v.  1774)  S.  4  flg.; 
Pertz,  MonunL  Germ.  Legg-  T.  n.  p.  236.  2d2.  — -  YergL  meine  deutsche 
Beditsgesch.  3.  Aufl.  1868.  ThL  ü.  §.  53,  und  besonders  meine  Alter- 
thfimer  des  deutschen  Rechts,  Heidelb.  u.  Leipz.  1860.  Bd.  L  S.  98  flg. 

3)  Abgedruckt  beiSchmauss,  S.  9,  —  Yergl.  meine  deutsche  Hechts- 
geach.  3.  Aufl.  1858.  ThL  H.  §.  58. 

*)  V.  Ludewig»  yoUst.  Erläuterung  der  goldenen  Bulle,  Frkf.  1716. 
1719.  —  Ohlenschlager,  Erläuterung  der  G.-B.  Frk£  u.  Leipz.  1766.  -- 
Pütt  er,  Entwickelung  des  deutschen  Staatsverf.  I,  237  flg.  —  Moser,  v. 
Deutschland  §.  214  flg.  ~  Oertel,  Staatsgrundges.  S.  50.  —  Meine 
deutsche  Bechtsgesch,  3.  Aufl.  1858.  Tbl.  H.  §.  59.  —  ▼.  Leonhardi» 
Etwas  über  die  G.-B.  (aus  d.  Wetzlar.  Beitr.  bes.  abgedr.)  Frkf.  1840. 

0  Abgedruckt  in  der  neuen  Samml.  der  Reichsabschiede,  IL 
S.  1;  bei  S  chmauBS  (1774)  S.  56. 126.  —  Datt,  de  pace  pubHca»  1698.  — 
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za  den  Grundgesetzen  darum  gerechnet^  weil  durch  ihn  die 
Beichsverfassang  eine  wesentlich  neue  Grandlage  dnrch  da« 
Verbot  aller  und  jeder  Fehde  erhielt;  später  mehrfach  erneuert, 
declarirt  und  bestätigt  (1521,  1522,  1542,  1548). 

V.  Die  Keichskammergerichtsordnnng  v.  J.  1495, 
revidirt  1555,  und  die  Beiohshofrathsordnung  v.  J.  151^, 
revidirt  1654,  d.  h.  die  Gerichtsordnungen  für  die  beiden  ober- 
sten Reichsgerichte®). 

VI.  Die  Kaiserliche  Wahlkapitnlation((7apt^u^u> 
Caesarea)"'),  d.  h.  ein  Staatsgrundgesetz,  welches  seit  K. 
Karl  V.  (1519)  bei  jeder  Kaiserwahl  zwischen  dem  Kaiser  und 
den  Kurfürsten  im  Namen  der  sämmtlichen  Beichsstände  über 
seine  Wahl  vertragsmässig  errichtet  wurde  und  die  Bedingungen 
derselben,  sowie  die  Beschränkungen  seiner  Begierungsgewalt 
enthielt.  Dies  war  die  eigentliche  Verfassungsurkunde  desBeiehs, 
aber  immer  nur  für  das  Leben  eines  Kaisers  giltig.  Sie  wurde 
bei  jeder  Wahl  erneuert  und  zeitgemäss  verändert.  Im  Jahre 
1711  (Juli  8)  einigte  man  sich  nach  langen  Verhandlungen 
über  eine  beständige  Wahlkapitulation  {CapitulaHo  Caesarea 
perpetua),  deren  man  sich  auch  seit  der  Wahl  K.  Karls  VL 
bediente.  Demungeachtet  kamen  doch  noch  Zusätze  in  die 
folgenden  Wahlkapitulationen,  welche  zu  machen  die  Kur- 
fürsten als  ihr  besonderes  Becht  (Jus  adcapitulandi)  behaup- 
teten, obsohon  die  anderen  Reichsstände  manchen  solchen  neuen 
Zusätzen  die  Anerkennung  verweigerten  (sog.  Passus  contradicU)  ^). 


Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  U.  §.  60.  —  Yei^I. 
P.  Wigand,  Wetzlar.  Beitr.  Heft  2.  S.  152. 

^)  Abgedruckt  ist  die  R.-K.-6.-0.  t.  1495  in  der  neuen  Sammlung  der 
R.-A.  n.  6;  die  R.-K.-G.-0.  v.  1555,  ebendas.  IE.  43;  die  R.-H.-R.-0.  s.  bei 
8chmauss,  S.  889.  —  YergL  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
Thl.  n.  §.  61.    (Siehe  unten  §.  99.  Note  19). 

^)  Moser,  von  der  kais.  W,-E.  (neu  bearbeitet  von  H&berlin), 
Nürnberg  1772.  —  Dessen  Betrachtungen  über  d.  W.-SL  Joseph's  II. 
2  Thle.  1777.  1778.  —  v.  Riegger,  harmon.  WahlkapituL  Joseph's  IL 
Prag  1781.  —  Häb erlin,  pragmat  Gesch.  der  neuesten  (Leopold  0.) 
kais.  W.-K.  Leipz.  1792.  1793.  —  Schmelzer,  die  W.-K.  Franz  IL 
Heimst  1792.  —  v.  B  erg,  die  W.-K.  Franz  U.  in  syst.  Ordnung,  GOttingen 
1792.  —  Creme,  die  W.-K.  Leopold  U.  und  Franz  II.  mit  Anmerkungen, 
Lemgo  1794;  auch  bei  Oertel,  S.  442. 

*)  YergL  Pütter,  bist  Entwickelung  d.  deutsch.  Staatsveif.  1,351  flg.; 
IL  118.  260.  372*  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  Tbl.  II.  §.  62. 
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YII.  Die  sog.  dentschen  Religionsverträge,  nämlich  der 
6<^.  Passaaer  Vertrag  1552,  als  provisorisches  Tole- 
raozgesetz*)  and  sodann  der  Religionsfrieden  von  Augs- 
burg V.  J.  1555  als  definitives  Toleranzgesetz  *<^),  worin 
zuerst  nnwidermflich  die  Berechtigung  der  protestantischen 
Kirche  (der  sog.  Angsbnrger  Religionsverwandten,  Statits 
Au§usUmae  Canfessioni  addicti)  in  Deutschland  nnd  ihre  Be- 
fireinng  von  der  kirchlichen  Jurisdiktion  der  katholischen 
Bischöfe  anerkannt  wurde  ^*). 

ym.  Die  Concordate  der  deutschen  Nation  mit  dem 
päpstlichen  Stuhle  ^^),  nämlich 

1)  das  Wormser  Concordat  (ßoncordatum  Calixtinum) 
V.  J.  1122,  wodurch  die  freie  Bischofswahl  durch  die 
Domkapitel,  unter  Anwesenheit  eines  kaiserlichen  Gom- 
missärs  festgesetzt,  und  zugleich  bestimmt  wurde,  dass 
die  Belehnung  der  geistlichen  Fürsten  als  Reichsflirsten 
mit  den  Regalien  durch  den  Kaiser  fortan  mit  dem* 
Scepter  geschehen  sollte,  die  Investitur  der  Bischöfe 
mit  Stab  und  Ring  aber,  die  als  geistliche  Symbole 
anerkannt  wurden,  dem  Papste  überlassen  sein  solle  ^^); 

2)  das  Wiener  (auch  ungenau  sog.  Aschaffenburger) 
Concordat  v.  J.  1448,  wodurch  mehrere.  Streitigkeiten 
zwischen  der  deutschen  Nation  und  dem  römischen  Stuhl, 
insbesondere  RentenbezUge  (Annaten)  und  die  Besetzung 
geistlicher  Pfründen  betreffend,  erledigt,  und  namentlich 
dem   Papste  ein  von  Monat  zu  Monat   abwechselndes 


*)  Al^gedrnckt  in  N.  Samml.  d.  R-A.  IH  S. 

tt)  Ahgedrackt  in  N.  SammL  d.  B.-A.  in.  16.  — -  Lehmann,  acta 
original,  de  pace  relig.  Frkf.  1631. 

«0  Yei^.  Pütt  er,  hist  Entwickelang  der  deutschen  Staatsverf.  1. 405. 
-  Dessen  Lit  H.  §.  687  flg.;  m.  §.  877  flg.  —  Meine  deutsche  Rechts- 
gesdL  3.  Aufl.  1868.  Thl.  IL  §.  68. 

*>)  SämmtUche  Concordate  der  deutschen  Kation  mit  dem  päpstlichen 
Stuhle  sind  abgedruckt  in:  Goncordata  nationis  Germanicae  int^gra.  Frkf. 
et  Lips.  1771. 

tt)  Patt  er,  hist  Entwickelung  L  151.  —  Meine  deutsche  Bechts- 
gesdddtte  3.  Aufl.  1858.  Thl.  n.  §.  56.  VI.,  und  besonders  meine  Alter- 
thämer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts,  Heidelb.  u.  Leipz.  1860.  Bd.  I. 
S.  112.  113;  Bd.  H.  S.  19.  27.  33.  58. 

ZSpfl,  Btaatireobt.  ft.  Aafl.  I.  11 
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Besetznngsrecht  der  Pfrttnden  neben  dem  ordinariua  collator 
eingeräumt  wurde  ^*). 
IX.  Der  80g.  westphälisehe  Frieden  v.  J.  1648,  ab- 
gefasst  in  zwei  im  Wesentlichen  gleichlautenden  Instrumentes, 
dem  Münsterischen  und  Osnabrückischen  Friedens- 
instrument ^^).  Das  erstere  enthält  den  Friedensschluss  des  Kaisers 
mit  Frankreich,  das  Andere  mit  Schweden.  Abgesehen  von 
Länderabtretungen  an  Frankreich  und  Schweden,  Amnestien 
und  Restitutionen  vertriebener  Fürstenhäuser  und  geistlicher 
Korporationen,  bei  welchen  letzteren  vielfach  der  1.  Jannai 
1624  als  Normal-Jahr  und  Tag  (annus  et  dies  decretorius)  hin- 
sichtlich des  Besitzstandes  zu  Grunde  gelegt  wurde,  erhielt  die 
Reichsverfassung  durch  den  westphälischen  Frieden  vielfach 
eine  neue  bleibende  Grundlage:  1)  durch  die  Erledigung  der 
sog.  gravamina  eccleaiastica  ^  d.  h.  durch  die  Anerkennung 
und  Durchfährung  des  Grundsatzes  der  Rechtsgleichheit  der 
Protestanten  mit  den  Katholiken  in  allen  reichsstaatsrechtUchen 
Beziehungen,  und  durch  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  für 
die  Ausübung  des  religiösen  Kultus  der  anerkannten  Religion^- 
theile,  und  die  Einschränkung  des  landesherrlichen  Reformations- 
rechts ;  und  2)  durch  die  Erledigung  des  sog.  gravamina  poUUca, 
d.  h.  durch  Ai^erkennung  der  Theilnahme  der  Reichsstände  an 
der  Reichsregierung,  insbesondere  durch  Anerkennung  ihres 
Rechts  zu  Bündnissen  mit  fremden  Staaten  und  Sonderbünd- 
nissen unter  sich  ^^). 


")  Pütt  er,  hist  Entwickelung  I.  298;  III.  179.  —  Meine  deutsche 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  H.  §.  64. 

^B)  Ausgaben  nach  authentischen  QueUen:  J.  G.  de  Meiern,  In- 
strumenta Paris  Caes.  Suec.  et  Caes.  Gall.  Götting.  1738.  —  Oertel,  Staats- 
grundges.  S.  260.  —  Die  Urkunden  der  Friedensschlüsse  von  Osnabrück 
und  Münster,  nebst  darauf  bezüglichen  Aktenstücken,  histor.  üebersicht 
Bücherkunde  und  Anmerkungen,  Zürich  1848.  —  Auch  in  N.  Samml.  der 
R.-A.  ni.  574;  bei  Schmauss,  Nr.  53.  54.  —  Die  Verhandlungen  finden 
sich  in:  W.  Gärtner,  westphäl.  Friedenskanzlei,  XI  Thle.  Leipz.  1731— 37 
(bis  31.  Mai  1646);  am  vollständigsten  bei  J.  G.  v.  Meiern,  Acta  pacis 
Westphäl.  publ.  VI  Thle.  Hannov.  1734  fl.  (dazu  das  Register  von  Walther, 
Gottingen  1740). 

")  Pütter,  hist  Entwickelung  II.  48  flg.  —  Dessen  Geist  des  west- 
phäl. Friedens,  Göttingen  1795.  —  Moser,  Erläuterungen  des  westphäl 
Friedens  aus  reichshofräthl.  Handlungen,  n  Thle.  Erlangen  1775.  1776.  - 
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X.  Wenn  gleich  kein  eigentUches  Gntndgesetz,  8o  war  doch 
Ar  die  politische  Gestaltung  und  die  rechlichen  Zustände  in 
Deatsehland  kurz  vor  der  Auflösung  des  Reichs  von  grösster 
imd  noch  jetzt  vielfach  praktischer  Bedeutung  der  Beichs- 
deputationshauptschluss  v.  25.  Febr.  1803*').  Er  war 
bestimmt  zur  Ausfllhrung  des  Ltlneviller  Friedens  v.  1801, 
durch  welchen  das  ganze  linke  Rheinufer  an  Frankreich  ab- 
getreten, der  Thalweg  des  Rheins  als  die  Gränze  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland  festgesetzt,  und  das  Reich  ver- 
pflichtet  worden  war,  die  weltlichen  Landeshen-en,  welche  ihre 
Gebiete  dadurch  verloren  hatten,  aus  sich  selbst  zu  entschädigen. 
Diese  Entschädigungen  zu  bestimmen,  war  der  Zweck  dieses 
Reiehsdeputationshauptschlnsses.  Als  Mittel  diente  die  allgemeine 
SaknUrisation  der  geistlichen  Territorien  und  die  Mediatisirung 
der  Hehrzahl  der  Reichsstädte  ^^).  Zugleich  wurden  mancherlei 
Pensionen  und  Rentenbeztlge  festgesetzt^^)  und  Bestimmungen 
fiber  die  Rheinzölle  getroffen.  Den  Entschädigungsländern 
wurde  der  Fortbestand  ihrer  landständischen  Verfassungen^) 


T.  Senckenberg,  Greschichte  des  westphäl.  Friedens,  Frkf.  1806.  — 
T.  Woltmann,  Greschichte  des  westphäl.  Friedens,  1808.  —  Elüber, 
Tölkerrechtl.  Beweise  für  die  fortwährende  Giltigkeit  des  westphäl.  Friedens, 
Erlangen  1841.  -  Meine  deutsche Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  IL§.65. 

*^  Abgedruckt  u.  A.  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  jur.  Conf.  Germ. 
3.  Aufl.  1868.  Thl.  I.  S.  7.  —  A.  Ch.  Gaspari,  der  Deputationsrecess 
mit  Eiiäatentngen ,  Hamburg  1803.  2  Thle.  —  Protokoll  der  ausser- 
ordentlichen Reichsdeputation  zu  Begensburg,  Begensburg  1803  (2  Bde., 
mit  4  Bänden  Beilagen).  —  Cämmerer,  Hauptschluss  der  ausserordenü. 
Reichsdeputation,  Begensburg  1804.  —  y.  Hoff,  das  deutsche  Beich  vor 
der  französischen  Bevolution  und  nach  dem  Frieden  von  Lüneville,  H  Thle. 
Gotha  1801.  1805.  —  y.  Lancizolle,  üebersicht  der  deutschen  Beichs- 
standschafts-  und  Territorialyerhältnisse  etc.,  Berlin  1830.  —  Dieser  Beichs- 
depotationshanptschluss  wurde  durch  Beichsgutachten  yom  24.  März  und 
durch  kaiserliches  Batificationsdecret  yom  28.  April  1803  zum  Beichsgesetz 
erhoben.  Er  war  besonders  unter  Einwirkung  der  yermittelnden  Mächte, 
Frankreich  und  Bussland,  zu  Stande  gekommen.  Hinsichtlich  der 
ersten  47  Paragraphen  gilt  der  französische  Text  als  Original:  es 
stimmt  jedoch  der  deutsche  Text  damit  yollkommen  überein. 

«)  Meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  H.  §.  66.  — 
6.  Victor  Schmid,  die  säkularisirten  Bisthümer,  Frkf.  a.  M.  1860. 

«)  R.D.-H.-S.  art.  36.  51  flg. 

»)  B.-D.-H.-S.  art  60.    Siehe  unten  §.  104«  Note  21. 

11* 
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nnd  den  christlichen  Gonfessionen  ihr  bisheriger  Rechtsznstand 
und  der  Besitz  and  angestörte  Gennss  ihres  Kirchen-  nnd 
Schalveimögens  garantirt,  den  Landesherren  aber  die  Anfiiahme 
aach  anderer  Gonfessionen  und  die  Verleihang  bürgerlicher 
Rechte  an  dieselben  freigestellt  2*). 

§.  79. 
Das  Reichsgebiet  und  seine  Eintheilungen  *). 

I.  Bei  dem  dentschen  Reiche  unterschied  man  das  Reichs- 
gebiet oder  eigentliche  Reichsländer  und  Nebenländer 
des  deutschen  Reichs.  Zu  den  letzteren  gehörten  Lothringen, 
B  u  r  g  u  n  d  und  die  L  0  m  b  a  r  d  e  i.  Die  yöllige  Lostrennung  der 
Schweiz  von  Deutschland  war  im  westphälischen  Frieden 
anerkannt  worden 2).  Böhmen  galt  stets  als  eigentliches 
Reichsland  (als  ein  Eurstaat)^  wenn  gleich  im  Uebrigen  als  ein 
selbstständiges  Königreich.  Polen,  Preussen,  Liefland,  Ungarn 
und  Jerusalem  waren  stets  nur  Prätensionen. 

II.  Das  deutsche  Reich,  mit  Ausnahme  von  Böhmen, 
hatte  eine  Kreiseintheilung,  und  zwar  seit  1500  sechs 
Kreise  {sex  pristini  eirculi),  nämlich:  fränkischer,  bayerischer, 
schwäbischer,  niedersächsischer,  westphälischer  und  oberrheini- 
scher Kreis,  welche  die  kleineren  Staaten  ausser  den  Knrfürsten- 
thttmem  begriffen.  Seit  1512  bestanden  zehn  Kreise,  indem 
durch  den  Beitritt  des  Kaisers  ftir  seine  Erblande  und  der 
Kurfttrsten  vier  neue  Kreise,  der  österreichische,  kurrheinische. 


««)  R-D.-H.-S.  §.  63  und  §.  65.    Siehe  unten  §.  101  Note  21. 

*)  Pütter,  inst.  §.  12  seq.  —  Leist,  Lehrb.  §.  14  flg.  —  Gönner, 
deutsch.  Staatsr.  §.  44  flg.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §,  64  flg.  - 
Y.  Hoff,  das  deutsche  Reich  1801,  1805;  und  v.  Lancizolle,  Uebersicht 
1830  (s.  §.  78.  Note  17.).  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1856. 
Thl.  II.  §.  57. 

«)  J.  P.  0.  art.  VI.  „  Cum  item  Caesarea  Mi^iestas  . . .  singulari  decreto 
die  XIV.  Mensis  Mt^i  anno  proxime  praeterito  (1647)  declaraverit,  pne- 
dictam  civitatem  Basileam,  ccterosque  Helvetiorum  cantones  in  possessione 
vel  quasi  plenae  libertatis  et  Exemptionis  ab  imperio  esse,  ac  nullatenos 
ejusdem  Imperii  dicasteriis  et  judiciis  subjectos ;  placuit  hoc  idem  publicae 
huic  Pacificationis  Conventioni  inserere,  ratumque  et  fiimnm  manere^  etc. 
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korsaclnisehe  nnd  bnrgundische  Kreis  hinzukameD ').  Der 
Zweck  der  Kreisverbindang  war  hauptsächlich  Erhaltnng  des 
LsadMedens  und  Aufstellung  einer  exekutiven  Macht  zur 
Vollziehung  der  Reichsschlttsse  und  reichsgerichtlichen  Urtheile, 
unter  einem  Fürsten  als  Kreisobersten,  überhaupt  coUegialische 
Berathung  gemeinsamer  Angelegenheiten  (seit  1555)  unter  der 
Leitung  zweier  kreisausschreibenden  Fürsten.  Die  Versamm- 
longen  hiessen  Kreistage,  die  Mitglieder  Kreisstände; 
als  solche  konnten  auch  solche  Landesherren  aufgenommen 
werden,  welche  nicht  zugleich  Reichsstände  waren  ^). 

nL  Ffir  die  Dauer  eines  Interregnums,  in  welchem  eine 
ZwiBchenregierung  (Beichsvicariat)  nothwendig  wurde,  war 
das  deutsche  Reich  in  zwei  Reichsyicariats bezirke 
getheflt,  Yon  denen  der  eine  die  Länder  des  sächsischen 
Bedrts,  der  andere  die  übrigen  deutschen  Länder  umfasste  ^). 

IV.  Die  reichsritterschaftlichen  Gebiete  waren  insbesondere 
in  drei  Ritterkreise  (fränkischer,  schwäbischer  und  rheini- 
scher Kreis)  und  jeder  derselben  in  Kantone  oder  Orte  ein- 
getheilt«). 

V.  Dem  Titel  nach  unterschied  man  a)  Fürstenthümer 
{prineipatus)  f  mit  den  Unterarten  Kurftlrstenthümer,  Herzog- 
difimer,  Fürstenthümer  schlechthin,  Pfalz-,  Mark-  und  Land- 
grafschaften, und  geforstete  Grafschaften;  b)  (einfache)  Reichs- 
grafschaften; c)  freie  Herrschaften  {dynwstiaej  dominia); 
i)  Pradaturae,  d.  h.  geistliche  Territorien^);  e)  freie  Reich s- 


')  VergL  die  Begimentsordnung  von  1500,  §.  5  flg.,  bei  Schmauss, 
S.  ^  —  Ordnung  der  zehn  Kreise,  yon  1512,  eben  das.  §.  67;  und  die 
Execntionsordnung  von  1555,  §.  56  flg.;  eben  das.  §.  175  flg. 

*)  Treuer,  vom  wahren  Ursprung  der  Reichskreise,  1722.  —  (Hof- 
mann)  Versuch  einer  Staatsrecht!.  Theorie  der  Reichskreise,  11  Bde.  1788. 
~  Patte r,  inst  §.  106;  dessen  bist  Entwickelung  I.  S.  314.  452.  — 
Leist,  Staater.  §.  d4.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  220.  —  Schmid,  Staatsr. 
§.143.—  Moser,  von  Deutschland,  §.  275;  dessen  deutsches  Staatsr. 
Bi  26.  27.  d2;  und  dessen  neues  Staatsr.  Bd.  10.  —  Maurenbrecher, 
Staatsr.  §.  66.  —  H.  A.  Zachari&,  deutsch.  Staatsr.  §.  30.  a.  £;  §.  31. 
Kr.  YL;  §.  33.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  Tbl.  11.  §.  71. 

0  Siehe  unten  §.  89. 

<)  Siehe  unten  §.  105. 

^  Die  Literatur  über  das  Staatsrecht  der  geistlichen  Fürstenthümer, 
sehe  oben  8.  151. 
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Städte  {wfUates  imperii)^)  and  f)  freie  Reichsdörfer  (po^^t 
imperii)  ^). 

VI.  Dem  Kechtstitel  nach  wurden  die  Territorien  als 
Beichs-AIlodien  oder  als  Lehen  besessen ^^).  Auf  den 
ersteren  Charakter  dentet  insbesondere  die  Bezeichnung  als  freie 
Herrschaften  und  freie  Grafschaften  (Freigra&chaften) 
hin^^.  Die  lehnbaren  Territorien  waren  entweder  Reichs- 
lehen  oder  Landeslehen,  je  nachdem  sie  von  Kaiser  und 
Reich y  oder  einem  Landesherm  herrührten*^).  In  der  Hand 
des  ersten  Empfängers  Messen  die  Reichslehen  Reichs- 
Yorderlehen;  in  der  Hand  eines  Aftervasallen  Reichs- 
afterlehen. Die  rechtliche  Vermuthung  stritt,  wie  im  ge- 
sammten  deutschen  Rechte,  auch  bezüglich  der  Territorien  fiir 
die  AUodialität.  Insbesondere  war  die  Allodialität  der 
geistlichen  Territorien  als  fast  ausnahmslose  Regel  anerkannt, 
wenn  auch  die  Landeshoheit  über  dieselben,  die  sog.  Regalia, 
(die  Grafschaft,  das  Fürsten-  oder  Herzogthum,  im  subjektiven 
Sinne  von  Grafen-  und  Fürsten -Amt)  von  dem  Bischof  oder 
Prälaten  als  Reichslehen  besessen  wurde  ^^). 

§.  80. 
Das  deutsche  Reich  als  Wahlreich. 

I.  Obschon  seit  dem  Abgange  der  ächten  Karolinger  das 
Reich  sich  thatsächlich  als  Wahlreich  ausgebildet  hatte  ^),  so 

^)  Die  Literatur  über  das  Staatsrecht  der  Reichsstädte,  siehe  unten  §.  95. 

•)  V.  Dacheröden,  Versuch  einer  Staatsrechtsgeschichte  u.  Statistik 
der  freien  Reichsdörfer,  Thl.  I.  1785.  —  v.  Lancizolle,  1.  c.  S.  35.  - 
Häberlin,  Handb.  III.  S.  565  flg.  —  Hugo  in  Höfer's  Zdtschr.  1835. 
n.  446  flg. 

")  Struv,  de  allodiis  imperii,  1734.  —  Itter,  de  feudis  imperii,  1756. 
—  Vergl.  über  das  Reichslehnrecht  G.  L.  Böhmer,  princip.  jur.  fend. 
Edit  8.  Götting.  1839.  Lib.  IL  —  Moser,  von  der  deutschen  Lehens- 
▼erfiftssung,  1774. 

«^)  Siehe  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  u.  Rechts,  Bd.  ü. 
(1860)  S.  12.  67.  68. 

«)  G.  L.  Böhmer,  princ  jur.  feud.  §.  8. 

«)  Vergl.  meine  Abhandlung  über  die  Bildung  der  geistlichen  Fttrsten- 
thümer,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Allodialität  und  Feudalit&t,  in  meinen 
Alterthümem  des  deutschen  Reichs  und  Rechts,  Bd.  n.  (1860)  Nr.  L 

0  Siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II.  f.  4i 
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fndetBich  eine  reidisgrandgesetzliche  FeststeUnng  dieser  Eigen- 
schaft doeh  erst  in  der  Constitution  E.  Ludwigs  des  Bayern, 
nachher  aber  in  der  goldenen  Bulle  E.  Karls  IV.  und  in  allen 
Wahlkapitulationen  wiederholt  ausgesprochen. 

n.  Insbesondere  musste  jeder  Kaiser  in  der  Wahlkapi- 
tdation  yersprechen,  das  Reich  nicht  erblich  zu  machen  ^\  die 
Seichslehnpflichten  nicht  auf  sein  Haus  zu  übertragen  3),  seine 
eigenen  Reichslehen  als  solche  zu  empfangen^),  von  seinen 
Brbländem  die  betreffenden  Reichsbeiträge  zu  leisten^)  und 
heimÜGtUende  Reichslehen,  die  „ etwas  Merkliches  eintragen ", 
zun  Unterhalte  des  Reichs  einzuziehen^). 

m.  Mit  der  Entwickelung  des  Reichs  als  Wahhreich  hängen 
znsanunen:  1)  die  Entstehung  von  Eurfllrsten  (§.  93);  2)  die* 
Nothwendigkeit  eines  Reichsvikariats  als  Proyisorinm  bei  ein- 
tretendem Interregnum,  d.  h.  wenn  bei  dem  Tode  eines  Kaisers 
kein  römischer  Eönig  vorhanden  war  (§.  89);  3)  die  Errichtung 
einor  neuen  Wahlkapitulation  bei  jeder  Eaiserwahl  (§.  78). 

§.  81. 
Das  deutsche  Reich  als  beschränkte  Monaxchie. 

L  Der  Grundsatz,  dass  der  Eaiser  in  allen  Regierungsan- 
gelegenheiten,  welche  nicht  blos  die  Vollziehung  der  Reichs- 
schlüsse und  Handhabung  der  Reicbsgesetze  betreffen ,  an  die 
Zastimmung  der  Reichsstände  gebunden  sei;  ist  nach  langer 
Unterhandlung  im  westphälischen  Frieden  positiv  aufgestellt 
worden. 

II.  Zugleich  wurden  die  wichtigsten  Gegenstände  nament- 
lich aufgezählt,  bei  welchen  fortan  die  Mitwirkung  der  Reichs- 
stände erforderlich  sein  sollte^).    Seitdem  wurde  auch  immer 

*)  W.-E.  art  IL  §.  2:  „Uns  keiner  Succession  oder  Erbschaft  desselben 
(des  Beichfi)  anmassen,  unterwinden  noch  unterfangen,  noch  darnach 
Inchten,  dasselbe  auf  Uns,  Unsere  Erben  und  Nachkommen  oder  auf 
jemanden  anders  zu  wenden.*' 

«)  W.-K  art  XI.  §.  2. 

*)  W.-K  art  X.  §.  11. 

5)  W.-K.  art  V.  §.  6. 

«)  W.-K  art.  XI.  §.  10.  11. 

*)  J.  P.  0.  art  YIII.  §.  2.  „Gaudeant  (Status  imperii)  sine  contradictione 
jure  snfiragii   in  ammbus   deliberationibus  super  negotüs  imperii;   prae- 
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in  der  Wahlkapitulation  die  gleiche  BeschräDkimg  des  EAisers 
durch  Aufzählung  der  einzelnen  Fälle  neu  bestätigt  und  ein- 
geschärft 2). 

in.  Die  Mitwirkung  der  Reichsstände  hatte  die  Eigenschaft 
eines  wahren  Zustimmungsrechts  (eonsensus)^  nicht  blos  eines 
Beirathes  (coneultatio)  ^), 

IV.  Die  Zustimmung  musste  regelmässig  als  Comitial- 
bewilligungy  d.  h.  von  den  Beichsständen  als  Reichstag 
{c(>mitia)^)y  oder  doch  in  forma  depuiatioms  ^  d.  h.  durch  die 
ordentliche  Reichsdeputation  gegeben  werden,  welche  in 
der  Zeit,  wo  kein  Reichstag  versanmielt  war,  dessen  Stelle 
vertrat  ^). 

V.  Die  Reichsstände  ertheilten  ihre  Zustimmung  regelmässig 
nach  Stimmenmehrheit^).    Durch  den  westphälischen  Frieden 


sertim  ubi  leges  ferendae  vel  interpretandae,  bellum  decemendom,  tribata 
indicenda,  delectus  aut  hospitationes  militum  instituendae,  nova  monimenta 
intra  Statuum  ditiones  exstmenda  nomine  publice,  yeteraye  firmanda  prae- 
sidiis,  nee  non  ubi  Fax  aut  foedera  facienda  aliave  ejusmodi  negotia  pen- 
genda  fuerint,  nihil  horum  aut  quicquam  simile  posthac  unquam  fiai  vd 
admittatur,  nisi  de  Comitiali  Uberoque  omnium  Lnperü  Statuum  tuffragio 
et  consensu.^*^ 

«)  W.-K.  art  n.  §.  3;  art  IV.  §.  1.  9.  11;  art  V.  §.  1. 

>)  J.  P.  0.  art  Vm.  §.  2  (siehe  Note  1).  —  W.-K.  art.  IV.  §.  1.  „In 
allen  Berathschlagungen  über  die  Reichsgeschäfte,  insbesondere  diejenige, 
welche  in  dem  Tnstrummto  Pacta  namentlich  exprimirt,  und  dergleichen, 
sollen  und  wollen  Wir,  die  Churftürsten,  Fürsten  und  Stände  des  Beichs 
ihres  Jurw  auffragii  sich  gebrauchen  lassen,  und  ohne  derselbigen  reichs- 
tag  ige  freie  Beistimmung  in  selbigen  Dingen  nichts  fümehmen  nodi  ge* 
statten.'* 

*)  Siehe  Note  1  u.  3. 

»)  W.-K.  art  n.  §.  3.  „  . . .  unter  keinerlei  Vorwand  . .  .  ohne  Chur- 
fÜrsten,  Fürsten  und  Ständen  auf  einem  Reichs-  oder  or<fniiir>-Deputation8- 
tage  vorgehende  Bewilligung."  —  Die  ordentliche  Beichsdeputation 
bestand  aus  Abgeordneten  der  Kurfürsten,  und  bestimmten  (Anfangs  10, 
später  24)  Reichsständen.  Sie  verhandelte  in  zwei  Collegien,  dem  kar- 
fürstlichen, unter  dem  Vorsitze  von  Kur-Mainz,  und  dem  Colleg  der 
Stände,  unter  dem  Vorsitze  von  Oesterreich.  Vergl.  meine  deutsche 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  IL  §.  73.  I.  —  Sie  trat  seit  dem  J.  1663 
nicht  mehr  zusammen,  weil  seitdem  der  Reichstag  selbst  permanent  geworden 
war.  Von  hier  an  wurden  nur  noch  sog.  ausserordentliche  Reichs- 
deputationen zur  Erledigung  einzelner  Geschäfte  bestellt 

•)  VergL  die  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  bei  Pütt  er,  inst  §.175. 
Leiit,  9t«at8r.  §.  84;  Gönner,  Btaatsr.  §.  166. 
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waren  aber  drei  FftUe  ausgezeichnet  worden,  in  welchen  em 
Besehlnss  nnr  allein  durch  freundliche  Verständigung 
zn  Stande  kommen  konnte''):  nämlich  1)  in  Beligions- 
saehen,  2)  wenn  jura  ringulorum  in  Frage  standen^),  und 
3)  wenn  t^  m  partes  stattfand,  d.  h.  so  oft  die  Katholiken 
oder  Protestanten  als  Beligionstheil,  sog.  Corpus  Catholiearum 
imd  Corpus  EoangdieoTum%  in  irgend  einer  Sache,  wenn  sie 
auch  keine  Religionssache  war,  erklärten,  dass  sie  dieselbe 
als  eine  Eorporationssache  betrachteten^^). 

VI.  Die  Zustimmung  des  Seichstages  sollte  regelmässig 
Tor  der  Vornahme  einer  Regierungshandlung  eingeholt  wer- 
den ^^;  doch  war  auch  nachträgliche  Zustimmung  nicht  aus- 
geschlossen**). 


^  J.  P.  0.  art  V.  §.  52.  „In  cansis  reUgiofds,  onmibusqae  allüs  ne- 
gotiis  abi  statas  tanquam  unum  corpus  considerari  ne^fueunty  ut  etiam 
Catholitis  et  Angostanae  confessionis  statibas  in  duas  partes  euntibus,  sola 
amieabilia  compoBitio  Htes  dirimat,  non  attenta  yotorum  pluralitate. '' 

*)  Als  G^^nsatz  des  reichsstftndischen  Körpers  in  seiner  Einheit  be- 
trachtete man  die  Einzelnen  mit  ihren  wohlerworbenen  Rechten: 
diese  konnten  zum  Nachtheil  des  Berechtigten  durch  keine  Msgoritat,  son- 
dern nur  durch  freie  üebereinkunft  desselben  mit  der  gesammten  Reichs- 
gewalt geändert  werden.  Gönner,  Staatsr.  §.  167.  198.  Leist,  Staatsr. 
§.  85.  —  Es  fehlte  nicht  an  Antragen,  auch  die  Reich ssteuersachen 
{materia  eoUeetandi)  unter  diesen  Begriff  zu  ziehen  und  dabei  auch  die 
Stimmenmehrheit  auszuschliessen:  allein  der  westph&lische  Frieden  (J.  P.  0. 
art  52  L  f.)  verwies  die  Entscheidung  hieraber  auf  den  nAchsten  Reichstag, 
md  da  diese  nicht  erfolgte,  blieb  die  Praxis  hier  bei  der  Stimmenmehrheit 
stehen.    Gönner,  Staatsr.  §.  167.  a.  E.  —  Ptttter,  inst  §.  176. 

•)  Siehe  unten  §.  91.  IX. 

^)  Darüber,  dass  die  Behauptung  falsch  sei,  als  wenn  die  itio  in  partes 
ebenfiadls  nur  in  Religionssachen  hätte  stattfinden  dürfen,  sondern  dass 
vielmehr  dieselbe  von  jedem  Religionstheile  in  jeder  beliebigen  Sache 
gebraucht  werden  könne,  und  dass  eben  hierin  ein  grosses  und  für  unent- 
behrlich geachtetes  Sicherungsmittel  eines  jeden  Religionstheils  gegen 
üebeigrifie  des  anderen  liege,  waren  seit  dem  vorigen  Jahrhundert  sowohl 
die  ausgezeichnetsten  katholischen  wie  protestantischen  Publicisten  einver^ 
standen.  Gönner,  Staatsr.  §.  167.  198.  200;  Pütter,  inst  §.  177.  ^ 
Leist,  Staatsr.  §.  85.  Note  5  u.  6.  —  Yergl.  die  Literatur  bei  Schmid, 
Staatsrecht  §.  142.  Note  *). 

")  W.-K.  art  n.  §•  3  (siehe  Note  5). 

»)  Gönner,  Staatsr.  §.  98,  VII 
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VIL  Die  Reicfasstände  stellten  Id  ihrer  Vereammliuig  (dem 
Keichstage)  das  Beich  in  seiner  Gesammtheit  vor,  olme 
aber  desshalb  als  Repräsentanten  der  einzelnen  Länder 
betrachtet  zn  werden.  Die  Ideen  des  modernen  Repräsentativ- 
systems dürfen  hier  nicht  eingemischt  werden.  Ob  den  Reichs- 
ständen ein  Mitregiernngsrecht  zustehe,  war  daher  nur  ein 
Wortstreit.  Gewiss  aber  war,  dass  sie  dnrch  ihre  Zustimmong 
zu  den  Reichsgesetzen  sofort  alle  Reichsangehörige  ver- 
pflichteten 13). 

§.  82. 
Der  Kaiser.    Dessen  persönliche  Befähigung^). 

Die  persönlichen  Eigenschaften,  welche  reichsgesetzlich 
die  Fähigkeit,  zam  Kaiser  gewählt  zn  werden,  bedingten, 
waren : 

I.  Nur  ein  unbescholtener,  regierungstttchtiger  Mann  durfte 
zum  Kaiser  gewählt  werden^). 

n.  Es  verstand  sich  von  selbst,  dass  er  von  hohem 
Geschlechte  sein  musste.  Ausdrücklich  sagt  dies  zwar  nur 
der  Schwabenspiegel  ^) ;  allein  hieran  hielt  die  Praxis  unver- 
brüchlich und  ausnahmslos  fest. 

UI.  Es  war  in  keinem  Reichsgesetze  vorgeschrieben,  dass 
der  Kaiser  Katholik  sein  musste,  und  kann  daher  auch  nicht 


«)  Gönner,  StaAtsr.  §.  98.  IX.  X. 

«)  Pütter,  instit.  §.  56;  Leist,  Staatsr.  §.  62.  —  Gönner,  Staats- 
recht §.  108.  —  Moser,  von  dem  röm.  Kaiser,  röm.  König  u.  den  Reichs- 
vicarien,  1764.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  72.  —  Meine  deutsche 
Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  U.  §.  46. 

^)  Gold.  Bull,  c  II.  §.  1.  „.  .  .  hominem  bonum,  justum  et  utüem.*' 
—  Sachsens p.  Ldr.  m.  54.  §.  3.  „Lamen  man,  noch  meselseken  (d.  h. 
aussätzigen)  man,  noch  den  de  in  des  paves  ban  mit  rehte  komen.  den  ne 
mut  man  nicht  to  koninge  kiesen.*'  —  Der  Schwabens p.  Ldr.  c.  122 
setzt  noch  bei:  „(noch  den)  der  in  der  ahte  (Acht)  ist" 

3)  Schwabens p.  Ldr.  c  123:  „Wer  ze  Eunige  edel  genug  ist  Die 
fursten  suln  kiesen  einen  Eiunig.  der  ein  vrier  herre  si.  Ynde  also  yri.  du 
sin  vater  und  sin  muter  yri  gewesen  si.  vnd  der  (deren)  yater  vnd  der 
(deren)  muter  vri  gewesen  si.  vnde  suln  nit  mitel  vrien  si.  Si  suln  nut 
(nicht)  sin  man.  wan  der  phafifenfursten  man.  vnd  suln  mitel  yrien  ze  man 
han.« 
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bezweifelt  werden,  dass  anch  ein  protestantischer  Ftlrst  hätte 
zam  Ksiset  gewählt  werden  können  ^).  Doch  ist  es  Thatsache, 
(bs8  nie  ein  protestantischer  Fürst  zum  Kaiser  gewählt  worden 
igt,  mid  dass  die  Reichsgesetze ,  da  wo  es  sich  einerseits  um 
den  Sehatz  der  katholischen  Kirche  und  des  Papstes,  ander- 
seits um  die  Sieherstellnng  der  Rechte  der  Protestanten  handelte, 
immer  von  der  Voraussetzung  ausgingen,  dass  der  Kaiser 
katholisch  sei^).  Es  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  in  den 
letzten  dreihundert  Jahren  die  Kaiser  fast  ohne  Unterbrechung 
ans  dem  Oesterreichischen  Hause  gewählt  wurden,  weil  man 
einsah,  dass  kaum  ein  anderes  Haus  die  deutsche  Krone  mit 
dem  erforderlichen  Glänze,  Macht  und  Würde  hätte  tragen 
können. 

IV.  Der  Kaiser  musste  vom  weltlichen  Stande  sein*).  Deut- 
sche Geburt  war  nicht  erforderlich'). 


§.  83. 

Rechte  des  Kaisers. 

a)  Ehrenrechte. 

Die  Ehrenrechte  des  Kaisers  waren: 

L  Der  Vorrang  vor  allen  christlichen  Monarchen^). 


*)  Ptttter,  Rechts&Ue,  m.  788. 

»)  Z.  B.  W.-K.  art,  I.  §.  1.  „Zum  Ersten,  dass  Wir  .  .  die  Christenheit, 
den  Stuhl  zn  Rom,  Päpstliche  Heiligkeit  und  christliche  Kirche  als  der- 
selben advoeat  in  gutem  treulichen  Schutz  und  Schirm  halten  wollen/* 
VergL  der  Evangelischen  Yorhehalt  wegen  der  päpstlichen  Adüocatie^  e  h  en- 
daa.  art  I.  §.  10. 

*)  Dies  sagte  zwar  kein  Reichsgesetz,  es  galt  aber  als  ausgemacht. 
Doch  soll  sich  K  Maximilian  I.  darum  beworben  haben ,  auch  zum  Papste 
gewählt  zu  werden.  Zedier,  allg.  Chronik,  1736,  Bd.  VI.  S.  213.  —  Siehe 
besonders:  Lochner,  Zeugnisse  über  das  deutsche  Mittelalter,  Nürnberg 
1850.  Bd.  n.  Nr.  XLVm.  S.  331. 

^  So  waren  Alphons  von  Oastilien  und  K.  Karl  V.,  als  Könige 
▼on  Spanien,  Ausländer.  Gleichzeitig  mit  Karl  Y.  bewarb  sich  der  König 
Fi&nz  L  von  Frankreich  um  die  deutsche  Kaiserkrone. 

t)  Siebe  oben  §.  76.  Note  5. 
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n.  Im  Titel  die  Prädikate:  ^^von  Gottes  Gnaden; 
erwählter  römischer  Kaiser^);  zu  allen  Zeiten  Mehrer  des 
Reichs  {Semper  Augusttis)  ^^  ^). 

III.  Ein  Reichshofstaat,  and  zwar  a)  ein  ausserordent- 
lieber,  bestehend  aus  sog.  Erzämtern  (archiofßcia,  areUr 
ministeria)  des  Reichs,  welche  den  weltlichen  Kurfürsten 
reichsverfassungsmässig  zustanden^),  von  diesen  aber  nur 
bei  ansserordentlicben  Feierlichkeiten,  wie  z.  B.  bei  der 
Krönung,  in  Person  oder  darch  erbliche  adelige,  von  den 
Kurfürsten  mit  der  Stellvertretung  belehnte  Stellvertreter,  die 
sog.  Reichs-Erbämter  oder  Reichs-Erbbeamte,  ausgefibt 
wurden^);  und  b)  ein  ordentlicher  Reichshofstaat,  wdcher 
den  gewöhnlichen  Dienst  verrichtete  und  vom  Kaiser  aas 
Personen  von  Adel  angestellt  und  besoldet  wurde®). 

IV.  Auch  die  Kaiserin  hatte  einen  entsprechenden  Titel  und 
einen  besonderen  Hofstaat.  Die  Kinder  des  Kaisers  hatten  aber 
als  solche  keine  Auszeichnung,  weil  das  Reich  Wahlreich  war^). 


*)  Dieser  Beisatz  wurde  seit  Maximilian  I.  gebräuchlich,  um  ans- 
zudrücken,  dass  der  Kaiser  mit  der  Walil  sofort  alle  kaiserlichen  Bechte 
und  Würden  habe,  wenn  auch  keine  Krönung  durch  den  Papst  stattfand. 
(Siehe  oben  §.  76.  11.).  In  früheren  Zeiten  führte  der  GewUüte  vor  der 
Krönung  durch  den  Papst  nur  den  Königstitel.  Sachsensp.  IIL  52.  §.  L 
Schwabensp.  (v.  Lassberg)  c.  118.  Yergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch. 
3.  Aufl.  1858.  Thl.U.  §.  46.  Note 4.  ^  Noch  die  Goldene  Bulle,  cap.  IL 
§.  9,  unterscheidet  zwischen  dem  „regale  nomen^^y  welches  der  Erw&hlte 
sofort  führt,  und  dem  durch  die  p&pstliche  Krönung  dazu  kommenden 
„impericdis  tüulus^'.  —  Daher  heisst  auch  in  der  Gold.  Bulle  cap.  V.  §.1» 
der  zu  wählende  Kaiser  y,ßUurus  Rex  Ramanorum'^. 

')  Schon  der  Schwabenspiegel,  c.  122  erwähnt  es  als  eine  Eido- 
pflicht  des  Kaisers,  dass  er  das  Reich  „zu  aller  Zeit  mehre  und  nicht 
ärmer  mache. ''  —  Yergl.  meine  deutsche  Bechtsgesch.  (1858)  ThL  IL  §.  46. 
NoteTi.  —  ImK-A.  y.1512  (Schmauss,  S.  66)  klagt  Maximilian  L  selbst 
darüber,  „wie  eine  gute  Zeit  das  hl.  Beich  in  merklich  abnehmen  kommend 

«)  Siehe  unten  §.  93.  Note  9. 

B)  Die  Aufzählung  der  Erbämter  s.  in  meiner  deutschen  Bechtsgesch. 
3.  Aufl.  1858.  Thl.  H.  §.  68.  ~  (Siehe  auch  unten  §.  93.  Note  10).  —  Es 
gab  auch  einige  selbstständige  Erb ämt er  ohne  correspondirende  Erzämter, 
z.  6.  das  Beichserbthürhüteramt  der  Grafen  von  Werthem,  das  Beichsjftger- 
meisteramt  der  Grafen  von  Urach,  später  von  Würtemberg  behauptet  u.  s.  ▼. 

•)  YergL  überhaupt:  Pütter,  inst  §.  60  flg.  —  Leist,  Staatsrecht 
§.  66.  —  Gönner,  Staatsr.  i.  101.  102. 

^  Gönner,  Staatsr.  §.  103. 
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V.  Das  kaiserliche  oder  Reichswappen  war  ein  zwei- 
köpfiger schwarzer  Adler  im  goldenen  Felde  mit  des  Kaisers 
Haoswappen  anf  der  Bmst®). 

VI.  Die  kaiserlichen  oder  Reichsfarben  waren  Gold  und 
Schwarz^). 

§.  84. 
b)  Eigentliclie  Regierungsrechte. 

I.  Dem  Kaiser  standen  im  Allgemeinen  alle  Regiernngs- 
rechte  zu,  welche  ans  dem  Begriffe  der  Reichsgewalt  flössen, 
jedoch  unter  den  durch  die  Reichsverfassung  festgesetzten 
Beschränkungen. 

IL  Nach  der  mittelalterlichen  Vorstellung  wurde  die 
kaiserliche  Regierungsgewalt  als  oberste  Gerichtsbarkeit 
(;icn9{ftc^)aufgefassty  worunter  man  aber  die  obrigkeitliche 
Gewalt  überhaupt,  die  Rechtshandhabung  insbesondere  das  ver- 
stand, was  man  jetzt  die  vollziehende  Gewalt  zu  nennen  pflegt  ^). 

m.  Im  Einzelnen  betrachtet  hatte  der  Kaiser  folgende 
Bechte:  1)  Die  gesammte  Reichsregierung  im  Innern, 
aber  unter  grundgesetzlicher  Mitwirkung  der  Reichsstände  ^). 
2)  Das  Recht  der  Proposition,  Sanktion  und  Publi- 
kation der  Reichsgesetze,  und  Überhaupt  das  unbeschränkte 
Batifikationsrecht  aller  Reichsgeschäfte,  mithin  ein  absolutes 


*)  Pfitter,  §.  &9;  Gönner,  Staatsr.  §.  100.  —  üeber  den  Reichsadler 
mid  mflbesondere  die  Ab&nderang,  wann  der  Reichsadler  golden  nnd  das 
Feld  schwarz  war,  e.  meine  Alterthttmer  d.  deutschen  Reichs  n.  Rechts, 
M  m.  (1861)  S.  47.  48. 

•)  Gönner,  Staatsr.  f.  100.  IV.  —  Zeichen,  Fahnen  und  Farben  des 
deutsch.  Reichs,  hist.  erört  Frkf.  a.  M.  1848.  S.  12.  —  Es  gab  zur  Reichs- 
seit  keine  deutsche  Tricolore,  so  wie  die  ganze  Heraldik  nichts  von 
Dro&rbigkeit  weiss.  Wohl  aber  wurde  bei  kaiserlichen  Belehnungen  mit 
dem  Blutbann  eine  besondere  rothe  Fahne,  die  Blutfahne,  gebraucht 
Siehe  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  u.  Rechts,  Bd.  IQ.  (1861) 
8.  63.  64.  107.  153. 

*)  Sachsensp.  Ldr.  III.  52.  §.  2.  „Den  Konig  küset  man  to  rich- 
te re  oYer  egen  unde  len  unde  over  jewelkes  mannes  lif.*'  —  Meine 
deutsdie  Rechtsgesch.  a  Aufl.  1858.  Thl.  U.  §.  47. 

>)  Siehe  oben  §.  81. 
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Veto^).  3)  Der  Kaiser  galt  stets  als  die  Qnelle  aller  Gerichtsj 
barkeit,  und  hiess  in  diesem  Sinne  der  oberste  Richter  iij 
Deutschland^).  Er  hatte  jedoch  in  eigentlichen  streitigeij 
Jnstizsachen  regelmässig  kein  Selbstentscheidangs^ 
recht^)y  sondern  mnsste  reichsconstitntionsmässig  seine  Ge^ 
riehtsbarkeit  durch  die  Reichsgerichte^)  und  die  landesherr^ 
liehen  Gerichte  ausüben '^).  BeidemReichskammergerichte| 
war  dem  Kaiser  reichsconstitutionsmässig  jede  Einmischnn^ 
in  die  Rechtspflege  ohne  Ausnahme  untersagt^):  nor  der 


')  Der  Kaiser  sollte  nach  der  W.-K.  art  Xm.  §.  5,  seine  Resolutioii 
„schleunigst"  eriheilen,  und  sich  (W.-K.  art  XXV.  §.  4)  dabei  des 
Beirathes  desReichsvicekanzlers  bedienen:  im  Uehrigen  war  seine 
EntSchliessung  völlig  frei.  Fütter,  inst.  §.  154.  —  Leist,  Staatsr.  %,SL 
—  Gönner,  Staatsr.  §.  188. 

*)  V.  Berg,  Grundriss  der  reichsgerichtl.  Verf.  u.  Praxis,  1797.  §.  1 
„Das  Beichsoberhaupt  war  und  blieb  höchster  Richter  im  Reich  und  Queue 
aller  untergeordneten  Staatsgerichtsbarkeit". 

B)  üebereinstimmt  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsrecht  §.  30.  H  — 
Schon  nach  dem  älteren  Beichsrechte  hatte  der  Kaiser  nur  das  Becht, 
Gerichte  anzuordnen,  und  darin  den  Vorsitz  zu  führen:  die  eigentliche 
Rechtsprechung  aber  war  Sache  der  Schöffen  oder  der  Standesgleichen 
(pares),  Schwabens p.  Ldr.  (Lassberg)  c.  138.  „Der  kunc  sol  mit  der 
fursten  Urdeil  den  fursten  ze  ahte  tun  .  .  ,  vnd  als  sol  man  den  vrien 
herren.  ynd  ieden  man  mit  sinen  genozen  ze  ahte  tun."  —  Meine 
deutsch.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  11.  §.  47. 

«)  W.-K,  art.  XVI.  §.  3.  „Wir  sollen  und  wollen  auch  kein  altes 
Reichsgericht  verändern,  noch  ein  neues  aufrichten  "...§.  4.  „Wir  wollen 
die  Justiz  nach  Inhalt  des  Instrumenti  Pada  beim  Kammergericht  und 
Reichshofrathe  unpartheilich  administriren  lassen"  ...  §.7.  „Dem  Proeesse 
dieser  Reichsgerichte  seinen  starken  Lauf,  auch  keinem  von  dem  andern 
eingreifen,  oder  Processe  avociren,  vielweniger  über  die  sefnlentias  und  jv- 
cUeata  cameras  von  unserem  Reichshofrathe,  unter  was  für  Prätext  es  sei, 
cognosciren  lassen,  dem  Kammergerichte  durch  keine  absonder- 
lichen kaiserlichen  Rescripte  die  Hände  binden  .  ..  überhaupt 
dem  Reichshofrath  und  Kammergerichte  keinen  Einhalt 
thun." 

^  Die  reichsconstitutionsmässige  Zusicherung,  dass  in  die  landes- 
herrliche Gerichtsbarkeit  nicht  eingegriffen  werden  solle,  enthält  die 
W.-K.  art  L  §.  8. 

8)  W.-K  art  XVI.  §.  7  (s.  Note  6);  W.-K  art  XVL  §.  8.  „Insonde^ 
heit  wollen  Wir  an  das  Reichskammergericht  ftLr  Uns  allein  keine  Instruk- 
tionen und  Inhibitionen,  eben  so  wenig  auch  in  partictdari  an  Unaem  und 
des  Reiches  Kammerrichter  in  Justizsachen  keine  Verfügung,  noch  auch 
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Beichsbofiraih  mnsste  in  gewisgen  genau  bestimmten 
Fällen  dem  Kaiser  ein  Gutachten  (votum  ad  imperatarem) 
eistatten^),  worauf  der  Kaiser  die  Entscheidung  nach  seinem 
persönlichen  Ermessen  geben  konnte  ^®).    4)  Der  Kaiser  hatte 


Rescripte  auf  Einsendung  der  protocoUorum  plem  et  sefiuUuum  erlassen  ".  — 
In  der  W.-K.  art  XVI.  §.  17,  versprach  der  Kaiser  noch  insbesondere,  die 
an  dem  Beichskammergericht  anhängigen  Sachen  nicht  an  den  Reichshofraih 
zn  fordern.  —  Ueber  einen  Fall  (der  gr&fl.  Sulz'sche  Soccessions-Streit 
zwisdien  der  Erbtochter  und  Regredient-Erbin,  wo  der  K.  Karl  VI.  in 
die  Jurisdiction  des  Reichskammergerichts  eingriff,  und  dessen  ürtheil  durch 
Bescript  v.  16.  Nov.  1701  cassirte),  siehe  Moser,  Familienstaatsrecht,  I. 
90L  905;  V.  Neurath,  von  der  Regredienterbschaft,  1807.  S.  163;  Falk, 
Eranien  L  S.  79.  87. 

«)  R.-IL-R.-0.  von  1664,  Tit  V.  §.  18  u.  20  (Schmauss,  S.  935).  — 
Die  bestimmten  Fälle  waren  hiemach :  1)  wenn  im  Beichshofrath  die  Stimmen 
zwar  ungleich,  aber  „in  ziemlicher  Anzahl  vertheilt*^  waren,  und 
der  Präsident  dafür  hielt,  „dass  beider  Theile  Meinung  mit  stattlichen 
grandvesten  Ursachen  bestärkt  wäre";  oder  2)  wenn  sich  in 
einer  Sache  die  Beichsräthe  „nicht  vergleichen"  konnten,  z.  B.  wenn 
der  Beferent  und  der  Correferent  sich  in  facto  nicht  vereinigen  konnten, 
oder  wenn  ttberhaupt  Stimmengleichheit  eintrat,  und  der  Präsident 
Bedenken  trug,  von  der  ihm  für  diesen  Fall  zustehenden  entscheidenden 
Stimme  (s.  unten  §.  100.  XIX.)  Gebrauch  zu  machen,  „daher"  also  wegen 
„Hochwichtigkeit'*  der  Sache  deren  Erledigung  durch  den  Kaiser  seibat 
von  Nöthen  war.  —  Lei  st,  Staatsr.  §.  139.  Note  12.  —  v.  Berg,  Grund- 
ris  d.  reichsgerichtL  yer£  §.  148.  S.  203.  —  Danz,  Grds.  d.  Reichsgerichts- 
Proz.  S.  470.  471.  —  Vergl.  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Eben- 
bOitigkeit  (1853)  §.  55.  56.  —  Ausserdem  wurden  3)  nach  der  Praxis  die 
Straferkenntnisse, welche  der  Beichshofrath  gegen  Beichs unmittel- 
bare aossprach,  in  der  Form  eines  solchen  Votum  dem  Kaiser  zur  Bestä- 
tigung vorgelegt  Leist,  Staatsr.  §.  165.  -*  Schmalz,  Staatsr.  §.  176.  — 
Gönner,  Staatsr.  §.  350.  n.  —  Endlich  war  4)  dem  Kaiser  das  Ent- 
scheidungsrecht in  Streitigkeiten  über  Fürstenthümer,  Grafschaften  u.  dergl. 
die  unmittelbare  Beich sieben  waren,  ausdrücklich  reichsgesetzlich 
vorbehalten.    Siehe  unten  §.  98.  Note  5. 

»)  R-H.-B.-0.  von  1654.  Tit  5.  §.  21.  „Und  was  Wir  Uns  darauf 
jedesmahls  entschüessen"  etc. —  Gönner,  Staatsr.  §.306;  Leist,  Staatsr. 
§.  139;  Moser,  von  kais.  Machtsprüchen,  1750.  §.  15.  —  Die  Befürchtung, 
dass  hierdurch  die  kaiserliche  Willkühr  die  mühsam  gebauten  Grundpfeiler 
der  Beich^ustiz  endlich  erschüttern  würde,  veranlasste  die  Beichsstände, 
besonders  die  protestantischen,  auf  die  gänzliche  Beseitigung  der  Vota 
ad  Imperatoremy  als  eines  Missbranches,  hinzuarbeiten.  —  Malblank, 
AoL  z.  Yeti  des  kais.  B.-K.-G.  u.  B.-H.-R  m.  S.  245  flg.  --  Es  kam  aber 
nor  zu  einer  Bestimmung  in  der  W.-K.  art  XYI.  §.  15  (mit  einem  Zusatz 
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jRlr  die  Voll ziehnng  der  Beiefasschlflsse,  insbesondere  flir 
die  Vollstreckong  der  reichsgerichtlichen  Urtheile  nnd  flir  die 
Erhaltung  des  Landfriedens  zn  sorgen  und  gegen  Verletzungen 
desselben  oder  der  Beichsgrundgesetze  einzuschreiten^*)'  ^^^^ 
lag  die  Ausführung  hauptsächlich  in  der  Hand  der  Beichskreise 
und  war  der  Kaiser  regelmässig  darauf  beschränkt,  einen  oder 
mehrere  derselben  zur  Vollziehung  aufzufordern  ^2).  5)  Die 
Vertretung  (Repräsentation)  des  Reichs  dem  Auslande  gegen* 
über  stand  dem  Kaiser  allein  zu  ^^) ;  jedoch  war  er  hinsichtlieh 
der  Ausübung  des  Bflndniss-,  Kriegs-  und  Friedensrechts  mehr- 
fach durch  die  Reichsverfassung  beschränkte^).  6)  Eben  so 
stand  dem  Kaiser  die  Vertretung  des  Reichs  beztiglich  der 
Reichslehen y  d.  h.  die  Ausübung  der  Lehensherrlichkeit 
des  Reichs  als  prodominus  zu^^);  er  hatte  femer  7)  das  Recht 
gewisse   Reichs  am  ter    zu    besetzen  e^)    und  8)    das    (sehr 


vermehrt  1790),  wodurch  das  Verfahren  bei  Erstattong  der  Gutachten  genauer 
bestmunt  wurde.  „Wo  auch  im  Rdchshofrath  in  wichtigen  Justizsachen  eu 
Votum  oder  Gutachten  abgefasset  und  Uns  referiret  werden  sollte,  wollen 
Wir  solches  änderst  nicht,  als  in  Anwesen  des  ReichshofrathspiftddenteD 
und  Beichsvicekanzlers  mit  Zuziehung  der  Re-  und  Gorieferenten  und 
anderer  Reichshofräthe  beider  Religion  .  .  .  yortragen  lassen,  mit  denselben 
darüber  berathschlagen,  in  keinem  andern  Rathe  resolTiren"  etc. 
—  YergL  W.-E.  art.  XYI.  §.  12  (Verbot  der  Einmischung  anderer  kaiserlicher 
R&the  und  Minister  in  die  vor  den  Reichshofrath  gehörigen  Sachen). 

«*)  W.-K.  art.  XVn.  §.1.  „.  .  .  einem  jedweden  ohne  Ansehen  der 
Personen,  schleunig  zu  seinen  erstrittenen  Rechten  verhelfen.^'  Insbesondere 
verspricht  der  Kaiser,  W.-K.  art  XVn.  §.  16  „am  jtuücatas  imperü  gegen 
alle  Gewalt  krSftig  zu  schützen  und  zu  manuteniren'*  etc.  —  VeigL  W.-K 
art  L  §.  8.  9;  art.  H.  §.  2;  art  XVI.  §.  1.  9-11;  art  XX.  §.  9. 

**)  Siehe  oben  §.  79.  —  Vergl.  die  Executionsordnnng  von  lö65 
(Schmauss,  S.  165  flg.). 

«')  Schon  der  Sachsensp.  Ldr.  m.  54.  §.  2  verlangt  vom  Kaiser,  da» 
er  „it  rike  vorsta  an  sime  rechte,  als  he  kfinne  und  möge.'* 

w)  W.-K.  art.  IV.  §.  2;  art  VI.  §.  1.  2.  3. 

«)  Die  reichsgrundgesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Ausübung  der 
kaiserlichen  Lehensherrlichkeit  enth&lt  die  W.-K  art  XI;  vergL  auch 
art  X.  §.  6.  10.  11. 

^*)  So  z.  B.  ernannte  der  Kaiser  den  gesammten  Reichshofrath;  den 
Reichskammerrichter,  die  beiden  Präsidenten  und  zwei  Assessoren  (zuletst 
einen  katholischen  Assessor)  des  Reichskammeigerichts  etc.  —  Meine 
deutsch.  Rechtsgesch.  (3.  Aufl.)  1858.  ThL  ü.  §.  61.  —  Schmalz,  Staats- 
recht §.  171. 
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8rägftigige)Reich8eiD kommen  zu  beziehen ^^  nnd  beliebig 
n  rerwenden,  ohne  dass  er  dem  Reiche  Rechenschaft  darüber 
n  geben  hatte  ^^).  Reichsgüter,  Reichsstädte  nnd  Reichsein- 
kfinfte,  wie  Zdlle^  durfte  aber  der  Kaiser  seit  der  Einftthning 
der  Wahlkapitnlation  nicht  mehr  ohne  Zustimmung  der  Reichs- 
stäode  verpfändend^).  Er  hatte  9)  die  Schirmvogtei 
(advocatid)  über  die  christliche  und  insbesondere  römische 
Kirche  und  den  römischen  StuhP^')»  womit  ausser  dem  frflh- 
zeitig  schon  ausser  Uebung  gekommenen  Spolienrecht  oder 
jus  ejniüiarum^^)f  nnd  jus  regaKae^^)y  auch  das  Recht  der 
ersten  Bitte  (jus  preeum  primariarum)^^)  und  das  Recht 
Panisbriefe  zu  ertheilen^^),  zusammenhingen.  10)  Der  Kaiser 


")  Man  schlag  dies  in  der  letzten  Zeit  nicht  viel  höher  als  auf 
13,0OOTh]r.  jährlich  an.  Schmalz,  Staatsr.  §.  182.  —  Yergl.  H&berlin, 
Handb.  IL  S.  248. 

«)  Haberlin,  Handb.  n.  S.  243. 

^)  W.-K.  art.  X.  §.  1.  —  Den  Reichsst&nden  war  aber  im  westphälischen 
Frieden  (J.  P.  O.  art  5.  $.  26  und  in  der  W.-K.  art  X.  g.  4)  die  Zusicherung 
eitheilt  worden,  dass  sie  „bei  den  ihnen  verschriebenen  und  innehabenden 
Beichspftndschalten  ohne  Wiederlösung  und  Wiederrufung  zu  schützen, 
nnd  ruhig  dabei,  bis  auf  weitere  Yergleichung  zwischen  den  römischen 
Kaisem  und  Reichsst&nden  bleiben**  sollten. 

»)  W.-K  art  I.  §.  1  (siehe  oben  §.  76.  Note.  6). 

'')  Ifkn  verstand  unter  dem  jus  spoln  sive  exuvtarum,  spottweise  das 
Rips-Baps recht  genannt,  das  von  dem  kaiserl. Fiskus  bis  auf  K  Otto  lY. 
nnd  E.  Friedrich  II.  behauptete  Recht,  den  Nachlass  verstorbener  Bischöfe 
einzuziehen.  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1868.  Thl.  n.  §.  50.  56, 
und  besonders  meine  AlterihOmer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts, 
Bd.  IL  (1860)  S.  44  flg. 

*)  Hierunter  verstand  man  das  vom  kaiserlichen  Fiskus  beanspruchte 
Becht,  das  Einkommen  der  Kirchengttter  bis  zur  Wiederbesetzung  des 
bischöflichen  Stuhls  zu  beziehen.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1858.  ThL  IL  §.  56,  und  besonders  meine  Alterthümer  des  deutschen 
Beichs  und  Rechts,  Bd.  n.  (1860)  S.  44  flg. 

^)  Dies  war  das  Recht  des  Kaisers,  an  jedem  reichsunmittelbaren 
Stifte  auf  die  erste  nach  seiner  Thronbesteigung  erledigte  Pfründe  einen 
Candidaten  zu  prftsentiren.  Ptttter,  inst  §.417.  421.  —  Gönner,  Staatsr. 
§.  414.  ~  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  185&  ThL  IL  §.  56. 
Note  35  und  §.  67.  Note  14. 

*■)  Panisbriefe  waren  Anweisungen  an  geistliche  Stifter,  weltlichen 
PetBonen  Unterhalt  zu  gewähren.  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1%B.  ThL  IL  §.  67.  Note  15.  —  GOnner,  Staatsr.  §.  414. 

Zopfl,  Staatvaelit.  6.  Aufl.  I.  12 
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galt  anch  als  die  Quelle  aller  Gnaden^^):  er  hatte  nicbf 
nur  das  Begnadigungsrecht  in  Strafsachen  ^  sondern  aueb 
das  Recht 9  Privilegien  aller  Art^  insbesondere  anch  sog. 
Justizprivilegien,  d.  h.  Exemtionen  von  der  Gerichtsbarkeit 
der  Reichsgerichte  zu  ertheilen^^),  wie  z.  B.  das  jus  de  non 
appeäando^'^)  und  das  jus  de  non  evocando^^)^  und  Überhaupt 
7on  der  Beobachtung  der  Vorschriften  des  gemeinen  Reichs- 
rechts  9  z.  B.  bei  der  Errichtung  von  Familienstatut^i ,  zu  dis- 
pensiren  und  die  Einführung  singulSrer  RechtsgrundiBätze  zq 
gestatten  2ö). 

§.  85. 

c)  Die  kaiserliche  Machtvollkommenlieit  und  die 
kaiserlichen  Reservatrechte. 

I.  In  Folge  einer  unklaren  Ansicht  über  die  Verbindnog 
der  alten  römischen  Kaiserkrone  mit  dem  deutschen  Eönigthnme 
sprach  man  im  Mittelalter  auch   von   einer  kaiserlichen 


»)  Die  Gnadensachen  worden  Bftmmtiich  am  Beichsho&athe  behandelt; 
siehe  unten  §.  100. 

<*)  Eine  Beschränkung  des  Kaisers  enth&lt  W.-K.  art  X.  (.  2.  „Uns 
auch  alles  dessen,  was  etwa  zu  Exemptum  und  Abreissung  vom  Reich 
Ursache  gehen  könnte,  insonderheit  deren  exorbitanten  PriTÜc^en  und 
Immunitäten  enthalten." 

*7}  Hierunter  yerstand  man  die  Bewilligung,  dass  von  den  landesherr- 
lichen Gerichten  nicht  an  die  Reichsgerichte  appellirt  werden  durfte.  Man 
unterschied  prwüegia  de  non  appeüando  üUmüata  und  UmiMa,  je  nachdem 
gar  nicht  oder  nur  bei  dem  Vorhandensein  einer  erhöhten  Appellatioiu- 
summe  an  die  Reichsgerichte  appellirt  werden  durfte. 

V)  Dies  bestand  in  der  Zusicherung,  dass  an  den  landesherrlichen 
(Berichten  an  häng  ige  Rechtssachen  nicht  von  diesen  abgerufen  und  an  die 
Reichsgerichte  zur  Entscheidung  gewiesen  werden  sollten.  Es  hing  dies 
mit  der  mittelalterlichen  Ansicht  zusammen,  dass  die  Reichsgerichte  eine 
concurrirende  Jurisdiction  mit  allen  landesherrlichen  Gerichten  hatten. 
Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1868.  Tbl.  U.  §.47.  Note  15;  §.  da 
Note  15;  $.  66;  §.  73.  V. 

V)  Formulare  der  am  Reichshofrath  zu  verhandelnden  Gnadensachen» 
siehe  bei  J.  F.  W.  de  N.  de  W.  Princip.  proc  jud.  imp.  ad.  3.  Anfl.  1754. 
Tbl.  V.  S.  357  flg. 
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HnchtYoUkomm enheit  (plmUudo  potestoHs)  ^\  kraft  deren 
»eh  die  Kaiser  das  unbeschränkte  Recht  beilegten,  alle 
Arten  von  Privilegien  (sowohl  favarabHia  als  odiosa)  zn  er- 
tiieil»,  oder  sie  wieder  anfznheben,  oder  die  Anwendung  der 
Beichsgesetze  nnd  des  Beichsrechts  in  einzelnen  Fällen  ans- 
znschliesBen. 

n.  Seitdem  aber  die  Kaiser  durch  die  Beichsgesetze ,  ins- 
besondere doreh  den  wes^älischen  Frieden  und  durch  die 
Wahlkapitnlation  in  diesen  Bechte,  sowie  in  allen  Begierungs- 
rechten vielfach  beschränkt  worden  waren,  konnte  von  einer 
Machtvollkommenheit  in  obigem  Sinne  überhaupt  nicht  mehr 
die  Bede  sein  ^.  Daher  verstand  man  hierunter  in  der  letzten 
Zeit  nur  noch  dasjenige,  was  man  gegenwärtig  das  Staats- 
Nothrecht  (Jus  emmens)  zu  nennen  pflegt'). 

in.  Dagegen  bezeichnete  man  die  einzelnen  Befugnisse 
der  ehemaligen  MachtyoUkommenkeit,  welche  der  Kaiser  seit 
dem  Xyn.  Jahrhundert  noch  auszuttben  fttr  befugt  galt,  als 
kaiserliehe  Beservatrechte,  d.  h.  besonders  vorbehaltene 
Rechte,  und  zwar  theils  im  Gegensatze  der  Comitialrechte, 
d.  h.  der  Bechte  des  Beichstages,  theils  der  Landeshoheit 
der  einzdnen  Landesherren  ^). 


0  Offidell  spricht  noch  die  Goldene  Bulle  von  1356,  cap.  2.  §.  8. 
cap.  13.  §.  3  etc.  von  dieser  Plenäudo  potestads  als  einem  unbezweifelt 
dem  Kaiser  sustelienden  Rechte.  —  Einen  Fall,  wo  der  Kaiser  „ex  pleid- 
lau&te  potetiaUs^  das  Pfiichttheilsrecht  der  Kinder  (legitima)  anfhob,  siehe 
in  meiner  Schrift:  Ueber  Missheirathen  in  den  reg.  deutschen  FOrsten- 
bäusem,  Stuttgart  1853.  S.  51;  Pütter,  Missheirathen,  S.  lia  —  Siehe 
auch  oben  §.  84.  Note  8. 

*)  Schon  im  J.  1609  schrieben  die  Fürsten  an  K  Budolf  U:  „Mit 
Jurisdiction  und  Rechten,  wie  sie  die  h&teinischen  Kaiser  gehabt,  sei  dieses 
Orts  sich  nicht  an&uhalten,  da  es  mit  dem  deutschen  Reiche  grosse  Un- 
gieicbheit  g^en  die  alten  lateinischen  Kaiser  habe.'*  Pütt  er,  inst  §.  22; 
dessen:  Erört  I.  2d9;  Moser,  Yon  kaiserl.  Machtsprüchen,  1750.  §.8  flg. 

s)  H&berlin,  Handb.  II.  §.  260.  —  Chr.  Gottl.  Biener,  von  d.  kais. 
Kachtvoükommenheit  in  der  Reichsregierung,  Leipzig  1781. 

«)  Pütter,  inst  §.  26. 116. 127.  —  H&berlin,  Handb.  ü.  §.  116. 127. 
-  Leist,  Staatar.  §.  16.  IV.  17.  E.  23.  IL  —  Gönner,  Staatsr.  §.  106.  — 
Schmid,  Staatsr.  §.  133.  —  Maarenbrecher,  Staatsr.  §.  78.  —  H.  A. 
Zachariä,  Staatsr.  g.  30.  I.  —  Es  konnte  ein  Reserratrecht  sehr  wohl  in 
beiden  Beziehungen  in  Betracht  kommen,  z.  B.  das  Recht  der  Standes« 
eih6hang. 

12» 
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rv.  In  ersterer  Beziehung  Messen  Beservatrechte  jene 
Rechte  y  welche  der  Kaiser  ansübte,  ohne  an  die  Mitwirkung 
des  Reichstages  gebunden  zu  sein.  War  der  Kaiser  in 
ihrer  Ausübung  völlig  unbeschränkt,  so  Messen  sie  insbesondere 
jura  reservata  iUimitata:  war  der  Kaiser  aber  durch  die  Reichs- 
Verfassung  hierbei  wenigstens  an  die  Zustimmung  dear  Kur- 
fürsten gebunden,  so  Messen  sie  jura  reservata  limüata. 

y.  In  zweiter  Beziehung  Messen  Reservalrechte  erst- 
lich diejenigen  Rechte,  welche  nicht  als  im  Begriffe  der 
Landeshoheit  liegend  betrachtet  wurden,  die  also  ein 
Landesherr  entweder  gar  nicht,  oder  doch  nur  in  Folge  einer 
besonderen  kaiserlichen  Verleihung  ausüben  durfte:  zweitens 
aber  auch  jene  Reservatrechte,  welche  der  Kaiser  eben  sowohl 
als  die  Landesherren,  also  mit  diesen  concurrirend,  in  den 
einzelnen  Territorien  ausüben  konnte.  Im  ersteren  Falle 
Messen  sie  jura  reservata  exclusiva ;  im  zweiten  Falle  jura  reser- 
vata  communia  oder  cumulativa. 

VI.  Als  jura  reservata  iäimitata  und  zugleich  exclusiva 
wurden  betrachtet:  1)  das  Recht  der  Standeserhöhung; 
d.  h.  das  Recht,  den  Adel  in  seinen  verscMedenen  Abstufungen 
zu  verleihen^);  2)  das  Recht,  gelehrten  ^Körperschaften  das 
Universitätsprivilegium  zu  verleihen,  d.  h.  das  Recht,  aka- 
demische Würden  zu  ertheilen. 

VII.  Jura  reservata  Umitata  waren  1)  das  Recht,  Zölle 
anzulegen  und  Zollgerchtigkeiten  zu  ertheilen,.  d.  L 
das  Recht,  die  an  bestimmten  Zollstätten  zu  erlegenden  Zölle 
ganz  oder  thcilweise  zu  erheben  und  zu  beziehen^),  welches 


s)  W.-K.  art.  XXn.  §.  1:  „Wie  die  Standeserhöhungen  zu  ertheilen. 
Bei  Collation  fürstlicher,  gräflicher ,  auch  anderer  Dignitäten  sollen  und 
wollen  Wir  dahin  sehen ,  damit  inskünftige  auf  allen  Fall  dieselben  allein 
denen  von  Uns  ertheilt  werden,  die  es  vor  Anderen  wohl  meritiret,  im 
Reiche  gesessen  und  die  Mittel  haben ,  den  affektirten  Stand  pro  digniuue 
auszuführen.''  ■ 

«)  W.-K.  art  Vm.  §.  1:  „Wir  sollen  und  wollen  auch  .  .  .  hiniuro, 
jedoch  unbeschädigt  der  yor  Aufrichtung  weiland  Kaisers  Karls  VI.  Wahl- 
kapitulation  .  .  .  gewilligten  Zollkoncessionen  .  .  .  keinen  Zoll  Ton  neaem 
geben,  noch  einige  alte  erhöhen  oder  prorogiren  ...(§.  2).  Es  sei  dann 
nicht  allein  mit  aller  und  jeder  Kurfuinten  Wissen  und  Willen,  Zulassen 
und  KoUegialrathe  durch  einhelligen  Schluss  also  in  diesem  Stücke  ver- 
Mren*'  etc.  —  Nach  §.  3  sollten  auch  die  benachbarten  Kreise,  inabesondie 
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Recht  durchaus  nicht  als  in  der  Landeshoheit  liegend  be- 
tnchtet  wurde,  aber  Ton  den  Kaisem  theils  als  Gnade,  theils 
doreh  onerose  Geschäfte,  wie  Kauf,  oder  als  Pfandschaft,  datio 
in  soluhnn  n.  dgl.,  theils  für  immer,  theils  ftir  bestimmte  Jahre 
oder  anf  Widerruf,  sowohl  an  Landesherren,  wie  an  einzelne 
PriTatpersonen,  anch  eben  sowohl  an  Landstädte  wie  an  Reichs- 
städte yerliehen  wnrde^;  2)  das  Recht,  das  Mttnzregal  in 
ähnlicher  Weise  wie  die  Zollgerechtigkeiten  zu  verleihen^). 

Vni.  Als  jura  reseroata  communia  wurden  betrachtet: 
1)  das  Recht,  Volljährigkeit  (venia  aetatis)  zu  ertheilen,  un- 
eheliche Kinder  durch  Rescripte  zu  legitimiren,  oder  sie  Ton 
dem  Ehren -Makel  der  uneheligen  Geburt  zu  befreien  (sog. 
LegiUmatio  minus  plena)'j  2)  Notarien  zu  ernennen,  Lehen- 
fähigkeit  und  Wappen  zu  ertheilen  (zum  Wappengenossen  zu 
machen). 

IX.  Der  Kaiser  ftbte  sowohl  die  jura  reservata  exclusiva 
als  die  communia  regelmässig  durch  besonders  angestellte 
Beamte  aus,  welche  Hof p falz grafen  hiessen:  ihre  Beftigniss 
hiess  Comitiva.  Man  unterschied  die  niedere  und  die  höhere 
Comitive  (Comitiva  minor  et  major).  Die  erstere  begriff  die 
Befagniss,  die  zuletzt  genannten  jura  reservata  communia  aus- 
zuüben: die  letztere  überdies  das  Recht  zu  adeln  und  die 
niedere  Comitive  zu  ertheilen®).  Die  Würde  eines  Hofpfalz- 
grafen nebst  der  niederen  Comitive  wurde  aber  auch  häufig 
an  Landesherren,  sogar  auch  an  nicht  regierende  Personen 


deijenige,  in  welchem  der  neue  Zoll  aufgerichtet,  oder  ein  alter  erhöht  u.  8.  w. 
werden  sollte,  darüber  vorerst  gehört  werden. 

^  Vergleiche:  Das  ZoUwesen  in  Deutschland,  geschichtlich  beleuchtet 
Frkl  a.  M.  1832.  —  Interessante  Urkunden  enthält:  (Longard  I)  Ausführung 
der  Ansprüche  des  H.  Grafen  Jakob  zu  Eltz-Kempenich  aus  dem  Bhein- 
zoüe  zu  Engers,  Coblenz  1842. 

•)  W.-K  art  IX.  §.  6.  „Wir  sollen  und  wollen  auch  hinfüro  ohne 
Vorwissen  und  absonderliche  Einwilligung  der  Kurfürsten  und  Yemehniung, 
auch  billige  Beobachtung  decjenigen  Kreises  Bedenken,  darin  der  neue 
Mönzstand  gesessen,  niemanden  ...  mit  MOnzfreiheiten  oder  Münzstätten 
begaben  und  begnadigen." 

9)  Pütter,  inst  $.  138;  Schmid,  Staatsr.  §.  145.  -  Die  höheren 
Comitive  wurden  selten  ertheüt.  Erblich  hatten  sie  das  Haus  Pfalz  und  das 
Haas  Schwarzburg.    Schmalz,  Staatsr.  §.  180. 
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verliehen  ^^)y  oder  siit  gewissen  Aemtem  ein  für  allemal  t^- 
banden  ^*). 

§.  86. 
Anfang  der  kaiserlichen  Regierung^). 

I.  Die  kaiserliche  ßegiernng  begann  mit  der  Beschwör 
rang  der  Wahlkapitalation,  welche  reichsgrandgeseizlich  vor 
der  Erönang  geschehen  masste  ^.  Die  Krönung  wurde  in  den 
letzten  Zeiten  von  dem  Erzbischofe  Ton  Mainz  (als  Knrerz- 
kanzler)^)  za  Frankfurt  vorgenommen^). 

U.  Der  Kaiser  musste^  um  selbst  regieren  zu  können,  dae 
achtzehnte  Jahr  erreicht  haben  ^)9  und  seine  Besidenz  im 
Reiche  halten^. 


^*)  Z.  B.  in  den  Grafendiplomen  einiger  Titolarreichsgrafen. 

*0  So  z.  B.  hatte  sie  der  jeweilige  Prorektor  und  der  juristische  Dekan 
der  Universität  Heidelberg  durch  ein  Reichsvikariatsdiplom  yom  23.  Angust 
1745.  Aus  diesem  ist  auch  der  oben  angeföhrte  Inhalt  der  Comäiva  mrnor 
hier  mitgetheilt.  —  Yergl.  meine  Alterthümer  d.  deutsch.  Reichs  o.  Rechts. 
Bd.  I.  (1860)  S.  366  flg. 

0  PQtter.  inst  §.  495.  —  Gönner,  Staatsr.  $.  106.—  Leist,  §.66. 

«)  W.-K.  (1792)  art.  30.  §.  5.  6.  „Wir  versprechen  und  geloben  aber 
sothane  Beschwörung  der  Kapitulation  noch  vor  Empfemg  der  Krone  in 
eigener  Person  selbst  zu  leisten  .  .  .  auch  ehe  wir  solches  gethan  uns 
der  Regierung  nicht  zu  unterziehen.**  —  Eben  das.  art  m.  §.  18.  „Bis 
Wir  die  W.-K.  in  Person  beschworen,  folglich  das  Regiment  wirklich  an- 
getreten. "  —  Vergl.  die  Gold.  Bulle  cap.  2.  §.  8. 

3)  Ueber  die  Krönungsfeierlichkeiten,  die  dabei  gebrauchten  Reichs- 
kleinodien, die  Ableistung  des  kaiserlichen  Regierungseides  a.8.v. 
8.  Leist  Staatsr.  $.  65.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  113.  —  Pfltter,  inst 
§.  496  und  die  daselbst  angeführte  Literatur.  --^  In  froheren  Zeiten  con- 
currirte  CöLi  mit  Mainz  in  der  Ausübung  des  Krönnngsrechts.  Goldene 
Bulle  cap.  4.  §.  4;  Vergleich  v.  16.  Juni  1657,  bei  Schmanss,  S.  1088; 
W.-K.  (seit  1658)  art  3.  §.  9.  —  Pütter,  inst  §.  497. 

*)  Ursprünglich  war  Aachen  die  Krönungsstadt  gewesen;  seit  K.  Fer- 
dinand I.  geschah  die  Krönung  aber  immer  an  dem  Wahlorte.  Pütter, 
inst  §.  497.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  ThL  11.  §.  45l 

^)  So  mnsste  K.  Joseph  I.  in  der  W.-K.  (1690)  art  47  versprechen: 
„Uns  auch  keiner  Regierung  .  .  .  zum  Prl^udiz  der  Reichsvicarien,  welche 
inmittelst  die  Reichsadministration  führen,  die  Expedition  aber  in  Unserem 
Namen  verfügen  soUen,  unterziehen,  bis  Wir  das  achtzehnte  Jahr  Unsers 
Alters  erreicht  und  angefangen  haben. '*  Gerstlacher,  Handb.  X.  S.  1794. 

c)  W.-K.  art  XXIU. 
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m.  Eine  förmliche  Eeichshnldigung  leisteten  nnr  die  Reichs- 
städte; die  übrigen  Reiehsstände  leisteten  den  Haldigangseid 
zugleich  mit  dem  Lehenseid  bei  der  Belehnung  mit  ihren  Beichs- 
lehen  und  Hoheitsrechten''). 


§.  87. 
Ende  der  kaiserlichen  Regierung^). 

Die  kaiserliche  Regierung  endigte  1):  durch  den  Tod  des 
Kaisers;  2)  durch  Resignation  (Abdankung),  d.  h.  durch 
freiwillige  Niederlegung  der  Krone 2);  3)  durch  Absetzung, 
worüber  es  jedoch  an  ausreichenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
fehlte.  Der  Sachsenspiegel  und  der  SchwabenspiegeP)  sowie 
auch  die  goldene  Bulle  Karls  IV.*)  sprechen  zwar  ron  einer 
Jurisdiktion  des  Pfalzgrafen  bei  Rhein  ttber  den  Kaiser.  Diese 
galt  aber  später  entschieden  für  unpraktisch,  obschon  die 
betreffende  Stelle  der  goldenen  Bulle  durch  kein  neueres  Reichs- 
gesetz ausdrücklich  aufgehoben  worden  war.  Die  Theoretiker 
aus  der  letzten  Zeit  des  Reiches  hielten  mindestens  einen 
Comitialschluss  ftlr  nothwendig,  wie  bei  der  Absetzung  eines 
Reichsstandes  ^). 


0  Leist,  Staatsr.  §.  66;  besonders  Gönner,  Staatsr.  §.  279. 

0  Leist,  Staatsr.  §.  67.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  106. 

«)  So  2.  B.  Karl  V. 

')Sachsensp.  m.  52.  §.  3.  —  Schwabensp.  c.  121.  128.  — 
Meine  deutsche  Kechtsgesch.  3.  Aufl.  1868.  Thl.  IL  §.  46.  Note  14.  (Siehe 
auch  oben  §.  58.  Note  5).  —  A.  Schulze,  de  jorisdictione  principum, 
praesertim  Comitis  palatini  in  imperatorem  exercita,  Jena  1847. 

*)  Gold.  Bulle  c.  y.  §.  3:  „£t  quam  vis  Imperator  siye  Rex  Roma- 
noram super  causis,  pro  quibus  imperator  impetitus  fuerit,  habeat,  sicut 
ex  conmetudine  introductum  dicüury  coram  comite  Palatino  Rheni  .  .  . 
respondere ,  illud  tamen  Judicium  comes  Palatinus  ipse  tum  aUbi,  praeter- 
quam  in  unperiaU  curia^  ubi  Imperator  seu  Romanorum  Rex  praesens  ex- 
titerit,  poterit  exercere." 

^)  Man  bezog  sich  auf  die  Analogie  der  W.-E.  art.  I.  §.  3.  4,  wonach 
auch  kein  Reichsstand  ohne  GomitialbewiUigung  entsetzt  oder  suspendirt 
w^en  durfte.  Gönner,  Staatsr.  §.  106.  310.  —  Leist,  §.  67.  143.  — 
Moser,  Staatsr.  ThL  YU.  S.  71  flg. 
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§.  88. 
Der  römische  König  ^). 

I.  Wenn  bei  dem  Leben  eines  Kaisers  ein  Nachfolger 
desselben  gewählt  wnrde,  so  führte  dieser  den  Titel  römischer 
König  {Rex  Romanorum). 

U.  Die  Frage,  wer  über  die  Nothwendigkeit,  einen  solchen 
römischen  König  zn  wählen ;  entscheiden  solle ,  war  im  w^t- 
phälischen  Frieden  nnerledigt  geblieben^).  Später  kam  auf 
dem  Reichstage  in  den  Jahren  1691  und  1711  ein  Vergleich 
zwischen  den  Knrfiirsten  und  den  übrigen  Fftrsten  zu  Stande, 
dessen  Inhalt  seitdem  auch  in  die  Wahlkapitulationen  auf- 
genommen wurde.  Hiemach  sollten  die  Kurfürsten  nur  bei 
dem  Vorhandensein  besonderer  Gründe  zur  Wahl  eines  römi- 
schen Königs  bei  dem  Leben  des  Kaisers  schreiten. 

III.  Ueber  das  Vorhandensein  eines  solchen  Grundes  ent- 
schieden jedoch  die  Kurfürsten  allein.  Sie  mussten  von  ihrem 
Beschlüsse,  eine  römische  Königswahl  vorzunehmen,  dem  Kaiser 
Anzeige  machen,  und  dessen  Genehmigung  zur  Vornahme  der 
Wahl  nachsuchen,  konnten  aber  damit  doch  vorschreiten,  wemi 
sie  die  Verweigerung  der  kaiserlichen  Zustimmung  nicht  ftlr 
hinreichend  begründet  erachteten^).     Es  lag  jedoch  in  dem 


*)  Pütter,  inst  §.  504  flg.  —  Leist,  StaÄtsr.  §.  69.  70.  —  Gönner, 
Staatsr.  §.  116  flg.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  134.  —  Schmalz,  Staalsr. 
§.  154.  —  Moser,  y.  römischen  Kaiser,  §.  671  flg. 

«)  J.  P.  0.  art.  Vm.  S.  3.  —  üeber  die  früher  übliche  Bezeichnung 
des  erwählten  Kaisers  selbst  vor  der  Krönung  durch  den  Papst  als  Rei 
Ramanorum,  s.  oben  §.  83.  Note  2. 

3)  W.-K.  art  m.  (1711.  §.  11)  1792.  §.  10:  „Und  nachdem  Ton  Kur- 
fürsten und  Fürsten  zu  Regensburg,  nach  Anleitung  articuU  Ylll  Ingtru- 
m&nU  Pousisy  von  der  Wahl  eines  römischen  Königs  bei  Lebzeiten  eines 
erwählten  römischen  Kaisers  gehandelt  und  verglichen  worden,  dass  die 
Kurfürsten  nicht  leichtlich  zur  Wahl  eines  römischen  Königs  vkenU 
imperatore  schreiten,  es  wäre  dann,  dass  entweder  der  enrählte  und 
regierende  römische  Kaiser  sich  aus  dem  römischen  Reich  begeben, 
und  beständig  oder  allzulang  aufhalten  wollte,  oder  derselbe  weg^ 
seines  hohen  Alters  oder  beharrlicher  ünpässlichkeit  der  Re- 
gierung nicht  mehr  vorstehen  könnte,  oder  sonst  eine  anderweitige 
hohe  Nothdurft  .  .  .  erforderte  einen  römischen  König  noch  bei  Leb- 
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hteresse  der  Kaiser  selbst ,  einem  ihrer  Söhne  oder  einem 
mdereo  Mitgliede  ihres  Hauses  dareh  Veranlassung  der  Knr- 
Ibsten  zur  römisehen  Eönigswahl  schon  bei  ihrem  Leben  die 
Kachfolge  in  der  kaiserlichen  Würde  zu  sichern. 

IV.  Die  Rechte  des  römischen  Königs  waren:  1)  der 
Majestätstitel;  2)  der  einköpfige  Adler  als  Wappenträger; 
3)  der  Vorrang  vor  allen  Reichsständen.  4)  Er  war  Reichs- 
rerweser  bei  Verhinderong  des  Kaisers  zur  Ansflbung  der 
kaiserlichen  Regiemng,  durfte  sich  aber  ausserdem  ohne  dessen 
Auftrag  in  die  Reichsregierung  nicht  einmischen^);  bei  dem 
Tode  des  Kaisers  oder  bei  Resignation  desselben  ging  die 
Beichsregierung  ipso  jure  an  ihn  Aber,  und  zwar  ohne  neue 
Krönung  und  Beschwörung  der  Wahlkapitulation,  da  dies  alles 
gleich  bei  der  römischen  Königswahl  selbst  stattfand. 

§.  89. 
Die  Reichsvikarien*). 

L  Eine  Reichsverwesung  war  zur  Reichszeit  schon  darum 
oft  nothwendig;  weil  das  Reich  Wahlreich  war,  und  daher  leicht 
ein  kaiserloser  Zustand,  sog.  Zwischenreich,  Interregnum^ 
eintreten  konnte. 


zelten  des  regierenden  Kaisers  zu  erwählen,  und  dann  dass  in  solchem  ein 
und  andern  angeregten,  wie  auch  erstgedachtem  Nothfalle  die  Wahl  eines 
römischen  Königs  dnrch  die  Kurftbrsten,  mit  oder  ohne  des  regieren- 
den Kaisers  Consens,  wenn  derselbe  auf  angelegte  Bitte  ohne 
erhebliche  Ursache  yerweigert  werden  sollte,  vorgenommen,  und  damit 
...  frei  und  ungehindert  ver&hren  werden  solle;  so  wollen  und  sollen 
Wir  diesen  der  Kurfürsten  und  Fürsten  unter  einander  rerfassten  Schluss, 
vie  hiermit  geschieht,  f&r  genehm  und  Uns  demselben  gem&ss  und  conform 
halten.*' 

•)  Z.  B.  W.-K.  Josephs  n.  (1764)  art.  XXX.  §.  3:  „Wir  sollen  und 
wollen  auch  keine  Regierung  und  Administration  im  heil.  Römischen  Reich, 
so  lange  ihre  Kaiserliche  Mt^estät  im  Leben,  ohne  Dero  ausdmcklichen 
Auftrag  und  Einwilligung  Uns  unterziehen,  noch  Ihre  an  der  Hoheit  und 
Wörde  des  Kaiserthums  einigen  Eintrag  thnn.** 

0  Pütter,  inst.  %.  478  flg.  —  Moser,  v.  dem  röm.  Kaiser,  S.  737.  — 
Leist,  Staatsr.  §.  95  flg.  —  Gönner,  Staatsr.  g.  118  flg.  —  Schmid, 
Staater.  §.  135.—  Schmalz,  Staatsr.  §.  190.—  Meine  deutsche  Rechts- 
gesduchte  3.  Aofl.  1858.  Tbl.  IL  §.  47.  59.  67.  —  Jos.  y.  Sartori,  reichs- 
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n.  Durch  Herkommen^  nnd  dessen  ansdrUckliche  Be- 
stätigang  in  der  goldenen  Bnlle^)  nnd  in  den  kaiserliehen 
Wahlkapitnlationen^)  waren  Enrpfalz  nnd  Knrsaehsen 
die  Reichsverweser  (Provisores  sive  viearii  imperii)  in  den 
deutschen  Landen.  In  Italien  war  (dem  Namen  nach) 
Savoyen  fieichsverweser^). 

III.  Knrpfalz  und  Eursachsen  behandelten  als  Reiehs- 
verweser  in  Deutschland;  wenn  keinEaiser  vorhanden  war, 
nur  jene  Reiehsgeschäfte  gemeinschaftlich,  welche  ihrer  Natur 
nach  untheilbar  waren  ^):  im  Uebrigen  f&hrten  sie  die  Reichs- 
Verwesung  in  getheilten  Distrikten,  woftlr  die  Bezeichnong 
„Länder  des  sächsischen  Rechts  und  Landes  des  frän- 
kischen Rechts '^  gebräuchlich  geworden  war^). 

IV.  lieber  die  Theilung  ihrer  Amtsbezirke  bestand  ein 
Vei^leich  v.  J.  1750»). 


vikariatisches  Staatsr.,  Augsburg  1790.  —  J.  Ch.  Enötschker,  Versudi 
einer  Geschichte  des  BdchsvikaiiatB  durch  Deutschland  und  Italien  in  den 
Zwischenreichen  vor  der  goldenea  Bulle,  Leipzig  1796. 

<)  Der  Schwabens  p.  Ldr.  (Lassb.)  c.  125,  weiss  nur  erst  von  einem  Reichs- 
vikariate  des  Pfalzgrafen  bei  Rhein  aus  speciellem  kaiserlichen  Auftrag 
während  einer  Abwesenheit  des  Kaisers,  „vnd  vert  der  Eiunig  von  tutschem 
lande  .  .  .  da  sol  er  dem  phalentzgraven  von  Rine  den  gewult  geben,  daz 
er  rihter  si.  an  des  Kuniges  stat  über  der  fnrsten  lip.  vnde  gibt  er  im  des 
gewaltes  nüt  so  hat  er  kein  recht  daran." 

s)  Gold.  Bulle  cap.  V. 

4)  W.-K,  (1792)  art  m.  §.  14-18;  XI.  §.  7;  Xm.  §•  9. 

B)  W.-K.  art.  XXVI.  §,  2. 

6)  So  z.  B.  die  Fortsetzung  eines  Reichstags:  die  Bestätigung  des 
Reichskammergerichts  in  seiner  Funktion  u.  dgl. 

7)  Goldene  Bulle,  cap.  Y.  §.  1:  „Quoties  insuper  . . .  sacmm  vacar« 
continget  imperium,  illustris  Comes  Palatinus  Rheni  ...  ad  munus  futiiri 
Regis  Romanorum  in  partibus  Rheni  ac  Suevicte  et  in  Jure  Franconico . . . 
esse  debet  provisor  ipsius  imperii. "  Ibid.  §.  2.  „£t  eodem  Jure  provisionis 
illustrem  Ducem  Saxoniae  . . .  irui  volumus  in  his  locis,  ubi  Saxomca  jura 
servantur."  —  Nach  der  Trennung  der  Kurhäuser  Pfalz  und  Bayern  er- 
richteten dieselben  im  J.  1724  einen  Vergleich  wegen  gemeinschaftlicher, 
und  im  J.  1745  wegen  altemirender  Führung  des  rheinischen  Keichs- 
vikariats.  Schmauss,  S.  1345  flg.  —  Mit  dem  £rlö8chen  der  kurbaye- 
rischen Linie  (30.  Dec  1777)  fiel  die  Bedeutung  dieser  Vergleiche  tod 
selbst  hinweg. 

^)  Ein  £xtrakt  dieses  Vergleichs,  der  niemals  vollständig  veröffentlicht 
worden  zu  sein  scheint,  findet  sich  bei  Schmauss,  S.  1626.  —  £r  sollte 
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V.  Die  BeiehBvikarien  konnten  in  Tätigkeit  treten :  1)  Sedi 
pimay  d.  h.  bei  Verhinderung  des  lebenden  Kaieers, 
L  B.  wegen  seiner  Unmtlndigkeit^),  sowie  aneliy  naeb  vor- 
giDgigem  Gomitialschlnss  bei  langer  Abwesenheit^  Alters- 
schwäche n.  dergl.  des  Kaisers,  sofern  nicht  schon  ein  römischer 
König  erwählt  war^^):  In  diesem  Falle  waren  sie  eigentliche 
BegierangSYormllnder,  oder  y^administratoris^*  der  kaiserlichen 
Gewalt  nnd  handelten  stets  ,,im  Namen^'  des  Kaisers,  und 
daher  auch  dnrchaos  nnd  nothwendig  gemeinschaftlich,  sowie 
auch  alle  Beichsgerichte  hier  in  nnonterbrochenem  Gange 
bfieben.  2)  Sede  vacante,  d.  h.  wenn  ein  wirkliches  Inter- 
regnom  dntrat,  so  ging  im  Allgemeinen  alle  Reicbsgewalt  an 
die  Reichsvikarien  als  ihr  grandgesetzliches  Beeht  interimistisch 
Aber. 

VI.  Es  nennt  zwar  die  goldene  Bolle  cap.  V.  §•  1  nur 
Tier  Rechte  ansdrttcklich  als  den  Beichsvikarien  zuständig; 
dies  tf  klärt  sich  aber  daraus,  weil  nur  die  Zuständigkeit  dieser 
Beehte  frtther  bezweifelt  worden  war:  nämlich  1)  Potestas 
judida  exereendi.  Hierunter  verstand  man  seit  der  Einrichtung 
des  Reichskammergerichtes  und  des  Beichshofrathes  a)  das 
fiecht,  das  Beichskammergericht  gemeinschaftlich 
zur  Fortsetzung  seiner  Amtsthätigkeit  zu  ermächtigen  und  das- 
selbe zu  yisitiren^O;  b)  anstatt  des  durch  den  Tod  des  Kaisers 
jeweilig  suspendirten  Beichshofrathes  durfte  sogar  jeder 
der  beiden  Beichsyikarien  ftlr  seinen  Sprengel  ein  sog.  reichs- 
Tikariatisches  Hofgerichtfiir  die  Dauer  des  Interregnums 
einrichten'^);  2)  Jas  ad  beneficia  eeelesiastiea  praesentandi, 
d.  L  das  kirchliche  Präsentationsrecht  auszuüben,  wo  es 
der  Kaiser  als  Patron  hatte i^);  3)  das  Becht,  die  Beichs- 


nach  der  W.-E.  (1792)  art  m.  §.  17,  dem  Reiche  sur  Genehmigting  vor- 
gelegt werden,  was  aber  nicht  geschehen  ist. 

*)  YergL  die  Bestunmongen  in  der  W.-K.  Josephs  I.  art  47  (s.  oben 
§.  86.  Note  5). 

«)  W.-K.  (1792)  art  IH.  §.  14. 

")  Pütter,  inst  |.  481. 

«)  W.-K.  (1792)  art.  ÜI.  §.  15.  —  Dana,  über  die  Justunrerfassiing 
in  Deutschland  während  eines  Zwischenreichs,  Stuttgart  1790. 

^  Nicht  2u  verwechsehi  mit  dem  jus  precum  primariarum  (s.  oben 
$•  85X  welches  seinem  Begriffe  nach  nur  dem  Kaiser  anstehen  konnte. 


188  §•  ^*  ^on  den  Reichsständen  und  ihren  Collegien. 

einkttnfte  während  des  Interregnums  zn  beziehen ,  und  4)  Jm 
investiendi  de  feudi» ,  et  jurixmenta  fidditati»  jure  ei  nomine  sacri 
imperii  recipiendi.  Eigentlich  war  hierunter  nur  das  Recht  der 
Lehenserneuerung  bei  Veränderungen  in  der  Pereon  der 
Vasallen  (in  der  dienenden  Hand)  zu  verstehen.  Allein  das 
Herkommen  legte  den  Reiehsvikarien  auch  das  Recht  bei, 
heimgefallene  Reichslehen  weiter  zu  verleihen.  Ausge* 
nommen  waren  nach  der  goldenen  Bulle  nur  Fürstenthttmer 
und  Fahnlehen,  d.  h.  Lehen  mit  eigentlichen  hohen  Regierungs- 
rechten ^^).  Die  neueren  Wahlkapitulationen  beschi^nkten  diese 
Ausnahme  sogar  auf  eigentliche  Thronlehen ^^). 

Vn.  Nach  dem  Herkommen  galten  die  Reiehsvikarien  auch 
für  befugt,  während  der  Dauer  ihrer  Zwischenregierung  Privi- 
legien; Pfalzgrafenrechte  und  ^andeserhOhungen  zu  ertheUen. 
Sie  konnten  auch  Reichstage  ausschreiben  und  fortsetzend^) 
und  Commissarien  zu  den  Bischofewahlen  abordnen. 

Vni.  Ausser  der  bereits  erwähnten  Verleihung  von  Fahn- 
lehen  war  den  Reiehsvikarien  nur  noch  die  Verpfändung 
und  Veräusserung  von  Reichsgfitem  untersagt ^'^. 

§.90. 

Von  den  Reichsständen  und  ihren  CoUegien 
im  Allgemeinen^). 

L  Reichsstand;  Status  imperii,  im  allein  reichsgmnd- 


<4)  6 old.  Bulle,  cap.  Y.  §.  1 :  „ . . .  feudis  principom  duntaxat  exceptis 
et  Ulis,  quae  Vanlehen  vulgariter  appellantur,  quorom  inTestitimm  et 
coUationem  soll  Imperatori  vel  Regi  Romanorum  specialiter  reBerramus.** 
Ueber  den  Begriff  von  Fahnlehen  s.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1858.  Thl.  n.  §.  13.  47. 

«)  W.-K.  (1792)  art  XI.  §.  7:  „.  .  .  (als  worin  die  von  einem  jedes- 
maligen römischen  Kaiser  coram  throno  zu  empüwgenden  Lehen  allein  aas- 
genommen sind)." 

«)  Ausdrücklich  bestimmt  dies  die  W.-K.  art.  Xm.  §.  9. 

")  Gold.  Bulle,  cap.  Y.  §.1:  „Ipse  tamen  Gomes  Palatinus  omne 
genus  alienationis  seu  obligationis  rerum  Imperialium  hi^usmodi  provisionis 
tempore,  expresse  noverit  sibi  interdictum.^^ 

*)  Moser,  Staatsr.  Th.  vm.  IX.  XLin.  —  Derselbe,  von  den 
deutschen  Reichsständen,  der  Reichsritterschaft,  auch  den  Obrigen  unmittel- 
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gesetzlichen  Sinne  ^)  war  nar^  wer  auf  dem  Reichstage  wirklich 
Stz  nnd  Stimme  (Seanonem  et  voium)  führte'),  oder  doch  zn 
iShren  berechtigt  war^).  Diese  Berechtigung  setzte  seit  dem 
J.  1653^)  ausser  der  kaiserlichen  Verleihung  der  Reichs- 
stsndsehaft  eine  darauf  erfolgte  reichscoUegialische  Coop- 
tation  und  gehörige  Habilitation  oder  Qualificirung 
Toraus*).     Ob  sodann  die  wirkliche  Admission  (auch  sog. 


bsren  Beichsgliedem,  1767.  —  Pfttter,  inst  §.  26;  71  Bg.  —  Leist, 
Staatsr.  §.  71.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  133.  —  Schmid,  Staatar.  1. 136.  >* 
Meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  nnd  Ebenbürtigkeit,  Stuttgart  1853, 
§.  74  flg. 

*)  Einige  sprachen  auch  von  Ständen  des  Reichs  in  weiterem  Sinne 
und  verstanden  darunter  alle  reichsnnmittelbaren  Landesherren,  wenn  sie 
such  keinen  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichstag  hatten.  Allein  die  Un- 
richü^eit  und  praktische  Bedeutungslosigkeit  eines  solchen  Begriffes,  und 
das8  Landeshoheit  allein  zur  Reichsstandschaft  nicht  genügte,  war  von 
den  besseren  Publidsten  des  vorigen  Jahrhunderts  übereinstimmend  aner- 
kaanL  S.  meine  Schrift  über  hohen  Adel  (1853)  §.  74.  Note  ^).  —  Leist, 
Staatsr.  %,  57. ->  Scheidemantel,  Rcpert.  Bd.  lY.  S.  654.  >-  Schmid, 
Staatsr.  §.  136.  Note  *).  —  Genau  unterschied  auch  der  Reichsdeputations- 
absdiied  von  1564.  §.  29  „die  so  nicht  Stände  des  heil.  Reichs,  jedoch 
dem  heil  Reich  nnmediaie  unterworien. " 

')  So  wenig  wie  Landeshoheit  und  Reichsunmittelbarkeit,  eben  so  wenig 
genügte  ein  Sitz  auf  dem  Reichstage  ohne  Votum y  um  Reichsstand  zu 
seiiL  Solchen  Sitz  ohne  Stimme  hatten  einige  Reichsbeamte,  wie  z.  B. 
die  Grafen  von  Pappenheim,  als  Reichserbmarschälle,  und  die 
Grafen  von  Werthern  als  Reichserbthürhüter. 

*)  üeber  den  Begriff  und  die  Voraussetzungen  dieser  Berechtigung  siehe 
meine  Schrift:  üeber  hohen  Adel  (1853)  §.  76  flg. 

0  Ueber  die  betreffenden  Verhandlungen  auf  dem  Reichstage  zu  Regens- 
barg  1653  o.  1654,  siehe  meine  Schrift:  üeber  hohen  Adel  (1853)  §.  64. 

■)  W.-K  (des  römischen  Königs  Ferdinand  IV.  1653.  art.  47)  1792. 
art  L  §.  5:  „Auch  keine  Fürsten,  Grafen  und  Herren  in  fürstlichen  oder 
gräflichen  Cdüegüs  an-  oder  aufnehmen,  sie  haben  sich  dann  vorher  dazu 
mit  einem  Immediatfürstenthum,  resp.  Graf-  oder  Herrschaft,  genug- 
sam qaalificirt,  und  mit  einem  8  tan  des  würdigen  reichs- und  kammer- 
gerichtlidien  Matrikularanschlage  ...  in  einem  gewissen  Kreise 
»ogelassen  und  verbunden,  und  über  solches  Alles  neben  dem  kurfürst- 
lichen auch  dasjenige  Kollegium  oder  ^nk,  darin  sie  auf- 
genommen werden  sollen,  in  die  Admission  ordentlich  gewilliget, 
also  dass  sothane  Admission  erst  nach  vollständig  bewirkter 
Qaalificirung  erfolgte,  am  wenigsten  aber  selbige  von  blossen  Per- 
so&alisten,  die  nicht  mit  vorbeschriebenen  an  sich  bereits  unmittelbaren 


190  §•  ^'  ^^^  ^^  Roichsst&nden  und  ihren  GoUegien. 

Introdnktion)  bereits  erfolgt  war  oder  nicht  ^,  oder  ob  sieh 
der  cooptirte  nnd  gehörig  habilitirte  Reichsstand  etwa  sdnes 
Rechtes  nicht  bediente,  sei  es  weil  er  nicht  wollte^);  oder  wöl 
er  in  Folge  einer  Mediati sirung,  d.  h.  wegen  SabjektioD 
nnter  einen  anderen  Reichsstand  (als  sog.  Status  exemtus)  zur 
Zeit  nicht  konnte^),  kam  nicht  weiter  in  Betracht. 

n.  Nnr  mit  diesen  Reichsständen  handelte  d^  Kaiser: 
nur  diese  machten  das  Reich  aus,  nur  diese  durften  dem 
knrftlrstlichen  Collegium  ihre  Wünsche  und  Monita  bei  Gelegen- 
heit der  Abfassung  der  kaiserlichen  Wahlkapitdation  vor- 
tragen :  nur  dies en  galten  auch  die  kaiserlichen  Zusichernngen, 
welche  zu  Gunsten  von  KurfUrsten,  Fürsten  und  ,,Ständen'' 
in  die  Wahlkapitulationen  oder  in  andere  Reichsgesetze  auf- 
genommen wurden  ^^). 


Besitzungen  versehen  sind,  Statt  finden  soll/'  Yergl.  den  jtkngsten  Beidis- 
abschied  (1654)  §.  197  bei  Schmauss,  S.  1025.  —  Yergl.  über  die  Per- 
sonalisten  unten  §.  92. 

^  üeber  den  Unterschied  yon  Gooptation  und  Admission  eines 
Beichsstandes,  yergl.  meine  Schrift:  üeber  hohen  Adel  (1853)  §.  77. 

^)  Wiederholt  wurde  in  den  Reichsgesetsen  nnd  Reichstagsverhandlangen 
darauf  gedrungen,  dass  solche  „nicht  beihaltende  Mitst&nde'%weldie 
sich  durch  die  Unterlassung  der  Ausübung  ihres  reichsstAndischen  Sits-  und 
Stimmrechts  auch  den  Beiträgen  zu  den  Reichshisten  zu  entsiehen  suchten, 
unter  Bedrohung  mit  der  Entziehung  ihres  Rechts  beigezogen  werden  sollten. 
R.-A.  1548.  §.  73;  Beschluss  der  Wetterauischen  Grafen  v.  12.  Febr.  1696 
(Moser,  Staatsr.  Th.  19.  S.  376);  Protokoll  des  fr&nkischen  Grafentags 
y.  24.  Mai  1785  (Reuss,  deutsche  Staatskanzlei,  Bd.  X.  S.  306). 

*)  Ueber  den  Begriff  yon  SkOus  exemti  oder  Exemtionen,  s.  Schei- 
demantel, Rep.  I.  S.  904  flg.  ->  Moser,  y.  d.  deutschen  Reicbsstftnden 
Bd.  I.  Kap.  10.  §.  12.  —  Gönner,  deutsch.  Staatsr.  §.  225.  —  Ptttter, 
inst.  §.  475.  —  Meine  Schrift  über  hohen  Adel  (1853)  S.  8  flg.  >-  Der 
Reichsstand,  welcher  einen  Mitstand  unter  seine  Landeshoheit  gebracht 
hatte,  hiess  Eximena;  man  unterschied  Eseemtiones  cum  onere  und  «um  onere^ 
je  nachdem  der  Eximens  die  ordentlichen  Reichslasten  f&r  die  Exemtio  über- 
nommen hatte  oder  nicht.  Alle  solche  Exemtionen  betrachtete  das  Reich 
als  eine  bedauerliche  Verminderung  seiner  Mitglieder,  und  daher  schrieb 
auch  der  westph&lische  Frieden  ausdrücklich  yor,  dass  baldigst  auf  ihre 
Wiederherstellung  Bedacht  genommen  werden  sollte.  (J.  P.  0.  art  Vm. 
§.  3.  „In  proximis  comitüs  de  redncendis  statibus  exemtis  agatar.  — 
Solche  eximirte  St&nde  heissen  in  der  W.-E.  art.  IX.  §.  10,  11,  auch 
„Mediatst&nde**  oder  „mittelbare  St&nde*'. 

^®)  Dies  ergibt  sich  insbesondere  daraus,  dass  es  diesen  Rddisstftnden 
erst  bei  den  Verhandlungen  auf  dem  Reichstage  zu  R^gensbuig  1653  gdang. 
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ni.  Soltten  in  einzelnen  Beziehungen  noch  andere  reichs- 
unmittelbare  Herren,  wie  die  Beichsritterschaft,  nnter  solchen 
reich^esetzlichen  Bestimmnngen  mitbegriffen  werden,  so  wurde 
dies  in  den  Beichsgesetzen  jederzeit  besonders  ausgesprochen^^). 
Issgemein  gebrauchen  die  Beichsgesetze ,  wenn  sie  etwas  auf 
sämmtliche  Beichsstände  Bezügliches  aussprechen  wollen, 
die  Formel:  „Kurflirsten,  Fürsten  und  Stände  des  Beichs^'^^. 
IGtnnter  werden  aber  auch,  ohne  dass  damit  etwas  anderes 
ausgedrückt  werden  soll,  noch  Grafen,  PrUaten  und  Herren 
dabei  ebenfalls  genannt  ^^). 

IV.  Alle  diese  Hassen  hatten  katholische  und  pro- 
testantische Mitglieder. 

V.  Auf  dem  Beichstage  verhandelten  die  Beichsstände 
nach  Herkommen  regelmässig  in  drei  Collegien :  dem  Gollegium 
der  Kurfürsten,  dem  Collegium  der  Fürsten,  Grafen  und 
Herren,  oder  sog.  Fürstenrathe  und  dem  CoDegium  der 
Keichsstädte. 

§.  91. 
Vorrechte  der  Reichsstände^).  . 

Die  Vorrechte  der  Beichsstände  waren  im  Allgemeinen: 

L  Sitz    und    entscheidende  Stimme   {Sesno  et  votum) 

auf  dem  Beichstage^).    Diese  Stimme  konnte  aber  Viril-  oder 


die  Aenderong  durclizasetzen ,  dass  in  der  Wahlkapitulation  des  römischen 
Königs  Ferdinands  IV.  IföS  zum  erstenmale  da,  wo  früher  bei  kaiserlichen 
2^asicherangen  nur  der  Kurfürsten  Erwähnung  geschehen  war,  nunmehr 
diese  Znsicherungen  auf  Kurfürsten,  Fürsten  und  St&nde  gestellt 
worden,  J.  G.  t.  Meiern,  acta  eomitial,  EaÜsbon.  Tom.  L  p.  118.  — 
Meine  Schrift  über  hohen  Adel  (1853)  §.  74.  a.  E. 

")  So  z.  B.  in  der  W.-K.  art  I.  %.  2:  „Fürsten,  PriÜaten,  Grafen, 
Haren  und  St&nde  (die  unmittelbare  Reichsritterschaft  mit- 
begriffen)". Siehe  unten  §.  106.  Note  10.  —  Meine  Schrift:  lieber 
hohen  Adel  (1853)  §.  74,  und  meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
ThL  n.  §.  20.  Note  4. 

«)  VergL  z.  B.  W.-K.  (1792)  Art.  IV.  §.  1. 

*^  Siehe  oben  Note  11. 

«)  Gönner,  Staatsr.  §.  134.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  13a.  142. 
<)  VergL  oben  §.  81,  und  §.  90.  Note  3. 
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Cariat-Stimmesein:  es  hatte  nSmlich  nicht  jeder  Beichastand 
eine  volle  selbstständige  Stimme,  sondern  sehr  hänfig  nur  An* 
tbeil  an  einer  mit  mehreren  Anderen  gemeinschaftlichen  Stimme^). 

II.  Sie  konnten  von  ihrer  Beichsstandschaft  nnd  der  Landes- 
regierung nur  nach  vorgängigem  Gomitialbeschlnss  entsetzt 
oder  suspendirt  werden^).  Handelte  es  sich  dagegen  nur 
um  den  Missbranch  des  Zoll-  oder  Mttnzregals,  so  konnte  ihnen 
dessen  Ausübung  auch  sofort  vom  Kaiser  und  nach  Unuständen 
durch  Urtheile  der  Reichsgerichte  vorläufig  untersagt  oder 
entzogen  werden^). 

III.  Der  Kaiser  konnte  den  reichsgesetzmässigen  Erb- 
verbrüderungen der  Reichsstände  die  Confirmation  nicht 
verweigern®). 

IV.  Die  Reichsstände  hatten  den  Rang  vor  allen  Beichs- 
nnterthanen:  insbesondere  war  den  reichsständischen  Beichs- 
grafen  der  Vorrang  vor  allen  ausländischen  und  inländischen 
Grafen  zugesichert*^. 

V.  Die  Reichspfandschaften,  welche  die  Reichsstände 
inne  hatten,  waren  u  nah  löslich^). 


^)  So  z.  B.  hatten  die  Reichsprfilaten  zwei,  die  Reichsgrafen  vier  Gnriat- 
stiiiunen.    Siehe  unten  §.  94. 

«)  W.-K.  (1792)  art  I.  §.  3.  4.  —  Doch  kam  es  mitunter  vor,  dass 
einem  Reichsstande  wegen  dessen  zerrütteten  Finanzwesens  unter  dem  Namen 
eines  kaiserlichen  Commiss&rs  ein  Administrator  (sog.  Debet-  und  Ad- 
ministrations-Commission)  gesetzt  wurde,  deren  Th&tigkeit  aber 
nur  auf  den  Eamend-  und  Finanzzustand  des  Landes  beschrftakt  war, 
ohne  im  Uebrigen  den  Landesherm  in  Ausübung  seiner  Regierung  zu  be- 
schränken. Moser,  Anmerk.  z.  d.  W.-K.  Franz  L,  S.  9,  dessen  deutsch. 
Staatsr.  Bd.  24.  S.  264.  —  Leis.t,  Staatsr.  §.  46. 

»)  W.-K.  (1792)  art.  VUL  §.  13,  bedroht  den  Missbrauch  eines  ver- 
liehenen  Zollrechts  mit  Verlust  auf  Lebenszeit  des  Reichsstandes,  und 
bei  Gommunit&ten  mit  Entziehung  auf  30  Jahre:  der  Missbrauch  des  Münz - 
rechts  hat  nach  der  W.-K.  art  IX.  §.  7,  dessen  Verlust  „ohne  ferneres 
Erkenntnisse'  zur  unmittelbaren  Folge,  und  soll  dasselbe  (§.8)  „einem  solchen 
privirten  Stand,  ausser  einer  allgemeinen  Reichsversammlung  und  der  Stftnde 
Bewilligung  nicht  restituirt  werden. '< 

•)  W.-K.  (1792)  art  L  §.  9. 

T)  W.-K.  art  in.  §.  22. 

«)  W.-K.  art  I.  §.  9;  X.  §.  4;  J.  P.  0.  art  V.  %,  26.  27.  —  Siehe 
oben  §.  84.  Note  19. 
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YL  Die  Beichfistände  hatten  das  Recht  der  Antonomie 
in  Hinsicht  auf  ihre  Familienverh&Itnisse ;  jedoch  waren  die 
Gfänzen  deaselben  nicht  unbestritten^);  sie  hatten  ferner: 

Vn.  Das  Recht  der  Bttndnisse  mit  Answärtigen  und  das 
fiecht  der  Sonderbttndnisse  (Unionee,  Einigungen)  nnter  sich^^^X 
Dfld 

Vm.  Das  Recht  der  Selbstversammlnngy  d.  h.  das 
fiecht^  sich  in  und  ansser  den  Reichstagen  nach  ihren  CoUegien 
(coüegialüer)  zu  yersammeln,  sog.  y,Tage''  zn  halten  oder 
ohne  solche  Form  {circulariter)  mit  einander  zu  verhandeln  ^^). 

IX.  Am  wichtigsten  und  einflussreichsten  und  eine  wesent- 
liche Grundlage  der  Reichsverfassung  war  die  Verbindung^ 
weiche  der  Religion  wegen  unter  den  religionsverwandten 
Keichsständen  nnter  der  Bezeichnung  als  Corpus  CathoUeomm 
imd  Corpus  Evangelicorum  bestand.  Jedes  Corpus  fasste  seine 
Beschlttsse  nach  Stimmenmehrheit:  bei  Meinungsverschiedenheit 
der  beiden  Corpora  aber  {Itio  in  partes,  s.  oben  §.  81.  V.  3) 
konnte  auf  dem  Reichstage  kein  Beschluss  durch  Stimmen- 
mehrheit zn  Stande  kommen  i^).  Das  Direktorium  in  dem 
Corpus  CathoUcorum  fUbrte  Mainz :  in  dem  Corpus  Evangelicorum 
Eor-Sachsen,  ungeachtet  der  katholischen  Religionseigenschaft 
des  regierenden  Hauses*^).    Uebrigens  war  die  Bezeichnung 


«)  Siehe  hierüber  §.  213.  214. 

»)  W.-K.  art.  L  §.  9  —  J.  P.  0.  art.  TTU.  §.  2  (siehe  oben  §.  77. 
Note  13).  —  Es  gab  Kurfarstenvereine  (s.  unten  §.  93.  Nr.  23),  Fürsten- 
Vereine  (seit  1662,  s.  Gerstlacher,  Haudb.  IV.  585.  —  Moser,  Staatsr. 
XXXYL  193);  einen  Grafenverein  (von  1732,  Gerstlacher,  1.  c.  673.  — 
Moser,  Staatsrecht  XXXYUI.  527);  Städtebündnisse ,  wie  z.  B.  die 
Hause  il  s.  w. 

")  W.-K.  art.  Xin.  §.  10.  —  Man  unterschied  Kurförstentage,  Fürsten- 
Uge,  Prälatentage,  St&dtetage.  —  lieber  die  Bedeutung  von  circulariter 
siehe  unten  §.  %.  —  Ueber  die  besonderen  Versammlungen  der  Kurfürsten, 
Fanten  und  Reichsstädte  siehe  Lei  st,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  90. 

«)  J.  P.  O.  art  V.  §.  52  (siehe  oben  §.  81.  Note  7  u.  10). 

")  üeber  das  Corpus  CaÜioUcorum  und  das  Corpus  Evangelicorum 
siehe:  Moser,  v.  d.  Religionsverf.  1774  (N.  Staatsr.  Thl.  VII.)  —  Posselt, 
bist  corp.  ev.  Kehl  1784.  —  Ejusd.  Systema  jur.  corp.  ev.  Argent  1786. 
-T.  Bülow,  Gesch.  u.  Ver£  des  corp.  ev.  1795.  —  Gönner,  Staatsr. 
i  196 flg.  —  Pütter,  inst  §.  114. 172.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  142.  H.  — 
Leist,  Staatsr.  §.  89.  —  Die  Protestanten  bildeten  den  Katholiken  gegenüber 
in  reichsrechtlicher  Beziehung  immer  nur  einen  einzigen  Beligionstheil 

Zöpfl,  8taatn«eht.   5.  Anfl.  I.  13 


194       §•  d2.  Charakter,  Erwerb  a.  Verlust  der  ReichsstandsdiAfL 

als  Corpus  nicht  rdchsgrundgesetzlich  nnd  mitunter  vom  Kaiser 
bestrittene^)*  i 

X.  Kein  Beichsstand  durfte  von  dem  Kaiser  aosserhall^ 
des  Eeichs  vor  Gericht  oder  znr  Lehensempfängniss  gdadei^ 
werden  *^). 

XI.  Wegen  der  (Temeinschaftlichkeit  dieser  Rechte  be-| 
trachtete  man  alle  Beichsstände  als  demBechte^  keineswegs! 
aber  als  dem  Bange  nach  gleich  e^). 

§.  92. 
Charakter,  Erwerb  und  Verlust  der  Reichsstandschaft. 

I.  Die  Beichsstandschaft  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  ab 
ein  sog.  dinglich-persönliches  Becht  ausgebildet,  d.  h.  die  Vor- 
aussetzung ihrer  Ausübung  war  als  reale  Grundlage  die  Landes- 
herrlichkeit ttber  ein  Land  {terrüorium)  ^  worauf  ein  reichs- 
ständisches Sitz-  und  Stimmrecht  haftete.  Es  stand  aber  dieses 
Sitz-  und  Stunmrecht  auf  dem  Beichstage  dennoch  nicht  dem 
Lande  selbst  zu,  sondern  es  wurde  nur  als  eine  persönliche 
Befugniss  des  Landesherm  betrachtet^). 

IL  Die  Folge  davon,  dass  die  Beichsstandschaft  als  aus- 
schliessliches Becht  des  Landesherm  auf  einem  bestimmteii 
Lande  hafticte,  war,  dass  von  mehreren  Besitzern  ein 68 
solchen  Landes  nur  eine,  von  dem  Besitzer  mehrerer 
solcher  Länder  auch  mehrere  Stimmen  geführt  wurden,  und 
eme  Veränderung  in  diesen  Stimmen  nur  mit  Zustimmung  des 
Beichstags  erfolgen  konnte^). 


unter  der  Bezeichnung  EvangeUei  oder  Status  Augustanae  confesgiom 
addicti.  (Siehe  oben  §.  81.  Note  7.)  nire  Trennung  in  Lutheraner  und 
Reformirte  kam  hierbei  nicht  in  Betracht 

")  Eßtor,  kleine  Schriften,  Stück  IV.  Nr.  XXVI.  p.  132. 

«)  W.-K.  art.  XVI.  §.  2.  —  üebrigens  ißt  dießes  Recht  ebendas.  auch 
den  übrigen  Reicfaßunterthanen  gleichmäßBig  zugeßichert. 

<«)  Selbßt  die  königliche  Würde  begründete  keinen  Vorzag  in 
reichßßtändißchen  Verhältnisßen  (W.-K.  art.  m.  §.  20),  ßofem  nicht  ein 
Reichßgrundgeßetz  etwas  ausdrücklich  bestimmte:  so  z.  B.  legt  die  goldene 
Bulle  cap.  IV.  §.  1  dem  König  von  Böhmen  das  Recht  auf  den  ersten  Sitz 
zur  Rechten  des  Kaisers  bei :  „  cum  sü  princeps  coronatus  et  unctus.  '^ 

•)  Gönner,  Staatsr.  §.  135.  136.  -  Leist,  Staatsr.  §.  72. 

«)  Gold.  Bulle  c.  20.  —  J.  R.-A.  §.  197.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  136. 
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HL  Eben  desshalb,  weil  die  Beichsstandschaft  ein  per- 
s^Dliehes  Recht  des  LandeBherm  war,  beBÜmmte  sich  ursprüng- 
lich und  regelmässig  anch  die  Beligionseigenscbaft  der  Stimme 
danaeh,  ob  der  Landesherr  Katholik  oder  Protestant  war. 
Doch  wurde  es  hinsichtlich  der  protestantischen  Länder  fiblich, 
dass  man  die  Stimme,  wenn  der  Landesherr,  wie  z.  B.  im 
Emhanse  Sachsen  (§.  91.  IX.)  wieder  katholisch  wurde,  nichts 
desto  weniger  als  protestantische  Stinmie  fortführen  liess'). 

IV.  Seit  den  Zeiten  des  Kaisers  Ferdinand  m.,  be- 
ziehmigsweise  seit  der  Wahlkapitulation  des  römischen  Königs 
Ferdinand  IV.  (1653),  war  dem  Kaiser  reichsconstitations- 
mässig  untersagt,  reichsständische  Personalisten,  d.  h. 
Reiehsstände  ohne  reichsständisches  Territorium  zu  machen^): 
es  konnte  also  der  Kaiser  keine  Pairs  willkührlich  creiren, 
wie  die  Könige  von  England. 

V.  Die  rechtsbeständig  erworbene  Reichsstandschaft  ging 
auf  alle  nachfolgenden  Besitzer  und  Erwerber  des  Landes  tiber, 


')  Patter,  EntWickel.  Tbl.  IL  8.  3&3.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  136. 
142.  n.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  139. 144.  —  Die  Stimmen  der  sAkularisirten 
katholischen  Staaten,  welche  anevangelische  Reichsstände  gekommen 
▼aren,  wurden  dagegen  den  katholischen  Stimmen  nicht  weiter  beigezählt 
Leist,  Staatsr.  §.  71.  II. 

*)  Vergl.  oben  §.  90.  Note  5  u.  6.  —  Siehe  auch  W.-K.  art  I.  §.  5; 
vt  m.  $.  21.  —  Moser,  y.  d.  dentsch.  Beichsständen  S.  816  flg.  ■—  Nur 
A'oineny  war  von  1736—1803  Personalist  mit  Virilstimme.  —  Gönner, 
Staatsr.  §.  136.  150.  —  Mehrere  Personalisten  im  fränkischen  Grafenkolleg 
führt  auf:  Pütter,  inst  §.  100.  —  Als  ganz  „inconstitutionell"  bezeichnet 
die  Personalisten  Leist,  Staatsr.  §.  71.  --  KlOber,  öffentl.  R.  $.262.  c; 
303.  e.  —  Die  £ r  b  1  i chk  e i t  der  Reichsstandschaft  der  Personalisten  wurde 
mitunter  bezweifelt,  so  lange  sie  die  erforderliche  QnaMcation  nicht  be- 
xhifft  hatten.  War  diese  aber  auch  nur  theilweise  beschafft,  so  fiel  dieser 
Zweifel  hinweg,  wenn  auch  das  reichsständische  CoUegiom  etwa  noch  ein 
Mefareres  verlangte.  Yei^l.  Karl  Ulrichs,  das  deutsche  Postfürstenthum, 
in  T.  Linde,  Archiv  für  das  öfientl.  Recht  des  deutschen  Bundes,  Bd.  4. 
Heft  2.  Giessen  1861.  S.  156.  ~  Es  ist  aber  durchaus  unpassend,  solche 
Herren,  welche  die  Qualification  theilweise  beschafft  hatten,  als  Halb« 
personalisten  zu  bezeichnen,  wie  Ulrichs  gethan  hat.  Siehe  meine 
Anzeige  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern  1861.  Nr.  47.  48.  S.  756.  — 
Nicht  zu  verwechseln  mit  den  Personalisten  sind  die  Reichsstände,  die 
sich  ungeachtet  der  Mediatisimng  ihrer  Landeshoheit  im  Recht  und  Besitz 
der  BtiduBStandsdiaft  erhielten,  s.  unten  YHI.  C.  Note  17  dieses  Paragraph« 
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worauf  sie  ruhte ,  sofern  die  Stimme  eine  alte^  d.  h.  Bchoi 
vor  dem  westphäliscben  Frieden  bestandene  Yirilstimmc 
war.  Von  den  neuen,  d.  h.  später  entstandenen  Stimmen^ 
lässt  sich  dies  nicht  behaupten:  hierbei  tiberwog  viehnehr  di« 
Rücksicht  der  Verleihung  an  eine  bestimmte  Familie^). 

VI.  Hinsichtlich  der  Emchtung  neuer  reichsständischer 
Stimmen  galt  seit  1653  ausnahmslos  der  Grundsatz,  dass  sie 
der  Kaiser  nicht  allein,  d.  h.  nicht  ohne  reichsständische  Zu- 
stimmung verleihen  konnte^).  Eine  derartige  kaiserliche  Ver- 
leihung hatte  seitdem  keine  andere  Bedeutung,  als  dass  sich 
der  solchergestalt  Begnadigte  sofort  um  die  reichsständische 
Einwilligung  bewerben  konnte.  Welche  dingliche  Qualification 
aber  auch  der  Begnadigte  nachweisen  mochte,  so  stand  es 
immerhin  in  dem  freien  Belieben  des  betreffenden  reicbsstän- 
dischen  Körpers,  dieselbe  fOr  genügend  anzuerkennen,  oder 
nicht  und  üi  die  Cooptation  zu  willigen,  oder  dieselbe  zu  ver- 
weigern '). 

VII.  Sodann  war  zu  unterscheiden:  A.  Die  Errichtung 
einer  neuen  Kurstimme  erforderte  ausser  der  kaiserlichen 
Verleihung  auch  die  Zustimmung  sämmtlicher  drei  reicbsstän- 
dischen  Gollegien^)  und  zugleich  Erhebung  der  Länder  zn 
Kurländem'^).  B.  Die  Verleihung  einer  ftirstiichen  Virilstimme 
setzte  nebst  der  kaiserlichen  Verleihung  eine  Qualification 
durch  den  Besitz  einer  bedeutenden  (nicht  reichsritterschaft- 
lichen)  Immediatherrschaft  und  die  Erwerbung  der  Kreisstand- 
schaft voraus  ^^).    Zugleich  musste  sich  der  Fürst  zur  üeber- 


>)  Moser,  1.  c.  S.  278  flg.  —  Posse,  diss.  de  transmissione  YOtt  in 
comitiis  competentis,  Götting.  1785.  §.  13.  —  Leist,  Staatsr.  §.  72.  Nr.  3; 
yergl.  besonders  Gönner,  Staatsr.  §.  136.  U.  —  Yergl.  unten  Note  13. 

0)  Siehe  §.  90.  I. 

7)  Yergl.  meine  Schrift:  üeber  den  hohen  Adel  (1853)  S.  7. 

8)  J.  P.  0.  art.  IV.  §.  5:  „.  .  .  Imperator  cum  imperio  .  .  .  oonsentit, 
ut  .  .  .  institutus  sit  eiectoratus  octavus.*'  —  Yergl.  das  kais.  Versprechen 
im  Commissionsdekret  vom  21.  Juli  1706,  die  Braunschweig-Lünebui^gische 
Kur  betr.  und  das  Reichsgutachten  vom  30.  Juni  1708  in  derselben  Sache, 
und  über  die  Beadmission  von  Eurböhmen,  bei  Schmauss,  p.  1132  flg. 

0)  In  dem  letzten  Falle  (1803)  war  die  Bezeichnung  der  L&nder,  worauf 
die  Kurwürde  ruhen  sollte,  durch  ein  kaiserl.  Dekret  geschehen.  Gönner, 
§.  136. 

^^)  Siehe  die  Bestimmungen  der  W.-K.  art  I.  §.  5,  oben  §.  90.  Note  6. 
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nähme  eines  standeswürdigen  Matriknlar- Anschlags  zu  den 
Kreis-  nnd  Reichslasten  an  Geld  und  Mannschaft  verpflichten. 
Hier  genügte  die  Einwilligung  des  Kurflirstencollegs  und  des 
Fnrstenrathes :  die  Zustimmung  der  Reichsstädte  hielt  man 
nicht  flir  erforderlich  ^O-  C.  Dieselben  Bestimmungen  galten 
aoeh  bei  der  Verleihung  einer  neuen  reichsgräflichen 
Stimme.  In  diesem  Falle  mnsste  flberdies  der  Candidat  noch 
TOD  einer  der  Grafen bänke  speciell  recipirt  werden*^). 
D.  Alle  diese  Grundsätze  galten  gleichmässig,  wenn  von  dem 
Uebergange  (sog.  Prorogation)  einer  neuen,  nur  einer 
bestimmten  Linie  eines  Hauses  verliehenen  Virilstimme  auf 
eine  andere  Linie  durch  erbschaftlichen  Länderanfall  die  Rede 
war  ^^). 

Vin.  Verloren  ging  die  Reichsstandschaft:  A.  Durch 
die  Reichsacht,  d.h.  durch  ein  verurtheilendes,  vom  Kaiser 
bestätigtes,  Erkenntniss  des  Reichstags^*);  B.  durch  Avulsion, 
d.  h.  durch  Länderabtretung  an  eine  auswärtige  Macht,  wenn 
nicht  durch  einen  Staatsvertrag  das  Gegentheil  festgesetzt 
worden  war*^);  C.  durch  Media tisirung  oder  sog.  Exemtion^ 
d.  h.  durch  Unterwerfung  unter  die  Landeshoheit  eines  anderen 
Keichsstandes  *®).  Für  solche  mediatisirte  Reichsstände  findet 
sich  schon  seit  dem  14.  Jahrhundert  die  Bezeichnung  Standes- 
herren, nm  anzudeuten,  dass  ihnen  der  bisherige  Geburtsstand 
verblieb.     Mitunter    erhielten    sich   aber   doch    einige   reichs- 


")  Die  Reclamationen  der  Reichsstädte  (1711  u.  1803)  waren  nnbe- 
achtet  geblieben.  Moser,  W.-K.  Karls  VII.  Tbl.  11.  S.  17.  -^  Leist, 
Staatsr.  §.  72.  Note  4. 

«)  YergL  die  W.-K.  art  I.  §.  6  (oben  §.  90.  Note  6). 

")  W.-K.  art  I-  §.6:  „Wir  wollen  Uns  einer  Prorogation  und 
Erstrecknng  des  von  einer  Linie  eines  farstlichen  Hauses  entfallenen  Sitz- 
iiDd Stimmrechts  auf  die  andere,  so  dergleichen  nicht  hergebracht, 
ohne  obverstandener  chur-  und  fürstlicher  Coüegwrum  Einwilligung  für 
Uns  aUein  nicht  anmassen."  Der  Unterschied  von  neuen  und  alten 
Stimmen  hinsichtlich  der  Prorogation  ist  hierdurch  genügend  angedeutet. 

*«)  W.-K.  art  I.  §.  3.  —  Ausdrücklich  sagte  die  W.-K.  art.  IX.  §.  9, 
<iass  der  Missbrauch  des  verliehenen  MOnzregals  yon  Seiten  eines  Reichs- 
standes  dessen  „Sugpensio  a  sessione  et  voto^*'  nach  sich  ziehen  solle. 

**)  So  z.  B.  erhielt  Schweden  Beichsstandschaft  wegen  der  im  west- 
phllischen  Frieden  an  dasselbe  gekommenen  Beichsländer. 

**)  Ueber  den  Begriff  yon  exemUo  s.  oben  §.  90.  Note  9. 
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ständische  Herren,  welche  die  Oberhoheit  eines  HitreichsstaDde« 
über  ihre  Landeshoheitsgebiete  anzuerkennen  genöthigt  wurden, 
in  dem  Rechte  und  der  vollen  Ausübung  ihrer  Reichsstand- 
Schaft").  D.  Aus  gleichem  Grunde  erlosch  die  Reichsstand^ 
Schaft,  wenn  das  Land,  worauf  sie  haftete,  an  einen  neuen 
Erwerber  veräussert  wurde,  den  Fall  unter  V.  ausgenommen  ^^). 

§.  93. 

Von  den  drei  reichsständischen  CoUegien  insbesondere: 

A.  Das  CoUegium  der  Kurfiirsten^). 

L  Durch  Herkommen  hatten  einige  der  grösseren  Reicbs- 
fttrsten  das  Recht  erworben,  im  Namen  des  Reichs  den  Kaiser 
(König)  zu  wählen,  und  hiessen  eben  darum  Kurfürsten, 
d.  h.  Wahlfttrsten^).  Die  goldene  Bulle  (1356)  setzte 
die  Zahl  derselben  grundgesetzlich  auf  sieben  fest,  and  er- 
kannte als  Kurfürsten  drei  geistliche  Fürsten  (Mainz,  Trier  und 
Köln)  und  vier  weltliche  Fürsten  (Böhmen,  Rheinpfalz,  Sachsen 
und  Brandenburg  an^).  Durch  den  westphälischen  Frieden 
wurde  eine  neue,  achte  Kurstimme  ftir  das  rheinpfälziscbe 
Haus  bei  dessen  Restitution  geschaffen,  weil  dessen  frühere 
Kurwürde  im  Laufe  des  dreissigjährigen  Krieges  nach  der 
Aechtung  des  Kurfürsten  Friedrich  V.  (1623)  an  Bayern 


^^  So  z.  B.  das  f^ürstliche  und  gräfliche  Haas  Schönburg  and  dit? 
Grafen  yon  Giech.  —  Yeigl.  Heffter,  das  fiirstl.  u.  gr&fl.  Hans  Schön- 
burg,  in  seinen  Beitr.  z.  deutsch.  Staats-  und  FOrsienrecht,  Berlin  1.h2^, 
S.  316  flg.  —  A.  Michaelis,  die  staatsrechtl.  Yerhäitniase  der  Fttrsteii, 
Grafen  und  Herren  von  Schönburg,  Giessen  1861  (in  v.  Linde,  Archiv  fiir 
das  öflfentl.  Recht  d.  deutsch.  Bundes,  Bd.  IV.  Hft.  1).  -—  L.  Pernice,  die 
staatsrechtl.  Verhältnisse  des  grftfl.  Hauses  Giech  während  des  Bestehens  des 
deutschen  Reichs  und  nach  der  Auflösung  desselben,  Halle  1859.  S.  19.  bö  flg. 

<^)  In  der  Regel  gelang  es  aber  einem  solchen  neuen  Erwerber  leicht, 
die  Prorogation  der  Reichsstandschaft  auf  sich  zu  erwirken. 

«)  Moser,  Staater.  XXXn.XXXTTT;  ders.  Von  den  deutschen  Reichs- 
st&nden,  S.  369.  —  Pütter , inst  §.  83  flg.  —  Gönner,  Staater.  8- 142  flg.  — 
Leist,  Staater.  §.  74.  —  Schmid,  Staater.  §.  137.  (Patter,  Ut  III.  50. 
—  Elüber,  Lit  124).  —  Faber,  von  dem  Ursprung  etc.  der  Korförsten* 
Würde  und  der  k.  W.-K.  Tübingen  1803. 

s)  Meine  deutsch.  Rechtegesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  IL  §.  45, 

»)  G.  B.  cap.  Vn.  |.  2. 
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gekonunen  war^).  Diese  achte  Enrstimme  fiel  aber  wieder 
hinweg,  ab  (1777)  Bayern  durch  das  Aussterben  der  dort 
regierenden  Linie  des  wittelsbaohischen  Hauses  an  Pfalz  fiel, 
sad  dadurch  Pfalz  wieder  in  den  Besitz  seiner  Mheren  Knr- 
8tiiQine  kam^).  Im  Jahr  1692  verlieh  der  Kaiser  anch  dem 
Braonschweig-LtinebnrgiBchen  Hanse  eine  (damals  neunte) 
Xurwürde,  welche  aber  vom  Reiche  erst  1708  bei  Gelegenheit 
der  Reaktivimng  der  schon  seit  den  Zeiten  des  Kaisers  Wenzel 
nicht  mehr  ausgeübten  böhmischen  Kurstimme  anerkannt  wurde  *). 
h  Folge  der  Abtretung  des  linken  Rheinufers  an  Frankreich 
durch  den  Lüneviller  Frieden  (1801)  hörten  die  Kurstimmen 
von  Trier  und  Köln  auf:  die  Kurstimme  des  Erzbischofs  von 
Mainz,  der  von  hier  an  den  Titel  Kurfürst-Reichserz- 
kanzler führte,  wurde  aber  durch  Verlegung  des  erzbischöf- 
lichen Sitzes  nach  Regensbnrg  und  die  Bildung  eines  neuen 
Territoriums  fUr  den  Kurfürsten -Erzkanzler  aus  den  Fttrsten- 
thfimem  Aschaffenburg  und  Regensburg  erhalten'').  Durch  den 
Reichsdeputationshauptschluss  v.  25.  Febr.  1803  wurde  sodann 
noch  die  Kurwürde  an  Würtemberg^  Baden,  Hessen -Kassel 
and  Salzburg  (welches  dem  Orossherzog  von  Toskana  ein- 
geräumt worden  war)  ertheilt,  so  dass  es  in  der  letzten  Zeit 
des  Reichs  zehn  Kurfürsten  gab  ^). 

n.  Die  Rechte  der  Kurfürsten  waren:  1)  Das  Recht, 
den  Kaiser  zu  wählen,  und  mit  ihm  die  Wahlkapitulation  zu 
vereinbaren.  Auch  nach  der  Entstehung  der  beständigen 
Wahlkapitniation  behaupteten  sie  sich  noch  in  dem  Rechte, 
Zusätze  zu  machen  (jus  adcapitulandi)^  welche  jedoch  nicht 
immer  von  den  übrigen  Reicbsständen  anerkannt  wurden  (sog. 
pama  contradictiY).  2)  Sie  hatten  das  Recht  auf  ein  bestimmtes 
mit  der  Kurwürde  als  unzertrennlich  verbunden  betrachtetes 


*)  üeber  diese  und  die  übrigen  Yeränderongen  in  der  Zahl  der  Enr- 
fürstea  siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II.  §.  68. 

s)  Für  einen  solchen  Fall  war  das  Aufhören  der  achten  Kurstimme 
schon  in  dem  westphälischen  Frieden  (J.  P.  0.  art  lY.  §.  3—5. 9)  Yorsicht- 
lich  angeordnet  worden. 

^)  YergL  das  in  §.  92.  Note  8  angeführte  kais.  Conunisdonsdekret  Yom 
21.  Joli  1706,  und  den  ebendas.  erwähnten  Beichsschluss  yom  30.  Juni  1708. 

f)  IL-D..H.-S.  V.  25.  Febr.  1803.  §.  25. 

«)  R.-D.-a-S.  V.  25.  Febr.  1803.  §.  31. 

^  Siehe  oben  §.  78.  Note  8. 
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Erzamt  (miniaterium)  des  Reichs  ^®).  Die  weltlichen  Karf&rsten 
Hessen  sich  aber  bei  der  Ausübung  regelmässig  durch  erbliche 
Stellvertreter  von  Adel,  die  sog.  Erbbeamten  des  Reichs, 
vertreten ^0-  3)  Sie  waren  die  ersten  Stände  des  Reichs 
und  hatten  königlichen  Rang  und  Ehren  '^);  doch  führte  nur 
Böhmen  wirklich  den  Königstitel  ^^).  4)  Ein  an  der  Person  der 
Eurfllrsten  begangenes  Verbrechen  war  unter  gleichen  Voraus- 
setzungen, wie  an  der  Person  des  Kaisers,  Crimen  JUajesiatü, 
was  danut  zusammenhing,  dass  man  sie  als  die  innersten 
(höchsten,  geheimsten)  Rätibe  des  Kaisers  betrachtete  >^).  5)  Die 
Kurfürsten  bildeten  ein  eigenes  Gollegium  auf  dem  Reichstage 
und  bei  der  ordentlichen  Reichsdeputation  unter  dem  Vorsitze 
(Directarium)  von  Mainz  als  Reichserzkanzler  ^^) :  6)  sie  durften 
auf  den  Reichstagen  selbst  Gesetzesvorschläge  machen  und 
sollten  von  dem  Kaiser  in  allen  wichtigen  Sachen  befraget  oder 
um  ihre  schriftliche  Einwilligung  (Willbriefe)  angegangen  wer- 


*®)  Mainz  war  Erzkanzler  durch  Germanien,  Köln  durch  Italien. 
Trier  durch  GaUien  und  Arelat.  Böhmen  war  Erzschenk,  Pfalz  Erz- 
tnichBess,  Sachsen  Erzmarschall,  Brandenburg  Erzkämmerer.  So  lange 
die  pfalzische  Kur  hei  der  anderen  wittelsbacher  Linie  war,  legte  man  Pfalz 
ein  Erzschatzmeisteramt  bei,  welches  nachher  Braunschweig  (HannoTer) 
behauptete  und  darin  1778  anerkannt  wurde.  —  Hinsichtlich  der  im  R-D.-H.-S. 
vom  25.  Febr.  1803  neu  geschaffenen  Kurfürsten  kam  es  hinsichtlich  der 
ihnen  beizulegenden  Erzämter  und  entsprechenden  Wappenzeichen  zu  keiner 
endlichen  Verständigung.  —  Klub  er,  ttber  Einführung,  Rang,  Erzämter  etc, 
der  neuen  Kurfürsten,  Erlangen  1803.  —  Der  Kurfürst-Reichserzkanzlef 
Hess  sich  durch  den  Reichsvicekanzier  (s.  §.  97)  vertreten. 

")  §.  83.  Note  5.  —  Erbmarschall  Gr.  v.  Pappenheim,  Erbschenk 
Gr.  V.  Althan,  Erbtruchsess  Gr.  v.  Waldburg,  Erbkämmerer  F.  v.  Hohen- 
zoUem,  Erbschatzmeister  Gr.  v.  Sinzendorf. 

*^)  W.-K.  art.  in.  §.  19.  Die  Kurfürsten  hiessen  „eolidae  hases  imperü 
et  columnae  immobäes^^  Gold.  Bulle  c.  XII.  §.  1;  vergl.  c.  III.  §.  1. 

")  Gold.  Bulle  c.  IV.  §.  1. 

")  Die  Bestimmung  in  der  Gold.  Bulle  c.  XXIV,  welche  die  Kur- 
fürsten als  Theilnehmer  an  der  Majestät  des  Kaisers  erklärt:  („nam  et  hi 
pars  corporis  nostri  sunt'')  ist  aus  der  L.  5.  Cod.  ad  L.  Jul.  Majest  aus- 
geschrieben. 

^)  Die  ersten  Spuren  eines  besonderen  Collegiums  der  Kurfürsten  findet 
man  im  XV.  Jahrhundert  Ihr  „Herkommen  und  Brauch,  dass  sie  einen 
sondern  Rath  haben*',  bestätigt  bereits  der  R.-A.  v.  1544.  §.  25;  sodann 
auch  die  W.-K.  art  in.  §.  13.  —  Ueber  das  Wesen  der  ordentlichen  Reichs- 
deputation  s.  oben  §.  81.  Note  5. 
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den^^).  7)  In  einigen  Fällen  genügte  ihre  Zustimmung  zu 
den  kaiserlichen  Regierungshandlungen  ohne  Mitwirkung  der 
übrigen  Seichsstände,  z.  B.  bei  Verleihung  der  Münz-  und  Zoll- 
Privilegien  <^).  8)  Sie  hatten  das  Recht  derSelbstversammlung  zu 
sog.  Kurfilrstentagen  auch  ohne  Vorwissen  oder  Genehmigung 
des  Kaisers  ^^).  9)  Sie  hatten  für  ihre  Länder  ein  unbeschränktes 
priviUgium  de  non  appellando  und  de  non  evoeandoj  d.  h.  voll' 
ständige  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  der  Reichsgerichte 
über  ihre  Unterthanen'^):  auch  waren  ihnen  mehrere  ausge- 
zeichnete nutzbringende  Regalien  reichsconstitutionsmässig  ver- 
liehen^). 10)  Jeder  Kurflirst  konnte  selbstständig  einen  Assessor 
zum  Reichskammergerichte  präsentiren  ^^),  und  11)  Reichslande 
ohne  speeielle  Zustimmung  des  Kaisers  erwerben  ^^).  12)  Zur 
Erhaltung  und  zum  Schutze  ihrer  Rechte  hatten  die  Kurfürsten 
schon  im  J.  1338  einen  besonderen  Verein  zu  Rense  am  Rhein 
errichtet  (sog.  Kurverein  (ünio  Electorum Rhensensie)^  welcher 
später  mehrmal  erneuert  wurde  ^^). 

*«)  W.-K.  art.  m.  §.  3.  —  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1858.  Thl.  IL  §.  59. 

*0  Siehe  oben  §.  85.  Note  7.  8. 

«)  Gold.  Bulle  c.  XE.  §.  1.  2.  —  W.-K.  art  HI.  §.  12.  13. 

••)  Gold.  Bulle  c.  XI.  (de  immumUcUe  principum  electarum),  VergL 
c.  vm.  —  Das  Privilegium  de  non  evocando  bestand  darin  (G.  B.  c.  XI. 
§.  1  u.  2),  dass  keine  Unterthanen  der  Kurfürsten  „  ad  cujtiscungue  actoris 
imtmUiam  extra  territorium  .  .  .  ad  quodcungue  tribunal  .  .  .  citari  po- 
tuerint^,  d.  h.  es  war  dadurch  die  concurrirende  Gerichtsbarkeit  der 
k.  Hof-  und  Landgerichte  (s.  unten  §.  102)  ausgeschlossen.  Das  privHegium 
de  non  appeUando  (G.  B.  c.  XI.  §.  3)  bestand  aber  darin,  dass  ein  Process 
aach  nicht  durch  das  Rechtsmittel  der  Berufung  (appellaUo)  von  den  kur- 
fürstlichen Gerichten  an  die  Reichsgerichte  gebracht  werden  durfte.  Aus- 
genommen waren  nur  (G.  B.  art  XI.  §.  3  u.  4)  die  Beschwerden  wegen 
Justizverweigerung  (justitia  denegata,  de/ectus  jtbstiüae)  an  die  kaiserlichen 
Gerichte,  üeber  die  Appellationsprivilegien  der  Kurfürsten  s.  Schmid, 
Staatsr.  §.  146.  Note  ttt). 

^)  Die  G.  B.  art.  IX.  bestätigt  den  Kurfürsten  das  Bergwerksregal  in 
Bezug  auf  alle  Arten  von  Metallen  und  Salz,  das  Judenschutzrecht  und 
ihre  hergebrachten  Zölle. 

*')  V.  Berg,  GrundrisB  d.  reichsgerichtl.  Verf.  u.  Prax.  §.  63. 

«)  Gold.  Bulle  c.  X.  §.  2.  3. 

**)  üeber  den  ersten  Kurverein  und  dessen  Erneuerungen  s.  meine 
deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  H.  §.  58.  Note  1.  —  Der  rhein. 
Kurverein  wurde  auch  in  den  Wahlkapitulationen  von  den  Kaisern  jederzeit 
bestitigt    W.-K.  art  ID.  §.  6. 
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§.  94. 
B.    Der  Fürstenrath^). 

I.  Das  zweite  Collegium  bildeten  auf  dem  Reichstage  die 
reichsständischen  Fürsten^  Grafen,  freien  Herren  nnd  PriUateD, 
welche  man  häufig  insgesammt  nnter  der  Bezeichnung  reich»- 
ständischer  Fttrstenstand  im  weiteren  Sinne  begriff,  daher  ihr 
Gollegium  auch  Fürstenrath  genannt  wurde.  Im  engeren 
Sinne  hiessen  ReichsfUrsten  diejenigen,  welche  den  Ftlrsten- 
titel,  oder  einen  diesem  gleichgeachteten  Titel  ftlhrten,  wie 
Erzherzoge,  Herzoge,  Pfalzgrafen,  Markgrafen  und  Landgrafen. 
Uebrigens  gab  der  Fttrstentitel  an  sich  noch  kein  Recht  auf  die 
Führung  einer  Yirilstimme  auf  dem  Reichstage.  Reichsgrafen, 
welche  den  Fttrstentitel  erwarben,  führten  nach  wie  vor  nur 
ihre  Curiatstimme  auf  den  Grafenbänken  fort. 

U.  In  dem  Fttrstenrathe  bestanden  bis  zum  Lfineviller 
Frieden  100  Stimmen.  Von  diesen  waren  94  fürstliche  Viril- 
stimmen 2);  die  Grafen  hatten  vier  Curiatstimmen,  die  schwäbi- 
sche, wetterauische,  fränkische  und  westphälische  Grafenbank  ^; 
die  Prälaten,  die  nicht  als  Reichsfürsten  Virilstimmen  führten, 
hatten  zwei  Curiatstimmen,  die  rheinische  und  schwäbiscbe 
Prälatenbank*). 

m.  Sämmtliche  100  Stimmen  wurden  nach  einer  Abtheilung 
in  zwei  Bänke  geführt,  die  geistliche  und  die  weltliche 
Bank^),  und  zwar  immer  von  der  geistlichen  Bank  zur  welt^ 


*)  Moser,  v.  d.  deutschen  Eeichsstanden,  S.  519  flg.  —  Pütt  er,  inst 
§.  90  flg.  —  Leist,  Staatsr.  §.  75  flg.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  149  flg.  - 
Schmid,  Staatsr.  §.  138.  —  Meine  deutsche  RechtsgescL  3.  Aufl.  18ö8. 
Thl.  n.  §.  69. 

«)  Das  Verzeichniss  siehe  in  den  Note  *)  angeföhrten  Schriften  der 
älteren  Publicisten. 

»)  Den  fränkischen  Grafen  wurde  erst  1641,  den  westphälischen  Grafen 
1654  ihre  Curiatstimme  eingeräumt.  Siehe  das  Verzeichniss  der  Mitgliedex 
der  vier  Grafencollegien  bei  Pütter,  inst.  §.  100. 

^)  Das  Verzeichniss  der  Mitglieder  beider  Prälatenbänke  s.  bei  Pütt  er, 
inst  §.  96. 

^)  Auf  der  geistlichen  Bank  sassen  nicht  blos  geistliche  Fürsten,  sondern 
aus  besonderen  Gründen  auch  Oesterreich  undBurgund.  —  Pütter, 
nst  §.  91. 
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liehen  abwedigelnd  ®)  und  ttberdies  mit  mannigfachen  Alternationen 
luter  mehreren  Stimmen  nach  feststehenden  Ordnungen^). 

IV.  Das  Direktorium  im  Fttrstenrathe  fttbrten  von 
Ihterie  zu  Materie  abwechsehid  Oesterreich  und  Salz- 
burgS). 

y.  Die  Berechtignngy  dne  ftlrstliche  Yirilstimme  zu  ftlhren, 
warde  hanptsächlich  nach  dem  Besitzstande  des  hierfür  als 
Normaljahr  angenommenen  Jahres  1582  (Zeit  des  Reichstages 
ZQ  Augsburg)  beurtheilt.  Die  Fürstenhäuser,  welche  damals 
gchon  eine  Yirilstimme  hatten,  wurden  als  alt  fürstliche 
Häuser,  im  Gegensatz  der  sp&ter  in  den  Fttrstenstand  erhobenen 
(sog.  neu  fürstlichen  Häuser)  bezeichnet®);  ein  rechtlicher 
Unterschied  war  aber  dadurch  auf  dem  Reichstag  nicht  be- 
grfindet  ^^).  Hiernach  stellte  man  als  Grundsatz  auf,  dass  jedes 
f&rsdiche  Haus,  so  viele  Stimmen  von  seinen  Ländern  zu  führen 
berechtigt  sei,  als  es  davon  1582  geführt  habe ;  doch  war  dies, 
wenn  auch  im  Allgemeinen,  doch  nicht  durchaus  richtig. 

YL  Yon  den  100  Stimmen  des  Fflrstenrathes  waren  55 
entschieden  katholisch  ^^):  die  Stimme  von  Osnabrück  aber  bald 
katholisch,  bald  protestantisch,  da  dieses  Fürstenthum  abwechselnd 
einen  kaäiolischen  und  einen  protestantischen  Bischof  zum 
Landesherm  hatte  ^^). 


<)  Siehe  das  Schema  bei  Gönner,  Staatsr.  §.  150.  —  Leist,  $.  76. 

0  Das  Yerzeichniss  bei  Gönner,  §.  154.  —  Sechs  weltliche  Fürsten- 
lüoser,  welche  vorzugsweise  die  alternirenden  Häuser  hiessen  (Pom- 
mern, Mecklenburg,  Würtemberg,  Hessen,  Baden  und  Holstein-Glackstadt) 
alternirten  sogar  nach  zehn  Ordnungen,  sog.  Strophen.  Gönner,  §.  154  a.£. 

«)  Patter,  inst  §.  103.  —  Leist,  Staatsr.  §.  78.  —  Jede  Grafenbank 
bAtte  überdies  ihr  specielles  Direktorium.    Gönner,  Staatsr.  §.  157. 

*)  Das  Jahr  1582  wurde  zuerst  von  Moser  (in  Moeerianis,  1739. 
ThL  L  Nr.  1)  angenommen.  —  Vergl.  Pütt  er,  histor.  Entwickel.  Thl.  TL 
S.  11.  —  Gönner,  §.  135.  Note  t, 

")  Lei  st,  Staatsr.  §.  75. 

")  Hinsichtlich  der  Religionseigenschaft  der  Grafenbänke  sah  man  auf 
die  Mehrzahl  der  Mitglieder:  die  schwäbische  Bank  galt  für  katholisch, 
die  wetterauische  und  fränkische  für  protestantisch,  die  westphälische  für 
gemischt,  daher  ihre  Stimme  von  Materie  zu  Materie  abwechselnd,  yon 
einem  protestantischen  und  einem  katholischen  Gesandten  gefEÜirt  wurde. 
Gönner.  Staatsr.  §.  159. 

**)  J.  P.  0.  art  Xni.  §.  1:  „.  .  .  Caesarea  Majestas  .  .  .  permittit,  ut 
ejasmodi  alternativa  snccessio  in  dicto  Episcopatu  Osnabrucensi  deinceps 


204  §.  95.  Das  Collegium  der  Reichsstädte. 

Vn.  Durch  den  Frieden  von  Lüneville  (1801)  wurde  in 
dem  Reichsftlrstenrathe  eine  grosse  Veränderung  bewirkt,  in- 
dem alle  geistlichen  Stimmen  bis  auf  Regensburg  säcalarisirt 
wurden  und  18  Stimmen  des  linken  Bheinufers  ganz  hinweg- 
fielen. Hierdurch  sank  die  Zahl  der  entschieden  katholischen 
Stimmen  auf  28  herab.  Eine  neue  Eintheilung  und  Vermehrung 
der  Stimmen  im  Ftirstenrathe,  welche  im  Plane  lag,  kam  bis 
zur  Auflösung  des  deutschen  Reichs  nicht  mehr  zur  Äusfahrang  '^). 

§.  95. 
C.    Das  Collegium  der  Reichsstädte^). 

I.  Bis  zum  Jahre  1803  hatten  51  Städte  auf  dem  Reichs- 
tage Sitz  und  Stimme,  und  hiessen  eben  daher  Reichs- 
Btädte^). 

n.  Die  Reichsstandschaft  wurde  ebenso,  wie  die  Landes- 
hoheit der  städtischen  Korporation  (der  universitas  cwium) 
beigelegt,  und  nur  in  deren  Namen  von  dem  Magistrate  ans- 


inter  Catholicos  et  Augustanae  confessionis  episcopos,  ex  familia  tarnen 
Ducum  Brunsvicensium ,  quamdiu  ea  duraverit,  postulandos,  locom  habere 
debeat"  Ein  protestantischer  Bischof  (Princ^  poßtuUOus  in  Episcopum) 
von  Osnabrück  hatte  einen  Sitz  auf  einer  Querbank  in  der  Mitte  zwischen 
den  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten.    J.  P.  0.  art  V.  §.  22. 

*')  Ueber  die  betreffenden  Verhandlungen  auf  dem  Reichstage  siehe 
L.  K.  Aegidi,  der  Fürstenrath  nach  dem  LüneviUer  Frieden,  Berlin  1853. 

*)  Ph.  Knip Schild,  de  jur.  et  privileg.  civ.  imperial.  Arg.  1657. 
(2.  Ausg.  1687.  3.  Ausg.  1740.)  Fol.  —  J.  J.  Moser,  von  den  deutschen 
Reichsständen  S.  1041;  ders.  v.  d.  reichsstadtischen  Regimentsverfassung, 
1772  (neues  Staatsr.  XVIII.);  ders.  reichsstädtisches  Handbuch,  worinnen 
Urkk.  etc.  2  Thle.  Tübingen  1732.  1733.  --  Pütter,  inst  §.  104  flg.  - 
Gönner,  Staatsr.  §.  161  flg.  ~  Leist,  Staatsr.  §.  79.  —  Schmid, 
Staatsr.  §.  139,  —  Siehe  besonders:  G.  W.  Hugo,  die  Mediatisirung  der 
deutschen  Reichsstädte,  Karlsruhe  1838  (enthält  viele  urkundliche  Nach- 
weisnngen  über  die  alten  Reichsstädte,  und  verfolgt  die  Mediatisirungen 
derselben  vom  XIH.  Jahrhundert  an).  —  G.  V.  Schmid,  die  mediatisirten 
freien  Reichsstädte  Deutschlands,  Frkf.  a.  M.  1861.  —  lieber  die  Entstehung 
der  Reichsstädte  siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  ThL  ü. 
§.55;  —  und  insbesondere  über  die  Bedeutung  der  Bischöfe  bezüglich 
derselben,  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts,  Bd.  DI. 
(1861)  S.  67  flg.  83  flg. 

<)  Siehe  die  Aufzählung  bei  Pütt  er,  inst.  §.  104. 
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geübt  ^).  Die  Reichsstädte  waren  wahre  Beichsstände,  aber 
eben  desshalb  so  wenig  aonveraine  Bepubliken,  als  die  übrigen 
Beichsstände  soaveraine  Fürsten^). 

IIL  In  den  älteren  Zeiten  war  es  streitig  gewesen,  ob  die 
Reichsstädte  eine  entscheidende  Stimme  auf  dem  Beichstage 
hätten:  sie  wurde  ihnen  aber  endlich  in  dem  westphälischen 
Frieden  ausdrücklich  zugestanden  ^).  Nur  bei  gewissen'Sachen 
hatten  sie  überhaupt  kein  Stimmrecht,  nämlich  a)  bei  Auf- 
nähme  Yon  Beichsständen  in  den  Fürstenrath^); 
b)  bei  Wiederverleihnng  solcher  heimfallenden  Beichslehen, 
welche  die  Beichsstädte  nicht  bertlhrten'),  und  c)  seit  1803, 
bei  Beichskriegen,  wogegen  ihnen  eine  längst  gewünschte 
Neutralität  beigelegt  wurde  ^). 

IV.  Die  Beichsstädte  verhandelten  in  zwei  Bänken,  der 
rheinischen  und  der  schwäbischen  Städtebank.  Die  Erstere 
bildeten  14,  die  Letztere  37  Städte^).  Davon  wurden  13  als  katho- 
lisch, 33  als  protestantisch  und  5  als  gemischt  betrachtet  Jede 
Stadt  führte  auf  der  betreffenden  Bank  eine  Virilstimme. 


')  Reichshofrathsconclusum  v.  1746  bei  Moser,  y.  d.  reichsstäddBchen 
Regimentsverfassung  (N.  Staater.  XYUI.)  S.  64:  „Kais.  Migestät  befehleu 
dem  Stadtmagistrat  zu  F.  in  seinen  Gr&nzen  zu  bleiben,  und  sich  denen 
Stinden  des  Reichs  nicht  gleich  zu  achten,  sondern  wie  er  in  der  That 
nichts  anders  ist,  als  ein  CoUegium  solcher  Männer,  die  autorüate  caesarea 
von  der  BOrgerschaft  erwählet  worden,  nicht  jvre  proprio  zu  regieren, 
sondern  als  bestellte  Admiimtratores  dem  gemeinen  Wesen  yorzustehen. "  — 
Ton  der  eigentlichen  Bürgerschaft  in  den  Reichsstädten  waren  aber  deren 
Schatzgenossen  oder  Schntzbürger,  so  wie  die  Landbewohner  auf  den  reichs- 
st&dtischen  Grebieten  wohl  zu  unterscheiden,  welche  zu  der  Bürgerschaft  in 
dem  Verhältnisse  yon  Unterthanen  standen,  und  an  dem  Stadtregiment  keinen 
Antheil  oder  doch  nur  beschränkte  politische  Rechte  hatten.  Ueberreste  dieses 
Yerhähnisses  haben  sich  z.  B.  in  Frankfurt  bis  auf  die  neueste  Zeit  erhalten. 

0  Gönner,  Staater.  §.  161.  in.  —  Mit  Unrecht  tadelt  aber  derselbe 
die  Bezeichnung  der  Reichsstädte  als  kaiserliche,  freie  Städte.  Siehe 
meine  deuteche  Rechtegesch.  u.  meine  Alterthümer  des  deutechen  Reichs 
Q.  Rechte  a.  a.  0.  (siehe  Note  <). 

')  J.  P.  O.  art.  YUL  §.  4:  „Tam  in  uniyersalibus  yero,  quam  parti- 
cnlaribus  diaetis  liberis  Imperii  ciyitatibus,  non  minus  quam  caeteris  Statibus 
Imperü,  eompetat  yotum  decisiyum.** 

•)  W.-K.  art  I.  §.  5  (s.  oben  §.  90.  Note  6  und  §.  92.  VI.). 

0  W.-K.  art  XL  §.  10, 

•)  R-D.-H..S.  y.  25.  Febr.  1803.  §.  27. 

*)  Siehe  die  Eintheilung  in  diese  beiden  Bänke  bei  Pütter,  inst  §.  104. 
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y.  Durch  den  ReichsdeputationshaaptschlaBS  von  1803 
wurden  45  Städte  mediatisirt,  so  dass  das  reichgstädtische 
GoUegium  nur  noch  von  sechs  Städten,  Angsbnrg,  Lfibeck, 
Nürnberg,  Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg  gebildet  wurde  ^% 

VI.  Das  Direktorium  in  dem  reichsstädtischen  GoUegium 
führte  früher  die  Stadt,  in  welcher  der  Reichstag  gehalten 
wurde,  also  seit  1663  Regensburg.  Unter  dem  4.  Mai  1803 
hatten  die  übrig  gebliebenen  sechs  Städte  einen  Vertrag  er- 
richtet, wonach  das  Direktorium  unter  ihnen  von  zwei  zu  zwei 
Jahren  wechseln  sollte  ^^). 

§.  96. 

Verhandlungsweise  auf  dem  Reichstage.  Reichsgutacliten. 

Reichsschlüsse.  Reichsabschiede*). 

I.  Die  Versammlung  der  Reichsstände  unter  den  Anspielen 
des  Kaisers ,  d.  h.  auf  Berufung  durch  denselben  und  anter 
dessen  hoheitlicher  Gewalt,  zur  Verhandlung  und  Erledigung 
von  Reichsangelegenheiten  hiess:  allgemeine  Reichsver- 
sammlung oder  Reichstag  {Comitia  imperii  universalia, 
Dieta  imperii).  Nur  der  Kaiser  hatte  das  Recht,  den  Reichstag 
zu  berufen  und  seine  Beschlüsse  zu  Sanktioniren  (sog.  Rati- 
fikationsrecht) ^).  Der  Kaiser  war  verpflichtet,  mindestens 
alle  zehn  Jahre,  oder  so  oft  es  des  Reichs  Nothdurft  erforderte, 
einen  Reichstag  zu  halten  und  hatte  sich  desshalb  jedesmal 
vorher  mit  den  Kurfürsten  zu  verständigen^).  Als  Versamm- 
lungsort wurde  eme  Reichsstadt  gewählt.  Seit  1663  war  aber 
der  Reichstag  permanent  geworden,  und  hatte  bis  zur  Auf- 
lösung des  Reichs  seinen  Sitz  zu  Regensburg. 

IL  Da  der  Reichstag  nur  unter  den  Auspicien  des  Kaisers 
handeln  konnte,  so  musste  dieser  fortwährend  auf  dem  Reichs* 
tage  gegenwärtig  sein,  entweder  in  Person,  was  aber  schon 


«)  R.-D.-H.-S.  art.  27. 

«0  Leist,  Staatsr.  §.  79. 

<)  Moser,  V.  d.  Reichstagsgeschäften  1768;  v.  d.  deutschen  Reichstagen, 
n  Thle.  1774.  —  Pütter,  inst  §.  139  flg.  —  Gönner,  Steatsr.  §.  168.  - 
Leist,  Staatsr.  §.  80  flg. 

s)  Siehe  oben  §.  84.  Note  3. 

8)  W.-K.  art.  Xin.  §.  1. 
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seit  dem  XVn.  Jahrhundert  ausser  Gebrauch  gekommen  war, 
oder  dnreh  einen  Conmiissarius  mit  Sepräsentativ- Charakter. 
Dieser  hiess  y^kaiserlicher  Principalcommissär'^  nnd 
wurde  nach  der  Praxis  nur  ans  dem  Fürstenstande  des  Reichs 
genommen^).  Auch  dieser  trat  nur  bei  der  feierUchen  Er- 
öffbuDg  nnd  am  Schlüsse  des  Seichstags  persönlich  auf:  im 
Uebrigen  handelte  er  mit  dem  Reichstage  schriftlich  durch  sog. 
Commissionsdekrete.  Dem  Kaiser  war  jedoch  unbenommen, 
schrifffiche  Erlasse  auch  unmittelbar  dem  Reichstage  zugehen  zu 
lassen:  solche  Messen  Hofdekrete.  Dem  kaiserlichen  Prin- 
eipaleommissär  war  noch  ein  sog.  Ooncommissarius  bei- 
gegeben, d.  h.  ein  Staatsmann  ohne  Repräsentativcharakter, 
welcher  mit  der  eigentlichen  Geschäftsftlhrnng  betraut  war. 

ni.  Auch  die  Reichsstände  erschienen  seit  dem  XVU.  Jahr- 
hundert auf  dem  Reichstage  regelmässig  nur  noch  durch  Ge- 
sandte (sog.  Reichstagsgesandte). 

lY.  Das  allgemeine  reichstägliche  oder  Reichsdirek- 
torium führte  Mainz  als  Reichserzkanzler ^)  durch  den  von 
ibm  ernannten  Reichsdirektorialgesandten.  An  dasselbe 
gelangten  alle  kaiserlichen  Erlasse,  Zuschriften  und  anderen 
Eingaben  von  Reichsständen  oder  anderen  Personen  und 
wurden  von  ihm  zur  Eenntniss  des  Reichstags  gebracht.  Die 
Vervielfältigung  zum  Behufe  der  Yertheilung  an  die  Reichs- 
tagsgesandten geschah  durch  Diktatur:  der  diktirende 
Sekretär  hiess  Reichsdiktator.  Das  Reicbsdirektorium 
hatte  ausser  der  aUgemeinen  Leitung  der  Reichstagsverhand- 
Inngen  auch  die  Reichsgutachten  und  Reichsabschiede  zu 
entwerfen,  und  die  Protokolle,  sowie  iiberhaupt  das  Reichs- 
tagsarchiv  zu  bewahren. 

V.  Die  Veranlassung  zu  Berathungen  des  Reichstags 
gaben  zunächst  die  kaiserlichen  Propositionen,  welche  durch 
Hofdekrete  oder  Commissionsdekrete  eingebracht  wurden,  oder 
ein  vom  Kurfbrstenkolleg  ausgehender  Gesetzesvorschlag  (§.  93), 
oder  ein  Antrag  einzelner  Reichsstände  oder  anderer  Personen. 
DasReichsdu-ektorium  bestimmte  die  Reihenfolge  derBerathungs- 

^}  Man  wollte  hierOkr  aach  eine  gesetzliche  Grundlage  in  dem  R-A. 
T.  1548.  §.  17  finden  (N.  S.  der  R.-A.  Thl.  n.  S.  486):  „kaiserl.  M^estät 
verordneten  Conunissarien,  so  Fürsten  des  Reichs  sein  sollen/' 

»)  W.-K  art,  Xm.  §.  6. 
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gegeDstände,  und  sollte  dieselben  längstens  innerhalb  zweier 
Monate  naeh  dem  Einlaufe  zur  Berathung  bringen.  Die  Noti* 
fikation  an  die  Beichstagsgesandten  geschah  durch  Ansage- 
zettel, welche  die  Einladung  zur  Sitzung  enthielten;  dann 
folgte  die  Aufforderung  zur  Instruktionseinholnng  und 
die  Verlas s nähme,  d.  h.  die  Uebereinkunft  der  Gesandten 
über  einen  Termin  zur  Eröffnung  des  Abstimmungsproto- 
kolls ^),  yfStando  in  circulo^^j  d.  h.  ohne  ordentliche  collegien- 
weise  Sitzung  und  ohne  förmlichen  Aufruf  zur  Abstimmung. 
Am  bestimmten  Tage  erfolgte  sodann  die  Direktorial- 
Proposition,  d.  h.  der  Vorschlag  zur  Beschlussfassung  von 
Seiten  des  Beichsdirektoriums  in  circuloj  und  hierüber  wurde 
nunmehr  in  den  einzelnen  CoUegien  berathen  und  abgestimmt 
und  jede  einzehie  Abstimmung  zu  Protokoll  genommen. 

VI.  Hierauf  folgte  sodann  die  Re-  und  Correlation, 
d.  h.  dasjenige  der  beiden  ersten  Collegien,  welches  mit  seinem 
Beschlüsse  zuerst  fertig  war,  theilte  diesen  dem  anderen  mit 
(sog.  Belation):  die  hierauf  folgende  Erklärung  des  anderen 
hiess  sodann  Gorrelation.  Das  Kurftlrstencolleg  und  der 
Fttrstenrath  setzten  in  solcher  Weise  ihre  gegenseitige  Ver- 
handlung fort,  bis  eine  Vereinbarung  erzielt,  oder  Gewissheit 
erlangt  war,  dass  sich  diese  beiden  CoUegien  über  den  be- 
treffenden Gegenstand  nicht  einigen  würden.  In  letzterem 
Falle  blieb  die  Sache  beruhen;  hatten  sich  aber  diese  beiden 
CoUegien  über  einen  Beschluss  vereinigt,  so  ging  die  Sache 
nunmehr  zu  gleicher  Be-  und  Correlation  an  das  Collegium 
der  Beichsstädte,  sofern  deren  Zustimmung  nöthig  war'^). 

VII.  Stimmten  hierauf  die  Beichsstädte  ebenfalls  bei,  so 
hiess  der  Beschluss  commune  trium  {sc.  colUgiorum)  und  der 
Aufsatz  darüber  Beichsgutachten  {consultvm  s.  suffrapium 
imperii).    Stimmte  das  CoUegium  der  Beichsstädte  aber  nicht 


«)  W.-  K.  art  XUI.  §.  8:  „Darob  besonders  zu  halten,  dass  die  beim 
Beichskonvent  einkommenden  gravamina  und  desideria  statuum  ...  von 
dem  Reichsdirektorinm,  nach  Yorgängiger  herkömmlicher  und  gebührlicher 
Yerlassnehmung,  längstens  innerhalb  zwei  Monaten,  oder  wo  perictiUun 
in  mora  ist,  noch  dier,  zur  Proposition  und  Berathschlagung  gebracht  wer- 
den." —  Gewöhnlich  bestimmte  man  sechs  Wochen:  mindestens  aber  sehn 
Tage. 

7)  Siehe  oben  §.  95.  m. 
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bei,  so  war  die  Sache  ebenfallg  abgethan  und  beseitigt,  da 
zwischen  den  drei  reichsständiscfaen  Collegien  unter  sich  keine 
Majorität  galt,  nnd  auch  der  Kaiser  bei  Meinungsverschieden- 
heit der  Beichßcoliegien  keine  entscheidende  Stimme  hatte. 

Vm.  Aaf  dieses  Keichsgutachten  soQte  der  Kaiser  schleunig 
Dach  Beirath  des  Reichsvicekanzlers  durch  eine  sog.  kaiser- 
liche Resolution  seine  Genehmigung  oder  Kichtgenehmigung 
erkläre  ^).  Wenn  der  Kaiser  das  Reichsgutachten  ratificirte, 
80  war  es  hiermit  in  einen  Reichsschluss  (canelusum  «m* 
pem)  verwandelt,  d.  h.  es  war  der  Beschluss  jetzt  publikations- 
fähig  und  vollziehbar  ^). 

IX.  Bevor  der  Reichstag  zu  Regensburg  permanent  ge- 
worden war,  pflegte  man  die  auf  einem  Reichstage  zu  Stande 
gekommenen  Reichsschlflsse  nicht  sofort  einzeb  zu  publiciren, 
senden  man  verschob  ihre  Publikation  regelmässig  bis  zu  dem 
Ende  des  Reichstags^  und  verkündete  sie  sodann  zusammen 
und  gleichzeitig  in  einer  Urkunde,  welche  Reichsabschied 
{reeessus  impem)  genannt  wurde.  Der  letzte ,  sog.  jüngste 
üeichsabschied  (reeessus  imperii  natnssimiui)  ist  vom  Jahre  1654. 

§•  97. 

Von  der  Reichsregierung. 

A.  ReiclLsministerium*). 

Da  die  Reichsregierung  wegen  des  neben  dem  Principe 
der  Reichseinheit  zur  vorwiegenden  Geltung  gekommenen 
Prindpes  der  Staatentrennung  (§.  77)  hauptsächlich  nur  das 
Verhältniss  der  Stände  zum  Kaiser  und  Reiche/  die  Erhaltung 
der  äussern  und  innem  Sicherheit  Deutschlands,  den  sog. 
Landfrieden,  und  eine  beschränkte  Aufsicht  über  die  Landes- 
regierungen zum  Gegenstand  hatte,  so  bedurfte  man  auch  nur 
weniger  ständiger  Reichsbehörden. 

I.  Der  oberste  Reichsbeamte  und  gleichsam  geborene 
Reiehsminister  war  der  R  ei  c  h  s  -  E  r  z  k  a  n  z  1  e  r  (Mainz),  welcher 

•)  Siehe  oben  §.  84.  Note  3. 

*)  Ob  ein  Reichsbeschluss  alsReichsgefaetz  pablidrt  werden  konnte, 
hing  Yon  seinem  Gegenstande  ab. 

*)  Pfttter,  inst  §.  68.  69.  132  sq.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  203  flg.  — 
Schmid,  Staatsr.  §.  145. 

Z3pfl,  StaatBrecht.  5.  Aufl.  I.  *  14 
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sein  Amt  theils  aus  seinem  Eabinet,  theils  durch  Gesandte, 
theils  durch  einen  von  ihm  ohne  Rttcksicht  auf  ein  Standes- 
verhältnias  ernannten  Stellvertreter  am  kaiserlichen  Hofe^  den 
Beichshofvicekanzler  oder  Reichsvicekanzler  aus- 
tlbte  ^).  Dieser  wurde  als  der  eigentliche  constitutionelle 
Beichsminister  betrachtet,  indem  er  dem  Kaiser  Über  alle 
Beichsangelegenheiten  Yoiirag  zu  erstatten  hatte,  und  der 
Kaiser  ohne  dessen  Einvernehmung  nichts  beschliessen  konnte, 
wenn  er  gleich  an  dessen  Gutachten  nicht  gebunden  war^). 
Derselbe  hatte  auch  alle  kaiserlichen  Erlasse  zu  contrasig- 
niren^),  und  führte  zugleich  (als  Reichssiegelbewahrer)  die 
Aufsicht  über  die  Reichssigille.  Es  wurde  (mit  Recht)  als  eine 
der  grössten  Eigenthümlichkeiten  der  deutschen  Reichsver- 
fassung betrachtet,  dass  der  Kaiser  seinen  ersten  Minister  ans 
der  Hand  eines  Reichsstandes  empfing,  welcher  bei  dessen 
Ernennung  völlig  unabhängig  von  aller  Zustunmung  des  Kaisers 
war.  Der  Reichsvicekanzler  hatte  auch  von  Amtswegen  in 
Reichshofrathe  Sitz  und  Stimme,  und  das  Recht,  bei  Verhin- 
derung des  Präsidenten,  das  Direktorium  darin  zu  fahren. 
Dem  Reichsvicekanzler  standen  bis  zum  J.  1803  zwei  Reiche 
referendarien,  einer  für  die  lateinische,  der  andere  ftür  die 
deutsche  Expedition  (seit  1803  nur  noch  einer),  als  vortragende 
Räthe  und  Sekretäre  im  Reichsministerium  zur  Seite,  welche 
ebenfalls  der  Reichserzkanzler  ernannte. 

U.    Der   zweite  Minister  war   der  Reichshofraths- 
präsidentals  verfassungsmässiger  Justizminister  des  Reichs  ^) : 


<)  Der  Reichserzkanzler,  der  zugleich  das  aUgemeine  Reichstagsdirektoriim) 
(§.  95)  und  das  Direktorium  im  KurfürstenkoUcg  (§.  92)  hatte,  war  dem- 
nach der  ausgezeichnetste  Keichsstand.  Auch  war  er  der  Chef  aller  Beichs- 
kanzleien,  und  hatte  das  Recht,  sie  zu  besetzen  und  die  Eanzleigefille  zu 
beziehen,  wovon  er  aber  den  Unterhalt  des  nöthigen  Personals  bestreiti^D 
musste.  Auch  war  ihm  provisorisch  die  Visitation  des  Reichshofraths  über- 
tragen. J.  F.  0.  art  V.  §.  85.  —  W.-K.  art  XXIV.  §.  6.  7;  art  XXV.  §.  1. 
.     8)  W.-K.  art  XXV.  §.4. 

«)  Nach  der  W.-K.  art.  XXII.  §.  7  durften  alle  kaiserlichen  „Expedi- 
tionen" nur  bei  der  Reichskanzlei  geschehen:  es  mussten  daher  auch 
jene  Expeditionen  vom  Reichsvicekanzler  unterzeichnet  werden,  weldie  der 
Kaiser  nicht  selbst  unterschrieb. 

*)  Ausser  dem  Beichsvicekanzler  und  dem  Reichshofrathsptäsidenten 
gab  es  keine  anderen  Reichsminister. 
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dieser  wurde,  sowie  dergesammteßeichshofrath,  von  dem  Kaiser 
ernannt  Bei  Berathschlagnngen  ttber  Justizsachen  mnssten  von 
dem  Kaiser,  ausser  dem  ßeichsyicekanzler  und  dem  Beichsbof- 
rathspräsidenten,  auch  noch  einige  Keicbshofräthe,  mindestens 
noch  der  Beferent  und  der  Correferent,  zugezogen  werden®). 
m.  Das  eigentliche  Begierungscollegium  des  Beichs 
(Staatsrath)  war  der  kaiserliche  Beichshofrath,  und 
diese  Eigenschaft  verblieb  ihm,  auch  nachdem  er  nebenbei  zu 
einem  höchsten  Beichsgerichte  ausgebildet  worden  war.  Der 
Kaiser  musste  sich  bei  Behandlung  aller  Begierungssachen, 
wohin  man  auch  alle  Gnaden-  und  Beichslehensachen  rechnete, 
des  Beichshofrathes  reichsverfassungsmässig  bedienen;  es  stand 
ihm.  aber  frei,  nebenbei  sich  noch  ein  besonderes  Kabinet  und 
Bathgeber  (kaiserliches  geheimes  BathskoUegium,  kaiserlichen 
Hofkriegsrath  oder  andere  Minister)  zu  halten;  jedoch  durften 
diese  nicht  in  die  reichsgesetzlichen  Befugnisse  des  Beichshof- 
rathes eingreifen  ^).  Der  Beichshofrath  durfte  nur  mit  deutschen 
Käthen  besetzt  werden^). 


«)  W.-K.  art.  XVT.  §.  15:  „Wo  auch  im  Beichshofrath  in  wichtigen 
Justizsachen  ein  Votum  oder  Gutachten  abge&sst  und  Uns  referirt  werden 
sollte,  wollen  Wir  solches  anders  nicht,  als  in  Anwesen  des  Reichshofraths- 
Präsidenten  und  Reichsiricekanzlem  mit  Zuziehung  der  Re-  und  Correferenten 
und  anderer  Keichshofräthen  beider  Religion,  wann  die  Sache  beiderseits 
ReligionsYerwandten  betrifft,  vortragen  lassen,  mit  denselben  darüber  berath- 
schlagen  und  in  keinem  anderen  Rath  resolviren/'  —  lieber  die 
Fälle,  wenn  es  zu  einem  solchen  votam  ad  imperatorem  kam,  siehe  oben 
§.  84.  Note  9. 

T)  W.-K.  (seit  1658)  art.  XVI.  §.  12.  13.  „Auch  wollen  Wir  nicht 
gestatten  .  .  .  dass  andere  unsere  Räthe  und  Minister  .  .  .  sich  in  des 
Reichs  Sachen,  welche  vor  den  Reichshofrath  gehören,  einmischen*'  etc.  — 
W.-K.  (seit  1711)  art.  XVI.  §.  14:  „.  .  .  und  das  gesammte  Reichshofraths- 
koUegium  bei  der  ihm  gebührenden  Autorität  gegen  andere  Unsere  Räthe 
und  Minister  ernst-  und  kräftiglich  handhaben. "  —  W.-K  art.  XVn.  §.  6. 
»Wie  dann  auch  kein  Stand  des  Reichs  in  Sachen,  ^o  praemam  causäe 
cogmüonem  erfordern,  und  obverstandener  massen  vor  den  Reichshofrath 
gehören,  mit  kaiserlichen  Dekreten  aus  Unserm  geheimen  Rath  beschwert, 
noch  dieselben  in  judicio  angezogen  werden  sollen. " 

*)  Ausdrücklidi  sicherte  dies  zu  der  Pas  sauer  Vertrag  1552.  §.  14. 
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§.  98. 

B.   Reichsgerichte. 

I.  Fürstenrecht.   Der  Reichstag  als  Gerichtshof. 

I.  Nach  altem  Herkommen  hatten  die  Fürsten  (d.  h.  die 
reichsständischen  Herren)  zufolge  des  allgemeinen  Grundsatzes, 
dass  jeder  Mann  von  seinen  Standesgenossen  gerichtet  werden 
müsse,  das  Recht,  wenn  es  sich  um  eine  Achtserklärung  oder 
Criminalstrafe  handelte,  nur  von  Fürsten  unter  dem  Vorsitze 
des  Kaisers  gerichtet  zu  werden^).  Dies  nannte  man  das 
Fürstenrecht  (Fürstengericht ,  Judicium  parium) ^).  Dieses 
ßecht  der  Fürsten  wurde  noch  ausdrücklich  als  fortbestehend  in 
dem  mainzer  Landfrieden  v.  1235  anerkannt,  worin  K.  Friedrieh  II. 
für  die  übrigen  ßeichsangehörigen  bereits  ein  ständiges,  d.  h. 
mit  einem  Hofrichter  von  hohem  Adel  ununterbrochen  besetztes 
Reichshofgericht  angeordnet  hatte  ^). 


*)  Sachsensp.  m.  55:  „Over  der  vorsten  lif  unde  Ire  gesunt  ne  mut 
neman  richtete  sin,  wan  die  Koning."  —  Schwabensp.  Ldr.  cap.  138: 
„,  .  .  der  Kunc  sol  mit  der  Fürsten  vrdeil  den  Fürsten  ze  achte  tun.  der 
8ol  ze  minsten  siben  sin.  vnd  als  sol  man  den  yrien  herren.  vnd  laden  man 
mit  sinen  genozen  ze  achte  tun.  vmbe  die  sculde  hat  ein  iegelich  man  das 
(selbe)  reht.  ^'  —  üeber  das  Recht  des  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  an  des  Kaisers 
Statt  über  die  Fürsten  zu  richten,  s.  oben  §.  89.  Note  2. 

«)  Gönner,  Staatsr.  §.  310.—  Schmid,  Staatsr.  §.  147.  —  Pütter, 
Entwickel.  d.  deutsch.  Staatsverf.  Bd.  I.  S.  211.  —  t.  Berg,  Grundriss  der 
reichsgerichtl.  Verf.  und  Praxis,  S.  9. 

3)  Landfrieden  v.  1235.  §.  15  (bei  Per tz,  Monum.  Germ.  Legg.  T.  ü. 
317):  „Statuimus  igitur,  ut  curia  nostra  iustitiarium  habeat,  rirum  liberae 
conditionis  (alte  Uebersetzung,  ebendas.  p.  561:  „der  ein  Fryman  *€y"), 
qui  in  eodem  persistat  officio  ad  minus  per  annum,  si  bene  et  juste  se 
gesserit.  Hie  singulis  diebus  judicio  praesideat,  exceptis  diebus  dominicis 
et  aliis  festis  majoribus,  jus  reddens  omnibus  querulantibus,  praeterquam 
de  principibus  et  aliis  personis  sublimibus  (alte  Uebersetzung 
„hohe  lute^')  in  causis  quae  tangunt  personas,  ins,  honorem,  feoda,  pro- 
prietatem  vel  hereditatem  eorundem  et  nisi  de  causis  maximis ;  praedictorois 
etenim  discussionem  et  Judicium  nostrae  Gelsitudini  reservamus."  — 
Dass  diese  Gonstitution  E.  Friedrichs  II.  von  der  Einrichtung  eines 
ständigen  kaiserlichen  Hofgerichts  zu  verstehen  sei,  bestreitet  Otto 
Franklin,  de  iustitiariis  curiae  imperialis,  Vratislaw.  1860.  —  Pütt  er, 
Entwickel.  d.  deutsch.  Staatsverf.  I.  210  bestritt,  dass  sich  aus  dieser  curia 
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IL  Auch  durch  die  Errichtung  des  Keichskammergerichtes 
und  des  Beichshofrathes  war  das  altherkömmliche  Fttrstenrecht 
orsprflnglich  keineswegs  vollständig  beseitigt;  doch  wurden 
seitdem  die  Sachen,  welche  bisher  vor  ein  Fttrstenrecht  ge- 
bracht worden  waren,  nicht  selten  vor  dem  Reichshofrathe 
Terhanddt^),  dessen  Befngniss  sich  eben  hierdurch  allmählig 
auf  eine  unbeschränkte  Ausübung  der  kaiserlichen  Jurisdiktion 
erweiterte,  während  die  des  Beichskammergerichtes  fortwährend 
in  einigen  Beziehungen  beschränkt  blieb  ^).  Insbesondere  er- 
kannte man  in  der  Bestinmiung  des  westphälischen  Friedens, 
wodurch  dem  Kaiser  freigestellt  wurde,  in  vorztlglich  wichtigen 


imperü  der  spätere  Reichshofrath  entwickelt  habe,  und  wollte  viehnehr  eine 
Aehnlichkeit  mit  dem  späteren  Reichskammergerichte  darin  erkennen  (S.  211), 
daas  dieselbe  die  kaiserliche  Gerichtsbarkeit  nicht  unbeschränkt  in  aUen 
und  jeden  Sachen  auszuüben  gehabt  habe.  Allein  diese  Beschränkung  der 
curia  imperü^  welche  Friedrich  IL  einrichtete,  und  die  sich  nachweislich  bis 
zur  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  in  Thätigkeit  erhielt  (Pütter,  1.  c.  S.  210), 
ist  diuchaus  kein  Grund  gegen  die  spätere  Entwickelung  des  Beichshof- 
rathes aus  derselben,  sondern  erklärt  sich  aus  dem  Fortbestande  des  uraliea 
Fürstenrechts  neben  dieser  curia  imperü^  und  eben  als  dieses  Fürsten- 
recht abkam,  trat  der  Beichshofrath  als  Organ  der  unbeschränkten  kaiser- 
lichen Gerichtsbarkeit  ins  Leben.  YergL  besonders  meine  deutsche  Bechts- 
gesch.  3.  Aufl.  1858.  ThL  IL  §.  47.  VI.  Note  23.  —  Die  Entstehung  des 
Reichskammeigerichts  ist  dagegen  notorisch  völlig  unabhängig  von  allen 
älteren  kaiserlichen  Hofgerichten.  —  Vergh  auch  v.  Berg,  1.  c.  8.  17.  *- 
Ueber  die  Beisitzer  bei  diesem  kaiserlichen  Hofgericht  s.  unten  §.  100. 

*)  T.  Berg,  1.  c  8.  36.  ~  Ein  Beispiel  eines  Fürstenrechts,  ge- 
halten unter  E.  Maximilian  L,  1504,  s.  bei  Pütter,  EntwickeL  tfd.  L 
S.  319. 

^)  In  die  Beichsregimentsordnung  (auf  dem  Beichstage  zu  Worms  1521 
errichtet)  f.  7  wurde  der  Vorbehalt  eingertlckt:  „Ob  auch  Sachen  fülrfielen, 
Fürstentham,  Herzogthum,  Grafschaft  etc.  bekngend,  so  vom 
Reich  zu  Lehen  rühren,  so  einem  Theil  gänzlich  und  endlidi  abge- 
sprochen werden  sollten,  derselben  Erkenutniss  wollen  Wir  Uns  hierin 
mch  vorbehalten  haben.'*  -r*  Diese  Bestimmung  wurde  auch  in  die 
Kammergerichsordnung  v.  1555  als  ThL  IL  Tit.  VU.  aufgenonmien  und 
blieb  daher  praktisches  Becht.  —  Ueber  die  Streitigkeiten  wegen  der  Aus- 
dehnung dieser  Bestinmiung  s.  Lei  st,  Staatsr.  §.  150.  —  v.  Berg,  L  c. 
§.  117.  ~  VergL  auch  Pütter,  Entwickel.  Bd.  IL  8.  111.  —  Es  verstand 
sich  aber'  von  selbst,  dass  in  dieser  Sache  der  Kaiser  nicht  ohne  Vernehmung 
des  Reichshofraihes  entscheiden  konnte.  —  Vergl.  oben  §.  84.  Note  9  u.  10; 
nnd  8.  97.  Note  6  u.  7.  —  Meine  Schrift  über  hohen  Adel  und  Eben- 
bürtigkeit (1853)  S.  96.  Note  •). 
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an  dem  Beichshofrath  verhandelten  Sachen  einige  Knrfbrsten 
nnd  Forsten  beiderlei  Religion  zn  Rathe  zu  ziehen  ^) ,  eine  still- 
schweigende Abschaffang  des  alten  Fürstenrechts,  nnd  eine 
Uebertragnng  seiner  Befugnisse  an  den  Reichshofrath '^). 

III.  Da  jedoch  der  Einfluss ,  welchen  der  Kaiser  auf  die 
Erkenntnisse  des  Beichshofrathes  austtben  konnte,  für  die 
reichsständische  Freiheit  bedenklich  schien,  so  wurden  einige 
Fälle  ausgezeichnet,  in  welchen  ein  Erkenntniss  nur  durch 
einen  förmlichen  Reichsschluss  zu  Stande  kommen  sollte, 
nämlich  1)  wenn  bei  der  Abstimmung  in  Streitsachen  reichs- 
Btändischer  oder  doch  reichsunmittelbarer. Personen  eine  itio 
in  partes  der  katholischen  und  protestantischen  Beisitzer  hei 
einem  der  beiden  obersten  Reichsgerichte  (Reichskammer- 
gericht und  Reichshofrath)  eintrat^);  2)  wenn  es  sich  um  die 
Achtserklärung  eines  Reichsstandes  handelte^),  oder  um 
Entsetzung  eines  solchen  von  der  Reichsstandschaft  oder 
Landeshoheit,  oder  um  Suspension  in  ihrer  Ausübung  ^^) ;  auch 
war  3)  durch  die  Praxis  ein  Rekurs  an  den  Reichstag 


^)  J.  P.  0.  art  y.  §.54.  „.  .  .  lihemmque  sit  Suae  Mi^estati  in  cansis 
majorihos  et  unde  tumultus  in  imperio  timeri  possint,  insaper 
etiam  quorundam  utriusque  religionis  Electorum  et  Principum  sententaas  et 
YOta  requirere.'^  —  Beispiele  yon  solchem  Einfordern  Yon  Gutachten  der 
Eorfürsten  finden  sich  schon  in  früherer  2^it,  z.  B.  nnter  E.  Rudolph  II. 
1580.  —  Pütter,  Entwickel.  Bd.  II.  S.  210. 

»)  V.  Berg,  1.  c.  S.  37. 

^  Ausdrücklich  war  dies  nur  ftkr  den  Process  am  Reichshofrath 
vorgeschrieben:  J.  P.  0.  art.  V.  §.  55;  Reichshofrathsordnung, 
Tit  y.  §.  22  (s.  §.  100.  Note  40):  wegen  Gleichheit  des  Grundes  wurde 
aber  auch  das  Gleiche  angenommen,  wenn  der  Fall  am  Reichskammergericht 
eintrat  Gönner,  Staatsr.  §.  311.  Nr.  XXVII.  —  Siehe  unten  §.  99.  VIII. 
Note  16.  18. 

»)  Schon  im  J.  P.  0.  art  VHI.  §.  3  war  auf  Feststellung  des  Ver- 
fahrens bei  der  Achtserkl&rung  eines  Reichsstandes  gedrungen  worden;  sie 
erfolgte  aber  erst  in  der  W.-K.  Karls  VI.  (1711)  art,  XX.  Danach  sollte 
die  Sache  bis  zum  Aktenschluss  von  einem  der  beiden  höchsten  Reichsgerichte 
verhandelt,  sodann  aber  an  den  Reichstag  abgegeben,  von  einer  besondeis 
aus  den  drei  Reichstagscollegien  in  gleicher  Anzahl  der  Religionen  zu  er- 
nennenden Deputation  geprüft  und  auf  deren  Relation  ein  förmlicher  Reidis- 
schluss  gefasst  werden.  J.  Carrach,  reichsgrundgesetzmässiger  Beriebt 
von  der  Reichsacht,  Halle  1758.  —  Pütter,  Entwickel.  II.  114. 

«)  W.-K.  art  I.  §.  3.  4.  —  Siehe  oben  §.  91.  H. 
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gegen  die  Erkenntnisse  der  beiden  obersten  Beichsgerichte 
eingeführt  and  fär  zulässig  erachtet  worden,  wenn  eine  lieber- 
schreitnng  ihrer  verfassungsmässigen  Befugnisse  be- 
baoptet  wurde '^).  So  grosser  und  anerkannter  Missbrauch 
mit  diesem  Bekurse  an  den  Beichstag  getrieben  wurde,  so 
kam  doeh  die  Beichsgesetzgebung  nicht  dazu,  hier  eine  ernst- 
ücbe  Abhilfe  zu  schaffen  ^^). 

IV.  Vollziehbar  war  jedoch  ein  solcher  Beichsschluss  nur 
nach  erlangter  kaiserlicher  Bestätigung  (§.  92.  VIII.). 

§.  99. 

n.   Höchste  Reichsgerichte. 

1)  Das  kaiserliche  und  Reichskaraniergericht^). 

I.  Die  Aufrichtung  des  ewigen  Landfriedens  unter  Kaiser 
Maximilian  I.  auf  dem  Beichstage  zu  Worms  1495  liess  die 


")  Der  BekoTB  an  den  Reichstag  sollte  eigentlich  nnr  da  statt  hahen, 
vo  ein  ordentliches  Rechsmittel  (remedium  revisimus  «.  supplicationi^^) 
g^n  ein  Erkenntniss  der  obersten  Reichsgerichte  nicht  statthaft  war.  Er 
selbst  galt  nicht  als  ordentliches  Rechtsmittel:  er  war  daher  weder  an 
Fonnalien  noch  an  Fatalien  gebunden  und  hatte  auch  keinen  Suspensiv- 
ei&kt;  doch  konnte  die  Reichsversammlung  Inhibitorien  erlassen,  wenn  sie 
die  Rekursbeschwerden  ftü:  begründet  hielt.  Moser,  histor.  und  rechtl. 
Betrachtung  des  Rekurses  etc.  an  den  Reichskonvent,  Frkf.  1737.  — 
(F.  W.  Grimm)  der  Rekurs  an  die  allg.  Reichsversamml. ,  Regensb.  1784. 
~  Lutte rloh,  de  recursus  etc.  ad  comitia  genuino  fundamento,  Lips. 
1789.  —  Patter,  Abbildung  des  heut.  Zustandes  beider  höchster  Reichs- 
gerichte, Gott  1794.  —  V.  Berg,  1.  c.  S.  449.  —  Danz,  Grundsätze  des 
Rdehsgerichtsproc.  S.  698. 

*■)  Die  hauptsachlichste  Veranlassung,  warum  die  Rekurse  an  den 
Reichstag  immer  häufiger  geworden  waren,  lag  darin,  dass  wegen  des 
Unterbleibens  der  Reichskanunergerichtsvisitationen  (§.  99.  XY.)  das  re- 
mßdkun  revitioma  nicht  mehr  gebraucht  werden  konnte.  Da  diese  Visi- 
tationen nicht  mehr  in  Gang  gesetzt  werden  konnten,  so  blieb  auch  das 
kaiserliche  Versprechen  in  der  W.-K  art.  XVII.  §.  3:  „Den  in  letzteren 
Zeiten  ad  camUia  genommenen  häufigen  recursHms  Ziel  und  Maass  zu 
setzen*'  ohne  Wirkung. 

*)  V.  Fahnenberg,  Lit.  d.  R.-K.-Gerichts,  Wetzlar  1792.  —  Moser, 
TOD  der  Ju8tizver£ft8sung,  1774  (N.  St-R.  VIII.).  —  v.  Senckenberg, 
von  der  kais.  höchsten  Gerichtsbarkeit,  Frkf.  1760.  —  Malblank,  An- 
leitung zur  Kenntniss  d.  Verf.  des  kais.  u*  R-K.-G.'  u.  s.  w.  IV  Thle.  Nüm- 
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Einsetzung  eines  ständigen  Collegialgerichtshofes  ah 
obersten  Reicbsgerichtshofes,  bei  vrelchem  niebt  nur  der  Vor- 
sitzende, sondern  äneb  die  übrigen  Mitglieder  fortwäbrend 
angestellt  und  versammelt  wären,  als  eine  Nothwendigkeit 
erscheinen  ^).  Diese  Einrichtung  warde  sonach  auch  za  Worms 
am  7.  August  1495  unter  dem  Namen  ,, kaiserliches  und 
Beichskammergericht^^  {Camerae  Imperiaüs  Judicium) 
beschlossen,  und  dieses  am  31.  Oktober  1495  zu  Frankfurt 
eröiShet.  Nach  mehrfacher  Verlegung  seines  Sitzes  kam  es 
endlich  1689  nach  Wetzlar,  wo  es  bis  zur  Auflösang  des 
Reichs  verblieb. 

II.  Die  besondere  Eigenthümlichkeit  dieses  Gerichtes  war, 
dass  es  nicht,  wie  die  älteren  kaiserlichen  Hofgerichte,  vod 
dem  Kaiser  allein,  sondern  von  dem  Kaiser  und  den 
Reichsständen  gemeinschaftlich  besetzt  und  unterhalten 
wurde.  Hierin  liegt  der  Grund,  wesshalb  K.  Maximilian  I. 
sich  nur  sehr  schwer  entschloss,  zur  Errichtung  des  Kammer- 
gerichtes seine  Zustimmung  zu  geben,  indem  er  durch  die 
Einräumung  des  Mitbesetzungsrechtes  an  die  Reichsstände  die 
hergebrachten  Rechte  des  Kaisers  zum  Nachtheile  der  Nach- 


berg  u.  Altdorf  1791— 95  (besonders  Bd.  1. 11.  u.  IV.).  —  v.  Harpprecht, 
Staatsarchiv  des  R.-K.-G.,  Ulm  1757—69.  VI.;  dessen  Gesch.  d.  R-K.-G. 
in  d.  J.  1545—58,  Ulm  1785.  —  Renss,  Beitr.  z.  neuesten  Geschichte  der 
reichsger.  Verf.  u.  Prax.,  Ulm  1785—92.  lU.  —  Hoscher,  Jahrbadier  des 
R.-K.-G.,  Lemgo  1789—91.  —  Brainl,  Lehrsätze  über  die  Praktik  der 
beiden  höchsten  Reichsgerichte,  Wien  1776.  —  Pütt  er,  inst  §.  263  flg.  - 
Gönner,  StaaUr.  §.  311.  —  Leist,  Staatsr.  §.  125  flg.  —  Schmid, 
Staatsr.  §.  146.  148.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  1858.  ThL  n.  §.61. 
§.  73.  m.  —  Ueber  das  Verfahren  am  Eammergerichte  und  Reichshof- 
rath  siehe  Pütter:  Nova  epitome  processus  imperii  amborum  tribunalium 
supremorum.  Edit.  IV.  Götting.  1786.  —  Danz,  Grands,  des  Reichsgerichts- 
processes,  Stuttgart  1795;  besonders:  t.  Berg,  Grundr.  der  reichsgerichtL 
Verfassung  und  Praxis,  Göttingen  1797. 

*)  P  ü  tt  e  r ,  Entwickel.  1. 306.  —  Durch  die  Anstellung  ständiger  Urtheüer 
ausser  dem  Vorsitzenden  (Richter)  unterschied  sich  die  Einrichtung  des 
Reichskammeigerichts  wesentlich  von  der  Einrichtung  des  Reichahofgerichts 
unter  K.  Friedrich  II.  1235  (oben  §.  98.  Note  3).  —  Nur  in  diesem 
Sinne  war  übrigens  das  Reichskammergericht  das  erste  stehende  Reichs- 
gericht (s.  unten  §.  100).  —  Pütter,  Entwickel.  L  310.  —  Vergl.  meine 
deutsche  Rechtsgesch.  3:  Aufl.  1858.  Tbl.  U.  §.  61. 
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folger  auf  dem  kaiserlichen  Throne  nngebtthrlich  zu  schmälern 
beflirchtete'). 

m.  Dag  Kammergericht  war  ursprünglich  hauptsächlich 
bestimmt,  als  Gerichtshof  in  Landfriedensbrachsachen 
za  dienen^),  and  behielt  aach  die  Gerichtsbarkeit  in  diesen 
Sachen  bis  zur  Aaflösang  des  Reichs  ^) ;  es  gewann  aber 
allmählig  den  entschiedensten  Einflass  auf  die  Bildong  des 
Stammten  gemeinen  deutschen  Bechts  und  erschien 
fortan  als  der  Bewahrer  der  Bechtseinheit  in  Deutschland, 
and  seine  Praxis  wurde  das  massgebende  Vorbild  fllr  die 
Rechtspflege  in  den  einzelnen  Territorien. 

IV.  Ueberhaupt  stand  das  Eammergericht  wegen  seiner 
Unabhängigkeit  von  kaiserlichen  Weisungen  in  dem  höchsten 
Ansehen  als  reichsconstitutionsmässig  unantastbares  BoUwerk 
des  gesanmiten  deutschen  Bechtszustandes  ^) ;  daher  kann  nur 
sehr  bedauert  werden ,  dass  es  in  der  dermaligen  deutschen 
BundesTcrfassung  durch  keine  andere  ähnliche  Einrichtung 
ersetzt  worden  ist 

V.  Ursprünglich  bestand  das  Beichskammergericht  aus 
einem  Eammerrichter  als  Vorsitzenden,  der  ein  Fttrst 
oder  ein  Graf,  mindestens  ein  Beichs- Freiherr  sein  musste, 
und  aus  sechszehn  Beisitzern  (Assessoren),  zur  Hälfte  Doctoren 
d»  Rechts,  zur  Hälfiie  von  AdeP).    Später  wurde  die  Zahl 


*)  Hieraus  erkl&ren  sich  auch  die  Vorbehalte  der  kaiserlichen  Gerichts- 
barkeit, woTon  oben  §.  84.  Kote  9.  10  und  §.  98.  Note  5.  6  gehandelt 
worden  ist 

*)  Landfrieden  v.  1495.  §.  1. 

^  Die  Reichsgerichte  konnten  in  Landfriedensbruchsachen  sowohl  auf 
Antrag  der  Beschädigten,  als  des  kaiserlichen  Fiskals,  als  auch  von  Amts- 
wegen  rer&hren.  —  v.  Berg,  Grundriss  der  reichsgerichtl.  Verf.  u.  Prax. 
S.  330  flg. 

^  Eine  Reihe  von  ausdrücklichen  Garantien  der  Unabhftngigkeit  des 
BekhBkammergerichts ,  sowohl  gegen  persönliche  Einmischung  des  Kaisers 
als  des  Rdchshofraths,  enthält  die  W.-K.  art  XYI.  §.  4.  6.  7.  8.  16  u.  17. 
(Siebe  oben  §.  84.  Note  8). 

^  K-6.-0.  1495.  §.  1 :  „  Zum  ersten  das  Gameigericht  zu  besetzen 
nuteynem  Richter,  der  ein  Geistlich  oder  Weltlich  Fürst,  oder  ein  Graf 
oder  Freiherr  sei,  und  sechzehn  Yrtailern,  die  all  wir  mit  Rat  und 
WDlen  der  Samblung  (Reichsversammlung)  jetzt  hie  kiesen  werden,  aus 
dem  Reych  teutscher  Nacion,  dye  redlichs ,  erbars  Wesens ,  Wissens, 
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der  Beisitzer  mehrmals  vermehrt^),  nach  dem  westphäliBcheD 
Frieden  sollte  dieselbe  sogar  bis  auf  50  gebracht  werden^). 
Allein  diese  Zahl  konnte  wegen  des  nnregelmässigen  Eingehens 
der  ständischen  Beiträge  (sog.  Kammer  ziele)  niemals  an- 
gestellt werden  ^^);  sie  wurde  desshalb  1729  auf  25  herab- 
gesetzt und  selbst  diese  Zahl  wurde  erst  yom  J.  1782  an 
wirklich  eingehalten.  Seit  1550  wurden  dem  Kammerricbter 
zwei  Präsidenten  beigegeben ^^i  diese  beiden,  sowie  der 
Kammerrichter  und  ein  Assessor  wurden  von  dem  Kaiser  er- 
nannt, die  übrigen  Assessoren  aber  von  den  Beichsständen^ 
und  zwar  von  jedem  Kuiiürsten  einer,  von  den  drei  evan- 
gelischen Kurfürsten  abwechselnd  noch  ein  vierter,  die  anderen 
von  den  übrigen  Beichsständen  nach  Kreisen,  mit  Rücksieht 
auf  die  Beligionseigenschaft  der  Kreise.  Im  Ganzen  waren 
der  Kammerrichter,  ein  Präsident  und  13  Assessoren  katho- 
lisch, ein  Präsident  und  12  Assessoren' protestantisch. 
VI.  Die  präsentirten  Mitglieder  des  Kammergerichtes 
mussten  sich  vor  ihrer  wirklichen  Aufnahme  einer  strengen 
Prüfung  am  Kammergerichte  selbst  unterwerfen.  Sie  wurden 
durch  ihr  Amt  reichsunmittelbar  und  waren  unabsetz- 
bar, ausser  durch  rechtliches  Urtheil  des  Kammergerichte 
selbst  oder  einer  Kammergerichtsvisitation  ^^). 

Uebung  und  ye  der  halb  tail  der  Urtailer  der  Recht  gelert  und  ge- 
wirdigt,  und  der  ander  halb  tail  auf  das  geringest  ans  der  Ritter- 
schaft geboren  sein  sollen;  und  was  die  sechtzehn  Urtailer  oder  der 
merer  tail  in  Sachen  erkennen  und  ob  sie  spennig  und  auf  yeglichea 
Tail  gleich  wären,  welchem  dann  der  Richter  einen  Zufall  thut 
(d.  h.  beistimmt)  dabei  soll  es  bleiben." 

«)  Durch  die  Reichsschlüsse  t.  1521.  1530.  1566.  1570  wurde  die  Zahl 
der  Beisitzer  auf  18.  24.  30  u.  41  gebracht 

»)  J.  P.  0.  art.  V.  §.  53.  j 

*o)  Die  Bezeichnung  „Kammerziele"  erklärt  sich  daraus,  weil  die: 
jährlichen  ständischen  Beiträge  zur  Sustentation  des  Eammergerichts  in! 
zwei  Zielen,  d.  h.  Terminen,  einzuzahlen  waren. 

^')  Nach  dem  J.  P.  0.  art.  V,  §.  53  sollten  sogar  vier  Präsidenten I 
angestellt  werden.    Dies  kam  nicht  zur  Ausfahrung. 

«)  Ein  Absetzungsgrund  war  in  der  K.-G.-0.  Concept  ▼.  1613.  Thl.  I.i 
Tit.  ni.  §.  3  besonders  ausgezeichnet:  wenn  sie  nämlich  sich  nicht  .,derl 
alten  Religion  oder  der  Augsburgischen  Confession  gema&d 
halten,  sondern  sich  besonderen  Secten  anhängig  machen."  Yeigl.  ebeu> 
das.  Thl.  I.  Tit  VI. 
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Vn.  Fa  waren  am  Eammergerichte  12  Advokaten  und 
30  Prokuratoren;  welche  das  Gericht  selbst  anstellte,  ausserdem 
wurden  der  Fiskal-Prokurator  und  der  Fiskal-Anwalt 
Tom  Kaiser  präsentirt  ^3).  Die  Kanzleibedienten  und  Boten 
bestellte  und  besoldete  der  Kurfürst  Ton  Mainz. 

Vni.  Die  Geschäfte  wurden  in  Senaten  erledigt^*),  bei 
deren  Bildung  auf  gleiche  Zahl  der  katholischen  und  pro- 
testantischen Hitglieder  Rücksicht  genommen  ^^),  oder  diese 
wenigstens  fingirt  wurde  ^^).  Ergab  sich  Stimmengleichheit 
in  einem  Senate,  so  wurde  noch  ein  anderer  Senat  zugezogen 
(sog.  Adjunctian),  und  wenn  hierdurch  keine  Majorität  erlangt 
werden  konnte,  kam  die  Sache  an  das  Plenum  ^^);  beruhte 
die  Stimmengleichheit  aber  auf  Meinungsverschiedenheit  der 
Religionstheile  {Mo  in  partes  der  Kammergerichtsassessoren), 
60  wurde  die  Sache  an  den  Reichstag  abgegeben  ^^). 

IX.  Das  Reichskammergericht  war  angewiesen,  nach  den 
Seichsgesetzen  und  den  gemeinen  geschriebenen  Rechten  zu 
rerfahren  und  zu  erkennen  ^^).  Besondere  Nonnen  für  sein 
Verfahren  hatte  es  in  der  mehrfach  revidirten  Reichskam- 
mergerichtsordnnng    (von  1495,    1548  und  Ibbb)^^)   und  in 

ö)  V.  Berg,  1.  c  §.  70.  71. 

**)  Man  unterschied  JudicialSensAe  von  acht  und  neun,  Ex^ajudicial- 
Senate  von  vier  und  fönf  und  sechs  und  sieben  Mitgliedern.  Leist, 
Staat».  §.  133. 

ß)  J.  P.  0.  art  V.  §.  53.  —  Dem  Wortlaut  nach  war  die  Bildung 
eines  Senats  mit  gleicher  Stimmenzahl  beider  Gonfessionen  nur  fikr  den 
Fall  Toigesdirieben,  wenn  bei  der  Sache  Protestanten  Parthei  oder  In- 
tenrenienten  waren. 

^)  Dies  war  nothwendig,  wenn  in  einem  Senate  eine  ungleiche  Zahl 
von  Mitgliedem  sass,  und  itio  in  partes  statt  fand,  d.  h.  die  Stinunen  der 
Religion  nach  sich  theilten;  man  unterschied  demnach  paritas  vera  und 
pariuußcta.    R.-S.  v.  1788.  art.  VI.  B.  —  Leist,  Staatsr.  §.  134. 

")  In  dem  Flenum  sollte,  wenn  etwa  wieder  Stimmengleichheit  eintrat, 
eigentlich  die  Stimme  des  Präsidenten  entscheiden  (siehe  Note  7).  Dies 
wollten  die  Protestanten  aber  nicht  anerkennen,  und  sonach  konnte  es 
kommen,  dass  eine  Sache  ganz  liegen  blieb,  wenn  sie  nicht  etwa  an  den 
Bdchstag  abgegeben  wurde.    Leist,  Staatsr.  §.  134. 

«)  J.  P.  0.  art  V.  §.  55  (vergl.  oben  §.  98.  Note  8). 

«)  K..G.-0.  V.  1495:  §.  3;  v.  1555.  Thl.  L  Tit.  57.  —  Concept  der 
K-G.-O.  Thl.  I.  Tit  71. 

»)  Siehe  oben  §.  78.  V.  —  Abgedruckt  ist  die  K.-G.-0.  v.  1495  in  der 
N.  Samml.  d.  Jt-A.  ü.  6;  die  K-G.-O.  v.    1555,  ebendas.  HL  43.  — 
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einigen  Reichsschlüssen ,   Yisitationsabschieden  und  Beschltis- 
sen^*). 

X.  Ganz  eigenthümlich  war  das  dem  Beichskammer- 
gericbte  durch  die  Kammergerichtsordnung  von  1555.  Thl.  n. 
§.  36  ausdrücklich  beigelegte  Recht,  ttber  zweifelhafte  proees- 
Bualische  Fragen  selbst  Beschlüsse  (decreta  oder  senatuscontulta 
cameralia)  zu  fassen  und  diese  als  interimistisch,  d.  h.  bis  zum 
Erlasse  eines  Reichsgesetzes  verbindliche  Nonnen  zu  publiciren, 
in  welchem  letzteren  Falle  sie  sodann  gemeineBescheide 
{decreta  communia)  hiessen^^). 

XI.  Das  Reichskammergericht  war  competent:  A.  als 
ausschliessliche  Instanz  in  bürgeriichen  und  peinlichen 
Sachen  des  Reichskammergerichtspersonals  und  in  FiskaLsacben, 
welche  das  Kammergericht  selbst  unmittelbar  betrafen,  z.  B. 
die  Beitreibung  der  Kammerziele  ^^).  B.  Klagsachen  gegen 
Reichsunmittelbare  konnten  bei  dem  Reichskammergericbt 
sofort  (in  erster  Instanz)  angebracht  werden,  soweit  nicht 
das  denselben  zustehende  Recht  der  Austräge  (§.  101)  io 
Betracht  kam:  wo  dies  Platz  griff,  konnte  die  Sache  nur  in 
höherer  (zweiter)  Instanz  an  das  Kammergericht  kommen'*). 


Unter  K  Rudolph  U.  war  1613  ein  Conc^t  einer  erneuerten  und  ter- 
besserten  Kammergerichtsordnuug  abgefasst  worden,  welches  aber  niemab 
formelle  gesetzliche  Giltigkeit  erlangte ;  materiell  aber  allerdings  gel- 
tendes Recht  enthielt,  da  dieses  Projekt  nur  aus  wirklich  giltigen  Gesetzen 
zusammengesetzt  worden  war.  Abgedr.  in  Schmauss,  S.  300  flg.  — 
V.  Zwierlein,  Concept  derK.-G.-0.  mit  Anmerk.  1744  (3.  Ausg.  1783).- 
Vergl.  Gerstlacher,  Handbuch  der  deutsch.  Bechtsges.  I.  S.  24  flg.;  - 
dessen  Corp.  Jur.  I.  S.  240  flg. 

«*)  Reichsschlüsse  von  1720,  1775,  1788;  Visitationsabschiede  und  Be- 
schlüsse Ton  1713,  1767.  —  (y.  Balemann)  Yisitationsschlüsse,  die  Ver- 
besserung des  reichskammergerichtl.  Justizwesens  betr.  Lemgo  1779, 17^- 

**)  Sammlungen  der  gemeinen  Bescheide  des  Kammergerichts,  s. 
in  (v.  Ludolf)  Corp.  jur.  cameral.  1724.  —  de  Gramer,  Observ.  jur. 
univ.  V.  Obs.  1387.  —  v.  Balemann,  a.  a.  0.  S.  197  flg.;  Nachtrag 
S.  1  flg.  S.  256  etc.  —  Siehe  Lei  st,  Staatst.  §.  125. 

M)  V.  Berg,  1.  c.  §.  115.  359.  360. 

«*)  K.-G.-0.  (Concept)  Thl.  H.  Tit  30  (siehe  unten  §.  101.  Note  6).  - 
Beichsunmittelbare  konnten  daher  regelmässig  in'  erster  Instanz  bei  dem 
Kammergerichte  nur  belangt  werden  in  Landfriedens-  und  Religions* 
friedensbruchsachen,  in  Fiskalsachen,  d.  h.  wegen  Yerletzimg 
der  allgemeinen  Beichsbürgerpflichten,  auf  Antrag  der  Bdchsfiskale,  und  in 
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C.  Iq  GiTilprocessen  gegen  Mittelbare  (landsässige) 
Personen  konnte  das  Kammergericht  regelmässig  nur  als 
Gerieht  höherer  Instanz,  nnd  zwar  im  Yerh&ltniss  zn  den 
Landesgerichtshdfen  regehnässig  nur  als  dritte  und  letzte 
Instanz  angegangen  werden^),  nnd  auch  dieses  nicht  hin- 
uehtlich  jener  Länder,  welche  das  Privilegium  de  non  appellando 
hatten,  wie  z.  B.  die  knrftlrstlichen  Territorien  ^®).  Die  Appel- 
lationssnmme  war  regelmässig  400  Thaler:  dorch  kaiserliches 
Privüeginm  war  sie  mitunter  sehr  bedeutend  (bis  auf  1500 
Thaler)  erhöht  ^^;.  D.  Das  Reichskammergericht  nahm  Be- 
sebwerden  wegen  verzögerter  oder  verweigerter  Rechtspflege 
iquerela  protractae  vel  denegatae  jusütiae)  aus  aUen  deutschen 
Ländern  an,  selbst  aus  jenen,  welche  ein  Privilegium  de  non 
evocando  hatten  ^^).  £.  Es  war  das  Kammergericht  zugleich 
Cassationshof  bei  Beschwerden  fiber  unheilbare  Nichtig- 
keiten gegen  die  höheren  Landesgerichtshöfe  in  Civil-  und 
Crimmalsachen  sowohl  der  Landsässigen  als  der  Beichsunmittel- 


solchen  Klagsachen  ihrer  Unterthanen  wegen  Missbrauchs  der  Landesstaats- 
gevalt,  in  welchen  weder  die  Austrüge,  noch  die  Territorialgerichte  als 
competent  anzusehen  waren;  desgleichen  konnten  auch  Beschwerden  über 
verweigerte  nnd  verzögerte  Kechtspflege  unmittelbar  bei  dem  Kammer- 
geridite  eingereicht  werden,  v.  Berg,  1.  c.  §.  105. 106. 109. 113.  —  Leist, 
Staatsr.  §.  147.  —  Ausserdem  konnten  Reichsunmittelbare  ausnahmsweise 
sofort  vor  dem  Kammergerichte  belangt  werden,  w^gen  Zusammenhanges 
{cMimeniiä)  und  Gonnezität  der  Sachen;  femer  wenn  der  Kläger  auf  das 
pnvilegiMm  ndeercUnlumpersonarum  Anspruch  hatte;  in  ProTokationssachen, 
und  wemi  aus  einem  besonderen  Ausnahmsgrunde  die  Austrägalinstanz 
taäaäen  musste.    y.  Berg,  1.  c.  §.  106.  107.  110.  111.  112. 

*0  Mittelbare  konnten  nur  ausnahmsweise  sofort  (in  erster  Instanz) 
bei  dem  Kammergerichte  belangt  werden ,  z.  6.  wegen  Landfriedensbruch, 
oder  wenn  der  Landesherr  selbst  seine  Unterthanen  vor  dem  Kammergericht 
beklagen  wollte,  oder  wenn  der  Beklagte  unter  einer  zwischen  verschiedenen 
Landesherren  streitigen  Gerichtsbarkeit  stand.  Jedoch  wurde  im  ersteren 
Fall  (Landfriedensbruch)  gegen  Mittelbare  doch  gewöhnlich  vor  den  Landes- 
gerichten  verfahren,    v.  Berg,  §.  108.  113.  —  Leist,  Staatsr.  §.  149. 

»)  Siehe  oben  §.  93.  Note  19. 

^  J.  R-A.  (1654)  §.  112.  —  Mostfr,  v.  d.  Justizverf.  L  208. 

«)  Gold.  Bulle  XI.  §.  3.  4.  —  R-A.  von  1512.  §.  58;  1519.  §.  13.  — 
K..G..O.  (Concept)  Thl.  IL  Tit  28;  Dep.  Absch.  von  1600.  §.  27.  — 
Moser,  von  der  Justizverf.  I.  913.  —  J.  H.  Böhmer,  de  origine  etc. 
auereise  denegatae,  s.  protractae  justitiae  1738  (Exerc.  ad  Fand.  VI.  103). 
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baren  *^^).  F.  Das  Kammergericht  hatte  auch  die  sog.  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  ttber  Reichsnnmittelbare:  es  konnte 
daher  GoniSrmationen  ertheUen^  z.  B.  Verträge  und  Testamente 
bestätigen,  Tutoren  bestellen  und  sicheres  Geleit  ertheüen^). 
XU.  Ganz  ausgeschlossen  war  die  Gompetenz  des  Kammer- 
gerichtes  a)  in  Bezug  auf  gewisse  deutsche  Länder  in  Folge 
besonderer  Privilegien  ^0;  b)  in  allen  eigentlichen  Begierongs- 
Sachen  ^'^) ;  c)  in  Achtssachen  der  Reichsstände  ^') ;  d)  in  geist- 
lichen Sachen  ^^);  e)  in  den  grösseren  Beichslehensachen  und 
in  allen  Gnadensachen  3^) ;  f)  in  peinlichen  Sachen  der  Mittel- 
baren 3®). 


^)  K.-G.-0. 1555.  ThI.  IH.  Tit  34.  §.  1.  2.  —  Vergl.  ebendas.  ThLtt 
Tit.  28.  §.  5.  —  J.  R.-A.  §.  121.  122.  —  Concept  der  K.-G.-0. 1613.  TW.  11. 
Tit  31.  §.  14.  —  Leist,  Staatsr.  §.  168. 

M)  Y.  Berg,  1.  c.  §.  99.  362.  363. 

9i)  Solche  völlige  Exemtion  von  der  Gerichtsbarkeit  des  Kammergenchts 
beanspruchte  z.  B.  Oesterreich  wegen  seines  Priyilegs  von  1156  und 
mehrerer  späteren  Privilegien;  Böhmen  nach  der  Gold.  Bulle,  c  TIIL 
§.  2.  —  V.  Berg,  1.  c.  §.  100.  —  Leist,  Staatsr.  §.  143.  I.  --  Gönner. 
Staatsr.  §.  309.  I. 

3*)  Dahin  rechnete  man  insbesondere  die  Gesetzgebung,  also  auch  die 
authentische  Interpretation  der  Gesetze,  und  alle  Gegenstände,  welche  aus 
dem  Gesichtspunkte  der  Zweckmässigkeit  und  des  öffentlichen  Wohls  zu 
erledigen  waren;  dagegen  gehörten  die  Forderungen  an  einzelne  Reichs- 
stände  auf  Erfüllung  ihrer  reichsverfassungsmässigen  Verbindlichkeiten  unti 
die  Entscheidung  wegen  Verletzung  wohlerworbener  Rechte  unbestritten  zur 
Gompetenz  des  Kammergenchts.  v.  Berg,  §.  101.  —  Leist,  Staatsr. 
§.  143.  n.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  309.  n. 

M)  Siehe  oben  §.  98.  Note.  9. 

^)  Es  galt  dies  von  allen  Sachen,  welche  nach  den  Grundsätzen  sowoU 
des  katholischen  als  des  protestantischen  E[irchenrechts  zur  geistl 
Gerichtsbarkeit  gehörten,  v.  Berg,  1.  c.  §.  104.  —  Gönner,  Staatsr. 
§.  309.  V.  —  Leist,  §.  143.  IL  6.  —  Daher  wurde  die  Frage,  ob  eine  Ehe 
oder  ein  Concubinat  vorhanden  sei,  von  dem  Eammergericht  in  der  Isen- 
bur  gl  sehen  Sache  an  das  competente  geistliche  Gericht  verwiesen.  Siebe 
meine  Schrift  ttber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  1853.  §.  60.  ~  Gerst- 
lacher, Handb.  d.  R..G.  Bd.  X.  S.  1836  flg. 

56)  Diese  gehörten  ausschliesslich  vor  den  Reichsho&ath ;  s.  §.  100.  — 
Vergl.  über  die  Reichslehnsachen  oben  §.  98.  Note  5. 

M)  K-A.  von  1530.  §.  95;  K.-G.-0.  1555.  Tbl.  n.  Tit  28.  §.  5;  Con- 
cept ders.  Tit.  31.  §.  14.  —  v.  Berg,  1.  c.  §.  103.  —  Die  Criminatjnr}:^- 
diktion  über  Mittelbare  wurde  stets  als  in  der  Landeshoheit  der  Reichs - 
stände  inbegriffen  betrachtet;  W.-K.  art  L  §•  8;  den  Reichsrittern 
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XIII.  Hinsichtlich  der  Criminalsachen  der  Beichsunmittel- 
baren  (ansser  den  Landfriedensbruchsachen)  liesB  sich  zwar 
theoretisch  die  Competenz  des  Kammergerichts  nicht  bezvreifehi; 
jedoch  wurden  dieselben  herkömmlich  am  Keichshofrath  yer- 
handeh '"). 

XIV.  Desgleichen  war  die  Competenz  des  Kammergerichts, 
in  Missheiraths-  nnd  Status-Sachen  der  Reichsunmittelbaren  zu 
sprechen,  immer  unbestritten  anerkannt,  wenn  gleich  die  Processe 
dieser  Art  in  der  letzten  Zeit  gewöhnlich  am  Reichshofrathe 
anhängig  gemacht  wurden  ^^). 

XY.  Gegen  die  Urtheile  des  Reichskammergerichts  liess 
man  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  Rechtsmittel  der 
Supplikation^^),  der  Restitution*")  und  der  Revision 
zn*^).  Durch  die  beiden  ersteren  Rechtsmittel  konnte  eine 
wiederholte  Prüfung  der  Sache  durch  das  Kanmiergericht  selbst 
veranlasst  werden.  Das  dritte  Rechtsmittel  hatte  dagegen  die 
Eigenthamlichkeit,  dass  dadurch  die  Sache  zur  Entscheidung 
der  sog.  Reichskammergerich  tsvisitation,  d.  h.  der 
Tom  Reichstag  ernannten  Deputation  verstellt  wurde,  welche 
jährlich  die  Greschäftsführung  des  Reichskammergerichtes  prüfen 
nnd  dessen  Wünsche  in  Bezug  auf  die  Reichsgesetzgebung 
vernehmen  sollte;  es  war  jedoch  dadurch  unpraktisch  geworden. 


aber  stand  sie  nicht  unbedingt  jeu  (siehe  unten  §.  103.  Note  5).  —  Die 
(wenig  praktische)  Ausnahme  bei  Landfriedensbruchsachen  der  Mittelbaren, 
und  die  Ausnahme  hinsichtlich  der  Nullit&tsquerelen  in  Criminalsachen  s. 
hier  oben  Kote  25  und  29. 

^  Leist,  Staatsr.  §.  164.  —  Gö'uner,  Staatsr.  f.aöO.IY. 

*)  Ver^.  die  ausführlichen  Nachweisungen  in  meiner  Schrift  aber 
hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit  (1853)  §.  41->58. 

^)  Die  Supplikation  (remedium  novae  suppUceOumia  $,  uUeriu»  de- 
thictiotda)  hatte  am  Kammergerichte  statt,  wenn  gebetene  Processe,  wie 
z.  B.  Citations-,  Mandats-  oder  Appellationsprocesse,  abgeschlagen 
worden  waren,    v.  Berg,  1.  c.  §.  336. 

^)  Das  Rechtsmittel  der  Restitution  musste  auf  neue  Thatsachen  und 
Beweise  g^rOndet  werden,    y.  Berg,  1.  c.  §.  342  flg. 

*0  Die  Revision  hatte  den  Zweck,  mittelst  wiederholter  Yergleichung 
der  schon  vorgebrachten  Thatsachen  mit  den  Gesetzen  die  Abänderung  oder 
Aufhebung  eines  beschwerenden  Urtheils  zu  erwirken.  Sie  hatte  am 
Kammeigerichte  stets  Devolutivkraft,  weil  nun  die  Sache  an  die 
Kammergerichtsyisitation  kam;  aber  nicht  in  allen  Fällen  Suspen siv- 
kraft.    T.  Berg,  §.  346  flg. 
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dass  die  jährlichen  (ordentlichen)  Visitationen  schon  1588  auf- 
gehört hatten)  nnd  ausserordentliche  Visitationen  nur  selten  zu 
Stande  kamen,  ja  sogar  die  letzte,  welche  von  1767 — 1776 
gedauert  hatte,  ohne  Beendigung  ihres  Geschäftes  auseinander 
gegangen  war*^). 

XVI.  Jn  einigen  Fällen  war  auch  der  Rekurs  an  den 
Reichstag  statthaftes), 

§.  100. 
2)  Der  kaiserliche  Reichshofratli  ^). 

I.  Die  Entstehung  des  ßeichshofrathes  (C%>n9t/4Ufn  impenaU 
aulicum)  hängt  mit  der  uralten  Gerichtsverfassung  des  deut- 
schen Reichs  zusammen,  wonach  jeder  deutsche  Kaiser  das 
für  seine  Erblande  bestehende  Hofgericht  als  Reichsgericht  und 
als  Staatsrath  benützen  konnte  und  zu  benutzen  pflegte,  so 
wie  er  auch  ein  Hofgericht  zur  Ausübung  der  kaiserlichen 
Gerichtsbarkeit  in  einzelnen  Fällen  besonders  anordnen  und 
zusammensetzen  konnte^). 


«)  Moser,  v.  d.  Justizv.  11.  728.  —  Mal  blank,  Anleitung  Bd.  U.- 
▼.  Ompteda,  Gesch.  d.  vormal.  ordentlichen  E.-G.- Visitationen ,  Begensb. 
1792.—  V.  Berg,  Darstellung  d.  Visitation  desR-E.-G.  nachGes.  u.  Herk. 
Göttingen  1794.  —  Pütt  er,  wahre  Bewandtniss  der  Trennung  der  K-G.- 
Visitationen  im  Mai  1776,  Götting.  1776.  Abgedruckt  m.  Gegenbemeiicangen. 
Wien  1776.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  3l2. 

.«)  Siehe  oben  §.  98.  Note  11  u.  12. 

^)  Ausser  den  §.  99  angefahrten  Schriften,  welche  von  den  beiden 
höchsten  Reichsgerichten  handeln,  siehe  besonders:  J.  Gh.  ab  üffenbaich, 
de  consilio  imp.  aulico,  Frkf.  1700.*—  Mal  blank,  Anleitung,  besonders 
Bd.  III.  u.  IV.  ~  Horche nhahn,  Gesch.  d.  Entstehung,  Bildung  und 
gegenwärtigen  Verf.  des  k.  Reichshofraths  etc.  Mannheim  1791— 179S.  — 
(t.  Rieffl),  der  Reichshofrath  in  Justiz-,  Gnaden-  und  anderen  Sachen. 
4  Thle.  Augsburg  1791—1793.  —  Hanzely,  Anleitung  z.  neuesten  Reichs* 
hofrathspraxis ,  Frkf.  u.  Leipz.  2  Bde.  1784.  —  Dessen  Grundlinien  der 
heutigen  Reichshofrathspraxis,  Frkf.  u.  Leipz.  1735.  —  J.  F.  W.  de  N.  de 
W.  Priocipia  Processus  jud.  imp.  aul.  hodierni  cum  differentüs  proc  cam. 
nebst  einem  vollst.  Formularbuch  etc.  2.  Aufl.  Frkf.  ü.  Leipz.  1754.  — 
B.  F.  Mohl,  hlstor.  polit  Vergleichung  der  beiden  höchsten  Reichsgerichte 
in  ihren  wichtigsten  Verhältnissen,  Ulm  1789.  —  Moser,  deutsche  Justis- 
▼erf.  Thl.'n.  S.  L  —  Ptttter,  Entwickel.  L  316  flg.  —  Dessen  Instit 
§.  275  flg.—  Gönner,  Staatsr.  §.  313  flg.—  Leist,  Staatsr.  J.  135 flg. - 
Schmid,  Staatsr.  §.  149. 

«)  Vergl.  oben  §.  98.  Note  3. 
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II.  Auf  dieses  kaiserliche  Recht  hatte  auchK.Maximilianl. 
nicht  Terzichtet,  als  er  in  die  Erricbtimg  des  Beichskammer- 
geriehts  willigte.  Er  liess  daher  auch  durch  das  Ton  ihm 
(1501)  zunächst  flir  seine  Erblande  eingerichtete  ständige  Hof- 
rathscoUegium  Beichssachen  behandehi,  und  behauptete  sich 
nicht  nur  in  diesem  Rechte  ungeachtet  des  alsbald  (seit  1502) 
Ton  den  Reichsständen  erhobenen  Widerspruches,  sondern  es 
wurde  später  dieses  CoUegium  sogar  nur  ausschliesslich  ftlr 
Beichssachen  als  Reichshofrath  bestimmt,  und  erhielt  dem- 
gemlss  schon  am  24.  Mai  1518  von  E.  Maximilian  I.  eine 
entsprechende  Einrichtung^).  Jedoch  wurde  der  Reichshofrath 
erst  m  dem  westphälischen  Frieden  als  ein  oberstes,  dem 
Kammo^erichte  gleichstehendes,  Reichsgericht  reichsgrund- 
gesetzlich  anerkannt^). 

III.  Der  Reichshofrath  durfte,  abgesehen  von  dem  Reichs- 
hofTicekanzler,  welcher  Ton  Amtswegen  darin  Sitz  und 
Stimme,  und  bei  Verhinderung  des  Präsidenten  mit  Vorzug  vor 
dem  Vieepräsidenten  das  Recht  zu  präsidiren  hatte  ^),  nur  aus 
18  Personen  (Reichshofräthen)  bestehen,  einschlttssig  des 
Präsidenten  und  Vieepräsidenten  <^). 

IV.  Sämmfliche  Mitglieder  des  Reichshofrathes  (ausser  dem 
Reicbshof-Yicekanzler)  wurden  Tom  Kaiser  allein  ernannt  und 
besoldet"):  sie  mussten  gebome  Deutsche  sein,  und  der  Reichs- 
hofrathspräsident  und  der  Vicepräsident  mussten  dem  Reichs- 
fllrsten-,  Grafen-  oder  Herrenstande  angehören  ^).  Die  Reichs^ 
hofräthe  wurden  nicht  blos  aus  österreichischen  Unterthanen, 
sondern  auch  aus  anderen  Reichsländem  genommen:  sechs 
sollten  der  eyangelischen  Gonfession  zugethan  sein'). 


*)  Nach  dieser  Verordnung  Maximilians  I.  soUten  von  den  achtsehn 
Mh^iedem  ftknf  aus  dem  Beich,  die  abrigen  aus  den  Erblanden  genommen 
werfen.  —  Pütier,  Entwickel.  §.  317. 

«)  J.  P.  0.  art  V.  §.  54.  55. 

^)  Siehe  oben  §.  97.  ^  Der  Reichahofvicekanzler  machte  aber  Ton 
diesem  Rechte  niemals  Gebrauch. 

•)  R..H.^.  T.  1664.  Tit  L  §.  2. 

0  W.-K.  arL  XXIV.  §.  1;  art  XXV.  §.  5. 

•)  R-H.-0.  Tit  L  §.  1.  —  W..K.  art  XXIV.  §•  H* 

0  J.  P.  0.  art  55.  —  Besonders  W.-K.  art  XXIV.  f.  !•' 

ZSpfl,  mMiwOTht.  ft.  Aufl.  I.  15 
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y.  Es  wurde  eine  Herrenbank  und  eine  Gelefartenbank 
unterschieden,  worauf  die  Beichshofräthe  nach  ihrem  Stande 
Sassen  ^^):  ein  akademischer  Grad  war  aber  nicht  erforderlidt 

VI.  Auch  bei  dem  Beichshofräthe  ging  der  Au&ahme  eine 
Proberelation  und  Prüfung  vorher"). 

VU.  Die  Beichshofrathskanzlei  (Beichshofkanzlei) 
wurde  von  dem  Kurfärsten-Erzkanzler  besetzt  ^2).  Die  Bechts- 
anwälte  am  Beichshofrath ,  sog.  Beichshofraths-  oder 
Beichsagenten,  deren  20 — 30  waren,  ernannte  derBeichs- 
hofrathspräsident^^):  der  Beichshof-Fiskal  dagegen  wurde 
vom  Kaiser  unmittelbar  ernannt'^). 

VIII.  Der  Kaiser  wurde  als  das  oberste  Haupt  des  Beichs- 
hofirathes  und  oberster  Bichter  in  demselben  betrachtete^):  er 
konnte  aber  dieses  Bichteramt  persönlich  nur  in  jenen  Fälleo 
ausüben,  in  welchen  der  Beichshofrath  yerfassungsmäsaig  ein 
Votum  ad  wnperatorem  zu  erstatten  hatte  e^). 

IX.  Wegen  dieser  engen  Verbindung  mit  der  Person  des 
Kaisers  wurde  der  Beichshofrath  durch  den  Tod  eines  jeden 
Kaisers  sofort  aufgelöst,  d.  h.  es  wurden  damit  sämmt- 
liche Bichteramtsstellen  an  demselben  erledigtet):  ausser  diesem 
Falle  aber  konnte  kein  Mitglied  anders  als  durch  ein  Urtbeil 
dieses  Gerichtshofs  selbst,  nach  vorgängiger  UntersnchungT 
abgesetzt  werden  e^).  Die  Beichshofkanzlei  wurde  aber  bei 
dem  Tode  eines  Kaisers  bis  zur  Wiederbesetzung  des  kaiser- 
lichen Thrones  nur  geschlossen e^). 


«)  R-IL-0.  Tit  I.  §.  1  u.  9.  —  W.-K.  art  XXIV.  §.  9. 

")  W.-K.  art  XXIV.  §.  1.  2. 

««)  W.-K  art  XXV.  §.  1.  2. 

«)  R.-H.-0.  Tit.  Vn.  §.  2. 

")  Leist,  Staaten  §.  138. 

«)  R.-H.-0.  Tit  L  §.  1:  „Unser  kaiserlicher  Reichahoftath ,  dessen 
oberstes  Haupt  und  Bichter  allein  Wir,  und  ein  jeder  römi- 
scher Kaiser  selbst  ist"  —  Dem  enteprechend  wird  der  Beicfaabof- 
rathsprÄsident,  als  der  Stellvertreter  des  Kaisers,  in  der  R.-H.-0.  Tit  I.  §.  4: 
„das  nachgesetzte  Haupt"  des  Reichshofrathes  genannt 

*•)  Siehe  ohen  §.  84.  Note  9.  10,  und  hier  unten  Note  39. 

«^  Leist,  Staater.  §.136. 

«)  W.-K.  art  XXIV.  (1790)  §.  10:  „Auch  soD  kein  Reichshofrath  seiner 
Stelle  anders,  als  nach  yorhergegangener  rechtlicher  Cognition  p  und  daraaf 
erfolgtem  Spruche  Rechtens  enteetzt  werden." 

««)  Leist,  Staatsr.  §.  137. 
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X*  Der  Beichshofrath  hatte  einen  zweifachen  Charakter: 
1)  ab  kaiserlichee  Kegiernngscolleginm  oder  Staats- 
rath,  wovon  im  §.  97.  III.  gehandelt  worden  ist;  und  2)  als 
böchstes  Keichsgericht  In  dieser  letzteren  Eigenschaft 
hatte  dtf  Beichshofrath  mit  dem  Beichskammergerichte  yoH- 
kommen  concnrrirende  Gerichtsbarkeit,  so  dass  theils 
durch  die  Wahl  des  Klägers,  theils  dnrch  Prävention  bestimmt 
wurde,  an  welchem  dieser  beiden  höchsten  Beichsgerichte  eine 
Sacke  zn  verhandeln  war^»). 

XL  Im  Allgemeinen  galten  daher  hinsichtlich  der  Zustän- 
digkeit des  Beichshofrathes  als  erste,  zweite  oder  dritte  Instanz 
dieselben  Gmndsätze  wie  bei  dem  Beichskammergerichte.  Der 
fieidishofrath  war  daher  in  allen  Sachen  competent,  in 
welchen  es  das  Beichskammergericht  war,  die  wenigen  FäUe 
abgerechnet,  in  welchen  das  Beichskammergericht  ausschliess- 
liche Gerichtsbarkeit  hatte  ^0- 

XU  Es  gehorten  aber  ausserdem  noch  viele  Sachen  znr 
Compet^z  des  Beichshofrathes,  worin  das  Kanmiergericht  nicht 
Kustindig  war;  auch  wurden  in  der  letzten  Zeit  des  Beichs 
manche  Sachen,  in  welchen  unstreitig  das  Eammergericht  auch 
eompeteut  war,  regelmässig  an  dem  Beichshofrathe  verhandelt, 
weil  die  Partheien  ein  besonderes  Interesse  dabei  fanden,  sie 
hier  anzabringen.  Dies  war  besonders  der  FaU  bei  solchen 
Sachen,  bei  welchen  die  kaiserliche  Gnade  einen  Einfluss 
haben  konnte,  wie  z.  B.  in  denCriminalsachen  derBeichs- 
unmittelbaren^^. 

XIII.  Der  Beichshofrath  hatte  ausschliessliche  Competenz : 
A.  in  Sachen  der  zu  ihm  gehörenden  Personen,  mit  Ausschluss 
des  Personals  der  Beichshofkanzlei,  ttber  welches  der  Kurerz- 


*)  Hoffmann  (pr.  Pütt  er),  dies,  de  summor.  imp.  trib.  concorrente 
jorisdictione,  Oöttingen  1760.  —  Das  Haus  Braunschweig-Lüneburg 
ond  die  Krone  Schweden  hatten  für  ihre  deutschen  Besitzungen  besondere 
PriTÜegien  über  die  Wahl  des  Gerichtsstandes  vor  einem  der  beiden  Reichs- 
gerichte.  Gönner,  Staatsr.  §.  315. 

*>)  Siehe  §.  d9.  XL  A.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  815.  X. 

")  Siehe  §.  99.  Note  36.  87.  —  Auch  die  Bechtsstreitigkeiten  Aber  das 
Heichgpost-,  Münz-  und  Bacherwesen  wurden  regefan&ssig  am  Beichshofrathe 
▼erhandelt    t.  Berg,  1.  c.  §.  117. 
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kanzler  die  Gerichtsbarkeit  hatte  ^') ;  B.  über  die  zum  deutschen 
Reiche  gehörigen  italienischen  Länder  mit  wenige  Aus- 
nahmen^); G.  in  Rechtsstreitigkeiten  Ober  die  anmittelbar 
vom  Reiche  zn  Lehen  rührenden  Fttrstenthtlmer  u.  dergl^); 
D.  in  Streitigkeiten  über  die  Giltigkeit^  Auslegung  und  den 
Verlust  kaiserlicher  Priyilegien,  sowie  über  Erwerb  und  Ver- 
lust des  Adels  (nicht  aber  über  Adelsprobe  und  Adelsrechte), 
den  Rang  einzelner  Reichsstände  unter  sich,  und  über  kaiser- 
liche Preces^^),  E.  Der  Reichshofrath  Hess  es  zwar  nicht  an 
Versuchen  fehlen,  seine  ausschliessliche  Gompetenz  in  Rechts- 
streitigkeiten noch  weiter  auszudehnen:  rief  aber  eben 
dadurch  jederzeit  lebhaften  Widerspruch  herror^^). 

XIV.  Besonders  ausgedehnt  war  die  Gompetenz  des  Beichs- 
hofrathes  in  Gegenständen  der  sog.  willktthrlichen  Geriehto- 
barkeit;  denn  in  dieser  Beziehung  hatte  er  nicht  nur  dieselbe 
Befugnisse  wie  das  Reichskammergericht,  sondern  es  gehörte 
zn  seiner  Gompetenz  auch  Alles,  was  in  irgend  einer  Weise 
den  Gharakter  einer  Gnadensache  an  sich  trug,  also  nament- 
lich die  Ausübung  der  kaiserlichen  Reservatrechte,  üisbesondere 
die  Verleihung  der  Reichslehen  als  oberster  Reichslehnhof, 
und  überhaupt  alle  Arten  von  Privilegienverleihungen,  Verleihong 
von  Grossjährigkeit,  Legitimation,  Moratorien,  Protektorien, 
Standeserhöhungen,  Bestätigungen  von  PrimogeniturordnongeD 
und  Hausgesetzen  adeliger  Familien,  worin  Abweichungen  tos 
dem  gemeinen  Reichsrechte  festgesetzt  werden  sollten  u.  dgl.^). 

XV.  Die  sehr  häufigen  sog.  Officialyerfflgungen, 
d.  h.  Verfügungen  von  Amtswegen,  ohne  vorgängiges  förmliches 
processualisches  Verfahren,  erliess  der  Reichshofrath  nicht  in 
seiner  Eigenschaft  als  Gerichtshof,  sondern  als  Regienmgs- 
coUeginm  *•). 


SS)  Leist,  Staatsr.  §.  137.  Y.;  §.  160.  —  y.  Berg,  L  c  $.  116. 
«)  V.  Berg,  1.  c.  §.  118. 
*»)  Siehe  oben  §.  98.  Note  5. 
«)  Leist,  Staatsr.  §.  150.  —  y.  Berg,  1.  c.  §.  117. 
")  Gönner,  Staatsr.  §.  315.  Vm.  —  Leiat,  Staatsr. §.  150.—  ▼. Berg, 
1.  c  §.  117. 

•)  V.  Berg,  1.  c.  §.  864—875. 
»)  V.  Berg,  L  c.  §.  366. 
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XVI.  Id  BezDg  auf  die  besonders  privilegirien  Länder,  in 
Aehtssachen  der  Reichsstände,  in  peinliehen  Sachen  der  Mittel- 
baren, nnd  in  geistlichen  Sachen,  war  die  Competenz  des 
Reichshofrathes  ganz  so  ausgeschlossen,  wie  die  des 
Reichskammergerichts '^). 

XVIL  Der  Beichshofrath  hatte  im  Allgemeinen  bei  seinem 
gerichtlichen  Verfahren  die  Kammergerichtsordnnng  zu  be- 
achten ^^).  Es  bestanden  aber  ausserdem  noch  besondere 
Reichshofrathsordnungen,  welche  von  den  Kaisern  ohne 
Zoziehnng  der  Beichsstände  erlassen  wurden,  ohne  dass  deren 
Widerspruch  hiergegen  jemals  beachtet  worden  wäre  ^^). 
Doeh  wurde  endlich  die  provisorische  Giltigkeit  der 
(neuesten)  Beichshofrathsordnung  E.  Ferdinands  UI.  vom 
16.  Mirz  1654  in  der  Wahlkapitulation  ausdrücklich  aner- 
kamik^.  Ausserdem  dienten  als  Normen  einige  kaiser- 
liche Dekrete^)  und  die  Coneluaa  Fleni  des  Reichshofrathes 
selbst,  nach  Analogie  der  gemeinen  Bescheide  des  Beichs- 
kammergerichtes  ^). 

Xyni.  Das  processualische  Verfahren  hatte  am  Beichs- 
hofrathe  manche  Eigenthilmlichkeit;  namentlich  wurden  die 
Rescripte  stets  in  einer  Form  erlassen,  als  wenn  sie  von  der 
Person  des  Kaisers  selbst  ausgingen,  sowie  überhaupt  die  Ein- 


»)  Siehe  §.  99.  Note  81.  38.  84.  86. 

>*)  J.  P.O.  art  V.  §.  54:  „Ordinatio  Gamerae  imperialis  etiam  in 
jodicio  aolico  serrabitar  per  omnia.*' 

»)  Die  erste  Beichshofrathsordnung  ist  von  E.  Ferdinand  L,  8.  Apr. 
15Ö9;  diese,  sowie  die  nachfolgende  Reichshofrathsinstruktion  K.  Ru- 
dolphs IL,  die  Beichshofrathsordnung  E.  Mathias,  3.  Juli  1617  und  die 
neueste,  K.  Ferdinand  m.,  16.  März  1654,  s.  bei  Uffenbach,  1.  c. 
Anhang  L  —  Die  neueste  R-H.-0.  yon  1654  s.  auch  bei  Schmauss, 
S.  898. 

")  W.-K.  art  XXEV.  §.  8:  „Wie  dann  auch  yon  Unserm  Beichshofrath 
...  bis  Ton  Uns  und  dem  gesamten  Beich  eine  den  heutigen  Umständen 
goids  eingerichtete  vollständige  K-H.-Ordnung  yerfasst  werden  kann  .  .  . 
die  atoe  B.-H.-0.  beobachtet  werden  soü." 

*«)  Die  widitigsten  waren  das  Dekret  E.  Earls  VI  yon  1714,  und 
die  Dekrete  E.  Josephs  U.  yom  5.  April  1766  und  19.  Oktober  1767; 
Schmauss,  S.  1255.  —  Faber,  N.  Staatskanzlei,  Tbl.  XVII.  cap.  5; 
XTHL  cap.  3.  ~  Häberlin,  Bepert  IV.  498. 

»)  Gerstlacher,  Corp.  jur.  pubL  IV.  305, 
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gaben  der  Partheien  immer  an  des  Kaisers  Majestät  gerichtet 
worden  3®).  Anch  gab  es  bei  dem  Reichshofrathe  keine  EIbh 
theilung  in  Senate ,  sondern  alle  Sachen  wurden  im  YoUeB 
Rathe  verhandelte^). 

XIX.  Der  Präsident  hatte  bei  Stimmengleichheit  eine  ent- 
scheidende Stimme  ^^) :  er  hatte  aber  anch  das  Recht  in  diesem 
Falle,  sowie  anch  dann,  wenn  die  Majorität  nur  gering  war, 
und  beide  Meinungen  auf  stattlichen  Gründen  beruhten,  die 
Sache  durch  ein  votum  ad  imperatorem  zur  persönlichen  EDt- 
Scheidung  des  Kaisers  zu  bringen  ^^).  Trat  aber  in  ReligioDS- 
Sachen  eine  Meinungsyerschiedenheit  zwischen  den  kaiholiBchen 
und  protestantischen  Reichshofräihen  ein,  so  wurde  den  let^ 
teren  eine  fingirte  Parität  der  Stimmen  beigelegt,  and  mosste 
daher  die  Sache  an  den  Reichstag  abgegeben  werden^®). 

XX.  Oegen  die  Erkenntnisse  des  Reichshofrathes  waren 
dieselben  Rechtsmittel,  wie  gegen  die  Urtheile  des  Kanuner- 


^)  Es  erklftrt  sich  dieses  aus  der  Verbindung  des  Reichshofraüies  mit 
der  Person  des  Kaisers  (siehe  oben  Note  15).  —  Y&rgl  Hanzely ,  Onind- 
linien  S.  10.  30;  dessen  Anleit  §.  842.  —  v.  Berg,  1.  c  §.  25L  2^.  - 
Danz,  Grds.  des  Reichsgerichtsproc.  §.  399.  —  Meine  Schrift:  üeber 
hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit  (1853)  §.  56. 

97)  Die  Bildung  von  Senaten  am  Reichshofrath  war  sogar  ausdrücklich 
verboten.  W.-K.  art  XXTV.  §.  13:  „Sollen  alle  und  jede  vor  ünsen 
Reichshofrath  gehörige  Sachen  allezeit  in  PUno  abgehandelt,  und  weder 
zuvor  noch  hernach  vor  einige  Deputationen,  Hofkommissionen  und  vas 
dergleichen  ausserordentliche  Wege  sonst  fbr  Namen  haben  mögen, 
mehr  gezogen,  noch  deren  gerader  Rechtslauf  unterbrochen  oder 
werden.  —  R.-H.-0.  1654.  Tit  I.  §.  14. 

»)  a-H.-0.  1654.  Tit.  V.  §.  16:  „Da  auch  unterschiedliche  Vota  in 
der  Anzahl  gleich  wären,  so  soll  Unser  President  einem  Theile  mit  seiner 
Stimme  Beifall  thun,  und  alsdann  auf  dasselbige  als  das  Mduei« 
schliessen." 

M)  W.-K.  art  XVL  §.  15;  R..H.-0.  1654.  Tit  V.  §.  1&  20.  -  VcrfL 
die  ausführlichere  Nachweisung  aber  das  Votum  ad  ingferakfrmn,  oben 
§.  84.  Note  9  u.  10. 

w)  J.  P.  0.  art.  V.  §.  55:  „.  .  .  Postquam  in  pleno  etiam  Senato, 
pari  tarnen  semper  utrinque  Judicantium  numero  ezaminata  fuerint,  cod- 
trariae  oriantur  sententiae,  Catholicis  quidem  in  unam,  Augustanae  vero 
Gonfessionis  Assessoribus  in  aliam  abeuntibus,  remittantur  ad  Gomitiaim* 
perii  universalia. ''  —  Diese  Bestimmung  ist  in  wörtlicher  Ueberaetzoiig  » 
die  R.-H.-0.  von  1654.  Tit  V.  §.  22  übergegangen..—  Das  Verfangen  der 
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gerichts  zulässig  ^^).  Jedoch  wurde  hier  das  Re(Atgmittel  der 
BetinoB  gew5hii]ioh  auch  als  ,ySapplikation''  bezeichnet, 
nnd  hatte  hier  nur  die  Wirkung,  dass  die  Sache  Yom  Beichs- 
kfnthe  neuerdings  mit  Anfstellimg  eines  anderen  Beferenten 
and  Correferenten  geprüft  werden  musste^^). 

XXL  Der  Rekurs  an  den  Reichstag  fand  anter  denselben 
Voranssetznngen  wie  gegen  die  UrtheUe  des  Kammergerichtes 
statt 

XXn.  Das  Visitationsrecht  des  Reichshofrathes  hatte  der 
Knrenkanzler  (Mainz);  es  wurde  aber  niemals  ausgeübt ^^). 

§.  101. 

ni.  Reichs-Untergerichte. 

1)   Die  Austrägal-Instanz  *). 

I.  Schon  lange  Yor  der  Errichtung  des  Reichskammer- 
gerichts  hatten  vielfach  Reichsstände  und  andere  Reichsunmit- 


ProMuite&f  auch  am  Beidiahofrath  eme  sog.  Real-Paritftt  {Parüaa  vera), 
wie  am  fieichakainmergericht,  einzurichten,  ist  ohne  Erfolg  geblieben. 

«0  YergL  oben  §.  99.  Note  39.  40.  41. 

**)  J.  P.  0.  art.  y.  §.  54:  „. . .  ne  partes  ibidem  (sc.  in  Judido  aulico) 
liägaates  omni  remedio  saspensiyo  destitnantur,  loco  revisionis  in 
Cainen  usitatae  lidtom  esto  parti  gravatae,  a  sententia  in  indicio  aulico  lata, 
ad  caesaream  majestatem  supplicare,  nt  acta  indiciaUa  denuo  ad- 
hibitis  alÜB  graritati  negotii  paribus  .  .  .  oonsiliariis,  et  qui  concipiendae 
et&rendae  priori  sontentiae  non  interfiierint ,  aut  certe  referentiam  et 
correferentium  partes  non  sustinuerint,  revideantnr. *'  —  In 
wörtlicher  üebersetznng  in  R.H.-0.  1664.  Tit  V.  §.  7.  —  W.-K.  art  XVn. 
§.  14:  „Mit  der  im  Beichshofrath  anstatt  der  Ewisian  gebräuchlichen 
Siqiplikstion  wollen  Wir  nach  Inhalt  des  IrutrumenÜ  Paeis  art.  Y.  §.  (54) 
'.Quoad  Procetgum  judUnarium  und  nach  der  K-H.-0.  aUerdings  wer- 
&lirai*'  etc.  —  Die  Frocessualisten  behandelten  diese  Supplikation  regel- 
iQisaig  unter  dem  Namen  der  Revision.  —  y.  Berg,  1.  c.  §.  346. 

^  J.  P.  O.  art  y.  §.  55:  „Yisitatio  Gonsilii  Anlid  üat  ab  Mectore 
Mogontino  toties,  quoties  opus  fuerit*'  etc.  —  Nach  der  W.-E.  art.  XXY. 
§.  6b  7  loUte  der  Eurerzkanzler  aüe  drei  Jahre  eine  Visitation  yomehmen. 

0  H.  Gh.  Senkenberg,  flores  spard  ad  jus  austraegarum ,  Giess. 
1799.  —  Prehn,  y.  d.  Austragen,  1779.  —  Moser,  v.  d.  deutsch.  Justiz- 
Terl  L  46.  ~  Malblank,  Anldtnng  lY.  420  flg.  —  y.  Berg,  Grundr. 
i  rdcfasger.  Yerf.  §.  89  flg.  —  6.  F.  Eichhorn,  de  differentia  inter 
Aostraegas  et  arbitros  compromissarios,  Götting.  1801.  —  Ptttter,  inst 
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telbare  unter  sich  Einrichtangen  zu  sohiedsriditeilicher  Er- 
ledigung ihrer  Streitigkeiten  getroffen  ^  wofltr  die  BeseichBinig 
Austrage  gebräuchlich  geworden  war^). 

n.  Diese  Einrichtungen^  welche  ursprünglich  nur  auf  WS- 
kühr  und  gegenseitigem  Belieben  beruhten ,  behielten  sich  die 
Reichsstände  nicht  nur  bei  der  Errichtung  des  Reichskammer- 
geriehtes  bevor,  sondern  sie  wurden  sogar  von  der  Reichs- 
gesetzgebung  ausdrücklich  bestätigt  ^);  und  überdies  fllr  die 
Reichsstände  und  andere  reichsunmittelbare  Herren  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  gesetzlich  angeordnet,  ja  sogar  manchen 
Personen  (oder  auch  Reichsstädten)  das  Recht,  vor  AnsMgen 
belangt  zu  werden,  durch  kaiserliche  Privilegien  verliehen*). 
Hiemach  unterschied  man  gewillkOhrte,  gesetzliche  nod 
privilegirte  Austrage'^). 


§.  280  flg.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  317  flg.  —  Leist,  Staatsr.  |.  144  flg. 
—  Schmid,  Staatsr.  §.  151.  —  Gohrem,  Ursprung  u.  Entwickelong  der 
Aosträgalinstanz  in  Deutschland,  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Becbt 
1858. 

^)  „ Austragen'*  bezeichnet  überhaupt  soviel,  als  eine  Sache  fireond- 
lieh  auseinandersetzen  und  gleichsam  die  Partheien  yergleicfaen.  Der  Ans- 
tragsrichter  hiess  im  barbarischen  Latein  „Austraega^^. 

<)  Von  den  Austr&gen  handelte  insbesondere  die  K-G.-O.  l&56u  ThL  IL 
Tit  2  flg.  —  K.-G.-0.  1495.  §.  28,  Concept  d.  K-G.-O.  Thi.  D.  Tit  2  priw. 
„ .  . .  Welche  sonderliche  gewillkürte  rechtliche  Austrage  gegen  etiumder 
haben,  der  soUen  sie  sich  laut  derselben  gogen  einander  gebraacfaen."  — 
J.  F.  0.  art.  y.  §.  56.  „Gaeterum  in  aulico  non  minus,  quam  camerae 
imperialis  judicio  Privilegium  primae  instantiae,  Austraegarum,  . . .  statibos 
imperii  illibata  sunto."  —  W.-E.  art  XYIII.  §.  4:  „Sondern  einen  jeda 
bei  seiner  ImmedteUU  .  .  .  item  jure  ctusiraegarum  tarn  legaUum  quam 
e(mMniionalium  vd/amäicMrum  .  .  .  bleiben  lassen.*' 

*)  Eme  spätere  Beschränkung  enthält:  W.-K.  art  XYIII.  $.  7:  „Und 
nach  Inhalt  des  Beichsabschiedes  v.  J.  1654  (§.  116)  mit  Konzessioii  der 
Privilegien  erster  Instanz  oder  sonderbarer  Austräge,  auf  dicrjenigen,  wddie 
dieselben  bisher  nicht  gehabt  oder  hergebracht,  förderst  an  uns  halten.'' 

>)  Je  nachdem  die  gewillkflhrten  Austrftge  durch  Vertrag  oder  TesU- 
ment  begründet  wurden,  unterschied  man  austraegae  conoenHonalet  lod 
testameniarü.  Zu  den  gewillkührten  Austrägen  rechnete  man  die  in  einigai 
reichsritterschafüichen  Kantonen  eingerichtete  Ortsausträgal* Instanz. 
Kerner,  reichsrittersch.  Staatsr.  Tbl.  IL  S.  400.  —  Malblank,  AnL 
IV.  463  flg.  —  Die  gewillkührten  Austräge  hatten  an  sich  nur  Veibind- 
lichkeit  für  die  Theilnehmer;  sollte  sie  audi  Dritte  (als  Rddiflanstait) 
verpflichten,  so  war  kaiserliche  Bestätigung  nöthig. 
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HL  Gesetzliche  AoBtrftge  (sog.  ,yAiisträge  der  Ord- 
nnng"^),  d.  h.  in  der  Eammergerichsordnung  angeordnete 
Austine)  hatten  nur  A)  Knrfttrsten,  Ftirsten  nnd  Fttrsten- 
mSssige^,  ohne  aUen  Unterschied  des  Standes  des  Klägers^); 
B)  die  Prllaten,  Grafen  nnd  der  nnmittelbare  Beichsadel,  wenn 
der  Klftger  gleichen  oder  höheren  Standes  war®).  G)  Ausser- 
dem war  anerkannt y  dass  auch  die  eigenen  Unterthanen 
eines  LaBdesherm,  welche  über  Missbrauch  der  Eegierungs- 
gewalt  sieh  beklagen  wollten,  in  erster  Instanz  vor  den  Aus- 
tragen ihres  Landesherm  klagen  mussten,  wenn  die  Sache 
niebt  zn  denjenigen  gehörte,  welche  an  sich  unmittelbar  bei 
den  obersten  Reichsgerichten  angebracht  werden  durfte  ^<^). 
Dasselbe  galt  im  Allgemeinen  auch  hinsichtlich  der  Klagen  der 
Unterthanen  gegen  ihren  Landesherm  in  Privatsachen,  da  man 
früher  diese  nicht  scharf  von  Staatssachen  unterschied  ^^). 
Durch  die  Wahlkapitulation  Leopolds  II.  1790  wurden  aber  die 
Klagen,  wdche  die  landesherrliche  Kammer  betrafen,  vor  die 
Landesgerichte  verwiesen*^). 


«)  IMeser  Ausdrack  findet  sich  im  Concept  der  K.-G.-0.  Tbl.  IL  Tu  30. 
nWeftor  ordnen  .  .  .  Wir,  dass  alle  and  jede  Penohnen  and  Sadi^,  die 
der  Kaiserlichen  Juriadietion  ohne  Mittel  onterworfen,  und  darch  sondere 
Aastr&ge  dieser  Ordnung,  oder  andere  PriTÜ^en,  Freiheiten,  Gewill- 
tadoe  nnd  rechtmassige  Gewohnheiten  nicht  aasgenonmien  seynd,  an  Unserm 
KsiMriichen  Gammergericht  Torgenommen  und  gerechtfertigt  werden  sollen. " 

0  unter  F fl r 8 1 e nm  & s  s i  g e n  worden  in  d i e  s e r  Beziehong  nor  wirklich 
gefflrstete  Pr&laten  and  Grafen  verstanden.—  Lei  st,  Staatsr.ft.  145.  Note  L 

*)  Also  auch,  wenn  Borger  oder  Banem  klagten,  die  nicht  Unter- 
tanen der  Forsten  oder  FOrstenmässigen  waren.  E.-G.-0.  l&OO.  Tit  11.  — 
Veigi.  K-G.-O.  1555.  ThL  n.  Tit  4.  §.  18  (s.  onten  Note  10). 

•)  Conceiyt  d.  K..G.-0.  Thl.  H.  Tit  3  u.  5. 

^  K-G.-O.  Thl.  n.  Tit  4.  §.  18;  Concept,  ibid.  §.  21.  „Und  sollen 
«olehe  Austrage  der  Prilaten,  Grafen,  Bitterschaften  und  Städte,  in  aller 
Maasse  wie  abgesetst,  anch  mit  den  Borgern,  Bauern  und  anderen  Unter- 
ättoen  gegen  den  Forsten  und  FOrstenmässigen  Statt  haben'*.  — -  Lei  st, 
Stiatsr.  {.  147.  —  Mitglieder  der  Beidisritterschaft  konnten  in  diesem  Fall 
«ach  bei  der  Ortsaustragalinstanz  (s.  Note  5)  belangt  werden.  >-  Leist, 
Staator.  §•  145.  Note  6.  —  Eerner,  l  c  ü.  410. 

»)  Leist,  Staatsr.  §.  147.  IL 

^  W.-K.  art  XIY.  %  6:  „Wenn  Landst&nde  oder  Unterthanen  widw 
Oare  Obri^eit  in  PriTatsachen,  welche  die  landesforstliche 
Cattmer  asIreiEBn,  Klage  fikhren,  so  sollen  und  wollen  Wir  diese  bei 
ibrea  ordentlichen  Landesgerichten  entscheiden  lassen"  etc. 
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lY.  Die  Reichsgesetze  hatten  Air  die  Bildnng  der  gesetz- 
liehen Aasträge  eine  Reihe  verschiedener  Formen  festgesetst, 
wobei  besonders  anf  den  Rang  nnd  Stand  des  Beklagten  Rttck- 
sieht  genommen  worden  war  ^3).  Da,  wo  die  Ansträgalinstanz 
ans  Standesgenossen  gebildet  wurde,  galt  schon  der  Grandsate, 
dass  der  Beklagte  die  Ansträgalrichter  vorschlägt,  und  der 
Kläger  ans  den  Vorgeschlagenen  die  Auswahl  hat*^). 

V.  Die  Austrage  waren  ftir  diejenigen,  die  als  Beklagte 
ein  Recht  darauf  (ju3  auatraeganmi)  hatten,  als  eine  reichs- 
gesetzliche erste  Instanz  (als  ein  eigentliches  Reichs un ter- 
gericht)  erklärt  <^),  welche  von  dem  Kläger  nicht  umgangen 
werden  durfte^®). 

VI.  Das  Urtheil  sollte  von  der  Austrägalinstanz  binnen 
Jahresfrist  gesprochen  werden,  widrigenfalls  die  Sache  an 
eines  der  höchsten  Reichsgerichte  gebracht  werden  konnte  ^^. 
An  diese  ging  auch  die  Appellation  von  den  austrägalgmeht- 
lichen  Erkenntnissen^^):  eben  dahin  musste  man  sich  auch 
wegen  ihrer  Vollstreckung  wenden  i*). 


«)  Concept  der  K.-G.-0.  Tbl.  U.  Tit  2  bis  5. 

w)  Z.  B.  Concept  der  K.-G.-0.  Tbl.  IL  Tit  2:  „.  ..  soll  der  be- 
Bcbrieben  und  erfordert  GburfOrst,  Fürst  und  FOrstemnäsaige  .  .  .  dem 
Kläger  yier  regierende  Eurförsten,  Fürsten  oder  FürstenmAange,  b*Ui 
geistlich  und  halb  weltlich,  die  nicht  aus  einem  Haus  gebohien  seyn,  üb- 
gefehrlich  benennen,  daraus  der  Kläger  einen  zum  Richter  kiesen  solL'*  — 
Ebendas.  Thl.  11.  Tit  4.  §.  7:  „dass  der  GhurfÜrst,  Fürst  oder  Fflrsteo- 
mässige  drey  unpartheyisdie  Fürsten  benennen,  aus  denen  der  Kläger 
einen  zu  erw&hlen  und  zu  erkiesen  Macht  haben  soll." 

«)  V.  Berg,  1.  c.  §.  49.  —  K.-G.-0.  1495.  §. 28:  „Der  Austragsrichter 
soll  die  Sache  zu  yollführen  schuldig  sein  als  unser  königlicher  oder 
kaiserlicher  Commissariua,  in  Kraft  der  Gommission,  die  wir  als  iL  König 
hiermit  einem  jeden  ertheilt  haben  wollen,  und  soll  derselb  erkoren  Cbm- 
missariua  förderlich  Bechttage  setzen,  in  einer  sein  stat,  ungevärlich,  und 
mit  sampt  seinen  unpartheyschen  R&then  der  Bach  zu  recht  Yeihümiig, 
und  wie  sich  in  Recht  gepüren  würdt,  Entscheid  thun.  —  üebereiDstimmt 
K.-G.-G.  1555.  Thl.  2.  Tit  2.  §.  2;  Goncept  ibid.  §.  1. 

«8)  Siehe  hier  oben  Note  3. 

«')  Concept  der  K-G.-O.  Thl.  IL  Tit  4.  §.  1. 

»)  K.-G.-0.  1495.  §.  28  (siehe  Note  15;  fährt  fort):  „Doch  sd  kein 
Parthey  die  ÄppdlaUon  für  Unser  Königklich  oder  Kayseilich  Camergericht 
benommen  oder  abgestelt  seyn.'* 

*^)  Pütter,  de  ordine  judidario  ab  anstraegis  obserraado;  in  oposc 
rem  jud.  imp.  illustr.  p.  470. 
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Vn.  AnsgeDommen  tob  der  Competenz  der  Aastri^;al- 
iostaDZ  waren  nur  diejenigen  Sachen,  welche  durch  die  Reichs- 
gesetze  ansdrflcklich  schon  in  erster  Instanz  vor  die  höchsten 
Beiefasgerichte  gewiesen  waren  ^). 


§.  102. 
2)  Kaiserliche  Hof-  und  Landgerichte^). 

I.  Nach  der  älteren  Gerichtsverfassung  bestanden  theils 
aof  allen  Reichsdomänen,  theils  in  anderen  unmittelbaren 
Beichsländem^zahb-eichekaiserlicheHof-undLandgerichte^), 
von  wdchen  die  meisten,  deren  Qerichtssprengel  mit  dem  Um- 
fange der  später  entstandenen  landesherrlichen  Gebiete  zusam- 
menfid,  in  die  Hände  der  Landesherren  übergegangen  und  in 
landesherrliche  Gerichte  umgewandelt  worden  waren. 

II.  Doch  erhielten  sich  einige  von  diesen  kaiserlichen 
Hof-  und  Landgerichten  bis  zur  Auflösung  des  deutschen  Reichs 


*)  So  z.  B.  die  Landfriedenahrachsachen ,  BeichafiskalBachen,  Streftig- 
kehen  über  grössere  Reichslehen,  Besitzstreitigkeiten,  Gesuche  und  Mandate 
ane  claundOf  Sachen  der  mitleidenswttrdigen  Personen,  Pfändungen,  Arreste 
und  Bepresaalien  o.  s.  w.    Siehe  oben  §.  99.  —  Leist,  Staatsr.  §.  146. 

*)  Moser,  v.d.  deutsch.  Justizyerf.  1. 1110.  n.  915.  —  v.  Senkenberg, 
T.  d.  k.  Gerichtsbarkeit,  1760.  —  Pütter,  inst  §.  295.  —  H&berlin, 
EUndb. IL  S.  445 flg.  —Leist,  Staatsr. §.  14L  -~  Gönner,  Staatsr.  §.818.— 
Schmid,  Staatsr.  §.  158.  —  y.  Berg,  Grdrss.  der  reichsgerichtl.  Yerfius. 
$.  11.  35  flg. 

*)  K  Hof-  oder  Pfalzgerichte  bestanden  ursprünglich  da,  wo 
kaiaerliehe  Pfalzen  (paUuia)  waren:  Sachsensp.  Ldr.  ID.  62.  $.  1. 
nVif  stede,  die  palenze  heten,  liegen  in'me  lande  to  sassen,  dar  die  Koning 
echte  hoTe  (d.  h.  Gerichtshöfe)  hebben  sal.**  —  Yergl.  meine  deutsche 
Bechtsgesch.  8.  Aufl.  1858.  Thl.  11.  $.  47.  ~  Die  k.  Landgerichte  {judieia 
provmeüitia)  bildeten,  so  lange  die  Gauverfassung  bestand,  die  regelmassige 
lostSDz  Ihr  alle  cousob  nuyares^  insbesondere  für  die  Griminalsachen,  unter 
dem  Vorsitz  des  vom  Kaiser  ernannten  Richters  (judex  ftravineiae,  eome$, 
6nf,  greife  des  Sachsenspiegels).  —  Hinsichtlich  der  Gerichtsbarkeit 
standen  die  Hof-  oder  P&lzgerichte  und  die  Landgerichte  gleich,  Sachsen- 
spiegel Ldr.  HL  64.  §.  6:  „Palenzgreren  unde  landgreven  dingen  under 
konioges  banne,  als  die  greve/^  —  Schon  frohzeitig  finden  sich  Spuren  der 
Yeriegoag  der  Hofgerichte:  Sachsensp.  Ldr.  HL  62.  §.  1:  „Werle  (die 
zweite  Pfalz)  die  is  to  goslere  (Goslar)  geleget. '^ 


236  §•  102.  Kaiserliche  Hof-  und  Landgerichte. 

mit  dem  Charakter  von  Keichsnntergerichten,  obschoD 
ihrFortbestandi  bei  den  seit  demXVI.  Jahrhandert  eingetretraoi 
Yeränderangen,  den  Beichsständen  vielfachen  Anlass  an  Be- 
schwerden gegeben  hatte,  und  nicht  nur  deren  Abscbaffimg 
schon  im  westphälischen  Frieden  angeregt')^  sondern  auch  in 
den  neueren  Wahlkapitulationen  wiederholt  zugesichert  worden 
war*). 

lU.  Zuletzt  bestanden  nur  noch  A)  das  k.  Hof-  und  Land- 
gericht zu  Rothweil}  dessen  Gerichtssprengel  sich  fiber  den 
Schwäbischen,  Fränkischen,  Kur-  und  oberrheinischen  Kreis 
erstreckte^);  B)  das  k.  freie  Landgericht  in  Schwaben,  oder 
k.Landgericht  in  Ober- und  Niederschwaben,  auf  derLeut- 
kircher  Heide  und  in  der  Geptlrs,  zu  Weingarten  mit 
den  ehemaligen  Beichsstädten  Ravensburg,  Wangen  und  Isny 
und  dem  Flecken  Altorf  als  Mahlstätten,  im  Pfandbesitze  des 
Hauses  Oesterreich^);   G)  das  k.  Landgericht  des  Boiggraf- 


')  J.  P.  0.  art  V.  §..56:  „Denique  com  etiam  de  abolendis  curia  Im- 
periali  Rottwilae,  jndidis  proTindalibns  Sneviae  et  aliis  hinc  inde  per 
Imperium  hactenus  ositatiB  mentio  iigecta  fuerit,  resque  haec  grarioria  Tisa 
Sit  momenti,  de  hia  quoque  ulterior  deliheratio  ad  prozima  Gomitia  comina 
esto  .  .  .«* 

«)  W.-K.  art.  XVm.  §.  8. 

■)  Mauritius,  de  jud.  BothwiL  Kil.  1666;  in  opusc.  p.  568;  und  in 
Fritsch,  Yar.  exerc.  jur.  pnbl.  n.  229.  —  Kreuter,  de  jud.  caes.  aoL 
BothwiL  Argent.  1780.  —  Blum,  de  jud.  cur.  imp.  BothwiL  in  append. 
conmient  de  jud.  cur.  imp.  germ.  p.  137.  —  E.  Eonrad  m.  soll  1116 
eine  Ordnung  dieses  Gerichts  gemacht  haben:  s.  dieselbe  in  Lünig,  B.  Ardi. 
Cent.  n.  Part  gen.  p.  94;  1496  wurde  dasselbe  von  E.  Maximilian  L 
bestätigt:  Lünig,  B  Arch.  Cont  ü.  zweiter  Forts,  p.  714.  —  Seine 
neueste  Ordnung  durch  E.  Maximilian  IL  a.  1572  s.  bei  Sch{inaus8, 
p.  281  flg.  —  Das  Hoirichteramt  hatten  erblich  die  Grafen  von  Sulz;  nach 
deren  Aussterben  (1687)  erhielten  es  die  Fürsten  yon  Schwarze nberg. 
Nach  der  H.-G.-0.  y.  1572  soüte  dieses  Gericht  ausser  dem  Hofriditer  mit 
dreizehn  Beisitzen  aus  dem  Stadtrath  zu  Bothweil  besetzt  sein;  es 
waren  jedoch  gewöhnlich  weniger.  Es  sprach  auch  in  peinUchen  Sacheo 
und  nahm  auch  Appellationen  an. 

«)  J.  P.  de  Ludewig,  de  Sueviae  tribunali  etc.  Hai.  1725.  —  (J.  R. 
Wegelin),  Gründlicher  Bericht  y.  d.  k.  u.  Beichsyogtei  in  Schwaben  1756b 
—  Dessen  neueste  Gerichtsordnung  y.  1618  s.  bei  Ludolf,  Collect  statator. 
8. 307.  —  J.  A.  Bürkhle,  des  fireien  k.  L.-Gmcht8  in  0.-  u.  N.-Sdnraben 
gerichtl.  Frocess.  Frkl  1742.  U  Bde.  —Man  beschwerte  sich besonden  w^gen 
der  Einfthrung  yon  Stempelp^^  an  diesem  Gerichte,  and  wefl  Kaiser 
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tiaans  Nftrnberg  zaAnspach;  es  war  im  Lehensbesitze  der 
Markgrafen  yon  Brandenburg  and  wurde  von  diesen  besetzt^; 
D)  das  k.  Landgericht  des  Herzogthums  Franken  zu  Wttlrz- 
barg^)  und  E)  das  k.  Landgericht  zu  Bamberg.  Diese 
beiden  k.  Landgerichte  wurden  von  den  Bischöfen  zu  Würz- 
baig  und  Bamberg  besetzt  und  waren  zuletzt  auf  das  Oebiet 
dieser  geistlichen  Ftirstenthümer  beschränkt;  bei  der  Säku- 
larisation kamen  sie  an  Bayern. 

IV.  Die  k.  Hof-  und  Landgerichte  hatten  als  Reichsunter- 
geridite  Gerichtsbarkeit  über  Reichsunmittelbare  und  Mittelbare 
innerhalb  ihres  Sprengeis,  und  zwar  a)  concurrirende  Gerichts- 
barkeit mit  den  höchsten  Reichsgerichten ,  wo  diese  in  erster 
Instanz  zuständig  waren;  b)  concurrirende  Gerichtsbarkeit  mit 
den  landesherrlichen  Gerichten,  sofern  nicht  das  Land  das  prir 
mliffium  de  non  evoeando  hatte.  In  diesen^.  Fällen  entschied  daher 
die  Prävention®),  c)  Sie  konnten  auch  Beschwerden  über  ver- 
zögerte  und  verweigerte  Justiz  annehmen,  d)  Von  den  Erkennt- 
nissen dieser  k.  Hof-  und  Landgerichte  ging  die  Appellation 
an  die  höchsten  Reichsgerichte  ^^). 


Kvl  Y.  die  AppeUationen  yon  dessen  Erkenntnissen,  statt  an  die  Beichs- 
gerichte,  nach  Insbmck  verwiesen  hatte.  Die  Beisitzer  worden  aus  den 
Baihsgliedem  nnd  Bürgem  der  Mahlst&dte  genommen. 

^  J.  EL  Hagen,  de  jndido  caes.  proy.  Norico.  Baruth.  1677.  — 
G.  F.  Jange,  nnnmatössL  Grondyeste  der  Hoheit  des  k.  Landgerichts,  Burg- 
gnfiliiuiis  Nttmbeig,  1759.  —  Ordnung  des  Kampfgerichts  des  Burggrafth. 
Nfirnbeig;  dessen  Miscell.  I.  161.  —  Lndolf,  coli,  stat  p.  1. 

^  £ine  Kampfrechtsordnung  des  Herzogthums  Franken  aus  dem  XY. 
Jahriuindert  s.  bei  Goldast,  Reichssatzungen  (1712)  I.  8.  338.  —  Bischof 
Johann  Gottfridt  erliess  1618  eine  Landgericbtsordnung.  Gedruckt 
Worsboig  161&  foL;  —  auch  in  Ludoif,  obs.  yar.  HL  p.  1.  —  Die 
Appellation  ging  (L.-G.-0.  Tbl.  H.  Tit.  88)  an  das  biach<yfliche  Ho^richt, 
und  von  diesem  erst  an  die  höchsten  Beiehsgerichte. 

*)  W.-K.  art  XVm.  §.  9.  11  yerspricht  ausdrttcklidi  den  Schutz  der 
Exemtionspriyil^en  (siehe  oben  §.  93.  Note  19). 

^)  W.-K  art  XYm.  §.  10.  —  Doch  wurde  dies  nicht  überall  beob- 
labtet  (siehe  hier  oben  Note  5  und  8).  —  Auch  wurde  mitunter  das  k. 
Uadgeiieht  selbst  als  Appellationsinstanz  benutzt  Ausdrücklich  erbiubt 
z.  &  die  Wflrzbmger  k.  L.-G.-0.  y.  1618.  ThL  U.  Tit  38  yon  den  ünter- 
seriditea  des  Stifts  dahin  zu  appelliren. 
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§.  103. 
Die  Landeshoheit.   BegriflF  und  Wesen  ^). 

L  Fttr  die  Begierongsgewalt,  welche  dem  Landeshenseher 
(der  ^jLandesobrigkeit^')  als  ein  in  eigenem  Namen, 
jedoch  mit  Unterordnung  nnter  die  Reichsstaatsgewtk , 
anszntlbendeB  Recht  in  den  einzehien  Territorien  zustand,  war 
alhnählig  die  Bezeichnang  Landesherrlichkeit  oder  Lan- 
deshoheity  hohe  Landesobrigkeit,  jus  terriumaley  oder 
auch  (in  grösseren  Territorien)  Landesftirstlichkeit  ge- 
bräuchlich geworden^). 


0  Moser,  von  der  Landeshoheit  der  deutsdien  Reichasttiide  über 
haupt,  1773;  ders.  von  der  deutschen  Beichsst&nde  Landen,  deren  Land- 
standen,  ünterthanen  etc.  1769;  ders.  Zusätze  z,  neuen  Staatsr.  Bd.  TL 
S.  661  flg.;  und  im  Einzehien  dessen  Schriften:  von  der  Landeshoheit  in 
Regierungssachen,  in  Justizsachen,  in  Militärsachen  1772;  in  Gameralsachen: 
in  Polizeisachen ;  in  Gnadensachen;  in  Steuersachen ;  un  Geistlichen;  sänuntlkli 
1773.  —  Pütter,  Beitr.  1777.  Thl.  I.  Nr.  VI  flg.XVüflg.  —  Ch.  H.  Biener. 
de  natura  et  indole  dominii  in  territorüs  Germaniae  eiusdemqne  effectibas. 
1780.—-  Posse,  üher  das  Staatseigenthum  in  den  deutschen Reichslanden 
Rostock  u.  Leipzig  1794.  —  K.  S.  Zachariä,  Geist  der  deutsdien  Teni- 
torialyer&ssung,  Leipzig  1800.  >-  t.  Eppeln,  über  das  Prindp  der  deut- 
schen Territorialverfassung,  Begensburg  1803.  —  Gdnner,  Programm  Ober 
das  rechtliche  Prindp  der  deutschen  Territorialverfieissung,  Landahut  1804.  - 
Siehe  auch  Pütter,  inst  §.  2a  116.  —  Lei  st,  Staatsr.  §.  20  flg.  - 
Gönner,  Staatsr.  §.  226  flg.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  168.  —  Meine 
deutsche  Rechtsgesch.  a  Aufl.  1858.  ThL  n.  §.  53  u.  77;  und  insbesondere 
meine  AltertfaOmer  des  deutsch.  Reichs  u.  Rechts  (1860)  Bd.  L  S.  7O-106> 
Bd.  n.  S.  8-Ö7. 

s)  Der  Ausdruck  „DomM  ierras**  für  die  politischen  Territorialheneo, 
welchem  zunächst  die  Bezeichnung  „Landherren  oder  Landesherren 
nnd  Landesherrlichkeit''  entspricht,  findet  sich  sdion  in  der  (9ben 
bei  den  Grundgesetzen  des  deutschen  Reichs,  §.  78. 1.)  erwähnten  Ooiutüuäo 
Friderici  IL  (ütin.)  a.  1232;  der  Ausdruck  „jW  tmrüonale*'  findet 
sich  im  J.  P.  0.  art  YIII.  §.  1,  woför  in  der  deutschen  Uebersetzung  Hhohe 
Landesobrigkeit''  steht,  woraus  die  Form  „Landeshoheit"  her- 
voiging.  Gleichbedeutend  ist  „ju$  terrüorü  et  mspenorikUis "  in  J.  P.  0. 
art  y.  §.  30  (s.  unten  Note  4).  —  Offidell  gebraucht  den  Ausdnu^  Lan- 
deshoheit die  W.-K  1792.  art  L  §.  8;  XY.  §.a  Der  Ausdruck  „Landes- 
obrigkeit, landesherrliche  Obrigkeit"  wurde  bald  in  subjek- 
tivem Sinne,  bald  in  objectivem,  gldchbedeutend  mit  Landeshoheit, 
gebraucht    W.-K  art.  XV.  §.  1;  vergl.  mit  art  XDL  $.  6. 
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n.  Die  Bedite^  welche  man  unter  diesem  Namen  znsam- 
menfasste,  waren  weder  zn  allen  Zeiten,  noch  in  allen  Terri- 
torien ganz  dieselben;  sie  konnten  auch  nicht  logisch  ans 
einem  Prindpe  abgeleitet  werden  nnd  wurzelten  häufig  in 
sehr  yeischiedenen  yon  einander  unabhängigen  KechtstiteLn '). 
Abgesehen  davon,  dass  die  Landesherren  fortwährend  mit  OlnÄ 
bestrebt  waren,  ihre  politischen  Befugnisse  zu  vermehren^), 
80  stand  natnrgemäss  der  Umfang  der  landesherrlichen  Be- 
gieningsrechte  mit  der  Grösse  der  Länder  im  Verhältnisse, 
da  kleine  Gebiete,  namentlich  in  Bezug  auf  Gesetzgebung, 
Geriehtsbarkeit,  Polizei-,  Finanz-  und  Militärwesen  keine  so 
umfassende  territoriale  Begierungsgewalt  erforderten  oder  yer- 
tragen  konnten,  wie  diese  in  den  grösseren  Gebieten  unent- 
behrlich war^). 


')  Aus  diesem  Gnmde  enthalten  auch  die  Beichsgrundgesetze  keine 
Begrifisbestinunung  der  Landeshoheit,  sondern  sprechen  immer  nur  von 
den  wohlerworbenen  und  hergebrachten  Freiheiten,  Bechten  u.  s.  w.  der 
Fürsten  und  St&nde,  welche  gegen  kaiserliche  Entziehung  und  Eingriffe 
sicher  gestellt  werden  sollen.  Yergl.  die  Const  Friderici  II.  (Utin.) 
k  1232.  ^ünasquisque  prindpum  libertadbus,  Jurisdictionibns,  Gomita- 
tilms,  Dentis,  siye  liberis  sive  infeodatis,  utatur  quiete,  secundum  terrae 
soae  consnetadinem  approbatam.''  —  J.  P.  0.  art  YUL  §.  1  (s.  §.  77. 
Kote  14).  —  W.-K  art  L  §.  9:  „Sollen  nnd  wollen  anch  KurfOrsten, 
Fünten  und  Ständen,  die  unmittelbare  freie  Beichsritterschaft  mit  ein- 
geseblooen,  ihre  Begalien,  Obrigkeiten,  Freiheiten,  Privilegien  . . .  in  be- 
stlndiger  Form  confinniren,  üe  anch  dabei  handhaben  nnd  schütsen.'*  — 
Erst  in  der  W.-K  Leopolds  II.  (1790)  und  Franz  IL  (1792)  wurden 
zDm  entenmale  in  den  Text  art  L  §.  8  die  Worte  Landeshoheits-  und 
BegiernngB-  Sachen  als  einen  Gattungsbegriff  bezeichnend  ein- 
geschoben.   Siehe  diese  Stelle  im  §.  77.  Note  14. 

*)  So  wurde  den  Landesherren  im  westphftlischen  Frieden  J.  P.  0. 
tft  ym  {.  2  (s.  §.  77.  Note  13)  das  Recht  der  BOndnisse  unter  sich  und 
mit  «QswSrtigen  Staaten  (somit  also  auch  das  Gesandtschaftsrecht)  beigelegt, 
und  eben  daselbst,  art  Y.  §.  30,  war  ausdracklich  erklArt  worden,  dass 
t«<3  eommmd  per  totum  Imperium  haetemiu  ueüata  praxi^^j  auch  das  ^Jua 
rrfonnandi  exereUktm  reUgionü*'  den  Landesherren  als  Ausfluss  ihrer 
limdeahoheit  (cum  jure  terrüarü  et  euperiorüaUa)  zustehe. 

^)  So  z.  B.  hatten  nicht  alle  Reichsritter  in  ihren  kleinen  reichsfreien 
Gebieten  die  Giiminaiynrisdiktion  und  den  Blutbann.  Kern  er,  reichs- 
rittenehaÜL  Stai^r.  ThL  L  S.  252  flg.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  166. 
Manche  wollten  desshalb  den  Reichsrittem  nur  eine  Landesherrlich- 
keit, aber  keine  Landeshoheit  beilegen  (s.  bes.  Leist,  Staatsr.  (1.  Aufl.) 
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m.  Man  pflegte  in  der  Landeshoheit  mehrere  Klaasen 
Ton  Bechten  zu  unterscheiden:  1)  die  Regalien,  welche 
der  Landesherr  vom  Kiiiser  und  Beich  zn  Lehen  trug,  wie 
die  Gerichtsbarkeit  in  ihren  verschiedenen  Arten ,  die  Graf- 
schaft, das  Herzogthom  oder  Fttrstenthmn,  nrsprflnglich  in 
der  Bedeutnng  als  Amt,  sogenanntes  Fürstenamt^),  den  Heer- 
bann, das  damit  zusammenhängende  Besteaerungsrecht,  jus 
coUectandi;  das  Zollrecht,  das  Mttnzrecht,  den  Wildbann,  die 
Bergwerke  und  andere  singulare  Privilegien,  wie  sie  z.  B.  m 
der  pfalzgräflichen  Comitive  lagen'');  2)  lehenherrliebe 
Bechte,  als  die  durch  den  Geburtsstand  oder  dnrch  die  er- 
langte Beichs-  oder  landesherrliche  Wttrde  (wie  z.  B.  bei  dai 
Bischöfen  und  Prälaten)  bedingte  Befugniss,  ritterliche  Lehens- 
leute zu  haben  und  mit  ihnen  den  Beichskriegsdienst  zn  Idsten; 


§.  46).  Allein  es  war  dieses  ein  reiner  Wortstreit,  da  an  sich  Landes- 
herrlichkeit  und  Landeshoheit  gleichbedeutend  sind  (s.  oben  Note  2) 
und  dadurch,  oh  man  den  Reichsrittem  Landeshoheit  beilegte  oder  nicht, 
an  der  Sache  weder  in  Bezog  auf  ihre  Gebiete  noch  in  Bezug  auf  ihre 
Stellung  zu  anderen  Landesherren,  das  Mindeste  geändert  wurde.  Qönner, 
Staatsr.  §.  265,  bezeichnet  daher  die  Regierungsgewalt  der  Reichsritter  in 
ihren  Gebieten  als  einen  „Inbegriff  von  Rechten,  welche  der  Landeshoheit 
ganz  analog  ist"  —  Auch  Messen  die  ihrer  Regierung  unterworfenen 
Personen  ihreünterthanen,  tubditi,  wie  die  Mittelbaren  IndenLftndeni 
der  Reichsst&nde  (J.  P.  0.  art.  Y.  §.  28;  s.  §.  105.  Note  28).  —  Ausdrflck- 
lich  gewährleistet  die  W.-E.  art  I.  §.  2  den  Reichsrittem  die  ErhAltong 
bei  ihren  „Hoheiten'',  wie  den  Reichsständen  (siehe  §.  77.  Note  14). 
S.  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit  (1853)  §.  7a  — 
Leibnitz,  in  der  Schrift  Caesarinus  FürHmerius^  de  jure  mprmnaius 
ac  legatiome  principum  GermanUxey  1677,  unterschied  jus  eupnmaitu 
(Landeshoheit  im  höheren  Sinne)  als  ,  Ju«  educendi  mäüem  et  patttie^^iemdi 
negotia  publica  Europae*'  und  nahm  diesen  Supremahu  f&r  die  grösseren 
Reichsf&rsten  in  Anspruch,  im  Gegensatze  der  zunächst  auf  Gerichtsbukeit 
und  innere  Administration  beschränkten  Landesherrlichkeit,  superiarüae  ierri- 
toriaUs,  Landesobrigkeit  oder  Landeshoheit  im  niederen  Sinne  der  kleineren 
Landesherren,  welchen  er  das  Recht,  Truppen  zu  halten,  nur  in  dem  Um- 
&nge  zusprach,  als  nothwendig  sei,  um  die  ünterthanen  im  Gehorsam  gegei 
die  Gesetze  zu  erhalten.  VergL  Pütt  er,  Lit  L  249.  Allein  dies  alles  hat 
auf  den  Begriff  und  das  rechtliche  Wesen  der  Landeshoheit  keinen  £Sn- 
fluss. 

<)  Fürstenamt,  so  bezeichnet  ausdrücklich  der  Schwaben  Spiegel 
(v.  Lassbeig)  c  139  das  Herzogthum  oder  anderes  Fürstenthum« 

7)  Siehe  oben  §.  85.  YIH.  IX. 
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3)  schatzherrliche  Rechte,  d.  h.  solche,  welche  eigent- 
Geh  in  der  Omnd-  oder  Vogteiherrlichkeit  wurzelten,  aber  vom 
Landesherm  eben  darum  ausgeübt  wurden,  weil  er  zugleich 
der  Gnmdherr  oder  Vogteiherr  war;  und  4)  «die  sog.  landes- 
herrlichen Kegalien,  d.  h.  nutzbare  Rechte,  welche  sich 
der  Landesherr  nach  dem  Landesbrauch  oder  Landesgesetzen 
ausschliesslich  beilegte^). 

lY.  Da  der  Landesherr  mitunter  nicht  alle  gewöhnlich 
in  der  Landeshoheit  liegenden  Rechte  hktte,  wie  z.  B.  wenn 
die  Criminalgerichtsbarkeit,  die  sog.  Zentgerichtsbarkeit  oder 
der  Blutbann ^)  einem  anderen  Herrn  zustand,  so  unterschied 
man  vollständige  und  unvollständige  Landeshoheit^^). 
Es  fehlte  daher  nicht  an  Landeshoheitsstreitigkeiten,  die,  ab- 
gesehen von  den  zahlreichen  Versuchen  der  Selbsthilfe  und 
den  dadurch  veranlassten  Fehden  und  Kriegen,  zu  unzähligen 
ond  weitläufigen  petitorischen  und  possessorischen  Processen 
Vcntnlassung  gaben  und  zu  deren  Beurtheilung  sich  die  Publi- 
dsten  m  der  Aufstellung  und  Bestreitung  von  Vermuthungs- 
grflnden  fiberboten  "). 

V.  Geschichtlich  hat  sich  die  Landeshoheit  hauptsächlich 
ans  der  höheren  Gerichtsbarkeit  und  zwar  auf  zweifache 


*)  Siehe  unten  §.  541. 

^)  Mitunter  wurde  sogar  die  Zentgerichtsbarkeit  ondderBlat- 
bann  Ton  einander  unterschieden  und  von  verschiedenen  Herren  in  An- 
sprach genommen.  Siehe  meine  Alterthümer  des  deutschen  Beichs  und 
Rechts  Bd.  n.  (1860)  S.  54,  —  Siehe  Aber  die  CriminaUurisdiktion  noch 
bier  unten  Note  19. 

**)  So  z.  B.  war  in  Franken  die  Landeshoheit  nicht  ein  „complexua 
ornmum  regaUum^\  sondern  nur  y,po8sessio  quorundum  regaUum  endnen- 
Mmarum'',  wohin  man  dort  nur  die  Fraisch  (Criminayurisdilrtion),  den 
Wildbann  u.  das  Landgericht  rechnete.  Schnei  dt,  Thesaurus  jür  Franc. 
Abschnitt  L  Heft  18.  S.  3291. 

11)  Ausser  dem  Besitze  der  hohen  Gerichtsbarkeit,  welcher  immer 
^  der  st&rkste  Beweis  der  Innehabung  der  Landeshoheit  galt,  rechnete 
man  hierher:  die  Grundherrlichkeit  oder  das  Eigenthum  an  einem  Orte, 
die  Lage  des  Ortes,  die  Erhebung  von  Steuern  oder  Ausflbung  des  jus 
ccikctandi;  die  Ausflbung  des  ju8  circa  sacra  oder  des  jus  reformcmdi 
(siehe  unten  Note  19);  die  Leistung  eines  homoffium  durch  die  Einwohner; 
das  Eischeinen  der  Ritter,  Prälaten  und  St&dte  auf  den  forstlichen  Land- 
tagen. D.  G.  S trüben,  vom  Beweis  der  Landeshoheit,  in  dessen 
Xebenstunden,  Bd.  IV.  AbhandL  XXV.  S.  142. 

Z5pn,  Btulvecht.  ft.  Aiifl.  I.  16 
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Weise  entwickelt ,  indem  1)  eines  Theils  auf  dieselbe,  wo  sie 
durch  Grafen,  Herzoge  and  Fürsten  nrspriinglich  als  Beichs- 
beamte  verwaltet  wurde,  allmählig,  und  zwar  vielfach  oiiter 
Einflüssen  des  Feudalismus/  der  patrimoniale  Charakter  der 
Erblichkeit  ttbertragen,  oder  auch  sie  bleibend  (wie  eis 
Patrimonium)  geistlichen  und  weltlichen  Gorporationen  ver- 
liehen worden  war;  und  2)  anderen  Theils  die  Gran dherren 
oder  Landesherren  im  älteren  Sinne  häufig  durch  kaiserliche 
Verleihung  eine  höhere  Gerichtsbarkeit  als  die  blos  vogteiliche 
oder  Niedergerichtsbarkeit  bleibend  erwarben  i'). 

VI.  Hieraus  erklärt  sich,  wie  sich  seit  dem  Xm.  Jalir- 
hundert  ein  neuer,  höherer,  rein  politischer  Begriff  tod 
Landherrlichkeit  oder  Landesherrlichkeit,  nämlich 
im  Sinne  von  Landeshoheit  oder  Landesfbrstlichkeit  bfldcD 
konnte  und  musste^^),  und  wie  seitdem  auch  die  Ausdrücke 
y^Zwing  und  Bann,  hohe  und  niedere  .Gerichte^S 
oder  „alle  Gerichte",  die  alten  Synonyma  von  Gerichts- 
barkeit, fttr  völlig  gleichbedeutend  mit  dieser Landeshenlich- 
keit  oder  der  Landeshoheit  geachtet  werden  mussten^^),  und 
zwar  um  so*  mehr,  als  nicht  nur  die  kaiserlichen  Lehenbriefe 
jene  älteren  Bezeichnungen  beibehielten  und  fortwährend  aus- 
schliesslich gebrauchten^^),  sondern  auch  das  politische  Terri- 


«)  Yergl.  oben  §.  39;  meine  deutsche Rechtsgesch. 3.  Aufl.  185a  TE  E 
§.  &3';  und  besonders  meine  AlterthOmer  des  deutschen  Reichs  u.  BechtE, 
1860.  Bd.  L  S.  70  flg.;  Bd.  IL  S.  8  flg.  —  Im  Wesentlichen  das  Bichtige 
erkannte  schon  D.  G.  Struben,  vom  Ursprung  der  Landeshoheit,  in 
dessen  Nebenstunden  Bd.  lY.  Abhandl.  XXTT.,  indem  er  den  üispnia; 
der  Landeshoheit  in  die  Erblichkeit  der  hohen  Grerichtsbai^eit  im  Linde, 
und  in  den  allmfthligen  Ausschluss  der  concurrirenden  kaiserlichen  Joris- 
diktion  setzt 

*^)  Ueber  die  Entstehung  der  zweifeM^hen  Bedeutung  von  Landherr 
als  Grundherr  und  Landesherr,  Landherm  der  Forsten  und  Landhem 
des  Kaisers,  und  die  allmählige  Feststellung  des  Ausdrucks  Landesherr 
für  den  politischen  Territorialherm,  siehe  meine  AlterthOmer  des  deutsch. 
Reichs  und  Rechts.  Bd.  L  (1860)  S.  71  flg.  86  flg.  91->96.  —  üeber  des 
unterschied  von  Landesherrlichkeit  (Landeshoheit)  und  Grundherrlichkeit: 
ebendaselbst,  Bd.  n.  (1860)  S.  35  —  37.  —  Siehe  auch  hier  obes 
§.  39.  IV.  und  die  daselbst  Note  10  angeführten  Schriften;  besonders  Posse, 
vom  Staatseigenthum  in  den  deutschen  Reichshuiden,  1794.  S.  27.  33  flg. 

««)  Meine  AlterthOmer  des  deutschen  Reichs  u.  Rechts,  1860.  Bd.  I.  S.3& 

»)  Ebendaselbst,  Bd.  IL  S.  35--37. 
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toriom,  eben  so  wie  ein  gutsherrlicher  Bezirk,  ein  ,yLand'' 
war  und  hieBs^^),  nnd  überdies  die  Grondherrlichkeit  oder 
Landherrlichkeit  im  alten  Sinne  und  die  hohe  Obrigkeit  oder 
Landhenrlichkeit  im  neueren  Sinne,  wenn  anch  nicht  allgemein, 
doch  sehr  häufig,  namentlich  in  den  zahlreichen  kleinen  Terri- 
torien in  einer  Hand  vereinigt  waren  ^^. 

Vn.  Diesem  geschichtlichen  Entwickelungsgange  ent- 
sprechend, blieb  auch  in  der  späteren  Zeit  bis  zur  Auflösung 
des  Reichs  die  Gerichtsbarkeit  das  wesentlichste  Recht  in 
d^  Begriffe  der  Landeshoheit,  ohne  welches  sie  nie  gedacht 
werden  konnte,  und  zwar  durfte  nicht  nur,  sondern  sollte 
sogar  jeder  Landesherr,  wo  nicht  die  Kleinheit  des  (jcbietes 
es  nnmöglteh  machte,  Gerichte  zweier  Instanzen  für  bürger- 
liche Rechtsstreitigkeiten  (Untergericht  nnd  Obergericht)  haben  ^^). 
DieZent-  oder  Criminalgerichtsbarkeit  oder  der  Blut- 
bann in  einem  Gebiete  durfte  aber  flir  sich  allein  nach  aus- 
drücklicher Vorschrift  des  westphälischen  Friedens  nicht  als 
ein  Beweis  der  Landeshoheit  ttber  dasselbe  betrachtet  werden  ^^), 


**)  Ebendaselbst,  Bd.  IL  S.  31.  —  Land  und  Leute  kann  daher 
ebensowohl  ein  Gut  mit  den  dazu  gehörigen  Hintersassen  oder  Zinsleateo, 
als  wie  ein  politisches  Territorium  und  die  politischen  Ünterthanen  be- 
zeichnen; übrigens  war  die  erstere  dieser  beiden  Bedeutungen  in  der  Beichs- 
zeit  weitaas  die  aberwiegende.  Ebendaselbst,  Bd.  L  8.  106  flg.  191 
213;  Bd.  IL  57  flg.  73.  82.  108.  112. 

«^Ebendaselbst  Bd.  L  S.  123  flg.;  324. 

")  Deput-Abschied  yon  1600.  §.  15.  —  Leist,  Staatsr.  §.  155.-- 
Gönner,  Staatsr.  §.  324,  und  besonders  dessen  Handbach  des  gemeinen 
deatschen  Proc.  Bd.  m.  Abhdl.  37.  —  Schick,  Aber  das  reichsständische 
Instanzenreeht,  Giessen  1802.  —  Wo  die  L&nder  zu  klein  waren,  um  em 
Obexigericht  (Ho^richt)  einzurichten,  half  man  durch  Aktenv  ersendung 
an  JnristenÜBLkult&ten  oder  SchdffenstOhle ,  oder  liess  die  Berufung  an  ein 
i^&iseriiches  Hof-  oder  Landgericht  zu.  Die  dritte  Instanz  galt  als  kaiser- 
Hches  Recht,  und  konnte  nur  kraft  besonderer  kaiserlicher  Erlaubniss 
{prwüeffium  de  nan  a^ppeUando,  s.  oben  §.  93.  Note  19)  von  den  Landes- 
herren m  ihren  Staaten  eingerichtet  werden.  Diese  Grundsätze  bestätigte' 
Mfidrttcklich  der  iL-D..H.-S.  vom  25.  Februar  1803.  §.  27.  „Sie  (d.  h.  die 
codi  flbrigen  Beichsstädte)  gemessen  in  dem  ganzen  umfange  ihrer  respec- 
tiven  Gebiete  die  Yolle  Landeshoheit  und  alle  Gerichtsbarkeit; 
jedoch  der  AppeUatioA  an  die  höchsten  Reichsgerichte  unbeschadet 

^)  J.  P.  O.  art  Y.  §.  44:  „Sola  criminalis  jurisdictio,  Gentgericht, 
Bolmnqae  jos  gladii  et  retentionis,  patronatus,  filialitatis.  neqne  coigunctim 
neque  divisun/i«  r^ormandi  tribuunt.'4  —  VergL  ibid.  art  V.  §.  42:  „A 
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weil  von  alten  Zeiten  her  die  Zuständigkeit  der  Giiminil' 
gerichtsbarkeit  sehr  häufig  auf  ganz  spedeller  VerieihuDg 
beruhte  2«). 

VIII.  Da  die  Gerichtsbarkeit  (JuriadicHo)  nach  dem  Geiste 
des  alten  deutschen  Rechts  an  sich  nicht  auf  den  Begriff  der 
blosen  ßechtsprechung  beschränkt  war,  sondern  auch  das  Recht 
der  Vollziehung,  und  somit  auch  das  Recht,  Verordnungen 
zu  erlassen,  enthielt ^0 9  ^^^  ohnehin  der  Unterschied  yo& 
Gesetzen  und  landesherrlichen  Verordnungen,  namendich  k 
den  Ländern,  wo  keine  Landstände  bestanden,  wenig  Beaclh 
tung  fand,  so  trug  man  kein  Bedenken,  auch  das  Recht  der 
Landesge setz  gebung  als  in  der  Landeshoheit  begriffen 
anzuerkennen.  Daher  beanspruchten  die  Reichsgesetze  seibat 
häufig  nur  eine  ergänzende  und  aushilfsweise  Bedeutung,  so- 
fern dem  Geiste  ihrer  Bestimmungen  nicht  bereits  dureh  die 
Gesetzgebung  oder  Praxis  der  einzelnen  Länder  entsprochen 
sei^^).  Doch  blieb  immer  der  Grundsatz  anerkannt,  dass  keine 
landesherrliche  Gesetzgebung  oder  Verordnung  absolut  gebie- 
tenden oder  verbietenden  Reichsgesetzen  widersprechen  dürfe '^). 

IX.  In  der  letzten  Zeit  des  Reichs  wurde  die  Landeshoheit 
allgemein  als  eine  eigentliche,  wenn  gleich  nicht  völlig  souve- 
raine,  und  theils  durch  die  Reichsverfassung,  theils  durch  die 
Rechte  der  Landstände  und  anderer  Unterthanenklassen  vielfaeb 


sola  quaütate  feudali  vel  snbfeadali  .  .  .  jus  reformandi  non  dependet'* 
(Das  jtu  reformandi  (siehe  unten  §.  531)  wurde  nämlich  als  in  der  Lan- 
desherrlichkeit  begriffen  gedacht). 

^y  So  z.  6.  war  namentlich  in  den  Gebieten  der  Beichsritter  ioä\ 
selten  die  Oriminalgerichtsbarkeit,  oder  doch  der  sogenannte  Blatbaan. 
d.  h.  das  Recht,  Todesurtheile  vollziehen  zn  lassen,  einem  benachbarten 
Beichsstande  verliehen.    Siehe  oben  Note  ö. 

«0  Siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  IL  §.  47. 

•*)  So  schliesst  z.  B.  selbst  die  Vorrede  der  peinlichen  Geiichta- 
ordnung  K.  Karls  V.  v.  1532  mit  den  Worten:  „Doch  woUen  Wir  duiüi 
diese  gnedige  erinnerung  Churfarsten ,  Ftkrsten  und  Stenden  an  jren  ahea 
wohlerbrachten  rechtmessigen  und  billichen  gebreuchen  nichts  benommen 
haben. ^*  —  S.  meine  Ausgabe  der  peinlichen  Gerichtsordnung  K  Karls  V. 
nebst  der  Bamberger  und  Brandenburger  Halsgerichtsordnung  und  den  bekieD 
Projecten  der  Carolina  von  1521  und  1529.   Heidelberg  1842,  8.  214. 

M)  Pütter,  inst.  §.  225.  —  Leist,  Staatsr.  §.  109.  H.  —  Gönner, 
Staatsr.  §.290.  —  Silberrad  (resp.  Scheid)  de  potestate  statuum  hnp. 
leges  in  territorio  ferendi  recessibus  Imp.  contrarias,  1756. 
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beschrSnkte  Staatsgewalt  betrachtet,  daher  man  aneh  den  Landes* 
herren  alle  Regierangsrechte  beilegte ,  welche  nicht  nach  der 
Reichgyerfassnng  dem  Kaiser  oder  dem  Reichstage  besonders 
Torbehalten  und  zugewiesen  waren  ^). 

X.  Die  Landeshoheit  worde  ihrem  geschichtlichen  Ursprünge 
gemäss  wie  alle  Gerichtsbarkeit  als  eine  Bewilligung  der  Reichs- 
regiernngsgewalt  überhaupt  betrachtet ^^).  Bei  den  reichs- 
lehnbaren  Territorien  war  die  Yerleihnng  der  Landeshoheit 
(des  Zwinges  und  Bannes^  der  hohen  und  niederen  oder  aller 
Gerichte)  stets  mit  der  kaiserlichen  Belehnnng  (Investitar)  mit 
dem  Lande  verbanden  and  darin  begri£Pen.  Aber  auch  bei 
den  allodialen  Territorien  war  eine  kaiserliche  Verleihung 
der  Begiemngsrechte  {regalia)  oder  eine  Bestätigung  derselben 
in  der  Form  einer  Belehnung  (Investitar)  nothwendig^*).  Der 
allodiale  Charakter  des  Landes,  d.  h.  derGrundherrschaftin 
demselben,  wo  sie  dem  Landesherm  an  seinem  ganzen  Herrschafts- 
gebiete oder  in  Theilen  desselben,  wie  z.  B.  an  seinen  Domänen, 
oder  den  Hochkirchen  an  ihren  Gütern  und  Herrschaften  regel- 
mässig zustand,  wurde  dadurch,  dass  die  Landeshoheit  darüber 
reichslehnbar  war,  in  keiner  Weise  verändert*'').    Ueberdies 


**)  Siehe  oben  §.  77. 85.  —  Dies  soUte  auch  die  vielfach  missverstandene 
Paiömie  ausdrucken:  „Jeder  Herr  ist  Kaiser  in  seinem  Lande'S  oder: 
^qnilibet  Status  tantom  potest  in  suo  territorio,  quantnm  imperator  in  im- 
perio-.    Ver^  Leist,  Staatsr.  §.  20.  Note  6.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  227. 

^)  Siehe  oben  §.  84.  II.  -<  Meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
TU.  IL  §.  51.  53.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  228. 

^)  So  wurde  z.  B.  in  dem  Concordatum  CalixHnam  v.  1122,  wodurch 
der  sog.  grosse  Investiturstreit  beendigt  wurde,  bestimmt,  dass  der  von  dem 
Kapitel  erwählte  Bischof  ,,regaMa  per  sceptrum''  (anstatt  der  bei  der 
Belehnung  der  weltlichen  Forsten  gebräuchlichen  Belehnung  mit  Fahnen) 
vom  Kaiser  verliehen  erhalten  solle:  daher  diese  Lehen  Scepterleh'en  hiessen. 
—  üeber  den  wahren  Sinn  des  Concordatum  Galixtinum  und  die  Stellung, 
Teiche  die  Bischöfe  seit  demselben  als  Landesherren  einnahmen,  siehe  be- 
«mders  meine  AlterthfUner  des  deutschen  Reichs  und  Rechts,  Bd.  IL  (1860) 
S.  17  flg. 

")  Dies  ist  der  Sinn  des  Sachsenspiegels  Ldr.  lU.  64.  §.  5:  „Bau  liet 
man  ane  manscap''  (ohne  Mannschaft,  d.  h.  ohne  vassaUagium).  —  Siehe 
meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  IL  §.53.111.;  und  beson- 
ders meine  AUerthttmer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts,  Bd.  I.  (1860) 
S.  125;  Bd.  H.  (1860)  S.  17.  23.  24.  29.  36.  37.  38.  49.  51.  53.  —  Vergl. 
A.  F.  V.  Reinhard,  Beantwortung  der  Frage:   „Was  ist  eigentlich  das- 
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« 

hatte  sich  die  Landeshoheit  schon  frühzeitig  zu  einem  auf  dem 
Lande  selbst  in  der  Art  ruhenden  Real-  oder  Immobiliarrechte 
ansgebildet^  dass  ihre  Verleihung  oder  Bestätigong  in  der  Form 
einer  Investitur  vom  Kaiser  keinem  Herrn  verweigert  werden 
konnte  y  der  das  Land  durch  einen  rechtlichen  Titel  erworben 
hatte  ^. 

XI.  Subjekt  der  Landeshoheit  war  in  den  weltlichen  Erb- 
schaften der  durch  die  Erbfolgeordnung  zur  Regierung  ge- 
kommene Herr,  in  den  geistlichen  Ländern  der  durch  die 
Wahl  des  Kapitels  ernannte  kirchliche  Würdenträger  (Biscliof 
oder  Prälat),  in  den  freien  Städten  die  Gesammtheit  der 
Bürgerschaft  oder  Bath  und  Bürgerschaft. 

Xn.  In  Folge  der  damals  allgemein  verbreiteten  nnd 
gangbaren,  aber  nichts  desto  weniger  ganz  unrichtigen  Ansicht 
von  der  Natur  der  Stammgutsfolge,  betrachtete  man  aber  ins- 
gemein die  Landeshoheit  in  den  weltlichen  Erbstaaten  als 
im  Eigenthume  der  landesherrlichen  Familie  liegend  und 
den' jeweils  regierenden  Herrn  nur  als  einen  Nutzniesser^); 
ebenso  stritt  man  bezüglich  der  geistlichen  Länder  darüber, 
ob  nicht  vielmehr  das  Kapitel  als  das  Subjekt  der  Landeshoheit, 
der  Bischof  oder  Prälat  aber  nur  als  ein  prodominus  zu  be- 
trachten sei  3^). 


jenige,  was  regierende  Herren  etc.  vom  Kaiser  nnd  Reich  zu  Lehen  liaben?^ 
inZepernick,  Sanunlung  auserlesener  Abhandlungen  aus  dem  Lehnrechte, 
HaUe  1781—1783.  Bd.  m.  Nr.  m.  S.  57.  58. 

^)  Der  Anfang  dieser  Umbildung  zeigt  sich  schon  im  Sachsensp. 
Ldr.  in.  64.  §.  5,  wonach  der  König  es  nicht  yerweigem  konnte,  dem  den  Bu 
(die  Begierungsgewalt,  Gerichtsbarkeit)  zu  leihen,  „dem  das  Gericht  ge- 
legen ist.''  —  Meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  IL  §,5aL 
u.  mein  e  Alter thOmer  des  deutschen  Reichs  u.  Rechts,  1860.  Bd.  I.  S.  125: 
Bd.  n.  S.  16. 

<9)  Leist,  Staatsr.  §.  24.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  158.  m. 

^)  Die  geistlichen  Gebiete  wurden,  wie  eigentliche  Kirchengflter,  laA 
canonischen  Grundsätzen  als  unveräusserlich  behandelt:  in  diesem 
Siime  gehörten  sie  zum  Stifte;  die  Regierungsrechte  standen  aber  des 
Bischof  zu ,  dem  sie  auch  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  des  Cm- 
cordcOum  CalixHnum  (s.  Note  26)  allein  vom  Kaiser  geliehen  wuideiL 
Doch  gestattete  man  sede  vaccoftte  (z.  B.  so  lange  nach  dem  Tode  einei 
Bischofs  kein  neuer  Bischof  erwählt  war)  dem  Kapitel  •  die  Zwischen- 
regierung.  —  Leist,  Staatsr.  §.  24,  verglichen  mit  §.  21.  IE.  —  Schmid,. 
§.  loa  m.  Note  t). 
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Xin.  Erworben  wurde  die  Landeshoheit  regelmässig  in 
den  Erbherrschaften  dnrch  Erbfolge,  in  den  geisüichen  Staaten 
durch  die  Wahl  des  Kapitels;  ansserdem  auch  durch  nene 
Verleihung,  Investituren,  Testamente,  Erbverträge,  unvordenk- 
liche Verjährung  nnd  ähnliche  BechtstitePO«  Uebrigens  war 
weder  der  Besitz,  noch  die  Ausübung  einer  Landeshoheit  von 
einer  Adels-Eigenschaft  des  Erwerbers  abhängig,  und  konnte 
sowohl  durch  Erbfolge,  als  durch  Pfandschaft  oder  einen 
anderen  Bechtstitel  an  bürgerliche  Personen  kommen  ^^). 

XIV.  Musste  der  Landesherr,  wie  z.  B.  die  mediatisirten 
Reichsstäode  oder  Standesherren  (§.  90),  die  Oberherrlichkeit 
eines  anderen  Herrn  anerkennen,  so  bezeichnete  man  sein 
Begiemngsrecht  als  eine  subordinirte  Landeshoheit 

XV.  In  den  weltlichen  Territorien  wurde  die  Landeshoheit 
nicht  selten  von  mehreren  Herren  gemeinschaftlich  ausgeübt 
(sog.  Condominate),  um  Theilungen  und  deren  Nachtheiie 
ta  vomeiden;  dabei  unterschied  man  die  idealen  Theile,  welche 
einem  jeden  der  mehreren  Herren  zukamen,  wie  z.  B.  ein  Halb, 
ein  Drittel  u.  s.  w.,  und  theilte  nach  diesem  Verhältnisse  das 
Einkommen. 


«0  LeiBt,  Staatsr.  §.  24  30  flg.  45.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  232.  - 
Sogar  Ersitzung  durch  dreissigj&hrige  Veijährung  wurde  als 
genägend  behauptet,  wenn  ein  deutscher  Staat  vom  andern  erwerben 
wollte.    Leist,  §.  45.  Note  8. 

>*)  Moser,  von  den  deutschen  Reichsständen,  S.  1506.  —  So  waren 
z.  6.  die  reichsunmittelbaren  Besitzungen  Bettenreuthe,  Zusdorf  und  Dan- 
kersweier  im  J.  1649  von  der  freien  Stadt  Ravensburg,  als  ein  bisheriger 
Theil  ihres  Grebietes,  an  einen  Bürgerlichen,  Hyrus  Hombergk,  damals 
BäTgermeister,  verkauft,  und  von  dessen  Descendenten  mit  allen  landes- 
heniichen  Gerechtsamen  besessen  worden,  bis  sie  durch  eine  Erbtochter 
iQ  die  Freiherm  t.  Ra^lingen  kamen.  —  lieber  den  Fall,  wenn  es  sich 
am  Ausübung  einer  Reichsstand  seh  aft  handelt,  s.  oben  §.  92.  —  Selbst 
bei  reichsireien^  bei  der  Reichsritterschaft  immatrikulirten  Gebieten,  war  der 
Erwerber  in  Ausübung  der  landesherrlichen  Rechte  unbehindert,  wenn  er 
gleichwohl  die  persönliche  Reception  in  die  Reichsritterschaft  nicht  erlangen 
konnte.    Leist,  Staatsr.  §.  58.  Y. 
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§.  104. 

Reiclisgrundgesetzliche  Bestiromungen  über  die 
Landeshoheit. 

I.  Schon  in  früher  Zeit  ging  das  Streben  der  geiBÜichen 
und  weltlichen  Reichsstände  dahin,  sich  in  dem  Besitze  und 
der  Ansübnng  ihrer  landesherrlichen  Rechte  zu  sichern,  und 
die  Einmischung  des  Kaisers  in  die  innere  Landesregienmg 
auszuschliessen.  Die  ersten  hierauf  bezüglichen  kaiserlichen 
Zusicherungen  finden  sich  in  den  Constitutionen  E.FriedrichsII. 
V.  J.  1220  de  juribus  principum  ecchsidsticorum  und  V.  J.  1232 
de  juribus  principum  secularium  (Consiitutio  ütinensU) ,  welche 
eben  desshalb  als  die  erste  grün d gesetzliche  Anerkennung 
der  Landeshoheit  betrachtet  werden  *). 

IL  Noch  in  weit  grösserem  Umfange  wurde  die  Landes- 
hoheit in  der  goldenen  Bulle  E.  Karls  lY.  anerkannt,  jedoch 
nach  der  Absicht  dieses  Gesetzes  nur  in  Betreff  der  Kurfürsten, 
so  dass  die  denselben  darin  gemachten  Zugeständnisse  dut 
als  Privilegien  erscheinen  ^). 

III.  In  dem  westphälischen  Frieden  wurde  die  Landes- 
hoheit der  Reichsstände  insgesammt  als  ein  ihnen  von  Alters 
her  zuständiges,  selbstständiges  Recht  anerkannt,  und.  dieselbe 
als  eigentliches  Regierungsrecht  (jus  territorude^  superioritas) 
in  ihren  Ländern  von  anderen  zufälligen  nutzbaren  Regalien 
oder  singulären  Privilegien,  die  sie  in  Folge  besonderer  kaiser- 
licher Verleihung  noch  inne  haben  möchten,  bereits  scharf 
unterschieden,  obschon  auch  hinsichtlich  der  letzteren  die 
gleiche  Zusicherung  ihres  ruhigen  Besitzes  gegeben  wurde  ^). 
Hiermit  war  auch  als  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  der  Kaiser 
in  den  Territorien  kein  concurrirend^s  Regierungsrecht 
mehr  habe,  wovon  nur  noch  hinsichtlich  einiger,  kaiserlicheD 
Reservatrechte  und  der  Jurisdiktion  der  kaiserlichen  Hof-  und 
Landgerichte  einige  Ausnahmen  fortbestanden^). 


0  Siehe  die  haupts&dilichte  Stelle  oben  §.  77.  Note  14;  §.  78.  L 
^  Siehe  oben  §.  dd. 

>)  J.  P.  0.  art  Vm.  §.  1  (siehe  diese  Stelle  oben  §.  77.  Note  U). 
*)  Siehe  oben  §.  85.  102. 
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IV.  Am  entschiedensten  wnrde  aber  die  Anerkennung  der 
Landeshoheit  der  Keichsstände  nnd  der  unmittelbaren  Beichs- 
rittffl^chaft  in  den  Wahlkapitolationen  ausgesprochen  und  ihnen 
wiederholt  der  kaiserliche  Schutz  in  ihrer  Ausübung  versprochen^ 
und  namentlich  zugesichert,  dass  weder  der  Kaiser  selbst  in 
die  Landeshoheit  eingreifen ,  noch  auch  Eingriffe  der  Beichs- 
gerichte  oder  anderer  Personen  in  dieselbe  dulden  wolle  ^); 
iBsbesondere  wurde 

y.  den  Reichsständen  zugesichert;  dass  sie  von  dem 
Kaiser  einseitig  weder  definitiv,  noch  provisorisch,  noch  in 
eontumaeiam  von  ihrer  Landesregierung  entsetzt  werden  sollten®). 

VL  Den  sämmtlichen  Landesherren  war  zuge- 
sichert, dass  ihre  Landesunterthanen  zum  schuldigen  Gehorsam 
gegen  sie  als  ihre  Landesobrigkeiten  angehalten^),  und 

VII.  dass  die  Landesunterthanen  von  der  landesherrlichen 
Botmässigkeit  und  Jurisdiktion  in  keiner  Weise  eximirt  werden 
sollten^). 

VIII.  Gegen  „unziemliche  hässige^'  Verbindungen, 
Verstrickungen,  Zusammenthuung  der  Unterthanen,  sowie  gegen 
Aufruhr  und  Empörung  derselben  sollte  von  dem  Kaiser  kräftig 
eingeschritten^),  sowie  auch 

IX.  den  Landständen  nicht  gestattet  werden,  ihre  Befug- 
nisse ungebührlich  auszudehnen^®). 

X.  Den  Landesherren  war  ausdrücklich  verstattet,  sich  in 
ihren  landesherrlichen  Rechten  wider  ihre  Unterthanen  durch 
Anwendung  von  Gewaltmassregeln  („Selbstmanutenenz^') 
zu  schützen  und  sie  „zum  Gehorsame  zu  bringen" >*). 

XL  Auf  der  anderen  Seite  war  anerkannt,  dass  Unter- 
thanen und  Landstände  sich  mit  Klagen  gegen  ihre  Landes- 
herrschaft wegen  Bedrückung  durch  schlechte  Regierung,  Ver- 


*)  W.-K.  art  L  §.  2  (siehe  oben  §.  77.  Note  14) ;  W.-K.  art  L  §.  8. 
(ebeadas.).    Vergl.  W!-K.  art.  art  XXL  §.  1. 

•)  W.-K.  art  L  §.  4  (vergl.  oben  §.  91.  H.  und  §.  98.  ÜI.). 

*)  W.-K.  (1792)  art  XV.  §.  1. 

•)  W.-K.  art.  XV.  §.  2. 

•)  W.-K.  art  XV.  §.  6. 

«•)  W.-K.  art  XV.  §.  3. 

»)  W.-K.  art  XV.  §.8. 
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letznng  ihrer  Rechte  nnd  Freiheiten  n.  8.  w.  an  die  Anatrlgal' 
instanz  nnd  an  die  Reichsgerichte  wenden  konnte  ^^;  dod 
sollten  solche  Klagen  ,,nicht  leichtlich"  angenommen,  und 
wenn  sie  nicht  fUr  begründet  erkannt  wttrden,  sofort  obse 
weitere  Verhandlung  abgewiesen  werden  ^').  Anch  sollten  auf 
Klagen  der  Unterthanen  nnd  Landstftnde  keine  nnbedingte 
Mandate  oder  Rescripte  erkannt  werden,  welche  in  der  Ssefae 
selbst  (in  meritU  causae)  eine  Entscheidung  enthielten  ^^),  son- 
dern wo  sich  fand,  dass  die  Unterthanen  oder  Landstände 
yybillige  Ursache  zu  kiagen^^  hätten,  sollte  mit  Beob- 
achtung der  subatanticdia  procesius  im  schleunigen  Verfahrea 
Abhilfe  geschehen  ^^).  War  die  Sache  einmal  gerichtlich  an- 
hängig, so  hatte  sich  die  Regierung  des  eigenmächttgen  Vor- 
schreitens  zu  enthalten  ^^) ,  die  Unterthanen  aber  soÜten  tob 
den  Reichsgerichten  „inmittelst'%  d.h.  bis  zur  richterlichen 
Entscheidung  der  Sache,  zum  schuldigen  Gehorsam  gegen  ihn 
Obrigkeit  angewiesen  werden^''). 

Xn.  Klagsachen  der  Landstände  und  Unterthanen  wider 
ihre  Obrigkeit,  „in  Privatsachen,  welche  die  landes- 
fürstliche  Kammer  betrafen^',  waren  zur  Entscheidung 
an  die  Landesgerichte  verwiesen >^). 

XIU.  Beschränkt  war  die  landesherrliche  Regierungsgewalt 
durch  die  Reichsgruhdgesetze  in  der  Richtung,  als  denseibeB 
alle  Selbsthilfe  gegen  ihre  Mitstände  und  Reichsangehörige  *'); 


«)  W.-K  art  XIX.  §.  6.  —  Vergl.  oben  §.  101.  m.  C.  —  Die  Untff- 
ihanen  konnten  sich  auch  aassergerichtlich  an  den  Kaiser  mit  Bitten  na 
Abhilfe  wegen  Missbrauchs  der  Landeshoheit  wenden :  M  o  s  e  r ,  v.  d.  kaii 
Reg. -Rechten  und  Pflichten  Thl.  I.  S.  219;  die  Anrufung  des  Schutzes 
fremder  Mächte,  deren  Yermittelung  oder  Gai'antie  war  aber  untersagt 
W.-K  art  XXVH  §.  1—3;  kaiserl.  Resolution  vom  12.  Februar  1671,  be 
SchmausB,  S.  1079.  —  Leist,  Staatsr.  §.  23.  —  Doch  stand  danof 
keine  Strafe,  sondern  es  war  nur  den  Schutzbriefen  der  auswärtigen  Staaten 
rechtliche  Bedeutung  abgesprochen. 

«)  W.-K.  art  XV.  §.  4. 

**)  W.-K.  art  XIX.  §.  6. 

«)  W.-K.  art  XIX.  §.  7. 

w)  W.-K.  art.  XV.  §.  9. 

«')  W.-K.  art  XIX.  §.  7  a.  E. 

«)  W.-K.  art.  XIX.  §.  6.  —  Vergl.  oben  §.  101.  Note  12. 

^*)  So  z.  B.  in  dem  ewigen  Landfrieden  Maximilians  L  1496.- 
J.  P.  0.  art  XVn,  $.  7:    „Et  nulli  omnino  Statnnm  Imperii  ficett  j« 
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und  der  Oebranch  ihres   Btlndnissrechts   zum    Schaden   von 
Kaiger  und  Reich  nntergagt  war^). 

XIV.  Die  Verfassung  y  das  Eirchenvermögen,  nnd  das 
Vermögen  der  frommen  und  milden  Stiftungen  in  den  nach 
dem  Lttneviller  Frieden  säknlarisirten  Ländern  waren  durch 
ausdrückliche  (noch  jetzt  unbestreitbar  praktisch  giltige)  Be- 
stimmungen im  Seichsdeputationshauptschlusse  v.  25.  Febr.  1803 
gegen  wiDktlhrliche  Veränderungen  von  Seiten  des  neuen  Landes- 
herm  sicher  gestellt  worden  2^). 

XV.  Auch  hatte  es  der  Reichsdeputationshauptschluss  vom 
25.  Febr.  1808  als  .^selbstverständlich''  erklärt,  dass 
^fFamiliensuecessionsrechte  von  jenseits  rheinischen 
ond  ausgetauschten  (d.  h.  an  Frankreich  abgetretenen)  Be- 
sitzuDgen  auf  die  Entschädigungs-  und  eingetauschten  Objekte 
ab  Surrogate  übergehen  "  2^). 

§.  105. 

Reichsanmittelbarkeit  und  Mittelbarkeit,   insbesondere 
Reichsritterschaft. 

L  Das  Bestehen  der  Landeshoheit  als  einer  Begierungs- 
gewalt  unter   der   Beichshoheit    begründete    einen  wichtigen 


snnm  yi  yd  armis  peneqoi,  sed  si  quid  sit  controveniae  .  .  .  unnsquisque 
e  jure  ezperiatur;  secns  fftdens  reus  sit  fractae  pads.**  — •  W.-K  art  XXI. 
§.  5-8. 

^)  J.  P.  0.  art  ym.  §.  2  (siehe  diese  Stelle  oben  §.  77.  Note  13). 

<0  It*D.-IL-S.  V.  25.  Febr.  1803.  §.  60:  „Die  dermalige  politische 
Verfassung  der  zu  säcularisirenden  Lande,  insoweit  solche  auf  gilt  igen 
Verträgen  zwischen  dem  Regenten  und  dem  Lande,  auch  anderen 
reichsgesetzlichen  Normen  ruht,  soU  ungestört  erhalten,  jedoch 
in  denyenigen,  was  zur  Civil-  und  Militär- Administration^  und  deren 
Verbesserung  und  Verein&chung  gehört,  dem  neuen  Landesherm  freie 
Hand  gelassen  werden. "  —  §.  63:  „Die  bisherige  Reli gl onsQbung  eines 
jeden  Landes  soll  gegen  Aufhebung  und  Kr&nkung  aller  Art  ge- 
schätzt sein;  insbesondere  jeder  Religion  der  Besitz  ihres  eigenthttmlichen 
Kirchenguts  auch  Schulfonds,  nach  der  Vorschrift  des  westph&li- 
BchenFriedens,  ungestört  verbleiben. "  —  §.  66 :  „Fromme  und  milde 
Stiftungen  sind  wie  jedes  Privateigenthum  zu  conserviren,  doch  so, 
dass  sie  der  landesherrlichen  Aufsicht  und  Leitung  untergeben  bleiben.^' 

«)  B.-D.-H.-S.  §.46. 


252    §•  10&-  Reichsanmittelbarkeit  Mittelbarkeit  Reiehsrittenchflft. 

Unterschied  sowohl  in  Bezug  auf  Personen  wie  auf  Liegen- 
schaften Je  nachdem  sie  nämlich  nnr  allein  der  Reichshoheit 
oder  überdies  anch  einer  Landeshoheit  unterworfen  waren. 
Im  ersteren  Falle  wurden  sie  als  reichsanmittelbar,  im 
zweiten  Falle  als  mittelbar  oder  landsässig  bezeichnet ^). 
Mit  den  sog.  bürgerlichen  Standesverhältnissen  oder  den  Ge- 
burtsstandsrechten  stand  die  Reichsnnmittelbarkeit  oder  Mittel* 
barkeit  in  keiner  Beziehung.  Es  gab  sowohl  adelige  als 
u nadelige  Reicbsnnmittelbare  und  Mittelbare^);  eben  so  waren 
Reichsonmittelbarkeit  und  Reichsstandschaft  ganz  Terschiedene 
Begriffe^).  In  gleicher  Weise  konnten  sowohl  einfache  bürger- 
liche oder  bäuerliche  Grundstücke  ^  als  auch  adelige  Güter 
(Rittergüter),  sogar  auch  ganze  Herrschaften ,  reichsunmittelbar 
oder  reichsmittelbar  sein^).  Auch  konnte  weder  von  der 
Reichsnnmittelbarkeit  der  Person  auf  gleiche  Eigenschaft  ihrer 
Güter,  noch  umgekehrt,  geschlossen  werden^). 

IL  Besondere  Bedeutung  hätte  durch  ihre  eigenthümliche 
Organisation  und  Stellung  zum  Reiche  die  sog.  freie  Reichs- 
ritterschaft  in  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein ^).    Es 


0  Der  Ausdrack:  „dem  hL  Reiche  ohne  alles  Mittel  onterworiea" 
findet  sich  zuerst  in  einer  ürk.  des  K.  Friedrich  m.  (IV.)  v.  1478  (siehe 
unten  Note  7).  —  J.  P.  0.  art.  Y.  §.  29:  „immediate  vel  mediate  imperio 
subjectis."  —  Vergl.  J.  P.  0.  art.  m.  §.  2.  —  W.-K.  art  XV.  §.  1:  „Die 
mittelbaren  Reichs-  und  der  Stände  Landesunterthanen.'^ 

<)  So  z.  B.  waren  sämmtliche  Angestellte  an  den  Reichsgerichten  and 
Reichskanzleien,  ohne  Unterschied,  ob  Adelige  oder  Unadelige,  reichson- 
mittelbar.    Siehe  oben  §.  99.  VI.  —  Lei  st,  Staatsr.  §.  18. 

3)  Dep.-Abschied  v.  1564.  §.  29  (siehe  oben  §.  90.  Note  2  a.  K). 

«)  W.-K.  art.  IX.  §.  10:  „ ...  bei  Mediatständen,  und  andern  so 
dem  Reich  immediaJte  nicht,  sondern  Ghurfürsten,  Fürsten  und  anderen 
Reichsständen  unterworfen.''  —  (Siehe  §.  90.  Note  9). 

B)  Vergl.  über  dingliche  und  persönliche  Reichsunmittelbaikeit: 
Allgayer  (resp.  Gregel)  Bestimmung  d.  wesentl.  Merkmale  im  Begriffe  d. 
heutigen  Reichsmittel-  u.  Unmittelbarkeit,  Würzb.  1795.  —  (v.  Fahnen- 
berg) Reichsunmittelbarkeit,  Reichsstandschaft,  Landeshoheit  etc.  1798.— 
Pütter,  Beitr.  I.  S.  43.  —  Dessen  inst.  §.  33.  474.  —  Gönner,  Staatsr. 
§.  58  flg.  —  Lei  st,  Staatsr.  §.  18.  §.  21.  n. 

0)  Kern  er,  Staatsr.  d.  unmittelbaren  freien  Reichsritterschaft,  3Tlil& 
Lemgo  1786—89.  —  Moser,  v.  d.  deutsch.  Reichsständen,  S.  1241  flg.  - 
Dessen  vermischte  Nachrichten  v.  rdchsritterschaftlichen  Sachen,.  1773. 
6  Hefte.  —  Dessen  Beiträge  zu  einer  Geschichte  d.  Reicharitterachiift,  1775. 
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hatten  sich  nSmUch  die  ritterlichen  Geschlechter  in  diesen 
Gegenden  schon  seit  dem  XIII.  Jahrhunderte  in  Folge  der 
Auflösung  der  dortigen  Herzogthttmer  nach  dem  Sturze  der 
Hohenstanfen  von  der  Landeshoheit  der  Fttrsten  und  Grafen 
ODabhSogig  erhalten  ^^  nnd  zur  Erhaltung  ihrer  Reichsunmittel- 
barkeit  oder  Beichsfreiheit  verschiedene  Ritterbtinde  oder  ritter- 
liche Gesellschaften  geschlossen^).  Hieraus  waren  allmählig 
drei  gri^ss^e  Vereine  (Partheien),  heryorgegangen,  welche 
sich  endlich  (1577)  zu  einem  gemeinsamen  Ganzen  (corpus) 
aneinander  schlössen  ^)y  nnd  sich  zur  Besorgung  ihrer  Angelegen- 
heiten eine  besondere  wohlgegliederte  Organisation  gaben,  wo- 
nach seitdem  drei  sog.  RitterkreisCy  und  zwar  seit  1650 
jeder  mit  einer  Unterabtheilnng  in  sog.  Ritter-Cantone, 
Orte  oder  Viertel  bestanden*^). 


4  Hfte.  —  Dessen  neueste  Geschichte  der  Reichsritterschaft,  1775.  2  Bde.  ^ 
Bargmeister,  reichsritterschafU.  Carp.Jur,  oder  Codex  diplomaHcus  etc. 
Ulm  1707.  —  Bürgermeister,  Cod.  dipl.  equestr.  oder  reichsritterschaftl. 
Archi?,  Ulm  II.  1721.  —  Dessen  TJiesaur.  jtvr.  equestr.  Ulm  1718.  3  Thl. 
—  Dessen  Stahu  equestrisy  1709.  —  Dessen  BibUotheca  equestria,  II. 
1721.  —  Dessen  Grafen-  u.  Rittersaal,  1715  (1721).  ->  Mader,  Samml. 
reidisritterBchalklicher  Erkenntnisse  in  Reichsritterschaftssachen,  1776—90. 
XXY  Hfte.  —  Dessen  reichsritterschafU.  Magazin,  1780>~90.  XÜI  Hfte.  — 
Lflnig,  Reichsarchiy,  Part,  spec  contin.  III  die  freie  Beichsritterschaft  etc.  — 
J.  L  Klub  er,  isagoge  in  elementa  jur.  publ.  quo  utuntor  Nobiles  inune- 
diiti  in  imp.  Rom.  Germ.  Erhingen  1793.  —  Pütter,  inst  §.  460  flg.  — 
(^ftnaer,  Staatsr.  §.  263  flg.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  Ö6  flg.  — 
Schmid,  Staatsr.  §.  144.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
MO.  §.  72;  und  meine  Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit, 
1853.  $.  7&  -—  E.  H.  Freih.  Roth  t.  Schreckenstein,  Geschichte  der 
ehemaligen  Reichsritterschaft  in  Schwaben,  Franken  und  am  Rheinstrom, 
Bi  L  Tübingen  1859. 

^  Die  erste  urkundliche  Anerkennung  einer  reichsfreien  Ritterschaft 
findet  man  in  der  Aufiforderung  des  K.  Friedrich  HL  (IV.)  an  die  Ritter- 
schaft in  Schwaben,  dem  schw&bischen  Bunde  zur  Erhaltung  des  Land- 
friedens beizutreten,  ürk.  v.  1478,  bei  Datt,  de  paoe  publ.  p.  286.  Note  18. 
»So  dann  das  Land  zu  Schwaben  uns  und  dem  hl.  Reiche  ohne  alles 
mittel  vor  andern  zugehörig,  und  keinen  eigenen  Fürsten  hat'' 

*)  Die  schwäbische  Ritterordnung  ist  y.  1560;  die  erste  fränkische  v. 
1590;  nach  der  Rerision  v.  1718  gedruckt  1772;  die  erste  rheinische  v.  1652. 

*)  Die  im  J.  1577  gestiftete  Verbindung  der  drei  Ritterkreise  war  1650 
erneuert  worden. 

^)  Es  bestand  ein  unter  den  drei  Ritterkreisen  auf  deren  Yersamm- 
loogen  (sog.  Correspondenztagen)  wechselndes  Generaldirektorium, 
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liehe  Bestätignng  nicht  erhalten  hat,  so  haben  doch  mehrere 
reichsritterschaftiiche  Familien  ähnliche  GrandB&tze  wirklich 
seither  praktisch  beobachtete^),  woraus  aber  noch  keineswegs 
geschlossen  werden  darf,  dass  sich  die  Töchter  solcher  Fami- 
Ken  die  Anwendung  derselben  gegen  ihren  Willen  und  somit 
die  Schmälerang  ihres  im  gemeinen  Keichsrechte  begründet 
Pflichttheilsrechts  gefallen  lassen  mnssten^^),  es  wäre  denn, 


anberücksichtigt  geblieben.  Dies  haben  auch  die  Praktiker  des  Torigen 
Jahrhunderts  wohl  geföhlt,  und  daher  die  Bedeutung  des  Geislinger  Statuts 
von  jeher  auf  das  wirkliche  Stammgut  eingeschränkt  YergL  Kern  er. 
Staatsr.  d.  fr.  Beichsrittersch.  I.  S.  92  flg. 

")  Bei  der  Bitterschaft  in  Schwaben  bekam  ein  „verziehenes",  d.  k 
verzichtetes  Fräulein  nach  allgemeinem  Gebrauch  2Ö00  fl.  zum  Heirathgut 
(Eerner,  1.  c.  S.  94);  bei  einigen  fränkischen  Familien  sogar  nur  2000  fl. 

*^)  Mit  Unrecht  wQrde  man  in  dem  sog.  Geislinger  Statut  mindestens 
ein  Zeugniss  einer  allgemeinen  reichsritterschaftlichen  Observanz  in  den 
Sinne  eines  rechtsverbindlichen  Herkommens  sehen.  Wenn  du 
sog.  Geislinger  Statut  auch  gleichwohl  auf  „unvordenkliches  Herkommen 
und  üblichen  Gebrauch"  Bezug  nimmt,  so  ist  nicht  zu  übersehen  1)  d&ss 
eine  solche  üebung,  so  langjährig  sie  auch  sein  möchte,  die  so  sehr  gegen 
alle  Grundsätze  des  gemeinen  Rechts  verstösst,  und  die  Töchter  nicht  blos 
von  der  Folge  in  das  Stammgut,  sondern  überdies  von  der  Intestaterbfolge 
in  die  übrige  Hinterlassenschaft  derAeltem  und  Brüder  verdrangen 
will,  welche  doch  das  gemeine  Reichsrecht  jedem  Kinde  ohne  alle  Standes- 
rücksichten wenigstens  bis  zum  Betrage  des  P f lieh tt hei Is  verbürgt,  ao 
sich  vielmehr  eine  abusio  oder  comipteUi,  als  ein  ums  bonus  ist;  2)  das 
sich  der  Kaiser  in  mehrfachen  Rescripten,  z.  B.  Ferdinand  EL  d.  d.  Wien 
25.  Mai  1652  (Burgmeister,  S.  663)  ausdrücklich  gegen  eine  solche 
Nichtbeachtung  des  Pflichttheilsrechts  der  adeligen  Töchter  bezüglich  de 
Hinterlassensdiaft,  die  nicht  Lehen-  oder  Stammgut  ist,  erklärt  hat;  ferner 
3)  dass  ohne  ausdrückliche  kaiserliche  Conflrmation  (s.  unten  Nr.  XI)  keine 
solche  Bestimmung  in  ein  Ritterstatut  noch  in  ein  Hausstatut  einer  reichs- 
freien Familie  hätte  aufgenommen  werden  dtlrfen,  und  dass  daher  4)  den 
neuerdings  sich  verheirathenden  Töchtern  rechtlich  nicht  angesonnen  werden 
kann,  sich  eine  Ausschliessung  und  Beschränkung,  die  so  sehr  g^gen  alle 
Grundsätze  des  Reichsrechts  anstösst,  blos  darum  auch  gefiekllen  zu  lassai, 
weil  andere  vor  ihnen  aus  Gutmüthigkdt  oder  Unkenntniss  der  Rechte  sich 
dieselbe  gutwillig  haben  gefallen  lassen,  üebrigens  soU  hiermit  nicht  ge- 
läugnet  werden,  dass  der  Adel  auch  in  anderen  Theilen  von  Deatschhnd 
bemüht  war,  ähnliche  Beschränkungen  der  Töchter  zu  Gunsten  seines 
Mannsstammes  durchzusetzen.  Yergl.  die  Vereinigung  der  Bitterscbsft 
des  Hochstifts  Osnabrück  über  Abstener  und  Verzicht  adeliger  Töchter, 
bestätigt  V.  König  v.  Grossbritannien  als  Vaters  des  Bischofs  v.  15.  Mai  1778, 
in  Moser.  patr..Phant  IV.  242.  —  Vergl.  das  Mandat  des  Kurftaten 
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dass  ein  jetzt  noch  gütiges  Hansstatnt  sie  dazn  verpflich- 
tete *>). 

VI.  Weder  die  Reichsritterschaft  in  ihrer  Gesammtheit,  noch 
die  einzelnen  Seichsritter  hatten  Beichsstandschaft.  Manche 
Hitglieder  derselben  hatten  im  Lanfe  der  Zeit  Grafentitel  er- 
worben^  wodurch  aber  in  ihrer  staatsrechtlichen  Stellung  keine 
Veränderung  bewirkt  wurde. 

YII.  Die  Beschlüsse  des  ßeichstags  tlber  Reichssteuem 
erstreckten  sich  nicht  auf  die  Reichsritterschaft.  Mitunter  be- 
willigte sie  aber  dem  Kaiser  in  Folge  besonderer  Verhandlung 
und  Verständigung  sogen.  Caritativ-Subsidien  (subsidia 
carUati8)y  fflr  welches  Ansinnen  des  kaiserlichen  Hofes  die 
fiücksicht  auf  den  kaiserlichen  Schutz,  so  wie  der  Umstand 
die  Grundlage  bildete;  dass  von  den  Reichsrittem  der  Reichs- 
kriegsdienst nicht  mehr  wie  in  früheren  Zeiten  in  Person  und 
auf  eigene  Kosten  geleistet  zu  werden  brauchte  ^0- 

VIII.  Die  reichsfreien  Besitzungen  der  Reichsritter  wurden 
als  wirkliche  Gebiete  (territoria)  betrachtet,  in  welchen  ihnen 
als  Gutsherren  landesherrliche  Rechte^^),  namentlich  sogar 
das  für  wesentlich  im  Begri£Pe  der  Landeshoheit  liegend 
geachtete  jus  reformandi  zustand  2^).    Doch  waren  sie  wegen 


Ferdinand  Maria  von  Bayern,  y.  20.  April  1672,  in  Lünig,  Corp. 
Jmr.  FeucL  ü.  pag.  235.  —  B eseler,  v.  d.  Erbverträgen,  Th.  IL  Bd.  H. 
S.  286.  —  Dass  der  Verzicht  der  Töchter  auf  die  mütterliche  Erbschaft 
kein  nach  gemeinem  Ad^srecht  nothwendiger  war,  erkennt  auch 
Beseler,  a.  a.  0.  S.  283  an. 

^)  Hierzu  würde,  abgesehen  von  dem  Einflüsse,  welchen  die  Auflösung 
des  deutschen  Reiches  zum  Theile  hinsichtlich  der  Hausgesetze  adeliger 
Familien  hervorgebracht  hat,  jedenfalls  gehören,  dass  ein  solches  Haus- 
gesetz die  kaiserliche  Gonflrmation  erlangt  hätte  (siehe  unten  Nr.  XL). 

^^)  Lei  st,  de  subsidio  caritativo  nobil.  imp.  immed.  Götting.  f793.  — 
Zuletzt  soll  sich  der  Kaiser  mit  der  Reichsritterschaft  über  eine  jähr- 
liche Zahlung  von  10,000  fl.  verglichen  haben.  Häberlin,  Hdbch.  m. 
S.  548;  eine  geringe  Summe,  im  Yerhältniss  zu  den  1475  reichsfreien 
Bittergntem,  die  man  noch  im  J.  1793  zählte. 

*')  Ueber  den  praktisch  bedeutungslosen  Streit,  ob  die  Regierungs- 
gewalt der  Beichsritter  in  ihren  Territorien  Landeshoheit  genannt  wer- 
den dürfe,  siehe  §.  103.  Note  5. 

^)  J.  P.  0.  art  y.  §.  28.  „Libera  et  inmiediata  Imperii  Nobilitas,  omnia- 
qoe  et  singnla  ejus  membra,  una  cum  subditis  et  bonis  suis  feudalibus 
et  allodiaäbus,  nisi  forte  in  quibusdam  lods  ratione  bonorum  et  respectn 

ZSpfl,  Staatgreeht.  ft.  Aufl.  I.  17 
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der  Kleinheit  ihrer  Territorien,  und  der  Unmöglichkeit,  darauf 
vollständig  genligende  Staatseinrichtangen  herzustellen,  in  der 
Ausübung  mancher  landesherrlichen  Bechte  grossen  Be- 
schränkungen unterworfen,  theils  durch  die  Reichsgewalt,  theils 
durch  das  Gantonsdirektorium,  wie  namentlich  in  Bezug  auf 
Criminalsachen  ^^),  die  Militärgewalt  und  die  Besteuerung  ihrer 
Unterthanen  2^). 

IX.  Seit  dem  J.  1653  wurde  die  Beichsritterschaft  in  den 
Wahlkapitulationen  ttberall  neben  den  Beichsständen  genauDt, 
wo  es  sich  um  die  Zusicherung  des  Schutzes  landesherrlicher 
und  anderer  hergebrachten  Bechte  und  Freiheiten  handelte^). 

X.  Die  Beichsritter  hatten  auch  wie  die  Beichsstände,  das 
Becht  der  Austräge:  die  Austrägalinstanz  bildete  aber  fllr  sie 
das  Cantonsdirektorium  ^'),  welchem  auch  die  Voruntersnchmig 
in  Strafsachen  der  Beichsritter  oblag;  auch  war  dieses  ftir  sie 
in  Folge  besonderen  kaiserlichen  Auftrags  obervormundschaA- 
liche  Behörde.  Streitig  war,  ob  ein  Beichsritter,  der  bei  einem 
Fürsten  in  Dienste  stand,  hinsichtlich  seines  Dienstes  der  Ge- 
richtsbarkeit dieses  Fürsten  unterworfen  sei*^). 


territorü  vel  domicilii  alüs  Statibus  reperiantur  subjecti,  vigore  Pads  reii- 
giosae  et  praesentis  conventioiiis  in  juribus  religionem  concernen- 
tibuB  et  beneficiis  inde  promanantibas,  idem  ius  babeant,  quod  sapra  dictis 
Electoribns,  Principibus  et  Statibus  competit/*—  Auch  das  Begnadigunge- 
recht  verurtheilter  Verbrecher  wurde  von  den  Reichsrittem,  die  Criminal- 
jurisdiction  hatten,  in  Anspruch  genommeiw  und  ohne  Widerspruch  des 
Kaisers  ausgeübt.    Kern  er,  a.  a.  0.  I.  §.  79.« 

M)  Siehe  §.  103.  Note  20. 

V)  Man  unterschied  Steuern,  welche  das  Rittercorpus  ausschrieb,  und 
Privatsteuern,  d.  h.  solche,  welche  der  einzelne  Beichsritter  in  seinem 
Gebiet  erhob.  In  Bezug  auf  erstere  hatte  der  Beichsritter  ein  sog.  S  ab- 
colle et  ations-Becht  (untergeordnetes  Erhebungsrecht).  Letztere  hielt 
man  nur  für  zulässig  auf  Grund  von  Verträgen  mit  den  Unterthanen,  oder 
Herkommen,  oder  reichsgerichtlicher  ürtheüe.    Eerner,  a.  a.  0.  L  §.64. 

«)  W.-K.  art  I.  §.  2  (s.  §.  77.  Note  14).  —  W.-K.  art  L  §.  9;  OL 
§.  6;  XY.  §.  6.  8.  —  Siehe  auch  oben  §.  90.  Note  11. 

»)  Siehe  §.  101.  Note  5.u.  10.  ~  Leist,  Staatsr.  §.  144.  Note  6;  §.145. 
Note  6. 

<B)  (Anonym):  Bechtsbeantwortung  der  Frage,  ob  ein  unmittelbarer 
Beichsritter,  wdcher  bei  einem  Fürsten  in  Diensten  steht,  dessen  FonuD 
in  Ansehung  seines  Dienstes  agnosdren  müsse?  Nümb.  u.  Leipz.  1757.  — 
Vergl.  Gönner,  Staatsrecht  §.  265.  —  Diese  Frage  könnte  ein  praktisches 
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XL  In  B^ug  auf  die  Reichsritterschaft  war  unbestritten 
anerkannt^  dass  ihre  Statuten  und  Bitterordnnngen  ohne  kaiser- 
liche ConjGrmatioii  keine  Giltigkeit  hatten  ^^).  Eben  so  be- 
dniiten  auch  die  Hansstatnten  der  reichsritterlichen  Familien, 
wenn  sie  yom  gemeinen  Seichsrechte  abweichende  Bestimmungen 
aoüstellen  wollten,  der  kaiserlichen  Bestätigung^^). 

Xn.  In  einer  ähnlichen  politischen  Stellung  zum  Reiche, 
wie  die  Beichsritterschaft,  befanden  sich  auch  einige  sogen, 
adelige  Ganerbschaften'^). 


Interesse  in  dem  analogen  Falle  gewinnen,  wenn  ein  Bouverainer  deutscher 
Fürst  bei  einem  anderen  eine  hohe  Militär-  oder  Civilbedienong  übernehmen 
sollte.    Siehe  unten  §.  249. 

")  Gönner,  Staatsr.  §.  266.  IV. 

^)  Da  sich  schon  ein  unbeschränktes  Autonomierecht  der  Beichs- 
stände  in  ihren  FamilieuTerhältnissen  nicht  vertheidigen  lässt,  (s.  oben 
§.  91  YI;  §.  214  m.)  so  kann  ein  solches  noch  yiel  weniger  hinsichtlich  der 
reichsritterschaftlichen  Familien  angenommen  werden,  hinsichtlich  deren 
man  darüber  einverstanden  war,  dass  sie  in  jeder  Rücksicht  Reichsunter- 
thanen  und  den  Reichsgerichten  unterworfen  waren. 

'0  Moser,  V.  d.  deut  Reichsständen  S.  1493  fl.  —  Dessen:  Zusätze 
z.  neuen  Staatsr.  S.  1010.  —  Mader,  sichere  Nachricht  von  der  kais.  etc. 
Borg  Friedberg,  1766—1774.  3Thle.  —  Ganerben,  so  wie  Anerben, 
sind  überhaupt  gesetzlich  berufene  Erben  in  absteigender  Linie 
(Sachsen 8p.  Ldr.  I,  17.  §.  1.).  —  Unter  einer  adeligen  Ganerb- 
schaft verstand  man  ritterliche  Familien,  welche  eine  Burg  oder  ein  Haus 
gemeinschaftlich  hatten,  und  unter  sich,  regelmässig  sowohl  auf 
Weiber  nnd  Männer,  vererbten.  Siehe  besonders  Wehner,  oba,  pract. 
toee  „Ganerben**.—  Meine  deut.  R.-Gesch.  3.  Aufl.  Tbl.  n.  §.  118. Note  14. 
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Achter  Abschnitt 

Staatsrechtliche  Verä&denuigen  zar  Zeit  des  Rheiihuiles. 

§.  106. 

Die  Auflösung  des  Reiches.     Stiftung  des  Rheinbundes. 

Oesterreich  als  Kaiserreich  erklärt.     Projekt  eines 

preussischen  Kaiserthumes  von  Norddeutschland  ^). 

I.  Die  ünhaltbarkeit  der  deutschen  Reichsverfassung  irar 
eigentlich  schon  seit  dem  westphälischen  Frieden  entschieden: 
ihr  Sturz  war  unausbleiblich  und  unaufhaltsam  näher  gertickt, 
seitdem  Deutschland  in  dem  Ltineviller  Frieden  (1801)  das 
ganze  linke  ßheinufer  verloren  hatte  ^)  und  von  dem  Ueber- 
muthe  Frankreichs  höhnend  darauf  angewiesen  worden  war, 
sich  für  diesen  Verlust  aus  sich  selbst  zu  entschädigen^).  Die 
Säkularisation  der  geistlichen  Temtorien  und  die  MediatisiruBg 
der  Mehrzahl  der  Reichsstände,  wozu  man  der  Dnrchflihnmg 
des  Entschädigungswerkes  halben  greifen  musste^),  war  ein 
offenbarer,  wenn  auch  nothgedrungener,  Rechtsbruch  an 


*)  Die  Literatur  über  das  Staatsrecht  des  Rheinbundes  siehe  oben 
S.  150.  Die  politische  Literatur  fftr  diesen  Zeitabschnitt  s.  in  meiner 
deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  U.  §.  79.  Note  2. 

«)  Siehe  den  Abdruck  des  Lüneviller  Friedens  v.  9.  Febr.  1801  in 
G.  V.  Meyer,  Corpus  Jur.  Confoederationis  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  I.  S.  1. 

')  Lüneviller  Frieden  art.  Vn.  —  Nachdem  ges%t  ist,  dass  das 
deutsche  Reich  die  Verluste  auf  dem  linken  Rheinufer  als  Gesammtbeit 
(jyCoUecHvement")  zu  tragen  habe,  heisst  es  wörtlich:  „.  .  .  FEmpire  sen 
tenu  de  donner  aux  Princes  h^räditaires,  qui  se  trouvent  ä  la  rive  gauche 
du  Rhin,  un  d^dommagement,  quiserapris  dans  le  sein  de  rEmpir^'' 

4)  Den  Abschluss  des  Entschädigungswerkes  enth&lt  der  Reichsdeps- 
tationshauptschluss  v.  25.  Febr.  1803.  Siehe  oben  §.  78.  X,  —  Vergl.  die 
üebersicht  des  Inhalts,  in  meiner  deut  R-Gesch.  3.  Aufl.  185a  Thl.  II 
§.  79  n. 
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diesen  bisherigen  Reichsständen ,  and  der  Todesstreich ,  an 
welchem  das  Reich  selbst  zu  Grande  ging  ^\  da  nanmehr  klar 
Toriag,  dass  der  in  den  Reichsgesetzen  and  Wahlkapitalationen 
sämmtlichen  Reichsangehörigen  zagesicherte  Reichsschatz  nur 
noch  ein  leerer  Name  war. 

n.  Da  überdies  die  beiden  mächtigsten  Staaten  in  Dentsch- 
land;  Oesterreich  andPreassen,  keine  einheitliche  Politik 
Terfolgten <^),  and  daher  alsbald ,  einer  nach  dem  anderen,  die 
tiefsten  Demüthigongen  yon  Frankreich  erdnlden  massten''), 
das  deutsche  Reich  aber  so  weit  heranterkam,  dass  ihm  Frank- 
reich (im  Pressbarger  Frieden)  sogar  nicht  einmal  mehr 
seinen  althergebrachten  officiellen  Titel  gab,  sondern  nnr  noch 
von  einer  Confidetation  Germanique  sprach^),  so  war  klar  ge- 
worden, dass  die  mittleren  and  kleinen  deatschen  Staaten 
nirgends  mehr  einen  Stutzpunkt  in  Dentschland  finden  konnten. 
Somit  waren  namentlich  die  sttd-  and  westdeutschen  Staaten, 
Bayern  an  der  Spitze,  ihrer  Selbsterhaltung  wegen,  und  durch 
das  Drängen  Frankreichs  genöthigt,  sich  zu  einem  besonderen 
politischen  Körper,  dem  sogen.  Rheinbund,  zu  yereinigen, 
über  welchen  der  Kaiser  der  Franzosen  Napoleon  I.  das  Pro- 
tektorat übernahm,  und  dadurch  der  Verwirklichung  seiner 
ausgesprochenen  Idee,  das  Reich  Karl's  d.  Gr.  als  Franken- 
reich wieder  herzustellen,  um  keinen  geringen  Schritt  näher 
rttckte.  Am  12.  Juli  1806  wurde  die  Rheinbundsakte  zu 
MüDchen  unterzeichnet^).  Am  1.  August  1806  zeigten  die 
Bheinbundsglieder  ihre  Lossagung  Yom  deutschen  Reichsyer- 


»)  Sehr  treflFend  nannte  Klüber,  öffentl.  R.  §.  26.  den  R.-D.-H.-S.  v. 
25.  Febr.  1803  die  „Vorskte  de«  Rheinbundes." 

*)  Diese  unselige  Trennungspolitik  begann  schon  mit  dem  preus- 
sischen  Separatfrieden  zu  Basel,  5.  April  1795. 

0  So  Oesterreich  im  Pressburger  Frieden  vom  26.  December 
1S05.  --  Preussen  erreichte  sein  Schicksal  im  Tilsiter  Frieden  vom 
9.  Joli  1«)7.  • 

*)  Pressburger  Frieden,  1805,  26.  Dec.  art.  VII:  ,Jje8  Electeurs  de 
BaTifere  et  de  Würtemberg,  ayant  pris  le  titre  de  Roy,  sans  n^an- 
moins cesser  d*appartenir  ä  la  conf^d^ration  germanique,  Sa  Migest^ 
lEmpereur  d'Allemagne  et  d'Autriche  les  reconnait  en  cette  qualit^." 

*)  Abgedruckt  in  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföderat  Germ,  3.  Aufl, 
ThL  I.  S.  79. 
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bände  an^^):  nnd  am  6.  Angnst  1806  legte  Franz  IL  dk 
deutsche  Kaiserkrone  nieder,  indem  er  es  für  eine  Unmög^ck- 
keit  erklärte  y  nach  der  gänzlichen  LosBagnng  mehrerer  Tor- 
züglichen  Stände  vom  Reiche  nnd  ihrer  Yereinigang '  zu  eins 
besonderen  ConfÖderation;  die  Pflichten  des  kaiserlichen  Amte 
länger  zu  erfttUen.  Zugleich  entband  derselbe  die  sämmllicheo 
Reichsstände  und  Reichsangehörigen  der  Pflichten,  mit  welchen 
sie  an  ihn  als  das  bisherige  reichsconstitutionsmässige  Ober- 
haupt gebunden  waren,  und  vereinigte  seine  deutschen  Beiehs- 
länder  mit  den  tlbrigen  Besitzungen  des  österreichischen  Hauses 
zu  einem  Staatskörper,  unter  Annahme  des  Titels  als  Kaiser 
von  Oesterreich**).  Hiermit  war  das  deutsche  Reich  vot 
ständig  aufgelöst.  Preussen,  von  dieser  Wendung  der  Dinge 
eben  so  überrascht  wie  die  kleineren  norddeutschen  Staate 
machte  den  Versuch,  einen  norddeutschen  Reichsbund 
zu  grUnden.  Bei  dieser  Gelegenheit  tauchte  zum  erstenmde 
die  Idee  eines  preussischen  Kaiserthumes  idB  Kaiser- 


in) Yergl.  die  Lossagungs Urkunde  v.l.  Aug.  1806  bei  t.  Meyer. 
Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  I.  S.  70  fl.  —  Hierin  findet  ski 
folgende  Hauptstelle :  „Indem  sie  sich  durch  gegenwärtige  Erklärung  tos 
ihrer  bisherigen  Verbindung  mit  dem  deutschen  Reichskörper  lossagen,  be- 
folgen sie  blos  das  durch  frühere  Vorgänge  und  selbst  durch  Er- 
klärungen der  mächtigeren  Reichsstände  aufgestellte  System.*- 
(Das  Beispiel  Preussens  im  Baseler  Frieden!)  „Sie  hätten  zwar  da 
leeren  Schein  einer  erloschenen  Verfassung  beibehalten  k&mes. 
allein  sie  haben  im  GegentheU  ihrer  Würde  und  der  Reinheit  ihrer  Zwe<±e 
angemessener  geglaubt,  eine  offene  freie  Erklärung  ihres  Entschloses 
und  der  Beweggründe,  durch  welche  sie  Reitet  worden  sind,  abzugeben 
Vergeblich  aber  würden  sie  sich  geschmeichelt  haben,  den  gewfinschteB 
Endzweck  zu  erreichen,  wenn  sie  sich  nicht  zugleich  eines  mäch- 
tigen Schutzes  versichert  hätten,  wozu  sich  nunmehr  der  nämlieh« 
Monarch  (Napoleon  L),  dessen  Absichten  sich  stets  mit  deo 
wahren  Interesse  Deutschlands  übereinstimmend  gezeigt 
haben,  (sie!)  verbindet."  —  Mit  ungemeiner  Naivetät  erklärte  der  fran- 
zösische »Geschäftsträger  am  Reichstag,  Bacher,  in  einer  gleichzeitigoi 
Note  V.  1.  August  1806  (in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Aufl. 
Thl.  I.  S.  68.),  dass  der  (von  Frankreich  10  Monate  zuvor  diktirte)  Press- 
burger Frieden  der  Grund  sei,  warum  Deutschland  als  ein  Reichsstaat 
nicht  mehr  bestehen  könne! 

^0  Die  Abdankungsurkunde  K  Franz  H.  v.  6.  Aug.  1806,  si^e  bei 
V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  I.  S.  71. 
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thames  von  Norddentschland  aaf^^).  Dieser  Plan  kam 
jedoch  nicht  zor  AasfUhrnng;  die  kleineren  norddeutschen 
Staaten  durften  daher  sich  noch  glücklich  schätzen,  wenn  es 
ihnen  gelang,  nachträglich  in  den  Rheinhund  aufgenommen  zu 
werden,  und  sie  nicht  vollkommen  in  französische  Provinzen 
umgewandelt,  oder  dein  von  Napoleon  I.  geschaffenen 
(ephemeren)  Königreiche  Westphalen  einverleibt  wurden  *^). 

§.  107. 

Uebersicht  der  Veränderungen,  welche  durch  die  Auf- 
lösung  des   deutschen  Reiches   und   die   Stiftung   des 
Rheinbundes  in  dem  öflFentlichen  Rechtszustande 
Deutschlands  herbeigefiihrt  worden  sind^). 

Die  praktischen  Folgen  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
und  der  Stiftung  des  Rheinbundes  waren: 

I.  SämmtUche  bisherige  Reichsstände,  welche  als  Mitglieder 
dem  Rheinbünde  beigetreten  waren,  so  wie  auch  alle  diejenigen, 
deren  Gebiete  ausserhalb  der  Länder  der  Rheinbundsfürsten 


**)  unter  dem  21.  August  1806  wurden  dem  kursächs.  Minister  Grafen 
y.  Görtz  Yon  dem  preuss.  Minister  v.  Haugwitz  die  vorläufigen 
Grundlinien  zu  einer  neuen  Constitution  für  das  nördliche  Deutschland 
unter  dem  Namen  eines  norddeutschen  Reichsbundes  mitgetheilt. 
Als  Zweck  des  Bundes  wurde  erklärt  (ähnlich  wie  in  der  jetzigen  deutschen 
Bondesakte) :  Sicherheit  von  Aussen  und  im  Innern.  Als  die  drei  vorzüg- 
lichsten Mitglieder  dieses  neuen  Staatensystems  sollten  Preussen,  Eursachsen 
und  Hessen  zusammen  das  Direktorium  haben.  Preussen  sollte  die 
Würde  eines  Kaisers  von  Norddeutschland  annehmen,  Sachsed  und  Hessen 
die  Königswürde.  Yergl.  den  Text  bei  Mirus,  diplom.  Arch.  f.  d.  deut. 
Bundesstaaten  Bd.  I.  Abthl.  I.  S.  843. 

*»)  Siehe  das  Verzeichniss  der  dem  Rheinbund  beigetretenen  Staaten 
in  meiner  deutschen  R.-Gesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  H.  §.  79.  Note  4  u.  5.  — 
Einen  Auszug  aus  dem  Dekret  v.  Fontainebleau,  d.  d.  15.  Nov.  1807,  wodurch 
Napoleon  I.  das  Königreich  Westphalen  erschuf,  s.  bei  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  I.  S.  106;  die  Documente  über  die 
Vereinigung  von  HoUand,  Ostfriesland,  Jever,  Lauenburg,  den  Hanse- 
städten u.  s.  w.  mit  Frankreich,  siehe  ebendaselbst,  Thl.  I.  S.  103  flg. 

0  Klüber,  öflFentl.  Recht,  §.  48—53.  —  Maurenbrecher,  Staatsr. 
§.  92  fl.  —  H  A.  Zachariae,  Staatsr.  S.  37  fl.  —  J.  Held,  System  des 
Verf.-Rechte8,  Bd.  I.  (1856)  S.  460  flg. 
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lagen,  traten  in  den  Besitz  der  yollen  Souverainetätünd 
nahmen  dieser  neuen  Stellung  entspreebende  Titel  an^. 

n.  Die  gesammte  Reichsritterschaft,  so  wie  auch 
viele  Reichsstände  wurden  den  Rheinbundsftlrsten  als  Unter- 
thanen  unterworfen^),  welche  Snbjektion  man  jedoch,  dem 
Spracbgebrauche  in  der  Reicbszeit  (§.90.)  anschliessend,  als 
Medjatisirung  zu  bezeichnen  pflegt^).  Auch  diese  sogen. 
Mediatisirung  war  eben  so,  wie  die  im  J.  1803  durcbgefidirte 
Säkularisation,  ein  Oewaltstreich. 

III.  Für  die  Rheinbundsstaaten  wurde  die  verbindliche 
Kraft  der  Reichsgesetze  ausdrücklieh  durch  die Rheinbnnds- 
akte  als  erloschen  erklärt,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Rechte 
der  Gläubiger  und  Pensionäre  aus  dem  Reichsdeputationshanpt- 
schlusse  V.  25.  Febr.  1803,  und  der  ebendaselbst  getroffenen 
Bestimmungen  über  den  Rheinschifffahrts-Oktroi  ^). 

IV.  Alle  Rechte  und  Pflichten,  welche  sich  auf  den  dürci 
die  bisherige  Reichsverfassung  begründeten  öffeutlichen 
Rechtszustand  bezogen,  erloschen  von  selbst  mit  der  Auflösung 
des  Reiches,  da  hiermit  ihr  Objekt  hin  weggefallen  war'). 


*)  Vergl.  z.  B.  Rheinbundsakte,  art.  4.  5. 

3)  Hheinbundsakte,  art.  25.  ,,Cliacun  des  Bois  et  des  Prmces 
conföd^r^s  poss^dera  en  toute  souverainete  les  terres  ^questres  endaYfe" 
dans  ses  possessions;  quant  aux  terres  ^questres  enclav^es  entre  deux  des 
Etats  confi^deres,  elles  seront  partag^es  quand  k  la  souverainete  entre  les 
deux  Etats,  aussi  ^galement,  que  faire  se  pourra,  mais  de  mani^re  a  ce 
qu'il  n'en  resulte  ni  morcellement  ni  melange  des  territoires.'*  —  Bayern. 
Württemberg  und  Baden  hatten  die  von  ihren  Ländern  umschlcsseoen 
reichsritterschaftlichen  Gebiete  sogar  schon  durch  ein  Dekret  Napoleons 
vom  19.  December  1805  (vor  dem  Pressburger  Frieden)  zugewiesen  erhalten. 
Die  Reichsstadt  Augsburg  hatte  Bayern  schon  durch  den  Pressbuifer 
Frieden,  art.  13,  erhalten;  durch  die  Rheinbundsakte  art  17,  erhielt  es  jetzt 
auch  die  Reichsstadt  Nürnberg.  Auch  die  Besitzungen  des  deutsclieD 
Ordens  und  des  Johanniter-Ordens,  welche  bei  der  Säkularisation 
im  J.  1803  noch  verschont  worden  waren,  kamen  jetzt  zur  Yertheilung. 
Rheinbundsakte  art.  17  fl. 

<)  OfHciell  spricht  z.  B.  die  deutsche  Bundesakte  art  14  von  den  ,M 
J.  1806  und  seitdem  mittelbar  gewordenen  ehemaligen Reichsständen nod 
Reichsangehörigen." 

5)  Ueber  den  art.  2  der  Rheinbundsakte  siehe  oben  §.  72,  II. 

^)  So  z.  B.  die  Reichshoheit  mit  allen  ihren  Wirkungen,  Beschränkoogeo 
der  Landesherren  und  dergl.,  die  Reichswürden  und  Aemter,  die  Reichs- 
gerichte, der  Reichslehnverband  u.  s.  w. 
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y.  Den  mediatisirten  Reichsständen  wurde,  im  Ge- 
fühle des  an  ihnen  begangenen  Unrechts,  eine  bevorzugte  persön- 
liche nnd  priyatrechtliche  Stellung  zugesichert^).  Namentlich 
sollten  ihnen  a)  ihre  Domänen  als  freies,  allodiales 
Privat-Eigenthnm  verbleiben,  so  wie  auch  alle  anderen 
Herren-  nnd  Fendalrechte  nnd  andere  nach  den  Grundsätzen  des 
deutschen  Rechtes  fUr  patrimonial  zu  achtenden  Rechte  und  * 
Renten,  sogar  die  niedere  und  mittlere  Gerichtsbarkeit,  und 
überhaupt  alle  Rechte,  welche  nicht  wesentlich  mit  der 
Souverainetät  zusammenhäugen  ^),  so  dass  die  Mediatisirten  in 
eine  den  mediatisirten  Landesherren  (statua  exendi)  der  Reichs- 
zeit (§.  90.)  ähnliche  Stellung  gebracht  wurden,  b)  Den 
mediatisirten  Fürsten  und  Grafen  und  deren  Familiengliedem 
wurde  das  Recht  bewilligt',  in  Criminalsachen  durch 
Standesgleiche  (ein  Judicium  parium)  gerichtet  zu  werden, 
welches  aber  irrig  als  droit  d'austregues  bezeichnet  wurde®): 
c)  auch  wurde  ihnen  das  Recht  bewilligt,  ihren  Wohnsitz 
beliebig  in  allen  Rheinbundsstaaten,  oder  anderen  in  fried- 
lichen Verhältnissen  mit  dem  Rheinbunde  stehenden  Staaten, 
oder  ihren  etwa  ausserhalb  des  Rheinbundsgebietes  liegenden 
Bonverainen  Besitzungen  zu  nehmen  ^^).  d)  Sie  sollten  ihre  Kapi- 
talien und  Revenuen  erheben  und  beziehen  können,  ohne  dess- 


^  Ueber  die  praktische  Bedeutung  der  Rechte  der  Mediatisirten 
nnd  deren  vielfSsurbe  Missbandlung  durch  die  Landesgesetz- 
gebung  siehe  unten  §.  319  flg. 

")  Rheinbundsakte,  art.  27.  ,,Les  Princes  ou  Comtes  actuellcment 
r^gnants  conserveront  chacun,  comme  propriiti  pcUrimomcde  et  privie^  tous 
les  domcdnes  sans  exception,  qu'ils  poss^dent  niaintenant,  ainsi  que  tous 
les  droits  seigneuriaux  etf^odaux  non  esaentieüement  inh^rens  ä  la  sou- 
Terainetä,  et  notamment  les  droits  de  la  hasse  et  moyenne  Jurisdiction  en 
matiere  civüe  et  criminelle,  de  Jurisdiction  et  de  poUce  forestihe,  de  chasse, 
de  pkche,  de  nUnes,  ^usines,  de  dimes  et  prestatiovis  f  Nodales,  de  patronage 
et  (nttres  semblables,  et  les  revenus  provenans  des  dits  domaines  et 
droits."  —  Ob  und  inwiefeme  den  Mediatisirten  ihre  Zollrechte  hier- 
nach yerbleiben  sollten,  siehe  unten  §.  320. 

»)  Rheinbundsakte,  art.  28.  „En  matiere  criminelle  les  princes 
et  comtes  actuellement  r^gnans  et  leurs  hSritiers  jouiront  des  droits 
d'austrhguesy  c.  a.  d.  d'ötre  jug^s  par  leurs  pairs.**  —  Die  richtige  Bedeu- 
tong  von  jus  austraegarum,^.  oben  §.  101. 

*^)  Rheinbundsakte,  art  31. 


««)  Ebendas.  art  81  a.  E. 

^')  Ebendas.  art.  28  a.  E.  „ . . .  danS^ucun  cas  la  confiscation  de  leurs 
biens  ne  pourra  ^tre  prononc^e  ni  avoir  lieu,  mais  les  revenus  pourront 
Stre  s^questr^s  pendant  la  yie  des  condamnös.** 

*')  Rheinbundsakte,  art.  26.  „Les  droits  de  souverainet<$  sont 
ceux  de  legislation,  de  Jurisdiction  supreme,  de  haute  police,  de  coDscrip- 
tion  militaire  ou  recrutement  et  d'impöt." 

")  Rheinbundsakte,  art.  34.  „Les  Rois,  Grand-Ducs  et  Prince 
confi^der^s  renoncent,  chacun  d'eux  pour  soi,  ses  h^ritiers  et  successeuis. 
h  tout  droit  actuelj  qu'il  pourrait  avoir  ou  pritendre  sur  les  possegsicm 
des  autres  membres  de  la  confdd^ration,  telles  qu^elles  sont  et  telles  qu'elles 
doivent  ^tre,  en  conscquence  du  present  traite;  les  droüa  ^ventuels  de  «ue- 
cession  demeurant  seuls  r6serv4s,  et  pour  le  cas  seulement  oü  viendrait  ä 
s'^teindre  la  maison  ou  la  brauche,  qui  possäde  maintenant,  ou  doit,  en 
vertue  du  präsent  traitö,  poss^der  en  souverainet^  les  territoires,  domaines 
et  biens,  sur  lesquels  les  susdits  droits  peuvent  s'etendre.*'  üeber  des 
Sinn  dieses  Artikels  und  seine  fortdauernde  Giltigkeit  siehe  besonders 
Kl  über,  Abhdl.  1830.  Bd.  I,  S.  1  fl.  —  Prot.  d.  B.  V.  1846,  §.  62,  S.  lia 

*B)  Durch  die  allgemeine  Wortfassung  des  im  art.  34  der  Rheinbunds- 
akte  aufgenommenen  Vorbehalts  der  künftigen  Successionsrechte  ist  f&r  die 
Familien  der  Rheinbundsfärsten  untereinander  der  Streitfrage  über  die  fort- 
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halb  irgend  einer  Stener  oder  Abgabe  unterworfen  zu  sein^^;  | 
auch  sollte  e)  gegen  sie  keine  Yermögensconfiskation  als  Strafe  | 
ausgesprochen  werden  dürfen  ^^).  | 

VI.  In  Rücksicht  auf  die  Yorgenommenen  MediatLsirangen  1 
wurde  eine  ausdrückliche  Aufzählung  der  Hechte  gegeben, 
welche  fortan  principiell  als  die  eigentlichen  Souverainetäts- 
rechte  gelten  sollten,  nämlich  Gesetzgebung,  Gerichts- 
barkeit der  dritten  Instanz,  hohe  Polizei,  Militär- 
conscription  und  Besteuerung^^). 

Vn.  In  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  der  Rheinbunds- 
akte  art.  34  (sogen.  Verzichts-Artikel)  verzichteten  alle 
RheinbundsfUrsten  gegenseitig  auf  alle  Rechte,  welche  dem 
Einen  in  dem  Gebiete  des  andern  gegenwärtig  wirklich 
zustanden  und  ausgeübt  wurden,  oder  etwa  als  gegen- 
wärtig zustehend  behauptet  werden  mochten.  Gegenseitig 
vorbehalten  sind  jedoch  die  künftigen  Successionsrechte^^), 
ohne  Unterscheidung,  ob  sie  auf  Geblütsrecht,  oder  auf  einem 
anderen,  z.B.  lehenrechtlichen  Titel,  wie  Eventualbelehnung 
und  dgl.  beruhen  ^^). 


§.  107.  yerftndeningen  in  dem  Rechtsznstande  Deatschlands.     267 

VIIL  Unbestreitbar  begreift  der  im  art.  34  der  Bhein- 
bnndsakte  erklärte  Verzicht  alle  bisherigen  landesherrlichen 
and  lehensherrlichen  Bechte^  welche  ein  Rheinbnndsfllrst 
aber  das  Land  oder  Gebietstheile  eines  anderen Rhein- 
bimdBftrsten  bisher  in  der  Art  hatte^  dass  Letzterer  selbst 
Dur  ein  subordinirter  Landesherr  (§.  103.  XIV.)  oder 
sein  Vasall  war^^);  nnd  eben  so  nnbestreitbar  begriff  dieser 
Verzicht  auch  alle  anderen  einzehienHoheits-  oder  politischen 
Rechte,  welche  ein  Rheinbnndsf&rst  bisher  in  dem  Lande  eines 
anderen  Bnndesftlrsten  gehabt  hatte,  also  anch  alle  Staats- 
servituten^''). 

IX.  Dagegen  ist  eben  so  gewiss,  dass  sich  dieser  Verzicht 
nicht  anf  Priyatrechte,  wie  z.  B.  das  Eigenthum  an  Gfltem 
bezog,  die  ein  BheinbundsfOrst  im  Lande  eines  anderen  nach 
blossen  privatrechtlichen  Titeln  besass  ^^). 

X.  Folgerichtig  mttsste  das  Gleiche  auch  hinsichtlich  der 
Lehensherrlichkeit  eines  ^einbundsftbrsten  über  Privat- 
Guter  gelten,  welche  in  dem  Gebiete  eines  Anderen  lagen 
und  von  Edelleuten  als  seine  Vasallen  besessen  wnrden,  da 
eine  solche  Lehensherrlichkeit  heut  zu  Tage  nur  noch  einen 
rein  privatrechtlichen  Charakter  hat;  jedoch  nahmen  die  meisten 
BhembundsfUrsten  in  dieser  Hinsicht  das  Gegentheil  an,  und 
gestatteten  ihren  Unterthanen  nicht,  den  bisherigen  Lehenver- 
band mit  einem  auswärtigen  Ftlrsten  fortzusetzen,  sondern 
erklärten  dessen  Lehensherrlichkeit  als  auf  sich  überge- 
gangen !•). 


daaernde  Wirkung  der  Eyentualbelehnungen  vorgebeugt  worden, 
welche  in  Bezug  auf  die  übrigen  deutschen  Fürstenhäuser  angeregt  werden 
kann.    Hiervon  wird  unten  im  §.  257  gehandelt 

«)  Unabhängigkeit  der  Mitglieder  von  jeder  Oberherrlichkeit 
▼ar  der  Grundgedanke  des  Bheinbunds.  Yergl.  Rheinbundsakte  art.  7. 
Schreiben  Napoleon*s  I.  an  den  Fürst-Primas  vom  11.  September  1806: 
..Les  princes  de  la  conföd^ration  du  Rhin  sont  ^oaverainB^  qui  n'ont  poinl 
de  suzermn!"  —  Vergl.  unten  §.  258.' 

«0  Kl  über,  Abhandl.  I,  S.  15  fl.  —  Ob  die  Staatsberechtigung  den 
Rheinbundsf&rsten  etwa  bisher  nach  der  Reichsverfassung  grundgesetzlich 
oder  herkömmlich  gegenseitig  zugestanden  hatte,  wie  z.  B.  das  Recht 
der  Nach  eile,  ist  gleichgütig.    Ebendas.  S.  14. 

«)  Klüber,  Abhdl,  I,  S.  30  fl. 

")  Vergl.  unten  §.  523. 
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XI.  Streitig  war  unter  den  Publicisten,  ob  auch  das  Ein- 
lösungsrecht  bei  einer  Pfandschaft  (sogen.  Territorial- 
pfandschaft), welche  ein  Bheinbandsitirst  von  einem  Anderen 
inne  hatte,  unter  jenem  Verzichte  begriffen  sei ;  es  hat  jedoch 
diese  Frage  aus  Mängel  an  FäUen  niemals  praktische  Bedeu- 
tung erhalten  2®). 

Xn.  Die  zur  Zeit  der  Beichsverbindung  den  bisherigai 
Landesherren  gegenüber  wohlbegründeten  Rechte  der  Landstände 
und  einzelner  Unterthanen  oder  Klassen  derselben  wnrden,  an 
sich  betrachtet,  durch  die  Auflösung  des  Beiches  in  keiner 
Weise  berührt.  In  der  Erweiterung,  welche  die  Landesherrlict 
keit  durch  die  Umbildung  in  eine  volle  Souverainetät  erhielt, 
kann  daher  auch  kein  Sechtsgrund  gefunden  werden,  aus 
welchem  sich  der  bisherige  Landesherr  oder  dessen  nun- 
mehriger Nachfolger  von  der  Verpflichtung  zur  Anerkennung 
und  Achtung  der  landständischen  und  anderen  wohlerworbenen 
Rechte  der  Unterthanen  hätte  loszählen  können.  Jedoch  wurde 
in  manchen  Staaten  auch  in  dieser  Beziehung  sehr  willkUhrlieh 
verfahren  ^*).  Das  Beispiel  der  Missachtung  historisch  begrün- 
deter Rechte  und  deren  eigenmächtiger  Beseitigung  unter  dem 
Verwände  des  öffentlichen  Wohles,  welches  damals  nicht  selten 


^)  Man  war  darüber  einig,  dass  die  durch  Pfandschaft  (als  eine  Art 
von  Staatsvertrag)  begründeten  Rechte  Staatsberechti gangen  seien. 
Sodann  unterschied  man  mehrere  FäUe:  1)  war  die  Püandsdiafi  ein  selbst- 
ständiges Gebiet,  so  sollte  man  den  art.  34  gar  nicht  darauf  beziehen,  weil 
sie  hier  der  Pfandinhaber  nicht  als  sein  Gebiet  inne  habe,  daher  er  also 
dem  Yerpfönder  die  Einlösung  nicht  weigern  könne;  2)  war  das  Pfand- 
Objekt  ein  Hoheitsrecht,  welches  im  Lande  des  Pfandschuldners  selbst 
auszuüben  war,  so  erlosch  das  Ausübungsrecht  des  Gläubigers,  als 
droit  actud  in  fremdem  Gebiete  kraft  des  art  34  der  Kheinbundsakte;  er 
behielt  aber  sein  Forderungsrecht  auf  Rückzahlung  der  Schuld;  3)  war  das 
Pfandobjekt  eine  S  taatsberechtigung,  die  der  Schuldner  in  dem  Lande 
des  Gläubigers  (des  Pfandbesitzers)  selbst  auszuüben  hatte,  so  erlosch  aas 
gleichem  Grunde,  wie  im  vorigen  Falle,  das  Einlösungsrecht  des 
Schuldners,  weil  seine  bisherige  (von  ihm  verpfändete)  Staatsberechtigung 
an  sich  nicht  mehr  im  Gebiete  eines  bundesverwandten  Fürsten  bestehen 
konnte:  folgerichtig  hatte  er  aber  auch  weiter  keine  Einlösungspflicht, 
da  der  Gläubiger  das  verpfändete  Objekt  sich  aneignen  durfte.  —  YerjrL 
üoer  diese  Streitfrage  Kl  über,  Abhdl.  I,  S.  31fl.  (der  jedoch  den  letzten 
Fall  ganz  übergangen  hat). 

«0  Siehe  oben  §.  72.  Note  3. 
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Ton  oben  heronter  gegeben  wurde ,  hat  nicht  verfehlt,  in  der 
neaeren  Zeit  yielfache  Nachahmung  von  Unten,  zum  merklichen 
Schaden  des  monarchischen  Principes  selbst,  hervorzurufen  ^2), 

XIII.  Weder  bei  der  Gründung  des  Rheinbundes,  noch 
bei  der  Auflösung  des  Reiches  war  eine  Vorsorge  fttr  die  Be- 
zahlnug  der  allgemeinen  Reichsschulden,  (Schulden  der  Reichs- 
operationskasse), noch  auch  fttr  die  Versorgung  der 
Angestellten  des  Reiches,  wie  z.  B.  des  Reichskammergerichts- 
Personals,  getrolBFen  worden 2^).  Nur  hinsichtlich  der  Kreis- 
schulden  erkannten  die  Rheinbundsfttrsten  die  Verpflichtung 
an,  dieselben'  nach  dem  Verhältniss  ihrer  nunmehrigen  Terri- 
torien zu  bezahlen*^). 

XIV.  Die  Bestimmungen  der  Rheinbundsakte  über  die 
Organisation  des  Rheinbundes  sind  niemals  ins  Leben  ge- 
treten. Die  projektirte  Bundesversammlung  sollte  ihren  Sitz 
zu  Frankfurt  haben  und  in  zwei  getrennten  Collegien, 
einem  Colleg  der  Könige  und  Grossherzoge,  und  einem  GoUeg 
der  Fürsten  verhandeln,  was  an  die  Einrichtung  der  früheren 
ordentlichen  Reichsdeputation  erinnert  ^^),  und  in  so  ferne  nicht 
unzweckmässig  ausgedacht  war,  als  voraussichtlich  nach  er- 
folgter Verständigung  unter  den  grösseren  Bundesgliedem  die 
Zustimmung  der  kleineren  mit  Sicherheit  zu  erwarten  war. 


*>)  Mit  Recht  nennt  auch  H.  A.  Zachariä,  Staatsrecht,  §.  37,  Y.  den 
in  der  Rheinbondszeit  häufig  aufgestellten  Satz,  dass  alle  Hechte  der 
Unterthanen,  insbesondere  auch  der  Mediatisirten,  einer  will* 
kührlichen  Bestimmung  durch  die  Souveraine  unterlägen,  soferne  sie 
nicht  durch  die  Rheinbundsakte  neu  bestimmt,  oder  durch  das  natürliche 
Staaterecht  als  nothwendig  gesetzt  seien,  eine  despotisch-revolutio- 
näre Lehre. 

^)  Ueber  die  Frage ,  ob  mit  dem  Untergang  des  deutschen  Reiches 
auch  die  Ton  der  Reichsgewalt  contrahirten  Schulden  erloschen  sind,  siehe 
nntea  in  der  Lehre  von  der  Finanzhoheit. 

**)  Rheinbundsakte,  art  29,  „Les  Etats  conf6d4r^s  contribueront 
VI  pajement  des  dettes  actueües  des  cerclea,  non  seulement  pour  lenrs 
possessions  andennes,  mais  aussi  pour  les  territoires,  qni  doivent  6tre 
respectiyement  soumis  ä  leur  souverainete.'* 

«)  Siehe  oben  §.  81.  Note  5. 
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§.  108. 
Entstehungsgeschiclite  des  deutschen  Bundes. 

Der  Zustand  staatsrechtlicher  Yereinzelang,  welcher  ftlr  die 
deutschen  Länder  durch  die  Anflösnng  des  deutschen  Reiches 
herbeigeftthrt  worden  war,  so  wie  auch  der  Rheinbund,  welcher 
ftr  seine  Mi^lieder  gewissermassen  die  Stelle  des  Beichsver- 
bandes  yertreten  sollte,  waren  glflcklicher  Weise  von  keiner 
langen  Dauer.  Nachdem  zwischen  Russland  und  Preussen  im 
J.  1813  (28.  Febr.)  ein  Bündniss  zu  Kaiisch  gegen  Napoleon  I. 
geschlossen  worden  war^),  hatte  sich  der  rheinische  Bund 
durch  den   allmähligen  Beitritt   seiner  Mitglieder   zu   diesem 


0  Märten s,  suppl.  V.,  p.  234. 
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Vei-trage  stillschweigend  aufgelöst  Hierauf  wurde  zuerst  durch 
den  Art.  6  des  ersten  Pariser  Friedens  vom  30.  Mai  18U 
festgesetzt y  dass  die  deutschen  Staaten  unabhängig  und 
durch  einen  Föderativ-Verband  vereinigt  sein  sollten*). 
Die  weitere  Organisation  des  Bundes  wurde  nach  dem  ersten 
geheimen  Artikel  dieses  Friedens  dem  2  Monate  später  zu  er- 
öffnenden Wiener  Congresse  vorbehalten  ^).  Die  Eröfenng 
des  Wiener  Congresses  verzögerte  sich  jedoch  noch  bis  zam 
1.  November  1814.  Hier  erklärten  sich  fünf  deutsche  Höfe: 
Oesterreich,  Preussen,  Bayern^  Hannover  und  Würtemberg,  ab 
ein  Comit6  zur  Regulirung  der  deutschen  Verfassungsangelegen- 
heiten.  Dieses  Comit6  löste  sich  aber  schon  am  16.  Nov.  18U 
nach  13  Sitzungen  wieder  auf,  ohne  ein  Resultat  geliefert  zn 
haben*).  Da  Bayern  und  Wttrtemberg  gegen  die  von 
Preussen  und  Hannover  vorgelegten  Verfassungsentwürfe  Wider- 
spruch erhoben,  und  die  übrigen  deutschen  Staaten  durch  eine 
Note  vom  16.  Novbr.  1814  Theilnahme  an  den  BerathuDgen 
verlangt  hatten,  so  gerieth  das  deutsche  Verfassungswerk  ins 
Stocken,  und  überhaupt  stand  der  ganze  Congress  auf  dem 
Punkte,  sich  ohne  Beschlussfassung  aufzulösen,  weil  sich  unter 
den  Grossmächten  eine  Meinungsverschiedenheit  über  das 
künftige  Schicksal  von  Sachsen  und  Polen  ergeben  hatte. 
Als  aber  endlich  am  11.  März  1815  die  Nachricht  von  Napal^ns 
Flucht  aus  Elba  und  von  seinem  Wiedererscheinen  in  Frank 
reich  eintraf,  fühlten  sich  die  Monarchen  neuerdings  zur  Einig 
keit  und  Eile  gedrungen,  und  nun  wurden  die  deutschen  An- 
gelegenheiten in  11  Sitzungen,  vom  23.  Mai  bis  10.  Juni  1815, 
verhandelt,  wozu  diesmal  die  Bevollmächtigten  von  36  ehe- 
maligen deutschen  Beichsständen  zugezogen  w]irden.  Baden 
und  Würtemberg  hielten  sich  jedoch  jetzt  aus  Besorgniss 
vor  Napoleon  von  der  Berathung  entfernt.  Auch  hatte  Hessen- 
Homburg  keinen  Antheil  daran.  In  jenen  11  Sitzungen  kamen 
20  Artikel  zu  Stande,  die  von  36  deutschen  Staaten,  zuerst 
einzeln  am  8.  Juni  1815. angenommen,  und  dann  zusammen 

«)  I.  Pariser  Frieden,  v.  30.  Mai  1814,  Art  6.  „Lea  6tats  de  rAüemagnf 
seroTit  ind^endants  et  ums  par  un  lien  fkdhatif}^'—  (Bei  v.  Meyer. 
Corp.  Jur.  Conföd.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  I.  S.  242. 

»)  Klub  er,  üebersicht,  S.  122  fl. 

♦)  Klüber,  üebersicht,  S.  59  fl. 
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als  Bnndesakte  am  10.  Juni  1815  zu  Wien  unterzeichnet 
wurden 0.  Für  Baden  and  Wttrtemberg  wurde  der  Beitritt 
ausdrücklich  vorbehalten^).  Baden  trat  sodann  am  26.  Juli 
1815,  Wttrtemberg  am  1.  Sept.  1815  dem  deutschen  Bunde 
bei^.  Hessen-Homburgy  das  zur  Zeit  der  Abschliessung 
der  Bund^sakte  unter  der  Hoheit  von  Hessen-Darmstadt 
8tand,  wurde  erst  am  7.  Juli  1817  in  den  deutschen  Bund 
aufgenommen  ^).  Von  den  früheren  Bheinbundsfttrsten^  die  zur 
Zeit  des  Wiener  Congresses  noch  souverain  waren,  wurde  nur 
zweien,  nämlich  dem  Fürsten  von  Isenburg  und  dem  Fürsten 
TOD  der  Ley  en,  die  Bundesgenossenschaft  verweigert  ^).  Beide 
wurden  durch  die  Wiener  Congressakte  vom  9.  Juni  1815, 
wegen  ihrer  früheren  Anhänglichkeit  an  Napoleon,  der  Hoheit 
Ton  Oesterreich  unterworfen*^).  Eben  so  bemühte  sich  der 
Graf  V.  Bentinck  vergeblich,  den  souverainen  Besitz  seiner 
&tiher  reichsunmittelbaren  Herrschaft  Kniphausen  wieder  zu 
erlangen  und  in  die  Bundesgenossenschaft  aufgenommen  zu 
werden*').     Dagegen   wurde   Frankfurt   wieder    als   freie 


^  Die  Grundlage  der  Berathungen  bildete  ein  in  der  Sitzung  y.  23.  Mai 
Ton  dem  Oesterreichischen  ersten  Bevollmächtigten  im  Einverständ- 
nisse mit  Preussen  vorgelegter  Entwurf;  hierauf  wurde  noch  von  einer  dazu 
ernannten  Redaktions-Gommission  ein  Entwurf  ausgearbeitet  (vorgelegt  am 
2.  Jani  1815).  —  üeber  die  verschiedenen  amtlichen  Entwürfe  des  Grund- 
TertragB  des  deutschen  Bundes  vergl.  El  über,  Uebersicht,  S.  61  u.  flg.  567; 
oüd  dessen  Akten  des  Wiener  Gongr.,  Bd.  n.,  S.  293. 

*)  Kl  üb  er,  Akten  des  Wiener  Gongresses,  n.  Bd.  S.  457  u.  564. 

^  S.  die  ürk.  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
m  IL  8.  15. 

•)  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  n.  8.  51.  — 
Das  Stimmverhältniss  Hessen-Homburgs  blieb  hier  noch  ausgesetzt  YergL 
unten  §.  114. 

9)  Kl  üb  er,  Akten  des  Wiener  Gongr.  11.  Bd.  8.  579.  581. 

»)  W.  G.-A.  art.  51  u.  52.  —  Kl  über,  üebersicht,  S.  90. 

*')  Erst  durch  ein  unter  Yermittelung  von  Gestenreich,  Preussen  und 
Rassland  zu  Stande  gekommenes  Abkommen  mit  Oldenburg,  d.  d.  Berlin, 
den  8.  Juni  1825,  welches  sodann  der  deutsche  Bund  garantirte,  erhielt  der 
Graf  Y.  Bentinck  die  Landesregierung  der  Herrschaft  Kniphausen  in 
dem  Masse  wieder,  wie.  sie  ihm  vor  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
zugestanden,  und  Oldenburg  trat  in  Bezug  auf  ihn  und  die  Herrschaft 
Kniphausen  ganz  in  das  ehemalige  Verhältniss  von  Kaiser  und  Reich,  so 
dass  also  die  Herrschaft  Kniphausen  als  ein  halbsouverainer  Staat  erschien, 
der  in  Bezug  auf  den  deutschen  Bund  durch  Oldenburg  vertreten  wurde, 

ZSpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.  I.  18 
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Stadt  anerkannt  und  als  Bnndesglied  aufgenommen^^).  Die 
Eröffnung  der  deutschen  Bundesyersammlung  verzögerte  sich 
aber  bis  zum  5.  September  1816  *^). 

§.  109. 

Quellen  des  deutschen  Bundesrechts. 

A)   Grundverträge   oder   Grundgesetze   des   deutschen 

Bundes, 

Die  Grundverträge  oder  sogen.  Grundgesetze  des 
deutschen  Bundes^),  d.  h.  diejenigen  Staatsverträge ,  wdche 
die  Bestimmungen  über  die  Eingehung  des  deutschen  Bundes, 
seine  Zwecke,  die  Form  desselben,  das  Subjekt  der  Bundes- 
gewalt  und  die  Verbttrgung  der  Rechte  der  einzelnen  Iffitglieder 
des  Bundes  enthalten,  sind:  1.  Die  Bundesakte  vom  8.  Juni 
1815;  2.  die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerialkonferenzen 
vom  15.  Mai  1820. 

I.  Von  den  20  Artikeln  der  deutschen  Bundesakte  betreffen 
nur  die  11  ersten  Artikel  unter  der  Bubrik:  „Allgemeine  Be- 
stimmungen'^ das  eigentliche  Bundesrecht.  Die  Artikel  12—19 
umfassen  dagegen  unter  der  Bubrik:  ,, Besondere  Bestinh 
mungen^'  vertragsmässige  Bestimmungen  zur  gleichmässigeo  | 
Begulirung  einzelner  staatsrechtlicher  Verhältnisse  in  den  ein- 1 
zelnen  Bundesstaaten,  über  deren  Vollzug  die  Bundesversamm- ; 


und  das  Oberappellationsgericht  von  Oldenburg  als  oberstes  Gericht  an  da  i 
Stelle  der  ehemaligen  höchsten  Reichsgerichte  anzuerkennen  hatte.  Sidie 
die  hierher  gehörigen  Aktenstücke,  bei  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jor.  Confoed 
Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  ü.  S.  178  £  —  Nunmehr  ist  die  Herrschaft  Knip- 
hausen  yertragsmässig  von  Oldenburg  erworben  und  in  Besitz  genommefi 
worden  (1.  Aug.  1854),  und  somit  diese  staatsrechtliche  Singularität  voll- 
ständig beseitigt  Protok.  der  B.-V.  1854,  Sitz.  25,  §,  248,  S.  773,  in 
G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  Tbl.  II.  S.  608  flg. 

")  W.  C.-A.  art.  46. 

«)  G.  Y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  U.  (1859) 
S.  20. 

^)  Dass  Grundverträge  und  Grundgesetze  des  deutschen  Bundes 
ganz  gleichbedeutend  sind  (in  demselben  Sinne,  wie  von  Lex  cotUracha 
gesprochen  werden  kann),  sagt  ausdrücklich  die  W.  S.  A.,  art  3.  —  Ueber 
den  Begriff  der  Grundgesetze  yergl.  y.  Dresch,  AbhandL  1832.  Nr.  IL 
S.  23.  —  Keyscher,  publ.  Vers.,  S.  114. 
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lung  zu  wachen  hat.  Der  Art.  20  enthält  nur  die  Batifikationfi- 
formel.  Die  deutsche  Bnndesakte  ist  im  Art.  118,  Nr.  9 
der  Wiener  Congressakte  vom  9.  Juni  1815  im  Ganzen  als 
ein  integrirender  Theil  derselben  erklärt^).  In  der  Wiener 
Congressakte  sind  übrigens  (als  deren  Artikel  53—63)  nur  die 
11  ersten  Artikel  der  Bnndesakte  wörtlich  aufgenommen,  jedoch 
mit  dem  ausdrücklichen  Beifügen  (im  Art.  64  der  W.  G.-A.), 
dass  die  übrigen  Artikel,  welche  unter  der  Bezeichnung  „  be- 
sondere Bestimmungen^^  zusammengestellt  sind,  dieselbe  Kraft 
und  Geltung  haben  sollen,  als  wenn  sie  ebenfalls  wörtlich  in 
die  Congressakte  aufgenommen  worden  wären.  Aus  dieser 
Einverleibung  der  deutschen  Bundesakte  in  die 
Wiener  Congressakte  darf  aber  kein  Becht  der 
Mächte,  welche  diese  letztere  unterzeichnet  haben,  abgeleitet 
werden,  sich  in  die  rein  deutschen  Angelegenheiten  einzu- 
mischen. Dies  ist  auch  bereits  positiv  durch  einen  Bundes- 
beschlnss  vom  18.  Sept.  1834,  Protok.  §.  455  3),*  un^  wieder- 
holt durch  die  fiundesbeschlüsse  vom  17.  Juli  1851^),  Protok. 


*)  Ueber  den  rechtlichen  Werih  der  franz.  üebersetzung  der  deutschen 
Bundesakte,  als  Beil.  9  der  Wiener  Congressakte,  vergl.  Klflber,  Abhand- 
hmgen  (1830),  Bd.  I.,  Nr.  2. 

')  Der  B.-B,  ▼.  18.  Sept  1834,  welcher  die  versuchte  Einmischung  der 
französischen  und  englischen  Gesandtschaft  in  Betreff  der  Verhält- 
nisse der  freien  Stadt  Frankfurt  zurückwies,  ist  abgedruckt  in  G.  y.  Meyer , 
Corp.  Jur.  Conf.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  ü.  S.  310. 

«)  Der  B.-B.  v.  17.  Juli  1851,  Prot.  §.  75,  bei  G.  v.  Meyer,  a.  a.  0. 
Thl.  n.  S.  552,  erkl&rt  die  mit  Noten  der  französischen  und  eng- 
lischen Gesandtschaft  v.  9.  Juli  1851  tibergebenen  Protestationen  Frank- 
reichs und  Englands  gegen  den  (übrigens  bei  der  B.-V.  gar  nie  in  Antrag 
gewesenen)  Gesammteintritt  von  Oesterreich  und  Preussen  in  den 
deatschen  Bund  „als  eine  fremde  Einmischung  in  die  inneren  Angelegen- 
beiten  des  deutschen  Bundes,  und  eine  Anforderung  von  Rechten  und  Be- 
fugnissen, welche,  als  mit  der  deutschen*  Bundesakte  in  Widerspruch 
stehend,  niemals  zugestanden  werden  können.'*  Der  eben  das.  erstattete 
Präsidialyortrag  erklärt  die  B.-V.  für  „rechtlich  gebunden"  an  ihre 
frühere  (im  B.-B.  vom  18.  Sept.  1834)  ausgesprochene  AufiE&ssung,  „von 
welcher  sie  nicht  abweichen  kann,  ohne  den  Bechtsboden  ihrer  Selbstständig- 
keit zu  untergraben,  und  ihre  darauf  ruhende  Autorität  der  Willkühr  des 
Auslandes  preiszugeben."  —  Yergl.  auch  das  auf  dieselbe  Angelegenheit 
bezügliche  Protok.  d.  B.-V.  vom  6.  Sept  1851,  §.  132;  und  Protok.  vom 
30.  Sept  1851,  §.  161  bei  G.  v.  Meyer,  a.  a.  0.  Thl.  ü.  S.  563,  564. 

18* 


276  §•  109.  Gnmdge8et2e  des  deatschen  ßund^ 

§.  79,  und  vom  6.  Mai  1858,  Protok.  §,  223  s),  auagesprochen 
worden  ^). 

IL  Die  Schlnssakte  der  Wiener  MiniBterialconferenzen 
vom  15.  Mai  1820  (sog.  Wiener  Schlussakte)  umfasst  in  65 
Artikeln,  eben  so  wie  die  Bandesakte,  sowohl  die  eigentlich 
bnndesrechtlichen,  als  anch  die  nach  gemeinsamen  PrincipieB 
zu  regulirenden  inneren  Verfassungsangelegenheiten  der  deut- 
schen Staaten.  Sie  wurde  zur  Vervollständigung  und  Erläute- 
rung der  Bundesakte,  und  zwar,  so  viel  die  V-erfassung  der 
einzelnen  Länder  anbelangt,  zum  Behufe  der  Kräftigung  des 
monarchischen  Princips,  durch  Minister  und  andere  Bevoll- 
mächtigte sämmtlicher  deutschen  Staatsregierungen  anf  den 
sogenannten  Wiener  Ministerialconferenzen  in  den  Jahren  181? 
und  1820  berathen  und  beschlossen'')  und  sodann  von  der 
Bundesversammlung  durch  Bundesbeschluss  vom  8.  Juni  1820 
ausdrücklich  als  ein  Grundgesetz  des  deutschen  Bundes  an- 
erkannt 8). 


B)  Durch  B.-B.  vom  6.  Mai  1858,  Protok.  §.223,  bei  G.  v.  Meyer. 
a.  a.  0.  ThL  n.  S.  682,  Hess  die  B.-V.  durch  ihr  Präsidium  dem  grossbritan- 
nischen  Gesandten  auf  seine  Bevorwortung  einer  Eeclamation  des  General- 
majors H.  J.  W.  Bentinck  eröf&ien :  „dass  die  BundesTersammlung  stets  an 
dem  Grundsatze  festgehalten  hat,  nur  insofern  auf  eine  Bevorwortung  einer 
auswärtigen  Macht  in  Betreff  einer  deutschen  innem  Angelegenheit  einzu- 
gehen, als  solche  auf  den  Inhalt  der  zu  fassenden  EntSchliessung  sich  nicht 
ausdehnt." 

®)  üeber  die  Berechtigung  des  deutschen  Bundes,  sich  selbstständig  n 
entwickeln  und  seine  Verhältnisse  in  üebereinstimmung  mit  dem  Bondes- 
zwecke  zu  ordnen,  siehe  v.  Linde,  Archiv  f.  d.  öffentl.  Recht  des  deot. 
Bundes,  Bd.  I.  Heft  3.  (Giessen  1855)  S.  75  flg, 

')  Die  Protokolle  dieser  Wiener  Ikünisterialconferenzen  sind  nidit  offidell 
gedruckt,  doch  ündet  man  viele  Auszüge  in  El  üb  er  *s  öffentlichem  Bechte. 
so  wie  auch  viele  hieher  gehörige  Notizen  in  C.  Welcker*s  wichtigen 
Urkunden  etc.,  1844.  Nunmehr  sind  dieselben  herausgegeben  worden  ron 
L.  K.  Aegidi,  die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerial - Conferenzen  lur 
Ausbildung  und  Befestigung  des  deut.  Bundes.  Urkunden,  Geschichte  and 
Commentar,  Berlin  1860;  und  von  L.  Fr.  Ilse,  ProtokoUe  der  deutschen 
Ministerial-Conferenzen,  gehalten  zu  Wien  in  den  Jahren  1819  und  1820. 
Frankfurt  a.  M.  1860. 

8)  Ueber  die  Entstehung  und  den  rechtlichen  Werth  der  firanz.  üeber- 
Setzung  der  W.  S.-A.  vergL  Kl  über,  Abhandl.  Bd.  I.  (1830),  I,  Nr.  3. 
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§.  HO. 
B)  Bundesbeschlüsse. 

I.  Die  nächste  hanptsächlichBte  Quelle  für  das  Bandesrecht 
nnd  Zugleich  die  regelmässige  Art,  wie  das  Bnndesrecht  sich 
fortbildet,  ist  die  Abfassung  von  Beschlüssen  der  Bnndes- 
rersammlnng,  welche  als  Ansdmck  des  Gesammtwillens 
des  Bandes  Bandesbeschlüsse  genannt  werden,  und  den 
Charakter  statutarischer  Normen  an  sich  tragen,  welche 
sich  die  Bandesglieder  in  der  grandvertragsmässig  bestimmten 
Weise  aatonomisch  geben  ^). 

n.  In  der  Regel  geschieht  daher  sowohl  die  VorbereitnDg 
imd  Berathang,  als  auch  die  endliche  Abstimmung  in  der  Bundes- 
versammlung; jedoch  ist  es  schon  mehrfach  vorgekommen, 
dass  einzelne.  Angelegenheiten  in  besonderen  Ministerial- 
eonferenzen  ausserhalb  der  Bundesversammlung  berathen 
nnd  darin  Beschlüsse  vorbereitet  wurden,  welche  die  Bundes- 
versammlung nachher  als  die  ihrigen  anerkannte  und  verkündete, 
wie  z.  B.  die  eben  (§.  109)  erwähnte  Wiener  Schlussakte 
vom  15.  Mai  1820;  eben  so  die  Beschlüsse  des  Ministercon- 
gresses  zu  Karlsbad  (August  1819)  über  Missbrauch  der 
Presse,  Universitäten  und  diemagogische  Umtriebe,  welche  die 
Bundesversammlung  emstimmig  am  20.  Sept.  1819  zum  finndes- 
gesetz  erhoben  hat^.  Das  Schlussprotokoll  der  Wiener  Gabinets- 
conferenzen  v.  12.  Juni  1834,  welches  die  Grundsätze  enthält, 

•)  W.  S.-A.  art.  10. 

*)  Vergl.  über  die  Karlsbader  Beschlüsse:  Schaumann,  der  Con- 
^nress  zu  Karlsbad,  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Entwicklung  der  deut. 
Gesammtrerfassung,  in  Baumerts  historischem  Taschenbuch.  III.  Folge, 
2.  Jahrg.  1850,  S.  193  flg.  —  L.  K.  Aegidi,  Aus  dem  Jahre  1819.  Beitrag 
zur  deutschen  Geschichte,  nebst  urkundlicher  Beilage,  die  Registratur  über 
die  in  der  XXXY.  Sitz,  der  Bundesversammlung  v.  20.  Sept.  1819  §.  220  ab- 
gegebenen Abstimmungen  enthaltend,  als  Programm  demVerzeichniss  der  Vor- 
lesungen am  Hamburgischen  akademischen  und  Keal-Gymnasium  beigegeben. 
Hamburg  1861.  —  Siehe  auch  den  Präsidial- Vortrag  in  derselben  Sitzung 
derB.-V.  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  n. 
S.  89  flg.  —  Die  vollständigen  Protokolle  der  Karlsbader  Conferenzen  gibt 
^Velcker,  wichtige  Urkunden  fOr  den  Rechtszustand  der  deutschen  Nation. 
Mannhehn  1844  (2.  Aufl.  1845);  Berichtigungen  hierzu  siehe  bei  Aegidi, 
a.  a.  0.  S.  12  flg. 


278  §•  110.  Bundesbeschlflsse. 

über  welche  sich  die  BevoUmächtigten  der  sämmtlichen  dent 
sehen  Staatsregierungen  zum  Zwecke  ,,der  Erhaltung  der 
Bundesyerfassnng  und  Sicherung  der  landesherrlichen  Antoritit 
nnd  der  öffentlichen  Buhe  und  Ordnung  in  den  emzeheo 
Bundesstaaten  und  zur  Bewahrung  des  in  Deutschland  be- 
stehenden Bechtszustandes  gegen  jeden  Versuch  zu  deaseii 
Verletzung^'  vereinigt  hatten^),  ist  nicht  als  Ganzes  von  der 
Bundesversammlung  zum  Bandesbeschlusse  förmlich  erhobeo 
worden;  es  sind  aber  hieraus  die  Anordnungen  entnommen 
worden,  welche  das  Bundesschiedsgericht  (B.-B.  v.  30.  Oct  1834), 
die  gemeinsamen  Massregeln  in  Betreff  der  Universitäten  (B.-B. 
vom  13.  Nov.  1834  Prot.  §.  546),  und  das  Verbot  der  Aktet 
Versendung  in  Polizei-  und  Criminalsachen  (B.-B.  v.  13.  Not. 
1834,  Prot  §.  547)  betreffen. 

in.  Als  Grundsatz  ist  ausgesprochen,  dass  dieBond^ 
beschlüsse  weder  mit  dem  Geiste  der  Bundesakte  in  Wider- 
spruch stehen,  noch  von  dem  Grundcharakter  de 
Bundes  abweichen  dürfen*).  Die  endgiltige  Entscheidimg 
darüber,  ob  ein  Bundesbeschluss  diesem  Erfordemiss  entspricb 
oder  nicht,  steht  selbstverständlich  der  Bundesversammlung  zu. 
Uebrigens  liegt  in  der  Fassung  eines  Bundesbeschlusses  sdbet 
schon  (impicite)  die  Erklärung  der  Bundesversammlung,  dass 
sie  denselben  als  dem  Geiste  der  Bundesakte  und  dem  Gnisd- 
charakter  des  Bundes  entsprechend  betrachtet.  Die  Frage,  ob 
der  Charakter  des  Bundes  selbst  durch  einen  Bundesbesehlnss 
geändert  werden  könne,  fällt  mit  der  in  der  Bundesakte  selbst 
vorgesehenen  Möglichkeit  einer  Abänderung  der  Bnndes- 
gesetze  in  Eins  zus.ammen^). 

§.  111. 
C)   Die  übrigen  Quellen  des  Bundesrechts. 

I.  Ausser  den  Grundgesetzen  des  deutschen  Bundes  und  den 
Beschlüssen  der  Bundesversanunlung  sind  noch  den  Quellen  des» 
deutschen   Bundesrechts   beizuzählen:    1)  Staatsverträge 

3)  Abgedruckt  ist  das  Schlussprotokoll  der  Wiener  Conferen«  tob 
12.  Juni  1834  in  Welcker,  wichtige  Urkunden.  1844,  S.  373  fl.  (2.  AuÄ 
1845). 

4)  W.  S.-A.  art  4. 

»)  Siehe  unten  §.  139.  140. 
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mit  auswärtigen  Staaten;  2)  das  Herkommen,  das  sich  so- 
wohl in  der  Bondesyersammlung  unter  den  Bundesgliedem  als 
Gesammtheit,  als  auch  im  Yerhältniss  einzelner  Bundesglieder 
zu  dem  Bunde  bilden  kann.  Es  wird  jedoch  Yoraussichtlich 
nur  selten  hierzu  kommen,  weil  die  Bundesrersammlung  durch 
die  Abfassung  von  Bundesbeschltissen,  je  nach  Bedürfniss, 
ihren  Reehtsansichten  leicht  den  entsprechenden  Ausdruck  geben 
kann^). 

U.  Gerichtsgebrauch  kann  dagegen,  insoferne  daraus 
ein  den  Bund  selbst  verpflichtendes  Recht  fliessen  soll,  unter 
den  Quellen  des  Bundesrechts  nicht  aufgeführt  werden,  da  eine 
Bildung  desselben  sowohl  durch  die  Organisation  der  Bundes- 
Tersamndung,  als  durch  den  Organismus  der  beiden  jetzt  be- 
stehenden entscheidenden  Instanzen  des  Bundes,  des  Austrägal- 
gerichtes  und  des  Bundesschiedsgerichtes,  ausgeschlossen  ist 

lEL  Auch  hat  die  Bundesyersanunlung  bereits  ausdrücklich 
erklärt,  dass  sie  alle  doktrinelle  Interpretation  der 
Bandesgesetze  für  sich  als  unverbindlich  betrachtet^), 
was  sich  von  selbst  versteht,  da  ihr  die  Befugniss  zukommt^ 
die  Bundesgesetze  authentisch  zu  interpretiren. 

§.  112. 

Begriff,  Zweck  und  publicistischer  Charakter  des 

deutschen  Bundes. 

I.  Der  deutsche  Bund  ist  nach  ausdrücklicher  Erklärung 
in  der  deutschen  Bundesakte  art.  1.,  und  der  Wiener  Schluss- 
akte V.  1820  art.  1,,  „ein  völkerrechtlicher  Verein  der 
souverainen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutsch- 
lands, und  zwar  ein  „beständiger^^  Bund,  d.h.  nach  der 
Erläuterung,  welche  die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerial- 
conferenzen  v.  1820  art.  5.  hierzu  giebt,  ein  unauflöslicher 


1)  Ein  (and  zwar  bis  jetzt  das  einzige)  Beispiel  eines  Bundesher- 
kommens  findet  sich  unten,  §.  136,  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Mitglieder 
zu  Bondestagscommissionen,  und  auch  dieses  Herkommen  ist  durch  die 
rendirte  Geschäftsordnung  §.  27  (B.-B.  v.  16.  Juni  1854,  Prot  §.  181)  in 
einen  Bundesbeschluss  umgewandelt  worden. 

«)  Beschl.  V.  IL  Dec.  1823.  XXIV.  Sitzung,  §.  167;  bei  y.  Meyer, 
Corp.  jur.  Conf.  Germ.  JL  Thl.,  Nr.  LV.,  S.  151. 
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Verein^  so  dass  ;,der  An  stritt  ans  diesem  Vereine  keinem 
Mitgliede  desselben  frei  stehen  kann."  Hieraus  fo^ 
zngleichy  dass  anch  keinem  Bnndesgliede  die  Bnndesmitglied* 
Schaft  aufgekündigt  werden  kann. 

IL  Als  Zwek  des  deutschen  Bundes  wird  in  der  Bnndo- 
akte  art.  2.,  und  in  der  Wiener  Schlussakte  art  1.  tibereb- 
stimmend  ,,die  Bewahrung  der  Unabhängigkeit  uid 
Unverletzbarkeit  der  im  Bunde  begriffenen  einzelnen 
deutschen  Staaten^),  und  die  Erhaltung  der  inneren 
und  äusseren  Sicherheit  Deutschlands"  (d.  h.  nach  d^r 
älteren Kechtsspra che :  ,,des  Landfriedens")  ausgesprocheo. 

IIL  Dartiber,  dass  der  deutsche  Bund  nicht  ein  blos  per- 
sönliches Btindniss  der  deutschen  souverainen  Fürsten,  o4er 
ein  von  diesen  unter  sich  und  mit  den  freien  Städten  eii^ 
gangenes  Schutz-  und  Trutzbündniss,  sondern  dass  er  ein 
wirklicher  Staatenbund  ist  und -sein  soll,  dass  er  daher 
auch  von  den  souverainen  deutschen  Fürsten  als  Inhabern  der 
gesammten  Regierungsgewalt  und  namentlich  der  RepräscD- 
tätivgewalt  in  ihren  Staaten,  für  diese  ihre  Staaten  abge- 
schlossen worden  ist,  und  dass  also  diese  Staaten  selbst 
sich  vermittelst  ihrer  Staatsregierungen  in  der  be- 
ständigen unauflöslichen  Gemeinschaft  befinden,  welche 
der  deutsche  Bund  heisst,  ist  unter  den  Stiftern  und  Mitgliedern 
des  Bundes  und  in  der  Bundesversammlung  niemals  zweifel- 
haft gewesen.  Daher  bezeichnet  auch  tie  Wiener  Schlussakte 
ausdrücklich  den  deutschen  Bund  in  seinem  Inneren  als  eine 
Gemeinschaft  selbstständiger  unter  sich  unabhängiger 
„Staaten  mit  wechselseitigen  gleichen  Vertragsrechten  und 
Vertragsobliegenheiten,  in  seinen  äusseren  Verhältnissen  aber 
als  eine  in  politischer  Einheit  verbundene  Gesammt- 


*)  Ueber  den  Sinn  der  Vierte:  „Unabhängigkeit  und  Unverletz- 
barkeit", insbesondere  darüber,  dass  darunter  nicht  nur  die  Souveraisetät 
der  Bundesglieder,  sondern  auch  die  Unabhängigkeit  derselben  und  ihitr 
Staaten  von  jeder  Art  einer  auswärtigen  Oberherrlichkeit,  wie  Lehens- 
herrlichkeit  (Suzerainet^),  und  ungeschmälerte  Erhaltung  in 
ihrem  Besitztande,  wie  er  zur  Zeit  der  Gründung  des  deutschen  Bundes 
war,  zu  verstehen  ist,  siehe  unten  §.  444  (Besondere  Eigenschaften  der 
deutschen  Staatsgebiete)  und  §.  523  (Staatsrechtliche  Veränderungen  in 
Bezug  auf  das  Lehenswesen  in  Folge  der  Auflösung  des  deutschen  Bdcfas). 
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macht'^  Ueberdies  sind  ancb  bereits  in  der  Bandesversamm- 
iuDg  selbst  die  bestimmtesten  Erklämngen  darttber  abgegeben 
worden,  das»  die  Bnndesglieder  den  deutschen  Bund  als  einen 
Staatenbund  betrachten^),  und  werden  daher  auch  die  ein- 
sehen im  Bande  vereinigten  (verbündet ein)  Staaten  dorch- 
weg  als  ,,Bandesstaaten^'  bezeicbnet ^). 

IV.  Diese  Auffassung  des  deutschen  Bundes  als  Staaten- 
bund ist  auch  ganz  seinem  Wesen  entsprecbend,  indem  man 
hierunter  nach  allgemeinen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  eine 
bleibend-e  Vereinigung  mehrerer  vollkommen  sou  verainer 
Staaten  zu  bestimmten  politischen  Zwecken  mit  orga- 
nischen Einrichtungen  ffir  die  Wu-ksamkeit  der  Bundesgewalt 
Tersteht^). 

V.  Es  nähert  sich  sogar  der  deutsche  Bund  in  einiger  Be- 
ziehung einem  Bundesstaate,  nämlich  insofeme,  als  er  der 
Bandesgewalt  einige  Einwirkung  auf  gewisse  einzelne,  innere 
politische  Yerhältnisse  in  den  deutschen  Staaten  erlaubt^).  Docb 
ist  der'  deutsche  Bund  von  einem  Bundesstaate  noch  immer 
deutlich  genug  dadurch  unterschieden,  dass  1)  die  volle 
Sonverainetät  der  Bundesglieder  überall  und  wiederholt  in  den 
Grandverträgen  des  Bundes  anerkannt  ist  und  als  die  Quelle 


')  Vergl.  z.  B.  den  Bundes-Präsidialvortrag  v.  5.  Nov.  1816,  Protok. 
B.-V.,  §.  4.  „Deutschland  war  im  Lanfe  der  Zeit  weder  berufen,  die  Form 
einer  Einherrschaft  oder  auch  nur  eines  wahren  Bundesstaates  zu 
gevähren,  ebensowenig  aber  entsprach  es  dem  Bedürfnisse  der  allwaltenden 
Stifflme  der  Zeit,  ein  blosses  politisches  Schutz-  und  Trutzbündniss 
zn  scliliessen,  sondern  in  der  Zeitgeschichte  ist  Deutschland  dazu  berufen, 
einen  zugleich  die  Nationalität  sichernden  Staatenbund  zu  bilden.  Dieses 
ist  Deutschlands  Bestimmung,  dieses  der  Standpunkt  der  deutschen  Nation 
in  der  Reihe  der  übrigen  Yölker  Europens." 

')  So  z.  B.  definirt  die  W.  S.-A.  art.  2.  den  Bund  als  eine  Gemeinschaft 
unabhängiger  „Staaten";  und  der  B.-B.  v.  30.  Oktober  1834,  die  Bildung 
des  Buiidesschiedsgerichts  betreffend,  spricht  von  den  durch  die  siebzehn 
Stimmen  des  engeren  Käthes  repräsentirten  „Staaten.**  Der  Ausdruck 
..die  Bundesstaaten,"  findet  sich  sogar  schon  in  der  Bundesakte  selbst 
art  13,14, 16,  17, 18  u.  19.  Desgleichen  spricht  die  Executionsordnung 
Tom  3.  August  1820,  art  VI,  von  „Bundesregierungen"  im  Sinne  von 
Terb findeten  Regierungen. 

*)  Die  Unterschiede  zwischen  Staatenbund  und  Bundesstaat,  s.  oben 
1.63.  64 

*)  Vergl.  die  B.-A.  art.  12—19. 
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erscheint,  woraus  die  Bandesgewalt  selbst  entspringt*), 
und  dass  2)  der  dentsche  Bund  nicht  den  vollständigen  Staats- 
zweck sich  zur  Aufgabe  gesetzt  hat,  sondern  nur  bestimmte 
einzelne  politische  Zwecke  verfolgt,  wesshalb  auch  jene  inneren 
Staats  Verhältnisse,  anf  die  dem  Bünde  einige  Einwirkung  ge- 
stattet ist,  nach  der  Einleitung  zum  Art.  12  der  Bundesakte 
und  nach  Art.  53  der  Wiener  Schlussakte  nur  als  besondere, 
d.  h.  ausnahmsweise  oder  singulare  Verhältnisse  dargestdlt 
werden. 

VI.  Der  sprechendste  Beweis  dafür  aber,  dass  der  deutsche 
Bund  auf  der  Grundlage,  welche  er  durch  die  Bundesakte  nnd 
die  Wiener  Schlussakte  von  1820  erhalten  hat,  kein  Bundes- 
staat ist,  liegt  darin,  dass  die  Bewegung  im  Jahre  184S 
hauptsächlich  dahin  gerichtet  war,  den  deutschen  Staatenbund 
in  einen  Bundesstaat  umzuwandeln. 

§.  113. 

Verhältniss  des  deutschen  Bundes  zum  deutschen 

Reiche  und  zum  Rheinbimde. 

I.  Der  deutsche  Bund  sollte  als  ein  Staatenbund  naeh 
der  Absicht  seiner  Stifter  eine  neue,  den  Zeitverhältnisseo 
angemessene  politische  Gestaltung  Deutschlands  hinsichtlieii 
der  völkerrechtlichen  Beziehungen  der  aus  der  Kataatrophe 
von  1806  — 1814  hervorgegangenen  souverainen  deutschen 
Staaten  zu  einander  und  zu  auswärtigen  Staaten  begrffnden. 
Es  wurde  daher  von  der  Wiederherstellung  des  deutschen 
Reiches  und  von  der  Wiedererrichtung  einer  eigentlicfaen 
Reichsstaatsgewalt  Umgang  genommen,  sowie  auch  von  der 
Wiederherstellung  der  mediatisirten  Standesherren  und  dei 
Reichsritterschaft  *). 

n.  Der  deutsche  Bund  betrachtet  sich  eben  so  wenig 
als  Rechtsnachfolger  des  im  Jahre  1806  förmlich  aufgelösten 


6)  Zur  Zeit  des  Beichsstaates  erschien  gerade  umgekehrt  die  Begierungs* 
gewalt  der  Landesherren  als  eine  Concession  der  Reichsstaatsgewait 

<)  Die  Standesherren  übergaben  desshalb  auf  dem  Wiener  Congnsse 
eine  förmliche  Rechtsverwahrung  d.  d.  13.  Juni  1815;  in  Kl  über 's  Akten 
d.  Wien.  Congr.  Bd.  ü.  S.  384 flg.;  vergl.  dessen  üebersicht,  S.  119.327. 
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deutBehen  Seidi8^)y  als  er  Bechtsnachfolger  des  Rheinbundes 
ist,  welcher  ohnehin  nnr  einen  Theil  der  deutschen  Länder 
amfassty  und  sich  schon  vor  dem  ersten  Pariser  Frieden  faktisch 
aufgelöst  hatte. 

m.  Bei  der  gänzlichen  Verschiedenheit  der  Gmndlagen 
der  politischen  Yereinignng  der  deutschen  Staaten  kann  gar 
nicht  daran  gedacht  werden ,  dass  an  die  deutsche  Bnndes- 
yersanunlnng  die  in  der  Eigenthttmlichkeit  der  deutschen  Reichs- 
Verfassung  begründeten  Befugnisse  der  Reichsgewalt  überhaupt 
ond  des  Reichstages  insbesondere  ttbergegangen  wären;  yiel- 
mehr  sind  nach  ausdrücklicher  Erklärung  der  Wiener  Schluss- 
akte vom  15.  Mai  1820  art.  3  und  9  fUr  die  Befugnisse  der 
Bundesyersanunlung  ausschliesslich  die  Bestimmungen  der 
Grundrerträge  des  Bundes  und  die  darin  bezeichneten  Bnndes- 
zwecke  massgebend. 

IV.  Die  fortwährende  Giltigkeit  der  Reichsgesetze;  sowie 
der,  innere  Staatsrerhältnisse  betreffenden  Bestimmungen  der 
Bheinbnndsakte  muss  anch  von  dem  deutschen  Bunde  in  seiner 
Gesammtheit  nach  denselben  allgemeinen  Grundsätzen  (und 
mit  denselben  Einschränkungen)  anerkannt  werden,  wie  von 
den  einzelnen  deutschen  Staaten,  also  namentlich  in  Bezug 
anf  die  BenrtheOung  geschichtlich  begründeter,  wohlerworbener 
Beehte  der  einzelnen  Souveraine,  Staaten,  Gorporationen  oder 
Priyatpersonen  ^). 

V.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  deutsche  Bund 
aber  auch  ausdrücklich  die  fortdauernde  Anwendung  von  Rechts- 
nonnen ans  der  Reichszeit  anordnen  kann,  und  dies  ist  anch 
bereits  für  einige  Fälle  bereits  ausdrücklich  geschehen^). 


')  Ausdrücklicli  ist  dies  Ton  der  B.-Y.  in  dem  B.-B.  y.  28.  Jan.  1858 
Protok  §w  39,  bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  ü. 
S.  676,  die  Redamation  des  Grafen  Carl  zu  Eltz-Eempenich  betreffend,  er- 
klärt worden. ' 

»)  Siebe  oben  §.  72. 

*)  So  z.  B.  ist  in  der  B.-A.  art.  15  ausdrücklich  die  Fortdauer  der  auf 
den  Rheinscbiffhhrtsoctroi  durch  den  R.-D.>H.-S.  t.  25.  Februar  1803  ange- 
wiesenen Renten  und  anderer  in  demselben  getroffenen  Verfügungen  über 
Pensionen  und  Schuldenwesen  anerkannt;  die  W.  S.-A.  art.  23  verfügt  die 
Anwendung  der  von  den  Reichsgerichten  subsidiär  befolgten  Rechtsquellen 
^i  anstr&galgerichtiichen  Entscheidungen  unter  Bundesgliedem  u.  s.  w. 
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VI.  Insoweit  der  deutsche  Bnnd  die  älteren  Beichsgesetze 
als  subsidiäre  praktische  RechtsqneUen  anerkennt,  muss  man 
ihm  auch  das  Recht  beilegen^  dieselben  authentisch  zn  inter* 
pretiren,  da  die  authentische  Interpretation  nichts  Anderes  ist, 
als  die  Aufstellung  eines  nenen  Gesetzes^). 

Vn.  Eben  so  kann  auch  der  deutsche  Bund  aus  der 
Reichszeit  herstammende,  sowohl  begründete,  als  bestrittene 
nnd  zweifelhafte  Rechtsverhältnisse,  Rechtsansprüche  n.  dergL 
(unbeschadet  der  Rechte  Dritter)  als  begründet  oder  fortbe- 
stehend anerkennen,  z.  B.  Standesrechte,  wie  den  sog.  hohen 
Adel  einer  Familie,  Pensionsansprüche,  Forderungen  von 
Gläubigern  an  die  Gesammtheit*),  Ob  aber  Stimmenmehrheit 
genügt,  oder  Stinmieneinhelligkeit  erfordert  wird,  damit  dorch 
einen  solchen  anerkennenden  Bundesbeschluss  sämmtliche  Mit- 
glieder verpflichtet  werden,  hängt  von  der  Beschaffenheit  des 
Gegenstandes  ab^). 

Vni.  In  keinem  Falle  kann  aber  einer  authentischen  Inter- 
pretation eines  Reichsgesetzes   oder   der  Anerkennung  eines 


5)  So  hat  z.  B.  die  B.-V.  auf  Reklamation  des  Grafen  Hallberg  den 
R.-D.-H.-S.  V.  25.  Febr.  1803,  §.  24,  „mit  Rücksicht  auf  die  von  den  Mit- 
gliedern der  ehemaligen  Reichsdeputation  abgegebenen  Erklärungen"  dahin 
(und  zwar  vollkommen  richtig)  interpretirt :  „dass  den  im  §.  24  des 
R.-D.-H.-S.  mit  Gtttern  und  mit  Renten  entschädigten  Reichsgrafen  auf 
die  bestimmt  zugewiesenen  Entschädigungsobjekte  eine  gleiche  Berechti- 
gung zustehe,  und  die  zur  Vorbereitung  des  Entschädigungsgeschäftes  vorge- 
schriebene Klassifikation  nur  bezweckt  habe,  bei  Vertheilung  des  Ersatzes 
die  möglichste  Erhaltung  des  Reichs-  und  Ereisverbandes  zu  sichern,  nicht 
aber  auch  noch  nach  erfolgter  Zuweisung  der  Ersatzobjekte  eine  bloss 
subsidiarische  Berechtigung  fftr  die  letzte  Klasse  zu  begründen."  — 
Prot,  der  B.-V.  v.  24.  März  1824,  §.  72.  —  Vergl.  meine  deut  R.-Gesch. 
3.  Aufl.  (1858)  Tbl.  n.  §.  66. 

«)  So  hat  z.  B.  der  deut.  Bund  1831,  Sitzg.  v.  9.  Sept.,  den  hohen  Adel 
der  Grafen  von  Pappenheim;  1845,  Sitzg.  v.  12.  Juni,  den  hohen  Adel 
der  Grafen  von  B entin ck  anerkannt;  desgleichen  Pensionsrechte  der  Mit- 
glieder und  Diener  des  Johanniterordens  (B.-B.  v.  17.  Juli  1817,  §.  351), 
Pensionsrechte  der  Mitglieder  und  Angehörigen  des  Reichskammer- 
gerichts (B.-B.  V.  14.  Juli  1817,  §.  330)  u.  s.  w. 

^)  Vergl.  meine  Abhandlung,  über  das  Verhältniss  der  Beschlüsse  des 
deutschen  Bundes  zu  Sachen  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  und  gerichtlichen 
Entscheidungen,  im  Archiv  f.  civil.  Prax.  Bd.  XXVH.  Heft  3,  S.  417  flg. 
(Auch  in  besonderem  Abdruck,  Heidelberg  1844).  —  Siehe  unten  §.  307. 
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aDgeblich  zur  Beichszeit  bestandenen  BechtsverhältniBses  durch 
den  Bund  rückwirkende  Kraft  in  der  Art  beigelegt  werden, 
dass  desshalb  bereite  früher  in  anderem  Sinne  ergangene  rechts- 
kräftige Urtheile  der  Landesgerichtshöfe  mngestossen  werden 
dürften  ^) ;  desgleichen  bleibt  es  anch  in  schwebenden  Processen 
immer  Sache  des  Richters ,  zu  beortheilen,  welche  Bedeutung 
ein  BundesbeschlusSy  welcher  RechtsverhlUtnisse  als  zur  Beichs- 
zeit begründete  anerkennt,  für  die  Entscheidung  des  einzelnen 
Falles  sowohl  in  materieller  Beziehung,  als  nach  dem  proces- 
saalischen  Stadium,  in  welchem  sich  die  Sache  bereits  befindet, 
haben  könne  ^). 

IX.  Als  Bechtsnachfolger  des  deutschen  Beiches  können 
Dar  die  einzelnen,  durch  seine  Auflösung  souverain  ge- 
wordenen Landesherren  und  Staaten  betrachtet  werden, 
und  anch  diese  nur  so  weit,  als  durch  die  Erwerbung  (Appro- 
priation) der  Souverainetät  die  früher  dem  Kaiser  und  Beiche 
zugestandenen  obersten  Begierungsrechte  müt  der  Landeshoheit 


^)  DiesB  hat  die  B.-Y.  in  der  Reklamationssache  des  Grafen  Hallberg 
in  dem  Note  5  angeführten  Bundesbeschlnss  anerkannt  und  darum  sich  da- 
selbst nur  fOir  befugt  erachtet,  ihre  Interpretation  auszuspredien;  sie  hat 
aber  hiermit  "keineswegs  das  auf  entgegengesetzte  Grundsätze  gebaute  rechts- 
kräftige firkenntniss  des  OberappeUationsgerichtes  des  Königreichs  Wörtern- 
berg  aufgehoben  oder  umgestossen,  noch  sich  zu  einem  solchen  Vorgehen 
für  befugt  erkannt  Protok..  der  B.-Y.  vom  24.  März  1824,  §.  72;  yergl. 
mitProtok.  von  1817,  §.  365;  1818,  §.  238;  1822,  §.  105.  145.  —  Claus, 
der  unerledigte  Bechtsfall  des  Grafen  Hall  berg,  Frankfurt  a.  M.  1834. 

*)  Die  Frage  ist  hier,  ob  der  Bundesbeschlnss  als  Norm,  oder  als  Zeug- 
iiiss,  oder  Beurkundung  oder  Entscheidung,  oder  als  Machtspruch  zu 
betrachten  sei?  Yergl.  meine  in  Note  7  angeführte  Abhandlung,  S.  428  fl., 
and  hierzu  meine  Antikritik  der  vom  H.  Pro£  Yollgraff  herausgegebenen 
Eog.  kritischen  Beleuchtung  meiner  Abhandlung.  Heidelberg  1845 ;  s.  anch 
F.  G.  £ckenberg.  Antikritischer  Beitrag,  betr.  des  H.  Pro£  Yollgraff 
s.  b.  kritische  Beleuchtung.  Leipz.  1845.  S.  Benfei,  Einiges  über  die  Be- 
deutung des  die  gräfl.  Familie  Bentinck  betr.  Bundesbeschlusses  vom 
12.  Juni  1845.  Göttingen  1846.  — ^  Dass  es  dem  freien  richterlichen  Er- 
messen überlassen  bleiben  muss,  welchen  Einfiuss  der  Inhalt  eines  Bundes- 
beschlusses auf  die  Entscheidung  eines  anhängigen  Rechtsstreites 
haben  müsse,  ist  ausdrücklich  anerkannt  in  dem  in  der  Bentinck*8chen 
Sache  in  der  B.-Y.  erstatteten  Gonomissionsberichte  vom  12.  Decbr.  1852, 
Protok.  §.  306.  307.  Siehe  die  betreffende  Stelle  in  meiner  Schrift:  üeber 
hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  1853  S.  319.  — Herrn.  Wasser  schieben, 
joristisdie  Abhandlungen,  Giessen  1856,  Nr.  I. 
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vereiniget  worden  sind  ^^).  Hieraus  ergibt  Bich,  dass  es  aller- 
dings eine,  zwar  nicht  dem  deutschen  Bunde  als  solchem, 
wohl  aber  den  sämmt liehen  einzelnen  deutschen  Souverainen 
obliegende  Bechtsp flicht  ist,  die Beicbs- und  Ereisschulden, 
wie  z.B.  die  Schulden  der  Reichsoperationskasse  nach 
dem  Verhältnisse  ihrer  Gebiete;  sowie  sie  jetzt  bestehen, 
abzutragen  ^^)j  und  dass  die  Weigerung,  eine  solche  rechtliche 
Verbindlichkeit  anzuerkennen,  nur  auf  einer  ganz  unriehtigeD 
Vorstellung  von  der  publicistischen  Bedeutung  der  Aufli^sung 
des  Beichsverbandes  beruhen  kann^^). 


«0)  Alle  Rechtsnachfolge  im  Yerhältniss  zum  deutschen  Reiche  I&agnet 
Köhler,  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  mittelbar  gewordenen,  To^ 
mals  reichsst&nd.  Adels,  S.  293;  eben  so:  J.  Held,  Syst  des  Yer£-RechiN 
Bd.  I.  (1856)  S.  35.  Diese  Ansicht  hat  aber  die  constante  Staalspnxü 
gegen  sich.  Gerade  aus  dieser  Appropriation  leiten  die  Souveraine  sogar  vid- 
foch  lehensherrliche  Rechte  über  die  Mediatisirten  ab.    Siehe  unten  §.  52:1 

**)  Hinsichtlich  der  Ereisschulden  ist  diese  Verpflichtong  unter  den 
Rheinbundsgliedem  durch  die  Rheinbundsakte  art  29  positiv  anerkann: 
worden.  Siehe  oben  §.  107  Note  24  —  Im  B.-B.  y.  5.  Okt  1820,  §.  IGÖ 
erkennt  die  B.-V.  zwar  „keine  rechtliche  Verbindlichkeit**  des  Bundes  zur 
Zahlung  der  Reichsoperationskasse-Schulden,  aber  doch  die  „Billigkeit^ 
an,  dass  den  Priyatgläubigem  „einige  Befriedigung  ex  aequo  etbwo 
werde."  — •  Durch  B.-B.  vom  5.  Nov.  1835,  §.  444,  wurde  nach  einer fist 
zwanzigjährigen  Verhandlung  die  Sache  in  der  Art  beendigt,  dass  ein  Thal 
der  angemeldeten  Forderungen  vom  Bunde  „aus  sprechende«  Billig- 
keits gründen"  anerkannt,  andere  Forderungen  aber  theils  definim, 
theils  als  nicht  zu  dieser  Liquidatioa  gehörig,  zurückgewiesen  wurden.  - 
VergL  die  Finalbeschlüsse  über  die  Befriedigung  von  Forderungen  an  ^ 
Reichsoperationskasse  v.  5.  Novbr.  1835,  15.  Nov.  1838  und  18.  Febr.  18%) 
bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3,  Aufl.  Thl.  H.  S.  366. 

**)  Gänzlich  läugnet  die  rechtliche  Verbindlichkeit  der  deutscbea 
Souveraine  und  Staaten  zur  Zahlung  der  Reichsschulden  Maurenbrecher. 
Staatsr.  §.  85,  Note  c;  §.  92,  Nr.  5,  weil  mit  dem  Untei^gange  der  Reichs- 
gewalt die  persona  debärtx  untergegangen  sei ,  mit  Hinweisnng  anf 
L.  7,  §.  1.  £Hg,  guod  cujtisgue  umversttatis  nomine  (3,  4.)  „Qßtod  wd- 
verettae  debet,  mngtdi  non  deberU,^^  Allein  hierbei  ist  übersehen,  dass  durch 
die  Auflösung  des  Reiches  nicht  Deutschland  (weder  das  Land  noch  das 
Volk)  aufgehört  hat,  sondern  dass  nur  eine  Staatsform  verändert  worden. 
also  der  eigentlidie  Schuldner  allerdings  noch  vorhanden  ist  (s.  oben  §.  72). 
und  dass  das  Hereinziehen  civilistischer  Grundsätze,  welche  nur  das  Yer- 
hältniss von  Privatpersonen  zu  Gemeinheiten,  die  im  Staate  bestehen, 
zum  Gegenstande  haben,  völlig  ungeeignet  ist  Neben  einer  solchen  Theorie, 
wie  sie  Maurenbrecher  aufstellt,  ist  für  jeden  Staatenbund  oder  Bundes- 
staat aller  Kredit  unmöglich.  —  Die  Regulirung  des  aus  der  Reidiszdt 
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§.  114. 
Mitglieder  des  deutschen  Bundes. 

I.  Die  Mitglieder  des  deutschen  Bimdes  sind  in  der  Bandes- 
akte Yom  8.  Jnni  1815,  art  6,  namentlich  aufgeführt,  nnd  zwar 
waren  es  deren  ursprünglich  38^  Wttrtemberg  und  Baden, 
welchaoi  der  Beitritt  vorbehalten  war,  mitgerechnet  i). 

II.  Im  Jahre  1817  wurde  Hessen-Homburg  neu  auf- 
genommen ^,  dagegen  kam  durch  das  Aussterben  von  Sachsen- 
Gotha  am  11.  Febr.  1825,  und  die  Erbtheilung  der  herzoglich 
sächsischen  .Häuser  Tom  12.  Not.  1826  3),  ein  Bundesglied 
in  Abgang. 

m.  Am  23.  November  1847  ist  auch  das  fürstliche  Haus 
Anhalt-Cöthen  im  Mannstamme  erloschen.  Das  Land  fiel 
dnrch  Erbschaft  an  Anhalt-Dessau  und  Bernburg  als 
Mitregenten,  und  ging  sodann  durch  Familien -Vertrag  vom 
4.  Febr.  1853,  ratificirt  am  2.  und  7.  Mai  1853,  an  Anhalt- 
Dessau  allein  über,  wonach  die  vereinigten  Herzogthttmer  die 


herrfihrenden  Sehuldenwesens  hat  zwischen  den  Bundesgliedem  vielfache 
ustrftgalgerichtiiche  Yerhandlongen  veranlasst  Eine  Uebersicht  des  Inhalts 
der  in  diesem  Betreff  ergangenen .  austrägalgerichtlichen  Urtheile  siehe  bei 
0.  T.  Strnve,  öffentl.  Recht  des  deutschen  Bandes  Bd.  L  S.  429  fl.  — 
Siehe  aach  v.  Leonhardi,  das  Austrftgalver&hren  des  deutschen  Bandes, 
n  Bde.  Frkfl  183a  45. 

*)  Vergl.  §.  108,  Note  6.  —  Bei  dieser  Zählung  ist,  wie  auch  die  B.-A. 
thut,  Eenss  jüngere  Linie  nur  für  ein  Bundesglied  gerechnet.  Zur 
Zeit  der  Abfassung  der  B.-A.  bestand  aber  Beuss  jüngere  Linie  aas 
drei  souverainen  H&ttsem:  Reuss- Schleiz,  Reuss-Lobenstein- 
Lobenstein  andReass-Lobenstein-Ebersdorf.  Im  J.  1824 (7. Mai) 
erlosch  Reuss-Lobenstein-Lobenstein;  seine  Besitzungen  gingen  an 
Beu88-Lobenstein-£bersdorf  über.  (S.  noch  B.-B.  v.  29.  Jan.  1829, 
Sitz.  I,  §.  7.)  Durch  Cession  des  letzten  Fürsten  von  Rcuss-Loben- 
»tein-Ebersdorf  (Heinrich  LXXIL  t  17.  Febr.  1853)  v.  1.  Okt.  1848 
Bi&d  sammtliche  souveraine  Besitzungen  von  Reuss  jüngerer  Linie  in 
dem  Hanse  Schleiz  vereinigt  worden. 

»)  Siehe  §.  106,  Note  a 

')  Seitdem  bestehen  anstatt  der  in  der  B.-A.,  Art  6,4ui%eführten  Herzogl. 
^Khsischea  Hänser:  die  Herzogthümer  I)  Sachsen-Meiningen-Hild- 
burghausen;  2)  Sachsen-Altenburg;  3)  Sachsen- Coburg-Gotha.— 
Protok.  d.  B.-V.  v.  26.  Jan.  1827.    Sitz.  I,  §.  4. 
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Bezeichnung;  ,,Herzogthnm  Anhalt -Dessau- Cöthen" 
erhielten  *). 

IV.  Durch  üebereinkunft  vom  7.  Decbr.  1849  entsagten 
die  Ftlrsten  von  Hohenzollern-Hechingen  und  Hohen- 
zoIlern-Sigmaringen  der  Regierung  zu  Gunsten  des  EönigB 
von  Preussen,  als  des  Hauptes  des  Gesammthauses  Hohes- 
zollern:  die  Fürstenthtimer  wurden  hierauf  dem  Königreiche 
Preussen  einverleibt.  Somit  sind  gegenwärtig  35  Bandes- 
glieder  vorhanden. 

§.  115. 
Aufoahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund. 

I.  Die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  deutschen  Bood 
kann  nur  durch  einstimmigen  Beschluss  der  BundesversamnüoDg 
und  darf  nur  unter  der  Voraussetzung  geschehen^  dass  die 
Gesammtheit  der  Bundesglieder  solche  mit  den  bestehendes 
Verhältnissen  vereinbar  und  dem  Vortheil  des  Ganzen  ange 
messen  findet^).  Ausser  dem  Landgrafen  von  Hessen-Hom- 
burg (1817)  ist  seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes  kein 
neues  Bundesglied  aufgenommen  worden^). 

U.  Den  deutschen  Standesherren  ist  die  Einränmong 
einiger  Guriatstimmen  im  Plenum  der  Bundesversammlung  durdi 
Art.  6  der  Bundesakte  als  eine  Möglichkeit  in  Aussicht  gestellt 
worden.  Bis  jetzt  ist  aber  die  Bundesversammlung  noch  in 
keine  hierauf  bezügliche  Berathung  eingetreten^). 


*)  Vergl.  Protok.  der  B.-V.  vom  9.  Juni  und  7.  Juli  1853  §.  151  und 
188;  bei  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  3.  Aufl.  ThL  IL  S.  592. 

0  W.  S.-A.,  art.  6. 

•)  Siehe  §.  114,  Note  2.  —  Das  Stimmyerhältniss  des  Landgrafen  von 
Hessen-Homburg  wurde  erst  declarirt  im  Protok.  der  B.- V.  v.  17. M»i 
1838,  Sitz.  Vm.  §.  113;  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Ani 
Tbl.  n.  S.  352. 

3)  Auf  dem  Congresse  zu  Aachen  (Sitz.  v.  7.  Nov.  1818)  wurde  «if 
Reklamation  der  Standesberren  die  Gerechtigkeit  ihrer  Forderung  anerkannt, 
durch  die  endliche  Einräumung  von  Curiatstiminen  eine  ihrer  früheren 
Stellung  im  deutschen  Reiche  entsprechende  Stellung  im  deutschen  Bunde 
zu  erhalten,  ohne  doien  Gewährung  selbst  die  ihnen  in  der  B.-A.,  art.  14. 
zugesicherte  £benburt  mit  den  souverainen  Häusern  allmählig  bedmitungslos 
werden  (jytamber  en  disuitude**)  könnte.  Die  Einleitung  der  Verhand- 
lungen auf  dem  Bundestage  soll  aber  so  lange  verschoben  werden  (od 
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§.  116- 
Bundesgebiet. 

I.  Das  Bnndesgebiet  ist  der  Inbegriff  der  im  deutschen 
Bnnde  yereinigten  Staatsgebiete  ^).  Kach  der  Bnndesakte  art.  1 
sind  von  den  Fürsten^  die  zugleich  europäische  Mächte  sind^ 
Oesterreich^)  und  Preussen^)  nur  für  ihre  früher  zum 
deutschen  Reiche  gehörigen  Besitzungen,  Dänemark  nur 
für  Holstein^)  (später  auch  f&r  den  von  ihm  erworbenen 
Theil  des  Herzogthums  Sachsen-Lauenburg) ^),  und  die 
Niederlande  nur  ftlr  Luxemburg  dem  Bunde  beigetreten. 

edendaa  graecasf%  bis  Oesterreicb  und  Preussen,  die  Bich  auf  dem 
A&chener  Congresse  sehr  entschieden  für  die  Gewähning  der  Bitte  der 
Standesherren  aussprachen,  es  an  der  Zeit  finden  würden,  den  Impuls  zu 
geben.  —  Das  ProtokoU  findet  sich  in  Martens,  recueil,  Supplem.  T.  IX. 
p.  287;  auch  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n 
S.  75. 

0  In  art.  6  der  W.  S.-A.  wird  der  Ausdruck:  „ein  Bundesgebiet'* 
(sebr  sprachwidrig)  für  ein  in  dem  Bundesverbände  begriffenes  Staats- 
gebiet gebraucht 

')  Die  Erklärung  Oesterreichs  über  jene  seiner  Länder,  welche  es 
als  zum  deutschen  Bunde  gehörig  betrachtet,  findet  sich  in  dem  Prot,  der 
B.-Y.  V.  6.  April  1818,  §.  77;  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ. 
3.  Änfl.  ThL  IL  S.  62.  —  Als  Grund,  warum  die  Lombardei,  obschon 
ein  Tormallges  Reichsland,  nicht  ebenfalls  als  Bundesland  aufgeführt 
wurde,  wird  hierin  angegeben,  dass  der  Kaiser  wünsche,  hierdurch  „dem 
Bunde  zu  bewähren,  wie  wenig  es  in  seiner  Absicht  liege,  dessen  Yer- 
theidiguigslinie  über  die  Alpen  auszudehnen.'*  —  Ueber  die  politische 
Tragveite  dieser  Ausscheidung  der  Lombardei  und  die  namentlich  für 
Oesterreich  hieraus  erwachsenen,  bei  Gelegenheit  des  italienischen 
Krieges  (1859)  zu  Tage  gekommenen  Nachtheile,  vergl.  (meinen)  Auf- 
satz: „Deutschland  als  Grossmacht''  in  Eolatscheck,  Stimmen  der  Zeit, 
1861,  Nr.  42. 

*)  Preussen  erklärte  als  Bundeslande:  Pommern,  Brandenburg, 
Schlesien,  Sachsen,  Westphalen,  Cleve-Berg  und  Niederrhein.  Prot  vom 
i.  Mai  1818,  §.  105;  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
lU  n.  S.  63.  —  üeber  das  staatsrechtliche  Yerhältniss  des  Fürstenthums 
Neuenbürg  {Neufchatel)  zu  dem k.  preussischen  Hause  s.  H.  J. F.  S ch u  1  z c , 
die  staatsrechtl.  Stellung  des  Fürstenthums  Neuenburg.  Jena  1854.  ->  Vergl. 
Heidelberg.  Jahrb.  1854,  Nr.  48. 

*)  B..A.  art  1. 

*)  Erklärung  des  Königs  von  Dänemark,  im  Prot  der  B.-V.  vom 
5.  Novbr.  1816,  §.  3.  —  Siehe  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ. 
3.  Aufl.  ThL  U.  S.  16. 

ZGpn^StMtBracht.   6.  Aufl.  I.  19 
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n.  Durch  BandeBbeschtftsft  Tom  11.  April  1848  (ProtoL 
§.  258)  war  aach  die  ProviBz  Prenssen  (Oslr  und  West- 
Prenssen)  dem  Bundesgebiete  einverleibt  worden ;  dessgleichen 
durch  Brmdesbeschhws  vom  22.  April  1848  (Protok.  §.  319) 
ein  Theil  des  Orossherzogthums  Posen  und  durch 
BandesbescUoss  vom  1.  und  2.  Mai  1848  (F^otok.  §.  378  und 
§.889)  die  Festnng  Posen  und  ihr  Rayon«).  Durch Biindcs- 
beschlnss'  vom  3.  Oktober  1851  (Protok.  §.  178)  erkRrte  aber 
die  Bundesversammlung,  dass  diese  Theile  der  preussischen 
Monarchie  nicht  als  zum  Gebiete  des  deutschen  Bundes  ge- 
hörig zu  betrachten  sind ''). 

III.  Hannover  war  bei  dem  Abschlüsse  des  Bundes  nur 
zufällig  (persönlich)  mit  England  vereinigt,  und  galt  daher 
von  jeher  als  selbstständiges  Königreich,  so  dass  also  England 
als  solches  nie  Bundesmitglied  war^). 

IV.  Nachdem  Oldenburg  von  der  ihm  schon  im  J^ 
1818  von  Bussland  abgetretenen  Erbherrschaft  Jever  imJahi« 
1833  Besitz  eiigriffen  hatte,  wurde  dieselbe  ebenfUh  als  Bundes- 
land erklärt®).  In  Folge  der  Anerkennung  der  Oldenbur- 
gi sehen  Hoheit  im  Berliner  Abkommen  vom  8.  Juni  1825  ist  j 
auch  die  dem  Grafen  Bentinck  gehörige,  nunmehr  (1854) 
vollständig  an  Oldenburg  llbei^egangene  freie  Herrschaft  Enip- 
hausen  ein  Theil  des  deutschen  Bundesgebietes  geworden **). 

V.  Das  Bundesgebiet  umfasst  sonach  aOe  Länder,  die 
heutzutage  den  politischen  Begriff  von  Deutschland  aus- 
machen^^). 


«)  Siehe  unten  §.  183,  Note  7. 

0  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  IL  a  564. 

')  Die  völlige  Trennung  Hannovers  von  England  besteht  wieder 
seit  dem  Tode  Wilhelm*»  IV.,  20.  Juli  1837. 

•)  01denburg*8che  Erklärung,  im  Protok.  v.  27.  Nov.  1823,  §.  148; 
in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur,  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  161. 

to)  Berliner  Abkommen,  art  2;  abgedruckt  in  G.  v.  Meyer,  a.a.O. 
8.  Aufl.  Thl.  n.  S.  180  flg.  —  Ueber  die  vollständige  Erwerbung  der  Ben- 
Schaft  Kniphausen  durch  Oldenburg  siehe  oben  §.  108,  Note  11. 

«0  Ueber  den  Begriff  von  Deutschland,  vergl.  Elüber,  AbhandLL 
Nr.  Yn.,  S.  213.  •—  Eine  Zusammenstellung  der  Bestimmungen,  der  Wiener 
Congressakte,  des  Frankfurter  Territorialrecesses  und  anderer 
üebereinkünfte  aus  den  Jahren  1815  bis  1821,  die  überrheiniaohen  Gebiete 
betreffend,  findet  sich  in  v.  Meyer,  Corp.  Const  Germ.  L,  S.  34  flg.;  der 
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§.  117. 
Abtretung  von  Bundesländern. 

L  Abtretungen  von  Ländern,  welche  dem  BnndeBgebiete  ein- 
Terleibt  sind,  an  auswärtige  Staaten,  widersprechendem 
Zwecke  des  Bundes,  da  dieser  zur  Erhaltung  der  Integrität 
der  gegenwärtig  daran  theilnehmefiden  Staaten  geschlossen  ist. 
Es  darf  daher  auch  kein  Theil  eines  Bundeslandes  an  Aus- 
wärtige ohne  Zustimmung  der  Gesammtheit  abgetreten  wer- 
den; dagegen  igt  die  freiwillige  Abtretung  eines  Bundeslandes 
im  Ganzen  oder  theilweise  an  ein  anderes  Bundesmitglied  an 
diese  Voraussetzung  nicht  gebunden  ^). 

n.  Eine  solche  Abtretung  hat  erst  einmal  stattgefiinden, 
nämlich  von  Seiten  des  Königs  der  Niederlande,  als  Gross- 
heizog's  Ton  Luxemburg,  an  Belgien,  in  Gemässheit  des  Art.  2 
des  Londoner  Vertrags  vom  1&.  April  1839'.  Der  König  der 
Niederlande  hat  aber  an  die  Stelle  des  abgetretenen  Theiles 
von  Luxemburg  mit  Genehmigung  der  Bundesversammlung 
neben  den  Resten  dieses  Grossherzogthumes  das  Herzogthum 
Limburg  als  deutliches  Bundesland  erklärt.  Der  deutsche 
Bund  bat  zu  dieser  Veränderung  in  der  19.  Sitzung  v.  5.  Sep- 
tember 1839,  Protok.  §.  251,  seine  Zustimmung  ertheilt^). 

§.  118. 
Rechtsgleichlieit  der  Bundesglieder. 

Die  Gleichheit  der  Rechte  aller  Bundesglieder  ist  in  der 
Bondesakte  (art.  3)  positiv  ausgesprochen,  jedoch  ist  dieser 

Frankfurter  Territorialrecess  v.  20.  Juli  1819  findet  sich  auch  in 
dessen  Corp.  Jur.  Confoeder.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  L  S.  343.  —  Vergleiche 
C.W.T.  LancizoUe,  üebersicht  der  dent.  Reichsstatidschafts-  und  Terri- 
tOTiaherh&ltmsse  vor  dem  frans;.  Revolutionskrieg,  die  seitdem  eingetretenen 
Venndenmgen  und  die  gegenwärtigen  Bestandtheile  des  deutschen  Bundes 
und  der  Bundesstaaten.    Berlin  1830. 

0  W.  S.-A.  art  6.  —  Siehe  unten  §.  140. 

*)  Die  hierauf  bezüglichen  Aktenstacke  siehe  in  G.  v.  Meyer,  Corp. 
Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H,  S.  368  fl.  —  Eine  übersichtliche  Dair- 
steUüng  der  über  diese  Angelegenheit  in  der  Bondesyersammlung  gej^flogenen 
Verhandlungen  findet  sich  bei  G.  y.  Struye,  dfi'entl.  R.  des  deut  Bundes, 
I,  S.  307  flg. 

19* 
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Grundsatz  ebendaselbst  (art.  4  nnd  6)  in  Bezug  auf  die  Ab- 
stimmnngsverhältnisse  in  der  Bnndesyersammlnng  mit  Rttcksicht 
aaf  «die  Grösse  der  Länder  und  die  Stärke  der  Bey5lkeniiig 
in  der  Art  modificirt,  dass  den  Bnndesgliedem  ein  nach  dem 
Umfange  ihrer  Pflichten  und  Lasten  yerhältnissm'ässig^ 
Stimmgewicht  beigelegt  ist. 

§.  119. 
Rangverschiedenheit  der  Bundesglieder. 

L  Daraus^  dass  den  Bundesgliedem  gleiche  Rechte  ba- 
gelegt  sind^  folgt  aber  nicht,  dass  anch  alle  Bandesgliedtr 
gleichen  Rang  hätten.  Dies  ist  weder  in  einem  Bundesgesetze 
ausgesprochen,  noch  nach  dem  europäischen  völkerrechdicheB 
Ceremoniel  bei  der  Verschiedenheit  der  politischen  Macht  md 
lltel  der  einzelnen  Bundesglieder  überhaupt  möglich. 

n.  Nur  so  viel  ist  bundesgesetzlich  anerkannt  (B.-A.  art  4 
und  8),  dass  weder  die  Ordnung,  in  welcher  die  Bundesgiieder 
in  der  Bundesakte  aufgeführt  sind,  noch  die  Ordnung,  wie  äe 
in  der  Bundesrersammlung  sitzen  und  stimmen,  ihren  gegen 
seitigen  Rang -Ansprüchen  einigen  Abbruch  thun  solle,  daher 
auch  bis  jetzt  noch  keine  Rangstreitigkeiten  am  Bundestage 
vorgekommen  sind^). 

IIL  Unter  den  herzoglich  sächsischen  Häusern  ist  doidi 
Verträge  (1851,  1853  und  1854)  festgesetzt  worden,  dass  in 
allen  Ausfertigungen,  in  welchen  die  Staaten  genannt  werden, 
solches  nach  dem  Alter  der  Linien  geschieht,  und  beiCon^ 
ferenzen,  wobei  auch  BevoUmächtigte  anderer  Staaten  conknr- 
riren,  das  Gleiche  hinsichtlich  der  herzoglich  sächsischen 
Bevollmächtigten  zu  beobachten  ist^. 


*)  Bayern  stimmt  zufolge  der  in  der  B.-A.  art  4  und  6  eTsichtlicfa» 
Ordnung  im  engeren  Bathe  vor  Sachsen;  im  Plenum  aber  stinoBt 
Sachsen  vor  Bayern.  In  der  ersten  Plenar- Sitzung  nach  Wiederkr- 
stellung  der  B.-V.  (Protok.  10.  Mai  1850,  §.  2.)  erklärte  Bayern,  „dass 
ihm  unter  allen  umständen  nach  den  bestehenden  Verhältnissen*'  aach  m 
Plenum  die  Stimme  yor  Sachsen  zukomme;  es  stellte  aber  keinen  An- 
trag, um  keine  „Formschwierigkeiten*'  zu  erheben. 

«)  Vergl.  Protok.  der  B.-V.  vom  17/  Juli  1851,  §.  83.  —  Protok.  vom 
9. Febr.  1854,  §.  32,  S.  55.  —  ffiernach  ist  die  Rangordnung:  1)  Meiningen. 
2)  Altenburg,  3)  Coburg- Gotha. 
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§.  120. 
Titelveränderungen  einzelner  Bundesglieder. 

Seit  der  Stiftung  des  deatschen  Bundes  haben  bisher  fol- 
gende Veränderungen  in  der  Bezeichnung  und  den  Prädikaten 
der  einzelnen  Bundesglieder  stattgefunden:  A)  Die  Stinune 
von  Dänemark  als  Herzog  von  Holstein  wird  in  Folge 
der  Erwerbung  des  Herzogthumes  Sachsen -Lauenburg  als 
Holsteinische  und  Sachsen- Lauenburgische  Stimme 
geführt*).  —  B)  Seit  dem  Jahre  1824  wird  von  Holstein- 
Oldenburg  die  Stimme  am  Bundestage  in  Folge  der  seit  der 
Erwerbung  der  Erbherrschaft  Jever  von  dem  Herzoge  vorge- 
nommenen Titel -Veränderung  nur  als  Oldenburg  geführt^), 
nnd  seit  dem  28.  Mai  1829  von  Oldenburg  der  grossherzog- 
liche Titel  gebraucht,  welcher  diesem  Hause  schon  durch  die 
Wiener  Congressakte,  art.  34,  zugestanden  worden  war^).  — 
C)  In  Folge  der  Succession  in  die  Herzoglich  Sachsen -Gotha- 
und  Altenburgischen  Lande  nach  dem  Erlöschen  dieses  Hauses 
im  Mannstamme  am  11.  Febr.  1825,  bestehen  anstatt  der  her- 
zoglich sächsischen  Häuser  Sachsen-Gotha,  Sachsen-Goburg, 
Sachsen-Meiningen  und  Sachsen-Hildburghausen  nun- 
mehr die  Herzogthtimer  Sachsen-Meiningen-Hildburg- 
hausen, Sachsen-A  Iten  bu  r  g  und  Sachsen-Coburg- 
Gotha^).  —  D)  Am  16.  Aug.  1844  hat  die  Bundesversammlung 
beschlossen,  dass  von  Seiten  des  deutschen  Bundes  den  die 
Regierung  führenden  Herzogen  von  Braunschweig,  Nassau, 
Sachsen  -  Coburg  -Gotha,  Sachsen  -  M  e  i  n  i  n  g  e  n ,  Sachsen- 
Altenburg,  Anhalt-Dessau,  Anhalt-Bernburg  und  Anhalt- 
Köthen  fttr  ihre  Person  statt  des  bisher  geführten  Prädikats 
„Durchlaucht"  das  Prädikat  „Hoheit"  werde  beigelegt 
werden,  sobald  die  erforderliche  Notifikation  über  die  dessfalls 

»)  Vergl.  §.  116,  Note  5.* 

«)  Prot  der  B.-V.  v.  15.  Januar  1824,  §.  2.  (y.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H.,  S.  152.) 

')  Protok.  der  B.-V.  vom  4.  Juni  1829,  §.88.  (v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  212.) 

*)  Vergl.  die  B.-A.,  art.  6,  und  Prot  der  B.-V.  v.  25.  Jan.  1827,  §.  4. 
(Dieses,  nebst  dem  gemeinschaftlichen  Patente  der  Herzoge  von  Sachsen, 
V.  12.  u.  15.  NoY.  1826,  s.  bei  v.  Meyer,  a.  a.  0.  Thl.  H.  S.  185  u.  flg.) 
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beliebte  Veränderong  des  Prädikats  von  Seite  der  regierenden 
Herzoge  bei  der  Bundesyersainmlung  eingegangen  sein  wiid 
In  der  vertraaensvoUen  Erwartung,  dasB  die  gedachten  Herzoge : 
weder  in  deutscher  noch  in  einer  fremden  Sprache  sich  einer 
Bezeichnung  bedienen ,  oder  eine  solche  in  Anspruch  nehmen 
werden,  wodurch  Zweifel  darüber  entstehen  könnten,  daiss  dnrck 
das  Prädikat  „Hoheit^^  ein  anderes  als  das  der  ,,herzog- 
lichen"  Hoheit  g^neint  sei,  wird  Fon  der  näheren  BezeichniiB^ 
desselben  Umgang  genommen.  Ausdriicklieh  wurde  noch  bei*- 
gefügt,  dass  dieser,  nur  die  Gourtoisie-Frage  der  r^ereuden 
Herzoge  erledigende  Beschluss  die  wechselseitigen  Rangver- 
hältnisse  unter  den  souyerainen  Häusern  durchaus  nicht  be- 
rühren und  vielmehr  hinsichtlich  des  Ranges  und  Vortiitlei 
alles  und  jedes  in  der  bisherigen  Lage  verbleiben  solle  ^).  - 
E)  Noch  im  Jahre  1848  f&hrte  das  Königreich  der  Nieder- 
lande die  Stimme  nur  ftir  „Luxemburg^';  seit  der  Wieder- 
herstellung der  Bundesversammlcmg  (1850)  aber,  f&r  Luxem- 
burg und  Limburg^). 

§.  121. 

Subjekt  der  Bundesgewalt.     Bundesversammlung. 

Bundespräsidium. 

L  Subjekt  der  Bundesgewalt  ist  die  Gesammtheit  aller 
Bundesglieder,  welche  aber  nicht  selbst  zusammenfa^teii, 


6)  Separat  Frotok.  der  B.-Y.  vom  16.  Augast  ISÜ,  Sitzung  XXVE 
(V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  43L)  —  Vergl 
Die  Praedikats frage,  eine  Abhandlung  aus  dem  Gebiete  des  deutschen 
Staatsrechts.    Giessen  1845. 

*)  Die  Veranlassung  zu  dieser  Yerftnd^mng  liegt  in  den  yorgiiigr& 
des  Jahres  1849  (s.  unten  §.  186,  Kote  6).  Es  soll  dadurch  ausgedrückt 
werden,  dass  Limburg  nicht  ein  mit  Luxemburg,  sondern  mit  dem 
Königreich  der  Niederlande  vereinigtes  Herzogthum  ist,  und  in  dem- 
selben auch  nur  die  niederländische  Verfassung  gilt  Audi  hat 
sowohl  Luxemburg  als  Limburg  eine  besondere  Regierung,  deren  jede 
unabhängig  von  der  anderen,  Instruktionen  an  den  gemeinschaftlichen 
Bundestagsgesandten  erläset  üebrigens  bilden  Luxemburg  und  Lim- 
burg keine  Curie,  auch  erkennt  die  B.-V.  nicht  deren  lokale  Regie- 
rungen, sondern  nur  deren  gemeinschaftliches  Staatsoberhaupt, 
den  König  der  Niederlande,  als  alleinigen  Inhaber  der  elften  Stinme 
im  engeren  Bathe  an. 
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aendern^hiFoh  einen  permanoBten  Oon^ess  ihrer  Be^oUrnttchtigten 
zu  Fninkfiirt  a.  M.  die  BandesyerflammUng,  oder  den 
Bundestag  (eröfibdl  am  5.  Nov.  1816)  reiajteentirt  werden O* 

IL  Die  einsdnen  Brnftdestagsgesandten  bikten  flbrigens 
kein  Belbstsl&ndiges  und  nnabhängigeB  CoUegimn^  sondern  sie 
sind  nach  «ukhUcklicber  Besthnmnng  in  der  W.  S.-A.  art.  8 
dlirdigangig  nnd  unbedingt  in  allen  VeriiiillaiiBsen  an  die  von 
ihren  Gommittenten  ertheüAen ,  oder  Ton  denselben  rinznholenden 
Instrnktionen  geboarden,  nnd  diesen  allein  wegen  deren 
getreuer  Befolgung,  sowie  wegen  ikrer  GesehäftsfÜhinng  <lber- 
hanpt,  yerantwortlidL 

HL  Den  Vorsitz  bei  der  Bandesyersammlang  bat  Oester- 
reich  2). 

§.  122. 

Innere  Organisation  der  Bundesversammlung. 

Engerer  Rath  und  Plenum. 

Die  Bundesversammlung  hat  gnindgesetzlich  zwei  ver- 
schiedene Verhandlnngsarten  bei  ihren  Geschäften  und  Schluss- 
fasBnngen.    Sie  verhandelt  nämlich  entweder 

1)  im  engeren  Bath,  der  die  regelmässige  Form  der  Ver- 
handlung bildet  (Bandesakte,  Art  4);  oder 

2)  im  Plenumi  als  ausnahmsweiser  Verbandlungsform  in 
gewissen  bandesgesetzlich  bestimmten  Fällen  (Bandesakte, 
Art.  6). 

§.  123. 
Unterschiede   zwischen   dem  engeren  Rathe   und  dem 
Plenum,  insbesondere  Zahl  und  Verhältniss  der 
Stimmen  im  engeren  Rathe  und  im  Plenum. 

Die  Unterschiede  zwischen  beiden  Formen  der  Verhand- 
lung liegen: 

1)  In  der  Zahl  der  Stimmen  und  in  der  Verschiedenheit  des 
Stimmgewichtes,  welches  den  einzelnen  Bandesgliedem 

*)  Die  Grandgesetase  des  Bundes  gebmnchen  gewöhnlich  die  Bezeich- 
niing  ,3un  de  8  Ter  Sammlung**;  doch  findet  sich  auch  die  Bezeichnung 
nBsndestag*'  b.  B.  in  W.  S.-A.  art  8.  —  Als  französische  Uebersetzung 
vifd  ^  Dikk^  gebraucht, 

»)  B.-A.  art  5. 
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in  demPlenam  oder  in  dem  engeren  Bathe  zukommt  Im 
Plenum  sind  nämlich  nach  art  6  der  B.-A.  69  Stimmen 
unter  die  ursprünglichen  38  BundesgUeder  veiiheilty  so 
dass  jedes  Bundesmitglied  wenigstens  eine  Stimme  flihit, 
vierzehn  Staaten  aher  mehrere  Stimmen  (4,  3  oder  2) 
und  zusammen  45  Stimmen  haben.  In  Folge  der  oben 
(§.  114)  erwähnten  Veränderungen  in  der  Bundesmitglied- 
Bchaft  bestehen  gegenwärtig  im  Plenum  nur  noch  66 
Stimmen.  Im  engeren  Bathe  sind  dagegen  die  ursprfiDg- 
licben  38  (jetzt  35)  Bundesglieder  durch  die  B.-A.  art  4 
in  17  Stimmen  eingetheilt,  so  dass  nur  elf  Staaten  ein- 
zelne Stimmen  führen,  von  den  sieben  und  zwanzig 
übrigen  aber  immer  mehrere  in  eine  Gesammtstimme 
oder  Curie  vereinigt  sind,  und  sonach  sechs  Curist- 
stimmen  bestehen^). 

2)  Ein  anderer  Unterschied  besteht  zwischen  der  Verhandlnng 
in  dem  Plenum  und  im  engeren  Bathe  in  der  Verschieden- 
heit der  Berechnung  der  Majorität  Im  engeren 
Bathe  entscheidet  nämlich  nach  der  B.-A.  art.  7  Abs.  i 
absolute  Majorität,  d.  h.  es  genügt,  wenn  sich  f&r  eine 
Meinung  überhaupt  mehr  als  die  Hälfte  aller  Votanten 
ausgesprochen  hat.  In  dem  Plenum  entscheidet  aber  nnr 
eine  Majorität  von  zwei  Drittheilen  der  Votanten, 
d.  h.  der  Bundesglieder,  welche  ihre  Stimme  wirklich 
abgegeben  haben ^).     Eine   eigenthümliche  Ausnabme 


*)  Hessen-Homburg  ist  erst  durch  B.-B.  v.  17.  Mai  1838,  §.  13>, 
in  eine  Curie  eingetheilt,  und  stimmt  hiemach  im  engeren  Rathe  in  der 
XVI.  Stimme,  im  Plenum  vor  den  freien  Städten. 

>)  Dies  will  die  B.-A.  art  7,  Abs.  2,  durch  die  Wortfassung  ausdräckeB. 
dass  im  engeren  Rathe  die  absolute,  im  Plenum  aber  nur  eine  auf  zwei 
Drittheilen  „der  Abstimmung"  beruhende  Mehrheit  entscheidet  A.  M. 
war  Brunnquell,  a.a.  0.,  L,  S.  98.  —  Vergl.  aber  A.  Doerr,  Beifr.  m 
der  Lehre  von  der  Organisation  der  Bundesregierung,  in  der  Zeitschr  L 
deut  R.  V.  Reyscher  und  Wilda,  1843.  Bd.  VH.  Heft  2,  S.  243  fl.  - 
Die  Bestinmiung  in  der  Torläufigen  Geschäftsordnung  der  6.-V. 
vom  14.  Nov.  1816,  I.,  dass  zu  einer  giltigen  Beschlussnahme  im  engeren 
Rathe  die  Abgabe  von  wenigstens  9,  im  Plenum  von  wenigstens  46  einter- 
standenen  Stimmen  gehöre,  gab  aber  Anlass  zu  Zweifeln,  obschon  dieselbe, 
richtig  verstanden,  nur  von  dem  FaUe  sprach,  wenn  alle  Stimmen  wirklkh 
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Yon  diesen  Grandsätzen  findet  bei  der  Wahl  von  Mit- 
gliedern zu  Bnndestagscommissionen  statt  ^). 
3)  Nur  im  engeren  Bathekann  die  Berathang  oder  Er- 
örterung eines  Gegenstandes  stattfinden,  selbst  wenn  die 
Beschlassfassang  im  Plenam  za  geschehen  hat^). 

§.  124. 
Von  den  Curiatstimmen  im  engeren  Rathe  insbesondere. 

I.  Die  im  engeren  Rathe  bestehenden  Gesammtstimmen 
dürfen  immer  nur  von  dem  Bandestagsgesandten  eines  der 
in  der  Curie  verbandenen  Staaten  geftlhrt,  d.  h.  abgegeben 
werden:  doch  dürfen  auch  die  nichtrstimmfuhrenden  Gesandten 
der  übrigen  Mitglieder  der  Carie  in  den  Sitzungen  der  Bandes- 
Tersamnünng  gegenwärtig  sein  O9  and  zum  Zwecke  der  Erläute- 
rung und  zur  Beförderung  eines  allgemeinen  Einverständnisses 
ibre  besonderen  Ansichten  und  Gründe,  beziehungsweise  die 
ihrer  Regierungen,  gleichsam  als  ein  votum  consuUativum,  dar- 
legen 2). 

II.  Es  ist  den  Mitgliedern  der  Curiatstimmen  überlassen, 
in  welcher  Weise  sie  sich  über  die  Führung  der  Curiatstimme 
unter  einander  verständigen  wollen.  Halbe  u.  dergl.  Bruch- 
theile  von  Stimmen  können  in  der  Bundesversammlung  nicht 
abgegeben  werden.  Jedoch  ist  in  der  neuesten  Zeit  der  Fall 
vorgekommen,  dass  Bundesregierangen,  welche  in  eine  Curie 


abgegeben  worden  waren.  Nunmehr  ist  die  Sache  durch  die  revidirte  Ge- 
schäftsordnung der  B.-V.  vom  16.  Juni  1854,  §.  11,  geordnet  Siehe  unten 
§.  128,  m,  C. 

0  Vergl.  unten  §.  135.  —  Mit  Unrecht  behauptet  eine  gleiche  Ausnahme 
auch  für  die  Wahl  eines  Oberfeldherrn  des  Bundes,  Doerr,  a.  a.  0, 
S.  258.  —  Jedenfalls  ist  der  Streit  hierüber  durch  die  revidirte  Ge- 
ichäftsordnung  der  B.-V.  vom  16.  Juni  1854,  §.  10  u.  25,  unpraktisch  ge- 
worden.   (Siehe  unten  §.  128.) 

*)  B.-A.  art.  7;  W.  S.-A.  art.  12. 

*)  Dies  war  schon  in  der  vorläufigen  Geschäftsordnung  der  B.-V. 
T.  14.  Nov.  1816,  I,  a.  E.  bestimmt  Damit  stimmt  überein  die  revidirte 
Geschäftsordnung  v.  16.  Juni  1854,  §.  17. 

«)  B.-B.  V.  26.  März  1821,  Protok.  §.  73,  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  131.  —  Ausdrücklich  sagt  dies  auch  die 
revidirte  GeschäflBordnung  v.  16.  Juni  1854,  §.  17. 
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eingellieilt  sind,  ihre  spedeUen  AnBichten  über  «ine  sv  Va- 
handlnng  stehende,  und  an  eisen  AasschuM  zur  Begntadttosg 
verwiesene  Angelegenheit  doreh  den  stimniftlhrenden  Gesandta 
haben  zn  Protokoll  geben  lassen,  ohne  dass  desshalb  von  der 
Bandesversammlnng  eine  Bemerkung  gemacht  worden  wiie^). 
in.  In  der  13.,  16.  und  17.  Stimme  ist  durch  solebe 
Privatconventionen  ein  Wechsel  (Turnns,  AlternatioE) 
in  der  Stimmftihrang  eingerichtet  worden.  Der  Bandestags- 
gesandte,  welcher  nach  dem  Tnmns  die  Coriatstimme  fthrt 
ist  in  diesen  drei  Garien  berechtigt,  dieselbe  m  allen  miDd^ 
wichtigen  Sachen,  d.  h.  wo  flberhaupt  Bundestagsgesandte 
selbstetändig  zu  handeln  befiigt  sind  und  eine  MeinmigsTff 
schiedenheit  nicht  denkbar  ist,  anch  ohne  vorherige  Ver- 
ständigung mit  den  Bundestagsgesandten  der  übrigen  Mit- 
glieder der  Curie,  wenn  solche  überhaupt  aufgestellt  sind,  md 
er  nicht  etwa  ohnehin  fOr  sämmtliche  Mitglieder  bevoDmichtigt 
ist,  abzugeben.  In  denjenigen  Fällen  aber,  wo  eine  Meiniuigs- 
verschiedenheit  möglich  und  überhaupt  die  Sache  von  einiger 
Wichtigkeit  ist,  hat  sich  der  stimmftlhrende  Gesandte  mit  iai 
übrigen  Gresandten  der  Curie,  wenn  solche  aufgestellt  wA 
vorerst  zu  benehmen  und  zu  verständigen.  Wenn  die  Ver- 
ständigung nicht  erfolgt  oder  flberhaupt  Instruktionseinbdong 
nothwendig  wird  und  die  von  den  Regierungen  eingehendei 
Instruktionen  nicht  gleichlautend  sind,  so  gelten  in  jeder  der 
drei  Curien,  welche  einen  Turnus  eingeftihrt  haben,  andere 
Grundsätze  über  das  Zustandebringen  der  Gesammtstimme^). 


3)  YergL  die  Erklärung  des  Bundestagsgesandten  der  12.  Stimme  ftr 
die  grossherzogliche  Regierung  von  Sachsen-Weimar-Eisenack  vd 
des  Bundestagsgesandten  der  16.  Stimme  ftir  die  Staatsr^erung  von  Beass 
jüngere  Linie,  die  Kurhessische  Verfisissungs- Angelegenkeit  betreffend,  Ib 
ProtokoUe  der  B.-V.  v.  5.  Dec  1861,  §.  300,  S.  747  flg.  749. 

4)  In  der  13.  Stimme  (Braunschweig  und  Nassau)  bestellt  stf 
1816  ein  Wechsel  in  der  Stimmführung  von  drei  zu  drei  Monatea.  Gcgeo- 
w&rtig  ist  der  nassauische  Gesandte  auch  ftlr  Braunschweig  beroU- 
mächtigt  Für  den  Fall  abweichender  Instruktionen  findet  ein  Tonifis  in 
der  Weise  statt,  dassbaldBraunschweig,  bald  Nassau  die  entscheidendt 
Stimme  hat  Das  Entscheidungsrecht  wechselt  von  Gegenstand  zu  Gegcs- 
stand,  jedoch  so,  dass  der  Staat,  der  in  einmr  Sache  einmal  gestinuit  hat 
auch  bei  den  etwaigen  späteren  Abstimmungen  in  derselben  Sadie  bis  n 
deren  Erledigung  die  entscheidende  Stismie  f&hrt  •—  Das  Bestehen  einer 


§.  121   Curiatstimmen  im  engeren  Bathe.  299 

IV.  Fttr  ^  12.  Stimme,  die  Carie  der  gmssherzogUeh 
«od  kerzoglich  sächsischen  Häuser,  fllhit  ein  von  den  Mit- 
gliedon  gemeinschaltlieh  bestellter  Gesandter  die  Stimme.  Die 
Vereinbarung  wii'd  unter  den  Mitgliedern  in  der  Art  bewirkt, 
dass  Weimar  im  diesem  B^nfe  2  Stimmen,  Meiningen  1, 
AUenburg  1  und  Coburg  1  Stimme  führt,  und  Majorität 
entscheidet,  daher  auch,  wenn  zu  Weimar  noch  eine  Stimme 
hinzukommt,  der  weimariscbe  Gesandte  die  Guriatstimme  ab- 
geben kann,  ohne  vorher  mit  den  anderen  Gesandten  in  Con- 
ferenz  treten  zu  müssen,  Falls  auf  der  einen  Seite  Sachsen- 
Weimar,  auf  der  anderen  die  drei  herzoglichen  Regierungen 
stehen,  entscheidet  aber  abwechselnd  (alternirend)  bald  die 
Stimme  von  Weimar,  bald  die  übereinstimmende  Instruktion 
der  herzoglichen  Häuser.  In  der  14.  Curie  deu^  beiden  Mecklen- 
burg   fahrt    Schwerin   die    Stinmie   allein^).     Für  die 


üebereinkunft  über  die  Führung  der  16.  Stimme  (Liechtenstein,  beide 
Reass,  Schaumburg-Lippe,  Lippe,  Waldeck  und  Hessen-Hom- 
barg),  aber  nicht  die  Art  der  Üebereinkunft,  ist  bei  der  Bundesversamm- 
long  zur  Anzeige  gekommen,  Prot  1851,  §.  20.  49.  63.  £s  besteht  gegen- 
wärtig eine  monatliche  Altemation  in  der  Stimmführung  unter  den  oben 
genannten  sieben  Mitgliedern  der  sechszehnten  Stimme.  Gewöhnlich  lassen 
sidi  mehrere  dieser  Staaten  von  einem  unn  demselben  Gesandten  vertreten 
(s.§.121«*).  Lippe-Schaumburg  und  Liechtenstein  haben  jedes  seinen 
besonderen  Gesandten.  Die  Stimme  der  beiden  HohenzoUern  wird  seit 
der  Erwerbung  dieser  Füretenthümer  durch  Preussen  nicht  mehr  geführt 
(s.  oben  §.  114);  doch  zahlt  Preussen  fortwfthrend  die  betreffenden  Bei- 
tragsquoten zur  Bundeskanzleikasse.  Bei  Verschiedenheit  der  Ansichten 
in  dieser  Curie  entscheidet  die  Majorit&t.  —  In  der  17.  Stimme,  der  Curie 
der  vier  freien  Städte,  besteht  seit  1816  ein  Turnus  von  Jahr  zu  Jahr, 
nach  der  Reihenfolge:  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen,  Hamburg, 
jedoch  mit  nicht  seltenen  Ausnahmen  von  dieser  Zeitfrist  nach  vorgängiger 
Verständigung.  Jeder  der  freien  Städte  kommt  ein  Viertel  der  Gesammt- 
stimme  zu.  Bleibt  bei  Differenz  der  Instruktion  der  Versuch  der  Ver- 
ständigung erfolglos,  so  entscheidet  auch  in  dieser  Curie  die  Migorität  Bei 
Stimmengleichheit  gibt  die  eben  stiramfflhrende  Stadt  den  Ausschlag. 

*)  Aus  den  Bundesprotokollen  ist  hierüber  nichts  bekannt,  als  dass 
Mecklenburg-Strelitz,  unter  Bezugnahme  auf  seine  mit  Schwerin 
bestehende  Privatübereinkunft,  in  der  ersten  Sitzung  des  engeren  Rathes 
der  B.-V.,  nach  Wiederherstellung  des  Bundestags,  am  2.  September  1860, 
Protok.  §.  3,  S.  4,  sich  dagegen  verwahrte,  als  ob  es  „durch  die  Aeusse- 
run  gen,  zu  welchen  sein  Bevollmächtigter  bei  vorkommenden  Abstimmungen 
im  engeren  Rathe  der  B.-V.  veranlasst  sein  werde,  sich  die  Ausübung 
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15.  (Cnriat-)  Stimme  führt  Oldenburg  die  Stimme.  Inder 
Gnrie  selbst  hat  Oldenburg  4  Stimmen ,  von  den  tibrigia 
Mitgliedern,  Anbalt-Dessan  (-Cöthen),  Anhalt-Bern- 
bürg  und  die  beiden  Schwarzbnrg,  hat  jedes  eine  Stimme. 
Die  Majorität  bildet  sich  wie  bei  der  12.  Gnrie,  so  dass  also 
Oldenburg  die  Gesammtstimme  abgeben  kann,  so  wie  ihm 
eines  der  anderen  Mitglieder  beitritt. 

V.  Wenn  die  nach  der  Privatconvention  der  Mitglieder 
einer  Gesammtstimme  zur  Stimmftlhrung  berechtigte  Begienmg 
die  Abgabe  der  Stimme  mit  oder  ohne  genügenden  Grund  ver- 
weigert oder  unterlässt,  so  sind  die  übrigen  Mitglieder  der 
Curie,  wenn  nicht  auch  fllr  sie  ein  von  der  Bundesversammlung 
für  genügend  erkannter  Grund  zur  Unterlassung  der  Abstim- 
mung vorliegt,  sowohl  berechtigt,  als  verpflichtet,  die 
Gesammtstimme  abzugeben  ^). 

VI.  Können  sich  die  Mitglieder  einer  Curie  nicht  über  ihre 
Abstinunung  vereinigen,  und  ei-weisen  sich  dabei  auch  die  vor- 
stehenden Bestimmungen  über  die  Bildung  einer  Majorität  in 
der  Curie  als  unzulänglich,  so  kann  die  betreffende  Curiat- 
stimme  gar  nicht  abgegeben  werden"^). 


der  beiden  Mecklenburg  nur  gemeinschaftlich  zustehenden  Stimme  aon- 
massen  beabsichtige.^*  —  Gegenwärtig  haben  beide  Mecklenburg  nur 
einen  und  denselben  Gesandten.  Für  den  FaU  einer  sich  nicht  ausgldchenda 
Differenz  in  den  Ansichten  der  beiden  Regierungen  gibt  Mecklenbarir- 
Schwerin  zweimal  nacheinander,  hierauf  Mecklenburg-Strelitz 
einmal  u.  s.  w.  den  Ausschlag  für  die  Abstimmung. 

c)  In  diesem  Sinne  erklärte  sich  das  Bundespräsidium  anter  Zustim' 
mung  der  B.-V.  auf  die  (Note  5)  angefahrte  Verwahrung  von  Mecklcn- 
burg-Strelitz,  ebendas.  (Protok.  v.  2.  Sept  1850,  §.  3,  S.  4):  „die  in- 
neren Angelegenheiten  der  Curien  seien  zwar  dem  Uebereinkommen  der 
einzelnen  Mitglieder  derselben  überlassen;  so  die  Stimmitihrung:  indessen 
könne  nicht  anerkannt  werden,  dass  die  Abwesenheit  einzelner  Mitglieder 
der  Curie  die  übrigen  hier  vertretenen  Mitglieder  der  Curie  ihrer  Ver- 
pflichtung entbinde,  sich  an  den  Berathungen  und  Abstimmungen  der 
hohen  Versammlung  zu  betheiligen."  —  Vergl.  noch  unten  §.  127,  L 

^)  Dieser  Fall  ereignete  sich  bei  der  15.  (Curiat-)  Stimme  in  der 
Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  12.  August  1858,  in  der  Schleswig- 
Holsteinischen  Sache. 
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§.  124  a. 

Von  der  Bevollmächtigung  eines  Bundestagsgesandten 
fiir  mehrere  Viril-  oder  Curiatstimmen. 

I.  Die  Bandesgnmdgesetze  enthalten  kein  ansdrückliches 
Verbot  der  Bevollmächtigung  eines  und  desselben  Bnndestags- 
gesandten  Air  mehrere  Staatsregiernngen.  Jedoch  ergibt  sich 
ans  dem  Präsidialvortrage  des  Fürsten  Metternich  in  der 
30.  Sitzung  der  Wiener  Ministerialconferenzen  am  15.  Mai  1820 
and  dem  hieran  anschliessenden  Beschlüsse  der  Conferenz, 
dass  man  es  allgemein  als  selbstverständlich  betrachtete, 
dass  mindestens  ftlr  jede  der  17  Stimmen  im  engeren  Bathe 
eio  besonderer  Bundestagsgesandter  aufgestellt  sei^).  Es 
ist  dies  auch  unumgänglich  erforderlich  zur  gehörigen  Besetzung 
des  engeren  Rathes,  zur  erschöpfenden  Berathung  und  zur 
Gewinnung  genügender  Arbeitskräfte  Air  die  Berichterstattungen 
nnd  zur  gehörigen  Vertretung  der  oft  sehr  entgegenge- 
setzten Interessen  der  Bundesglieder.  Es  beruhet  somit 
die  Organisation  des  engeren  Bathes  wesentlich  auf  der  Vor- 
aussetzung der  Vertretung  der  17  Stimmen  durch  mindestens 
eben  so  viele  Bundestagsgesandte,  und  muss  sonach  die  stän- 
dige Beauftragung  des  Bevollmächtigten  einer  der  17  Stimmen 
mit  der  Führung  noch  einer  anderen  Stimme  im  engeren  Rathe 


0  Präsidialvortrag  des  Fürsten  Metternich  in  der  30.  Sitzung 
der  Wiener  Ministerialconferenzen  am  15.  Mai  1820  über  die  Form  der 
Terhandlungen  am  Bundestage:  „Während  dieser  Periode  (der  Sitzungs- 
periode im  G^egensatze  der  Ferienzeit)  müssen  alle  17  Stimmen  des  engem 
Batfas  durch  eigne  BevcUmächtigte  vertreten  werden.  Ausserordent- 
liche Verhinderungen  des  einen  oder  des  andern  Bevollmächtigten 
können  allein  nur  ausnahmsweise  die  üebertragung  seiner  Stimme 
begründen.  Solche  Verhinderungen  müssen  jedoch  stets,  nebst  den  sie 
motivirenden  Umständen,  demPräsidio  und  durch  dasselbe  der  Bundes- 
Tersammlung  angezeigt  werden."  —  Die  Conferenz  beschloss  hierauf: 
«iDiesen  Vortrag,  dessen  Inhalt  der  Kaiserliche  Hof  durch  Präsidialpropo- 
sition an  den  Bundestag  zu  bringen  gedenke,  an  die  resp.  Höfe  und  Be- 
gienmgen  einzuschicken,  damit  sie  desshalb  ihren  Gesandten  zu  Frankfurt 
vorläufige  Instruktion  zu  ertheilen  gut  finden  möchten."  —  Dass  dies  ge- 
schehen ist,  beweist  die  hiermit  übereinstimmende  ununterbrochene  Praxis 
am  Bandestage. 
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als  eine  Incompatibilität  betrachtet  werden,  und  zw» 
hauptsächlich  im  wohlverstandenen  Interesse  jener  Staats- 
regierung selbst;  welche  den  BevoUrnächtigten  als  ihr  cd 
Staatsdiener  zuerst  aufgestellt  hat. 

n.  In  dem  vorgedachten  Präsidialvortrage  des  Fürsten 
Metternich  und  dem  zustimmenden  GonferenzbescUoBse  vom 
15.  Mai  1820  liegt  zugleich  die  Anerkennung ,  dass  es  dm 
Mitgliedern  einer  jeden  Curie  frei  steht,  einen  gemein- 
schaftlichen Bevollmächtigten  ständig  fttr  die  Ftfinuig 
der  Curiatstimme  aufzustellen.  Dies  ist  auch  in  der  Bundes- 
versammlung nie  beanstandet  worden,  und  erklärt  sich  voll- 
ständig daraus,  dass  eine  jede  Curie  ihre  Stimme  im  eageres 
Rathe  nur  ab  Oesammtstimme  nach  vorgängiger  YereiBbarang 
abgeben  kann  ^).  Durch  diese  Grestattung  der  Ernennung  eines 
und  desselben  Bundestagsgesandten  fUr  die  Mitglieder  der 
nämlichen  Curie  ist  auch  den  ökonomischen  Rücksichten,  weldie 
dieselben  von  der  AufsteUung  eigener  Bundestagsgesandteo 
innerhalb  der  Curie  abhalten  können,  genügende  Reehnong 
getragen.  Grössere  Staaten  können  es  ohnehin  weder  ihreo 
Interessen  noch  ihrer  Würde  angemessen  finden,  den  Bundes- 
tagsgesandten einer  anderen  Regierung  ständig  mit  der 
Führung  ihrer  Stimme  zu  beauftragen. 

in.  Mit  der  Gestattung  der  ständigen  Bevollmächtigmig 
eines  gemeinschaftlichen  Bundestagsgesandten  für  die  Hitglieder 
einer  Curie  hängt  die  Bestimmung  im  §.  16  der  revidirten 
Geschäftsordnung  vom  16.  Juni  1854  zusammen,  wonach  jeder 
Gesandte,  welcher  die  Plenarstimmen  mehrerer  Bundes- 
staaten fährt,  solche  einzeln  in  der  für  das  Plenum  festgesetzt^! 
Ordnung  abzugeben  hat^).  Auch  hieraus,  dass  die  revidiite 
Geschäftsordnung  hier  nur  von  den  Plenarstimmen  sprickt, 
ergibt  sich,  dass  die  ständige  Beaufh*agung  des  Bevollmätb- 
tigten  einer  der  17  Stimmen  des  engeren  Rathes  durch  noch 
eine  andere  Staatsregierung  zur  Führung  ihrer  Stimme  im 
engeren  Rathe  als  unverträglich  mit  dem  Organismus  desselben 
vorausgesetzt  wurde.  Dabei  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die 
Thätigkeit  des  Plenum 's  eine  ganz  andere  ist,  als  die  des 
engeren  Rathes,  indem  in  Ersterem  nur  Stimmen  einfach  abge- 

«)  Siehe  oben  §.  124,  H. 

3)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  ü.  S.  597. 
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geben  werden^  »ber  kein  GegeuBtasid  berathen  oder  erörtert 
werden  kann^). 

IT.  Was  die  yorttbergehende  zeitweilige  Uebertragting 
einer  VirU-Stiinme  durch  eine  Staatsregiernng  an  den  G^ 
sandten  emes  anderen  Bondesgliedes  anbelangt,  so  findet  sich 
eine  ansdrflekliche  Bestunmang  hierttber  in  der  revidirten  6e- 
sdäteordBimg  v.  16.  Jnni  1851,  §.  14,  nur  für  den  Fall  des 
Ablebeas  eines  Gesandten.  Die  Uebertragang  der  Stinune 
ist  hier  für  die  Zwischenzeit  bis  zur  definitiven  Wiederbesetzung 
der  GesandtBchaftsstelle  fOr  zulässig  und  nothwendig  erklärt, 
insofenie  der  yerstorbene  Gesandte  nicht  selbst  schon  eine 
Substitution  erhalten  hatte  ^). 

y.  Ausserdem  sind  in  der  BundeBversamndung  noch 
einige  (wenige)  Fälle  vorgekommen,  in  welchen  eine  Staats- 
regierung den  Bundestagsgesandten  einer  anderen  Stimme 
im  engeren  Bathe  einstweilig  mit  der  Führung  ihrer 
Stinune  beauftragt  hat  Der  erste  Fall  dieser  Art  ereignete 
sieh  in  der  22.  Sitzung  der  Bundesversammlung  am  27.  Nov. 
1823,  worin  die  Abberuiung  des  k.  wttrtembergischen 
ond  zugleich  die  Bevollmächtigung  des  k.  bayerischen 
Bandestagsgesandten  durch  S.  Majestät  den  König  von  Wflrtem- 
berg  zur  einstweiligen  Führung  der  wttrtembergischen 
Stinme  angezeigt,  und  diese  Bevollmächtigung  von  der  Bundes- 
versammlung angenommen  wurde  ^).  Schon  am  13.  Mai  1824 
trat  aber  ein  neuer  wttrtembergischer  Bundestagsgesandter 
in  die  Bundesversammlung  ein").  Bei  Gelegenheit  dieses 
Falles  äusserte  sofort  das  Präsidium,  dass  es  sich  aus  dem 
höheren  allgemeinen  Gesichtspunkte  der  Bundestags-DiscipUn, 
znm  Theil  aueh  in  Folge  der  vertraulichen  Bemerkungen 
mehter^  Gesandten,  vorbehalte,  seiner  Zeit  im  Interesse  der 
Gesanmitheit  die  Frage  zur  Sprache  zu  bringen,  inwiefern  es 
mit  dem  Geiste  und  dem  Zwecke  der  Bundesverfassung 
undmit  der  Bestimmung  der  Bundesversammlung  ver- 
einbar sei,  dass  —  ausserordentliche  und  auf  kurze 
Dauer    beschränkte,    genau  zu  bezeichnende  Fälle   ausge- 


4)  Siehe  oben  §.  123,  3. 

0  Siehe  unten  §.  125,  XU. 

*)  Protokoll  der  B.-V.  v.  1823  §.  140.  S.  610. 

7)  Protokoll  der  B.-V.  v.  1824  §.  83.  S.  174. 


304  §*  134*'  MehrÜAche  Stimmführung. 

nommen  —  eine  Virilstimme  im  engeren  Bathe,  ohne 
direkte  Bestellung  eines  eigenen  Bevollmächtigten,  blos  durch 
eine  direkt  von  einem  Bandesfürsten  ausgegangene  Sub- 
stitution eines  anderen  Gesandten  vertreten  werden  könnte, 
oder  ob  nicht  vielmehr  die  Bundesstaaten,  welchen  die  Bundes- 
akte  eine  Virilstinmie  beilegt,  mit  dem  Rechte  auch  die 
Verpflichtung  haben,  einen  eigenen  Gesandten  in  der 
Bundesversammlung  zu  unterhalten?^)  Die  Sache  wurde  aber 
damals  nicht  weiter  verfolgt. 

VI.  Ein  ähnlicher  Fall  trat  erst  wieder  in  der  24.  Sitzung 
der  Bundesversammlung  vom  11.  Juli  1861,  Protok.  §.  198, 
ein.  Hier  kam  die  Ernennung  des  grossherzoglich  und  herzog- 
lich sächsischen  Bundestagsgesandten  zum  Bevollmächtigteo 
für  Reuss  j.  L.  flir  so  lange,  als  nicht  über  die  Wieder- 
anstellung eines  einzigen  Gesandten  ftir  die  16.  Stimme  (Curie) 
eine  Vereinigung  stattgefunden  habe,  zur  Anzeige,  wobei  sofort 
von  mehreren  Seiten  Bedenken  ausgesprochen  wurden. 

VU.  In  gleicher  Weise  wurde  in  der  4.  Sitzung  der  Bundes- 
versammlung vom  23.  Jan.  1862  der  grossherzoglich  badi&che 
Bundestagsgesandte  von  dem  Fürsten  von  Waldeck  und 
Pyrmont  mit  der  Stimmführung  bis  zur  erfolgten  Neu- 
wahl eines  gemeinschaftlichen  Gesandten  der  16.  Stimme  be- 
vollmächtigt. Auch  in  diesem  Falle  wurde  die  principielle 
Frage  über  die  Zulässigkeit  der  Vertretung  eines  Mitgliedes 
einer  Curie  durch  den  Gesandten  einer  anderen  selbstständigen 
Stimme  angeregt,  und  nunmehr  die  Niedersetzung  eines  Aus- 
schusses zur  Berichterstattung  beschlossen.  Die  Wahl  dieses 
Ausschusses  wurde  auch  in  der  folgenden  (5.)  Sitzung  der 
Bundesversammlung  vom  30.  Jan.  1862,  Protok.  §.  49,  vorge- 
nommen^). Eine  Entscheidung  der  Principienfrage  durch  die 
Bundesversammlung  steht  somit  in  Aussicht. 


^)  Protokoll  der  B.-Y.  v.  1824,  Sitzung  vom  24.  März,  Separa^roto 
koU  §.  1  a.  E.  S.  171. 

^)  Im  Gegensätze  zu  den  hier  oben  unter  I— in.  als  bnndesredittkh 
veriheidigten  Ansicht  erklärte  Preussen  in  dieser  Sitzung  vom  30.  Jan. 
1862,  Protok.  §.  49,  dass  es  die  Beschränkung  in  der  Ernennung  eines 
Bundestagsgesandten  als  die  Beschränkung  eines  Souverainetätsrechtes  be- 
trachte, die  nur  durch  freiwilligen  Verzicht  der  Bundesglieder  geschehen 
könne,  und  wozu  es  die  Hand  nicht  bieten  wolle. 
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Vm.  Kieht  zu  verwechseln  mit  der  Bevollmächtigang  des 
Gesandten  einer  Viril-  oder  Cariatstimme  durch  ein  anderes, 
ebenfalls  zn  einer  Virilstimme  berechtigtes  oder  in  eine  andere 
Curie  eingetheiltes  Bandesglied,  ist  die  Substitution 
eines  anderen  Bundestagsgesandten,  welche  im  Falle  der  yor- 
fibergehenden  Verhinderung  oder  Abwesenheit  eines  Bundes- 
tagsgesandten  durch  diesen  selbst  geschieht,  welchen  Fall 
schon  der  Präsidialvortrag  des  Fürsten  Mettern  ich  in  der 
30.  Wiener  Gonferenzsitzung  vom  15.  Mai  davon  unterschieden 
hatte.  Eine  solche  Substitution  ist  durch  die  revidirte  Geschäfts- 
ordnung vom  16.  Juni  1854  §.  10  nicht  nur  für  zulässig  erklärt, 
sondern  sogar  den  Bundestagsgesandten  zur  Pflicht  gemacht 
worden,  mit  der  Auflage,  dem  Präsidium  wo  möglich  am  Tage 
Tor  der  nächsten  Sitzung  hiervon  Anzeige  zu  machen  ^®). 

§.  125. 

Die  Geschäftsordnung  der  Bundesversammlung. 

I.  Ordnung  der  Sitzungen  überhaupt. 

Da  im  Plenum  keine  Berathung  oder  Erörterung,  sondern 
nur  eine  Abstimmung  über  die  vor  dasselbe  gewiesenen 
Gegenstände  stattfinden  kann,  und  daher  selbst  diese  vorher 
im  engeren  Rathe  vorbereitet  sein  müssen  (§.  123,  Nr.  3), 
so  war  nur  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  fbr  die  Verhand- 
lungen im  engeren  Rathe  nothwendig.  Zu  diesem  Zwecke  wurde 
schon  am  14.  November  1816  von  der  Bundesversamndung  eine 
vorläufige  Geschäftsordnung  entworfen 0,  an  deren 
Stelle  nunmehr  die  revidirte  Geschäftsordnung  vom 
16.  Juni  1854  (Protok.  §.  181)  getreten  ist,  nachdem  bereits 
ein  Bundesbeschluss  v.  16.  August  1851,  Protok.  §.  115,  auf 
Grundlage  der  Vereinbarungen  der  ersten  Gommission  auf  den 
Dresdener  Conferenzen  einige  Punkte  in  vier  Sätzen 
zur  Beschleunigung  des  Geschäftsganges  verbessert  hatte, 
welche  im  Wesentlichen  und  zum  Theil  wörtlich  in  die  revidirte 
Geschäftsordnung  übergegangen  sind.  Durch  die  revidirte  Ge- 
schäftsordnung V.  16.  Juni  .1854  ist  hinsichtlich  der  Ordnung 
der  Sitzungen  überhaupt  Folgendes  bestimmt  worden: 

^  Siehe  unten  §.  125,  X. 

0  Abgedrackt  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3  Aufl. 
ThL  n.  8.  36  flg. 

Z5pfl,  Btaotveoht.  5.  Aufl.  I.  20 
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I.  Die  Sitzungen  der  BnBdesversammInng  werden  bis  auf 
Weiteres  im  Taxis'schen  Palaste  notindestens  wöchentlich  eb 
mal,  nnd  zwar  regelmässig  Donnerstags  gehalten^. 

n.  Bei  gehäuften  (xeschäften  oder  in  besonderen  FSDeii 
oder  auf  den  Antrag  einzelner  Gresandten  finden  ansser- 
ordentliche  Sitznngen  in  Oemässheit  diesfallsiger  Verab- 
redungen oder  einer  Anzeige  des  Präsidiums  statt.  In  der  Ein 
ladung  wird  der  Grund  der  ausserordentlichen  Sitzung  angegeben* . 

lU.  Aus  der  Beschaffenheit  der  jedesmaligen  Gegenstände 
der  Verhandlung  geht  hervor,  ob  sich,  nach  Massgabe  der 
Bundesakte,  blos  die  engere  Bundesversammlung,  oder  aneli 
das  Plenum  mit  denselben  zu  beschäftigen  hat*). 

rV.  Die  Sitzungen  sind  theils  förmlich,  theils  ver 
traulich*^). 

V.  Die  vertraulichen  Sitzungen  dienen  zum  Zweel 
vorläufiger  Erörterung  und  Austauschung  der  Ansichten.  Sie 
sind  ohne  amtliche  Form  und  Wirkung.  Es  wird  desshalb 
während  derselben  kein  Protokoll  aufgenommen,  und  kein  Ge- 
sandter ist  an  die  hierin  abgegebenen  Aeussernngen  gebunden^). 

VI.  Mit  förmlichen  und  vertraulichen  Beradiungen  wird 
den  Umständen  nach,  auch  in  der  nämlichen  Sitzung  abg^ 
wechselt.  Insbesondere  soll  eine  vertrauliche  Erörterung  nod 
Besprechung  jeweils  stattfinden,  bevor  Termin  zur  Abstimmung 
ttber  einen  Gegenstand  angesetzt  wird,  oder  wo  nach  erfolgte; 
Abstimmung  noch  eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  auszn* 
gleichen  ist^). 

Vn.  Die  Ansage,  und  bei  eintretender  Verhinderung,  die 
Absage  der  Sitzung  steht  dem  Präsidium  zu.    Der  Gmnd  der 


«)  Bevid.  G.-O.  §.  1.;  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  ConfoecL  Gtm 
3.  Aufl.  Tbl.  n.  S.  597.  —  Nach  der  vorläufigen  G.-O.  v.  14.  Nov.  181ti 
sollten  wöchentlich  zwei  Sitzungen  am  Montag  und  Donnerstag  ge 
halten  werden.  Seit  1819  hielt  aber  die  B.-Y.  nur  wöchentlich  eine  Sitznog 
am  Donnerstag  Vormittags  um  10  Uhr. 

3)  Revid.  G.-O.  §.  2. 

4)  Ebendas.  §.  3. 
8)  Ebendas.  §.  4. 

8)  Ebendas.  §.5.  —  Aufzeichnungen,  welche  über  Tertraulidi« 
Sitzungen  gemacht  werden,  heissen  Begistraturen. 

7)  Ebendas.  §.  6.  —  Im  B.-B.  vom  16.  Aug.  1851,  Satz  I,  a  Unea  i, 
Protokoll  §.  115,  lautete  die  entsprechende  Bestimmung:  „Der  Berathong 


§.  125.    Ordnung  der  Sitzungen.  307 

Absagnng  wird  in  dem  betreffenden  Notifikatorinm  angegeben^ 
welches  am  Tage  vor  der  Sitznng  erfolgt®). 

Vin.  Die  Ansagezettel  en&alten  die  Adresse  der  Ge- 
sandten, so  wie  Zeit  nnd  Form  der  Versammlung  nnd  sollen^ 
mit  Ausnahme  ganz  dringender  Fälle,  am  Tage  vor  derselben, 
spätestens  bis  drei  Uhr  Nachmittags,  jedem  Gesandten  zuge- 
stellt werden'). 

IX.  Die  Gegenstände  der  Berathnng  werden  in  dem  An- 
sagezettel soweit  möglich  angegeben,  nnd  muss  dies  geschehen, 
iBSofem  eine  Abstimmung  behufs  einer  in  die  Sache  selbst 
eingehenden  ScUussfassung  oder  die  Wahl  eines  Ausschusses 
stattfinden  soll^®). 

X.  Jeder  Gesandte  hat  im  Falle  seiner  Abwesenheit  oder 
sonstigen  Verhinderung  einen  anderen  Gesandten  zu  sub- 
stitniren  und  solches  dem  Vorsitzenden  wo  möglich  am 
Tage  vor  der  nächsten  Sitzung  anzuzeigen.  Unterlässt  er  dies, 
so  wird  seine  Stimme  zur  Vervollständigung  der  Mehrheit 
oder  Einstimmigkeit  beigezählt ^^). 

XI.  Bei  Beschlussnahmen  gewöhnlicher  Art,  zu  wel- 
chen im  engeren  Bathe  die  absolute  Stimmenmehrheit,  im 
Plenum  die  Mehrheit  von  zwei  Drittheilen  der  Stimmen  er- 
fordert wird,  kommen  sämmtliche  zur  Abstimmung  berechtigte 
Stimmfhhrer,  jedoch  ohne  Bttcksieht  auf  diejenigen, 
welche  sich  etwa  im  einzelnen  Falle  aus  gentigend 
befundenen  Grttnden  der  Abstimmung  enthalten, 
inBetracht*^). 

XH.  Bei  etwaigem  Todesfalle  eines  Gesandten  bleibt, 
wenn  der  Verstorbene  eine  Substitution  ertheilt  hatte,  diese  so 
lange,  bis  dessen  Committent  wegen  Führung  seiner  Stimme 
eme  andere  Verfügung  getroffen  hat,  bei  Giltigkeit.  Ist  dies 
nicht  der  Fall  gewesen,  so  hat  die  Bundesversammlung  zu  der 
Wiederbesetzung  der  Gesandtschaftestelle  oder  einstweiligen 
Uebertragung  der  Stimme  an  einen  anderen  Gesandten,  nach 

ond  BeschlussfiiSBung  in  förmlicher  Sitzung  soll  stets  eine  vertrauliche 
Erörterung  und  Besprechung  vorausgehen.'* 

8)  Key  id.  G.-O.  §.  7. 

«)  RcTid.  G.-O.  §.  8. 

«)  Ebendas.  §.  10. 

^0  Ebendas.  §.  10.  —  Yergl.  nodi  unten  §.  128. 

^  Ebendas.  §.  11.  —  Siehe  auch  unten  §.  127. 
•  20* 
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Verhältniss  der  Entferaangen,  eine  möglichst  kurze  Frist  zu 
bestimmen,  widrigenfalls  die  betreflFende  Bundesregierung  bei 
allen  Beschlüssen,  welche  späterhin  zu  fassen  sind,  der  Mehr- 
heit oder  Einstimmigkeit  beitretend  geachtet  wird"\ 
Xin.  Der  Präsidirende  ist  befugt  die  Sitzung  zu  eröABaen, 
sobald  die  bestimmte  Stunde  geschlagen  hat*^). 

XIV.  Die  vorläufige  Ordnung  der  Sitze  und  der  Abstim- 
mungen richtet  sich  in  der  engeren  Bundesversammlung  nach 
der  Reihenfolge,  in  welcher  die  Bundesstaaten  im  vierten  Artikel 
der  Bundesakte  aufgeführt  sind,  so  wie  bei  den  Plenar-Sitzangen 
nach  derjenigen,  welche  der  sechste  Artikel  derselben  angibt 
mit  Rücksicht  auf  diejenigen  Aenderungen,  welche  sich  hieriD 
im  Laufe  der  Zeit  ergeben  haben  und  zur  Kenntniss  der  Bundes- 
versammlung gebracht  worden  sind  ^*). 

XV.  Jeder  Gesandte,  welcher  die  Plenar-Stimmen  mehrerer 
Bundesstaaten  führt,  hat  solche  einzeln  und  in  der  gedachten 
Ordnung  abzugeben^®). 

§.  126. 

IL    Ordnung  der  Gegenstände   der  Verhandlung  und 

Berathung  derselben. 

L  Die  Gegenstände  der  Verhandlungen  der  Bundesver- 
sammlung sind  entweder  A)  bereits  durch  die  Bundesakte  vor- 
geschrieben, oder  B)  der  Antrag  und  Vorschlag  derselben  ge- 
schieht durch  einzelne  Bundesstaaten,  oder  G)  sie  werden  dnrch 
sonstige  Anträge  an  die  Versanmilung  veranlasst^). 

n.  Die  Anträge  der  einzelnen  Bundesstaaten  werden 
durch  deren  Stinin^führer  selbst  an  die  Versammlnng 
gebracht  und  derselben  schriftlich  tibergeben,  nachdem  solche 
dem  Präsidium  so  zeitig  schriftlich  mitgetheilt  worden  sind, 
dass  der  betreffende  Gegenstand  noch  auf  die  nächste  Tages- 

«)  Revid.  G.-O.  §.  13.  —  Siehe  auch  unten  §.  128,  m,  A.  —  (Ueber 
den  hier  übergangenen  §.12  der  revidirten  GeschäftsordnuDg  siehe  unten 
§.  128,  L  und  HI,  C 

")  Revid.  G.-O.  §.  14. 

«0  Ebendas.  §.  15.    Siehe  oben  §.  119. 

»«)  Ebendas.  §.  16.  —  Der  hierauf  folgende  §.  17  der  revid.  G.-O. 
ist,  so  weit  er  die  Stimmführung  in  den  Gurion  behandelt,  schon  oben 
§.  124,  I,  mitgetheilt;  vergl.  auch  noch  unten  §.  135. 

*)  Revid.  Gesch.-Ord.  v.  16.  Juni  1854,  §.  18. 
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Ordnung  gesetzt  werden  kann.  Auf  Anträge,  die  sich  im  Ver- 
laufe der  Diskussion  eines  anf  die  Tagesordnung  gesetzten 
Gegenstandes  entwickelten,  hat  Letzteres  jedoch  keinen  Bezug  ^). 

m.  Sonstige  Anträge,  so  wie  Überhaupt  alle  an  die  Bundes- 
Tersammlung  eingehenden  Schreiben  gelangen  zunächst  in  die 
Hände  des  Präsidirenden.  Dieser  wird  dieselben  mit  der  Be- 
merkung der  Empfangszeit  versehen,  sie  nach  Nummern  mit 
knrzer  Anftlhrung  der  Personen  und  des  Gegenstandes  in  ein 
Register  eintragen  lassen  und  davon  in  der  nächsten  ordentr 
liehen  Sitzung  die  Anzeige  und  Verzeichnung  in's  Protokoll 
Terfligen.  Während  drei  Tagen  nach  derselben  werden  solche 
Schriftstücke  zur  Einsicht  der  Gesandten  in  dem  Bureau  der 
Eanzleidirektion  aufgelegt.  Hinsichtlich  derjenigen  Eingaben, 
welche  vom  Präsidium  nach  Form  oder  Gegenstand  gänzlich  un- 
statthaft gefunden  werden,  geschieht  die  Vorlage  behufs  deren 
definitiver  Beseitigung  nur  vertraulich  in  der  nächsten  Sitzung  ^). 

IV.  Alle  bei  der  Bundesversammlung  einkommenden  An- 
träge und  Vorschläge,  so  wie  überhaupt  alle  an  dieselbe 
gelangenden,   nach  Form  oder  Gegenstand  nicht  gänzlich  un- 


«)Revid.  G.-O.  §.19. 

')£bendas.  §.  20.  —  Hinsichtlich  der  Eingaben  von  Privat- 
personen bestehen  folgende  Bestimmungen:  Alle  Eingaben  an  die  B.-V. 
müssen  in  deutscher  Sprache  abgefasst  sein,  B.-B.  vom  5.  Dec.  1816: 
bei  G.  T.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  n.  S.  37.  — 
Beobachtang  der  Schicklichkeit  bei  Abfassung  der  Eingaben  von  Privat- 
personen, und  insbesondere  Aufstellung  einer  bekannten,  geschäftstüchtigen 
Person,  als  Bevollmächtigten  zur  Empfangnahme  der  zu  erwartenden  Beso- 
Intionen,  unter  Bedrohung,  dass  sonst  die  Gesuche  nicht  zugelassen  oder 
unberücksichtigt  gelassen  werden,  fordert  der  B.-B.  vom  11.  Decbr.  1817, 
Prot  §.  412;  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  n. 
S.  61.  ^  Man  beauftragt  am  zweckmässigsten  einen  angesehenen  Frank- 
furter Advokaten  mit  der  Einreichung  der  Eingaben  an  die  B.-V.  und  mit 
den  sonstigen  Geschäften  eines  Insinuations- Mandatars.  —  Anonyme  Ein- 
gaben werden  nicht  berücksichtigt.  B.-B.  v.  30.  Jan.  1817.  —  Schriftsteller, 
welche  ihre  Werke  der  B.-V.  überreichen  wollen,  haben  dies  durch  den 
Gesandten  ihres  Staates  zu  thun.  Auch  werden  von  der  B.-V.  keine  Zu- 
eignungen angenommen,  wozu  die  Erlaubniss  nicht  vorher  nachgesucht 
worden  ist  B.-B.  v.  3.  Juli  1823.  —  So  lange  Censur  bestand,  mussten 
die  bei  der  B.-V.  einzureichenden  Druckschriften  der  Censur  des  Staates 
unterstellt  werden,  in  welchem  sie  gedruckt  wurden.  Wurden  sie  in  Frank- 
furt gedmckt,  so  übte  die  Bundes -Kanzlei -Direktion  selbst  die  Censur. 
B.-B.  V.  15.  Januar  1824, 
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statthaften  Eingaben  sollen  sofort  nnd  iSagstns  iooeiUb 
vierzehn  Tagen  nach  ihrem  Eingange  zur  geschäffUehen  Be- 
handlong  in  der  Bundesyersammlnng  gebradit  werden^). 

V.  Die  Aasschnssberichte  sollen,  wo  es  sich  nicht  um  gaoi 
einfache  oder  besonders  dringende  Gegenstände  handdt,  und 
desshalb  der  Anssdinss  das  Gegentheil  beschliesst,  schon  vor 
der  Sitzung,  in  welcher  der  Gegenstand  zur  Verhandlusg 
kommt,  gedruckt  und  spätestens  mit  den  Ansagezettdn  anter 
die  Gesandten  veräieilt  werden^). 

VI.  Um  in  allen  Fällen  die  Schlussfassung  thunlichst  n 
beschleunigen,  werden  die  Regierungen  ihre  Revollmächtigteii, 
soweit  möglich,  schon  im  Voraus  mit  ausreichender 
Instruktion  versehen*). 

Vn.  Wo  es  der  Einholung  einer  besonderen  In- 
struktion bedarf,  oder  wo  überhaupt  ein  auf  Aussetsug 
der  Abstimmung  gerichteter  Antrag  Unterstfitzung  findet,  ist 
in  allen  nicht  sehr  dringenden  Sachen  die  Abstinmiang  und 
Schlussfassung  auszusetzen,  und  zu  diesem  Zwecke  eine  Frist 
zu  bewilligen,  welche  in  der  Regel  nicht  weniger  als  vierzehi 
Tage  und  nicht  mehr  als  vier  Wochen  betragen  soU.  Hier- 
durch siad  jedoch  diejenigen  Gesandten,  welche  ihre  Abstim- 
mung sofort  oder  doch  vor  dem  festgesetzten  Termin  zu  Proto- 
koll geben  wollen,  daran  nicht  gehindert.  Nach  Ablauf  dieser 
Frist  erfolgt  im  Uebrigen  die  Abstimmung  in  der  vom  Präsidium 
hierzu  anberaumten  Sitzung;  ein  weiterer  Aufschub  deraelbeo 
ist  nur  statthaft,  wenn  die  Versammlung  dies  aus  besonderen 
Gründen  beschliesst''). 

§.  127. 

rH.     Von   dem  Rechte   und   der  Verbindlichkeit  der 

Bundesglieder,  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten. 

I.  Die  Bundesgesetzgebung  enthält  kein  ausdrflekliches 

Gebot,  dass  sämmtliche  Bundesglieder  in  allen  einzelnen  Fragen 

*)  Bevid.  GeBch.-Ord.  §.  21.    Diese  Bestimmung  ist  aas  dem  B.-E  r. 
16.  Aug.  1851,  Satz  I,  Protok.  §.  115  herabeigenommen. 

«)  Revid.  GeBch.-0.  §.  22. 

«)  Revid.  G.-O.  §.  23.  —  Wörtlich  aus  dem  B,-B.  v,  16.  Aog.  1851. 
Protok.  115,  Satz  n. 

*^    f)  Rejvid.  6e8ch.-0rd.  §.  2d.  —  Aus  dem  B.-B.  vom  16.  August  1861, 
Prot  §7H5i^Satz  ÜI. 
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ilire  StimmeD  abgeben  müssen.  £s  liegt  jedoch  in  der  Natur 
der  Sache  9  dass  jedes  Mitglied  im  Allgemeinen  ebensowohl 
verpflichtet  als  berechtigt  ist^  sich  an  den  Verband- 
langen  und  Abstimmungen  in  der  Bundesversammlnng  zn  be- 
theiligen ^X  wenn  gleich  ein  Zwang  zur  Erfüllung  dieser 
Verpflichtung  gegen  den  Bund  nicht  weiter  denkbar  ist,  als 
er  in  dem  Eintritt  der  bundesgesetzlichen  Rechtsfolgen  einer 
Versäumniss  an  der  Abstimmung  (§.  128)  liegt. 

II.  Es  besteht  auch  keine  ausdrückliehe  Vorschrift  darüber, 
ob  und  wann  sich  ein  Bundesglied  der  Abstimmung  enthalten 
dürfe  oder  etwa  sogar  enthalten  müsse.  Es  finden  sich  jedoch 
mehrere  Fälle,  in  welchen  sich  einzelne  Bundesglieder  der 
Abstimmung  enthalten  haben,  und  zwar  theils  bei  direkter 
Betheiligung,  wie  z.  B.  bei  Reklamationen  von  Privat- 
personen, oder  bei  Streitigkeiten  mit  anderen  Bundesgliedem, 
oder  bei  Beschlussnahmen  über  die  eigenen  Landesverfassungs- 
angelegenheiten,  wie  Uebernahme  der  Garantie  der  Verfassung 
durch  den  Bund  u.  dergl,  theils  bei  mittelbarer  Betheili- 
gung, z.  B.  wegen  naher  verwandtschaftlicher  Verhältnisse 
mit  dem  Bundesgliede,  dessen  Handlungsweise  der  Beurthei- 
Iimg  unterliegt^). 

in.  Insbesondere  findet  man,  dass  auch  von  den  übrigen 
Mitgliedern  einer  Curie  auf  die  Abgabe  der  Curiatstimme  ver- 
zichtet wurde,  wenn  ein  oder  mehrere  Mitglieder  derselben 
als  direkt  Betheiligte  sich  der  Abstimmung  enthalten  zu  müssen 
glaubten^). 

IV.  Auch  haben  mitunter  sich  Bnndesglieder  dann  der  Ab- 
stimmung enthalten,  wenn  sie  die  Gompetenz  der  Bundes- 
versammlung zur  Fassung  des  in  Frage  stehenden  Beschlusses 
in  Abrede  gestellt  hatten*). 


0  Siehe  die  Erklärung  des  Bundespraesidium's  in  der  Sitzung  der  B.-Y. 
2.  September  1850,  oben  §.  124,  Note  6. 

<)  Eine  Zusammenstellung  der  einzelnen  Fälle  findet  sich  in  Dörr, 
a.  a.  0.  (Zeitschr.  f.  deut.  R.,  B.  VE,  S.  277  flg.) 

»)  Beispiele  bei  Dörr,  a.a.  0.  S.  278.  279.   Siehe  aber  oben  §.  124,  V. 

*)  Beispiele  bei  Dörr,  a.  a.  0.  S.  279.  —  Zum  Theile  aus  diesem 
brande,  zum  Theile  ohne  besondere  Motivirung  enthielten  sich  mehrere 
Bundesglieder  der  Abstimmung  in  den  Sitzungen  der-B.-V.  v.  24.  März  1860, 
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V.  Uebrigens  lässt  sich  ans  diesen  Vorgängen  noeh  niclit 
scbliessen,  dass  sieb  bei  der  Bnndesversammlang  bereite  ein 
Herkommen  gebildet  habe,  wonach  nnnmehr  eine  Verpflich- 
tung der  einzelnen  Mitglieder  festgestellt  wäre,  im  Falle  der 
Betheiligung  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten,  indem  dag, 
was  einzelne  Bundesglieder  in  einzelnen  Fällen  freiwillig  ge- 
than  haben,  den  ttbrigen  nicht  präjudiciren  kann.  Auch  ist 
die  Bnndesyersammlung  an  sich  nicht  als  ein  richterliches 
CoUegium  constituirt,  sondern  fasst  regelmässig  nur  als  eine 
politische  Versammlung  Beschlüsse,  in  welcher,  ihrem  Grund- 
Charakter  gemäss,  jedes  Mitglied  yoUkommen  berechtigt  ist, 
seine  eigenen  Interessen  geltend  zu  machen^),  üeber- 
dies  besteht,  namentlich  so  viel  die  Beschlussfassungen  über 
politische  Verhältnisse  der  einzelnen  Bundesglieder  zu  liam 
Landständen  oder  einzelnen  Unterthanen  anbelangt,  noch  gar 
keine  Gleichheit  der  Falle,  wie  sie  die  Bildung  eines  Her- 
kommens erfordern  würde. 

VI.  Nur  da,  wo  die  Bundesversammlung  ausnahms- 
weise selbst  als  wahre  richterliche  Behörde  entscheidet, 
wie  dies  z.  B.  nach  dem  B.-B.  vom  15.  Novbr.  1842,  §.  283, 
über  die  Errichtung  emer  richterlichen  Instanz  für  die  Media- 
tisirten  und  auch  nach  der  Wiener  Gongress-Akte,  art.  46, 
hinsichtlich  der  über  die  Constitution  der  freien  Stadt  Frank- 
furt sich  ergebenden  Streitigkeiten  der  Fall  ist,  darf  das  be- 
theiligte Bundesglied  nicht  mitstimmen  ^). 

VII.  Nach  der  revidirten  Geschäftsordnung  v.  16.  Juni 
1854,  §.  11  und  §.  25,  hat  die  Bundesversammlung  die  Ent- 
scheidung über  die  Frage,  ob  die  Gründe,  aus  welchen  sidi 
ein  Bundesglied  der  Abstimmung  enthalten  will,  für  genügend 


Prot.  §.  107,  und  vom  20.  Mfirz  1860,  Prot.  §.  113,  die  Kurhessische  Ver- 
fassungsangelegenheit  betr.;  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ. 
Bd.  m.  (1862)  S.  17.  18. 

^)  Ausdrücklich  bat  die  Mecklenburg-Schwerin*sche  Regierung 
in  der  v.  Ketten burg'scben  Sache  (Protok.  1853,  §.  152,  S.  451)  erklirt, 
,4^83  ein  Verzicht  auf  ihr  Stimmrecht  wegen  des  hier  zur  Frage  stehenden, 
auch  für  künftige  Fälle  massgebenden  Princips  nicht  gerechtfertigt 
erscheinen  würde.*^  Sie  stimmte  demnach  für  den  Antrag  der  MinoiitiU 
der  Beklamationscommission. 

>)  Vergl.  das  Bayerische  Votum  in  dem  Protok.  d.  B.-V.  ?.  2.  Dec. 
1816,  §.  36.  —  Vergl.  unten  §.  158. 
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zn  aelrten  BeieH;  ihrem  Eimessen  im  einzelnen  Falle  vorbe- 
halten. Wird  diese  Frage  bejaht,  so  bleibt  die  Stimme  des 
sich  der  Abstimmung  enthaltenden  Bnndesgliedes  bei  Bereeh- 
nirng  der  Majoritäten  ohne  Berücksichtigung^):  wird  jene 
Frage  aber  verneint,  so  wird  das  Bundesglied,  welches  dem- 
ODgeachtet  sich  der  Abstimmung  enthält,  so  behandelt,  als 
wenn  es  sich  an  derselben  versäumt  hätte®). 

§.  128. 
IV.    Von  der  Versämniiiss  der  Abstimmung, 

I.  Schon  die  vorläufige  Geschäftsordnung  der  Bundesver- 
sammlung vom  14.  Nov.  1816,  I,  a  linea  14,  hatte  den  Ver- 
säumnissen an  der  Abstimmung  durch  die  Bedrohung  mit  dem 
Rechtsnachtheile  entgegen  zu  wirken  gesucht,  dass  die  Stimmen 
der  Säumigen  nach  Ablauf  der  ihnen  zur  Nachbringung  ver- 
statteten Fristen*  ohne  Weiteres  zur  Vervollständigung  der 
Mehrheit  oder  Einstimmigkeit  beigezählt  werden  sollten^). 
Diese  Bestimmung  stand  aber  allerdings,  dem  Wortlaute  nach, 
mit  den  unmittelbar  vorhergehenden  Bestimmungen  (a  linea  12 
und  13)  im  Widerspruche,  indem  daselbst  zu  einer  Beschluss- 
nahme  gewöhnlicher  Art  in  der  engeren  Bundesversamm- 
hfig  die  „Abgabe'^  von  wenigstens  neun,  sowie  im  Plenum 
TOD  wenigstens  sechs  und  vierzig  „einverstandenen" 
Stimmen  erfordert  wurde  ^),  und  überdies  da,  wo  es  auf  An- 
nahme oder  Abänderung  der  Grundgesetze,  auf  organische 
Bnudeseinrichtungen,  auf  ^tira  dngulorum  oder  Religionsange- 
legeuheiten  ankommt,  sowohl  im  engeren  Rathe  als  im  Plenum, 
die  „Abgabe  sämmtlicher  Stimmen  einverstanden" 
erfolgt  sein  musste,  um  eine  giltige  Beschlussnahme  zu  be- 
wirken. 


0  Bevid.  Ge8ch.-Ord.  §.  11.  (s.  oben  §.  125,  XI.) 

^  Reyid.  Gesch.-Ord.  §.  25  (s.  §.  128).  —  Biese  Bestimmung  ist  aus 
dem  B.-B.  v.  16.  August  1851,  Protok.  §.  115,  Satz  IV.  a  Unea  2  herüber- 
genommen. 

0  Siehe  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IX. 
8.  33.  —  S.  noch  hier  unten  Note  7. 

^  Genau  betrachtet  war  der  Widerspruch  nur  scheinbar.  (Siehe  §.  123, 
Note  2.) 
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II.  Um  den  Missständen^  welche  ans  der  VarzögoniDg  nod 
YersäuBQmss  der  Abstimmungen  entstafiden,  zn  begegnen,  wurde 
durch  den  auf  Grundlage  der  Dresdener  Confereoz- 
beschlüsse  gefassten  Bundesbeschluss  y.  16.  August  1851, 
Satz  IV,  Protok.  §.  115  sofort  in  der  Bundesversammlung  die 
Bestimmung  in  Wirksamkeit  gesetzt:  ,,Die Stimmen  derjenigai 
Bevollmächtigten,  welche  den  zur  Abstimmung  festgesetzt«) 
Termin  versäumen,  werden,  wenn  ihnen  nicht  ein  weiterer 
Aufschub  aus  erheblichen  Gründen  von  der  Bundesversamnh 
lung  bewilligt  wird,  zur  Vervollständigung  der  Mehrheit 
oder  Einstimmigkeit  ohne  Weiteres  zugezählt" 

in.  Die  revidirte  Geschäftsordnung  der  Bundesversamin- 
luhg  V.  16.  Juni  1854  enthält  hierüber  folgende  BestimmangeD: 
A)  Eine  Versäumniss  an  der  Abstimmung  kann  eintreten: 
1)  wenn  ein  Gesandter  im  Falle  der  Abwesenheit  oder  Ver- 
hinderung unterlassen  hat,  sich  einen  anderen  Bundestags- 
gesandten zu  substituiren^);  2)  wenn  eine  Staatsregieraog 
unterlassen  hat,  bei  dem  Tode  ihres  Gesandten  dessen  SteUe 
innerhalb  der  von  der  Bundesversamndung  zu  bestimmeDden 
möglichst  kurzen  Frist  wieder  zu  besetzen,  oder  die  Stinu&e 
durch  Substitution  an  einen  anderen  Gesandten  einsiweüen  zu 
übertragen^);  und  3)  wenn  sich  ein  Gesandter  an  dem  zur 
Abstimmung  bestimmten  Termine  ohne  Instruktion  befindet, 
und  die  Versammlung  nicht  aus  besonderen  Gründen  elBes 
weiteren  Aufschub  bewilligt^).  4)  Diesen  Fällen  steht  gleich, 
wenn  ein  Gesandter,  obschon  anwesend,  ohne  erhebliche,  tod 
der  Bundesversammlung  für  genügend  erkannte  Gründe  sieli 
der  Abstimmung  enthält«).  B)  Die  Rechtsfolge  der  Ve- 
säumniss  besteht  eben  so,  wie  dies  der  Bundesbeschlnss  rom 
16.  August  1851  bestimmt  hatte,  nach  der  revidirten  Ge- 
schäftsordnung v.  16.  Juni  1854  darin,  dass  die  versäumte 
Stimme  zur  Vervollständigung  der  Mehrheit  oder 
Einstimmigkeit  ohne   Weiteres   zugezählt  wird'). 


«)  Revid.  G.-O.,  §.  10.  (s.  oben  §.  125,  X.) 
«)  Ebendas.  §.  13.  (s.  oben  §.  125.  Xn.) 
s)  Ebendas.  §.  25.  Abs.  1. 
«)  Ebendas.  §.  25.  Abs.  2. 

7)  Ebendas.  §.  10.  13.  25.  —  Nach  der  TorlÄnfigwi  G€Bch.-Ord.  tob 
14.  Nov.  1816,  I,  Abs.  14  (bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Gern 


$.  128.  Von  der  Yenänianiss  der  Abstimmiuig.  315 

C)  ffinttohflich  der  in  der  provisoriaehen  Gesehäftsordnimg  vom 
14.  Noy.  1816  ansgezdchBeten  Fälle  (Annahme  neuer  Grund- 
gesetze oder  Abänderung  der  bestehraden  organischen 
BnndeBemrichtungen,  jura  sinffuhrum  und  Beligionsange- 
legenh«itenX  Hber  welche  sowohl  in  der  engeren  Bundes- 
yenaoimlung  als  im  Plenum  y,die  Abgabe  sämmtlicher 
Stimmen  einverstanden"  erfordert  wurde,  um  eine  gUtige 
fieschlussfassung  zu  erwirken,  ist  nunmehr  durch  die  revi- 
dirte  Geschäftsordnung  vom  16.  Juni  1854,  §.  12,  die  Ab- 
änderung gemacht  wordra,  dass  den  genannten  Gegenständen 
aaehnoeh  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund 
beigesetzt,  dagegen  nicht  mehr  die  ,, Abgabe''  sämmtlicher 
Stimmen  einYerstanden  gefordert  wurde.  Die  revidirte  Ge- 
schäftsordnung hat  sich  vielmehr  darauf  besdiränkt,  hier  nur 
die  schon  in  der  Bundesakte  art.  7  und  in  der  Wiener  Schlüss- 
le art  13—15  hinsichtlich  dieser  Gegenstände  getroffene 
Btttimmnng  zu  wiederholen,  dass  über  dieselben  kein  Beschluss 
doreh  Stimmenmehrheit  stattfinden  könne.  Demnach  kann 
also  nuBSKiehr,  weil  von  dem  firttheren  Erfordernisse  der  ^^Ab- 
g&be''  der  aämmtlichen  Stimmen  Umgang  genommen  worden 
ist,  auch  hinsichtlich  dieser  besonders  ausgezeichneten  Gegw- 
stände  die  erforderliche  Einstimmigkeit  durch  Einrech- 
onng  versäumter  Stimmen  erreicht  werden^). 

IV.  Obsefaon  aus  der  Fajssung  des  §.  12  der  revidirten 
Geschäftsordnung  v.  16.  Juni  1854  das  Bestreben  hervor- 
lenehtety  die  Fälle,  in  welchen  Einstimmigkeit  zur  Beschluss- 


3.  Aufl.  ThL  n.  S.  33)  wurde  dem  Bmidestagggesandten,  der  sich  yerB&uint 
liatte,  das  ProtokoU  bis  zur  nftchsten  Sitenng  behufis  der  Nachbringang 
Kiiier  Abstimmimg  offen  gehahei,  bevor  die  Zozfililuiig  der  verstonten 
Sttmine  zur  Mehrheit  oder  Einstimmigkeit  gescbah.  Dies  fiUlt  jetzt  hin- 
weg. —  Der  Fall,  dass  in  Folge  der  Yersänmniss  eines  Bondesgliedes  oder 
seines  Gesandten  an  der  Abstimmung  eine  Stimmengleichheit  der 
Votanten  sich  ergibt,  ist  sowohl  in  der  Torl&ofigen  als  in  der  revidirten 
Geschifisordnang  nicht  erwähnt  üebrigens  ist  dieser  FaU  schon  in  der 
Bondesakte  art  7,  Abs.  3,  vorgesehen.    (Siehe  unten  §.  134,  n.) 

8)  Dass  dies  der  richtige  Sinn,  des  §.  12  der  revid.  6e8ch.-0rd.  ist, 
ergibt  sich  aus  den  Beratfaungen,  besonders  aus  Protok.  1854,  §.  181.  Die 
von  einigen  Stimmen  beantragte  Wiederherstellung  der  Fassung  der  pro- 
visorischen Geschäftsordnung  von  1816,  wurde  durch  Stimmenmehrheit 
abgelehnt 
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fassuDg  erforderlich  ist,  vollständiger  anfzasählen,  als  dies  in 
der  proyisoriseheD  (xeschäftsordnung  von  1816  geschehen  war, 
so  sind  doch  auch  hier  nicht  alle  derartigen  Fälle  erschöpft-'). 
Da  aber  hinsichtlich  dieser  übrigen  Fälle ;  als  der  minder 
wichtigen,  schon  nach  der  provisorischen  Geschäftsordnan^ 
von  1816  die  versäumten  Stimmen  den  abgegebenen  zugerechnet 
werden  durften,  um  die  erforderliche  Einhelligkeit  zu  erzieleo; 
so  kann  es  durchaus  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  dies 
auch  jetzt  nach  der  revidirten  Geschäftsordnung  ebenfalls 
statthaft  ist,  indem  nunmehr  der  Grundsatz  der  ZarechnuDg 
der  versäumten  Stimmen  bei  den  wichtigen,  früher  ansgenom- 
menen  Fällen  durchgeführt  worden  ist.  Ein  Zweifel  könnte 
etwa  nur  hinsichtlich  derjenigen  Gegenstände  bleiben ,  welche 
an  sich  nicht  in  den  Kreis  der  Bundesgesetzgebung  gehören, 
und  worüber  nur  der  Zweckmässigkeit  wegen  mitunter  in  der 
Bundesversammlung  verhandelt  und  die  erzielte  Verständigung 
unter  den  Bundesgliedem  in  der  Form  eines  Bundesbeschlusses 
kund  gegeben  wird,  wie  z.  B.  die  Gewährung  von  Unter- 
stützung literarischer  Unternehmungen,  gelehrter  GesellBchaften, 
Privilegien  gegen  Nachdruck  gewisser  Werke  u.  dergl.  Da 
aber  in  allen  diesen  Beziehungen  nnläugbar  stets  jura  singv- 
lorum  in  Frage  stehen  (§.  143  u.  145),  der  §.  12  der  revidirten 
Geschäftsordnung  aber  diese  ausdrücklich  mitbegreift,  so  ist 
anzunehmen,  dass  auch  bei  dergleichen  Gegenständen  und  bei 
Einrichtung  anderer  gemeinnützigen  Anordnungen  nunmehr  die 
versäumten  Stimmen  der  Einhelligkeit  beigezählt  werden  dürfen. 
Eine  Härte  kann  hierin  um  so  weniger  gefunden  werden,  ak 
es  in  solchen  Sachen  wie  überall,  wo  jura  singulorum  in  Frage 
kommen,  in  der  Macht  jedes  interessirten  Bundesgliedes  steht, 
durch  zeitige  Abgabe  einer  verneinenden  Stimme  die  ganze 
Beschlussfassung  zu  hindern. 

§.  129. 
V.  Ordnung  des  Geschäftsgangs  in  den  Sitzungen. 

lieber  den  Geschäftsgang  in  den  Sitzungen  bestimmt  die 
revidirte  Geschäftsordnung  v.  16.  Juni  1854: 


»)  Siehe  unten  §.  140. 
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L  Den  Anfang  der  Sitzung  macht  die  Verlesung,  beziehungs- 
weise Berichtigung  des  Protokolls  der  letzten  Sitzung,  falls 
dasselbe  bis  dahin  nicht  bereits  allseitig  anerkannt  und  unter- 
zeichnet ist'). 

n.  Hierauf  folgen  die  von  dem  Präsidium  und  den  ein- 
zelnen (Gesandten  Namens  ihrer  Regierungen  zu  machenden 
Mittheilungen  und  einzubringenden  Anträge,  nebst  vorläufiger 
Berathang  und  Schlussfassung  über  jede  einzelne  derselben, 
wodurch  bestimmt  wird,  ob  a)  der  Gegenstand  sich  ausnahms- 
weise sofort  oder  nach  Ablauf  einer  zu  bestimmenden  Frist 
zur  Berathnng  oder  Schlussfassung  eigne,  oder  ob  b)  die  vor- 
gängige Verweisung  an  einen  Ausschuss  erforderlich  geachtet 
werde,  und  letzteren  Falls  c)  ob  ein  bereits  vorhandener  Aus- 
schuss damit  zu  beauftragen  oder  ein  neuer  zu  wählen  sei, 
und  aus  wieviel  Mitgliedern  dieser  zu  bestehen  habe^). 

in.  Sodann  folgt  die  Vornahme  der  weiter  auf  die  Tages- 
ordnung gesetzten  oder  sonst  dem  Antrage  des  Präsidiums 
gemäss  zu  verhandelnden  Gegenstände,  sei  es  zur  Bericht- 
erstattung, vorläufigen  Abstimmung,  Erörterung,  Vorbereitung 
derselben  für  etwaige  Behandlung  im  Plenum,  Ansetzung  eines 
Termins  zur  Abstimmung;  endlich  die  Abstimmung  oder  die 
Schlussziehung  und  deren  Genehmigung;  auch  Bestimmung 
über  etwaige  Bekanntmachung  des  gefassten  Beschlusses^). 

IV.  Schliesslich  findet  Verabredung  bezüglich  der  nächsten 
Zusammenkunft  und  vorläufige  Anzeige  der  Gegenstände  statt, 
welche  darin  vorkommen  dürften*). 

V.  Als  allgemeine  Bestimmungen  über  den  Geschäftsgang 
gelten  nachfolgende  Regeln:  a)  die  drei  Hauptstufen, 
welche  für  die  Behandlung  eines  jeden  Gegenstandes  anzu- 
nehmen sind,  nämlich:  der  erste  Antrag,  die  Erörterung 
und  die  endliche  Abstimmung  darüber,  werden  in  der 
Kegel  in  drei  Sitzungen  vertheilt,  wozu  unter  Umständen  eine 
nerte  zur  Schlussziehung  kommt.  Die  Berathung  eines 
Gegenstandes  kann  in  derselben  Sitzung,  in  welcher  er  ein- 
gebracht worden  ist,  nicht  stattfinden,  wenn  nicht  alle  Stimmen 

*)  Revid.  GesclL-Ord.  §.  26. 
*)  Ebendas.  §.  27. 
')  Ebendas.  §.  28. 
*)  Ebendas.  §.  29. 
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hiermit  einverstanden  sind,  b)  Das  Präsidium  kann,  um  Zweifd 
über  die  einzelnen  Abstimmnngen  zu  heben,  wie  anch  nm  die 
Zahl  der  Abstimmenden  fUr  die  eine  oder  andere  Meinong  zq 
berichtigen,  eine  wiederholte  Umfrage  anstellen,  c)  Dessglekhen 
kann  ein  Mitglied,  welches  bereits  gestimmt  hat,  sei  es,  dasä 
etwa  in  späteren  Abstimmnngen  nene  Gründe  yovgebradit 
worden,  die  bei  der  Erörterung  nicht  vorgekcmiinen,  und  yoi 
denen  es  sich  überzeugt  ftlhlt,  oder  wenn  es  solches  sonst» 
Aufklärung  von  Missyerständnissen  rathsam  glaubt,  nach  be- 
endigter Umfrage  um  Aufschub  der  Schlusdziehung  ersuehen, 
nach  dessen  Bewilligung  sodann  die  weitere  Erörterung  vor- 
genommen wird,  d)  Die  endlichen  Abstimmungen  über  eiiieD 
Gegenstand  werden,  sobald  zu  solchen  eine  Frist  festgesetzt 
worden,  schriftlich  eingegeben  oder  zum  Protokoll  diktirt  Wni 
hierbei  die  definitive  Redaktion  der  Abstimmung  vorb^dtei, 
so  muss  diese  spätestens  am  Tage  nach  der  Sitzung  dem 
Protokollfbhrer  zugestellt  werden*). 

VI.  Auf  Eingaben  oder  Schreiben,  welche  der  Bondesyer- 
sammlung  zukonimen,  wird  durch  Zusendung  von  AiiezQg» 
aus  dem  Protokolle  geantwortet,  welche  den  dessfallsigen  fie- 
schluss,  den  Umständen  nach,  mit  oder  ohne  Hinzufttgang  def 
Gründe,  enthalten^).  Handelt  es  sich  nur  um  eine  Anskinft 
über  die  Lage  einer  Sache,  so  ist  die  Eanzleidirektion  ^e 
solche  zu  ertheilen  ermächtigt^). 

Vn.  In  den  Sachen,  wo  an  eine  Bundesregierung  ein  be^ 
sonderes  Ersuchen  gerichtet  oder  ein  Beschluss  in  ihrer  Angt- 
legenheit  gezogen  wird,  ist  ein  Auszug  aus  dem  Protokoll,  tob 
dem  Präsidium  ausgefertigt,  unterschrieben  und  untersi^geltj 
der  betreffenden  Gesandtschaft  zuzustellen^). 


^  Eben  das.  §.  30,  lit  a— d.  —  Die  Festsetzung  des  Tages,  an  vel- 
ehern  die  Erörterung  stattfinden  soll,  wird  von  Manchen,  mit  Rücksidit 
auf  ein  ähnliches  Verfahren  auf  dem  Reichstage  (s.  oben  §.  96,  V.),  sock 
Yerlassnahme  genannt 

«)  Die  Form  solcher  Beschlüsse  ist:  „Auszug  des  Protokolls  der  . . . 
Sitzung  der  deutschen  Bundesyersammlung  vom  etc.  Die  deutsche  Bandes- 
Versammlung  hat  beschlossen:  etc.  Frankfurt  den  etc.  (L.  S.)  Ple  Bnndes- 
Eanzlei." 

7)  Revid.  GesdL-Ord.  §.  80,  Lit  f. 

s)  Ebendas.  §.  30,  Lit  g. 
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§.  130. 

VI.    Ordnung   der  ProtokoUfulirung   und  des  Archivs 
der  Bundesversammlung. 

I.  Mit  der  Protokollfliliruiig  in  den  Sitzungen  ist  der  Kanzlei- 
direktor beauftragt.  Im  Falle  der  Abwesenheit  oder  Verhinderung 
des  Eanzleidirektors  trifft  die  Bnudesversammlung  wegen  Ver- 
tretung desselben,  auf  Vorschlag  des  Präsidiums,  die  erforder- 
liehen Vorkehrungen  0. 

n.  Das  Protokoll  enthält  die  Anzeige  der  bei  einer  Sitzung 
anwesenden  stimmftlhrenden  Gesandten  und  des  ProtokoU- 
f&hrerSy  die  Erklärungen  und  Anträge,  die  Ausschussvorträge 
tmd  die  sonst  in  den  Verhandlungen  vorgetragenen  Hauptgrtlnde, 
ohne  namentliche  Anführung  desjenigen,  welcher  dieselben  vor- 
gebracht, die  Abstimmung  jedes  Einzelnen,  die- Beschlüsse,  zu- 
letzt das  Verzeichniss  der  Eingaben^). 

ni.  Schriftlich  übergebene  oder  diktirte  Abstimmungen 
werden  wörtlich  zum  Protokoll  genommen  3). 

IV.  Sobald  das  Protokoll  gehörig  geordnet  ist,  und  zwar 
regelmässig  vor  der  nächsten  Sitzung,  cirkulirt  dasselbe  zur 
Emsicht  und  Unterschrift  der  einzelnen  Gesandtschaften.  Wird 
dasselbe  nicht  sofort  allseitig  anerkannt  und  unterzeichnet,  so 
wird  es  nach  Hebung  der  dessfallsigen  Anstände  in  der  nächsten 
Sitzung  vollzogen*). 

V.  Die  gedruckten  Protokolle,  die  Erklärungen,  Anträge 
und  Vorträge,  deren  Vorausdruck  beschlossen  worden  ist,  so 
wie  die  der  Versammlung  etwa  in  hinreichender  Zahl  zuge- 
sandten Eingaben  werden  unverzüglich  zur  Vertheilung  gebracht. 
Auf  diesen  Aktenstücken  wird  von  der  Bundeskanzlei  das 
Datum  der  Vertheilung  bemerkt '^). 

VI.  Die  Aufsicht  über  die  Urkunden  und  Akten  steht 
jederzeit  dem  Vorsitzenden   zu:   jedem  Bundestagsgesandten 


*)  Revid.  GescL-Ord.  v.  16.  Juni  1854,  §.  31,  Abs.  1  u.  2. 
^  Ebendas.  §.  32,  Abs.  1. 
3)  Ebendas.  §.  32,  Abs.  2. 
«)  Ebendas.  §.  33. 
»)  Ebendas.  §.  34. 
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aber  der  Zutritt  zu  dem  Archive ,  die  EinsichtDahme  der  m- 
zelnen  Aktensttlcke  und  die  Verabfolgung  begehrter  Abschriften. 
Wo  die  Ausfolgung  einzelner  Originaldokumente  Anstand  finden 
sollte,  entscheidet  hierttber  die  Versammlung^). 

§.  131, 

VII.  Druck  der  Protokolle.    Oeffentliche  und  Separat- 
protokolle. 

L  Die  förmlichen  Protokolle  der  Bundesversammlung  werden 
zum  Gebrauche  der  Bundestagsgesandten  und  der  verbündeten 
Staatsregierungen  in  einer  amtlichen  (sog.  Original-  oder  Folio-) 
Ausgabe  durch  den  Druck  vervielfältigt. 

U.  Nach  der  vorläufigen  Geschäftsordnung  der  Bundes- 
versammlung vom  14.  Nov.  1816  III.  7,  e^  sollte  die  Bondes- 
versammlung  iu  jedem  besonderen  Falle  bestimmen,  wie 
die  Protokolle  bekannt  zu  machen^  und  besonders  ob  sie  dem 
Druck  ftlr  das  Publikum  zu  übergeben  seien.  In  dem  Plenar- 
beschluss V.  14.  Nov.  1816  (Prot.  §.  12),  wodurch  die  Giltig- 
keit  der  vorläufigen  Geschäftsordnung  aberkannt  wnrde, 
war  die  Bekanntmachung  der  Bundestagsverhandlungen  durch 
den  Druck  ausdrücklich  als  Begel  festgesetzt  worden. 

in.  Die  Bundesversammlung  liess  bis  zum  Jahre  1828 
für  das  Publikum  eine  Ausgabe  in  Quart  erscheinen'),  worin 
jedoch  die  nur  zur  Kenntnissnahme  der  Bundestagsgesandten 
und  deren  Gommittenten  bestimmten  Separatprotokolle  nicht  ent- 
halten waren.  Diese  Ausgabe  fand  auch  bei  dem  Pablikom 
nur  sehr  geringe  Theilnahme. 

IV.  Der  Bundesbeschluss  vom  5.  Febr.  1824  (Sitzg.  lY, 
Protokoll  §.  39)  sicherte  den  Redaktionen  der  Frankfurter 
Zeitungen  die  Mittheilung  der  Protokolle  der  förmlichen 
Sitzungen  zu,  und  gestattete  ihnen,  dieselben  jedesmal  am 
dritten  Tage  nach  der  in  der  Kanzlei  erfolgten  Vertheünng 
derselben  unter  die  Bundestagsgesandtschaften,  in  ihre  Blätter 


«)  Revid.  GeBch.-Ord.  §.  35. 

*)  Die  Qoartausgabe  besteht  im  Ganzen  aus  19  B&nden  Protokolle  ai»i 
5  B&nden  Nachträge.  Die  amtliche  {FoUo-)  Ausgabe  liefert  jährlich  dneOt 
wohl  auch  zwei  starke  Folio -Bände. 
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aofznnehinen.  Zugleich  wurde  es  den  fiegierungen  der  Bundes- 
staaten anheimgestellt,  diese  Protokolle  auch  den  Redaktionen 
der  in  ihren  Staaten  erscheinenden  Tagesblätter,  nach  eigener 
Auswahl,  zukommen  zu  lassen :  dagegen  sollte  in  die  Zeitungen 
nichts  anderes  in  Bundessachen  aufgenommen  werden  dürfen, 
als  wörtlich,  was  die  denselben  mitgetheilten  Bundesprotokolle 
enthielten,  damit  nur  genuine  Nachrichten  über  Bundestags- 
verhandlungen in's  Publikum  kämen  ^). 

V.  Bald  nachher  nahm  die  Bundesversammlung  aus  Anlass 
eines  speciell  zur  Sprache  gebrachten,  das  deutsche  Ver- 
theidignngswesen  betreffenden  Falles  wahr,  dass  wohl  mehrere 
ihrer  Verhandlungen  nicht  zur  Aufnahme  in  die  zur  Publicität 
gelangenden  Protokolle  der  förmlichen  Sitzungen  geeignet 
wären,  und  dass  die  bisherige  Uebung,  die  gesanunten  Ver- 
handlnngen  des  Bundestags,  wenige  Ausnahmen  abgerechnet^ 
der  Oeffentlichkeit  zu  übergeben,  zu  Missbräuchen  Veranlassung 
gegeben  habe.  In  dieser  Erwägung  wurde  der  Bundesbeschluss 
V.  1.  Juli  1824  (XIX.  Sitz.  Prot.  §.  116)  gefasst,  wonach  der 
fiandes-EanzIei-Direktion  aufgegeben  wurde,  „künftighin  nach 
Massgabe  der  verhandelten  Gegenstände  zweierlei  Protokolle 
jedeSitzung  aufzunehmen  und  zwar  öffentliche  und  Separat- 
protokolle''^).  Diese  letzteren,  welche  das  enthalten,  was 
die  Bnndesversamndung  zur  Veröffentlichung  nicht  ftlr  geeignet 
hält,  werden  für  die  Bundestagsgesandten  und  die  Regierungen 
nnr  durch  Diktatur,  oder  durch  den  Druck  hco  dictaturae 
vervielfältigt  4). 

VI.  In  der  Sitzung  v.  7.  April  1848  wurde  dagegen  be- 
schlossen, die  Bundesprotokolle  wieder  so  zu  veröffentlichen, 
wie  dies  vor  dem  Bundesbeschlusse  v.  1.  Juli  1824  geschehen 


*)  Die  Handhabung  dieser  Bestimmung  wurde  den  Regierungen  auch 
noch  eimnal  später,  durch  B.-B.  v.  21.  Juni  1838  (Prot.  §.  155)  in  Erinne- 
nmg  gebracht.  —  biehe  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
ThL  U.  S.  353. 

*)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.   ThL  n.   S.  156. 

*)  Die  zur  Fertigung  der  Abschriften  bei  der  Diktatur  zu  verwen- 
denden gesandtschaftlichen  Individuen  haben  sich  in  der  Kanzlei  durch 
Zeugnisse  der  Gesandten  zu  legitimiren  (2.  Prälim.-Conferenz  vom  9.  Okt 
1816).  —  Bei  der  Diktatur  soU  Niemand,  als  der  im  wirklichen  Staatsdienst 
steht,  zugelassen  werden  (3.  Prälim.-Gonferenz  v.  15.  Okt.  1816). 

ZSpfl,  SüuUirecht.  6.  Aufl.  I.  21 
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war^).  Alsbald  wurde  auch  der  Lohatt  der  BnndesprotokoBe 
von  den  Frankfurter  politischen  Blättern  wieder  yeröffeDtUeh, 
und  damit  bis  zur  Auflösung  der  BundeBy^:8ainml]mg  fort- 
gefahren. 

VU.  Nach  der  Wiederherstellung  der  BundesversaiiuDliuf 
ist  durch  Bundesbeschluss  vom  7.  Nov.  1851  (ProtoL  §.  M] 
beschlossen  worden  ^) :  1)  die  Verhandlungen  einer  jeden  Staiog 
der  Bundesversammlung  werden ,  in  soweit  deren  alsbaldigen 
Bekanntmachung  nichts  entgegensteht^  ihrem  wesentUch^  h- 
halte  nach  mit  möglichster  Beschleunigung  durch  die  hieni 
ausersehenen  Tagesblätter  veröffentlicht  2)  Die  Bekanntmachos; 
der  Sitzungsprotokolle  ist  unter  vorgängiger  AusscheidoDg  des- 
jenigen, was  schlechtbin  geheim  zu  halten  ist,  nach  AbUsf 
einer  jeweils  näher  zu  bestimmenden  Periode  und  läDgsteiä 
nach  Ablauf  eines  Jahres,  von  dem  Datum  des  betreffende: 
Protokolls  an  gerechnet,  gestattet.  Hierbei  behält  sich  ik 
Bundesversammlung  diejenigen  Massnahmen  vor,  welche  nr 
Sicherung  eines  wortgetreuen  Abdrucks  der  Ftotokoüe  aii 
erforderlich  erscheinen.  3)  Es  wird  ein  aus  fünf,  je  für  ein 
Jahr  gewählten  Mitgliedern  der  Bundesversammlung  bestehet 
der  Ausschuss  niedergesetzt,  welcher  a)  den  Vollzng  des 
Beschlusses  aub  Nr.  1  unverzüglich  einzuleiten  und  der  Bnod» 
Versammlung  hierwegen,  so  weit  nöthig,  die  geeigneten  ViV- 
schlage  zu  machen,  b)  die  treue,  dem  Zweck  entspreehende 
Abfassung  der  für  die  öffentlichen  Blätter  bestimmten  mnaä 
der  Sitzungen,  unter  Ausscheidung  des  nicht  zur  gleiohbaidige) 
Veröffentlichung  Geeigneten,  zu  leiten  und  zu  überwachen  nod 
fttr  deren  möglichst  rasches  Erscheinen  Sorge  zu  tragent 
e)  die  successive  Bekanntmachung  der  Sitzungsprotokolle  doidi 
Festsetzung  des  Termines,  wann  solche  gestattet,  and  dordi 
Ausscheidung  desjenigen,  was  unbedingt  geheim  zu  halten  is^ 
vorzubereiten  hat  Jedem  Bundestagsgesandten  steht  firei,  b^ 
ztlglich  auf  die  Veröffentlichung  der  seine  Regierung  specidl 
betreffenden  Angelegenheiten  an  den  Ausschuss  Bemerknngeo 
gelangen  zu  lassen  oder  desfalls  Anträge  an  die  BnodesTer- 


^)  Die  Abstimnmngen  am  Bundestage  sind  mitgetheilt  in:  Bondesredit' 
Uche  Fragen,  1841,  S.  235  fl. 

«)  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  3.  Aufl.  Tbl.  IL  S.  Ö6&. 
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stamlmig  zu  stellen.  Bei  YorkommeBdeii  MeinnngsyergchiedeiL- 
beiten  im  Ansschnsse  ist  die  streitige  Frage  anf  Verlangen  des 
diflsentirenden  Theils  der  Bnndesversammlnng  zur  Entscheidung 
yorznlegen.  Endlich  wird  dieser  Ausschoss  beauftragt  d)  zu 
geeigneter  Zeit  der  Bundesversammlnng  darüber  Vortrag  zu 
erstatten,  wie  sich  dieser  Beschluss  in  der  Erfahrung  erprobt 
habe,  und  welchen  Modifikationen  derselbe  hiemach  etwa  zu 
unterwerfen  sein  dürfte. 

Vm.  Die  revidirte  Geschäftsordnung  der  Bundesver- 
sammlong  vom*  16.  Juni  1854,  §.  30  Lit.  e,  beschränkt  sich 
auf  die  Erklärung,  dass  die  Veröffentlichung  der  Bundestags- 
Verhandlungen  nach  Massgabe  des  Bundesbeschlusses  vom 
7.  Nov.  1851  und  der  Bestimmungen  stattfinde,  welche  in  Folge 
der  eingeleiteten  Revision  desselben  festgesetzt  werden. 

IX.  In  der  Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  10.  Jan. 
1856  (Protok.  §.  14)  wurde  beschlossen,  den  Bundesbeschluss 
vom  7.  November  1851  vom  Beginne  des  laufenden  Jahres  an 
wieder  in  Vollzug  zu  setzen^). 

X.  Unter  dem  8.  März  1860  (Protok.  §.  92)  s)  beschloss 
die  Bundesversammlung,  ihre  Protokolle  wieder  (ähnlich  wie 
in  den  Jahren  von  1816—1828)  in  einer  besonderen  Samm- 
lung  „in  der  Begel,  und  zwar  alsbald  nach  dem 
Drucke  der  für  die  hohen  Regierungen  bestimmten 
Exemplare^'  zu  veröffentlichen,  lieber  diejenigen  Fälle,  in 
welchen  ausnahmsweise  ein  Gegenstand  unbedingt  oder  zeit- 
wdse  geheim  zu  halten  ist,  beschliesst  die  Bundesversammlung 
sofort  in  der  Sitzung,  in  welcher  das  Protokoll  aufgenommen 
wird.  Hiemeben  verbleibt  es  bei  dem  Beschlüsse  v.  7.  Nov. 
1851,  wonach  unter  Leitung  eines  Ausschusses  die  Verband- 
inngen  einer  jeden  Sitzung  der  Bundesversammlung,  insoweit 
als  d^en  Bekanntmachung  nichts  entgegensteht,  ihrem  wesent- 
HehCT  Inhalte  nach  sofort  durch  die  Tagesblätter  veröffentlicht 
werden. 

XI.  Diese  Sammlung  erschien  das  J.  1860  hindurch  wie  frtther 
in  Quartformat  Der  buchhändlerische  Absatz  derselben  war  aber 


')  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  641. 
•)  Ebendaselbst  Thl.  m.  (1862)  S.  13.  —  Yergl.  auch  das  Proto- 
koll der  B.-y.  Tom  17.  März  1860,  §.  101,  ebendaselbst  S.  15  flg. 
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sofort  und  blieb  seither  ein  so  geringer  gegen  die  Erwaitong, 
zu  welcher  das  vielseitige  nnd  theilweise  heftige,  bis  dahin  in 
der  Tagespresse  lant  gewordene  Verlangen  nach  der  Pabfi- 
cation  der  Bandesprotokolle  zu  berechtigen  schien,  dass  sieh 
die  BundesYersammlong  schon  unter  dem  31.  Januar  1861 
Protokoll  §.  36  veranlasst  fand,  dem  Verleger  (Inhaber  der 
Bundesdruckerei,  C.  Krebs-Schmitt)  auf  sein  Ansuchen  der  Er* 
sparung  von  Kosten  halber  zu  gestatten,  vom  Anfange  dieses 
Jahres  (1861)  an  das  of&cielle  Folioformat  auch  für  die  an  das 
Publikum  abzusetzenden  Exemplare  beizubehalten'). 

§.  132. 
Vin.  Wappen^  Siegel  und  Titel  der  Bundesversammlung. 

I.  Bei  Ausfertigungen  bediente  sich  der  deutsche  Bond 
bis  zum  Jahre  1848  des  Wappens  und  Siegels  des  Prisidhim'8 
mit  der  Umschrift:  „Kaiserlich  Oesterreichische  Bondespiibsidial- 
kanzlei.'^  Schreiben  der  Bundesversammlung  an  auswärtige 
Staaten  führten  die  Unterschrift:  „Der  deutsche  Bund  und  in 
dessen  Namen  der  Kaiserlich  Oesterreichische  präsidirende  Ge- 
sandte der  Bundesversammlung.^' 

n.  Durch  Bundesbeschluss  v.  9.  März  1848  ^  (XVLSitzg. 
Protok.  §.  137)  wurde  ,yder  alte  deutsche  Reichsadler' 
mit  der  Umschrift:  ^^Deutscher  Bund''  als  Bundeswsppa 
angenommen;  desgleichen  wurden  ,ydie  Farben  des  ehe* 
maUgen  deutschen  Beichspaniers  —  schwarz,  roth, 
gold  —  als  Farben  des  deutschen  Bundes  erklärt  In  d^ 
XXI.  Sitzung  vom  20.  März  1848  Protok.  §.  161  ^)  wurde  be- 
schlossen: yydas  Bundeswappen  und  die  Bundesfarben  sind  so- 
fort in  den  Bundesfestungen  anzubringen,  und  das  durch 
die  Bundeskriegsverfassung  §.  86  für  den  Fall  eines  Bonden 
krieges  vorgeschriebene  gemeinschaftliche  Erkennungs- 
zeichen aller  Bundestruppen  diesen  Emblemen  zu  entuehmeB. 
Die  Siegel  der  Bundesbehörden  haben  das  Bundeswappen is 
«Ihren.« 


»)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  m.  (1862) 
8.  27. 

0  Ebendas.  TU.  n.  S.  4fi6. 
*)  Ebendas.  TU.  n.  8.  467. 
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HL  Hieran  anschliessend  erklärt  die  revidirte  Gesch&fts- 
ordnnng  der  Bnndesversammlnng  v.  16.  Juni  1854  §.  30,  Lit.  h., 
Abs.  1:  99 Das  Siegel,  dessen  sieh  die  Bundesversammlung 
nnd  die  Bnndeskanzlei  bedient,  ist  der  deutsche  Beichsadler 
mit  der  Umschrift  „Deutscher  Bund'^  respective  „deutsche 
Bnndeskanzlei.'^  Die  Adresse  der  Bundesversammlung  ist  nach 
der  revidirten  Geschäftsordnung  §.  30  Lit  h.  Abs.  2:  „An 
die  hohe  deutsche  Bundesversammlung'^ 

IV.  Durch  Bundesbeschluss  vom  30.  Juli  1846'),  welcher 
durch  Bundesbeschluss  vom  6.  September  1851,  Prot  §.  140 
erneuert  wurde  ^),  ist  bestimmt  worden,  dass  die  Bezeichnung 
der  Gesehfltzrohre  der  Artilleriedotation  der  beiden  neuen  Bundes- 
festongen  Ulm  und  Rastatt  in  dem  alten  deutschen  Reichsadler 
ohne  Krone,  Scepter  und  Schwert,  mit  der  Unterschrift: 
„Deutscher  Bund''  zu  bestehen  habe.  Der  Erlass  des 
Beichsministeriums  vom  13.  November  1848,  wonach  diese 
Cntersohiift  wegbleiben  sollte,  ist  hiermit  wieder  aufgehoben 
worden. 

§.  133. 
IX.   Vertagung  der  Bundesversammlung. 

L  Die  Bundesversammlung  ist  nach  art  7  der  Bundesakte 
„beständig",  hat  aber  die  Befhgniss,  wenn  die  ihrer  Be- 
rathnng  unterzogenen  Gegenstände  erledigt  sind,  sich  auf  eine 
bestimmte  Zeit,  jedoch  nicht  länger  als  auf  vier  Monate,  zu 
vertagen. 

II.  Die  Abfassung  der  näheren,  die  Vertagung  und  die 
Besorgung  der  etwa  während  derselben  vorkommenden  dringen- 
den Geschäfte  betreffenden  Bestunmungen  blieben  der  Bundes* 
Versammlung  selbst  vorbehalten.  Die  Bundesversanmdung 
fasste  demzufolge  über  die  Vertagung  einen  Beschluss  vom 
26.  Juni  1817  (Protok.  §.  267)  i),  welcher  spät^  durch  den 
Beschluss  vom  20.  Septbr.  1819  (Protok.  §.  221)  >)  in  einigen 
Paukten  abgeändert  wurde. 


>)  6.  y.  Meyer,  Corp.  Jar.  Genf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  DL  S.  440. 
0  Eben  das.  S.  563. 

0  Bei  6.  y.  Meyer,  Corp.  Jm>.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  IT.  8. 50. 
^  Ebendas.  &  100. 
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in.  Nunmehr  hat  die  revidirte  Oeschäftsordniuig  der 
Bandesversammlang  vom  16.  Jani  1854  §.  36—42  hierüber 
folgende  Bestimmung  getroffen :  A.  (§.  36)  Die  Vertagung  findet 
in  der  Regel  innerhalb  der  Monate  Juli  bis  Oktober  statt 
Der  Anfangs-  und  Endtermin,  so  wie  die  Verlegung  d^  Ver- 
tagung auf  eine  andere  Jahreszeit,  oder  deren  gänzliche  kjä- 
Setzung  in  einem  einzelnen  Jahre  hängt  von  dem  Stande  der 
Geschäfte  ab.  Nach  vorgängiger  vertraulicher  ErOrtemng  b^ 
schliesst  hierttber  die  Versammlung.  B.  (§.  37)  Das  Bondei- 
Präsidium  und  die  Bundeskanzlei  werden  als  fortwährend 
im  Amte,  daher  auch  das  EinreichungsprotokollinuBer 
als  eröffnet  betrachtet  G.  (§.  38)  Der  präsidirende  6^ 
sandte  muss  jederzeit,  wenn  er  abgeht,  also  auch  bei  en- 
tretender  Vertagung  der  Bundesversammlung,  einen  anderei 
Bundestagsgesandten  zu  den  Präsidialgesehäften  substitairaL 
D.  (§.  39)  Ausser  dem  Präsidialgesandten  oder  dessen  Stell- 
vertreter müssen  zum  wenigsten  vier  Bundestagsgesandte 
sich  am  Sitze  des  Bundestags  befinden,  welche  jedoch  m 
einzig  dazu  im  Vereine  mit  dem  Präsidialgesandten  sich  zu 
versammeln  haben,  a)  um  in  Eenntniss  der  Eingaben  und  Ge- 
schäftslage erhalten  zu  werden ;  b)  um  mit  dem  Präsidium  u 
ermessen,  ob  ein  dringender  Fall  vorhanden  sei,  welcher  die 
frtihere  Einberufung  der  Bundestagsgesandten  erheische.  Tritt 
dieser  Fall  der  Eile  ein,  so  wird  die  Einberufung  durch  des 
präsidirenden  Gesandten  geschehen;  und  wäre  der  Präsidirende 
selbst  abwesend,  so  hat  dessen  Stellvertreter  ihn,  er  selbst 
aber  die  Bundestagsgesandten  Von  dem  Orte  aus,  wo  er  sieh 
aufhält,  alsbald  zur  Rtickkehr  einzuladen;  c)  um,  wenn  im 
Laufe  der  Ferien  Fälle  vorkommen,  welche  auf  der  einen  Seite 
nicht  gestatten,  die  dabei  zu  ergreifenden  Massregeln  bis  w 
Wiedereröffnung  der  Sitzungen  zu  verschieben,  auf  der  anderai 
aber  nicht  wichtig  genug  sind,  um  eine  frühere  EinbemfiiBg 
der  Bundestagsgesandten  zu  veranlassen,  zusammenzutreteo, 
darauf  dasjenige  zu  verfügen,  was  keinen  Aufschub  leidet, 
unter  der  Verpflichtung,  bei  Wiedereröffnung  der  Sitzongoi 
davon  der  Bundesversammlung  Bericht  abzustatten,  und  dereo 
Bestätigung  zu  bewirken.  Es  versteht  sich  ttbrigens  von  selbst, 
dass  alle  in  Frankfurt  anwesenden  Bundestagsgesandten  an 
diesen  Oeschäfken  des  sonach  aus  dem  Präsidium  oder  desseD 
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Stellvertreter  itnd  ciämmtlichen  Anwesendeni  wenigstens  aber 
ans  viesr  zu  wählenden  Bnndestagsgesandten  bestehenden  Ans- 
Schusses  Theil  zn  nehmen  berechtigt  sind,  somit  von  selbst  zu 
demselben  gehören.  £.  (§.  40)  Die  Auswahl  derjenigen  vier 
Bundestagsgesandten,  welche  bei  diesem  Ausschasse  zu  ver- 
bleiben sich  verbindlich  zu  machen  hätten ,  geschieht  durch 
vertrauliche  Einigung  derselben  unter  sich,  wobei  jedoch  er- 
forderlichenfalls die  Stimmenmehrheit  entscheidet  Keiner  der 
Bnndestagsgesandten  kann  gegen  seinen  Willen  zweimal  un- 
mittelbar nach  einander  dazu  verbanden  sein.  F.  (§.4I)  Wenn 
vor  der  Vertagung  vorbereitende  Commissionen  er- 
nannt sind,  so  kann  jene  die  ungehinderte  Fortsetzung  ihrer 
Arbeiten  nicht  hindern.  G.  (§.  42)  Nach  wieder  eröffnetem 
Bundestage  hat  der  Ausschuss  eine  Anzeige  seiner  seitherigen 
etwaigen  Geschäfisthätigkeit  zu  übergeben. 

§.  134. 
X.  Geschäftskreis  des  Bimdespräsidiums. 

I.  Der  Vorsitz  in  der  Bundesversammlung,  welcher  nach 
der  Bundesakte  art.  5  von  Oesterreich  geführt  wird  (§.  121,  lU), 
ist  kein  solches  politisches  Vorrecht,  wodurch  etwa 
Oesterreich  als  ein  besonderer  politischer  Faktor  in 
eine  herrschende  Stellung  gegenüber  von  den  übrigen 
Bundesgliedem  gebracht  worden  wäre.  Das  Präsidium  in  der 
deutschen  Bundesversamiplung  ist  daher  auch  nicht,  wie  das 
Präsidium  der  nordamerikanischen  Union,  mit  besonderen 
wesentlichen  politischen  Befugnissen  ausgerüstet:  es  hat  weder 
ein  Recht  der  Sanktion  der  Bundesbeschlüsse,  noch  ein  Veto, 
noch  auch  die  exekutive  Gewalt  als  ein  ausschliessliches  Recht 
gegenüber  von  den  anderen  Bundesgliedem.  Es  ist  daher  das 
Präsidium  der  deutschen  Bundesverfassang  seinem  Wesen  nach 
nur  ein  Ehrenrecht,  und  seine  Bestimmung,  die  Führung 
der  ihm  anvertrauten  Geschäftsordnung  nach  Massgabe 
der  Geschäftsordnung  der  Bundesversammlung  ^).  Es  hat  mithin 


*)  In  dieser  Weise  wird  von  Oesterreich  selbst  seine  Stellnng  in 
der  Bundesversammlung  auJ^eÜASSt.    Vergl.  die  Eröffinongsrede  des  Grafen 
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das  Präsidiam  die  Vollmachten  and  Creditive  der  Gesani 
die  Eingaben  und  Anträge  an  die  Bandesversaminlang 
nehmen  und  vorzubereiten,  die  Sitzongen  und  deren  T\ 
Ordnung  zu  bestimmen,  den  Bundestag  zu  vertagen  und  wiedj 
zu  eröffnen,  den  Vorsitz  in  den  Sitzungen  zu  führen,  die  Li 
frage  und  Stimmenzählung  vorzunehmen  und  das  Archiv 
beaufsichtigen  ^). 

n.  Da  die  Einräumung  eines  Ehrenrechtes  stets  eine  Ai 
Zeichnung  ftlr  den  damit  Beehrten  überhaupt,  und  zwar  eij 
um  so  anerkennungswtirdigere  ist,  je  höher  die  Stellung  d< 
Verleihenden  und  je  mehr  sie  ein  Ausdruck  besonderen  V 
trauens  ist,  so  erUärt  sich,  dass  das  von  der  Gesammtheit  di 
deutschen  Fürsten   dem  Kaiser   von  Oesterreich    übertrage] 
Bundes -Präsidium  von  diesem  nicht  anders,  als  eine  h( 
werthvoUe  und  keineswegs  als  eine  gleichgiltige  Stellung 
Organismus  des  Bundes  betrachtet  werden  kann,  so  wie  m 
nicht  zu  verkennen  ist,  dass  die  Führung  des  Bundespräsidini 
durch  ein  Bundesglied  ftir  den  diplomatischen  Verkehr  ni< 
ohne  Bedeutung  ist,  indem  hierdurch  die  Einheit  Deutschlands! 
nach  Aussen  eine  angemessene  Repräsentation  erhält^).  Di 
die  Anerkennung  dieser  selbstverständlichen  und  thatsächlichei 
Folgen  des  an  ein  Bundesglied   (Oesterreich)  übertragenen 
Bundespräsidiums  wird  jedoch  der  Charakter    desselben  ab 
eines  Ehrenrechtes   nicht    im  Mindesten   verändert   und  sind 


Buol-Schauenstein  in  der  ersten  Sitzung  der  B.-Y.  am  5.  Not.  IHi 
(Protok.  §.  4):  „Die  Bundesakte  beruft  Se.  Majestät  den  Kaiser  v.  Oester- 
reich zum  Vorsitze  des  deutschen  Bundestags.  AUerhÖchst  dieselben  er- 
kennen hierin  das  erneuerte  Vertrauen  der  deutschen  Bundesstaaten,  wohin 
Oesterreichs  Regenten  von  jeher  strebten  .  .  .  Feierlich  soll  ich  hier,  nach 
ausdrücklichem  Auftrag  Sr.  Majestät  des  Kaisers,  die  Versicherung  nieder- 
legen: Se.  Ms^'estät  betrachten  sich  als  vollkommen  gleiches  Bimdes- 
glied,  Sie  erkennen  in  dem  eingeräumten  Vorsitze  beim  Bundestag  kein 
wahres  politisches  Vorrecht,  sondern  ehren  darin  nur  die  schöne 
Bestimmung  einer  Ihnen  vertrauten  Geschäftsleitung." 

«)  Vergl.  oben  §.  125  u.  flg. 

')  Vergl.  die  Depesche  des  Grafen  von  Rechberg  an  den  k.  k.  öster- 
reichischen Gesandten  Freiherm  v.  Werner  v.  5.  Nov.  1861,  abgednickt 
in  der  Augsburger  Allgemeinen  Zeitung  v.  24.  Januar  1862  Nr.  24  in  der 
ausserordentlichen  Beilage. 
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liher  die  Bedenken,  welche  desshalb  in  nenester  Zeit  erhoben 
rerden  wollten*),  völlig  unbegründet. 

nL  Das  wichtigste  Recht  des  Bandes-Präsidiums  ist  das- 
enige,  welches  ihm  die  Bnndesakte  art.  7  Abs.  3  beilegt,  bei 
Uimmengleichheit  im  engeren  Käthe  die  entschei- 
tende  Stimme  abzugeben.  Dieser  Fall  kann  aber,  da  im 
mgeren  Bathe  17  Stimmen  sind,  und  zu  seinen  Beschluss- 
assangen  regelmässig  absolute  Stimmenmehrheit  gehört 
§.  123,  Nr.  2),  nur  eintreten,  wenn  sich  ein  Mitglied  der  Ab- 
itimmung  enthält  oder  an  derselben  versäumt^),  oder  eine 
!hiriatstimme  nicht  abgegeben  wird,  weil  sich  die  Theilhaber 
licht  vereinigen  konnten  ^). 

IV.  Bei  Wahlen  der  Mitglieder  von  Bundestagscommissionen, 
)ei welchen  relative  Stimmenmehrheit  im  engeren  Rathe  genügt, 
iat  nach  der  revidirten  Geschäftsordnung  vom  16.  Juni  1854, 
i  27  Lit.  e,  Abs.  2,  nunmehr  das  Präsidium  die  Entscheidung, 
v^eDn  sich  die  mit  gleicher  Stimmenzahl  Gewählten  nicht  über 
den  Eintritt  in  den  Ausschuss  einigen  können''). 

V.  In  Bezug  auf  die  Bundesbeamten  hat  das  Präsidium 
Dach  der  revidirten  Geschäftsordnung  vom  16.  Juni  1854, 
§.31,  das  Recht  des  Vorschlags:  auch  hat  hiemach  der 
Vorsitzende  die  Gewählten  in  Eid  und  Pflicht  ftir  den  Bund 
zunehmen®);  desgleichen  hat  er  die  Gerichtsbarkeit  über  die 
Bundesbeamten,  und  übt  auch  über  dieselben  die  Disciplinar- 
gewalt,  so  weit  nicht  in  dieser  Beziehung  die  Mitwirkung  der 
Bandesversammlung  vorbehalten  ist®),  aus. 


*)  Vergl.  die  Depesche  des  k.  preussischen  Staatsministers  v.  Bern- 
storff,  an  den  k.  preuss.  Gesandten  Freiherm  von  Werther  in  Wien, 
vom  2.  Febr.  1862;   in  der  Neuen  Preussischen  (Kreuz-)  Zeitung  Nr.  46. 

5)  VergL  oben  §.  127.  128. 

«)  Siehe  oben  §.  124,  VI. 

^  Siehe  unten  §.  135. 

*)  Siehe  noch  unten  §.  137.  —  In  dieser  Weise  ist  von  jeher  verfahren 
voTden.  Vergl.  die  Registratur  über  die  VI.  Praliminarconferenz  der  Ge- 
sandten Tom  30.  Okt  1816;  in  der  Quartausgabe  der  B.-Protok.  I,  S.  236. 
Prot  d.  B.-V.  V.  23.  Dec.  1816,  §.  70;  vorläufige  Gesch.-Ord.  vom  14.  Nov. 
1816,  Nr.  IV.  (bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II. 
S.  35  flg.) 

»)  Siehe  hierüber  unten  §.  137,  ffl. 
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VI.  Bei  dem  Ableben  dnes  Bandestagsgeeaiidteii  hat  d« 
Präsidium  nach  der  revidirten  (JeschäftBordnimg  y.  16.  Juni 
1854y  §.  13|  in  Ermangelung  einer  sonstigen  gesandtochafificha 
Person  oder  ihr  geschehenen  Sabstitation,  die  Obsignatioi 
des  Nachlasses  vorzunehmen^^). 

§.  135. 
XI.  Die  Bundestags -Gommissioneii. 

I.  Zur  Berichterstattnng  behufs  der  Yorberdtang  der  zo 
fassenden  Beschlüsse  bedient  sich  die  Bandesyersammlni); 
verschiedener  Ansschtisse,  welche  sie  ans  ihrer  Mitte  ivähtL 
Diese  heissen  Bundestags-Commissionen. 

II.  Die  Bundesversammlung  hat  für  diese  CommissioBeB 
in  der  Sitzung  v.  29.  April  1819  (Prot.  §.  65)  eine  besondere 
Geschäftsordnung  beschlossen^).  Hierdurch  war  bestimnit 
worden,  dass  die  Wahl  aller  Commissionen  auf  die  bisher 
schon  übliche  Weise,  durch  die  Mehrheit  der  Stimmen  io 
engeren  Rathe  zu  geschehen  hat,  na^^hdem  die  Zahl  der 
Mitglieder,  welche  dieselben  ausmachen  sollten,  bestimit 
worden  ist 

in.  Nach  einem  bei  der  Bundesversammlung  ausgebfldetei 
Herkommen  genügte  bei  dieser  Wahl  schon  relative  StimmeD- 
mehrheit  ^. 

IV.  Die  revidirte  Geschäftsordnung  der  BundesTcr- 
Sammlung  v.  16.  Juni  1854,  §.  27  Lit.  c,  Abs.  2  hat  nunrndr 
in  Bezug  auf  die  Wahl  folgende  Bestimmung  getroffen:  jfik 
Wahl  geschieht  in  der  Art,  dass  mittelst  geheimer  Abstimmimg 
so  viel  Namen  bezeichnet  werden,  als  der  Ausschuss  Mitglieder 
enthalten  soll.  Diejenigen  Gesandten,  auf  welche  die  meistes 
Stimmen  gefallen,  sind  Mitglieder,  und  diejenigen,  welek 


*f^)  So  ist  es  auch  schon  froher  bei  vorgekommenen  Fällen  stets  ge- 
halten worden.  Vergl.  Prot  d.  B.-V.  v.  22.  Febr.  1821,  §.37;  nndPnit 
▼om  1.  März  1821,  §.  42,  bei  G.v.  Meyer,  Corp.  Jnr.  Gonfoed.  Ga» 
3.  Aufl.  Tbl.  n.  S.  129. 

0  Abgedruckt  bei  G.  y.  Meyer,  a.  a  0.  Tbl.  n,  S.  80. 

<)  Die  Ge8ch.-Ord.  f.  d.  B.-C.  r.  29.  Aprfl  1819  setit  dieses  Bff- 
kommen  als  rechtlich  bestehend  bereits  vorans.  Yeig^l.  Dörr,  in  der Zeä- 
9chnft  ▼.  Bey scher  u*  Wilda  f.  deut  K  Bd.  VII.  S.  251. 
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nacb  ihnen  die  meisten  haben,  Stellvertreter  des  Ans- 
sehnsses.  Tritt  Stimmengleichheit  ein,  so  werden  sich 
die  Betreffenden  darüber  einigen,  wer  in  den  Ansschuss  eintritt; 
in  Ennaogelnng  einer  dessfallsigen  Verständigung  entscheidet 
hierüber  das  Präsidium.  Die  Wahl  des  Referenten  erfolgt, 
auf  Vorschlag  des  Vorsitzenden  des  Ausschusses,  mit- 
telst Vereinbarung,  oder  in  Ermangelung  einer  solchen  durch 
Abstinunung  des  Ausschusses ')^^ 

V.  Durch  diese  Bestimmung  ist  das  bisherige  Herkommen 
bezilglich  der  Wahl  der  Commissionsmitglieder  nach  relatirer 
Stimmenmehrheit  zum  Bundesbeschlusse  erhoben;  auch  ist  da- 
durch die  frflhere  Bestimmung  der  Geschäftsordnung  ftlr  die 
Bnndestagscommissionen  vom  29.  April  1819  §.  2,  Nr.  3,  hin- 
sichtlich des  Verfahrens  bei  eintretender  Stimmengleichheit  ver- 
indert,  beziehungsweise  geradezu  umgekehrt  worden^). 

VL  Schon  durch  den  Bundesbeschluss  v.  26.  März  1821 
(Protok.  §.  73)  war  bestimmt  worden,  dass  auch  die  nicht 
stnnmfllhrenden  Gresandten  der  Curiatstimmen  in  die  Bundes- 
tagscommissionen  als  Mitglieder  gewählt  werden  kOnnen^). 
Dies  bestätigt  die  revidirte  Geschäftsordnung  der  Bundes- 
Tersammhing  vom  16.  Juni  1854  §.  17  a.  E.  durch  folgende 
Bestimmung:  „Ebenso  können  zu  aUen  Commissionen  auch 
diejenigen  Gesandten  der  Curiatstimmen  gewählt  werden  und 
ihre  Arbeiten  bei  der  Commission  fortsetzen,  welche  zur  Zeit 
der  Wahl  oder  der  Fortsetzung  der  Gommissionsarbeiten  den 
Sitzungen  der  Bundesversammlung  ohne  Stimmführung  bei- 
wohnen." 

Vn.  Gewöhnlich  besteht  eine  Bundestags-Commission  aus 
drei  Mitgliedern.    Es  steht  jedoch  lediglich  in  dem  Ermessen 


0  Wer  VordtKender  des  Aasschnsses  sei,  ist  nicht  gesagt  Es  scheint 
das  Mitglied  gemeint  zu  sein,  welches  die  meisten  Stimmen  erhalten  hat 

«)  Nadi  der  Oesch.-Ord.  £  d.  B.-C.  v.  29.  April  1819,  §.  2  Nr.  3,  hatten 
nch  die  sor  Besetzung  der  letzten  Stelle  in  der  Beklamationscommission 
mit  gleicher  Stimmenzahl  Oew&hlten  nnr  in  dem  Falle  unter  einander  üher 
anen  Wechsel  in  bestimmten  Fristen  zu  vereinigen,  wenn  das  Präsidium 
von  seinem,  ihm  in  F&llen  der  Stimmengleichheit  zustehenden  vokm  deci- 
mmm  keinen  Gebrauch  machen  woUte. 

0  Abgednickt  bei.  G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
TEILS.  131. 
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der  BnndeBversammlnngy  für  einzelne  Fälle  eine  sBahbeiohe« 
Commission  zu  ernennen.  Nar  in  Bezog  auf  die  sog.  Reklv 
mations-Commission,  d.h.  die  Commission  znr  Begntachtnif 
der  Privateingaben,  ist  in  der  Gesch&ftsordnnng  für  die  Bund» 
tagscommissionen  v.  29.  April  1819  §.  2  vorgeschrieben,  dastj 
sie  ans  fünf  Mitgliedern  bestehen  soll,  welche  dreimal  im  Jahiel 
gewählt  werden:  1)  zu  Ostern  ftlr  die  Eingaben  von  Osten 
bis  zu  den  Sommerferien;  2)  bei  Wiedereröfihnng  des  Bundes- 
tags, für  die  Eingaben  von  Anfang  der  Ferien  bis  zu  Ende 
des  Jahres  und  3)  zu  Neujahr,  ftlr  die  Eingaben  von  Nenjahr 
bis  Ostern.  Es  versteht  sieh  übrigens  von  selbst,  dass  der 
Bundesversammlung  unbenommen  ist,  ftlr  die.Beortheilimg  eber 
Privateingabe  wegen  ihrer  besonderen  Wichtigkeit  oder  Weit- 
läufigkeit eine  besondere  Commission  zu  ernennen. 

Vm.  Der  Beförderung  der  Geschäfte  wegen  ist  die  Be- 
klamations-Gommission  angewiesen,  in  ihren  Arbeiteo 
und  zu  verabredenden  regelmässigen  Sitzungen  fortzofiihren, 
sofern  nur  drei  der  Mitglieder  gegenwärtig  sind^).  Die  bei 
den  anderen  Commissionen,  welche  die  Geschäftsordnung  fir 
die  Bundestagscommissionen  vom  29.  April  1819  §.  3  anfi&hrt, 
den  Mitgliedern  eingeräumte  Befligniss,  sich  in  VerhindainigS' 
fällen  selbst  ein  anderes  Mitglied  der  Commission  za  snb- 
stituiren,  sofern  bei  Commissionen  von  drei  Mitgliedeni 
zwei  verbleiben ,  bei  Commissionen  von  einer  grösseren  Zahl 
aber  mindestens  die  Mehrzahl  der  Mitglieder  gegenwärtig  iA, 
muss  als  durch  die  oben  (IV.)  angeftihrte  Bestimmung  der 
revidirten  Geschäftsordnung  der  Bundesversammlung  ?om 
16.  Juni  1854  §.  27  aufgehoben  betrachtet  werden,  und  ist 
nunmehr  der  Eintritt  derjenigen  Gesandten,  welche  nächst 
den  Gewählten  die  meisten  Stimmen  erhalten  hatt^,  als 
Stellvertreter  (was  nach  der  Geschäftsordnung  für  die 
Bundestagscommissionen  v.  29.  April  1819  nur  bei  den  daselbst 
unter  Nr.  4  verzeichneten  Commissionen  stattfand)  zur  allge- 
meinen Regel  erhoben  worden^);  es  haben  daher  auch  die 


«)  Ge8ch.-Ord.  f.  d.  B.-C.  v.  29.  April  1819,  §.  2. 

7)  Der  Fall,  wenn  keine  anderen  Gesandten  aosser  den  sn  Comnif- 
sionsmitgliedern  Gewählten  Stimmen  erhalten  haben,  ist  in  der  revidirteo 
Geschäftsordnung  der  Bondesyersammlung  nicht  vorgesehen.    Der  Kitor 
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froheren  Unterscheidangen  der  Gommissionen  nach  der  Ver- 
sehiedenheit  der  Gegenstände,  mit  Ausnahme  der  Rekla- 
mations-Commissionen,  gegenwärtig  keine  praktische 
Bedentong  mehr. 

IX.  Die  Reklamations-Commissionen  endigen  mit  yoU- 
endetem  Vortrag  über  sämmtliche  zu  ihrer  Erörterung  yer- 
gtellte  Eingaben/  alle  anderen  Gommissionen  endigen  mit  dem 
von  ihnen  an  die  Bundesversammlnng  abgestatteten  Schloss- 
bericht*). 

X.  Selbstverständlich  ist  die  Bimdesyersammlnng  nicht 
an  die  Motive  gebunden,  welche  ihre  Gommissionen  in  den 
erstatteten  Outachten  aussprechen®). 

§.  136. 
XTT.   Die  Bundescommissionen. 

Verschieden  von  den  Bundestags- Gommissionen 
(§.  135)  sind  die  Bundes-Gommissionen,  d.  h.  Gommis- 
sionen, welche  zwar  durch  Beschlüsse  der  Bundesversammlung 
zar  Behandlung  gewisser  Angelegenheiten  angeordnet  werden, 
aber  nicht  aus  Bundestagsgesandten  bestehen.  Dahin  gehören 
z.B.  die  technische  Militärcommission  des  Bundes  ^\  die  (frühere) 
Centraluntersuchungscommission  zur  Untersuchung  der  dema- 
gogischen Umtriebe*)  und  die  (1853  aufgelöste)  Archiv -Gom- 
mission  zu  Wetzlar  zur  Bewahrung  und  Auseinandersetzung 
des  ehemaligen    reichskammergerichtlichen    Archivs  ^).     Der 


der  Sache  .nach  muss  nunmehr  die  Bandesversammlung  in  solchem  FaUe 
duFch  neue  Wahl  eine  nnyollständig  gewordene  Commission  ergänzen. 

•)  Ge8ch.-Ord.  f.  d.  B.-C.  y.  29.  April  1819,  §.  5. 

f)  AnsdrQcklich  erklärt  dies  der  in  der  Sitzung  yom  18.  März  1845, 
Protok.  §.  107,  erstattete  Gommissionsbericht  S.  241. 

*)  Die  GeschSftsordnung  der  technischen  Militaircommission  der 
deat  B.-y.  y.  15.  März  1819  siehe  bei  y.  Meyer,  a.  a.  0.  3.  Aufl.  ThL  n. 
S.  78  flg.  —  YergL  auch  B.-B.  vom  29.  Juli  und  5.  Aug.  1819,  ebendas. 
S.87. 

«)  B.-B.  V.  2a  Sept  1819,  ebendas.  S.  99.  —  B.-B.  vom  20.  Juni, 
8.  Aug.  und  10.  Okt  1833,  ebendas.  S.  285  flg. 

*)  Angeordnet  wurde  die  Archiv  -  Commission  durch  B.-B.  vom 
25.  Jan.  1821,  Prot  §.  15.  —  Die  Auseinandersetzung  des  reichskammer- 
gerichtlichen Archivs  dauerte  bis  in  das  Jahr  1852,  in  welchem  nach  Be- 
endigung ihres  Geschäftes  die  Archiv -Commission  au^elöst  wurde.    Die 
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Umfang  der  Befagnisse  solcher  Commisnonen  richtet  sieb 
lediglich  nur  nach  den  von  der  Bandeflyersammlting  ilmeii  er- 
fheilten  Instruktionen. 

§.  137. 
Xm,   Die  Bandes -Kanzlei 

I.  Das  Kanzlei -Personal  der  Bundesvetsammlnng  besteht 
ans  einem  Eanzleidirektor  (der  zugleich  die  Protokolle  in  den 
Sitzungen  zu  fahren  hat),  einem  Begistrator,  einem  Kassier, 
einem  Eassencontroleor,  zwei  Eanzellisten,  dem  Dmckcorrektor, 
welcher  zugleich  die  Stelle  eines  dritten  Eanzellisten  yersieht, 
and  zwei  Eanzleidienem  i).  Fttr  das  Eassenwesen  ist  ein 
Eassier,  ein  Controleur  und  ein  Eassendiener  angestellt^). 

n.  Die  Ernennung  der  Bundesbeamten  geschieht  nach  der 
revidirten  Geschäftsordnung  der  Bundesversammlmig  vom 
16.  Juni  1854  §.  31  „von  der  Bundesyersanmilung  auf  den 
Vorschlag  des  Präsidiums^'  in  geheimer  Abstimmung.  Nimiot 
die  Bundesversammlung  ein  vorgeschlagenes  Individunm  nicbt 
an,  so  hat  dies  einen  neuen  Vorschlag  zur  Folge.   Der  Gtewählte 


untrennbaren  Theile  des  Archivs  sind  za  Wetzlar  verblieben  ond 
unter  die  Obbat  von  Pxenssen  gesteUt  worden.  Tergl.  B.-B.  v.  25.  Novbr. 
1851  (Protok.  §.  233);  B..B.  v.  24.  Juni  1852  (Protok.  |.  167  und  §- 168); 
B.-B.  V.  28.  Okt.  1852  (Prot  §.  256);  B.-B.  v.  28.  April  1853  (Prot.  §•  IW); 
B.-B.  V.  29.  Mai  1856  (Protok.  §.  170).  --  Yeigl.  Dietz,  Nachrichteii  vm 
Archiv  des  ehemaL  R.-K.-G.  zu  Wetzlar,  in  P.  Wigand,  Wetdariscke 
Beiträge,  1837.  Heft  2.  S.  lU;  besonders  aber  P.  Wigand,  Denksdinft 
das  ehemal.  K.-E.-6.-Archiv  zu  Wetzlar  btr.  in  dessen:  DenkwOrdi^eiteo, 
gesanunelt  aus  dem  Archive  des  R.-K.-Gericht8  zu  Wetzlar.  Leips.  1851  - 
Das  Archiv  des  vonnaligen  oberreinischen  Kreises  hat  die  Krone 
Bayern  nach  B.-B.  vom  11.  Sept  1828  in  Yerwahning  genommen  und  n 
Aschaffenburg  untergebracht  Durch  B.-B.  vom  5.  Jan.  1860,  PiotoL 
§.  2,  wurde  der  k.  bayerischen  Hegierung  dessen  Yerbringnng  nach  Wflri* 
bürg  gestattet 

«)  Vorlauf.  GescL-Ord.  der  B.-V.  v.  14  Nov.  1816,  IV.  —  Die  Stelk 
eines  Druckcorrektors  wurde  durch  B.-B.  v.  23.  Dec.  1816  (Prot  §.  70) 
geschaffen;  (bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jnr.  Confoed.  GemL  8.  Aufl.  TU.  H 
S.  38).  —  Ueber  die  Besolduogsverhftltnisse  siehe  B.-K  vom  30.  Joli  1821 
(Prot  §.  228);  B.-B.  vom  28.  Juni  1827,  §.  13  (Sepajrat  Protok.  f  4);  bc 
G.  V.  Meyer,  a.  a.  0.  n,  S.  146,  189. 

«)  B.-B.  V.  14.  Okt  1880  (Prot  §.  246);  B.-B.  v.  27.  Jan.  1881  (Prot 
S.  15);  bei  G.  v.  Meyer,  a.  a.  0.  n,  8.  219. 
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wild  yon  dem  Voisitzenden,  und  zwar  der  Kanzleidirektor  in 
der  BnndeBversammlnng,  in  Eid  and  Pflicht  für  den  Bond 
genommen. 

IQ.  Die  vorläufige  GeBchäftsordnung  der  Bandesver- 
sammlong  vom  14.  Nov.  1816,  IV,  Abs.  5,  Übertrag  dem  Prifr- 
sidimn  die  BefagniBS,  „die  Angestellten  des  Bandes,  im  Falle 
Dicht  gehörig  erfüllter  Amtspflicht  wieder  za  entlassen,  nicht 
minder  die  der  Bundesrersammlang  zustehende  Jurisdiktion 
liber  die  gemeinschaftliehen  Beamten  auszuttben'^  Dorch  den 
Bundesbescfaluss  y.  6.  Mai  1841,  IL  Nr.  6  (Prot.  §.  142)  ttber 
die  Gerichts-,  Heimaths-  und  Pensionsverhältnisse 
der  im  Dienste  des  Bundes  befindlichen  Personen  wurde  die 
Gerichtsbarkeit  des  Präsidiums  ttber  dieselben  wiederholt  an- 
erkannt, und  deren  Umfang  dahin  erläutert,  „dass  dieselbe  die 
ans  dem  Dienstverhältnisse  hervorgehende  Disciplinarge- 
wait  und  alle  diejenigen  Befugnisse  in  sich  begreife,  welche 
nach  aDgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  den  Ge- 
sandten hinsichtlich  ihres  Personals  zugestanden,  und  mit  den 
Civil-  und  Griminalgesetzen  jener  Staaten,  welchen  die  be- 
treffenden Individuen  als  Unterthanen  angehören  und  wo 
deren  Heimath  begründet  ist,  vereinbar  süid. 

IV.  Die  Aufnahme  in  den  Dienst  des  Bundes  geschieht  — 
wo  nicht  eine  bestimmte  Dienstzeit  im  AnsteUungsdekrete 
ausgesprochen  ist  —  bleibend  auf  Wohlverhalten^). 
Die  Enflassung  der  Kassen-,  Registratur-  und  Eanzlei-Beamten 
ond  Diener  aus  den  Bundesdiensten,  sowie  die  Versetzung  in 
eine  andere  Stelle  kann  nur  auf  Grund  eines  Beschlusses  der 
Bandesversammlung  geschehen  ^).  Ein  Xlagerecht  gegen  den 
Bond  auf  eine  gerichtliche  Untersuchung,  oder  wegen  vermeint- 
licher, aus  der  Dienstentlassung  oder  Dienstentsetzung  abge- 
leiteter Entschädigangsansprüche  ist  den  Beamten  und  Dienern 
des  Bundes  ausdrücklich  abgesprochen  ^). 


O  B.-B.  T.  6.  Mai  1841  (Prot  §.  142),  n,  7.  —  Ueber  die  Besoldangs- 
Erhöhnngen  der  Bimdeakanzleidiener  siehe  B.-B.  vom  3.  Mai  1860,  Prot 
1. 133,  in  G.  T.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  Thl.  HL  (1862)  S.  18. 

^  Revidirte  GescL-Ord.  der  B.-Y.  y.  16.  Juni  1854,  §.  31,  Abs.  3. 
Dasselbe  YerflSgte  schon  der  B.-B.  t.  6.  Mai  1841  (Prot  §.  142)  U,  7. 

»)  B.-B.  V.  6.  Mai  1841  (Prot  §.  142),  ü,  7  a.  E. 
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V.  Den  im  Dienste  des  Bundes  angestellten  Personen  sind 
während  dieser  Dienstes-Eigenschait  im  allgemeinen  alle  jene 
Vorrechte  beigelegt  ^  deren  sich  das  Personal  der  einzelnen 
Bandestagsgesandtschaften  in  Beziehung  auf  JnrisdiktionB-  und 
Exterritorialitäts- Verhältnisse  zu  erfreuen  hat^. 

VI.  Der  Eintritt  in  die  Dienste  des  Bundes  ändert  nichts 
an  den  bis  dahin  erworbenen  Heimathsrechten  und  Unter- 
thans Verhältnissen  des  Eintretenden.  Die Heimathsrechte 
mttssen  vor  der  Aufnahme  in  den  Dienst  des  Bundes  YolktäDdi; 
nachgewiesen  und  von  der  betreffenden  Regierung  anerkannt 
sein.  Die  Eriaubniss  zur  Verehelichung  eines  Bediensteten  des 
Bundes  hat  von  der  Regierung  auszugehen^  in  deren  Unter- 
thanenverbande  derselbe  steht;  sie  setzt  jedoch  den  Nachweis 
voraus,  dass  der  Verehelichung  kein  Anstand  in  dienstlicher 
Beziehung  von  Bundeswegen  entgegenstehe.  Die  Ehefranen 
und  Kinder  der  Bediensteten  des  Bundes  theilen  die  Heimaths- 
rechte der  Letzteren'). 

VII.  Die  Bediensteten  des  Bundes  erwerben  durch  trene 
ErfiUlung  ihrer  Pflichten  Anspruch  auf  Pensionen  ans  Bundes 
mittein  für  sich  und  ihre  Wittwen  und  Waisen,  für  Letztere 
bis  zu  deren  vollbrachtem  zwanzigsten  Jahre.  Die  Grösse  der 
Pensionen  richtet  sich  nach  der  Dauer  der  Dienstzeit  und  der 
Höhe  der  Besoldung.  Ein  Anspruch  auf  einen  NormalrDh^ 
gehalt  wird  aber  von  dem  Bediensteten  jedenfalls  erst  Dach 
zehnjähriger  befriedigender  Dienstleistung,  und  nur  dann  er- 
worben, wenn  die  Dienste  dem  Bunde  mit  Ausschluss  eines 
jeden  anderen  Dienstverhältnisses  geleistet  worden  sind.  Nach 
vierzig  Dienstjahren  wird  der  unverkürzte  Fortgenuss  der 
ganzen  fixen  Besoldung  gewährt^). 


6)  B.-B.  V.  6.  Mai  1841  (Prot.  §.  142),  H,  5. 

T)  Ebendas.  I,  1—4. 

*)  Die  speciellen  Bestimmungen  über  die  Berechnung  dieser  Pension<*ii 
8.  ebendas.  III,  8—17.  Die  Bestimmungen  des  B.-B.  v.  6.  Mai  1841,  über 
die  Heimaths-,  Pensions-  und  Gerichtsbarkeitsyerhältnisse  der  Beamten  naä 
Diener  des  Bundes  hat  die  revidirte  Geschäftsordnung  §.  31,  Abs.  4,  aus- 
drücklich  bestätigt 
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§.  138. 

XIV.    Verhältniss    der  Bundestagsgesandten  und   der 
Bundesversannnlung  zur  freien  Stadt  Frankiurt. 

I.  Die  BfUddestagsgesandten  and  die  sie  begleitenden  ge- 
sandtschaftlichen Personen  gemessen  flir  sich,  ihre  Familie 
and  Dienerschaft  in  der  freien  Stadt  Frankfart  alle  jene  Aas- 
zeichnongen  and  Vorrechte,  welche  ttberhaapt  nach  völker- 
rechtlichen Grandsätzen  den  Gesandten  and  ihrem  Gefolge 
zastehen.  Nach  dem  Bandesbeschlosse  vom  22.  Oktober  1816, 
welcher  als  Note  dem  Senate  der  freien  Stadt  Frankfart  za- 
gesandt  worden  ist  ^),  gemessen :  A)  die  Wohnangen  gesandt- 
sehafUicher  Personen  die  völlige  Exterritorialität.  B)  Die 
Gesandten  and  gesandtschaftlichen  Personen  nebst  ihrer  Familie 
und  Dienerschaft.sind  von  aller  städtischen  Jarisdiktion,  mithin 
von  aller  Civil-,  Criminal-  and  polizeilichen  Gerichtsbarkeit  der 
Stadt  Frankfurt  befreit.  Diese  Befreiung  erstreckt  sich  auch 
auf  die  Obsignation  bei  Sterbfällen.  C)  Keine  Behörde  der 
Stadt  kann  sich  amtlicher  Weise  an  die  Bandesversammlang 
oder  eine  einzelne  Gesandtschaft  ans  derselben  wenden,  sondern 
es  hat  der  Senat  znr  Ftthrang  des  Verkehrs  mit  der  Bandes- 
versammlang and  den  Gesandtschaften  eine  Gommission  aas 
seiner  Mitte  za  ernennen,  welche  die  Stelle  eines  Ministeriams 
des  Aoswärtigen  in  dieser  Beziehnng  einnimmt.  D)  Um  Golli- 
sionen  vorzubeugen,  verpflichten  sich  die  Bandestagsgesandten, 
ein  jeder  ein  Verzeichniss  der  zu  seiner  Gesandtschaft  ge- 
hörenden gesandtschaftlichen  Personen,  sowie  ihrer  Familie 
ond  Dienerschaft,  der  Gommission  einzureichen,  auch  sie  von 
den  dabei  eintretenden  Veränderangen  sofort  zu  benachrichtigen. 
E)  Dabei  erklärten  die  Gesandten,  auf  den  sonstigen  Gebraach, 
aach  anderen,  nicht  zur  Gesandtschaft  gehörigen  Unterthanen 
ihrer  Soaveraine,  oder  Fremden,  Schatzbriefe  für  den  Aufent- 
halt oder  fflr  die  Treibung  eines  Gewerbes  zu  ertheilen,  keinen 
Ansprach  machen,  und  selbstverständlich  den  in  ihren  Diensten 
stehenden  Personen  nicht  gestatten   zu   wollen,   Handwerks- 


«)  Abgedruckt  in  6.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
Tbl.  n.  S.  29  fl. 

Z9pfl,  SUatsrecht.  6.  Aafl.  I.  22 
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arbeiten  ausserhalb  der  Wohnung  des  Gesandten  oder  ftr  u- 
dere  zu  einer  Bundestagsgesandtsehaft  nieht  gehörige  Persones 
zu  verfertigen.  Doch  wurde  der  Bundesyersammlcng  in  ihicr 
Gesammtheitdie  Befngniss  vorbehalten,  in  geeigneten  Fälla 
Schutzbriefe  für  den  Aufenthalt  in  Frankfurt  zu  erthefleD. 
F)  Zur  Dienerschaft  eines  Bundestagsgesandten  gehörige  M: 
viduen,  welche  bei  entstehenden  Händeln  oder  Wider- 
setzlichkeiten gegen  Polizeiverfttgungen  verhafiet 
worden  sind,  sollen,  sobald  sie  sich  legitimiren ,  in  da^  Has 
des  Gesandten  verbracht  werden.  Die  Gesandten  werden,  wem 
sie  es  nicht  vorziehen,  ein  solches  Individuum  des  Dienstes  n 
entlassen,  unverzffglich  auf  die  ihnen  in  geeignetem  Wege  zt 
gehenden  Mittheilungen  alle  erforderliche  Auskunft  gewäbra, 
besonders  wo  das  Zeugniss  einer  solchen  Person  zor  Anfkll^ 
mng  der  Sache  nöthig  sein  sollte;  auch  werden  siedengega 
ein  solches  Individuum  geführten  Beschwerden  dergestalt  Fol^ 
geben,  dass  dasselbe  von  derjenigen  Behörde,  der  es  ontef' 
werfen  ist,  zur  Untersuchung,  und  wenn  es  schuldig  bdimdai 
wird,  zur  Strafe  gezogen  und  zur  Genugthuung  angelaites 
werde.  G)  In  fallen  eines  angeschuldigten  oder  erwiesoia 
Verbrechens  ist  aber  ein  solches  Individuum,  falls  es  wegen 
augenblicklicher  Gefahr  von  der  Polizei  in  Verhaft  genommen 
sein  sollte,  ebenfalls  sofort  an  den  Gesandten  abzuliefern,  ^ 
ihm  sowie  in  anderen  Fällen  dieser  Art,  in  welchen  keine  Ver- 
haftung erfolgt  ist,  zu  Überlassen,  ob  er  dasselbe  dem  Sewte 
zur  Untersuchung  und  Bestrafung  ausliefern,  oder  in  sichere 
Verwahrung  in  seiner  Wohnung  gebracht,  an  seine  Regicrmi? 
behufs  der  Untersuchung  und  Bestraftmg  sendin  wolle.  H)  ^ 
Haussuchung  in  der  Wohnung  eines  Bundestagsgesandten 
kann  nur  in  dringenden  Griminal-Fällen,  und  zwar  erst nadi 
vorhergehender  gebührender  Anzeige  und  mit  ausdrücklicher 
Genehmigung  des  Gesandten,  und  in  seiner  oder  in  der  dam 
verordneten  Person  Gegenwart  vorgenommen  werden.  1)^ 
machen  jedoch  die  Bundestagsgesandten  keinen  Ansprach  d 
eine  Befugniss,  Personen,  welche  zu  ihrer  (resandtschaft  oiebi 
gehören,  und  von  der  Polizei  oder  den  Gerichten  verfolgt 
werden,  wissentlich  in  ihrer  Wohnung  einen  Zufluchtsort  (Asjil 
zu  ertheilen,  sondern  verpflichten  sich  vielmehr,  sdliige  aai 
die  erste,  ihnen  davon  gebührend  gemachte  Anzeige  der  Behörde 
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yerabfolgen  za  lasseB  ^.  K)  Die  BundeBtagsgeBandten  geniessen 
St  sich  und  ihr  Gefolge  auch  gänzliche  Befreiung  von  städ- 
tischen Steuern  und  Abgaben  aller  Art,  sowie  von  aller  £in- 
qaartiening  und  Belnition.  Sie  haben  das  Recht,  von  Fremden 
Terfertigte  Mobilien  ftür  ihren  und  der  Ihrigen  Gebranch  selbst 
ftDsser  der  Messzeit  einführen  zu  lassen :  sind  aber  verpflichtet, 
kmsichtlich  aller  Mobilien  und  Consnmtibilien ,  welche  sie 
kommen  lassen ,  erforderliche  Gertifikate  unter  ihrer  Unter- 
flchrift  und  Siegel  dahin  auszustellen;  dass  diese  Gegenstände 
ihnen  gehören ,  und  zu  ihrem  oder  der  Ihrigen  alleinigen  Ge- 
brauche bestimmt  sind.  Die  Erben  eines  Bundestagsgesandten 
oder  einer  zu  seinem  Gefolge  gehörenden  Person  geniessen 
Freiheit  von  Bezahlung  des  Abzugsgeldes  selbst  in  dem  Falle, 
dass  die  Erbschaft  nach  einem  nicht  zum  deutschen  Bunde 
gehörigen  Staate  ausgeführt  werden  sollte.  L)  Die  Verhältnisse 
des  jedesmaligen  Bundestagsgesandten  der  Stadt  Frankfurt  zu 
doselben  sind  ihrer  eigenen  Bestimmung  überlassen.  M)  Nach 
dem  Anschlüsse  Frankfurts  an  den  Zollverein  wurde 
mit  dieser  freien  Stadt  von  der  Bundesversammlung^  1838  Nov., 
ein  Uebereinkommen  getroffen,  wie  die  nunmehr  nöthig  ge- 
wordenen Controllmassregeln  hinsichtlich  der  zollfreien 
Bezüge  der  Bundestagsgesandtschaften  und  ihres  Personals  filr 
die  Daner  des  Zollvereins  einzurichten  seien.  Es  wird  hiemach 
fhr  jede  Bundestagsgesandtschaft  ein  Frei -Conto  von  fl.  3500 
eröffiiet  und  nach  dessen  Erschöpfung  erneuert.  Hierauf  ist 
anch  der  Verbrauch  der  Mitglieder  der  Militärcommission,  welche 
ähnliche  Zollbefreiung  wie  die  Gesandtschaften  geniessen,  ein- 
zQtragen.  Der  Verbrauch  des  Bundeskanzleidirektors  und  der 
übrigen  zur  Bundespräsidial-Kanzlei  gehörigen  Personen,  sowie 
des  Bnndeskassiers  und  Bundes-Eassen-Controleurs  werden  dem 
Frei-Conto  des  jeweiligen  k.  k.  Bundespräsidialgesandten  in 
Aufrechnung  gebracht^). 

n.  Ein  besonderes  Becht  ist  der  Bundesversammlung 
überdies  durch  die  Wiener  Congressakte  v.  9.  Juni  1815, 


')  üeber  die  völkerrechtliche  Lehre  vom  Asyle  vergL  B.  v.  Mohl, 
StaaUrecht,  Völkerrecht  iind  PoHtik,  Bd.  L  (Tttbingen  18G0)  S.  637—764. 

')  Siehe  B.-B.  vom  29.  Nov.  1838,  §.  361.    G.  v.  Meyer,  Corf^or. 
Confoed.  Germ,  a  Aufl.  Thl.  ü.  S.  369  flg. 
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art.  46,  in  Bezug  auf  die  freie  Stadt  Frankfurt  beigelc^ 
nämlich  die  Beftigniss,  die  Verfassnngsstreitigkeiten 
zu  entscheijien,  welche  sich  in  derselben  erheben  können M. 
Die  Bandesversammlung  hat  dieser  Bestimmung  der  Wiener 
Congressakte  bereits  in  einem  Falle  die  Ausdehnung  gegebeoj 
dass  sie  auch  ohne  vorhandene  Verfassungsstreitigkeit  in  der 
Bürgerschaft  oder  deren  yerfassungsmässigen  Organen ,  sowie 
auch  ohne  irgend  ein  Anrufen  von  Seiten  wirklich  oder  an- 
geblich Betheiligter,  sich  ftlr  befugt  erkannte,  die  „Ungiltig- 
keit"  einiger  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  Ver- 
fassungsgesetze, als  „nicht  legal"  entstanden,  auszusprecheB, 
und  sich  hinsichtlich  der  Verfassungsveränderuugen  überhaupt 
eine  Einwirkung  als  „competenzmässiges  Recht"  vor- 
zubehalten ^). 

§.  139. 
Gegenstände,  welche  vor  das  Plenum  gehören. 

I.  Die  Gegenstände,  über  welche  nur  im  Plenum  ent- 
scheidende Beschlüsse  gefasst  werden  dürfen,  Bind  A)  nach  der 
Bundesakte,  art.  6:  1)  Abfassung  und  Abänderung  von 
Grundgesetzen  des  deutschen  Bundes^);   2)  organische 


*)  W.  C.-A.  art.  46:  „Les  diBCussions,  qui  pourront  s'Öever,  soit  sw 
r^tablissement  de  la  Constitution  (de  la  vllle  de  Francfort),  soit  snr  &qb 
maintien,  seront  du  ressort  de  la  Diäte  Germanique,  et  ne  pourroDt  etre 
döcid^es  que  par  eile/'  —  In  Gemäs&heit  dieser  Bestimmung  ist  im  J.  1S16 
bei  der  B.-Y.  eine  Reklamation  von  Seiten  der  alten  Geschlechter  der 
adeligen  Ganerbschaft  Alt-Limpurg  zu  Frankfurt  a.  M.  auf  die  Besetzanf 
einer  bestimmten  Anzahl  von  SteUen  des  Senats  erhoben  worden.  Versi 
Prot.  y.  2.  Dec.  1816,  §.  36;  und  den  in  dieser  Sache  ergangenen  Buoiics- 
beschluss  vom  13.  März  1845,  Protok.  §.  102  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jor. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  431. 

8)  B.-B.  V.  12.  Aug.  1852,  Prot.  §.  231,  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H.  S.  581.  —  Yergl.  hilrüber  mein  ßechts- 
gutachten  über  die  fortdauernde  Giltigkeit  der  in  der  fr.  Stadt  Frankfurt 
den  Israeliten,  Landbewohnern  und  Beisassen  gesetzlich  verlieh^ieD  Gleich- 
stellung mit  den  christlichen  Stadtbürgem.  1852.  S.  60  fl. 

^)  Die  B.-A.  art.  6  erwähnt  als  hierher  gehörig  noch  ausdrücklirb 
„Bttdilasse,* welche  die  Bundes-Akte  selbst  betreffen.^'  Diese  Erwihnoo^ 
wamiber  an  sich  ganz  überflüssig,  da  die  Bundesakte  selbst  Grundgesetz 
ist,  und  bis  zur  Abfassung  der  W.  S.-A.  sogar  das  einzige  Grundgesetz 
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Bnndeseinrichtimgen;  und  3)  sonstige  gemeinnützige  An- 
ordnungen; B)  nach  der  Wiener  Schlussakte  art.  12 
kommen  noch hinzn :  4)Kriegserklärungen  und  Friedens- 
schlüsse; 5)dieAafnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund. 
IL  Bei  entstehenden  Zweifeln  soll  nach  der  Wiener  Schluss- 
akte art.  12  vorerst  im  engeren  Rathe  entschieden  werden, 
ob  eine  Sache  vor  das  Plenum  gehört  oder  nicht. 

.  §.  140. 
Von  den  Gegenständen,  über  welche  keine  Beschlüsse 
durch  Stimmenmehrheit  gefasst  werden  können^). 

A.    Uebersicht  und  Aufzählung  der  hieher  gehörigen 

FäUe. 

I.  Als  Regel  ist  in  der  Bundesakte  art.  7  und  in  der 
Wiener  Schlussakte  art.  11  sowohl  fUr  die  Beschlussfassungen 
im  Plenum  wie  im  engeren  Rathe  die  Stimmenmehrheit 
aufgestellt. 

n.  Die  Ausnahmsfälle,  in  welchen  weder  im  Plenum 
noch  im  engeren  Rathe  (je  nachdem  nämlich  die  Abstimmung 
in  dem  einen  oder  dem  anderen  zu  geschehen  hat)  eine  Be- 
sehlnssfassung  durch  Stimmenmehrheit  stattfinden  kann,  zer- 
fallen in  zwei  Klassen,  1)  solche  Fälle,  in  welchen  nur  allein 
Stimmeneinhelligkeit  entscheidet,  und  2)  solche  Fälle, 
m  welchen  ohne  Zustimmung  des  besonders  betheiligten 
Bundesgliedes  kein  dasselbe  verbindender  Beschluss  mOglich 
lif^).  A)  Die  Fälle,  in  welchen  Stimmeneinhelligkeit 
erfordert  wird,  sind  nach  der  Bundesakte  und  Wiener  Schluss- 
akte:   1)  Beschlussfassungen  über   alle  jene   Gegenstände, 

war.  —  Yergl.  über  die  verschiedenen  Ansichten  yon  dem  Sinne  und  der 
Bedeutung  dieses  Stelle,  A.  Dörr,  a.  a.  0.  S.  288  flg. 

*)E.Franck,  über  die  Bildung  der  Beschlüsse  des  engeren  Rathes 
und  des  Plenum*s  der  deut.  B.-Y.  durch  Stimmenmehrheit  und  Stimmen- 
einheit    £in  bundesrechtlicher  Versuch.    Mainz  1857. 

*)  In  der  Praxis  wird  es  sich  zwar  regelmässig  so  stellen,  dass,  wenn 
das  betheiligte  Bundesglied  zustimmt,  auch  Stimmeneinhelligkeit 
Torhanden  ist,  und  darum  behandeln  die  Bundesgesetze  die  hier  unter- 
schiedenen beiden  Klassen  von  Fällen  stets  miteinander,  ohne  besondere 
Scheidung;  vergL  B.-A.  art.  7;  W.  S.-A.  art.  13. 
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deren  Entscheidung  nach  der  Bnndesakte  und  Wiener  Schlnss- 
akte  nur  im  Plenum  geschehen  darf  (§.  139)  mit  alleiniger 
Ausnahme  der  Beschlussfassungen  über  Kriegserklärungen 
und  Friedensschlüsse');  2)  Beschlussfassungen  über  Reli- 
gionBangelegenfaeiten^);  3)  wenn  die  Rechte  und  Pflichten 
eines  Bundesgliedes  wegen  Veränderung  des  gegenwSr- 
tigen  Besitzstandes  eine  Abänderung  erleiden  sollen^); 
4)  wenn  ein  Bundesglied  seine  Souverainetät  oder  einen  Theü 

>)  B.-A.  art.  7;  W.  S.-A.  art.  13  u.  64.  -—  Man  ersieht  hieraus,  düs 
Kriegserklärungen  und  Friedensschlüsse  die  einzigen  G^es- 
Btände  sind,  bei  welchen  die  in  der  B.-A.  art.  7,  Abs.  2,  aufgesteUte  Begel 
Platz  greifen  kann ,  dass  im  Plenwn  regelmässig  eine  Mehrheit  Ton  m 
Drittheilen  entscheiden  solle.  Es  ist  diese  Art  der  Beschlnssfiissung  also 
viel  mehr  eine  Ausnahme,  als  eine  Regel;  denn  in  allen  anderen  Tor 
das  Plenum,  gewiesenen  Gegenständen  kann  nur  Stimmeneinhellig- 
keit entscheiden.  Diese,  keineswegs  einzige,  Ungenauigkeit  in  der  Reduk- 
tion des  Textes  der  B.-A.  ist  auf  Bechnung  der  Eilfertigkeit  bei  der  Ab- 
ffitssung  zu  setzen. 

*)  B.-A.  art.  7;  W.  S.-A.  art  13.  —  Das  Erfordemiss  der  Stimmefi- 
einhelligkeit  bei  Religionssachen  ist  eben  so  wie  die  nachfolgende  Bestimmosg 
fiber  7't«ra  singtdorum  aus  der  Reichs  Verfassung  (dem  westphälischen  Friedes) 
beibehalten  worden  (siehe  oben  §.  81,  Y.).  Die  weitere  Bestimmung  des 
westphälischen  Friedens  über  die  Itio  in  partes,  welche  haupta&chlicfa  zod 
Schutze  der  protestantischen  Reichsständb  gegen  das  Uebei^gewicht  der 
katholischen  Stimmen  auf  dem  Reichstage  eingeführt  worden  war ,  &od  i& 
der  Bundesakte  keine  Aufiiahme,  da  die  gegenwärtige  Zahl  der  katholisfhn 
Stimmen  am  Bunde  (nur  drei,  nämlich  0  est  erreich,  Bayern  mid 
Liechtenstein)  den  protestantischen  Bundesgliedern  keinen  Gnmd  zor 
Besorgniss  geben  kann.  Sachsen,  dessen  königliches  Hans  zwar  katho- 
lisch ist,  wurde  schon  zur  Reichszeit  nur  als  protestantische  Stimme  be 
trachtet;  s.  oben  §.  91,  IX.  —  Ueber  den  Begriff  von  ReligionsaQ* 
gelegenheiten  vergl.  v.  Dresch,  Abb.  1822,  Nr.  II,  S.  37.  —  VergL 
hierüber  die  Berichte  und  Abstimmungen  über  die  Beschwerde  des 
H.  V.  Kettenburg  auf  Matgendorf  (Mecklenburg-Schwerin)  wegec 
beeinträchtigter  Religionsfreiheit,  Prot  d.  B.-V.  vom  17.  März  1853,  §.  7?. 
und  9.  Juni  1853,  §.  152. 

*)  W,  S.-A.  art  6,  —  Solche  Veränderungen  sind  bis  jetzt  noch  nicht 
mit  Einfluss  auf  das  Stimmgewicht,  sondern  nur  mit  Einfluss  aof  die 
matrikularmässigen  Geldbeiträge  und  auf  die  Stellung  des  Militär- Contis- 
gentes  vorgekommen.  Vergleiche  die  Abtretung  des  Sachsen-Cobarg- 
Gothaischen  Fürstenthums  Lichtenberg  an  Preussen.  Protok.  d. 
B.-V.  vom  26.  Sept  1834,  §.  468  und  die  Abtretung  des  Schaumbnrr 
Lippe*8chen  Amtes  Blomberg  an  Lippe  vom  14.  Aprü  1842  §.  1^ 
(v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  Tbl.  n,  S.  311  u.  400). 
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seiner  LSsder  an  einen  auswärtigen,  nicht  verbündeten 
Fürsten  abtreten  wilP);  5)  wenn  einem  deutschen  Bundes- 
fürsten  durch  Erbschaft  andere  Bundesstaaten  zufallen,  hat 
der  Band  durch  Btimmeneinhelligkeit  zu  bestimmen,  ob  und 
in  wiefern  ihm  die  bisher  darauf  haftenden  Stimmen  im  Plenum 
beigelegt  werden  können^).  B)  Ohne  freie  Zustimmung  der 
Beteiligten  dürfen  weder  im  Plenum,  noch  im  engeren  Bathe 
Beschlüsse  gefasst  werden  1)  über  jura  singulorum^),  und 
2)  wenn  einzelnen  Bundesgliedern  eine  besondere  Leistung  für 
den  Bund  zugemuthet  werden  will^). 

in.  Die  revidirte  Geschäftsordnung  vom  16.  Juni 
1854,  §.  12,  nennt  als  Gegenstände,  über  welche  kein  Be- 
gchlnss  durch  Stimmenmehrheit  stattfindet,  nur:  Annahme 
neuer  Grundgesetze  oder  Abänderung  der  bestehenden, 
organische  Bundeseinrichtungen ,  jura  singulorum ,  die  Auf* 

«)  W.  S.-A.  art.  6.  —  Siehe  oben  §.  117. 

7)  W.  S.-A.  art  16.  —  Bisher  hat  sich  die  B.-V.  noch  nicht  bewogen 
gefionden,  eine  solche  Bewüligong  zu  ertheilen.  Der  Antrag  von  Anhalt- 
Dessau,  ihm  die  Fortführung  der  Yirilstimnie  von  Anhalt-Cöthen  im 
PUtmm  zu  gestatten,  wurde  durch  B.-B.  v.  7.  Nov.  1851  (Prot.  §.  209,  bei 
G.  y.  Meyer,  Corp.  ^ur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  565)  abge- 
schlagen, und  die  von  dem  herzogl.  Hause  Anhalt-Cöthen  geführte 
Plenarstimme  mit  dem  Erlöschen  dieses  Hauses  im  Mannsstamme  für  hin- 
weggefiedlen  erklärt.  —  Wegen  der  Stimmfahrung  im  engeren  Rathe 
enthält  die  W.  S.-A.,  art  16,  keine  Bestimmung.  Tritt  also  der  Erbfall 
lediglich  anter  Mitgliedern  einer  Curie  ein,  so  ist  dadurch  nichts  weiter 
Terändert,  als  dass  nun  das  erbende  Haus  auch  den  Bruchtheil  der  Stimme 
des  ausgestorbenen  Hauses  führt,  wie  sich  dies  bei  dem  Erlöschen  von 
Anhalt-Cöthen  gezeigt  hat  Gehen  aber  Bundesstaaten,  welche  an  einer 
Gesammtstimme  Antheil  hattmi,  durch  Erbfolge  und  dergl.  an  ein  Haus 
über,  welches  bereits  eine  ganze  Stimme  im  engeren  Rathe  führt,  so  gelten 
die  Antheile  an  der  Curiatstimme  fCLr  erloschen,  da  im  engeren  Rathe 
ohnehin  kein  Bundesglied  mehr  wie  eine  Stimme  führen  kann.  In  dieser 
Weise  sind  die  Antheile  von  Hohenzollern-Hechingen  und  Sigma- 
ringen an  der  16.  Stimme  mit  dem  Uebergange  dieser  Fürstenthümer  an 
Fienssen  im  J.  1850  erloschen.  Der  Fall,  wie  es  gehalten  werden  soll, 
wenn  ein  Bundesstaat,  auf  welchem  ein  Antheil  an  einer  Curiatstimme 
ruht,  an  ein  Bundesglied  durch  Erbschaft  u.  dergl.  überginge,  welches  in 
einer  anderen  Curiatstimme  steht,  ist  nirgends  yorgesehen,  und  würde, 
wenn  er  eintreten  sollte,  eine  besondere  Beschlussfassimg  der  B.-Y.  nöthig 
madien. 

»)  B.-A.  art  7 ;  W.  S.-A.  art  15.  —  Siehe  oben  Note  4. 

»)  W.  S.-A.  art  15. 
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§.  141. 
B.   Einzelne  besonders  ausgezeichnete  Fälle: 
Die  authentische  Interpretation  der  ßundesgesetze. 

I.  So  wie  einem  Richter  die  Anwendung  eines  Gesetzes 

'  einen  vorliegenden  Fall  nicht  möglich  ist,  ohne  dass  er 

!i  eine  Ansicht  von  dem  Sinne  und  Geiste  des  anzuwenden- 

1  Gesetzes  bildet,  also  dasselbe  interpretirt,  so  kann  auch 

Bundesversammlung  ihre  normativen  Beschlfisse  nicht 

^ktisch  auf  einzelne  Fälle  anwenden,  ohne  auf  den  Sinn  und 

ist  derselben  Rücksicht  zu  nehmen,  und  hierüber  können 

der  Bundesversammlung  eben   so  wohl  verschiedene  An- 

'hten  hervortreten,  und  sind  schon  oft  hervorgetreten,  wie 

es  auch  in  Richtercollegien  und  anderen  Regierungscollegien 

.  geschehen  pflegt. 

U.  Wo  es  sich  nur  um  die  Feststellung  des  Sinnes  eines 
ondesbeschlnsses  zum  Behufe  der  Anwendung  desselben 
nf  einen  einzelnen  gegebenen  Fall  handelt,  hat  die 
andesversammlung  regelmässig  keine  Veranlassung,  über  den 
um  des  anzuwendenden  Bundesbeschlusses  als  selbststän- 
igen  Gegenstand  abzustimmen,  sondern  es  wird  jede  Stimme 
en  Ausdruck  ihrer  Ansicht  mit  ihrer  Abstimmung  in  der 
iaaptsache  verbinden  und  diese  selbst  nach  ihrer  Auf- 
assang  von  dem  Sinne  und  Geiste  des  anzuwendenden  Bundes- 
»escUnsses  einrichten.  * 

in.  Anders  verhält  sich  die  Sache,  wenh  die  Bundesver- 
^mmlung,  sei  es  auf  Antrag  eines  Bundesgliedes  0,  oder  aus 
eigenem  Ermessen,  beschliesst,  einen  Bundesbeschluss  zum 
Behufe  seiner  richtigen  und  gleichförmigen  Anwendung  authen- 
tisch zu  interpretiren.  Die  Frage,  welche  Verhandlungsart 
und  Abstimmungsweise  bei  der  authentischen  Interpretation 
von  Bundesgesetzen  anzuwenden  sei,  namentlich  ob  sie  immer 


0  £m  solcher  Antrag  eines  Bandesgliedes  auf  die  Ertheilung  einer 
authentischen  Interpretation  vor  der  Abstimmung  über  einen  vorliegenden 
Fall  unterliegt  selbst,  wie  jeder  andere  nicht  besonders  grundgesetzlioh  aus- 
gezeichnete Berathungsgegenstand,  der  Verhandlung  im  engeren  Rathe  und 
der  Beschluss&flsung  durch  Stimmenmehrheit. 
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nähme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund  und  Religiong- 
angelegenheiten. Es  darf  aber  hieraus  nicht  geschlossen 
werden,  dass  nunmehr  die  Beschlussfassun^  durch  Stimmen- 
mehrheit in  den  anderen  bei  dieser  Aufzählung  übergangenen 
Fällen,  in  welchen  sie  nach  der  Bundesakte  und  Wiener  Sehluss- 
akte  ausgeschlossen  ist,  habe  wieder  hergestellt  werden  wollen: 
hierzu  wäre  mindestens  eine  bestimmte  ausdrückliche  Erklänmg 
in  der  revidirten  Geschäftsordnung  nöthig  gewesen,  da  nicht 
angenommen  werden  kann,  dass  die  Bundesversammlung  bei 
der  Revision  ihrer  Geschäftsordnung  nur  so  beiläufig  ausdrück- 
liche Bestimmungen  der  Grundgesetze  des  Bundes  habe  be- 
seitigen wollen. 

IV.  Die  Eigenschaft  eines  Gegenstandes,  dass  darüber 
kein  Beschluss  durch  Stimmenmehrheit  gefasst  werden  kann, 
hat  keineswegs  zur  Folge,  dass  derselbe  von  der  Bundesve- 
sanmiluDg  gar  nicht  in  Berathung  gezogen  oder  ihre  Compe- 
tenz  als  sofort  ausgeschlossen  betrachtet  werden  dürfte,  sobald 
etwa  ein  Mitglied  von  vomehinein  erklären  würde,  dass  es  der 
von  den  übrigen  Stimmen  beabsichtigten  Beschlussfassnng 
nicht  beitreten  wolle;  vielmehr  schreibt  die  Wiener  Schlno- 
akte  art.  13  gerade  mit  Rücksicht  auf  diesen  Fall  vor,  dass 
der  definitivcD  Abstimmung  eine  genaue  Prüfung  und  Er- 
örterung der  den  Widerspruch  einzelner  Bundesglieder  be- 
stimmenden Gründe  vorangehen  müsse,  und  deren  Darlegung 
in  keinem  Falle  verweigert  werden  dürfe*^). 

V.  Hat  aber  die  Bundesversammlung  über  einen  Gegen- 
stand dieser  Kategorie  bereits  einmal  in  bundesverfassungs- 
mässiger  Weise  allgemeine  Grundsätze  festgestellt,  so 
dass  es  sich  nur  allein  noch  darum  handelt,  wie  „  b  e  s  ch  I  ossene 
Gesetze  und  Einrichtungen  zur  Ausführung  zu  bringen 
sind'',  so  findet  hinsichtlich  dieser  letzteren  Frage  nach  der 
Wiener  Schlussakte  art.  11  allerdings  wieder' die  regelmässige 
Beschlussfassung  nach  Stimmenmehrheit  statt ^^). 


*^)  Ausdrücklich  erklärt  dies  der  Commissionsbericht  in  der  t.  Eetteo- 
burg'sclien  Sache,  erstattet  in  der  Sitzung  der  B.-Y.  vom  17.  Man  1853. 
§.  75,  S.  254, 

**)  In  diesem  Sinne  hat  sich  die  österreichische  Abstinunungio 
der  V,  Kettenburg*schen  Sache  (Sitzung  d.  B.-V.  v.  9.  Juni  1853,  Prot 
§.  152,  S.  445)  ausgesprochen. 
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§.  141. 

B,   Einzelne  besonders  ausgezeichnete  Fälle: 

1)  Die  authentische  Interpretation  der  Bundesgesetze. 

I.  So  wie  einem  Richter  die  Anwendung  eines  Gesetzes 
anf  einen  Torliegenden  Fall  nicht  möglich  ist,  ohne  dass  er 
sich  eine  Ansicht  Ton  dem  Sinne  und  Geiste  des  anzuwenden- 
den Gesetzes  bildet,  also  dasselbe  interpretirt,  so  kann  auch 
die  Bandesversammlung  ihre  normativen  Beschlüsse  nicht 
praktisch  auf  einzelne  Fälle  anwenden,  ohne  anf  den  Sinn  und 
Geist  derselben  Rttcksicht  zu  nehmen,  und  hierüber  können 
in  der  Bundesversammlung  eben  so  wohl  verschiedene  An- 
sichten hervortreten,  und  sind  schon  oft  hervorgetreten,  wie 
dies  auch  in  Richtercollegien  und  anderen  Begierungscoliegien 
zu  geschehen  pflegt. 

U.  Wo  es  sich  nur  um  die  Feststellung  des  Sinnes  eines 
Bandesbeschlusses  zum  Behufe  der  Anwendung  desselben 
anf  einen  einzelnen  gegebenen  Fall  handelt,  hat  die 
Bundesversammlung  regelmässig  keine  Veranlassung,  über  den 
Shm  des  anzuwendenden  Bundesbeschlusses  als  selbststän- 
digen Gegenstand  abzustimmen,  sondern  es  wird  jede  Stimme 
den  Ausdruck  ihrer  Ansicht  mit  ihrer  Abstimmung  in  der 
Hauptsache  verbinden  und  diese  selbst  nach  ihrer  Auf- 
fassung von  dem  Sinne  und  Geiste  des  anzuwendenden  Bundes- 
beschlasses  einrichten.* 

III.  Anders  verhält  sich  die  Sache,  wenh  die  Bundesver- 
sammlung, sei  es  auf  Antrag  eines  Bundesghedes  0,  oder  aus 
eigenem  Ermessen,  beschliesst,  einen  Bundesbeschluss  zum 
Behufe  seiner  richtigen  und  gleichförmigen  Anwendung  authen- 
tisch zuinterpretiren.  Die  Frage,  welche  Verhandlungsart 
nnd  Abstimmungsweise  bei  der  authentischen  Interpretation 
von  Bundesgesetzen  anzuwenden  sei,  namentlich  ob  sie  immer 


*)  Ein  solcher  Antrag  eines  Bundesgliedes  auf  die  Ertheilang  einer 
aathentischen  Interpretation  vor  der  Abstimmung  über  einen  vorliegenden 
Fall  unterliegt  selbst,  wie  jeder  andere  nicht  besonders  grundgesetzlich  aus- 
gezeichnete Berathungsg^enstand,  der  Verhandlung  im  engeren  Rathe  und 
der  BeschlusBÜASSung  durch  Stimmenmehrheit. 
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vor  das  Plenum  gehöre  oder  nichts  ist  bereits  in  der  Bundes- 
versammlung selbst  angeregt  worden^).  Am  riehtigsten  wird 
man  hier  von  dem  Grundsatze  ausgehen,  dass  eine  authen- 
tische Interpretation  nichts  anderes,  als  die  Aufstellung  eines 
neuen  Gesetzes  ist,  und  daraus  ergibt  sich  die  Folgerang, 
dass  zu  der  authentischen  Interpretation  alles  dasjenige,  aber 
auch  nicht  mehr,  gehört,  als  was  zu  der  Abfassung  des  za 
interpretirenden  Gesetzes  selbst  erforderlich  gewesen  ist  and 
zu  seiner  förmlichen  Abänderung  nöthig  sein  würde.  Hier- 
aus  ergibt  sich  von  selbst  die  Unterscheidung,  dass  die  Gesetze, 
die  nur  im  Plenum  errichtet  werden  können,  auch  nur  im 
Plenum  interpretirt  werden  dürfen,  die  übrigen  aber,  die  im 
engeren  Rathe  errichtet  worden  sind,  auch  von  diesem  inter- 
pretirt werden  können.  Dieselbe  Unterscheidung  ist  auch  hin- 
sichtlich der  Frage  zu  machen,  ob  Stinmieneinhelligkeit  oder 
Stimmenmehrheit  zu  der  authentischen  Interpretation  erforder- 
lich sei^). 

§.  142. 
2)  Die  organischen  Einrichtungen  des  Bundes. 

Organische  Einrichtungen  sind  nach  der  Wiener  Schlnss- 
akte  art.  13.  bleibende  Anstalten  als  Mittel  zur  Erfül- 
lung der  Bundeszwecke  0-  Die  sehr  bald  äusserst  f&hlbar 
gewordene  Schwierigkeit,  organische  Einrichtungen  zu  Stande 
zu  bringen,  weil  dieselben  nur  durch  Stimmeneinhelligkeit 
beschlossen  werden  können  (§.  139,  140.  A,  1),  nöthigte  die 
Bundesversammlung,  einen  Ausweg  in  der  Weise  zu  ergreifen, 
dass  sie  da,  wo  voraussichtlich  die  Stimmeneinhelligkeit  nicht 
erzielt  werden  kann,  nur  provisorische  Beschlüsse  fasst, 


«)  Vergl.  die  Beil.  25,  §.  41,  zu  dem  Prot,  der  B.-V.  vom  5.  Joni  1^ 
§.  190.  (Prot  XU,  S.  143  flg.,  der  Quartaasgabe.) 

>)  Diese  Unterscheidungen  sind  auch  auf  den  Wiener  Ministerialconie- 
renzen  von  1820  gemacht  worden.  Kitt  her,  §.  120,  not  d.  —  A.  M.  ist 
Brunquell,  I,  S.  275  fl.  —  Vergleiche  aber  v.  Dresch,  Beitr.,  Nr.  1; 
Reyscher,  Versuche,  S.  217;  und  besonders  Dörr,  a.  a.  0.  (Zeitschr.  f. 
deut  R.  1843,  Bd.  VIL),  S^  304  u.  flg. 

0  Ueber  den  Begriff  der  organischen  Einrichtungen  vergl.  v.  Dresch. 
Beitr.  1822,  Nr.  2,  S.  31. 
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welche  ab  einstweilige  Anshilfe,  nnd  vorObergehende,  nicht 
definitire  Einrichtungen  im  engeren  Käthe  nach  Stimmenmehr- 
heit gefasst  werden  können  ^).  So  anangenehm  es  schon  riel- 
fach  in  der  Bundesversammlung  empfanden  worden  ist,  dass 
organische  Einrichtungen,  welche  von  der  Majorität  als  höchst 
DOthwendig  und  zweckmässig  erkannt  worden  waren,  an  dem 
Widerspruche  einzelner  Bundesglieder  gescheitert  sind,  so  hat 
sieh  die  Bundesversammlung  doch  niemals  entschliessen  können, 
das  Erfordemiss  der  Stimmeneinhelligkeit  bei  organischen  Ein- 
richtungen aufzugeben  und  hat  dasselbe  erst  neuerdings  wieder 
in  der  revidirten  Geschäftsordnung  v.  16.  Juni  1854  §.  12 
als  fortdamemd  giltig  anerkannt. 

§.  143. 
3)  Die  Jura  Singulorum. 

I^  Jura  singulorum  (§.  139)  sind  nach  der  Erklärung  der 
Wiener  Schlussakte  art.  15  solche  Rechtsverhältnisse,  in  Bezug 
aufweiche  die  deutschen  Staaten  „nicht  als  Glieder  des 
Bandes  in  ihrer  vertragsmässigen  Einheit,  sondern 
als  einzelne  selbstständige  Staaten'^  in  Betracht 
kommen^),  wesshalb  denn  auch  ohne  freie  Zustimmung  der 
Betheiligten  kein  dieselben  bindender  Beschluss  gefasst 
werden  kann 2).  Die  Fälle,  in  welchen  jura  singulorum  oh 
vorhanden  angenommen  werden  sollen,  sind  in  den  Bundes- 
gesetzen nicht  speciell  aufgezählt  worden  und  hat  sich  daher 
auch  bei  einzelnen  Vorkommnissen  eine  grosse  Meinungsver- 
schiedenheit in  der  Bundesversammlung  gezeigt.  Zufolge  des 
in  der  Wiener  Schlussakte  art.  15  aufgestellten  Begriffes  ge- 


*)  VergL  das  am  29.  Juli  1819  zum  proTisorischen  Bondesbeschlass 
erhobene  Commissionsgutachten,  bei  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ. 
3.  Aufl.  Tbl.  n.  S.  83  flg. 

«)  VergL  noch  über  diesen  Begriff  das  durch  B.-B.  v.  29.  Juli  1819  als 
PFOTisoriom  angenonunene  Commissionsgutachten  bei  6.  v.  Meyer,  Corp. 
Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  IL  S.  86. 

«)  B.-A.  art.  7;  .W.  S.-A.  art.  15;  revidirte  Gesch.-Ord.  d.  B.-V.  v. 
16.  Juni  1854,  §.  12.  —  Stimmt  also  das  betheiligte  Bundesglied  zu,  so 
kann  die  Bescblussfiftssung  auch  wohl  durch  die  Majorität  der  Stimmen 
geschehen,  insofern  nicht  aus  anderen  Gründen  noch  Stimmeneinhelligkeit 
erforderlich  ist  —  VergL  oben  §.  140,  n. 
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hören  dahin  A)  alle  Sonverainetätgrechte  der  dentsehen 
Bnnidesgliedery  soweit  nicht  eine  Beschränkung  hinsichtlich 
deren  Ausübung  durch  die  Grundgesetze  des  Bundes  und  ver- 
fassungsmässige Bundesbeschlttsse  begründet  worden  ist^). 
B)  Es  gehört  dahin  femer  die  Bewilligung  von  dingUcben  und 
persönlichen  Vorrechten,  wie  die  Anerkennung  des  hohen  Adels, 
Privilegien,  Auszeichnungen  u.  dergl.,  zu  Gunsten  von  Personen, 
hinsichtlich  deren  die  Bundesglieder  nicht  schon  in  den  Gmnd- 
verträgen  des  Bundes  eine  Verpflichtung  zu  einer  derartigen 
Einräumung  übernommen  haben  ^).  G)  Der  Interimsbeschlnss 
vom  29.  Juli  1819  rechnete  unter  die  jura  singulorum  auch 
die  Fälle,  wo  ein  Bundesglied  Leistungen  übernehmen  soll, 
welche  die  anderen  nicht  gleichmässig  tragen.  Dieser  Fall 
ist  zwar  in  der  Wiener  Schlussakte,  art.  15,  auch  namentlich 
und  mit  gleicher  Rechtswirkung,  wie  die  jura  mngulomtr^ 
jedoch  als  ein  von  denselben  unterschiedener  Fall  aufgeführt 
worden. 

n.  Die  Bestimmung,  dass  über  jura  dngulorum  kern  Be- 
schluss  ohne  Zustimmung  der  Betheiligten  gefasst  werden  soll, 


3)  Dieser  Satz  ist  p  r  i  n  c  i  p  i  e  11  zu  keiner  Zeit  streitig  gewesen.  Vergl 
den  Bundes-Präsidial-Vortrag  am  15.  Novbr.  1816  (I.  Sitznng):  ,,Wir 
wollen  uns  zum  Ziele  unserer  Bestimmung  setzen :  die  Heiligkeit  der  Bundes- 
akte  in  ihren  Grundbegriffen  mit  unbeirrter  inneren  freien  Wirk- 
samkeit der  einzelnen  Regierungen  nach  Lokal-  und  Zeit- 
bedürfniss."  —  Provisor.  Competenzbestimmung  derB.-V.  vom 
12.  Juni  1817,  §.  5.  (3) :  „  Da  der  Begriff  der  Souverainetat  der  einzelnen 
Bundes-Staaten  der  Bundesakte  zum  Grunde  gelegt  ist,  so  liegt  unbezweifeh 
jede  Einmischung  der  Bundesversammlung  in  die  inneren  administra- 
tiven Verhältnisse  ausserhalb  der  Gränzen  ihrer  Competenz." — VeiigL 
Reyscher,  Versuche,  S.  116  fl.  —  In  der  Praxis  haben  sich  hierüber  aber 
mancherlei  Anstände  ergeben,  z.  B.  über  die  Gränzen  der  landesherrlichen 
Gewalt  in  Bezug  auf  Press  fr  eiheit,  die  bürgerliche  und  politische  Gleich- 
stellung der  Israeliten  mit  der  christlichen  Bevölkerung  u.  s.  w. 

^)  Wenn  daher  auch  die  Mehrheit  der  Bundesglieder  sich  für  ein 
solches  Zugestandniss  aussprechen  wtlrde,  so  könnte  daraus  doch  rechtlich 
keine  Verpflichtung  eines  dissentirenden  Bundesgliedes  zu  einer  gleichen 
Gewährung  abgeleitet  werden.  —  Vergl.  hierüber  die  Ausftüirangen  in 
meiner  Abhandlung  über  das  Verhältniss  der  Beschlüsse  des  deut  Bandes 
zu  Sachen  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  u.  s.  w.  im  Arch.  f.  civ.  Prax.  1844. 
Bd.  XXVn,  S.  422;  und  meine  Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Eben- 
bürtigkeit,  1853,  S.  227  fl. 
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enthält  die  eigentliche  bundesmässige  Garantie  der 
Souverainetät  der  einzelnen  Bandesglieder,  insbesondere 
hinsichtlich  der  Selbstständigkeit  ihrer  inneren  Landes- 
regierung. Es  kann  daher,  wenn  nicht  diese  Bestimmung 
praktisch  bedeutungslos  werden  soll,  auch  diepräjudicielle 
Vorfrage  nicht  durch  Stimmenmehrheit  entschieden  werden, 
ob  jura  singuloTum  vorhanden  sind,  wenn  ein  Bundesglied  unter 
fiernfung  auf  dieselben  seine  Zustimmung  zu  einem  Beschlu^e 
Terweigert  *).  Es  bleibt  in  einem  solchen  Falle  nichts  übrig, 
als  die  Herbeiführung  einer  Verständigung  durch  fortgesetzte 
Verhandlung.  Bisher  haben  die  minder  mächtigen  Bundesglieder 
ohne  förmliche  Erklärung  der  Beistimmung  ihre  Ansicht  der 
ihrer  Bundesgenossen  untergeordnet,  wenn  ihnen  dieselben  ein- 
stimmig oder  doch  in  Mehrzahl  zu  erkennen  gegeben  haben, 
dass  sie  ihre  Berufung  auf  ^wra  singulorum  nicht  fUr  begründet 
erachten^).  Sollte  dagegen  einmal  der  Fall  eintreten,  dass 
eines  der  mächtigsten  Bundesglieder  sich  auf  jura  singulorum 
zu  berufen  Veranlassung  fände,  und  von  seinem  Widerspruche 
Dicht  freiwillig  abstehen,  die  Bundesversammlung  aber  diesen 
nicht  für  gegründet  anerkennen  wollte,  so  wäre  eben  damit 
der  Bund  von  einem  Schisma  bedroht. 


5)  Vergl.  V.  Dresch,  Beitr.  1822,  l^r.  H,  S.  37. 

0  So  z.  B.  Baden,  nachdem  die  B.-Y.  durch  Beschluss  v.  5.  Juli  1832 
die  Unverträglichkeit  des  badischen  Pressgesetzes  v.  28.  Juni  1831  mit 
der  Bundesgesetzgebung  über  die  Presse  erklärt  hatte.  —  Yergl.  den  Ein- 
gang der  Bad.  Verord.  v.  8.  Juli  1832,  Reg,-Bl.  Nr.  LH.  „Nachdem  mit- 
telst eines  von  der  Bundesversammlung  unter  d.  5. 1.  M.  gefassten  Beschlusses 
Unsere  sämmtlichen  Bundesgenossen  einmüthig  erklärt  haben"  etc.  — 
In  der  gräfl.  Bentinck' sehen  Sache  hat  die  B.-V.  unter  Verwahrung  von 
Oldenburg  durch  Stimmenmehrheit  in  der  Sitzung  v.  12.  Mai  1853 
(Prot.  §.  132)  beschlo^en,  die  Regierungen  um  die  auf  landesg^setzlichem 
Wege  zu  bewirkende  öffentliche  Bekanntmachung  des  B.-B.  v.  12.  Juni  1845, 
wodurch  der  hohe  Adel  der  Familie  Bentinck  ebenfalls  nur  durch 
Stimmenmehrheit,  und  namentlich  unter  Verwahrung  Oldenburg 's  aus- 
gesprochen war,  zu  ersuchen,  mit  der  Auflage  die  erfolgte  Bekanntmachung 
der  B.-V.  binnen  drei  Monaten  anzuzeigen.  Diesem  B.-B.  ist  von  sämmt- 
lichen Bundesregierungen  entsprochen  worden;  von  Oldenburg  aber  erst 
1B54,  bei  Gelegenheit  des  Vergleiches  mit  der  gräfl.  B entin ck'schen 
Familie.    Siehe  oben  §.  108,  Note  11. 
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4)  Die  Interessen  oder  sogenannten  politischen  Rechte 
der  Bundesglieder. 

Es  ist  bereits  bei  dem  deutschen  Bunde  einmal  bei  Ge- 
legenheit eines  sehr  heftigen  Streites  zwischen  Preussen  und 
Anhalt-Göthen  wegen  der  Ausdehnung  der  prenssischeii 
Zollgesetze  auf  sämmtliche  auf  der  Elbe  nach  den  anhalti- 
schen Landen  verftthrten  Waaren  %  die  Frage  angeregt  worden, 
ob  auch  lBtey;e8sen  (das  utUe)y  oder,  wie  man  in  neuerer 
Zeit  sich  auszudrücken  angefangen  hat,  die  /ppolit^j;hep 
fechte ^'  der  einzelnen  Bundesglieder  nach  den  Grundsätzen 
tißer  jura  singulorum  zu  behandeln  seien,  oder  ob,  wenn  gleich- 
wohl darüber  von  der  Bundesversammlung  kein  Beschlnss 
durch  Stimmenmehrheit  gefasst  werden  könne,  doch  ein  solcher 
zwischen  einzelnen  Bundesgliedem  schwebender  Streit  als  ein 
Rechtsstreit  zu  behandeln  sei,  und  daher  doch  wenigstens 
nach  der  Bundesakte  art.  11  eine  austrägalgerichtliche 
Entscheidung  verlangt  werden  könne  oder  nicht  ^).  Diese 
Frage  ist  nun  zwar  in  der  Bundesversanmüung  zn  keiner 
Entscheidung  g^^<>J^^^^2E!!);  "Vom  allgemeinen  juristische 
Standpunkte  aus'IBel^acEtet,  erscheint  aber  allerdings  der  Be- 
griff der  jura  singulorum  nur  da  passend,  wo  von  besonderen 
Rechten  eines  Bundesgliedes  gegenüber  von  der  Gesammtheit 
des  deutschen  Bundes  die  Rede  ist,  nicht  aber  da,  wo  ein  Bundes- 
glied  gewisse  Interessen,  die  dem  Rechte  eines  anderen  einzehien 


0  Die  an  dem  Bundestage  bezüglich  dieses  Streites  gepflogenen  Ye^ 
handlangen  finden  sich  übersichtlich  zusammengestellt  bei  G.  t.  Strujre. 
öffentl.  R.  d.  deut.  Bundes,  Bd.  L  S.  173  4.  ' 

«)  Protok.  der  B.-V.  vonTSSBTCQuart-Ausgabe)  Bd.  XII,  S..92  n.  i. 
S.  149  flg.  —  Heffter,  Beitr.  z.  deut.  Staats-  und  Fürsten-Recht,  S.  182. 

3)  Der  Streit  wurde  durch  Vergleich  beendigt  Siehe  die  Anzeige  tob 
Anhalt-  Cöthen,  in  der  Sitzung  der  B.-V.  v.  7.  Mta ia?2ltfx<?t  §.  72).  - 
Auch  ein  später  (1827)  begonnener  Streit  zwischen  Preussen  und  den 
anhaltischen  Häusern  Cöthen  und  Dessau  wurde  ausserhalb  der  Bundes- 
versammlung verglichen  (siehe  die  Anzeige  der  anhaltischen  H&nser  in 
der  2.  Sitzung  der  B.-V.  v.  1829  (Prot.  §.  15).  Die  anhaltischen  Häuser 
traten  in  das  preussische  Zollsystem  ein,  wodurch  ein  wesentlicher 
Schritt  zur  Begründung  des  deutschen  Zollvereins  gemacht  wurde. 
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BundeflgliedeB  widerstreiten,  gegen  diesesin  Anspruch  nimmt 
Allein  hieraus  folgt  noch  nicht,  dass  ein  Bundesglied^  welches 
imter  Berufung  auf  seine  Interessen  die  Rechte  anderer 
Bondesglieder  verletzt,  in  einem  hierüber  entstehenden  Streite 
gar  keine  Autorität  anzuerkennen  schuldig  sei.    Yiehnehr  setzt  i 
die  Bundesakte   art    11    hinsichtlich   aller^  Streitigkeiten    der\ 
Bondesglieder  unter  einander,  welcEe  Aulass  zu  Krieg  oder  y 
anderen  Grewalthandlungen  geben  könntoir^^ne  austrUgal-  • 
gerichtliche  Entscheidung  fest^). 

§.  145. 
5)  Die  gemeinnützigen  Anordnungen. 

I.  Gemeinnützige  Anordnungen  sind  nach  der  Bundesakte^ 
art  6y  und  der  Wiener  Schlussakte  art.  64,  Beschlüsse  über 
solche  zu  den  Befugnissen  der  einzelnen  Bundesregierungen 
gehörige  Gegenstände,  welche  die  Bundesversammlung  zu  ihrer 
Berathung  zieht,  weil  sie  für  sämmtliche  Bundesstaaten  auf 
irgend  eine  Art  von  gemeinsamer  Wichtigkeit  oder 
Bedeutung  sind,  und  durch  ihre  Behandlung  nach  gleich- 
förmigen Grundsätzen  in  sämmtlichen  Bundesstaaten 
Air  aUe  Einzelnen  ein  grösserer  Vortheil  zu  erwarten 
steht  1). 

n.  Jede  gemeinnützige  Anordnung  steht  ihrem  rechtlichen 
Wesen  nach  unter  dem  Gattungsbegriffe  der  jura  singulorumj 
d.  h.  es  handelt  sich  hier  immer  um  Einrichtungen,  hinsicht- 
lich   deren    die   Bundesglieder   keine   Verpflichtung   in    den 


*)  Diese  Ansicht  findet  sich  auch  in  der  Correlation  über  den  Anhalt- 
PreuBsischen  Streit  (Prot  d. B.- V.  v.  5.  Juli  1821  §.  190) ausgesprochen.  — 
Bas  G^entheü  suchte  auszuführen:  Karl  MSSS&i^XIchhorn,  Betrach- 
tungen über  die  Verf.  des  deut.  Bundes.  Berlin  1833;  welchem  beistimmt 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  120,  Note  e.  —  Die  Widerlegung  findet 
sich  schon  vollständig  bei  Dresch,  Beiträge,  Tübingen  1822,  Nr.  Y,  und 
sodann  in  desselben  Abhandl.,  München  1830,  Nr.  1.  —  Elüber, 
OeffentL  IL  §.  175.  —  Brunnquell,  a.a.O.  S.  303.  ^  Yergl.  besonders: 
Ueber  die  anstrftgalgerichtl.  Entscheidung  von  Streitigkeiten  unter  den  Mit- 
federn  des  deut  Bundes.  Wien  1833.  —  H.  A.  Zachariä,  deut.  Staatsr. 
2.  Aufl.  §.  268,  m.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  112,  Note  e. 

0  Üeber  den  Begriff  yon  gemeinnützigen  Anordnungen  vergl.  v.  Dresch, 
Beitr.1822,  Nr.  n,  S.  36. 
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Bundesgründgesetzen  übernommen  haben,  und  die  auch  nicht  als 
Folgerangen  aus  den  anerkannten  Bandeszwecken  zu  betrachten 
sind.  Es  handelt  sich  hier  also  stets  um  Massregeln,  welche 
an  sich  in  den  Ej'eis  der  Regierungsrechte  der  einzelnen  Bundes- 
glieder gehören,  aber  nunmehr  aus  Rücksichten  der  Zweck- 
mässigkeit gemeinschaftlich  und  übereinstimmend  getroffen 
werden  wollen. 

in.  Durch  B.-B.  vom  30.  Jan.  1817,  Sitz.  VI.  §.30,  wurde 
beschlossen,  ein  Verzeichniss  der  eingehenden  Vorschläge  zn 
gemeinnützigen  Anordnungen  anzulegen,  welches  in  der  letzten 
Sitzung  des  Jahres  der  Bundesversammlung  überreicht  und 
dem  Protokolle  beigeftlgt  werden  soll. 

IV.  Bisher  ist  die  Bundesversammlung  mit  der  Zuatande- 
bringung  solcher  Anordnungen  nicht  sehr  glücklich  gewesen^; 
günstigere  Resultate  haben  dagegen  mitunter  die  ausserhalb 
derselben  unter  den  einzelnen  Bundesstaaten  gepflogenen  Nego- 
tiationen  gehabt^). 

V.  Der  Grund,  wesshalb  die  Versuche,  sich  über  gemdn- 
ntttzige  Anordnungen  zu  verständigen,  in  den  ersten  vierzig 
Jahren  seit  der  Errichtung  des  Bundes  nicht  leicht  gelingen 
konnten  oder  auch  nur  selten  gemacht  wurden,  liegt  nicht  an 
einem  etwaigen  Fehler  seiner  Organisation,  sondern  haupt- 
sächlich in  der  grossen  Anzahl  und  Natur  der  in  den  einzelflen 
Staaten  bestandenen,  in  den  früheren  Zuständen  wurzelnden 
Special -Interessen,  welche  nicht  leichtfertig  der  Einfflhning 
häufig  noch  unerprobter  allgemeiner  Grundsätze  geopfert  werden 
durften,  sondern  eine  allmählige,  bedachtsam  vorschreitende 
Ausgleichung  erforderten,  wenn  nicht  die  Wohlfahrt  der  Theiie 
zerstört  werden  wollte,  ohne  welche  doch  die  angestrebte  WoU- 
fahrt  des  Ganzen  nur  eine  Chimäre  ist.  Es  erschien  demnach 
vielfach  als  angemessener,  gemeinnützige  Einrichtungen  dorch 


*)  Ueber  die  Yereinbarungen  bezüglich  der  Fluss- Schiff  fahrt  siebe 
unten  §.  478. 

')  Hieher  gehören  der  Abschluss  des  deutschen  Zollvereins,  die  damit 
in  Verbindung  stehende  Münzconyention,  die  Vereinbarungen  deutscher 
Staaten  aber  Einführung  von  Passkarten  und  Briefmarken,  das  Tele- 
graphenwesen, den  Betrieb  der  Eisenbahnen;  der  Vertrag  von  Gotha, 
15.  Juli  1851 ,  die  üebemahme  der  Auszuweisenden  und  Heimathlosen  be- 
treffend u.  8.  w. 
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besondere  Verträge  der  za  einander  zunächst  in  Verkehrs- 
beziehungen  stehenden  Staaten  in's  Leben  zu  rufen  nnd  von 
den  engeren  Kreisen  allmählig  auf  weitere  Kreise  zu  übertragen. 

VI.  Diese  Erweiterung  und  Ausdehnung  gemeinnütziger 
Einiichtungen  konnte  naturgemäss  nicht  ausbleiben,  so  wie 
ihre  Zweckmässigkeit  sich  einmal  in  einem  gewissen  Kreise 
erprobt  hat,  da  das  Verkehrsleben  selbst  nicht  nur  keine  Ein- 
schränkung duldet,  sondern  jeder  anscheinend  noch  so  geringe 
Fortschritt  unaufhaltsam  zu  weiterer  Entwickelung  und  Aus- 
dehnang  auf  einen  grösseren  Kreis  hindrängt. 

VII.  Es  hat  sich  auch  im  Laufe  der  Zeit  gezeigt,  dass 
das  anfängliche  Abschliessen  von  Uebereinkünften  unter  den 
bei  einer  nützlichen  Einrichtung  zunächst  interessirten  Staaten 
und  der  allmählige  Beitritt  anderer  Staaten,  welche  dasselbe 
Bedürfhiss  fühlen,  der  geeignete  VFeg  war,  um  endlich  auch 
zahlreichere  nnd  umfassendere  BandesbeschlUsse  über  gemein- 
ntitzige  Anordnungen  zu  ermöglichen.  Hierzu  musste  sich  die 
Bundesversammlung  um  so  mehr  aufgefordert  finden,  als  auch 
die  seit  dem  Jahre  1848  stärker  hervorgetretenen  Einheits- 
bestrebungen im  Volke  zu  solchen  Schöpfungen  drängen,  und 
eben  die  bisherige  Thatenlosigkeit  in  der  gedachten  Beziehung 
dem  Bunde  selbst  vielfach  harte  Vorwürfe  zugezogen  hat. 

VIII.  So  grosse  Bereitwilligkeit  zur  Abfassung  von  Bundes- 
beschlttssen  über  weitere  von  der  Nation  ersehnte  gemeinnützige 
Anordnungen  die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der  deutschen 
Staateregieningen  auf  den  Dresdener  Gonferenzen  (1850)*) 
and  seitdem,  d.  h.  seit  der  Wiederherstellung  der  Bundesver- 
sanunlung  (1850),  insbesondere  Bayern  an  der  Spitze,  an 
den  Tag  gelegt  hat,  so  ist  doch  in  deren  Schoose  selbst  ein, 
wie  es  scheint,  zur  Zeit  schwer  überwindlicher  Widerstand 
stand  einer  der  mächtigsten  Staatsregierungen  (Preussen) 
hervorgetreten  und  deren  Mitwirkung  bei  mehreren  Anlässen  ver- 
weigert worden,  obschon  auch  von  dieser  Seite  gleichzeitig  die 
Anerkennung  der  Zweckmässigkeit  der  in  Frage  stehenden  gemein- 
nützigen Anordnungen  ausdrücklich  anerkannt  zu  werden  pflegte'^). 


*)  Siehe  unten  §.  199  und  479*- 

^  Vergl.  die  k.  preussischen  ablehnenden  Erklärungen  bezüglich 
der  Mitwirkung  zur  Einführung  von  gleichem  Mass  und  Gewicht  in  der 

Z9pfl,  Staatarecht  5.  Aufl.   I.  23 
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Unverkennbar  könnte  die*8o  sehr  wttnschenswerthe  und  oöthige 
Kräftigung  des  Ansebens  des  Bundes  nicbt  dadurch  gewimies, 
wenn  etwa  systematiseb  daran  festgehalten  werden  wollte,  dass 
das  ftlr  die  Gesammtnation  Ersprieslicbe  nicbt  in  der  Bnnde^ 
yersammlung,  sondern  wie  früher  nur  ausserhalb  derselben  md 
nur  durch  Specialverträge  unter  einzelnen  Staaten  za  Staode 
gebracht  werde'*). 

IX.  Es  ist  seit  der  Wiederherstellung  der  Bnndesvemnus- 
lung  nur  gelungen,  eine  Einigung  der  Bundesglieder  über  die 
Einführung  der  allgemeinen  deutschen,  von  dem  Reichsverweser 
Erzherzog  Johann  am  26.  November  1848  verkliiidigteE 
Wechselordnung,  beziehungsweise  der  gleichmässigeD 
Entscheidung  der  über  einige  Bestimmungen  derselben  eot- 
standenen  Gontroversen  ^,  sodann  über  ein  allgemeines  dent 
sches  Handelsgesetzbuch^),  über  die  gegenseitig  zb 
gewährende  Rechtshilfe,  so  wie  auch  die  Feststellung  alt 
gemeiner  ftir  ganz  Deutschland  giltiger  Normen  bezüglich  der 
Heimathsverhältnisse,  beziehungsweise  die  gegensdtige 
Uebemahme  der  Ausgewiesenen  und  Heimathlosen  ^^)  in  sc' 
weit  anzubahnen,  dass  eine  endliche  Beschlussfassnng  jd 
Bundesgesetzgebnng  über  diese  Gegenstände  in  Aussicht  stdit 


21.  Sitzung  vom  28.  Juni  1860,  Protok.  §.  172;  26.  Sitzung  y.  27,  Oct  186fi. 
§.  220;  29.  Sitzung  vom  22.  November  1860,  §.  248;  25.  Sitzung  v.  18.  Jaü 
1861,  §.  212;  bezüglich  der  Einführung  einer  gemeinsamen  Patentgeseti- 
gebung,  in  der  34.  Sitzung  v.  5.  Dec.  1861,  §.  309;  bezüglich  eines  allge- 
meinen deutschen  Gesetzes  wider  den  Nachdruck,  in  der  5.  Sitzung  Toe 
30.  Januar  1862,  Protok.  §.  50;  bezüglich  der  Einführung  einer  geioeis- 
schafUichen  Civil-  und  Criminalgesetzgebung  für  die  deutschen  Bnn^ 
Staaten,  in  der  6.  Sitzung  v.  6.  Febr.  1862  Prot  §.  58. 

ß)  Vergl.  die  energische  Erklärung  des  k.  bayer.  BundestagsgesandtM 
von  der  Pfordten  in  der  6.  Sitzung  vom  6.  Febr.  1862. 

')  B.-B.  vom  13.  April  1861,  12.  Sitzung  Protok.  §.  13. 

8)  B.-B.  vom  31.  Mai  1861,  18.  Sitzung  §.  151. 

9)  B.-B.  vom  8.  August  1861,  28.  Sitzung  Protok.  §.  238. 
<o)  B.-B.  vom  25.  Juli  1861,  26.  Sitzung  Prot.  §.  222. 
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§.  145» 
6)  Andere  freie  Vereinbarungen  der  Bundesglieder. 

I.  Vonden  gemeinntttzigen  Anordnungen  im  Sinne 
der  Bandesakte  art.  6  nnd  der  Wiener  Schiassakte  art.  64 
sind  zwar  dem  Begriffe;  aber  nicht  dem  rechtlichen  Wesen 
Dach  jene  Sachen  za  unterscheiden,  welche  sich  den  Bundes- 
gliedern  aus  irgend  einer  beliebigen  Bücksicht  der  Gnade,  der 
EnnanteruDg,  der  Billigkeit,  des  Anstandes,  der  ZuträgUchkeit 
nnd  Angemessenheit  als  Gegenstände  einer  gemeinsamen  Be- 
schlossfassung  empfehlen,  obschon  sie  eben  sowohl  ausserhalb 
der  Bandeszwecke  liegen,  als  sie  auch  nicht  fbr  das  öffentliche 
Wohl  der  Bundesstaaten  von  Bedeutung  sind,  wie  z.  B.  Verein- 
barungen über  die  Unterstützung  literarischer  Unternehmungen  ^), 
historischer  Institute  2),  wohlthätiger  Vereine  ^),  Ankauf  von  Er- 
findungsgeheimnissen,  Privilegien  für  Erfindungen  oder  gegen 
Nachdruck  ^),  Pensionsverleihungen,  wo  keine  Pensionsansprüche 
rechtlich  begründet  sind^)  u.  dergl. 


0  Vergl.  z.  B.  den  B.-B.  v.  16.  August  1844,  27.  Sitzung,  Prot  §.  258, 
die  der  Gesellschaft  für  Deutschlands  ältere  Geschichtskunde  be- 
willigten und  noch  ferner  zu  bewilligenden  Unterstützungen  betr.,  in 
G.  ?.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  H.  S.  430. 

«)  Vergl.  z.  B.  den  B.-B.  vom  28.  Juli  1853,  24.  Sitzung,  Prot  §.  214, 
die  Unterstützung  des  germanischen  Museum's  in  Nürnberg  betr., 
siehe  auch  den  B.-B.  vom  6.  November  1856,  28.  Sitzung,  Protok.  §.  253; 
Yom  9.  Septbr.  1858,  28.  Sitzung,  Protok.  §.  375 ;  B.-B.  vom  11.  Juli  1861, 
24.  Sitzg.,  Prot.  §,  203.  ~  Durch  B.-B.  v.  4.  Jan.  1855,  1.  Sitz.,  Prot.  §.  7, 
ist  dem  germanischen  Museum  die  bis  dahin  in  Frankfurt  a.  M.  aufbewahrte 
Biblioth^  der  vormaligen  Nationalversammlung  überlassen  worden;  siehe 
G.  V.  Meyer,  a.  a.  0.  Tbl.  H.  S.  593.  633.  660.  686.  IH.  Lief.  1,  S.  158. 

')  Siehe  z.  B.  den  B.-B.  vom  24.  Mai  1855,  16.  Sitzung,  Prot.  §.  194, 
die  Unterstütznng  des  deutschen  Wohlthätigkeits-  (Hufs-)  Vereins  in 
Constantinopel  betr.;  ebendas.  II.  S.  638.  B.-B.  vom  1.  Aug.  1861, 
27.  Sitzg.  §.  232,  desgl.  den  deutschen  Wohlthätigkeitsverein  zu  St  Peters- 
burg betr.;   ebendas.  III.  S.  235. 

*)  Siehe  z.  B.  den  B.-B.  v.  11.  April  1840;  den  Nachdruck  von  Göthes 
Werken  betr.  —  Siehe  unten  §.  475*- 

^)  So  z.  B.  zur  Unterstützung  von  Angehörigen  des  Bundeskanzlei- 
peraonals;  siehe  oben  §.  137.  -—  Vergl.  den  B.-B.  vom  6.  April  1854,  die 
PensioninuDg  von  Offideren  der  vormaligen  schlesswig-holsteinischen  Armee 

23* 
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n.  Unter  den  zahlreichen  Vereinbarungen  dieser  Art,  wddiel 
in  der  Form  von  Bundesbeschlttssen  za  Stande  gekommen 
sind;  verdienen  eine  besondere  Erwähnung:  1)  die  auf  den 
Antrag  des  k.  bayerischen  Bundestagsgesandten,  Freiherrn 
von  Aretin  beschlossene  Sammlung  und  Aufstellung 
aller  in  den  deutschen  Bundesstaaten  geltenden 
Gesetze  und  Verordnungen  in  der  Bibliothek  der 
Bundesversammlung;  Bundesbeschluss  v.  18.  Jan.  1821 
Protok.  §.  10«);  2)  der  Bundesbeschluss  v.  23.  August  1829, 
Protok.  §.  153,  wodurch  die  Bundesregierungen  um  unentgeld 
liehe  Einsendung  ihrer  Gesetz-  und  Regiernngft- 
blätter  an  die  Bundesversammlung  ersucht  wurden''). 

in.  Auch  bei  dieser  Art  von  Gegenständen  ist  in  d^ 
Bundesversammlung  nie  bezweifelt  worden,  dass  darüber  nur 
durch  freie  Vereinbarung  aller  Bundesglieder  Beschlüsse  gefasst 
werden  können,  obschon  sie  in  den  Bundesgesetzen  gar  nicht 
besonders  benannt  sind.  Unverkennbar  gehören  auch  diese 
Gegenstände  unter  den  Gattungsbegriff  der  jura  singuhrm. 
So  wenig  daher  ein  Bundesbeschluss  über  sie  zu  Stande  kommen 
könnte,  wenn  ein  Bundesglied  widerspricht  (§.  128,  IV.),  so 
wenig  kann  es  einem  Bedenken  unterliegen,  dass  darüber  eic 
förmlicher  Bundesbeschluss  gefasst  werden  kann,  wenn  alle 
Bundesglieder  sich  zustimmend  erklärt  haben  ^). 

§.  146. 
Die  Competenz  der  Bundesversammlung. 

I.  Charakter  der  Bundesgewalt  als  oberster  politischer 
Autorität  in  Deutschland.     Abänderlichkeit  der 
Bundesbeschlüsse. 

I.  Die  Bundesgewalt  ist  der  Inbegriff  der  Rechte,  welche 
dem  Bunde  in  seiner  Gesammtheit  über  die  einzelnen  Bondes- 
glieder zustehen. 


«)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  ü.  S.  Ii5. 

')  Ebendas.  Thl.  H.  S.  213. 

B)  Ausdrücklich  erklärt  dies  der  Präsidialyortrag  in  der  10.  Sitzung  t. 
23.  Juni  1836,  Protok.  §.  171,  die  Unanwendbarkeit  von  Stempelpapier 
und  Sport  ein  auf  Austrägal-  und  Gompromissyerhandlungen  betr.  eben- 
daselbst Thl.  n.  S.  346. 


i  146.  Charakter  der  Bondesgewalt.  357 

n.  Sie  ist  die  höchste  politische  Autorität  and 
Centralgewalt  in  Deatschland,  ehen  darum,  weil  sie  darch 
die  Vereioigang  aller  deutschen  Souveraine  und  der  freien 
Städte  gebildet  wird,  und  ihre  Beschlüsse  als  der  Ausdruck 
ihres  freien  nnd  vertragsmässigen  Gesammtwillens  erscheinen. 

in.  Da  der  Bund  eine  vertragsmässig  begründete  politische 
Corporation  ist,  so  kommt  der  Bundesgewalt  der  Charakter 
einer  politischen  Collegialgewalt  zu. 

IV.  Hieraus  folgte  dass  die  Bundesversammlung  von  keinem 
einzelnen  Hitgliede  des  Bundes  eine  Weisung  anzunehmen  hat 
oder  von  demselben  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  kann. 

V.  Die  Grundgesetze  des  Bundes  schweigen  darüber,  ob 
von  einem  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  noch  ein 
Rekurs  der  Betheiligten  an  die  sämmtlichen  einzelnen  souve- 
rainen  Bnndesglieder  selbst  zulässig  sei.  Jedenfalls  ist 
soYiel  gewiss,  dass  einem  solchen  Rekurse  der  Charakter  eines 
eigentlichen  Rechtsmittels  nicht  zukommen  würde,  und  dass 
die  Personen  sämmtlicher  Souveraine  nicht  als  eine  höhere 
Instanz  betrachtet  werden  können,  weil  sie  selbst  schon  in 
der  Bimdesversammlung  vollständig  repräsentirt  werden.  Ein 
Rekurs  an  die  Person  der  Souveraine,  worin  die  betreflFenden 
Verhältnisse  besser  erörtert  und  aufgeklärt  oder  bei  der  Be- 
handlang  der  Sache  auf  dem  Bundestage  etwa  vorgefallene 
Ordnungswidrigkeiten  gerügt  werden,  kann  aber  wohl  den 
Bnndesgliedem  Veranlassung  geben,  eine  neue  Verhandlung 
der  Sache  in  der  Bundesversammlung  einzuleiten  und  sich  da- 
selbst über  eine  abändernde  Beschlussfassung  zu  vereinigen  ^). 

\1.  Ueberhaupt  können  die  Bundesbeschlüsse  in  der  Regel 
von  der  Bundesversammlung  wieder  aufgehoben  oder  abge- 
ändert werden,  sei  es,  dass  dieselben  unter  veränderten  um- 
standen als  nicht  mehr  zweckmässig  oder  nöthig  erscheinen, 
oder  dass  die  Bundesversammlung  nachher  die  Ueberzeugung 
gewinneü  sollte,  dass  dieselben  auf  unrichtigen  Voraussetzungen 


0  Ein  solcher  Rekurs  an  die  Souveraine  ist  bereits  einmal  von  einem 
Bondesgliede  {Rens s- Lobenstein  und  Ebersdorf  im  Jahre  1825  ein- 
gelegt worden.  Derselbe  findet  sich  in  Elüber,  Abhandl.  Bd.n,  Nr.  m, 
^.  261  fl.  —  Die  Sache  wurde  ausserhalb  der  Bundesversammlung  durch 
Vergleich  (13.  Mai  1828)  erledigt. 
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beruhen  oder  über  ihre  Gompetenz  hinansgehen,  gerade  so, 
wie  ein  jeder  gesetzgebender  Körper  oder  ein  Regierang^' 
coUeginm  die  von  ihm  ausgegangenen  Gesetze  oder  Erlasse 
wieder  aufheben  und  abändern  kann. 

Vn.  Ausnahmen  hiervon  finden  statt  1)  in  denjenigen 
(wenigen)  Fällen;  in  welchen  die  Bundesversammlung  aus- 
nahmsweise nicht  als  politische  Autorität  einen  Beschluss  ge- 
fasst,  sondern  als  richterliche  Behörde  ein  definitives 
rechtliches  Erkenntniss  gegeben  hat,  wie  dies  in  Beschwerde- 
Sachen  der  Mediatisirten  wegen  Verletzung  ihrer  bundesgnud- 
gesetzlich  garantirten  Rechte  durch  eine  Landesgesetzgebung 
und  bei  Streitigkeiten  über  die  Verfassungszustände  in  der 
freien  Stadt  Frankfurt  der  Fall  sein  kann^)  und  hinsichtlieh 
der  in  ihrem  Namen  und  Auftrag  von  dem  obersten  Gerichtshof 
eines  deutschen  Bundesstaates  gesprochenen  Urtheile  jedeizat 
der  Fall  ist^):  und  2)  wenn  aus  einem  Beschlüsse  f&r  ein 
Bundesglied  Rechtsverhältnisse  erwachsen  sind,  in  welche  ohne 
dessen  Zustimmung  einzugreifen  der  Bund  nicht  mehr  be- 
rechtigt ist^). 

§.  147. 

IL  Positive  Bestimmungen   über   die   Gompetenz  der 

Bundesversammlung. 

A.  Die  provisorische  Competenzbestimumng  vom 

12.  Juni  1817. 

I.  Die  Bundesversammlung  hatte  schon  in  der  Sitzung  vom 
19.  Dec.  1816  eine  Commission  beauftragt^  eine  Competenz- 
Bestimmung  auszuarbeiten.  Das  von  der  Commission  eis- 
hellig  erstattete  Gutachten  wurde  von  der  Bundesversammlui^ 
in  der  Sitzung  v.  12.  Juni  1817  (Protok.  §.  223)  einstweilen 
als  Provisorium  angenommen^).  Es  enthält  nachstehende 
Bestimmungen : 


*)  S.  unten  §.  158:  „die  Bundesversammlung  als  richterliche  InsUoz." 

5)  Siehe  unten  §.  164  VE. 

*)  Ausdrücklich  hat  dies  ausgesprochen:  das  bayerische  Votum  in 
der  11.  Sitzung  vom  24.  März  1860,  Protok.  §.  107. 

*)  Abgedruckt  ist  die  provisor.  Competenzbestimmung  bei  G.  v.  Meyer. 
Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl,  II,  S.  40  fl. 
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A)  Hinsichtlich  der  inneren,  den  Bund  selbst 
betreffenden  Verhältnisse^)«  1)  Die  Bondesversamm- 
long  erkennt  die  Bnndesakte  als  die  einzige  Grundlage  ihrer 
Wirksamkeit,  sich  aber  zugleich  als  berufen,  dieselbe  in  ihren 
einzelnen  Bestimmungen  und  Andeutungen  zu  entwickeln 
und  zu  vollenden.  2)  Der  Bundestag  ist  coyipetent  Schlüsse 
zn  fassen,  wodurch  selbiger  die  verfassungsmässige  Erhaltung 
des  Bundesvereines  im  Ganzen  bezweckt.  3)  Wenn  auf 
irgend  eine  Art  die  innere  Sicherheit  des  deutschen  Bundes 
wirklich  gestört  oder  bedroht  ist,  und  diese  Störung  oder 
Bedrohung  durch  die  Bundesversammlung  anerkannt  wird, 
so  tritt  der  Fall  ein,  wo  der  Bundestag  Berathung  über  die 
Erhaltung  oder  Wiederherstellung  der  Buhe  zu  pflegen  und 
die  dahin  gerichteten  Beschlüsse  zu  fassen  hat.  4)  Sobald 
bei  einer  Angelegenheit  nicht  blos  das  Wohl  der  einzelnen 
deutschen  Staaten,  sondern  zugleich  das  der  Gesammtheit 
berttcksichtigt  werden  muss,  so  ist  die  Bundesversammlung  als 
die  einzige,  die  Gesammtheit  vertretende  Behörde  berufen,  dar- 
über  zu  berathen. 

B)  Hinsichtlich  der  inneren  auf  die  einzelnen 
deutschen  Staaten  sich  beziehenden  Verhältnisse 
des  Bundes^)  ist  die  Bundesversammlung  berufen:  1)  wegen 
jeder  eigenmächtigen,  wirklichen  oder  offenbar  und  unmittelbar 
drohenden  Störung  des  Gebiets  eines  einzelnen  Bundes- 
staats von  einem  anderen  Bundesstaate,  welche  bei  ihr  durch 
den  bedrohten  oder  wirklich  angegriffenen  Theil  zur  Anzeige 
gebracht  wird,  oder  sonst  mit  Gewissheit  zu  ihrer  Kenntniss 
gelangt,  Berathung  zu  pflegen  und  hierüber  Schutz  gewährende 
Beschlttsfie  zu  fassen:  2)  die  Garantie  der  Verfassungen 
einzelner  deutscher  Staaten  zu  übernehmen,  wenn  Fürst  und 
Stände  einstimmig  dies  beantragen:  3)  die  Bundesversammlung 
ist  berufen,  darauf  zu  achten,  dass  die  in  der  Bundesakte 
art  12,  13,  14,  16  und  18  den  einzelnen  Staaten  zur  Aus- 
führung vorgeschriebenen  Verhältnisse  in  Erfüllung  gebracht 
werden.  4)  Dort,  wo  die  Congressakte  ausdrücklich  der 
Bandesversammlung    die    Berichtigung    constitutioneller 


*)  Provis.  Competenzbest.  §.  3. 
')Ebendas.  §.  4. 
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Angelegenheiten  übertragen  hat,  ist  dieselbe  ungezweifelt  zur 
Einwirkung  berufen.  5)  Wenn  die  Regierung  eines  Bundes- 
staats eine  Verfügung  in  Beziehung  auf  Personen  oder  Corpo- 
rationen  treffen  sollte,  welche  mit  den  Grundgesetzen  und  ien 
Verfügungen  des  Bundes  in  Widerspruch  stände,  oder  fSr 
die  innere  oder,  äussere  Sicherheit  desselben  gefährlich 
werden  könnte,  so  ist  die  Bundesversammlung  zur  Einwirkung 
behufs  der  Abstellung  dieser  Verfügungen  berufen. 
6)  Streitigkeiten  der  deutschen  Bundesglieder  unter  sieh 
sind  auf  den  Grund  des  art.  11  der  Bundesakte  ungezweifelt 
der  Gompetenz  des  Bundes  unterworfen.  7)  Der  Bund  ist  un- 
bezweifelt  befugt,  sich  mit  allen  den  Gegenständen  zu  be- 
schäftigen, worauf  sich  die  art.  6,  18  und  19  der  Bundesakte 
beziehen. 

C)  Hinsichtlich  der  inneren  Angelegenheiten 
des  Bundes,  welche  Privatpersonen,  Corporationen 
oder  ganze  Klassen  betreffen*):  1)  Insofern  die  Bundes- 
oder  Congressakte  für  Einzelne,  für  Corporationen  od» 
ganze  Klassen  Bestimmungen  und  Hinweisungen  enthält, 
deren  nähere  vollkommene  Ent Wickelung  der  Bundes- 
versammlung vorbehalten  ist,  so  haben  diese  allerdings  ein 
wohlbegründetes  Recht,  deren  Berichtigung  bei  dem 
Bundestage  in  Antrag  zu  bringen,  sowie  Anträge  und  Vor- 
schläge dessfalls  zu  übergeben.  2)  Einzelne,  sowie  ganze 
Corporationen  und  Klassen  können  sich  an  die  Bundes 
Versammlung  wenden,  wenn  die  oben  erwähnten,  in  der  Bundes- 
akte bestimmten  Gerechtsame,  oder  solche,  welche ihncD 
in  derselben  bereits  ausdrücklich  eingeräumt  worden, 
ohne  noch  erst  einer  näheren  Entwickelung  zu  bedttrfeo, 
verletzt  werden,  und  auf  dessfalls  zuvor  an  die  unmittelbare 
Regierung  gerichtete  Vorstellung  keine  Abhilfe  der  gegründ^en 
Beschwerde  erfolgt.  3)  Sodann  ist  die  Bundesversammlung 
auch  als  competent  anerkannt  bei  Beschwerden  von  Unter- 
thanen  einzelner  Bundesstaaten  wegen  Justizverweige 
rung,  und  wenn  bei  Streitigkeiten  zwischen  einem 
Souverain  und  seinen  Unterthanen  die  innere  Ruhe  des 


*)  Provis.  Competenzbest.  §.  5. 
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Landes  gefährdet  and  mit  dieser  auch  die  aDgemeine  Rahe 
bedroht  sein  sollte. 

D)  Hinsichtlich  der  äusseren  Verhältnisse  ist 
die  Bnndesversammlang  competent  in  allen  Beziehungen, 
welche  den  Bund  in  seiner  Gesammtheit  als  Macht  berühren  ^) : 
auch  hebt  die  proTisorische  Gompetenzbestimmung  einige  be- 
sondere Fälle  namentlich  hervor,  wenn  nämlich  ein  Landes- 
herr die  Bundesversammlung  um  ihre  Verwendung  bei  einer 
auswärtigen  Begierung  für  einen  seiner  Unterthanen  angeht, 
oder  eine  auswärtige  Macht  die  Verwendung  der  Bundesver- 
sammlung in  einer  Angelegenheit  nachsucht,  welche  einen 
Bandesstaat  betrifft;  <^). 

II.  Die  Bestimmungen  der  provisorischen  Gompetenzbestim- 
mung vom  12.  Juni  1817  werden  von  der  Bundesversammlung 
noch  fortwährend  als  massgebend  betrachtet.  Es  lag  auch 
nicht  in  der  Absicht,  durch  die  in  die  Wiener  Schlussakte  von 
1820  ttber  die  Competenz  der  Bundesversammlung  aufgenom- 
menen Bestimmungen  die  provisorische  Gompetenzbestimmung 
zn  beseitigen  oder  aufzuheben,  oder  die  Gompetenz  der  Bundes- 
versammlung allein  auf  jene  Fälle  einzuschränken,  welche  in 
der  Wiener  Schlussakte  aufgenommen  worden  sind^). 

§.  148. 

B.   Die   Bestimmungen   der  Wiener   Schlussakte   über 

die  Competenz  der  Bundesversanmalung. 

I.  Die  Wiener  Schlussakte  v.  15.  Mai  1820  schliesst  sich 
hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  die  Gompetenz  der  Bundes- 
versammlung an  die  Sätze  der  provisorischen  Gompetenz- 
bestimmung an,  brachte  aber  Mehreres,  ohne  in  der  Sache  selbst 
etwas  zu  verändern,  in  genauere  Fassung,  und  hob  namentlich 
das  leitende  Princip  schärfer  hervor,  wodurch  eben  eine  Auf- 
zählung der  einzelnen  Fälle,  welche  sich  ohnehin  schwerlich 


5)  Provis.  Competenzbest.  §.  6. 

«)  Eben  da  8.  §.5,  Nr.  3,  Lit.  c  n,  d,  —  Hiervon  wird  bei  Darstellung 
der  auswärtigen  VerhältnisBe  ausfObrlicher  gehandelt 

0  VergL  das  Conunissionsgutachten  in  der  v.  Kettenburg*8chen 
Sache,  Sitzung  der  B.-V.  v.  17.  März  1853  (Prot  75,  S. 
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mit  erBchöpfender  und  für  alle  Zukunft  genügender  Vollstindig- 
keit  entwerfen  lassen  möchte,  von  geringerer  Wichtigkeit  ge- 
worden ist. 

n.  Das  Princip  für  die  Gompetenz  der  Bundesversamm- 
lung ist  in  folgenden  Bestimmungen  der  Wiener  Schlussakte 
ausgesprochen:  l)Der  Umfang  und  die  Schranken,  welche 
der  Bund  seiner  Wirksamkeit  vorgezeichnet  hat,  sind  in  der 
Bnndesakte  als  dem  Grundvertrage  und  ersten  Grundgesetze 
dieses  Vereins  bestimmt.  Indem  dieselbe  die  Zwecke  dieses 
Vereins  ausspricht,  bedingt  und  begränzt  sie  zugleich  dessen 
Befugnisse  und  Verpflichtungen^).  2)  Der  Gesammtheit 
der  Bundesglieder  steht  die  Befngniss  der  Entwickelnng 
und  Ausbildung  der  Bundesakte  zu,  indem  die  Erftlllnng 
der  darin  aufgestellten  Zwecke  solche  nothwendig  macht. 
Die  dessfalls  zu  fassenden  Beschlüsse  dürfen  aber  mit  dem 
Geiste  der  Bundesakte  nicht  im  Widerspruche  stehen, 
noch  von  dem  Grundcharakter  des  Bundes  abweichen^).  3)  Die 
Bundesversammlung,  aus  den  Bevollmächtigten  sämmtUeher 
Bundesglieder  gebildet,  stellt  den  Bund  in  seiner  Gesammt- 
heit vor  und  ist  das  -beständige  verfassungsmässige  Oigan 
seines  Willens  und  Handelns^).  Hiermit  ist  klar  aasge- 
sprochen, dass  die  Thätigkeit  der  Bundesversammlung  inner- 
halb der  Gränzen  ihrer  Gompetenz  eine  im  Wesen  zweifache 
ist,  nämlich  Berathen  und  Vollziehen,  und  sind  demnach 
auch  die  Gegenstände  ihrer  Thätigkeit  itlr  sie  entweder  Be- 
rathungs-  oder  Vollziehungsgegenstände*).  4)  Die 
Bundesversammlung  ttbt  ihre  Rechte  und  Obliegenheiten  nur 
innerhalb  der  ihr  vorgezeichneten  Schranken  aus.  Ihre  Wirk- 
samkeit  ist  zunächst  durch  die  Vorschriften  der  Bundes- 
akte  und  durch  die  in  Gemässheit  derselben  beschlossenen 
oder  femer  zu  beschliessenden  Grundgesetze,  wo  aber 
diese  nicht  zureichen,  durch  die  im  Grundvertrage  bezeichnetes 


«)  W.  S.-A.  art.  3. 

')  Ebendas.  art  4. 

■*)  Ebendas.  art.  7,  vergl.  mit  art.  31  (siehe  unten  Nr.  6). 

4)  £b  erhellt  von  selbst,  dass  ein  und  derselbe  Gegenstand,  je  nacb 
den  verschiedenen  Stadien  seiner  Behandlung  am  Bundestage,  för  ^ 
Bundesversammlung  bald  Berathungsgegenstand,  bald  Yollzugsgegenstooti 
sein  kann. 
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Bnodeszwecke  bestimmt^).  5)  Die  Bandesversamnilung 
ist  bemfen  zur  Aafrechthaltnng  dies  wahren  Sinnes  der 
Bnndesakte,  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen,  wenn  tlber 
deren  Auslegung  Zweifel  entstehen  sollten,  dem  Bandes- 
zweck  gemäss  zn  erklären,  nnd  in  allen  vorkommenden 
Fällen  den  Vorschriften  dieser  Urkunde  ihre  richtige  Anwen- 
dnng  zu  sichern®).  6)  Die  Bundesversammlung  hat  das 
Recht  und  die  Verbindlichkeit,  Air  die  Vollziehung  der 
Bnndesakte  und  tlbrigen  Grundgesetze  des  Bundes  der  in 
Gemässheit  ihrer  Competenz  von  ihr  gefassten  Beschlüsse, 
der  dnrch  Austräge  gefällten  schiedsrichterlichen.  Er- 
kenntnisse, der  unter  die  Gewährleistung  des  Bundes  ge- 
stellten compromissarischen  Entscheidungen  und 
der  am  Bundestage  vermittelten  Vergleiche,  so  wie  ftlr  die 
Änfrechthaltung  der  von  dem  Bunde  übernommenen  beson- 
deren Garantien  zu  sorgen''). 

ni.  Fasst  man  diese  einzelnen  Bestimmungen  der  Wiener 
Sehlussakte  zusammen,  so  ergibt  sich,  dass  der  Grundgedanke, 
und  somit  das  Kriterium,  wonach  die  Competenz  der  Bundes- 
Teraammlnng  im  einzelnen  Falle  zu  ermessen  ist,  darin  liegt, 
ob  ein  Gegenstand  als  nach  den  Bundesgrundverträgen 
und  den  darin  aufgestellten  Bundeszwecken  ihrer  Thätig- 
keit,  sei  es  zur  Beschlussfassung  oder  zur  Vollziehung,  unter- 
stellt und  zugewiesen  betrachtet  werden  kann  oder  nicht.  In 
Bezug  auf  die  einzelnen  Bundesglieder  im  Verhältnisse  zur 
Bundesversammlung  ist  dies  ganz  gleichbedeutend  mit  der 
Untersuchung  über  die  Frage,  ob  ein  Gegenstand  unter  die 
Kategorie  der  jura  singvhrum  gehöre  oder  nicht  ^). 

IV.  Was  aber  die  einzelnen  Fälle  der  Competenz 
der  Bundesversammlung  anbetrifft,  welche  in  der  Wiener 
Schlnssakte  angejRlhrt  sind,  so  sind  sie  im  Wesentlichen  keine 
anderen,  als  die  schon  in  der  provisorischen  Competenzbestim- 
mnng  v.  12.  Juni  1817  (§.  147)  aufgefllhrt  sind,  und  ist  die 
gesammte  Wiener  Schlussakte  nichts  anderes,  als  die  weitere 
Entwickelung  dieser  einzelnen  Fälle. 

»)  W.  8.-A.  art  9. 

•)  Eben  das.  art  17. 

^  Ebendas.  art  31. 

*)  Siehe  oben  §.  143,  vergl.  unten  §.  150. 
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V.  Sollten  Zweifel  entstehen,  ob  in  einem  vorliegenden 
Falle  die  Competenz  der  Bundesyersammlnng  begründet  ist 
oder  nicht,  so  entscheidet  dieselbe  hierüber  selbstverständlich 
and  nach  Massgabe  des  art.  17  der  Wiener  Schlnssakte  selbst 
and  allein. 

§.  149. 

C.     Positive  Bestimmungen   über   das   Verfahren  der 

Bundesversammlung  von  Amtswegen  oder   auf 

Anträge. 

In  Bezug  anf  die  zu  ihrer  Competenz  gehörigen  Gegen- 
stände entwickelt  die  Bundesyersammlang  theils  anaufge- 
fordert,  theils  nar  anf  Antrag  der  Betheiligten  ihre 
Thätigkeit. 

A.  Erster  es  ist  der  Fall  in  Bezug  anf  Grandgesetze, 
organische  Einrichtnngen,  die  militärischen  und  finanzieDen 
Verhältnisse  des  Bundes,  die  Erfüllung  der  bundesgesetzlichen 
Verpflichtungen  der  Bundesglieder  gegen  den  Bund ,  femer  in 
Bezug  auf  alle  auswärtigen  Verhältnisse,  sodann  bei  Störungen 
des  Besitzstandes  durch  Feindseligkeiten  der  Bundesglieder 
unter  einander,  und  bei  Bedrängung  einer  Regierang  durch 
ihre  rebellischen  Unterthanen,  Sicherang  der  Neutralität  der 
Bundesglieder  bei  Kriegen  auswärtiger  Mächte ,  Eriegserkli- 
rangen  und  Friedensschlttsse  des  Bundes  und  Interpretation  der 
Bundesbeschlüsse  ^).  Ueberdies  soll  die  Bundesversammliuig 
noch  unaufgefordert  sorgen  fllr  die  Einfahrung  landständischer 
Verfassungen  in  allen  deutschen  Bundesstaaten,  f&r  gleich- 
lautende Bestimmungen  ttber  Pressfreiheit,  Nachdrack,  Handek- 
verkehr,  bürgerliche  Verbesserang  der  Juden,  nähere  Bestim- 
mung der  Rechte  der  StandesfaeiTen,  Festsetzung  einer  beständigen 
Stimmordnung  unter  den  Bundesgliedern,  für  Aufrechthaltung 
der  Bestimmungen  des  Reichsdeputationshauptschlusses  vom 
25.  Februar  1803  ttber  den  RheinschüSfahrtsoctroi  und  dessen 
Renten,  und  die  ebendaselbst  bestimmten  Pensionen  und  Sasten- 
tationen  ^). 

0  B.-A.  art.  10.  —  W.  S.-A.  art.  18,  19,  26,  28,  31,  45,  50,  51,  52.  - 
Bundesbeschl.  v.  28.  Juni  1832,  art  6. 

«)  B.-A.  art  6,  8,  14,  15,  16,  18,  19.  —  W.  S..A.  art  54,  63,  65. 
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B.  Auf  Anffordernng 

a)  einzelner  Baudesstaaten  hat  der  Bund  einzuschreiten 
(abgesehen  von  dem  Falle,  dass  die  Anträge  eines  Bundes- 
staates die  Bundesangelegenheiten  selbst  berühren,  B.-A. 
art  5),  wenn  Streitigkeiten  zwischen  den  einzelnen  Bundes- 
gliedern unter  sich  entstehen  und  die  Vermittlung  der 
Bundesversammlung  oder  die  Exekution  eines  Austrägal- 
gerichtserkenntnisses  verlangt  wird;  femer  wenn  ein 
Bundesglied  Schutz  des  Besitzstandes  oder  Hilfe  gegen 
aufrtthrerische  Unterthanen  verlangt,  oder  ein  Bundesstaat 
die  Vermittlung  des  Bundes  in  seinen  eigenen  oder  auch 
seiner  Unterthanen  Angelegenheiten  mit  auswärtigen  Staaten 
anspricht  ^),  oder  wenn  eine  Bundesregierung  die  Garantie 
einer  von  ihr  eingeführten  landständischen  Verfassung 
nachsucht,  oder  Vorschläge  zu  gemeinntltzigen  Anordnungen 
macht,  oder  wenn  sich  ein  Bundesglied  durch  die  in 
einem  andern  Bundesstaate  erschienenen  Druckschriften 
verletzt  glaubt*). 

b)  Auf  Aufforderung  einzelner  Privatpersonen  oder 
Corporationen  ist  die  Bundesversammlung  competent 
bei  Rekursen  und  Reklamationen  wegen  Justizverweigerung 
oder  wegen  Verletzung  der  ihnen  durch  die  Bundesver- 
fassung garantirten  Rechte ;  auch  wenn  es  sich  um  Rechte 
handelt,  die  durch  die  Landesverfassung  begrUndet  sind, 
jedoch  hier  nur,  wenn  der  Bund  die  Garantie  der  Ver- 
fassung tlbemommen  hat^),  insofern  nämlich  nicht  schon 
aus  allgemeinen  Gründen  ®)  der  Bund  einzuschreiten  befugt 
ist  Auch  bei  Reklamationen  von  Privatpersonen,  welche 
nach  der  W.  S.-A.  art.  30  Anlass  zu  einem  Austrägalver- 
fahren  unter  mehreren  Bundesgliedern  geben  können,  ist 
die  Bundesversammlung  competent,  einzuschreiten. 


')  Die  Unterthanen,  welche  gegen  eine  auswärtige  Macht  Beschwerde 
zu  Mren  haben ,  dürfen  sich  nicht  direkt  um  Verwendung  an  die  B.-V., 
sondern  nur  an  ihren  Landesherm  wenden.  Competenzbest  vom  12.  Juni 
1817,  §.  5,  C.  3.  c. 

*)  Competenzbestimmung  v.  12.  Juni  1817,  §.  4.  —  Vergl.  das  Bundes- 
Pressgesetz  vom  20.  Sept  1819,  §.  6. 

5)  W.  S.-A-  art.  19,  53,  60. 

*)  Ebendas.  art.  61. 
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c)  Endlich  kann  die  Bnndesversammlnng  sogar  auf  die  Auf- 
fordernng  auswärtiger  Staaten  thätig  werden,  wenn 
nämlich  diese  ttber  Verletzungen  durch  ein  Bundesglied 
klagen  (W.  S.-A.  art.  36),  oder  wenn  von  zwei  streitenden 
fremden  Mächten,  deren  Streit  Bundesglieder  bedroht,  die 
Vermittlung  des  Bundes  begehrt  oder  angenommen  wird 
(W.  S.-A.  art  43),  oder  wenn  eine  auswärtige  Macht  die 
Verwendung  der  Bundesversammlung  bei  einem  Bundes* 
gliede  wegen  einer  Beschwerde  gegen  einen  Unterthan 
desselben  nachsucht^). 

§.  150. 

D.   Die  Competenz  der  Bundesversammlung: 

1)  In  Bezug  auf  die  Souverainetätsrechte  der  Bündes- 

glieder  ^). 

I.  In  keiner  Beziehung  ist  die  Competenz  der  Bundesver- 
sammlung bereits  so  streitig  und  Gegenstand  sehr  ernster 
Erörterungen  geworden,  als  in  Bezug  auf  dajs  Verhältniss  der 
Bundesbeschlüsse  zu  den  Souverainetätsreehten  der 
Bundesglieder  2). 

n.  Schon  die  provisorische  Competenzbestim- 
mung  der  Bundesversammlung  vom  12.  Juni  1817  §,  5  Nr.  3 
sprach  als  Grundsatz  aus:  „Da  der  Begriff  der  vollen 
Souverainetät  der  einzelnen  Bundesstaaten  der  Bundesakte 
zum  Grunde  gelegt  ist,  so  liegt  unbezweifelt  jede  Einmischung 
der  Bundesversammlung  in  die  inneren  administrativen 
Verhältnisse  ausserhalb  der  Gränzen  ihrer  Competenz.''  Als 
Ausnahmen,  in  welchen  die  Competenz  des  Bundes  zu  ge- 
eignetem Einschreiten  begründet  sein  sollte,  wurden  daselbst 
nur  aufgeführt:  1)  der  Fall  einer  Justizverweigerung 
oder  einer  derselben   gleichstehenden  Verzögerung   in  einem 


7)  Competenzbestimmung  v.  12.  Juni  1817,  §.  5,  C.  3.  d.,  1  a.  2. 

«)  V.  Gruben,  Abhandl.  Heft  1.  Stuttgart  1835. 

*)  So  z.  B.  in  der  Sache,  das  badische  Pressgesetz  betr.  1832,  in  der 
Bentinck'schen  Sache  (siehe  die  Erklärung  01denburg*s,  Protok.  der 
B.-V.  1852,  §.  271);  in  der  Frankfurter  Verfassungsfrage  1852;  in  da 
von  Kettenburg'schen  Sache  1853;  in  Bezug  auf  die  sogen,  deutscben 
Grundrechte  u.  s.  w. 
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Bundesstaate,  nnd  2)  der  Fall  von  solchen  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Sonverain  nnd  seinen  Unterthanen,  welche  die 
innere  Bnhe  des  Landes  und  mit  dieser  auch  die  allge- 
meine Bnhe  gefährden.  Aach  war  3)  tlberdies  anerkannt 
worden,  dass  sich  die  Einzelnen,  Corporationen  nnd  Klassen, 
welchen  die  Bnndesakte  bestimmte  Rechte  zugesichert  hatte, 
hilfesaehend  an  die  Bnndesversamndnng  wenden  dürfen^). 

m.  Die  Wiener  Schlnssakte,  welche  schon  im  art.  32 
aasdrflcklich  erklärt,  dass  der  Bandesversammlung  eine  an- 
mittelbare Einwirkung  auf  die  innere  Verwaltung  der 
Bundesstaaten  nicht  zusteht,  enthält  im  art.  53  darüber  noch 
folgende  besondere  Vorschrift:  ,,Die  durch  die  Bundesakte  den 
einzehen  Bundesstaaten  garantirte  Unabhängigkeit  schliesst 
zwar  im  Allgemeinen  jede  Einwirkung  des  Bundes  in 
die  innere  Staatsverwaltung  aus.  Da  aber  die  Bundes- 
glieder sich  in  dem  zweiten  Abschnitt  der  Bundesakte  tlber 
einige  besondere  Bestimmungen  vereinigt  haben,  welche  sich 
theils  auf  Gewährleistung  zugesicherter  Rechte, 
theils  auf  bestimmte  Verhältnisse  der  Unterthanen 
beziehen,  so  liegt  der  Bundesversammlung  ob,  die 
Erfüllung  der  durch  diese  Bestimmungen  ttbemommenen 
Verbindlichkeiten,  wenn  sich  aus  hinreichend  begründeten  An- 
zeigen der  Betheiligten  ergibt,  dass  solche  nicht  stattgefunden 
liabe,  zu  bewirken^).  Die  Anwendung  der  in  Gemässheit 
dieser  Verbindlichkeiten  getroffenen  allgemeinen  Anord- 
nungen auf  die  einzelnen  Fälle  bleibt  jedoch  den 
Begierungen  allein  überlassen.''  Im  Uebrigen  hat 
auch  die  Wiener  Schlussakte  dieselben  Fälle,  in  welchen  die 
proTisorische  Gompetenzbestimmung  vom  12.  Juni  1817  schon 
ein  ansnahmsweises  Einschreiten  der  Bundesversammlung  für 
begründet  erklärt  hatte,  ebenfalls  anerkannt,  und  noch  weiter 
wsgeführf^). 

^  Diese  dritte  Aasnahme  ist  in  der  provisor.  Gompetenzbestimmung  t. 
12.  Juni  1817,  im  §.  5,  unter  Nr.  1  u.  2,  aufgefWirt.     S.  oben  §.  147,  I,  C. 

*)  Ueber  die  Frage,  ob  und  in  wie  weit  Corporationen  und 
Privaten  die  Interessen  der  Gesammtheit  in  Verfassungs- 
^Dgelegenheiten  bei  der  Bundesversammlung  in  vertreten 
befugt  sind,  siehe  unten  §.  333. 

")  Veigl.  W.  S.-A.  art.  25.  26.  29.  54  u.  flg. 
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lY.  Es  ist  bereits  in  der  Bundesversammlung  die  Frage 
angeregt  worden,  ob  nicht  durch  die  Schlnssbestimmniig  des 
art.  53  der  Wiener  Schlussakte  die  Gompetenz  der  Bundes- 
versammlung ausgeschlossen  sei,  die  von  den  Regierangeo 
erlassenen  Verordnungen  und  Gesetze  zu  prüfen  und  deren 
Uebereinstimmung  mit  den  allgemeinen  Anordnungen  der 
Bundesbeschlüsse,  bezüglich  der  den  Unterthanen,  Corporationen 
oder  einzelnen  Personen  und  Klassen  zugesicherten  Rechte  zu 
übervrachen?  Es  ist  aber  einleuchtend,  dass  alle  Gewährung 
von  Rechten  dieser  Kategorie  in  den  Bundesgrundgesetzai 
und  späteren  Bundesbeschlttssen  rein  illusorisch  sein  würde, 
wenn  nicht  der  Bundesversammlung  dieses  Prttfungsrecht  und 
die  Befugniss  zustände,  auf  die  Beseitigung  der  widersprechen- 
den oder  ungenügenden  Verordnungen  der  einzelnen  Regierungen 
zu  dringen  und  sie  zur  vollständigen  Erfüllung  der  bundeä- 
gesetzlichen  Zusagen  anzuhalten^). 

V.  Auch  die  Frage  ist  bei  der  Bundesversamndnng  mehr- 
fach zur  Sprache  gekommen,  ob  ein  Bundesglied  kraft  seiner 
Souverainetät  befugt  sei,  seinen  Unterthanen  durch  Landesgesetze 
mehr  politische  Rechte  einzuräumen,  als  ihnen  die  Bundes- 
gesetze  ausdrücklich  beilegen.  Nach  der  Natur  der  Sache  osd 
nach  der  Analogie  der  Rechtsgrundsätze,  die  zur  Zeit  des 
deutschen  Reiches  galten^),  muss  diese  Frage  bejaht  werden, 
mit  der  sich  von  selbst  verstehenden  und  sogar  für  die  Bnndes- 
beschlüsse  selbst  nach  positiver  Vorschrift  der  Wiener  Schloss- 
akte  art.  4  geltenden  Einschränkung,  dass  die  innere 
Gesetzgebung  eines  Staates  nicht  mit  dem  Geiste  und  Grund* 
Charakter  des  Bundes  oder  den  bundesverfassungs- 
mässigen  Verpflichtungen  der  Regierung,  so  wie  anch 
nicht  mit  den  Bundesbeschlüssen,  welche  jede  Regiorong 
nach  art.  32  der  Wiener  Schlussakte  zum  Vollzug  zu  bringen 
hat,  im  Widerspruche  stehen  darf  ^).    Daher  wurde  schon  in 


^)  Ganz  in  diesem  Sinne  hat  sich  der  Commissioosbeiicfat  in  de 
V.  Ketten  bürg 'sehen  Sache  (Sitzung  der  B.-V.  v.  17.  März  1853,  Prot 
§.  75,  S.  253),  und  besonders  energisch  das  Oesterreichische  Yotois 
(Sitzung  d.  B.-V.  v.  9.  Juni  1853,  Prot  §.  152,  S.  444)  ausgesprochen. 

7)  Leist,  deut  Staatsr.,  §.  175;  Gönner,  deut  Staatsr.,  §.  290,  331 
333.  —  Siehe  oben  §.  103. 

s)  Siehe  oben  §.  110,  DL  —  Siehe  besonders  unten  §.  334.  335. 
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der  Wiener  Sehlnssakte  vom  15.  Mai  1820  ari  57  ausge- 
sprochen,  dass;  da  der  deutsche  Bund,  mit  Aosnahnie  der 
freien  Städte,  ans  sonverainen  Fürsten  bestehe,  dem  hiemach 
gegebenen  Grundbegriffe,  d.  h.  dem  monarchischen 
Princip  zufolge,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Ober- 
hanpte  des  Staates  vereinigt  bleiben  muss,  und  der  Sonverain 
darch  eine  landständische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung 
bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden 
werden  darf.  Dessgleichen  hat  die  Wiener  Schlussakte  art.  58 
positiv  erklärt,  dass  die  im  Bunde  vereinigten  souverainen 
Fürsten  durch  keine  landständische  Verfassung  an  der  Erfttl- 
Inng  ihrer  bundesmässigen  Verpflichtungen  gehindert  oder  be- 
sefaränkt  werden  dürfen. 

VI.  Diese  Grundsätze  sind  sodann  durch  den  Bundesbe- 
scbluss  (die  sechs  Artikel)  vom.  28.  Juni  1832,  Prot.  S.  863, 
neuerdings  bestätigt  worden^).  Demzufolge  hat  sodann  die 
Bandesversanmilung  in  Bezug  auf  das  badische  Pressgesetz 
vom  28.  December  1831  durch  Beschluss  vom  5.  Juli  1832, 
Prot.  §.  230,  ausgesprochen:  „dass  dieses  Gesetz  für  unver- 
einbar mit  der  Bundesgesetzgebung  zu  erklären  sei,  und  daher 
nicht  bestehen  dürfe  ^^).''  Hiemach  ist  auch  von  der  badischen 
Regierung  durch  Verordnung  vom  8.  Juli  1832  jenes  Pressge« 
setz  wieder  ausser  Wirkung  gesetzt  worden  ^^). 

Vn.  Ebenfalls  ganz  in  Uebereinstimmung  mit  diesen  Grund- 
sätzen erklärte  sich  die  deutsche  Bundesversammlung  in  der 
Sitzung  vom  23..  August  1851,  Prot.  §.  120*2)^  unter  Bezug- 
nahme auf  art  2  der  Bundesakte  und  art.  1  der  Wiener  Schluss- 
akte „für  berechtigt  und  verpflichtet,  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  in  keinem  Bundesstaate  Institutionen  und  Zu- 
stande bestehen,  welche  fUr  die  innere  Ruhe  und  Ordnung  des- 


9)  Abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
TM.  IL  S.  248.  249. 

**)  Siehe  den  vollständigen  Abdruck  dieses  Bundesbeschlusses,  eben- 
daselbst Tbl.  n.  S.  250. 

")  Bad.  Keg.-BL,  Nr.  XLII,  1832.  —  üebrigens  bestimmte  schon  §.  17 
derBad.  Vert-Ürk.  ausdrücklich:  ,.Die  Pressfreiheit  wird  nach  den  künf- 
tigen Bestimmungen  der  Bundesversammlung  gehandhabt 
werden." 

«)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  Tbl.  IL  S.  560. 

Z9pn,  BtMiterecht.  5.  Aufl.  I.  24 
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selben  und  dadurch  für  die  allgemeine  Sicherheit  des  BüBdes 
bedrohlich  sind.  Die  Bundesversammlung  fordert  daher  die 
hohen  Bundesregierungen  auf,  die  in  den  einzelnen  Bus- 
desstaaten,  namentlich  seit  dem  Jahre  1848  getroffe- 
nen staatlichen  Einrichtungen  und  erlassenen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  einer  sorgfältigen  Prüfung  zu 
unterwerfen,  und  dann,  wenn  sie  mit  den  Grundgesetzendes 
Bundes  nicht  in  Einklang  stehen,  diese  nothwendige  Uebereio- 
Stimmung  ohne  Verzug  wieder  zu  bewirken." 

VIII.  In  demselben  Geiste  wurde  von  der  Bundesversamm- 
lung gleichzeitig,  in  derselben  Sitzung  v.  23.  August  1851, 
Prot.  §.  121  ^^)  beschlossen,  dass  „die  in  Frankfurt  unter  dem 
27.  Dec.  1848  erlassenen,  in  dem  Entwürfe  einer  Verfassung 
des  deutschen  Reichs  v.  28.  März  1849,  wiederholten  sogen. 
Grundrechte  des  deutschen  Volks,  weder  als  Seichii- 
gesetz,  noch,  so  weit  sie  nur  auf  Grund  des  Einftih- 
rungsgesetzes  vom  27.  Dec.  1848,  oder  als  Theil  der 
Reichsverfassung  in  den  einzelnen  Staaten  ftlr  verbiodlieb 
erklärt  sind,  fllr  rechtsgiltig  gehalten  werden  können.  Sie 
sind  desshalb  in  so  weit  in  allen  Bundesstaaten  als  aufge- 
hoben zu  erklären.  Die  Regierungen  derjenigen  Staaten,  in 
denen  Bestimmungen  der  Grundrechte  durch  beson- 
dere Gesetze  ins  Leben  gerufen  sind,  sind  verpflichtet,  so- 
fort die  erforderlichen  Einleitungen  zu  treffen,  um  diese  Be- 
stimmungen ausser  Wirkung  zu  setzen,  insofern  sie 
mit  den  Bundesgesetzen  oder  den  ausgesprochenen  Bundes 
zwecken  in  Widerspruch  stehen.''*  In  Folge  dieses  Beschlusses 
hat  die  Bundesversammlung  theils  einzelne  Staaten  besonders 
zur  Beseitigung  solcher  Bestimmungen  aus  ihrer  Landesverfas- 
sung aufgefordert,  theils  von  denselben  entsprechende  Anzeigen 
erhalten  **). 


««)  Ebendas.,  Tbl.  II.  S.  561. 
««)  Siehe  unten  §.  d84. 
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§.  151. 
2j  Verhältniss  der  Bnndesgewalt  zu  den  ünterthanen 
und  Gerichtshöfen  der  einzehien  Bundesstaaten. 

I.  Die  Bundesbeschltisse,  welche  innerhalb  der  Competenz 
der  Bundesyersammlnng  in  grnndverfassungsmässiger  Weise 
entstanden  sind,  verpflichten  die  sämmtlichen  soaverainen 
Bundesglieder  in  Gemässheit  ihrer  eigenen  in  den  Grund- 
verträgen des  Bundes  ausgesprochenen  Willensbestimmung. 
Lisofern  daher  durch-  Bundesbeschlüsse  allgemeine  Nor- 
men aufgestellt  werden,  kommt  ihnen  auch  in  Bezug  auf  die 
soüverainen  Bundesglieder  der  Charakter  von  Ge- 
setzen zu,  und  in  diesem  Sinne  spricht  die  Wiener  Schlussakte 
selbst  von  Bundesgesetzen*). 

n.  Da  sich  aber  die  Bundesgewalt  als  eine  politische 
Collegialgewalt  (§.  146)  ihrem  Begriffe  nach  nur  über  die 
Mitglieder  des  völkerrechtlichen  Vereins,  d.  h.  nur  ttber  die 
SoQveraine  selbst  erstrecken  kann,  so  ist  auch  durchaus 
kein  Beschluss  der  Bundesversammlung  für  die  Ün- 
terthanen in  den  einzelnen  Bundesstaaten  überhaupt,  noch 
auch  fbr  die  Gerichtshöfe  in  denselben  als  Gesetz  ver- 
bindlich, so  lange  er  nicht  von  der  betreffenden  Staats- 
regierung  speciell  zur  Damachachtung  publicirt  ist.  Der 
Einriicknng  von  Bundesbeschlüssen  in  die  zu  Frankfurt 
erscheinenden  Zeitungen,  welche  die  Bundeskanzlei  schon  seit 
1829  manchmal  unter  der  Bezeichnung  „officieller  ArtikeP 
veranlasste,  und  die  jetzt  in  Folge  des  Bundesbeschlusses  vom 
10.  Jänner  1856  regelmässig  stattfindet,^)  kommt  die  rechtliche 
Wirkung  einer  Gesetzes-Publikation  eben  so  wenig  zu,  als  der 
Aufnahme  derselben  in  die  für  das  Publikum  bestimmte  Aus- 
gabe der  Protokolle  der  Bundesversammlung. 

III.  Die  Bundesversammlung  ist  nicht  befugt,  ihre  Be- 
schlüsse als  für  die  Ünterthanen  und  Gerichte  verbindliche 
Gesetze  in  den  Bundesstaaten  selbst  zu  publiciren:  da 
aber  die  Bundesgliedef  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des 


«)  Vergl.  z.  B.  W.  S.-A.  art.  11. 
*)  Siehe  oben  §.  131.  IX. 
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art.  32  der  Wiener  Schlnssakte  die  Obliegenheit  haben,  bei 
Vermeidung  des  Executionsverfahrenfl  die  Bandesbeschlfisse 
zum  Vollzug  zu  bringen,  so  sind  sie  bundesgrundgesetzlidi 
verpflichtet,  diejenigen  Bundesbeschlüsse,  welche  nach  der  Ab- 
sicht der  Bundesversammlung  als  Gesetze  in  den  Bundes- 
staaten gelten  sollen,  zur  Darnachachtung  (und  nicht blos 
zur  Kenntnissnahme)  ihrer  Ünterthanen  und  Gerichte  in 
ihren  Gebieten  zu  verkünden  ^). 

IV.  Dagegen  hat  sich  in-  der  Bundesversammlung  eine 
Meinungsverschiedenheit  darüber  ergeben,  ob  die  Bundesglieder 
auch  schuldig  sind,  solche  Bundesbeschlflsse  in  ihren  Gebieten 
zu  verkünden,  welche  keine  allgemeinen  Normen  ent- 
halten, und  also  ihrem  Inhalte  nach  keine  Gesetze  sind  oder 
sein  können,  wie  z.  B.  wenn  die  Bundesversanmilang  äner 
Familie  die  standesherrlichen  Vorrechte  nach  art  14  der  B.-A. 
beilegt.  In  dem  einen  Falle,  in  welchem  bisher  diese  Frage 
zur  Entscheidung  kam,  hat  die  Bundesversanunlung  dnrch 
einen  nach  Stimmenmehrheit  gefassten  Beschluss  entschieden, 
dass  die  Publikation  stattfinden  solle  und  von  den  Regierungen 
die  Anzeige  davon,  dass  dies  geschehen,  zu  machen  sei^).     ! 


s)  Es  liegt  dies  in  der  Natnr  der  Sache,  indem  es  sonst  in  der  Will- 
kühr  eines  jeden  einzelnen  Bandesmitgliedes  liegen  würde,  ob  ein  za  ali- 
gemeiner gesetzlicher  Geltung  in  Deutschland  bestimmter  fimides- 
beschluss  dazu  in  seinem  Grebiete  gelangen  wQrde.  Aus  diesem  Gnmde 
hat  z.  B.  auch  die  B.-Y.  im  Jahre  1832  davon  Eenntniss  nehmen  zu  müssen 
geglaubt,  dass  der  B.-B.  v.  28.  Juni  1832  (die  sechs  Artikel,  s.  §.  150,  VI) 
yon  einigen  deutschen  Staaten,  wie  Bayern,  K,  Sachsen,  Wttrtem- 
berg,  Grosshrz.  Hessen  und  Sachsen-Meiningen  mit  dem  Beiftgten 
publicirt  worden  ist,  dass  dadurch  den  Verfassungen  und  den  ver&sstm^- 
massigen  Rechten  der  Stände  kein  Eintrag  geschehen  soUe.  Es  wurde 
desshalb  in  dem  Prot,  der  B.-V.  vom  8.  Nov.  1832  die  Erklärung  nieder- 
gelegt, „dass  durch  diese  Beisätze  einzelner  Regierungen  der  allgemeinai 
Yerbindlichkeit  des  B.-B.  v.  28.  Juni  1832  kein  Eintrag  gesdiehen  könne, 
sowie  solches  ohnehin  auch  nicht  in  der  Absicht  der  einzelnen  Regienui^ 
gelegen  habe".  Siehe  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Anfi. 
ThL  n.  S.  249. 

*)  Es  ist  dies  in  der  Bentinck 'sehen  Sache  geschehen,  durch  B.-B. 
V.  12.  Mai  1853  (Prot  §.  132,  S.  375).  —  Bemerkenswerth  ist  die  Abstim- 
mung von  Würtemberg,  ebendaselbst  S.  372,  dass  Bunde8be8chtöä& 
über  ein  Standesverhältniss,  worüber  die  B.-A.  art  14,  der  B.-Y.  allein 
das  Entscheidungsrecht  gebe,  gar  keiner  allgemeinen  Pnbli- 


§.  152.  Verh&ltDiss  der  Bundeqgesetzgeb.  zu  den  LandstAnden.    373 

y.  Die  Bundesversammlniig  erkennt  keine  Befugniss 
der  Gerichtshöfe  der  BundeBStaaten  an,  einem  von  ihr  ge- 
aasten nnd  von  der  betreffenden  Landesregiernng  gehörig  pu- 
blicirten  Bondesbeschlosse  diese  Eigenschaft  und  die  davon 
abhängige  Giltigkeit  nnd  Verbindlichkeit  im  Allge- 
meiaen  abzusprechen. 

VL  Davon  ganz  verschieden  aber  ist  die  Frage,  welche 
Folge  einem  im  Allgemeinen  als  giltig  und  verbindlich 
anerkannten  Bundesbeschlusse  bezüglich  der  Anwendung 
im  einzelnen  Falle  zu  geben  sei.  Dieser  Frage ,  d.  h.  dem 
Urtheile  der  Gerichte  darüber,  ob  und  welchen  Einfluss  ein 
Bondesbeschluss ,  als  ein  giltiger  betrachtet,  auf  die  Beur- 
theilung  eines  zur  richterlichen  Entscheidung  stehenden  Falles 
haben  könne,  wird  dadurch,  dass  die  Bundesversammlung 
ihrem  Beschluss  in  thesi  alle  Erfordernisse  der  Gültigkeit  sichert, 
in  keiner  Weise  präjudicirt^). 

§.  152. 

3)   VerhäJtniss  der  Bundesgesetzgebong  zu  den 

deutschen  Landständen  ^). 

I.  In  den  deutschen  Bundesstaaten,  in  welchen  landstän- 
dische Verfassungen  bestehen,  ist  schon  wiederholt  die  Frage 


kation  bedürfen,  sondern  eine  solche  durchaus  unnöthig  sei,  weil 
ein  BondesbeschlusB  über  solche  Standesverhältnisse  schon  mit  der  Publi- 
kation an  die  betreffenden  Betheiligten  rechtskräftig  werde  und 
von  PriTaten  und  Gerichten  eben  so  anerkannt  werden  müsse,  wie  auch 
die  Giltigkeit  eines  richterlichen  Urtheils  in  irgend  einer  Civilsache  nicht 
von  seiner  allgemeinen  Publikation  abhänge.*'  —  So  viele  Familien  auch 
Tor  and  nach  1853  von  der  Bundesversammlung  als  staudesherrliche  aner- 
kannt worden  waren,  so  hatte  doch  ausser  obigem  Falle  niemals  eine  An- 
ordnung einer  allgemeinen  Publikation  eines  solchen  Anerkenntnisses  von 
Bondeswegen  stattgefunden. 

^)  Genau  in  dieser  Weise  erklärt  sich  das  in  der  B ent in ck' scheu 
Sache  (Sitzung  der  B.-V.  v.  12.  Mai  1853)  erstattete  Gommissionsgut- 
achten  (Prot  §.  132,  S.  368).  —  Vergl.  Wasserschieben,  juristische 
Abhandlungen.    Giessen  1856.  —  Siehe  auch  oben  §.  113  Note  9. 

<)  V.  Gruben,  Abhandlungen,  Hft.  2,  Stuttgart  1856.  —  Th.  Kind, 
von  der  Stellung  sowohl  der  constitut.  Bundesregierungen  als  der  Stände- 
Tenammlungen  Deutschlands  zu  dem  deut  Bund  und  zu  Deutschlands 
Einheit.    Leipzig  1833. 
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angeregt  worden,  ob  der  Sou verain,  welcher  nnbezweifelt  an 
die  Mitwirkung  der  Landstände  bei  der  Landesgesetzge- 
bnng  gebunden  ist,  solche  Bundesgesetze,  welche  in  die 
innere  Landesregierung  eingreifen,  ohne  vorherige  Zustimmung 
der  Landstände,  verkünden,  und  hiermit  einseitig  die  be-l 
stehenden  Landesgesetze  abändern  oder  aufheben  könne? 

U.  Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  ist  in  Betracht  za 
ziehen,  dass  die  gegenwärtig  bestehenden  landständischen 
Verfassungen  sämmtlich  in  den  Bundesgrnndgesetzen  selbst  in 
dem  Sinne  wurzeln,  als  sie  namentlich  in  der  Bundesakte 
art.  13  und  in  der  Wiener  Schlussakte  für  alle  deutschen 
Staaten  vorgeschrieben  und  befohlen  worden  sind,  und  also 
selbst  als  eine  positiv  bundesverfassungsmässige  Institution! 
und  als  ein  organischer  Bestandtheil  der  politisehen  Ge- 
sammtverfa^sung  Deutschlands  erscheinen.  Auch  ist  so 
viel  gewiss,  dass  es  bei  der  Abfassung  der  Bundesakte  durch- 
aus nicht  in  der  Absicht  der  Souveraine  gelegen  hat,  die 
Rechtsgiltigkeit  der  Bundesbeschlüsse  von  einer  landständisehen 
Genehmigung  abhängig  zu  machen,  so  wenig  als  zur  Zeit  des 
Reiches  die  Verbindlichkeit  eines  Reichsgesetzes  von  der  Zd- 
stimmung  der  Landstände  der  einzelnen  Länder  abhängig  war-). 

in.  Vielmehr  liegt  der  Bundesakte  offenbar  die  Ansicht 
zu  Grunde,  dass,  der  Zusicherung  landständischer  Verfassnogen 
im  Art.  13  der  Bundesakte  ungeachtet,  nichts  desto  weniger 
die  Gesammtheit  der  Bundesglieder,  der  Bund,  die  höchste 
politische  Autorität  in  Deutschland  verbleiben  mösse, 
und  dass  die  landständischen  Befugnisse  nie  die  Bundesgewalt 
sollten  beschränken,  oder  die  Ausführung  eines  Bundes- 
beschlusses  verhindern  können.  Diese  Grundsätze  sindL 
wie  bereits  gezeigt  wurde,  durch  die  Wiener  Schlussakte, 
art.  32,  57  und  58  und  die  auf  diesen  Grundlagen  ergangenen 
Bundesbeschlüsse  auch  in  der  neuesten  Zeit,  von  der  Bundes- 
versammlung aufrecht  erhalten  worden  3). 

IV.  In  mehreren  deutschen  Staaten  ist  zur  Beseitigung 
aller  Zweifel  und  zur  Verhütung  von  Streitigkeiten  zwischen 


«)  Siehe  oben  §.  81,  TQ. 

»)  Siehe  oben  §.  150.  —  Vergl.  auch  den  Präsidialvortrag  Toa 
20.  Sept.  1819,  Sitz.  XXXV.  §.  220,  Nr.  1.  b.  v.  Meyer,  Thl.  IL  p.  89  flg. 
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der  KegieroDg  nnd  den  Landständen  in  den  Verfassungsnr- 
knnden  ansdröcklich  ausgesprochen  worden,  dass  die  Bnndes- 
beschlttsse  durch  die  von  dem  Soaverain  verfügte  Publikation 
sofort  Gesetzeskraft  erhalten  und  also  von  den  Gerichten  und 
den  Unterthanen  als  verbindlich  anerkannt  werden  müssen^), 
woraus  sieh  sodann  von  selbst  ergibt,  dass  die  etwa  entgegen- 
stehenden Landesgesetze  hiermit  als  aufgehoben  oder  abgeän- 
dert zu  betrachten  sind,  und  die  Landstände,  soweit  es  nöthig, 
ihre  Mitwirkung  hierzu,  so  wie  auch  zur  Aufbringung  der  er- 
forderlichen Mittel  zur  Ausführung  der  Bundesbesohlttsse  nicht 
versagen  können*). 

V.  In  den  anderen  deutschen  Staaten,  welche  keine 
derartige  Bestimmung  in  ihre  Verfassungen  oder  bereits  that- 
sächlich  in  ihre  Staatspraxis  aufgenommen  haben,  und  deren 
Regierungen  oder  Landstände  mitunter  ein  besonderes  Interesse 
zeigen,  dem  Bunde  gegenüber  die  möglichste  Selbstständigkeit 
zu  behaupten,  muss  ebenfalls  die  bundesmässige  Ver- 
pflichtung der  Regierung  anerkannt  werden,  die  Bundes- 
besohlttsse zur  praktischen  Geltung  zu  bringen®);  es  ist  jedoch 


*)  So  z.  B.  Bad.  Verf.-Ürk.  v.  22.  Aug.  1818,  §.  2.  „Alle  organischen 
Beschlüsse  der  Bandesversammlung,  welche  die  yerfassungsmässigen  Ver- 
hältnisse Deutschlands  oder  die  Verhältnisse  deutscher  Staatsbür- 
ger im  allgemeinen  betreffen,  machen  einen  Theil  des  badischen 
Staatsrechtes  aus,  und  werden  für  alle  Erlassen  von  Landesangehörigen 
verbindlich,  nachdem  sie  vom  Staatsoberhaupte  publicirt  worden 
sini"  —  Im  Wesentlichen  gleichlautend:  Würtemberg,  Verf.-Ürk.  v.  1819, 
§3;  Braunschweig,  neue  Ldschfts.-Ord.  v.  1832  §.  12;  Oldenburg, 
Verf.-Ürk.  v.  1852  art  2;  Coburg-Gotha,  Grd.-Ges.  v.  1852  §.  2;  Reuss, 
j.  Lin,  Grd.-6es.  1852  §.  2.  —  Siehe  auch  die  in  Note  5  angeführten  Ver- 
&S8Tmg8ge8etze. 

^)  Ausdrücklich  erwähnen  die  landständische  Mitwirkung  bei  Auf- 
bringang  der  Mittel  zum  Vollzug  der  Bundesbeschlüsse:  Würtemberg, 
?erf..ürk.  v.  1819  §.  3;  K  Sachsen,  Verf.-Ürk.  v.  1831  §.  89  u.  Ges. 
V.  5.  Mai  1851  §.  1;  S.-Altenburg,  Grd.-Ges.  v.  1831  §.  12;  S.-Mei- 
ningen,  Grd.-Ges.  1829  §.  81b;  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848  §.  91; 
>Valdeck,  Verf.-Ürk.  v.  1852 §.85;  Schwarzburg-Sondershausen, 
Verf.-6e8.  v.  1849  §.  114  u.  Ges.  v.  2.  Aug.  1852  §.  39;  Oldenburg, 
Verf.-Ürk.  v.  1852  art.  187  §.  2;  Reuss,  j.  Lin.  Grd.-Ges.  v.  1852  §.  68. 

^)  Ausdrücklich  erklärt  es  die  W.  S.-A.  art  32,  für  eine  Verpflichtung 
der  Eegienmgen ,  die  Bundesbeschlüsse  zu  vollziehen ,  und  bedroht  daher 
diese  im  Unterlassungsfälle  zunächst  mit  dem  Exekutionsverfahren. 
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ZU  diesem  Behufe  der  landesverfassungsmässige  Weg 
in  der  Weise  einzaschlagen,  dass  die  Regierung  die  durch  die 
Bundesbeschlttsse  nothwendig  gewordenen  Abänderungen 
der  bestehenden  Landesgesetzgebung  der  landständiscben  Zur 
Stimmung  unterbreitet,  und  alle  landesverfassungsmässigeo 
Mittel  anwendet,  um  dieselbe  zu  erlangen ''). 

VI.  Die  Verbindlichkeit  eines  Bundesbeschlusses  ffir  die 
Staatsregierung  selbst  bleibt  jedoch  nach  dem  WorHaote 
und  Geiste^  der  bestehenden  Bundesgesetzgebung  völlig  unbe- 
rührt von  der  etwaigen  Weigerung  der  Landstände ,  dieselbe 
anzuerkennen  ^). 

VU.  Da  die  Bundesbeschlttsse  regelmässig  nur  prin- 
cipielle  Andeutungen  enthalten,  und  bezüglich  der 
Durchführung  der  in  ihnen  aufgestellten  Grundsätze  ohnehin 
eben  so,  wie  dies  zur  Zeit  des  Beiches  mit  den  Reichsgesetzen 
der  Fall  war,  darauf  Rücksicht  zu  nehmen  pflegen,  dass  die 
durch  örtliche  Verhältnisse  und  Zustände  in  den  einzehen 
Staaten .  bedingten  und  wünschenswerthen  Modifikationen  io 
besonderen  Einführungsgesetzen  angebracht  werden  können, 
so  ist  nicht  leicht  zu  befürchten,  dass  eine  Landesregiening 
auf  einen  unüberwindlichen  Widerstand  ihrer  Landstände 
stossen  und  dadurch  in  die  Lage  kommen  werde,  ihrer  im 
Art.    32    der  Wiener  Schlussakte    ausgesprochenen    bnndes- 


^  Diesen  Weg  hat  bisher  die  Krone  Bayern  regelmässig  A^ÄÄlten 
Daher  hat  Bayern  in  der  Sitzung  v.  23.  Angost  1851  den  li())tfiit  dtsäbst 
gefassten  Bundesbeschlüssen  (s.  oben  §.  150,  VU  n.  YIII)  seine  Zustimmmg 
nur  „in  der  Voraussetzung**  ertheilt,  „dass  es  jeder  Regierung,  welche  m 
Aenderungen  in  staatlichen  Einrichtungen  und  gesetzlichen  Bestmunongn 
aufgefordert  werden  sollte,  frei  stehen  müsse,  zur  Bewirkung  der  frag- 
lichen Uebereinstimmung  den  durch  die  Verfassung  des  Landes 
vorgeschriebenen  Weg  einzuschlagen."  Prot.  1853,  §.  120.121;  S.2T1i, 
272.  Vergl.  auch  die  Erklärung  v.  Bayern.  Prot  d.  B.-V.  13.  Jan.  lS4a 
§.  27,  S.  38.  —  Ausdrücklich  sagt  Wal  deck,  Verf.-Ürk.  v.  1852  §.  97: 
„Soweit  durch  allgemeine  Bundesgesetze  und  Beschlüsse  Abänderongeo 
dieser  Verfassung  nöthig  werden,  sind  solche  auf  Terfassnngsmässigem  Wege 
auszuführen." 

8)  W.  S.-A.  art  32.  —  Siehe  auch  oben  §.  150.  —  K.  Sachsen, 
Verf.-Urk.  v.  1831  §.  89  und  Ges.  v.  5.  Mai  1851:  „In  AusMinmg  der 
vom  deutschen  Bund  gefassten  Beschlüsse  kann  die  Regierung  durdi  di« 
ermangelnde  Zustimmung  der  Kammern  nicht  gehindert  werden.^'  —  Ebenso: 
Reuss,  j.  Lin.  Grd.-Ges.  1852  §.  68. 
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mSssigclb  Verpflichtung,  die  Bnndesgesetze  in  ihrem  Gebiete 
zur  Geltang  zn  bringen,  nicht  genügen  zn  können*). 

Vni.  Sollte  dieser  ausserordentliche  Fall  wider  Erwarten 
aber  dennoch  eintreten,  so  ist  es  Sache  der  Bundesversamm- 
Inng,  jene  Massregeln  zn  berathen  und  zu  beschliessen,  von 
welchen  nach  der  Lage  des  Falles  die  Durchführung  der  Bun- 
desbeschlfisse  am  sichersten  und  zweckmässigsten  erwartet 
werden  könnte.  Die  Erwägung,  „welche  innerhalb  ihrer  Com- 
petenz  liegenden  Mittel  und  Wege,  namentlich  ob  die  Absen- 
dong  Yon  besonders  zu  instmirenden  Gommissionen  in  An- 
wendung zu  bringen  sind'',  hat  sich  die  Bundesversammlung  bei 
Abfassung  des  Bundesbeschlusses  vom  23.  August  1851,  Prot. 
§.  120  ^^)  ausdrücklich  vorbehalten.  Nach  Umständen  könnte 
sogar  eine  (ftlr  das  betreffende  Land  jedenfalls  sehr  kostspie- 
lige) Bundesexecution  angeordnet  werden  ^^). 

IX.  Es  darf  übrigens  nicht  verkannt  werden,  dass  in  den 
landständischen  Verhältnissen  in  dem  Zeiträume  von  mehr  als 
vierzig  Jahren,  welche  seit  der  Abfassung  der  Bundesakte  und 
der  Wiener  Schlussakte  abgelaufen  sind,  ein  grosser  Um- 
Bchwung  stattgefunden  hat.  Während  damals  in  den  meisten 
Staaten  überhaupt  noch  keine  Landesvertretungen  oder  nur 
sehr  schwache  Anfänge  derselben  vorhanden  waren,  hat  das 
landständische  Wesen  allmählig  eine  grosse  Bedeutung  gewon- 
nen namentlich  in  Bezug  auf  die  Landesgesetzgebung,  wozu 
die  Unproduktivität  der  Bundesversammlung  in  Bezug  auf  die 
gemeinnützigen  Anordnungen  und  die  ebeii  hierdurch  bewirkte, 
mehr  oder  minder  unfreiwillige  Beschränkung*  ihrer  Thätigkeit 
aaf  vielfach  missliebige  Polizeimassregeln  nicht  wenig  beige^ 
tragen  hat  Es  wird  daher  unläugbar  das  Vorgehen  der  Bun- 
desversanmilung  mit  einer  gemeinsamen  Gesetzgebung  in  der 
bisherigen  Form  der  Bundesbeschlüsse  vielfach  von  landstän- 
dischen Körperschaften  mit  misstrauischem  Auge  und  wie  ein 
Versuch  einer  Schmälerung  ihrer  nunmehr  erlangten  legislativen 


*)  Die  Begienmg  kann  in  dringenden  F&llen  durch  provisorische 
Gesetze,  oder  nach  Umständen  durch  Auflösung  der  widerspenstigen  Kam- 
mern und  Berufung  eines  neuen  Landtages  die  üebereinstimmung  der  Lan- 
desgesetzgebung  mit  den  Bundesgesetzen  einzuleiten  suchen. 

»)  Siehe  oben  §.  150.  VH. 

»)  W.  S.-A  art  32. 
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Befugnisse  betrachtet,  sogar  wenn  der  Inhalt  längst  und  tief 
gefühlten  Bedürfnissen  der  Gesammtnation ,  wie  z.  B.  das 
kürzlich  zu  Stande  gekommene  Handelsgesetzbach,  eine  unbe- 
streitbar anerkennongswürdige  Abhilfe  gewährt.  Selbst  dcc 
Umstand,  dass  unter  letzterer  Voraussetzung  die  Landesver- 
tretungen die  von  ihnen  einzeln  zu  begehrende  ZnstimmuDg 
nicht  wohl  verweigern  können,  wenn  das  Land  nicht  der  Vor- 
theile  der  gemeinsamen  Anordnung  entbehren  soll,  wird  als 
eine  Herabdrückung  des  landständischen  Zustimmungsrecbtes 
auf  einen  blossen  Schein  aufgefasst  Ueberdies  sind  wirklich 
in  den  letzten  Jahren  Fälle  eines  Widerstandes  landständischer 
Körperschaften  gegen  die  Durchführung  missliebiger  Bunde«- 
beschlüsse  vorgekommen  und  sind  daraus  den  betreffenden 
Bundesregierungen  wie  der  Bundesversammlung  selbst  mannig- 
fache Schwierigkeiten  erwachsen,  welche  sich  bei  fernerer 
Wiederholung  solcher  Vorgänge  nur  steigern  können.  Es  wird 
sich  daher  immer  mehr  die  Nothwendigkeit  heraosstellen, 
solchen  Gonflikten  durch  eine  Einrichtung  vorzubeugen,  welche 
den  Landesvertretungen  in  einer  oder  der  anderen  Weise  eine 
Theilnahme  an  der  Bundesgesetzgebung  einräumt. 

§.  152  a. 

Mittheilung  der  Motive  über  Competenz-  oder  Incom- 

petenzerklärungen  der  Bundesversammlung  an  die 

Betheiligten. 

In  der  Regel  pflegt  die  Bundesversammlung  bei  Eröffiinng 
ihrer  Entscheidungen  an  die  Betheiligten  (Reklamanten)  keine 
oder  doch  nur  sehr  allgemeine  Motive  beizufügen.  Ncr 
dann  wird  hier  und  da  eine  Ausnahme  gemacht,  wenn  die 
Reklamanten  ein  Interesse  daran  haben  können,  diese  Moti?e 
kennen  zu  lernen,  was  namentlich  der  Fall  ist,  wenn  Mangel 
an  Competenz  die  Bundesversammlung  hinderte,  auf  eine 
Reklamation  einzugehen,  so  dass  darin  ein  Anhalt  ftir  die  Be- 
urtheilung  der  Frage  gefunden  werden  kann,  ob  eine  Abhilfe 
der  erhobenen  Beschwerde  auf  anderem  Wege  möglich  sei*). 


^)  Ausdrücklich  hat  sich  in  dieser  Weise  erklärt:  das  Gütachten  des 
Ausschusses  in  Militärangelegenheiten,  betr.  die  Bitte  des  Torigen  Marine- 
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Die  Bandesprotokolle  enthalten  mehrfache  Beispiele,  dass  die- 
sem Principe  gemäss  die  Motive  ihrer  Beschlüsse  den  Rekla- 
manten mitgetheüt  worden  sind^). 


§.  153. 

Die  Landfriedens-   und  Rechtsverfassung  des  Biuides.. 

A.     Im    Allgemeinen,     verglichen     mit     der     Land- 
friedens-    und     Rechts-Verfassung     zur     Reichszeit; 
insbesondere    fortdauernder    Mangel    eines    ständigen 
Bundesgerichtes. 

I.  So  wie  das  deutsche  Reich  seinem  Wesen  nach  ein 
Landfriedens-Staat  war,  d.  h.  so  wie  seine  politischen  In- 
gtitntionen  hauptsächlich  auf  die  Erhaltung  des  Landfrie- 
dens berechnet  waren  und  die  gesammte  Rechtsverfassung 
des  Reiches  hiermit  im  engsten  Zusammenhange  stand,  so  ist 
auch  der  deutsche  Bund  seinem  Wesen  nach  ein  Landfrie- 
dens-Bundy  d.  h.  er  hat  den  Grundgedanken  der  ehe- 
maligen Reichsverfassung  beibehalten  und  zu  dem  seinigen 
gemacht,  und  daher  auch  seine  Rechtsverfassung  hiemach  ein- 
gerichtet und  ausgebildet. 

n.  Indem  die  Bundesakte  art.  2  die  äussere  und  innere 
Sicherheit  Deutschlands  als  den  eigentlichen  Bundes- 
zweck erklärt,  hat  sie  den  Gedanken  des  Landfriedens 
eben  so  klar  als  bestimmt  ausgesprochen,  wenn  gleich  das 


Zahlmeisters  2.  Klasse,  Christian  Schäfer,  um  Mittheilung  von  Ent- 
scheidungsgründen  Prot,  der  20.  Sitzung  vom  17.  Juni  1858  §.  278;  in 
G.  T.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThI.  11.  S.  683. 

«)  Vergl.  z.  B.  den  B.-B.  in  der  9.  Sitzung  vom  4.  März  1858,  im 
Prot  §.  112,  ebendas.  Tbl.  IL  S.  678;  betr.  die  Vorstellung  u.  Gesuch 
des  Herzogs  Carl  von  Looz-Corswaren  bezüglich  seiner  Successions- 
rechte  auf  das  Fürstenthum  Rheina-Wolbeck.  —  B.-B,  in  der  12.  Sitzung 
V.  6.  März  1858,  Prot  §.  160  ebendas.  Tbl.  U,  S.  679,  betr.  die  Be- 
schwerde des  Dr.  Eduard  Freyberg  zu  Berlin,  wegen  angeblich  ver- 
weigerter Justiz. 
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Wort ,, Landfrieden'^  in  den  Bnndesgnindgesetzen  nidit  ge- 
braucht wird.  Es  handelte  sich  sonach  nur  darum ,  die  Ein* 
richtungen,  welche  die  Durchführung  dieses  Grundgedankens 
erfordert^  in  einer,  den  eingetretenen  politischen  VeHbuderungen 
in  Deutschland  entsprechenden  Weise  zu  treffen.  Hierbei 
musste  namentlich  das  von  entschiedenem  Einflüsse  sein,  dags 
die  einzelnen  deutschen  Staaten  nunmehr  vollkommen  sou* 
verain  geworden  waren,  und  dass  der  deutsche  Bond  nach 
der  Absicht  seiner  Stifter  nur  ein  Staatenbund  yon  (mit 
sehr  geringen  Ausnahmen)  monarchischen  Staaten,  und 
kein  Bundesstaat  werden  sollte. 

III.  Es  ergibt  sich  hieraus  von  selbst,  dass  jene  Einrieb- 
tungen  der  Bechtsverfassung  des  ehemaligen  deutschen  Reiches, 
welche  die  völkerrechtliche  und  staatliche  Unselbststänr 
digkeit  der  einzelnen  deutschen  Länder  als  Grundlage  vor- 
aussetzten, der  nunmehr  völlig  veränderten  politischen  Stellung 
und  nunmehrigen  Selbstständigkeit  der  deutschen  Staaten  en^ 
sprechend  umgebildet  werden  mussten. 

lY.  Die  Folge  hiervon  war,  dass  man  von  der  Einrich- 
tung einer  obersten  richterlichen  Gewalt  in  dem  Sinne 
und  Umfange,  wie  solche  früher  bei  Kaiser  und  Beich 
gewesen  war  und  von  den  Reichsgerichten  ansgefibt 
wurde,  Umgang  nahm  und  eine  solche  oberstrichterliche  Ge- 
walt weder  der  Bundesversammlung  selbst  beilegte,  noch  aueb 
die  Einrichtung  eines  obersten  ständigen  Bundesgeriehtshofes 
an  der  Stelle  der  ehemaligen  Reichsgerichte  für  angemessen 
erachtete. 

V.  Dass  Letzteres  nicht  geschah,  und  dass  namentlidi 
das  Reichskammergericht,  der  alt- ehrwürdige  Wächter 
sowohl  der  Einheit  in  der  deutschen  Rechtsbildung,  als  der 
Unabhängigkeit  der  Rechtspflege  gegen  kaiserliche  und  lan- 
desherrliche Eingriffe  durch  keine  andere  zeitgemässe  Einrieb- 
tung  ersetzt  wurde,  ist  sehr  zu  beklagen.  Mit  dem  Aofhören 
der  richterlichen  Thätigkeit  des  Reichskammergeriohtes  verior 
die  Praxis  in  den  einzelnen  Ländern  das  Vorbild,  nach  wel- 
chem sie  sich  seit  Jahrhunderten  zu  richten  gewohnt  war,  und 
ebenso  versiegte  hiermit  jene  lebendige  Quelle,  aus  deren  Stu- 
dium die  Wissenschaft  bis  dahin  das  Lehrgebäude  des  ge- 
meinen Rechtes  entwickelt  und  fortgebildet  hatte,  welches  alle 
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deutschen  Staaten  mit  gerechtem  Stolze  als  das  Gesammteigen* 
thnm  der  deutschen  Nation  betrachteten. 

YI.  Es  ist  ttbrigens  schon  anf  dem  Wiener  Congresse 
anerkannt  worden ,  d^s,  wenn  es  der  Verfassung  an  einem 
Bundesgericht  fehle ,  man  nie  werde  die  Ueberzeugung  auf- 
heben können,  dass  dem  Rechtsgebäude  in  Deutschland  der 
letzte  und  nothwendigste  Schlussstein  mangele^*  Doch 
geschah  nichts  weiter  Ar  diesen  Ausbau  der  deutschen  Rechts- 
verfassung bis  zu  den  Dresdener  Gonferenzen,  wo  dieser 
Gegenstand  mit  entschiedenem  Ernste  aufgegriffen  und  zur  Be- 
rathung  tlber  die  Einführung  eines  Bundesgerichts  eine  Gom- 
mission  (die  vierte)  gewählt  wurde,  welche  das  Ergebniss  ihrer 
Berathungen  unter  dem  28.  April  1851  zu  Dresden  zusammen- 
stellte. In  der  neunten  Ministerialconferenz  daselbst  am 
15.  Hai  1851  wurde  beschlossen,  die  Resultate  der  Gommis- 
sioDsberathung  der  Bundesversammlung  zur  weiteren  ernsten 
and  soj^fiUtigen  Beraihung  zu  ttberweisen  ^).  Nach  dem  von 
der  vierten  Dresdener  Gommission  ausgearbeiteten  *Entwurfe 
sollte  das  Bnndesgericht  aus  einem  Präsidenten  und  mindestens 
sechs  Beisitzern  bestehen,  welche  sämmtlich  am  Sitze  des  Ge- 
richtes, d.  h.  am  Orte  der  Bundesversamndung  wohnen  sollten. 
Die  Ciompetenz  dieses  Gerichtshofes  sollte  auf  staatsrechtlicbe 
nnd  civifa-echtliche  Streitigkeiten  beschränkt  sein,  aber  in  dieser 
Beziehung  nicht  nur  die  Gompetenz  des  bisherigen  Bundes- 
Ansträgalgerichtes  und  Bundesschiedsgerichtes  umfassen,  son- 
dern auch  über  diese  hinaus  zweckmässig  erweitert  werden. 
Der  Charakter  eines  Strafgerichtshofes  sollte  aber  von  diesem 
Btmdesgerichte  möglichst  entfernt  gehalten  werden. 

Vn.  In  der  14.  Bundestags-Sitzung  vom  8.  Juli  1851, 
Prot  §.  67,  wurde  beschlossen,  einen  Ausschuss  niederzusetzen, 
der  die  gedachten  Vorschläge  der  vierten  Dresdener  Gommis- 
sion bearbeiten  sollte;  in  der  folgenden  15.  Sitzung,  Prot.  §.  76, 


0  Klaber,  Akten  des  Wiener  Congresses  n.  S.  16  flg. 

')  Die  Abstimmungen  der  Bevollmächtigten  der  deutschen  Staaten  in 
der  Dresdener  Ministerialconferenz  vom  15.  Mai  1851  finden  sich  auch  in 
dem  hier  unter  Nr.  YIU.  aufgeführten  Entwurf  eines  Vortrags  des  Bundes- 
ta^^-Ausschusses  vom  23.  Januar  1860. 
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wurde  dieser  Ausschnss  gewählt.  Nichtsdestoweniger  ruhte  die 
Sache,  aasser  dass  in  einem  Vortrage  der  Keklamations^Com- 
mission  in  der  Sitzung  vom  3.  März  1853,  Prot.  §.  50,  bemerb 
wurde,  „wie  es  aus  allgemeinen  RücksU^hten  wfinschensweiti! 
sei,  dass  die  deutschen  Regierungen  auf  die  ernste  Berathnnf 
der  Frage  wegen  Errichtung  eines  Bundesgerichtes  eingehen 
mögen ,  um  auch  Privatpersonen ,  sie  mögen  gegründete  odo^ 
ungegründete  Ansprüche  gegen  Bundesregierungen  verfolgen. 
die  Berechtigung,  darüber  einen  gerichtlichen  Anssproch  zu 
erlangen,  fflr  die  Znkunft  zu  sichern.^' 

VIII.  In  der  34.  Sitzung  vom  Jahre  1859,  Prot  §.  305, 
stellte  Baden  einen  Antrag,  die  Berathungen  über  die  Meli 
tung  eines  Bundesgerichtes  sofort  wieder  aufzunehmen  nod 
überreichte  zugleich  eine  Denkschrift,  welche  hierauf  bezfig- 
liehe  Vorschläge  enthielt.  Es  wurde  auch  in  derselben  Sitzimg 
beschlossen ,  diesen  Antrag  nebst  der  darin  in  Bezug  genonn 
menen  Denkschrift  dem  Ausschusse  zuzuweisen,  und  in  der 
36.  und  37.  Sitzung,  Prot.  §.  331,  337  wurde  dieser  Ausschnss 
um  zwei  Mitglieder  verstärkt.  Demselben  wurde  sodanD  schon 
in  seiner  Sitzung  vom  23.  Januar  1860  von  dem  Beferesiei! 
ein  ausführlicher  Entwurf  eines  Vortrages  vorgelegt;  jedoch  kt 
es  bei  der  bisherigen  Abneigung  von  Preussen,- diese  hoch- 
wichtige Angelegenheit  in  der  Bundesversammlung  zum  Ab- 
schlüsse gelangen  zu  lassen,  noch  nicht  zur  Erstattung  des 
Vortrages  in  der  Bundesversammlung  gekommen. 

IX.  Uniäugbar  leistet  sonach  die  gegenwärtige  deutsche 
Bundesverfassung  auf  der  Grundlage,  welche  sie  aus  der  alten 
Reichsverfassung  herübergenommen  hat,  ftbr  die  Einheit  mid 
Vollständigkeit  der  Rechtspflege  weniger,  als  Letztere 
geleistet  hatte.  Es  wird  daher,  so  lange  in  dieser  Bezidmng 
keine  Abhilfe  geschieht,  welche  allerdings  ihre  grossen 
Schwierigkeiten  hat,  und  keineswegs  so  leicht  zu  bewerkstel- 
ligen und  unbedenklich  in  ihren  Folgen  ist,  als  es  anf  den 
ersten  Anblick  scheinen  möchte,  doch  immer  eine  föblbare 
Lücke  in  der  Bundesverfassung  bleiben^). 


')  Vergl.  meinen  Aufsatz:  die  Vorarbeiten  filr  ein  ständisches  Bnn- 
desgericht  in  Deutschland  in  der  deutschen  Vierte^ahrsschrift,  Stuttg«i 
und  Tübingen,  1851,  Nr.  56,  S.  81  flg. 
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X.  Dagegen  hat  die  Landfriedensyerfassnng  bezüg- 
lich der  Exekution,  d.  h.  der  Handhabung  und  Vollziehung 
der  Bandesbeschlttsse,  bundesausträgalgerichtlichen  und  bun- 
desschiedsgerichtlichen Erkenntnisse  in  so  fem  an  Stärke 
gewonnen,  als  nach  der  Reichsverfassung  der  Erfolg  der 
Tom  Kaiser  und  Reiche  angeordneten*  Vollstreckungen  haupir 
sächlich  -von  dem  guten  Willen  der  Reichskreise  abhing  ^). 
Doch  smd  auch  in  dieser  Beziehung  in  der  Bundesverfassung 
noch  sehr  erhebliche  Mängel  zu  verspüren,  wie  z.  B.  na- 
fflentlich  der  Mangel  aller  Vorsorge  iür  die  Aufstellung  eines 
zu  selbstständigem,  energischem  Einschreiten  ohne  vorgängige 
Instruktionsholung  in  ausserordentlichen  Zeitumständen 
befugten,  d.  h.  mit  diktatorischer  Gewalt  vorübergehend 
begleiteten  Bundesorgans  ^).  Andere  Mängel  der  Landfriedens- 
Verfassung  des  Bundes  sind  dagegen  durch  keine  Gesetzgebung 
oder  Anordnung  zu  beseitigen,  v^eil  sie  in  der  BeschafiTenheit 
der  Elemente  selbst  liegen,  aus  welchen  der  Bund  gebildet  ist. 


*)  Die  Einrichtung  des  Exekutionsverfahrens,  siehe  unten  §.  170  flg. 

^)  Das  Bedürfhiss  der  Einrichtung  eines  solchen  Bundesorgans  haben 
die  Vorgänge  in  den  Jahren  1848—49  wohl  zur  Genüge  nachgewiesen. 
Auf  den  Antrag  der  badischen  Kegierung  hatte  die  B.-Y.  in  der  Sitzung 
T.  3,  Mai  1848,  Prot.  §.  406,  S.  532  flg.,  einstimmig  die  Errichtung  einer 
solchen  aus  drei  Personen  bestehenden  Exekutivbehörde  beschlossen;  es 
kam  aber  dieser  Beschluss  nicht  zur  Ausführung.  Wenn  solche  Einrich- 
tangen  nicht  in  ruhigen  Zeiten  berathen  und  beschlossen  werden,  so  ist 
st€ts  zu  befürchten,  dass  sie  im  Augenblicke  der  Gefahr  nicht,  oder  zu 
spät  zu  Stande  kommen.  —  In  der  Sitzung  v.  8.  Juli  1851,  Prot.  §.  67, 
wurde  auf  Antrag  des  Präsidiums  auch  ein  „politischer  Ausschuss  von 
sieben  Mitgliedern  beschlossen,  um  über  die  Arbeiten  der  ersten  und 
zweiten  Commission  der  Dresdener  Conferenz,  die  Massnahmen  für 
Sicherheit  und  Ordnung  im  Bunde  betr.  zu  berichten.  —  In  der  gemein- 
schaftHchen  Erklärung  von  Oesterreich  und  Preussen  in  derselben  Sitzung 
(Prot  §.  68,)  wird  es  ausdrücklich  (S.  130)  als  die  „dringendste  An- 
fordenmg*'  erklärt,  dass  der  innere  Friede  Deutschlands  befestigt,  und 
den  Kräften  der  Zerstörung,  die  ihn  seit  den  Ereignissen  des  Jahres  1848 
zerrütteten,  Einhalt  gethan  werde*'.  Sodann  heisst  es  eben  das.  weiter: 
,^u  den  wichtigsten  Erfolgen  der  Dresdener  Berathungen  gehört  es 
desshalb,  dass  sie  auch  in  der  Erkenntniss  dessen,  was  zur  Erhaltung  der 
inneren  Sicherheit  Deutschlands  nothwendig  ist,  die  den  wesentlichen 
Gmndsätzen  nach  bereits  bestehende  Uebereinstimmung  der  Regierungen 
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So  z.  B.  ist  offenbar,  dass  wenn  einmal  etwa  eine  Bimdes- 
exekution  gegen  eines  der  mächtigeren  Bnndesglieder  b^ 
schlössen  werden  wollte,  diese  im  Wesen  mit  einem  Schisma 
im  Bunde  gleichbedeutend  sein  nnd  in  ihrer  äusseren  Er- 
scheinung bei  der  Durchführung  von  einem  Kriege  der  dent- 
schen  Staaten  unter  einander  nicht  zu  unterscheiden  sdn 
würde*). 

§.  154. 

B.    Die  bundesgnindgesetzliclien  Bestimmungen   über 
Land£rieden  mid  Bechts Verfassung: 

a)   In  Bezug  auf  Erhaltung  des  Landfriedens  unter 
den  Bunde§gliedem  selbst. 

L  Das  erste  und  eigentliche  LandMedensgesetz  des  deut- 
schen Bundes  ist  art.  11  der  Bundesakte.  Abgesehen  von  der 
darin  ausgesprochenen  Verpflichtung,  sowohl  ganz  Deutschland; 
als  jeden  einzelnen  Bundesstaat  gegen  jeden  auswärtigen  An- 
griff in  Schutz  zu  nehmen,  und  keine  Bttndnisse  zu  schliessen, 
welche  gegen  die  Sicherheit  des  Bundes  oder  einzehier  Bundes- 
staaten gerichtet  wären,  wovon  besonders  bei  der  Darstellung 
der  auswärtigen  Verhältnisse  gehandelt  werden  wird,  ist 
daselbst  das  Verbot  der  Selbsthilfe  in  derselben  Webe 
ausgesprochen,  wie  dies  zur  Zeit  der  Beichsyerfassung  bestand. 
Es  machen  sich  nämlich  in  der  Bundesakte  art.  11,  Abs.  4 
die  Bundesglieder  verbindlich,  „einander  unter  keinerlei  Vor- 


ausdracklich  beurkunden.  Von  dieser  Erkenntniss  für  das  allgemeine  WeU 
Gewinn  zu  ziehen,  sie  rasch  und  entschieden  zurThat  zu  gestal- 
ten, ist  unstreitig  die  nächste  Aufgabe  dieser  hierzu  mit  dem  gwusen  An- 
sehen des  Rechtes  und  der  Macht  ausgerüsteten  hohen  Yersammlimg  . . . 
Auf  militärische  und  polizeiliche  Vorkehrungen  wird  sich  aber  die  Thitig- 
keit  des  Bundes  nicht  beschränken  dürfen.*'  (Die  nftdiBte  Folge  dieses 
Antrags  waren  die  B.-B.  vom  23.  August  1851;  siehe  oben  §.  150.) 

6)  Betrübende  Beispiele  bieten  bereits  der  Krieg  mit  Dänemark  in 
Holstein  1848;  die  Aufstellung  preussischer  Truppen  einerseitB  nnd  d«r 
Bundestruppen  (Baiem  und  Oesterreicher)  andererseits  in  Eurheasen  (Okt 
u.  NoY.  1860). 
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wand  ZQ  bekriegen,  noeh  ihre  Streitigkeiten  mit  Gewalt 
ZQ  yerfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundesversammlnng 
anzubringen.  Dieser  liegt  alsdann  ob,  die  Yermittelnng 
durch  einen  Ansschnss  zu  versaehen  nnd  falls  dieser  Yersueh 
fehlschlagen  sollte,  nnd  demnach  eine  richterliche  Ent- 
scheidung nothwendig  wttrde,  solche  durch  eine  wohl- 
geordnete Austrägalinstanz^  zu  bewirken,  deren  Aus- 
sprach die  streitenden  Theile  sich  sofort  zu  unterwerfen 
haben. 

n.  Diese  Bestinmiungen  sind  in  der  Wiener  Schlussakte 
art  21,  22  u.  23  neuerdings  anerkannt,  und  namentlich  hin- 
sichtlich des  bundesgrundgesetzlichen  Austrägalrerfahrens  weiter 
aosgeflihrL  Zugleich  (art  24)  wurde  ausgesprochen,  „dass  es 
übrigens  den  Bundesgliedem  freistehe,  sowohl  bei  den  einzelnen 
Yorkommenden  Streitigkeiten,  als  für  alle  ktlnftige  Fälle,  wegen 
besonderer  Austräge  oder  Compromisse  übereinzukom- 
men, wie  denn  auch  frühere  Familien-  oder  Yertrags- 
Äusträge  durch  Errichtung  der  Bundes-Austrägal-Instanz 
nicht  aufgehoben,  noch  abgeändert  werden.'^ 

ni.  „Da  Eintracht  und  Friede  unter  den  Bundesglie- 
dem ungestört  erhalten''  d.  h.  da  jedem  Landfriedens- 
brache vorgebeugt  werden  soll,  „so  hat  die  Bundesver- 
sammlung nach  der  Wiener  Schlussakte  art.  18,  wenn  die 
innere  Ruhe  und  Sicherheit  des  Bundes  auf  irgend  eine 
Weise  bedroht  oder  gestOrt  ist,  über  Erhaltung  öder 
Wiederherstellung  derselben  Rath  zu  pflegen,  und  die  dazu 
geeigneten  Beschlüsse  nach  Anleitung  der  in  den  folgenden 
Artikehi  enthaltenen  Bestimmungen  zu  fassen/' 

IV.  Wenn  nändich  „zwischen  Bundesgliedem  Thätlich- 
keiten  zu  besorgen,  oder  wirklich  ausgeübt  worden 
sind,  so  ist  die  Bundesversammlung  (W.  S.-A.  art.  19) 
berufen,  vorläufige  Massregeln  zu  ergreifen,  wodurch 
jeder  Selbsthilfe  vorgebeugt  und  der  bereits  unternom- 
menen Einhalt  gethan  werde.  Zu  dem  Ende  hat  sie  vor 
Allem  fttr  Aufrechthaltung  des  Besitzstandes  Sorge  zu 
tragen." 

V.  „Wenn  die  Bundesversamndung  von  einem  Bundes- 
gliede  zum  Schutze  des  Besitzstandes  angerufen  wird,  und  der 
jüngste^  Besitzstand  streitig  ist,  so  soll  sie  (W.  S.-A. 

ZOpfl,  SUateeebt.  6.  Anfl.  I.  25 
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art.  20)  ftir  diesen  besonderen  Fall  befiigt  sein,  ein  bei  k 
Sache  nicht  betheiligtes  Bnndesglied  in  der  Nähe  des  n 
schlitzenden  Gebietes  aufzufordern,  die  Thatsache  de» 
jüngsten  Besitzes  nnd  die  angezeigte  Störung  d& 
selben  ohne  Zeitverlust  durch  seinen  obersten  Gerichtshof 
summarisch  untersuchen  und  darüber  einen  rechtliehti: 
Bescheid  abfassen  zu  lassen,  dessen  Vollziehnng  die 
Bundesversammlung,  wenn  der  Bundesstaat,  geeei 
welchen  er  gerichtet  ist,  sich  nicht  auf  vorgängige  Auffor 
derungen  freiwillig  dazu  versteht,  durch  die  ihr  zn  diesci 
Ende  angewiesenen  Mittel  zu  bewirken  hat/'  In  dieser  Wek 
ist  also  auch  das  alte  reichsrechtliche  Verfahren  inpouif- 
sorio  summariissimo  in  Landeshoheitsstreitigkeiten  in  das  Boe- 
desrecht  herüber  genommen  worden. 

§•  155. 

b)    Bundesgrundgesetzliche  Bestimmungen   in  Bezug 
auf  die  imiere  Ruhe  der  einzelnen  Bundesstaaten. 

I.  Die  Wiener  Schlussakte  art.  25  erkennt  es  als  Grnnd 
satz  an,  dass  die  Erhaltung  der  inneren  Ruhe  und  Ord- 
nung in  den  Bundesstaaten  den  Regierungen  allek 
zustehe.  Es  ist  dies  ganz  im  Einklänge  mit  der  Gnmdanflir^ 
sung  der  staatsrechtlichen  Stellung  der  einzelnen  Kegienmgeü 
zum  Bunde,  wonach  die  Landesregierung  principiell  Sache  de: 
ersteren  ist  und  soweit  als  unter  den  Begriff  der  jura  gingf^'> 
tum  gehörig  betrachtet  werden  muss,  als  nicht  das  Gegentheii 
aus  den  positiven  Bestimmungen  der  Bundesgesetze  nsd  den 
allgemeinen  Bundeszwecken  nachzuweisen  ist  Es  kann  daher 
nach  der  Wiener  Schlussakte  art.  25  nur  als  Ausnakme,  in 
Bücksicht  auf  die  innere  Sicherheit  (den  Landfrieden)  des 
gesammten  Bundes  und  in  Folge  der  Verpflichtaug  der  Bob^ 
desglieder  zn  gegenseitiger  Hilfeleistung,  die  Mitwirkung 
der  Gesammtheit  zur  Erhaltung  oder  Wiederhcrstellong  ^^^ 
Ruhe,  im  Falle  einer  Widersetzlichkeit  der  Unter 
thanen  gegen  die  Regierung,  eines  offenen  Aufmir» 
oder  gefährlicher  Bewegung  in  mehreren  Bundesstaatö): 
stattfinden. 
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n.  Hieran  reihen  sich  folgende  BestimmiiDgeii  der  Wiener 
Schlnssakte  art.  26.:  ,,Wenn  in  einem  Bundesstaate  dnrch  Wi- 
dersetzlichkeit der  Unterthanen  gegen  die  Obrigkeit 
die  innere  Rühe  unmittelbar  gefährdet,  und  eine  Verbreitung 
aufrührerischer  Bewegungen  zu  fürchten,  oder  ein  wirklicher 
Aufruhr  zum  Ausbruch  gekommen  ist,  und  die  Regierung 
selbst,  nach  Erschöpfung  der  verfassungsmässigen  und  ge- 
setzlichen Mittel,  den  Beistand  des  Bundes  anruft,  so 
liegt  der  Bundesversammlung  ob,  die  schleunigste 
Hilfe  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  zu  veranlassen. 
Sollte  im  letztgedachten  Falle  die  Regierung  notorisch 
ausser  Stande  sein,  den  Aufruhr  durch  eigene 
Kräfte  zu  unterdrücken,  zugleich  aber  durch  die  Um- 
stände gehindert  werden,  die  Hilfe  des  Bundes  zu  begehren, 
so  ist  die  Bundesversammlung  nichts  desto  weniger  verpflichtet, 
auch  unaufgerafen  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  und 
Sicherheit  einzuschreiten.  In  jedem  Falle  aber  dürfen  die 
verftigten  Massregeln  von  keiner  längeren  Dauer  sein,  als  die 
Regierung,  welcher  die  bundesmässige  Hilfe  geleistet  wird,  es 
notiiwendig  erachtet."  Art.  27 :  „Die  Regierung,  welcher  eine 
solche  Hilfe  zu  Theil  geworden,  ist  gehalten,  die  Bundesver- 
sanmdung  von  der  Veranlassung  der  eingetretenen  Unruhen 
in  Kenntniss  zu  setzen  und  von  den  zur  Befestigung  der  wie- 
derhergestellten gesetzlichen  Ordnung  getroffenen  Massregeln 
eine  beruhigende  Anzeige  an  dieselbe  gelangen  zu  lassen." 
Art.  28 :  „Wenn  die  öffentliche  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung 
in  mehreren  Bundesstaaten  durch  gefährliche  Verbindungen 
nnd  Anschläge  bedroht  sind,  und  dagegen  nur  durch  Zusam- 
menwirken der  Gesammtheit  zureichende  Massregeln  ergriffen 
werden  können,  so  ist  die  Bundesversammlung  befugt  und  be- 
rufen, nach  vorgängiger  Rücksprache  mit  den  zunächst  bedrohten 
Begierungen  solche  Massregebi  zu  berathen  und  zu  beschliessen." 

lU.  An  diese  bnndesgrundgesetzliche  Bestimmung  reihen 
sich  die  zahlreichen  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  poli- 
zeilich en  Inhalts,  sowie  die  Bundesbeschlüsse  über  die  Presse, 
Vereine  u.  dergl.,  deren  an  den  geeigneten  Orten  besondere 
Erwähnung  geschehen  wird. 

IV.  Um  den  Störungen  des  Landfriedens  in  den  Bundes- 
staaten wegen  Streitigkeiten  zwischen  Regierungen  und  ihren 
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Landfitänden  vorzubeugen,  hat  die  Bundesyersammlimg  za 
deren  friedlicher  Erledigang  eine  entscheidende  Instanz  unter 
dem  Namen  eines  Bnndesschiedsgerichtes  durch  Bundes- 
beschluss  vom  30.  Oktbr.  1834  angeordnet. 

§.  156. 

c)    BundesgrundgesetzKche    Bestiimnungen    in    Bezug 

auf  die  Rechtspflege  in  den  Bundesstaaten: 

1)  Nothwendigkeit  von  Gerichten  dritter  Instanz: 

Aktenversendung. 

I.  Obgleich  sich  die  Stifter  des  deutschen  Bundes  nicht 
tlber  die  Einrichtung  eines  beständigen  Bundesgerichtshofes  mit 
einer  ähnlichen  Gompetenz,  wie  die  des  Beichskammergerichts 
gewesen  war^  verständigen  konnten,  und  obgleich  somit  der 
auf  die  Landfriedens-Idee  gebauten  Bechtsverfassung 
der  eigentliche  Schlussstein  fehlt ^X  ^^  ^^  ^  doch  nicht 
ihre  Meinung,  die  Bechtspflege  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
nunmehr  lediglich  der  Willktihr  der  einzelnen  Regierungen 
zu  überlassen  und  den  Unterthanen  jeden  Schutz  gegen  Ver- 
kümmerung der  Bechtspflege,  welchen  sie  zur  Zeit  des  Beichs- 
verbandes  durch  Anrufen  der  Beichsstaatsgewalt  oder  der 
Beichsgerichte  finden  konnten,  zu  entziehen. 

n.  Um  den  Unterthanen  der  Bundesstaaten  ftlr  den  Weg- 
fall der  höchsten  Beichsgerichte  wenigstens  einen  theilweisen 
Ersatz  zu  gewähren,  wurde  in  der  Bundesakte  art  12  die 
Justizpflege  nach  drei  Instanzen  als  ein  hn  deutsehen 
Bunde  ftir  alle  Bundesstaaten  festgestellter  Grundsatz  ans- 
gesprochen 2),  und  somit  den  Staaten,  in  welchen  bisher  noch 
keine  dritte  Instanz  eingerichtet  gewesen  war,  weil  ihnen  die 
Reichsgerichte  als  solche  gedient  hatten,  die  Einrichtung  einer 
solchen  zu  Pflicht  gemacht.  Von  der  Art  und  Weise,  wie  dieser 
bundesgrundgesetzlichen  Vorschrift  in  den  einzelnen,  insbeson- 
dere in  den  kleineren  Staaten  zu  genügen  ist,  so  wie  von 


«)  Siehe  oben  §.  153. 

^  {n  dieser  Weise  erklärt  sich  über  den  Sinn  des  art  12  der  Bandes- 
akte, die  provisor.  Competenzbestinunung  der  B.-V.  y.  12.  Joni  1817,  $.  5. 
Nr.  d,  lit  a,  Abs.  2. 
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dem  hierbei  anter  gewissen  Yoranssetzmigen  bnndesgnmd- 
gesetzlich  den  Parteien  gestatteten  Bechte  der  Aktenver- 
sendnng  an  eine  deutsche  Jnristenfakoltät  oder  einen  Schöf- 
feostnhl  wird*  im  §.  446  ausführlich  gehandelt 

^.  15.6  a. 

•2)  Bimdesgrundgesetzliche  Zusicherungen  von  Abhilfe 
im  Falle  einer  Justizverweigerung. 

I.  So  wie  sich  schon  die  Keichsgesetzgebung  emstlichst 
hatte  angelegen  sein  lassen,  die  Unterthanen  in  den  einzelnen 
Ländern  gegen  Justizverweigernng  und  VerzOgernng 
der  Rechtspflege  zu  schützen,  so  hat  auch  die  Bnndesgesetz- 
geboDg  nicht  unterlassen,  in  gleicher  Weise  schützende  Normen 
aufzustellen  *).  Schon  in  der  provisorischen  Gompetenzbestim- 
mung  der  Bundesversammlung  vom  12.  Juni  1817,  §.  5,  Nr.  3, 
Lit  a.  wurde  es  als  eine  selbstverständliche  Folgerung  aus  der 
eben  erwähnten  Bestimmung  des  art.  12  der  Bundesakte  er- 
klär^ dass,  wenn  der  Fall  einer  in  Bechtssachen  eintretenden 
Jastizverweigernng  oder  einer  derselben  gleich  zu  achtenden 
Verzögerung  vorkommen  sollte,  die  Bundesversammlung  so 
befugt  als  verpflichtet  sein  würde,  erwiesene  begründete 
Beschwerden  über  wirklich  gehemmte  oder  verweigerte 
Rechtspflege  anzunehmen,  um  darauf  die  gerichtliche 
Hilfe  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  durch  ihre  Verwen- 
dung zu  bewirken. 

IL  Hiermit  übereinstimmend  wurde  sodann  in  die  Wiener 
Schlussakte  vom  15.  Mai  1820,  art.  29  die  Bestimmung  auf- 
genommen: „Wenn  in  einem  Bundesstaate  der  Fall  einer 
Justiz-Verweigerung  eintritt,  und  auf  gesetzlichen 
Wegen  ausreichende  Hilfe  nicht  erlangt  werden  kann,  so 
liegt  der  Bundesversammlung  ob,  erwiesene,  nach 
der  Verfassung   und   den  bestehenden  Gesetzen  jedes 


^)  Unahhängige,  unparteiische  Rechtspflege  und  Unterlassen  aller  Ea- 
^ustiz  wird  insbesondere  anbefohlen  in  der  W.  K.  (1792)  art  XYI, 

§.  4;  XVII,  §.  6,  7;  XVIU,  §.  3,  4;  XIX,  §.  3,  4;  XXI,  §.  5,  6.  (Siehe 

auch  oben  §.  84;  §.  99,  XI,  D;  §.  102,  IV,  c.) 
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Landes  zn  beurtheilende  Beschwerden  über  verwei- 
gerte oder  gehemmte  Rechtspflege  anzunehmen,  und 
darauf  die  gerichtliche  Hilfe  bei  der  BnndesFegiemng, 
die  zu  Beschwerde  Anlass  gegeben  hat,  zn  bemrken/^ 

III.  Die  Fassung  der  Bestimmung  über  das  Einschreiten 
der  Bundesversammlung  im  Falle  einer  Justizverweigerung  in 
der  Gompetenzbestimmung  vom  12.  Juni  1817  und  in  der 
Wiener  Schlnssakte  unterscheidet  sich  sehr  wesentlich  dadurch,' 
dass  nach  der  ersteren  Fassung  nur  von  einer  „V  er  Wen- 
dung^' der  Bandesversammlung,  in  der  letzteren  Fassung  aber 
von  einem  „Bewirken"  der  gerichtlichen  Hilfe  die  Rede  ist 
Die  Bundesversammlung  hat  also  nach  der  Wiener  Schlussakte 
das  Recht,  der  Bundesregierung,  welche  zu  Beschwerde  ge- 
gründeten Anlass  gegeben  hat,  durch  einen  förmlichen,  nach 
der  Regel  der  Stimmenmehrheit  zu  fassenden  Beschlnss,  die 
Bewirkung  der  Abhilfe  eben  so  bestimmt  aufzugeben  und 
Nachweis  über  den  Vollzug  zu  begehren,  wie  in  den  anderen 
Fällen,  in  welchen  eine  Regierung  ihrer  bundesmässigen  Ver- 
pflichtung nicht  nachkommen  würde  ^). 

IV.  Wo  ein  Gericht  einen  Kläger  abgewiesen,  oder  gegen 
eine  Partei  entschieden  hat,  lässt  sich  nicht  behaupten,  dass 
eine  Justizverweigerung  vorliegt 3).  Zu  einer  „sachlichen 
Prüfung"  ergangener  gerichtlicher  Erkenntnisse  ist  die  Bnn- 


*)  Oben  §.  151.  —  Ganz  diesen  Grundsätzen  gemäss  hat  die  B.-V.  in 
der  Sitzung  vom  7.  Oktober  1830,  Prot  §.  236,  auf  die  Beschwerde  des 
Freiherm  v.  Sierstorpff  wider  den  Herzog  Karl  von  Braunschweig 
wegen  Cassirung  eines  zum  Vortheü  des  ersteren  ergangenen  landesgericht- 
lichen Urtheils,  beschlossen:  1)  Die  am  9.  Jänner  1.  J.  auf  Befehl  Sr. 
Durchlaucht  des  Herzogs  von  Braunschweig  vorgenommene  Cassation 
des  vom  herzoglichen  Landesgerichte  unter  d.  4.  desselben  Monats  abge- 
gebenen und  publicirten  Erkenntnisses  in  der  Sache  des  Freiherm  v.  S., 
wegen  verletzter  Ehrerbietung  gegen  Se.  herzogl.  Durchlaucht,  wird  für 
wirkungslos  erklärt  und  die  herzogliche  Regierung  wird  auf- 
gefordert, die  Ausführung  dieses  Erkenntnisses  nicht  zq 
behindern.  2)  VTird  einhellig  erkannt,  es  verstehe  sich  von  selbst,  das 
aus  Anlass  der  vorliegenden  Beschwerde  der  Rückkehr  des  FreiL  v.  3. 
und  seiner  Familie  nach  Braunschweig  und  seinem  Aufenthalte  daselbst 
von  Seiten  Sr.  Durchlaucht  des  Herzogs  keinHinderniss  weiter  in 
den  Weg  gelegt  werden  könne." 

s)  Eben  so  äussert  sich  ein  Bericht  der  ReklamationscommissiOD, 
Sitzung  V.  a  März  1853,  Prot  §.  50,  S.  206. 
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desTeTsammlong  taberhanpt  nicht  competent^):  sie  ist  es  daher 
selbst  dann  nicht,  wenn  sie  die  Ueberzeugnng  gewänne,  dass 
die  Landesgerichte  den  Fall  unrichtig  entschieden  hätten,  da 
Bie  weder  Appellhof  noch  Cassationshof  in  dem  Sinne  ist,  wie 
dies  die  ehemaligen  obersten  Reichsgerichte  waren  ^). 

V.  Desgleichen  ist  nach  dem  Wortlaute  und  Sinne  des 
art.  29  der  Wiener  Scblussakte  die  Bundesversammlung  nicht 
eompetent,  eine  Beschwerde  über  Justizverweigerung  in 
Sachen  anzunehmen,  welche  durch  die  Landesgesetzge- 
bnng  ausdrücklich  der  Cognition  der  Grcrichte  entzogen  sind, 
wie  dies  z.  B.  nach  dem  k.  Hannoverischen  Landesverfas- 
songsgesetz  vom  6.  August  1840  §.  39  bezüglich  behaupteter 
Verletzung  wohlerworbener  Rechte  durch  einen  S  t aats  v  er  tr  ag 
oder  durch  die  Gesetzgebung  der  Fall  ist^). 


*)  Aasdräc]dich  erklärt  dies  der  Aber  die  Beschwerde  des  Dr.  Eduard 
Freyberg  zu  Berlin  wegen  angeblich  verweigerter  Justiz  ergangene  B.-B. 
T.  26.  März  1858,  12.  Sitzung,  Prot.  §.  160,  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  n.  S.  679. 

^)  In  dieser  Weise  hat  sich  die  B.-Y.  über  die  Beschwerde  des  Grafen 
T.  Hallberg  ausgesprochen.  (Prot.  d.  B.-V.  24.  März  1824,  §.  72.  (Siehe 
oben  §.  1'13,  Note*  5  u.  8.) 

^)  Auch  Preussen  hat  bei  mehr£achen  Gelegenheiten  in  der  Bundes- 
Tersammlung  geltend  gemacht,  dass  nach  seiner  Rechtsverfassung 
(Kabinetsordren  y.  2.  Nov.  1822  u.  4.  Dec.  1831)  keineswegs  allgemein  in 
Ansehung  der  aus  Staatsverträgen  abgeleiteten  Rechte  und  Verpflichtungen 
die  richterliche  Cognition  statthaft  sei,  sondern  nur  in  Fällen,  wo  Sinn  und 
Bedeutung  der  Staatsverträge  zweifelhaft  sei  (vergl.  Prot  der  B.-V.  vom 
26.  März  1841,  §.  99,  S.  162;  Prot.  v.  24.  Aug.  1844,  §.  262,  S.  777,  779): 
und  nach  einer  k.  Verordnung  v.  25.  Jan.  1823 ,  Ges.  Samml.  S.  19,  haben 
überdies  die  Gerichte  vor  Abfassung  eines  Erkenntnisses  die  Aeusserung 
des  f^Iinisteriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten  einzuholen  „und  sich 
darnach  bei  der  Entscheidung  lediglich  zu  richten'^  Noch  bestimmter 
erklarte  sich  Preussen  in  einer  an  das  Reichsministerium  gerichteten 
Erklärung  v.  19.  Febr.  1849,  dass  die  Ausschliessung  des  Rechts- 
wegs nicht  etwa  eine  lediglich  in  Bezug  auf  die  westphälischen  Ansprüche 
angeordnete  Massregel  sei,  sondern  eine  allgemeine  gesetzliche  Bestim- 
mung, wodurch  kein  neuer  Rechtsstand  eingeführt,  sondern  nur  die  be- 
stehende Unterscheidung  festgehalten  werde,  vermöge  welcher  die  Verbind- 
lichkeiten, welche  nicht  von  irgend  einer  fiskalischen  Behörde  begründet 
seien,  sondern  bei  welchen  das  Staatsoberhaupt  selbst  in  seinem 
Uoheitsrechte,  durch  Friedensschlüsse  sich  zu  verpflichten  oder  nicht 
zu  verpflichten,   in  Betracht  komm,e,  eine   richterliche   Cognition 


§.  156  b.  Gegenseitige  Bach^Bbilfe, 

VI.  In  der  Wiener  SchloBsakte  art.  63  wird  d^  iDittcIlMir 
gewordenen  Fürsten,  Grafen  nnd  Herren  unter  gewissen  Vor* 
anssetznngen  wegen  verweigerter  gesetzlicher  nnd  veAamp- 
massiger  Rechtshilfe  ein  ganz  besonderer  Schutz  der  Bond» 
versanunlang  zugesichert,  wovon  im  §.  158  Nr.  YL  2  heemim 
gehandelt  wird. 

§.  156  b. 

3)      Der    Bundesbeschluss     vom     8.    August    1861 

XXVUI.  Sitzung,  Prot.  §.  238.  die  in  den  deutschen 

Bundesstaaten     in     bürgerKchen    Bechtsstreitigkeiteii 

gegenseitig  zu  gewährende  Rechtshilfe  betreffend. 

Um  einem  längst  allgemein  geflihlten  Bedür&isse  abzu- 
helfen,  wurde  der  in  Nürnberg  zur  Berathung  des  Handekg^ 
setzbuches  niedergesetzten  Gommission  von  der  Bnndesrer- 
sammlung  der  Auftrag  ertheilt,  einen  Gesetzentwurf  Aber  die 
in  den  deutschen  Bundesstaaten  in  bürgerlichen  Recbt88breitig< 


überaU  nicht  zulftssig  sei.  Die  Bundesrersaiiimlaiig  hat  demgennss  taä 
bisher  die  g^en  Preussen  auf  den  Gmnd  des  art  29  der  W.S.-A.  eäs- 
benen  Beschwerden  westphälischer  Gläubiger  wegen  JastizTerweigräong  ab- 
gewiesen. Yergl.  den  Vortrag  der  Beklamation8CommissionV.S.£n 
1853,  Protok.  §.50,  S.  206.  —  Sehr  bemerkenswerth  ist  d3g^a  dts 
bayerische  Votum,  in  der  Sitzung  der  B.-V.  Tom  24.  Aug.  1844,  M 
§.  262,  S.  795  flg.,  worin  aasgefOhrt  wird,  dass  derartige  Gnmdsätxe  oiclii 
nur  in  keinem  anderen  deutschen  Staate  gelten,  sondern  dass  a^wä 
die  B.-V.  selbst  in  Sachen  des  Grafen  y.  Kielmannsegge  gegen  die  k-di- 
nische  Regierung  (Prot.  1837,  §.  251)  in  einem  förmlichen  Besdilos  be- 
reits gegen  die  Richtigkeit  des  Satzes,  „dass  auch  die  Entscheidung  öbe^ 
die  aus  einem  Staatsvertrage  abzuleitenden  Rechte  und  Verpflidttassoi 
dem  Rechtswege  entzogen  sein  solle,*'  ausgesprochen  hat,  und  dass  ei|^ 
nach  einer  neueren  k.  preuss.  Verordnung  y.  26.  Nov.  1843  (G^-SÜml 
Nr.  33,  S.  369)  den  Gerichten  die  selbstige  Auslegung  von  Staatsvertriges 
wieder  eingeräumt  und  dabei  nur  die  Verpflichtung  auferlegt  worden  sd. 
in  Prozessen,  bei  deren  Entscheidung  es  auf  die  völkerrechtliche  GfltigbeiL 
die  Anwendbarkeit  oder  die  Auslegung  von  Staatsvertrfigen  ankommt,  v» 
Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  die  zum  Zweck  der  icdi^ 
liehen  Beurtheilung  erforderliche  Auskunft  einzuholen.  Auf  die  ezoibitaoi£ 
und  singulare  Beschaffenheit  der  k.  preuss.  Verordnung  v.  25.  Jan.  ISS 
hat  schon  Heffter,  Beitr.  1829,  Vorwort,  S.  XIV,  hingewiesen.  -  VergL 
auch  J.  L.  Elüber,  die  Selbstständigkeit  des  iföchteramtes  im  YerUltnis 
zu  einer  preuss.  Verordnung  v.  25.  Jänner  1823.    Frankf.  a.  M.  1832. 
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keites  gegenseitig  zu  gewährende  Bechtehilfe  auszuarbeiten. 
Der  von  dies^  Gommission  vorgelegte  Gesetzentwurf  findet 
sich  als  Beilage  zn  §.  220  des  Prot,  der  26.  Sitzung  der  deuir 
schen  Bundesversammlung  vom  25.  Juli  1861^).  Durch  Bnn- 
desbeschluss  vom  8.  August  1861,  28.  Sitzung,  Prot.  §;  2382) 
sind  bereits  die  Begiemngen  der  deutschen  Bundesstaaten  auf- 
fordert worden,  sich  darüber  auszusprechen,  ob  und  in  welchem 
UmfEioge  sie  geneigt  sind,  diesem  Oesetzentwurfe  ihre  Zustim- 
mang  zn  ertheilen,  und  steht  sonach  die  Erhebung  desselben 
zum  Bundesbeschlusse  in  Aussicht'). 

§.  157. 
d)  Bundesgrundgesetzliche  Bestimmungen  in  Bezug  auf 
die  Forderungen  von  Privatpersonen  gegen  ßundes- 
glieder.    (Art.  30  der  Wiener  Schlussakte.) 

L  Da  mit  der  Auflösung  der  ehemaligen  obersten  Beichs- 
gerichte  die  Instanzen  weggefallen  waren,  vor  welchen  auch 
mehrere  deutsche  Staatsregierungen  zusammen  von  Gläubi- 
gem oder  anderen  Privatpersonen,  welche  Entschädigungsfor- 
demngen  u.  dergl.  geltend  machen  wollten,  belangt  werden 
konnten,  und  da  hiemach  die  Bechtsverfolgung  solchen  Privat- 
personen ausserordentlich  dadurch  erschwert  werden  musste, 
wenn  sie  jede  Staatsregiemng  einzeln  belangen  und  gegen 
jede  besonders  etwa  den  Beweis  führen  sollten,  in  welchem 
ÄntheOe  nach  den  neueren  Territorialveränderungen  dieselbe 
zur  Tilgung  der  Schuld  beizutragen  habe,  so  wurde  aus  billiger 
Rücksicht  auf  die  nunmehr  höchst  ungünstige  Stellung  solcher 
Privatpersonen  in  die  Wiener  Schlussakte  art.  30  die  Bestim- 
mung aufgenommen:  „Wenn  Forderungen  von  Privatpersonen 
desshalb  nicht  befriedigt  werden  können,  weil  die  Verpflich- 
timg, denselben  Genüge  zu  leisten,  zwischen  mehreren 
Bandesgliedern  zweifelhaft  oder  bestritten  ist, 
80  hat  die  Bundesversammlung,  auf  Anrufen  der  Betheiligten, 
zuvörderst  eine  Ausgleichung  auf  gütlichem  Wege  zu  versuchen, 


0  In  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jinr.  Con£  Genn.  Thl.  III.  Liet  2.  S.  236. 

^  Ebendas.  Thl.  m.  lief.  2.  S.  236. 

*)  üeber  den  Inhalt  dieses  Gesetzentwurfes,  siehe  unten  §.  446  a. 
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im  Fall  aber,  dass  dieser  Versuch  ohne  Erfolg  bliebe,  und  die 
in  Anspruch  genommenen  Bundesglieder  sich  nicht  in  einer  zn 
bestimmenden  Frist  über  ein  Oompromiss  vereinigen,  die 
rechtliche  Entscheidung  der  streitigen  Vorfrage  durch  eine 
Austrägal-Instanz  zu  veranlassen"^). 

II.  Durch  diese  Bestimmung  der  Wiener  Schlussakte  ist 
keineswegs  den  betheiligten  Privatpersonen  das  Recht  beige 
legt,  die  von  ihnen  in  Anspruch  genommenen  Bundesglieder 
selbst  vor  das  Bundesausträgalgericht  zu  fordern,  oder  den- 
selben gegenüber  als  Gegenparthei  vor  dem  nnr  zur 
Schlichtung  von  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  anter 
sich  berufenen  Bundesausträgalgerichte  aufzutreten^  sondern 
es  ist  nur  Sache  der  Bundesversammlung,  auf  Anrufen 
der  betheiligten  Privatpersonen  die  betreffenden  Bundes- 
g  1  i  e  d  e  r  anzuweisen  und  anzuhalten ,  die  •  V  o  r  f  r  a  g  e  der 
Passivlegitimation  durch  ein  freigewähltes  Oompromiss 
oder  die  Bundesausträgalinstanz  unter  sich  verhandeln  und 
entscheiden  zu  lassen^). 

III.  So  wie  aber  ein  jedes  richterliche  Urtheil  nur  unter 
den  Partheien  Bechtsverhältnisse  feststellen  kann,  so  hat  in 
diesem  Falle  das  compromissarische  oder  austrägalgerichtliche 
Erkenntniss  auch  nur  die  Wirkung,  unter  den  mehreren 
Bundesgliedern  zu  bestimmen,  welches  von  ihnen  als 
Schuldner  oder  zu  welchem  Antheile  es  als  Mitschuldner  von  der 
betheiligten  Privatperson  in  Anspruch  zu  nehmen  ist  Em- 
durch  ist  also  ein  weiterer,  zwischen  der  bezeichneten  Staats- 
regierung und  der  betheiligten  Privatperson  über  die  recht- 
liche Natur,  den  6rund  und  Betrag  der  Forderung  und 


*)  Hinsichtlich  der  Prozesse,  welche  bereits  zur  Zeit  der  Anflösung  d(s 
Reiches  an  dem  Reichskammergerichte  gegen  mehrere  jetzige  Bundesgheder 
als  Streitgenossen  anhängig  waren,  hat  die  B.-V.  die  mehreren  Beklagt«i 
veranlasst,  sich  über  ein  gemeinschaftliches  Gericht  zur  Erledigang  der  Pro- 
zesse zu  vereinigen.    Vergl.  Klub  er,  öffentl.  Recht,  §.  177. 

«)  Vergl.  die  badische  Erklärung,  in  der  Sitzung  d.  B.-V.  v.  5.  Jani 
1823,  Prot.  §.  97,  ^S.  230;  Gutachten  der  Exekutionscommission,  Prot  vom 
13.  März  1845,  §.*107,  S.  241.  —  AusdrückHch  erklärt  auch  derB.-Rvom 
15.  Sept  1842,  Prot  §.  286,  Nr.  2,  S.  637,  dass  die  betheiligten  Privit- 
personen  vor  der  Austrägalinstanz  nicht  alsParthei  auftreten  kdoneiL 
(Siehe  unten  §.  159,  IV;  §.  165,  VI. 
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tiber  die  Znlässigkeit  von  Einreden  n.  dergl.  vor  den  Landes- 
gerichten zu  führender  Rechtsstreit  nicht  nnr  nicht  aus- 
geschlossen, sondern  vielmehr  erst  angebahnt  und  möglich 
gemacht^).  Dies  ergibt  sich  nicht  nur  daraas  ^  dass  das 
Ansträga^ericht  nach  der  bestimmten  Erklärung  der  Wiener 
Schiassakte  art  30  nur  eine  ^^Yorfrage^^  zu  entscheiden  hat, 
sondern  es  spricht  dafür  auch  der  weitere  Grund,  dass  durch 
das  ansträgalgerichtliche  Urtheil  nach  der  Absicht  der  Wiener 
Sehlossakte  art.  30  keine  Staatsregierung  in  eine  schlechtere 
Lage  versetzt  werden  darf,  als  in  welcher  sie  sich  befinden 
wrtirde,  wenn  sie  den  Privatpersonen  gegenüber  sofort  die  Rolle 
des  richtig  in  Anspruch  genommenen  Schuldners  tlbemommen 
Qnd  die  Yertretungspflieht  freiwillig  zugestanden  hätte ^). 

IV.  Bestritten  ist,  ob  der  art.  30  der  Wiener  Schlussakte 
aDch  da  Anwendung  finden  könne,  wenn  Forderungen  von 
Priyatpersonen  desshalb  nicht  befriedigt  werden,  weil  die  Ver- 
pflichtung, denselben  Genüge  zu  leisten,  nicht  blos  zwischen 
mehreren  Bundesgliedern  hinsichtlich  der  Passiv-Legi- 
timation bestritten,  sondern  weil  überhaupt  jede  Verpflich- 
tung, die  Forderungen  zu  befriedigen,  d.  h.  das  Vorhandensein 
einesRechtsgrundes  der  Forderung  an  sich,  von  den  mehreren 
Bnndesgliedem  bestritten  wird^).  Es  ist  wohl  unverkennbar, 
dass  die  ganze  Bestimmung  des  art.  30  der  Wiener  Schluss- 


')  Siehe  die  oben  angeführte  badische  Erklärung:  Prot  1823,  S.  234 
Ganz  diesem  Grandsatze  gemäss  hat  auch  das  0.-A.-6ericht  der  freien 
Städte  zu  Lübeck  als  Austragalgericht  wegen  der  zwischen  Preussen 
und  Bayern  streitig  gewesenen  Verpflichtung  zur  Vertretung  der  Witt- 
weppension  der  verstorbenen  Frau  Fürstin  Berkeley,  Wittwe  des  letzten 
Markgrafen  von  Anspach  und  Bayreuth,  in  einem  ürtheile  y.  18.  Mai 
1B30  zuKecht  erkannt:  „dass  die  Krpne  Bayern  jene  Wittwenpension  von 
jährlich  20,000  fl.  rhn.  in  ihrem  ganzen  Umfange  und  mit  Einschluss 
sämmtlicher  Rückstände  zu  vertreten  habe/'  —  Siehe  hierzu  besonders  die 
bayerischen  Erklärungen  in  den  Prot,  der  B.-V.  vom  Jahre  1845,  §.  18, 
S.  52;  §.  107,  S.  244  flg.;  §.  265,  S.  634  flg.  —  Vergl.  mit  dem  Gutachten 
der  Exekutionscommission,  in  derselben  Sache,  ebend.  §.  18  u.  §.  209. 

0  Sehr  gut  hat  dies  ausgeführt  die  angefahrte  bayerische  Erklärung, 
Prot  1845,  §.  265,  S.  638. 

^)  Vergleiche  den  Vortrag  der  Keklamationscommission  in  der 
der  B.-V.  v.  3.  März  1853,  Prot  §.  50,  S.  205.  —  Daselbst  wird 
erwähnt,  dass  auch  in  den  Verhandlungen  der  Dresdener  Ministerialconfe- 
renzen  v.  J.  1851  diese  Frage  erörtert  worden  sei 
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akte  jederzeit  ilnsorisch  geniacht  werden  konnte,  wenn  die« 
Frage  verneint  werden  dttrfte,  indem  sodann  die  von  tina 
PrivatperscTn  in  Anspruch  genommenen  Begierongen  nidits 
weiter  nothwendig  hätten,  um  einer  Verweisung  der  Sache  an 
die  Austrägalinstanz  durch  die  Bundesversammlni^  ausz» 
weichen,  als  dem  Bechtsgrunde  der  Schuld  ihre  AnerkeiF 
nung  gemeinschaftlich  zu  verweigern^).  Mindestens  mnss  dk 
Bundesversammlung  fttr  befugt  erachtet  werden,  in  einen 
solchen  FaUe  die  von  den  Privatpersonen  beigebrachten  Be- 
scheinigungen  ihrer  Ansprüche  zu  prüfen,  und  wenn  sie  dk 
Weigerung  der  Bundesglieder  ftlr  unbegründet  erachtet,  die 
Entscheidung  der  Vorfrage  nach  Massgabe  des  art  30  der 
Wiener  Schlussakte  an  die  Austrägalinstanz  zu  verweisen') 

V.  Wollte  aber  auch  diese  Frage  verneint  werden,  so 
mttsste  man  doch  immerhin  anerkennen,  dass  den  betheiligteo 
Privatpersonen  das  Becht  zustehe,  jede  der  mehreren  Begie- 
rangen  bei  ihren  Landesgerichten  einzeln  zu  belangen,  da 
die  Wiener  Schlussakte  art.  30  den  Privatpersonen  nur  eme 
Erleichterung  bei  der  Verfolgung  ihrer  Bechtsansprfieke 
gegen  mehrere  Bundesglieder  gewähren,  aber  keineswegs  das 
zur  Voraussetzung  ihrer  Bechts Verfolgung  machen  wollte, 
dass  sie  bei  ihr  vorerst  einen  Antrag  auf  Einleitung  ä& 
austrägalgerichüichen  Verfahrens  anbringen.  Würde  daher 
eine  der  Staatsregierangen  unter  dem  Vorgeben,  dass  sie  den 
Bechtsgrund  der  Forderang  an  sich   nicht   anzuerkennai 


«)  Der  über  die  Reklamation  des  R  K.  Grayen  weg^n  des  WitAcms 
der  verstorbenen  Prinzessin  Berkeley  erstattete  Bericht  der  Exekutiom- 
commission,  Prot.  v.  13.  März  1845,  §.  107,  S.  241,  hebt  diesen  Einnod 
gleichfalls  her?or,  glaubt  ihn  aber  durch  die  Bemerkung  beseitigen  zq 
können,  „dass  sich  ein.  solches  Bestreiten  ohne  genügenden  Grsnil 
von  Bundesregierungen  gegenüber  von  Privaten  nicht  erwarten  lasse!^ 
Dabei  ist  nur  übersehen,  wie  abweichend  die  Ansichten  über  dä&. 
was  ein  genügender  Grund  ist ,  sein  können.  —  Dagegen  neigt  och  der 
Note  ö  angeführte  Gommissionsbericht  v.  3.  März  1853,  Prot  §.  50,  S.205, 
der  hier  im  Texte  aufgestellten  Ansicht  zu ,  und  noch  bestimmter  hat  sifl) 
in  diesem  Sinne  die  Reklamationscommission,  in  dem  Gutachten  üb^  dtf 
westphalische  Schuldenwesen  v.  18.  Dec.  1834  erklärt,  worauf  der  ConmüS' 
sionsvortrag  v.  3.  März  1853,  Prot  §.  50,  S.  203,  zurückverweist 

^  Hierfür  erklärt  sich  ausdrücklich  der  in  Note  6  angeführte  BendA 
der  £xecutionscommission  v.  13.  März  1845,  Prot  §.  107,  S.  24L 
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rennGge,  den  Privatpersonen  die  Rechtoyerfolgung  yor  den 
Landesgerichten  durch  eine  besondere,  für  ^en  einzelnen 
Fall  erhissene  Verftignng  verwehren  wollen,  so  wflden  die  Be- 
Üieiligten  befugt  sein,  sich  auf  den  Gmnd  des  art.  29  der 
Wiener  Schlnssakte  mit  einer  Beschwerde  wegen  Justizverwei- 
genmg  an  die  Enndesversammlang  zn  wenden®). 

VI.  Dagegen  ei^bt  sich  ans  dem  Geiste  nnd  Wortlant 
des  art  30  der  Wiener  Schlnssakte,  nnd  ist  auch  bereits 
in  einem  ^alle  von  der  Bundesversammlang  ausgesprochen 
worden^),  dass  das  in  ihm  angeordnete  Ansträgalverfahren 
„nicht  stattfindet,  wo  kein  Streit  zwischen  mehreren 
Bnndesgliedem  tiber  die  Grösse  ihrer  passiven  Betheilignng 
ist,  sondern  sich  diese  vertragsmässig  über  die  Grösse  dieser 
Betheilignng  geeinigt  haben.^' 

Vn.  Desgleichen  ist  von  der  Bnndesversammlnng  aner- 
kanntworden, dass  der  art.  30  der  Wiener  Schlnssakte  keinesfalls 
aaf  die  Gläubiger  des  ehemaligen  Königreichs  Westphalen 
Anwendung  finden  kann,  weil  bei  Berathnng  dieses  nunmehri- 
gen 30.  (ursprünglich  15.)  Artikels  der  Wiener  Schlussakte 
nach  Ausweis  des  17.  Protokolls  der  Wiener  Verhandlungen 
fiber  die  Sehhissakte  von  dem  k.  hannoverschen  Bevollmäch- 
tigten ansdrfickliche  Verwahrung  gegen  eine  solche  Anwendung 
eingelegt  worden  ist,  und  sänuntliche  Bevollmächtigte  der 
deutschen  Bundesglieder  beistimmend  erklärt  haben,  dass  bei 
der  Abfassung  dieses  Artikels  durchaus  nicht  von  den  west^ 
pbäli sehen  Forderungen  habe  die  Rede  sein  können  ^^). 

Vm.  Wenn  eine  Staatsregierung,  die  durch  ein  austrägal- 
gerichtliches  Erkenntniss  in  Gemässheit  des  art.  30  der  Wiener 
Schlnssakte  f&r  schuldig  erkannt  worden  ist,  einer  Privatperson 


^)  Dies  ist  anerkannt  in  dem  Vortrage  der  ReklamationscommisBion  ▼. 
3.  März  1853,  Prot.  §.  50,  S.  203. 

*)  B.-B.  y.  28.  Januar  1858,  4.  Sitzung,  Prot  §.  39,  die  Ansprüche  des 
Grafen  Carl  zn  Eltz-Eempenich  in  EltviUe  auf  einen  Antheil  an  dem 
RheinzoUe  zu  Engers  etc.  betr.,  in  6.  y.  Meyer,  Corp.  Jnr.  Confoed. 
GemL  3.  AuSL  TM.  H.  S.  676. 

**)  Siehe  den  Vortrag  der  Reklamationscommission  ▼.  3.  M&rz  1853, 
Prot  §.  50,  8.  201,  202,  205,  206;  vergl.  den  Vortrag  von  Preussen,  Han- 
nover, Kurhessen  u.  Braunschweig  in  der  Sitzung  vom  16.  M&rz  1843, 
Prot  §.94 
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gegenüber  eine  Foräemng  zn  vertreten,  dieser  PriTatp^Mil 
die  RechtsvßrfglgUDg  vor  ihren  Landesgerichten  dennoch  y^^ 
weigern  würde,  so  hat  die  betheiligte  Privatperson  das  Recht] 
sich  gestützt  auf  art.  29  der  Wiener  Schlussakte  ndt  einei 
Beschwerde  wegen  Jostizverweigerung  an  die  Bundesversamm^ 
lung  zu  wenden^*). 

§.  157  a. 
e)    Zulässigkeit    eines    gerichtlichen   Verfahrens    über 
bestrittene  Forderungen  von  Privatpersonen  gegen  den 
deutschen  Bund. 

I.  Die  Frage,  ob  der  Bund  von  Privatpersonen  ans 
Privatrechtstiteln  mit  gerichtlichen  Klagen  belangt  werden 
könne,  ist  schon  in  den  Jahren  1835 — 1837  mehrfach  in  der 
Bundesversammlung  zur  Sprache  gekommen  0.  Die  vierte 
Commission  der  Dresdener, Conferenzen  hatte  diesen  Fall 
namentlich  als  einen  derjenigen  aufgenommen,  in  welchen  der 
Bund  vor  dem  beabsichtigten  Bnndesgericht  Becht  nehmen 
solle,  mit  dem  ausdrücklichen  Beifügen  ^) :  „unbeschadet  eines 
etwa  vorhandenen  besonderen  Gerichtsstand^/^  wobei  sie 


^9  In  dem  Vortrage  der  ExekutdonscommisBion  YOm  13.  März  ISiS 
Prot.  §.  107,  S.  243,  war  die  Ansicht  ausgesprochen  worden,  dass  in  sol- 
chem FaUe  der  Privatperson  das  Recht  zustehe,  bei  der  B.-Y.  sofort 
die  Vollziehung  des  austragalgerichtlichen  Erkenntnisses,  gestutzt  am' 
§.  12  der  Exekutionsordnung  y.  3.  Aug.  1820  zu  beantragen.,  indem  sie 
hinsichtlich  dieser  Vollziehung  als  eine  Part  hei  zu  betrachten  sei  Es 
ist  aber  hiergegen  sehr  treffend  in  der  hierauf  in  derselben*  Sitzung  abge- 
gebenen bayerischen  Erklärung  (Prot  S.  247,  248)  ausgefthrt  wordeiL 
dass  die  Privatperson,  welche  unstreitig  keine  PartheiroUe  in  einem  Prooesse 
vor  dem  Bundesausträgalgericht  haben  könne,  auch  hinsichtlich  der  Voll- 
ziehung des  austragalgerichtlichen  Erkenntnisses  nicht  als  Partheivif* 
treten  könne,  und  also  auch  dessen  Vollzug  nicht  aus  dem  Grunde  des  §•  1- 
der  Exekutionsordnung  verlangen  könne,  sondern  dass  sie  vielmehr  in  der- 
artigen Fällen  auf  den  Grund  des  art.  29  der  W.  S.-A.  wegen  Justizrar- 
weigerung  Beschwerde  zu  erheben  habe.  Vergl.  auch  noch  Prot  d.  B.-V. 
V.  1845,  §.  209,  265. 

*)  Prot  der  B.-V.  1835,  6.  Sitzung,  S.  111,  114;  13.  Sitzung,  S.  3Ce. 
308;  1837,  7.  Sitzung,  S.  233;  11.  Sitzung,  S.  371;  18.  Sitzung,  S.  516: 
22.  Sitzung,  S.  620,  621. 

«)  Entwurf,  art.  U.  2. 
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Dach  Ausweis  des  Berichtes  an  das  forum  rei  'sitae^  corUractus 
Q.  dergL  dachte,  also  solche  besondere  Gerichtsstände 
als  dermal  schon  begründet  betrachtete.  Auch  in  der  badi- 
sehen  Denkschrift  vom  Jahre  1859  über  die  Errichtung  eines 
Bundesgerichtes  nnd  in  dem  hierdurch  hervorgerufenen  Entwurf 
eines  Ausschussvortrages  vom  23.  Januar  1860^)  wurde  das 
zn  errichtende  Bundesgericht  als  die  competente  Instanz  für 
derartige  Klagsachen  in  Vorschlag  gebracht 

n.  Im  Jahre  1854  gab  ein  besonderer  Fall  der  Bundes- 
versammlung Veranlassung,  sich  mit  dieser  Frage  zu  beschäf- 
tigen*). Es  wurde  hierbei  mehrseitig^  insbesondere  von  Wtir- 
t^mberg  in  seiner  Abstimmung  in  der  31.  Sitzung  vom 
19.  Oktober  1854,  Protokoll  §.  315  als  eine  Forderung  des 
Rechtes,  nicht  blos  der  Billigkeit,  anerkannt,  dass  das  Bun- 
desärar, gleich  dem  Fiskus  der  einzelnen  Bundesstaaten  (und 
dem  ehemaligen  Reichsfiskus)  sich  vor  einem  Gerichte  in  ein 
rechtliches  Verfahren  tiber  civilrecbtliche  Ansprüche  einlasse. 
Dem  Einwände,  dass  es  mit  der  hohen  Stellung  der  Bundes- 
versammlung nicht  wohl  verträglich  sei,  sich  der  Entscheidung 
eines  Gerichtshofes  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  unterzu- 
ordnen, wurde  durch  die  Erwiderung  begegnet,  dass  dies, 
80  lange  kein  ständiges  Bundesgericht  vorhanden  ist,  doch 
schon  in  dem  Falle  nicht  vermieden  werden  könne,  wo 
das  Bundesärar  selbst  privatrechtliche  Forderungen  aus  Ver- 
trägen u.  dergl.  gogen  Privatpersonen  zu  verfolgen  hat,  indem 
es  sodann  nicht  anders  als  an  dem  Forum  {domicilii  y  con- 
tractusy  rei  sitae)  seines  Schuldners  klagen  kann,  und  sodann 
im  Falle  einer  Widerklage  nothwendig  dasselbe  Gericht  als 
Forum  reconventionis,  d.  h.  als  Widerbeklagter,  anerkennen  muss. 
Anch  konnte  nicht  verkannt  werden,  dass  der  Bund,  je  mehr 
er  Eigenthum  erwirbt,  z.  B.  Grundstücke  im  Rayon  der  Bun- 
desfestungen, oder  Vertragsgeschäfte  mit  Privaten,  z.  B.  über 


3)  Siehe  oben  §.  153,  VIU. 

*)  26.  Sitzung  d.  B.-V.  vom  17.  Aug.  1854,  Prot.  §.  260,  S.  787;  31. 
Sitzung  vom  19.  Oktbr.  1854,  §.  315,  S.  918  flg.  in  G.  v.  Meyer,  Corp. 
Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  U.,  S.  618  flg.  —  Es  handelte  sich  um 
die  Geltendmachung  der  Pfandrechte  eines  Minderjährigen  (Palm^sche 
Pflegschaft)  an  einem  von  der  Festungabaudirektion  in  Ulm  fCü:  das 
Bandeseigenthom  erworbenen  Grundstücke. 
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Lieferangen  n.'  dergl.  abschliesst,  desto  häufiger  in  die  Lage 
komme,  in  civilrechtliehe,  einer  richterlichen  Entscheidung  be- 
dürftige Streitigkeiten  mit  Privatpersonen  yerwickelt  sn  werden. 

in.  DasErgebniss  der  im  Jahre  1854  in  derBondesveisamm- 
lung  gepflogenen  Verhandlungen  ist  aber,  dass  die  BnndesTeisamm- 
long  zur  Zeit  ftlr  Elagsachen  von  Privatpersonen  gegen ;dai 
Bund  (das  Bnndesärar)  aus  Privatrechtstiteln  kein  Forum  als 
in  der  Art  begründet  anerkennt,  dass  sie  sich  vor  demselben  als 
Beklagte  einzulassen  schuldig  wäre,  sondern  sie  behauptet  das 
Recht,  über  die  Statthaftigkeit,  die  rechtliche  Begründung  und 
den  Umfang  solcher  Forderungen  selbst  zu  entscheiden.  Dodi 
hat  die  Bundesversammlung  aus  Billigkeitsrttcksichteo,  u^d 
insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  analoge  Stellung  des  Fiskus 
der  einzelnen  Bundesstaaten  zu  derartigen  Forderungen,  sich 
in  dem  im  Jahre  1854  vorgekommenen  Falle  dem  Ausspruche 
eines  Appellationsgerichtes  eines  deutschen  Bundesstaates  (zu 
Neuburg  in  Bayern)  gleichsam  compromissarisch  unter- 
worfen, indem  sie  dasselbe  dem  Kläger  (Palm'sche  Pfl^sdiafl 
in  Ulm)  als  das  Gericht  bezeichnete,  vor  welchem  das  Bnndes- 
ärar ihm  zu  Recht  stehen  werde,  was  auch  sofort  geschehen  ist^). 

lY.  In  gleicher  Weise  ist  von  der  Bundesversanunfamg 
seitdem  in  allen  denjenigen  Fällen,  wo  eine  Privatperson  kk- 
gend  civilrechtliche  Ansprüche  gegen  die  Bundesveraammhmg 
zu  verfolgen  beabsichtigte,  ein  Mittelgericht  (Appellationsge- 
richt) eines  deutschen  Bundes  als  das  Gericht  Jbezeicfanet  worden, 
dessen  Ausspruch  sich  das  Bundesärar  (ohne  Zulasanng  wei- 
terer Appellation)  als  Beklagte  unterwirft^). 

V.  Auf  den  Wunsch  der  Bundesversammlung  ist  dem 
deutschen  Bunde  für  Rechtsstreitigkeiten  der  vorgedachtaii  Art 

B)  Siehe  die  in  Note  4  angegebenen  Bundesprotokolle. 

«)  Vergl.  den  B.-B.  v.  22.  März  1855,  Prot  §,  119,  die  Reklamitioo 
des  J.  B.  Dosch  und  Ulrich  Busch  Erben  zu  Castel,  wegen  Entadiä- 
digung  fOr  gepachtete  Festungsgrundstficke  in  Mainz;  in  G.  t.  Mejer. 
Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  H.,  S.  635;  —  B..B.  Tom  24-  Mai  1865, 
Protok.  §.  191,  betreff,  die  Reklamation  des  Schiffwirths  Zieg  1er  gegen  die 
Festungskasse  in  Ulm;  B.-B.  y.  5.  März  1857,  Prot  §.  119,  befar.  die  Ab- 
Sprüche  der  Besitzer  der  Brandmühle  auf  den  Münsterweiher  bei  Maine; 
ebendas.  ThL  11.,  S.  667;  —  B.-B.  v.  13.  April  1861,  Prot  §w  97,  befr. 
die  Eigenthumsansprüche  auf  den  Grispinusfelsen  in  Lnzembiiig,  ebendts. 
Thl.  m.,  S.  29. 
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die  Freiheit  von  Gerichtssporteln  im  Jabre  1855  von  Wttr- 
tembergy^  im  Jahre  1856  von  Bayern®)  and  im  Jahre  1858 
im  Gfossherzogthmn  HesBen^)  zugesichert  worden. 

§.  158. 

e)  Die  Btmdesyersainmlang   als    richterKche  Instanz. 

Unstatthafligkeit  von  Machtsprilchen  der  Bundes- 

yersannnlung  in  Rechtssachen. 

L  Die  BnndeByeraammlang  ist  ebenso ,  wie  dies  der 
Reichstag  zur  Zeit  der  Beichsverbindnng  war,  ihrem  Wesen 
nach  ein  politischer  Körper.  Sie  beräth,  beschliesst  nnd 
ordnet  die  Vollziehnng  ihrer  Beschltlsse  an  innerhalb  der  ihrer 
Competenz  durch  die  Bnndesgmndgesetze  gesetzten  Schranken^ 
ohne  alle  Förmlichkeiten  eines  gerichtlichen  Verfahrens. 

IL  Eigentliche  Bechtsprechnng,  sei  es  über  Bnn- 
deaglieder  oder  deren  Unterthanen,  liegt  weder  in  der  Com- 
petenz der  Bondesversammlnng,  noch  ist  anch  ihre  Zosam- 
mensetzong  hierauf  berechnet  Da  man  aber  doch  fbr  gewisse 
Verhältnisse  eigentlicher  Bechtssprtiche  nicht  ganz  entbehren 
konnte,  so  wurden  zu  diesem  Zwecke  eigene  mit  der  Bundes- 
Tmanrndung  in  organischem  'Verhältniss  stehende  Instanzen 
eingerichtet,  und  zwar  A)  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten 
unter  den  Bundesgliedern  selbst  eineBundesausträgal- 
instanz  (§.  159  u.  flg.)  und  B)  zur  Entscheidung  der  Streitig- 
keiten zwischen  einzelnen  deutschen  Staatsregierungen 
und  ihren  Landständen  das  Bundesschiedsgericht 
(§.  166  u.  flg.) 

nL  Abgesehen  von  der  eigenthtimlichen  Thätigkeit,  welche 
die  Bundesversammlung  in  Bezug  auf  die  Bundes-Austrägal- 
instanz  und  das  Bundesschiedsgericht  zu  äussern  hat,  gibt  es 
nach  der  bestehenden  Bundesverfassung  nur  zwei  Arten  von 
Streitigkeiten,  in  welchen  der  Bundesversammlung  selbst 
das  Becht  der  Entscheidung  als  richterlicher  In- 
stanz beigelegt  ist,  und  zwar  ohne  Unterscheidung,  ob  diese 
Streitigkeiten  rechtlicher  oder  politischer  Natur  sind,  nämlich 

')  Prot  d.  B.-V.  V.  15.  Nov.  1865,  §.  305;  ebendas.  ThL  IL,  S.  640. 
*)  Prot  d.  B.-V.  ▼.  24.  Jan.  1856,  §.  38;  ebendas.  Thl.  n.,  S.  642. 
»)  Prot  d.  fi.-V.  V.  1.  JuU  1858,  $.  287;  ebendas.  Thl.  H.,  8.  684. 

Z«pfl,  SUatarecht.  6.  Aufl.  I.  26 
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1)  znfolge  ansdrflckUcher  Bestimmtuig  im  art.  46  der  Wiener 
Gongressakte  hinsichtlich  aller  Streitigkeiten,  welche  fiber 
die  YerfasBung  der  freien  Stadt  Frankfurt  entstehen  ^),  und 

2)  zufolge  des  Bundesbeschlusses  vom  15.  Sept  1842  (Prot 
§.  283)  hinsichtlich  der  Beschwerden ,  welche  vormalige 
Keichsangehörige  (Mediatisirte)  auf  den  Grund  des 
art.  63  der  Wiener  Schlussakte  wegen  Kränkung  der  ihnen 
in  der  Bundesakte  art.  14  gewährleisteten  Rechte  dorch 
landesherrliche  Verordnungen  oder  durch  ein- 
seitige legislative  Erklärungen,  d.  h.  durch  die 
Landesgesetzgebung,  an  die  Bundesyersammlnng 
bringen  ^). 

IV.  In  erst  crem  Falle  verfährt  die  Bundesversammlang 
lediglich  in  den  gewöhnlichen  Formen  und  nach  den  allg^ 
meinen  Grundsätzen  ihrer  Beschlussfassung.  In  dem  zweiten 
Falle  ist  dagegen  die  Sache  durch  das  sonst  in  Bechtssachen 
der  Reklamanten  zuständige  Landesgericht  zweiter  Instanz  in 
kürzester  Frist  nach  der  bei  diesem  Gerichte  geltenden  Pro- 
cesSordnung  so  zu  instruiren,  dass  dieselbe  in  ihrem  ganzen 
Umfange  spruchreif  wird.  Die  definitive  Entscheidung  erfolgt 
hierauf  nach  dem  Ermessen  der  Bundesversammlung  von  ihr 
selbst  oder  durch  das  Bund*es«chiedsgericht  in  Folge 
eines  besonderen  von  der  Bundesversammlung  ihm  aiheiiten 
Auftrags^). 

V.  In  allen  anderen  streitigen  Rechtssachen,  d.  h.  in  all^ 
Sachen,  fttr  deren  Entscheidung  nach  der  Verfassung  der  ein- 
zelnen Staaten  in  diesen  selbst  competente  Gerichte  bestehen, 
so  wie  in  allen  denjenigen  Sachen ,  fUr  deren  rechtliche  Ab- 
urtheilung  durch  Herkommen  oder  Familienstatute  und  Com- 
promisse  der  souverainen  und  linderer  zu  autonomischen  Ein- 
richtungen dieser  Art  befugten  Familien  und  Personen  oder 
durch  Staatsverträge  rechtsprechende  Instanzen  eingerichtet 
und  angeordnet  sind^),  ist  die  Gompetenz  der  Bundesversamm- 


«)  Siehe  oben  §.  138.  IL 

*)  Siehe  hierüber  auch  unten  §.  321. 

3)  B.-B.  V.  15.  Sept  1842,  26.  Sitzung,  Prot.  §.  283,  in  G.  v.  Meyer. 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  II.,  S.  408.  —  üeber  die  Büdoa; 
des  Bundesschiedsgerichtes  in  diesem  Falle,  siehe  unten  §.  167,  Y. 

*)  Hinsichtlich  der  souverainen  Familien  erkennt  dies  ansdrücklicli 
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hmg  zu  einer  Entscheidung  dnrchans  ansgeschlossen.  Es  mttsste 
daher  als  eine  von  der  Bundesversammlung  selbst  ausgeübte 
oder  versuchte  Kabinet sjustiz  betrachtet  werden,  wenn  die 
Bandesversammlung  durch  einen  Machtspruch  hemmend  in 
den  Gang  der  Rechtspflege  der  Landesgerichte  oder  sonstigen 
rechtsbegründeten  Instanzen  eingreifen,  oder  das  in  einer  da- 
selbst anhängigen  Sache  zu  fällende  Urtheil  vorschreiben 
wollte  5). 

VI.  Da  die  Wiener  Schlussakte  art.  29  die  Bundesver- 
sammlung ausdrücklich  verpflichtet,  solchen  Eingriffen  in  die 
Unabhängigkeit  der  Rechtspflege  mit  ihrer  ganzen  Autorität 
entgegenzutreten,  wenn  solche  in  einem  Bundesstaate  von  der 
Landesregierung  versucht  werden  sollten  %  so  ist  eben  hiermit 
die  UnStatthaftigkeit  ähnlicher  Eingriffe  durch  die  Bundesver- 
Sammlung  selbst  nicht  nur  deutlich  anerkannt,  sondern  auch 
zugleich  als  ausser  dem  Bereiche  der  Möglichkeit  stehend, 
vorausgesetzt  ^).  Bisher  ist  auch  noch  kein  Fall  vorgekommen, 


an,  W.  S.-A.  art  24;  hinsichtlich  der  mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen 
und  Herren,  B.-A.  art.  14.  —  Ein  Beispiel  einer  Feststellung  eines  Gerichts- 
standes durch  einen  Staatsvertrag,  enthält  die  Uebereinkunft  zwischen 
Oldenburg  und  dem  Grafen  von  Bentinck  (sog.  Berliner  Abkommen) 
vom  8.  Juni  1825;  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
TM.  IL  S.  180  flg. 

5)  Vergl.  meine  Abhandlung  über  das  Verhältniss  der  Beschlüsse  des 
deut.  Bundes  zu  Sachen  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  oder  gerichtlichen 
Entscheidungen,  im  civil.  Arch.  1844  Bd.  27.  Hft.  3,  S.  388  flg.  —  üeber 
die  Versuche ,  die  Bundesversammlung  zu  einem  solchen  Machtspruche  in 
dem  rechtshängigen  Bentinck* sehen  Prozesse  zu  veranlassen,  siehe  ins- 
besondere: W.  A.  Boden,  die  von  der  ehemal.  deut.  Bundes versanmilung 
und  der  ehemal.  provisor.  Centralgewalt  für  Deutschland  in  dem  gräflich 
Bentinck' sehen  Erbfolgestreit  beschlossene  und  auszuführen  versuchte 
Kabinetsjustiz,  aus  den  Bundesprotokollen  dargelegt,  Frankf.  1850.  —  Der 
Bentinck 'sehe  Process  und  die  Oldenburger  Zeitung.  Beitrag  zur 
Charakteristik  der  öffentlichen  Bechtszustände  Deutschlands.  Oldenbg.  1854. 

«)  Siehe  oben  §.  156  a. 

')  üeber  die  Befugniss  der  Gerichte  gegenüber  von  solchen  Macht- 
sprüchen, wenn  solche  gegen  alle  Voraussicht  je  ergehen  sollten,  kann  kein 
Zweifel  obwalten.  Vergl.  ausser  meiner  in  Note  5,  angef.  Abhandlung: 
E  A  Zachariä,  deut.  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  95,  Note  12.  „Die  Bedeutung 
einer  solchen  Erklärung  der  B.-V.  für  die  gerichtliche  Entscheidung  des 
anhängigen  Rechtsstreites  wird  zweifellos  nach  den  anerkannten 
Grundsätzen  über  Selbstständigkeit  des  Richteramtes  zu  beurtheilen 
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in  welchem  die  Bandesversammlang  in  die  richterlicbe  Ent- 
scheidung eines  anhängigen  Kechtsstreites  direkt  eingegriffen 
hätte  9  sondern  sie  hat  stets  an  dem  Grandsatze  festgehalten^ 
dass  die  Bedeutnng  eines  Bundesbeschlasses  fttr  die  richter- 
liche Entscheidung  eines  einzehien  Falles  Sache  der  Ge- 
richte sei®). 

sein/'  —  Selbst  die  Yertheidiger  der  klägerischen  Ansprüche  im  Ben- 
ti  nck* sehen  Process  haben  nicht  yermocht,  dieses  direkt  zu  läagnen,  son- 
dern haben  nur  zu  l&ugnen  yersucht,  dass  der  von  ihnen  gewünschte  Bnn- 
desbeschluss  ein  Machtspruch  oder  eine  Ton  der  Bundepyersaioiiilaiig 
geübte  Eabinet&ijustiz  sein  würde.  Yergl.  E.  Vo  11g raff,  kritische 
Beleuchtung  der  Schrift  des  H.  Prof.  Zoepfl,  über  daa  Verhältnis  der 
Beschlüsse  des  deutschen  Bundes  zu  Sachen  der  streitigen  Gerichts- 
barkeit, Frankf.  1845;  E.  A.  Tabor,  die  Statusfirage  des  hohen  Adels, 
mit  besonderer  Beziehung  auf  die  rechtl.  Wirkungen  des  B.-B.  t.  12.  Juni 
1845  auf  den  gräfl.  Aldenburg-Bentinck'schen  Erbfolgestrdt  6öi- 
tingen,  1845;  derselbe:  üeber  die  vorgebliche  Eabinetqustiz  der  deatschen 
Bundesversammlung  und  provisorischen  Centralgewalt  in  der  gr&fl.  B en- 
tin ck*  sehen  Sache.  Frankf.  1850.  —  J.  Pözl,  die  Competenzfirage  in  dem 
gräfl.  B  e  n t  i  nck '  sehen  Successionsstreite,  München ,  1853.  —  Siehe  aber 
dagegen:  Benfey,  Einiges  über  die  Bedeutung  des  die  grftfl.  FamOie 
Bentinck  betr.  Bundesbeschlusses  vom  12.  Juni  1845,  Göttingen  1845. ~ 
Eckenberg,  Antikritischer  Beitrag,  betr.  des  H.  Prof.  Yollgraff  &  U 
kritische  Beleuchtung  der  Schrift  des  H.  Prof.  Zoepfl  über  das  Veriiiltniss 
der  Beschlüsse  des  deut.  Bundes  u.  s.  w.  Leipzig,  1845.  —  Michaelis, 
über  die  gegenwärtige  Lage  des  Bentinck*  sehen  Erbfolgestreites  ( Votum, 
Hft.  3),  Tübingen,  1845.  —  Welcker,  der  reichsgräfl.  Bentinck'sche 
Erbfolgestreit,  Heidelberg,  1847,  und  insbesondere  meine  A  n  t  i  k  r  iti  k  der 
vom  H.  Prof.  E.  Yollgraff  herausgegebenen  sogen,  kritischen  Beleach- 
tung  etc.,  Heidelberg,  1845,  und  meine  Schrift:  üeber  hohen  Adel  und 
Ebenbürtigkeit,  Stuttgart,  1853.  —  W  a  s  s  e  r  s  c  h  I  e  b  e  n ,  Jurist  Abhandlongen. 
Giessen,  1856. 

8)  Siehe  oben  §.  113  VIU,  Note  9,  u.  §.  151,  VI,  Note  5  (Bentinck'sdie 
Sache);  vergl.  §.  113,  Note  5  u.  8  (Hallberg* sehe  Sache).  —  Die  Bondesrer- 
Sammlung  ist  in  der  Bentinck*  sehen  Sache  niemals  weiter  gegangen,  als 
dass  sie  durch  den  B.-B.  v.  12.  Juni  1845  den  hohen  Adel  der  gräflichen  Familie 
Bentinck  anerkannt  hat  Die  Anträge  der  Bentinck 'sehen  Agnaten, 
diesem  Bundesbeschlusse  die  Deutung  zu  geben,  als  sei  damit  aach  die 
Successionsunfähigkeit  des  beklagten  Besitzers  des  B  ent in ck* sehen  Fa- 
milienfideiconmiisses  wegen  Geburt  aus  standesuügleicher  Ehe  ausge- 
sprochen, wurden  von  der  Bundesversammlung  jederzeit,  auch  nach  ihrer 
Wiederherstellung,  abschlägig  beschieden.  Dagegen  war  es  den  Agnaten 
gelungen,  von  der  provisorischen  Centralgewalt  einen  Beschloss 
vom  8.  Novbr.  1849  zu  erwirken,  worin  ohne  alle  Rücksicht  auf  die 
Bechtsh&ngigkeit  des  Bentinck* sehen  Erbfolgestreites  „die  ans  de 
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§.  159. 

Von  der  Bundesausträgalinstanz  insbesondere*). 

a)   Uebersicht   der  bundesgesetzlichen   Bestimmungen 
über  das  Austrägalgericht. 

Die  bnndesgesetzlichen  Normen  ttber  das  Aasträgalgericht 
sind  enthalten 

I.  in  der  Bandesakte  art.  11; 
n.  in  der  Wiener  Schlussakte  art.  21—24; 


Yerbindnng  des  Grafen  W.  G.  F.  Bentinck  mit  Sara Margaretha  Gerdes 
entsprossene  Descendenz  als  der  Familienrechte  des  gräfl.  Bentinck*schen 
Hauses  imtheilliaftig  und  daher  als  unfähig  zur  Erbfolge  und  Regierung  in 
der  Herrschaft  Eniphausen*^  erklärt,  und  die  oldenburgische  Re- 
gierung aufgefordert  wurde ,  „in  Oemässheit  dieses  Beschlusses  das  Geeig- 
nete zur  Herstellung  der  rechtmässigen  Regierung  in  der  Herrschaft  Eni p- 
hausen  zu  reranlassen.''  —  Auf  das  Ansinnen  der  Bentinck'schen 
Agnaten,  diesen  £rlass  des  damaligen  Reichsjustizministeriums  (R.  v.  Mohl) 

—  weichen  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.,  §.  95,  Note  12, 
sehr  treffend  als  einen  „leichtfertigen"  bezeichnet,  der  „glück  lieh  er  r 
weise  keinen  Erfolg  gehabt  hat"  —  zu  vollziehen,  ist  die  wiederher- 
gestellte Bundesversammlung  nicht  eingegangen;  die  hierüber  erstatteten 
Commissionsberichte  haben  (mit  Recht)  derselben  die  Befugniss  vindicirt, 
die  unvollzogen  gebliebenen  Erlasse  der  provisorischen  Centralgewalt  nach 
den  bnndesgesetzlichen  Bestimmungen  über  ihre  eigene  Gompetenz  zu 
prüfen,  und  haben  diese  zu  einem  solchen  Erlasse  durchaus  nicht  für  be- 
gründet erkannt.  —  Yergl.  den  Commissionsvortrag  vom  20.  Septbr.  1851; 
und  insbesondere  meine  Schrift:  Üeber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit, 
1853,  §.  34  flg. 

1)  Literatur:  v.  Dalwigk,  die  Austrägalinstanz ,  zur  Erläuterung 
des  art  11  der  B.-A.,  Mainz,  1817.  —  R.  Mohl,  die  öffentliche  Rechts- 
pfl^e  des  deutschen  Bundes.  Stuttgart,  1822.  --  Heffter,  Beiträge  1829, 
Nr.  m,  S.  165  flg.  —  V.  Dresch,  Abhandlungen,  1830,  Nr.  H,  S.  27  flg. 

—  G.  V.  Struye,  erster  Versuch  auf  dem  Felde  des  deutschen  Bundes- 
rechtes, betr.  die  verfassungsmässige  Erledigung  der  Streitigkeiten  zwischen 
deuschen  Bondesgliedem.  Bremen,  1880.  —  Arnold,  über  richterl.  und 
vollziehende  Gewalt  des  Bimdes,  1835.  —  Leonhardi,  das  Austrägalver- 
fahren  des  deutschen  Bundes,  I.  Bd.  Frankfurt,  1838;  H.  Bd.  1845.  — 
F.  V.  Lindelof,  von  dem  Rechte  der  Bundesausträgalgerichte,  Wiederein- 
setzung in  den  vorigen  Stand  gegen  Fristversäumnisse  zu  ertheilen,  Darm- 
ßtadt,  1838.  —  Vergl.  auch  die  §.  144,  Note  4,  angef.  Schriften. 
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ni.  in  der  yorläufigen  Äusträgalordnung  vom 
16.  Juni  1817,  Prot.  §.  2312); 

IV.  in  folgenden  Bundesbeschlüssen:  l)Be8cblu88  der 
Plenarversammlung  vom  3.  August  1820,  §.  2,  das  bei 
Aufstellung  der  Austrägalinstanzen  zu  beobachtende  Verfah- 
ren betreffend^);  2)  Bundesbeschluss  vom  19.  Juni  1823,  Prot. 
§.  106,  über  die  Fristen*);  3)  Bundesbeschluss  vom  22.  Mai 
1828,  §.  91,  die  Mittheilungen  an  die  Partheien  über  den 
Stand  der  Sache  betreffend^);  4)  Bundesbeschluss  vom 
7.  Oktober  1830,  Prot.  §.  234,  über  die  Vorladungen  und 
Zustellungen  an  die  Partheien ^);  5)  Bundesbeschluss  vom 
28.  Februar  1833,  Prot.  §.  70,  über  unbedingte  Mandate"); 
6)  Bundesbeschluss  vom  25.  Juni  1835 ,  Prot.  §.  230,  die  Un- 
zulässigkeit von  Nichtigkeitsklagen  betreffend^);  7)  Bim- 
desbeschluss  vom  23.  Juni  1836,  Prot.  §.  171,  über  die  Unan- 
wendbarkeit  von  Stempelpapier  und  Sporteln'); 
8)  Bundesbeschluss  vom  19.  Oktober  1838,  Prot.  §.  320,  über 
die  Errichtung  besonderer  Austrägalsenate**^)  und  9)  Bundes- 
bescbluss  vom  15.  September  1842,  Prot.  §.  286,  über  drei 
Fragen:  a)  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
gegen  Fristversäumnisse,  b)  die  Rechtsfolge  der  Bezeichnung 
eines  Bundesgliedes  als  Kläger  im  Falle  des  art  30  der 
Wiener  Schlussakte,  namentlich  hinsichtlich  der  Beweis  last, 
und  c)  die  Beweiskraft  der  Erklärung  einer  Regierung  am 
Bundestag  vor  dem  Gerichtshof  betreffend"). 


*)  Abgedruckt  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Germ.  3.  Aufl. 
Thl.  II,  S.  47.  Diese  vorläufige  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817  ist 
nach  dem  B.-B.  vom  3.  August  1820,  Nr.  I.  so  lange  zu  beobachten,  bb 
eine  anderweite  üebereinkunft  stattgefunden  haben  wird.  Yergl.  W.  S.-A. 
art.  21. 

3)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  11.  S.  111. 

4)  Ebendas.  Thl.  H.  S.  148. 
»)  Ebendas.  Thl.  IL  S.  198. 
«)  Ebendas.  Thl.  IL  S.  218. 
')  Ebendas.  Thl.  IL  S.  285. 
«)  Ebendas.  Thl.  IL  S.  324. 
9)  Ebendas.  Thl.  IL  S.  346. 
*o)  Ebendas.  TM.  IL  S.  353. 

«*)  Ebendas.  Thl.  ü.  S.  408.  409. 
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§.  1598. 

b)  Die  Bundesversammlung  als  Bundesausträgalinstanz 
und  das  Austrägalgericht. 

I.  In  der  Ansträgalordnang  vom  16.  Juni  1817  ist  ans- 
drttcklich  erklärt,  dass  die  Bandesyersammlung  selbst 
nnd  nnmittelbar  als  Austrägalinstanz  des  Bundes  be- 
trachtet werden  soll  ^).  Es  hat  dies  seinen  Grund  darin,  dass 
es  unpassend  schien,  den  souverainen  Fürsten  und  freien 
Städten  Deutschlands  einen  anderen  Gerichtsstand,  als  vor  der 
ihre  Gesammtheit  repräsentirenden  Versammlung  anzuweisen. 
Es  sind  daher  alle  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  bei  der 
Bandesyersammlung  anzubringen  und  ist  von  dieser  die  güt- 
liche Vermittelung  zu  versuchen  2). 

n.  Die  Processleitung  und  die  richterliche  Entscheidung 
geschieht  aber  nach  misslungenem  Vermittelungsversuche  nicht 
darch  die  Bundesversammlung  selbst,  sondern  durch  eine 
dritte  oberste  Justizstelle  eines  Bundesgliedes  „im 
Namen  und  anstatt  der  Bundesversammlung,  ver- 
möge derselben  Auftrags"^).  Die  im  einzelnen  Falle 
beauftragte  oberste  Justizstelle  ist  und  heisst  in  dieser  Be- 
ziehung Austrägalgericht^);  doch  wird  dieselbe  auch  als 
die  „gewählte  Austrägalinstanz^'  bezeichnet^). 

in.  Obschon  der  Bundesversammlung  nach  Ertheilung 
dieses  Auftrags  an  einen  obersten  Gerichtshof  eines  Bundes- 
gliedes alle  weitere  Einwirkung  auf  die  Processleitung  und  die 
Entscheidung  des  Streites  bundcsgrundgesetzlich  entzogen  ist®), 
80   ist    doch   ihre    Erklärung   als  Austrägalinstanz    des 


«)  AuBträgalordnnngy.  16.  Juni  1817,  m.,  1:  „Ausgegangen  von 
dem  art.  XI  der  Bandesakte  und  dem  würdevollen  Standpunkte 
sämmtlicher  deutscher  Regierungen  kann  die  deutsche  Bundesversammlung 
nur  sich  selbst  und  keine  auswärtige  Behörde  unmittelbar  als 
Austrägalinstanz  anerkennen.'* 

«)  Siehe  unten  §.  161. 

3)  Austragalordnung  vom  16,  Juni  1817,  m,  3;  siehe  unten  §.  162. 

4)  W.  S.-A.  art.  21,  23. 

«)  So  z.  B.  in  der  Austragalordnung  vomfL6.  Juni  1817,  m,  3; 
W.  S.-A.  art  22. 

•)  W.  S.-A.  art.  22;  siehe  unten  §.  163. 
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Bandes  kein  blosses  oder  leeres  Ehrenpridikat,  iodeia 
ihr  sowohl  nach  der  Nator  der  Sache,  als  anch  nach  ihm 
bisherigen  Uebnng  das  sehr  wesentliche  Recht  snstebt^  die 
Vorfrage  zn  entscheiden ,  ob  sich  eine  bei  ihr  angebradite 
Streitsache  ttberhanpt  znm  Ansträgalverfahren  dgn^  oder 
nicht  7). 

§.  160. 

c)  Falle,  in  welchen  das  bundesausträgalgeridilJiche 
Verfahren  begründet  ist  oder  nicht 

I.  Aus  der  Verbindung,  in  welche  die  Anordnung  eins 
Bundesausträgalinstanz  mit  dem  Zwecke  der  Erhaltung  des 
Landfriedens  in  Deutschland  in  der  Bundesakte  art.  11  gesetrt 
worden  ist,  erhellt,  dass  alle  solche  Streitigkeiten  der 
Bundesglieder  unter  einander,  welche  zu  Akten  der  t5I- 
kerrechtlichen  SelbsthUfe,  Krieg  oder  anderen  Ge- 
waltmassregeln Veranlassung  geben  können,  durch  do 
Verfahren  vor  der  Bundesausträgalinstanz  im  friedlichen  Wege 
erledigt  werden  sollen^). 

n.  Streitigkeiten  unter  Bundesgliedern,  wobei  diese  niebt 
in  der  Eigenschaft  als  souveraine  Fürsten  oder 
Staaten,  sondern  als  Privatpersonen  in  Betracht  kooh 
men,  d.  h.  solche  S#iNH4igkeiten,  welche  ihrer  Natnr  nacli 
nicht  geeignet  sind,  eine  yölkerrechtliche  Verwickelung  h&ibä- 
zuführen,  gehören  daher  nach  dem  Geiste  des  ari  11  der 
Bundesakte  nicht  vor  die  Austrägalinstanz^). 

7)  Siehe  hierüber  unten  §.  160  a. 

0  B.-A.  art  11.  „"Die  Bundesglieder  machen  sich  ebenfaUs  yerbiodM. 
einander  unter  keinerlei  Yorwand  zu  bekriegen,  noch  ihre Strehj^nitts: 
mit  Gewalt  zu  verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundesvergtmmlo? 
anzubringen,'*  etc. 

«)  Elüber,öirentl.B.§.  177.~.Brunque91,a.a.O.S.115.-Heffter. 
Beitr.  S.  182, 188  flg.—  Manrenbrecher,  Staatsr.  §.  118,  Nr.  1.— Weiss. 
Staatsr.  §.  109,  110.  —  v.  Leonhardi,  AusträgaiverfiBhren,  Bd.  I,  S.  95. 
Nr.  n,  1  u.  S.  95,  Nr.  2.  —  Die  hier  im  Texte  gemachte  UnterBcheidiiag 
macht  auch  ebenso  das  austrftgalgerichtliche  firkenntniss  des  0.  E  G^ 
richtes  zu  Mannheim,  in  Sachen  Lippe-Detmold  g^;en  Lippe,  tob 
20.  Dec.  1838,  (bei  y*Leonhardi,  Au8trftgalYerfifthr«n,  Bd.  IL S. 229  &). 
—  Es  wird  daselbst  ausgesprochen,  dass  es  nicht  auf  die  Eigensduft  ^ 
Forderung  oder  ihres  Gegenstandes  ankomme,  ob  diese  nimlich  Staatsrecht- 
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IQ.  Die  Bundesakte  hat  die  einzelnen  FWe,  welche  anter 
die  eine  oder  die  andere  Kategorie  fallen,  nicht  einzeln  auf- 
gezählt: eben  so  wenig  ist  dies  in  anderen  Bnndesgesetzen 
gesdiehen.  Ans  der  BeschafiPenheit  der  Fälle,  welche  bereits 
ron  der  Bnndesversanimlang  an  die  Ansträgalinstanz  yermesen 
worden  mnd,  iBsst  sich  jedoch  entnehmen:  A.  Beschwerden, 
welche  ein  Bnndesglied  als  Privatbesitzer  yon  Otitem, 
Beuten  oder  Gerechtsamen  in  dem  Gebiete  eines  anderen  Bun- 
desstaates wegen  deren  Bestenemng,  desgleichen  auch  wegen 
Besteaerong  seiner  daselbst  gelegenen  Domänen,  fiskalischer 
Güter  oder  Güta:  der  milden  Stiftungen  seines  Landes,  oder 
Einzeber  seiner  Unterthanen  gegen  die  andere  Staatsregienmg 
erheben  zn  können  glaubt,  sind,  weil  das  Bundesglied  oder 
dessen  Fiskus  hier  als  Forense  erscheint,  nur  vor  den  Lan- 
desbehörden der  belegenen  Sache  anzubringen  und  yon 
diesen  nach  den  Landesgesetzen  zu  entscheiden^).  B.  Eine 
Ausnahme  findet  statt,  wenn  sich  das  beschwerte  Bundesglied  \ 
oder  dessen  Fiskus  auf  einen  Staatsvertrag  als  Grund  der 
Ton  ihm  angesprochenen  Befreiung  seiner  oder  seiner  Stiftungen 
und  Unterthanen  Güter,  die  im  jenseitigen  Gebiete  liegen,  be- 
mfen  kann.  In  diesem  Falle  ist  das  Bundesausträgalverfahren 
statthaft^).  G.  Dasselbe  gilt,  wenn  Bundesglieder  ttber  die 
Zuständigkeit  yon  solchen  Hoheitsrechten,  welche  ein 
Bnndesglied  in  dem  Territorium  eines  anderen  überhaupt  nach 
der  Bundesyerfassung  noch  haben  kann,  wie  z.  B.  yertrags- 

licher  odar  priYatrechtlicher  Natur  seien,  wie  z.  B.  eine  Darlehens-  oder 
andere  Eapitalforderong,  sondern  nur  darauf  komme  es  an,  ob  ein  Bundes- 
glied  das  beanspruchte  Recht  in  seiner  Eigenschaft  als  Souverain 
oder  in  der  Eigenschaft  als  Privatmann  verfolge,  und  beziehungs- 
veise  verfolgen  könne. 

')  Ausdrücklich  ist  dies  erklärt  in  den  EntscheidungsgrtUiden  des  von 
demk.  preass.  geh.  Obertribunal  zu  Berlin  in  Auslrftgalsachen 
der  fürstL  wal deck* sehen  Regierung,  Klägerin,  wider  die  grossh.  hes- 
sische Regierung,  Beklagte,  wegen  Besteuerung  im  hessischen  Gebiet 
gelegener  waldeck'scher  Domänen  und  Besitzungen  waldeck'scher 
6iBntHchen  Anstalten  und  frommen  Stiftungen  und  Privatpersonen  ergange- 
nen ürtheils  V.  12.  Nov.  1845;  in  den  Prot  der  B.-V.  v.  19.  Febr.  1846, 
i  62,  S.  107. 

*)  Siehe  das  eben  angefahrte  austrägalgerichtliche  Urtheil  des  königl. 
prenss.  geh.  Obertribunals  zu  Berlin,  in  den  Prot  der  B.-Y.  v.  19.  Febr. 
1846,  §.  62,  S.  107,  108. 
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massige  Staatsservituten^),  oder  ttber  Erbrechte  an  Landes- 
tbeilen  und  die  Souverainetät  über  dieselben  streiten^): 
desgleichen  D.  wegen  Nichterfüllung  staatsvertragsm'aBsiga 
y^^'^^ljjjjpllfcirif^r  '^)|  insbesondere  E.  wegen  aller  Arten  vwi 
Staatsschuldforderungen  oder  Schuldverpflichtungen  der  Staaten, 
welche  mit  den  Länderabtretungen  zusammenhängen  oder  soost 
auf  Staatsverträgen  beruhen^),  ^i^d  F.  wegen  aUer  Sachen, i& 
welchen  die  Bundesversammlung  die  Bundesglieder  nacb 
Massgabe  des  art.  30  der  Wiener  Schlussakte  zum  Austiägal- 
verfahren  gegen  einander  anweisst^).  G.  Ob  auch  Streitig- 
keiten über  Interessen  der  Bundesglieder,  oder  sog,  politiflcbe 
Buchte  derselben  vor  das  Austrägalgericht  gehören,^  ist  in  der 
Bundesversammlung  zwar  sch(m  Gegenstand  lebhafter  Erör- 
terungen gewesen,  aber  durch  keinen  Bundesbeschlnsa  fiber 
diese  Frage  entschieden  worden;  aus  allgemeinen  Gründen 
muss  aber  diese  Frage  der  Theorie  naksh  bejaht  werden^'). 


«^)  Wird  diese  Präjudicial-Frage  streitig,  so  hat  darüber  dk 
Baadesversammlung  zu  entscheiden.  Siehe  §.  160  a. 

^)  Dieser  Art  war  z.  B.  der  Streit  zwischen  Schanrnhurg-Lippe 
und  Lippe,  wegen  Herausgabe  der  Aemter  Schieder  und  Blomberg.  vd 
wegen  der  im  J.  1709  eröffneten  Brackischen  Erbscliaft;  siehe  v.  Leon- 
hardi,  a.  a.  0.  Bd.  I,  S.  383  flg.  Das  austrägalgerichtliche  Urtheil  des  bii 
0.  H.  Gerichtes  zu  Mannheim  v.  20.  Dec.  1838  (ebendas.  Bd.  ü,  S.  224 1) 
hebt  besonders  (S.  230,  231)  hervor,  dass  der  klagende  TJieil  nicht  bl« 
das  bürgerliche  oder  Patrimonialeigenthum  der  Aemter  Sdiie<k 
und  Lipperode,  wie  ein  apanagirter  Prinz  in  Anspruch  nehme,  sondeni  es 
sich  namentlich  um  die  Frage  handle,  „mit  welchen  hoheitlichen 
Rechten,  imd  namentlich,  ob  mit  dem  Rechte  der  Souverainetät  dies«- 
Aemter  an  Schaumburg-Lippe  übergehen  sollen?" 

7)  So  z.  B.  die  gemeinschaftliche  Beschwerde  (1832)  von  HannoTer. 
Oldenburg,  Braunschweig  und  Nassau,  Bremen  und  Frankfurt 
gegen  Kurhessen,  wegen  verletzter  Vertragsverbindlicfakeit,  durch  En- 
tritt  des  Kurfürstenthums  in  den  k.  preuss.  Manth-  und  Zollverband;  ^fSi 
Sache  wurde  von  der  B.-V.  1833  (Sitz.  Vn,  Prot.  §.  55)  an  die  obeis» 
Justizstelle  zu  Wien  als  Austrägalgericht  gewiesen.  Yergl.  v.  Leonhftru: 
a.  a.  0.  Bd.  I,  S.  502  flg. 

*)  Von  dieser  ÄPTWaren  die  meisten  Streitigkeiten  unter  Bandesgliedem. 
welche  auf  den  Grund  der  B.-A.  art.  11  u.  W.  S.-A.  art  21  zur  ansträ^- 
gerichtlicheu  Verhandlung  kamen.  Vergl.  die  üebersicht  bei  y.  LeonharJi 
a.  a.  0.  Bd.  n,  S.  XH  flg. 

«)  Siehe  oben  §.  157. 

*o)  Siehe  hierüber  oben  §.  144,  Note  4. 
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E  In  Besag  auf  persönliche  Beleidigungen  unter  sou- 
verainen  Bandesgliedern,  welche  nach  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen allerdings  Veranlassung  zu  Kriegen  werden  könnten, 
enthält  die  Bundesgesetzgebung  keine  Bestimmungen,  und  zwar 
wohl  aus  dem  Grunde,  dass  man  deren  Vorkommen  gar  nicht 
für  denkbar  hielt  Dass  in  einem  solchen  Falle  aber  eine 
Verweisung  der  Sache  vor  ein  oberstes  Gericht  eines  Bundes- 
gliedes als  Bundesausträgalgericht  nicht  geeignet  sein  könnte, 
erhellt  schon  daraus,  dass  es  diesem  Gerichte  an  allen  Normen 
fbr  die  Entscheidung  fehlen  würde.  Hier  würde  es  jedoch  die 
Aufgabe  der  Bundesversammlung  sein,  unter  allen  Umständen 
den  Landfrieden  aufrecht  zu  erhalten,  und  die  Sache  als  eiiie 
politische  Angelegenheit  zu  vermitteln,  beziehungsweise  den 
Beleidiger  zu  einer  entsprechenden  Genugthuung  nach  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  anzuhaltend^). 

IV.  Unstreitig  und  in  zahlreichen  Beschlüssen  der  Bundes- 
rersammlnng  ausgesprochen,  ist,  dass  nur  Streitigkeiten 
anter  Bundesgliedern  von  der  Bundesversammlung  zum 
ansträgalgerichtlichen  Verfahren  verwiesen  werden  kön- 
nen,  also  keinerlei  Art  von  Streitigkeiten  von  Bundesgliedern 
mit  ihren  Familiengliedem,  Landständen  oder  anderen  Privat- 
personen**). Wohl  aber  kann  in  derartigen  Sachen  die  Com- 
petenz  der  Bundesversammlung  zur  Selbstentscheidung 
in  anderer  Weise. begründet  sein*^). 


'*)  Der  Fall,  dass  ein  deutscher  Souverain  bei  der  Bundesversammlung 
förmlichen  Antrag  gestellt  hat,  ihm  Genugthuung  wegen  persönlicher  Be- 
leiiliguDg  durch  einen  anderen  deutschen  Souverain  zu  verschaffen,  ist  be- 
reits einmal  bei  Gelegenheit  der  Streitigkeiten  zwischen  Hannover  und 
Braunßchweig  vorgekommen.  Vergl.  den  hannoverschen  Vortrag 
ia  der  Sitzung  der  B.-V.  v.  9.  Aprü  1829,  Prot  §.  67,  S.  138.  Der  König 
ron  Hannover,  damals  zugleich  König  von  England,  verlangte  von  der 
BtmdesTersammlungy  die  Verschaffung  einer  „vollen  und  schnellen 
Pienugthuung"  von  Seiten  des  Herzogs  Karl  von  Braunschweig, 
inf  den  Grund  der  art.  18,  19,  36  u.  37  der  W.  S.-A.  —  Dabei  wurde  von 
leiten  Hannovers  die  ünzulässigkeit  eines  Austragal Verfahrens  ausge- 
^rt;  eben  das.  S.  149.  —  Die  Zulässigkeit  des  Austrägalverfahrens  auch 
n  solchen  Fällen,  behauptet  dagegen  G.  v.  Struve,  erster  Versuch,  S.  4  fl. 

«)  Siehe  oben  §.  157,  Note  2. 

")  So  z.  B.  wenn  Familienglieder,  Landstände  oder  andere  Privatper- 
jonen  wegen  Justizverweigerung  (§.  156)  oder  wegen  Verweigerung  bnndes- 
^ndgesetzlich  gewährleisteter  Rechte,  oder  wegen  einseitiger  Aufhebung 
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V.  Ueberhaupt  findet  aber  auch  bei  Streitigkeiten  anter 
Bnndesgliedem  die  Anordnimg  eines  bnndesaasträgalgerieht- 
liehen  Verfahrens  in  soweit  nicht  statt,  als  fich  die  Bnndes- 
versammlnng  nach  den  bundesrechtlichen  GrandsätzeD 
tiber  ihre  Gompetenz  für  befugt  erachten  mnsSy  eane 
Streitigkeit  ohne  Verweisong  an  ein  Ansträgalgericht  selbst 
in  den  gewöhnlichen  Formen  eines  Bundesbeschlnsse« 
zu  entscheiden^^). 

§.  160a. 

d)    Das   Entscheidungsrecht    der  Bundesversammlung 
über    die    Qualifikation    eines    Falles    zur    austrägal- 
gerichtlichen  Entscheidung. 

I.  Wenn  im  einzelnen  Fall  Zweifel  darüber  erhoben 
werden  y  ob  eine  Sache  sich  zum  bundesausträgalgerichtliclien 
Verfahren  eignet  oder  nichts  so  entscheidet  hierüber  die  Bun- 
desversammlung selbst  in  der  gewöhnlichen  Form  ihrer 
Bescblussfassung. 

n.  E»  ergibt  sich  dies  als  selbstverständlich  daraus,  da&s 
die  Bundesversammlung  selbst  und  unmittelbar  die  Austrägal- 
in stanz  ist^),  jede  Instanz  aber  über  ihre  Competenz  selbst 
entscheidet,  sowie  auch  keine  andere  Autorität  vorhanden  ist, 
welche  diese  präjudicielle  Vorfrage  zu  entscheiden  be- 
fugt wäre,  und  überdies  die  dritte  oberste  Justizstelle  eines 
Bundesgerichtes  überhaupt  nur  dann  und  in  soweit  als  Aus^ 
trägalgericht  handeln  kann,  als  sie  von  der  Bundesversamm- 
lung hierzu  im  einzelnen  Falle  ernannt  und  beauftragt  wor- 
den ist  2). 

in.  Die  Competenz  der  Bundesversammlung  zur  Selbst- 
entscheidung  dieser  Vorfrage  kann  aber  um  so  weniger  mh 
Grund  bezweifelt  werden,  als  schon  nach  der  Wortfassung  de^^ 
art.  11  der  Bundesakte  nur  solche  Streitigkeiten  unter  Bnndes- 


in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehender  YerfiE^songen  (§.  147,  148)  Be- 
schwerden erheben. 

")  Siehe  §.  160a.  I. 

*)  Siehe  §.  159  a. 

»)  Siehe  den  Vortrag  von  Hannover  in  der  Sitzung  der  B.-V.  voe 
9.  April  1829,  Prot  §.  67,  S.  149. 
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güedem  ansträgalgerichtlich  zu  behandeln  sind,  wobei  y^eine 
riehterliehe  Entscheidung  nothwendig  wttrde^^  Dies 
setzt  YoraoSy  dass  die  Sache  tiberhaupt  znr  richterlichen  Eni* 
seheidangqualificirt  und  diese  möglich  oder  bundesrecht- 
lich statthaft  ist  Dies  ist  aber  nur  dann  der  Fall,  wenn 
die  bandesrechtlichen  Grundsätze,  welche  ftlr  die  Entscheidung 
emes  als  Austrägalgericht  zu  ernennenden  Gerichtshofes  mass- 
gebend sein  sollen,  an  sich  fest  stehen  und  nur  deren  An- 
wendung im  einzelnen  Falle  in  Frage  ist. 

lY.  Wo  aber  solche  massgebende  bundesrechtliche  Grund- 
sätze nicht  vorhanden  oder  zweifelhaft  sind,  oder  wo  die  Bun- 
d^gnindgesetze  oder  andere  bundesrechtliche  Normen  nicht 
ausreichen  oder  ihr  Sinn  ungewiss  ist  und  sie  daher  vorerst 
Doch  einer  Auslegung  bedürfen,  und  wo  also  der  Streit  zwi- 
schen einzelnen  Bundesgliedem  zugleich  eine  den  Bund  in 
seiner  Gesammtheit  berührende  politische  Principien- 
frage  enthält,  wie  z.  B.  die  Frage  nach  dem  Sinne  eines 
Artikels  der  Bundesakte,  oder  eines  Bundesbeschlusses,  oder 
die  Frage,  ob  ein  Bundesglied  überhaupt  eine  gewisse  Art  von 
Oberherrlichkeit,  Lehensherrlichkeit  u.  dergl.  über  das  Staats- 
gebiet eines  anderen  Bundesgliedes  beanspruchen  dürfet), 
hat  di^  Bundesversanmilung  vorerst  diese  präjudicielle 
Principienfrage  selbst  zu  entscheiden^),  da  sie  als  das 
verfassungsmässige  Organ  des  Bundes  ausdrücklich  dazu  be- 
rufen ist,  das  Bundesrecht  zu  ergänzen,  wo  die  Grundgesetze 
nicht  ausreichen^),  und  die  zweifelhaften  Bestimmungen  der- 
selben zu  erklären  und  in  allen  vorkommenden  Fällen  deren 
richtige  Anwendung  zu  sichern^).  Auch  ist  einleuchtend| 
welche  Verwirrung  in  das  Bundesrecht  gebracht  werden  würde^ 
wenn  die  Geltung  des  einen  oder  anderen  Principes  von  den 
iven    doktrinellen,    und    möglicherweise    sich    wider- 


3)  Siehe  hier  unten  Note  9  und  §.  259,  §.  444. 

^)  VergL  V.  Linde,  Archiv  für  das  öffentliche  Recht  des  deut  Bundes« 
Bi  I,  Hft.  2  (Giessen,  1854),  S.  2  flg.  —  Ob  die  BundesyerBammlong  diese 
Entscheidung  in  der  Form  einer  authentischen  Interpretation  (§.  141)  oder 
nur  eines  einfachen  Bundesbeschlusses  mit  Bezug  auf  den  vorliegenden  Fall 
gibt,  hängt  von  ihrem  Ermessen  und  den  Anträgen  der  Interessenten  ab. 

^)  W.  S.-A.  art  9. 

^)  W.  S.-A.  art.  17. 
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sprechenden  Ansiebten  der  Landesgerichte  abhängig  sein  sollte, 
welche  in  den  einzelnen  Fällen  von  den  Partheien  znm  Bon- 
desansträgalgericht  gewählt  werden"). 

y.  Ans  den  Protokollen  der  Bundesyersammlnng  ergibt 
sich,  dass  bereits  in  mehreren  Fällen  in  derselben  Torem 
darüber  verhandelt  wurde,  ob  die  Sache  sich  znm  Austrägal- 
verfahren  eigne  oder  nicht  %  was  nicht  möglich  gewesen  wäre, 
wenn  die  Bundesversammlung  ohne  alle  Unterscheidnng  ge- 
halten wäre,  über  die  bei  ihr  angebrachten  Streitigkeiten  von 
Bundesgliedern  unter  einander  das  Austrägalverfahren  einzu- 
leiten. Auch  hat  die  Bundesversammlung  in  ihrer  bisherigec 
Uebung  stetä  an  dem  Grundsatze  festzuhalten,  dass  die  Ent- 
scheidung über  die  Vorfrage,  ob  das  austrägalgerichtliche 
Verfahren  im  einzelnen  Falle  statthaft  sei,  zu  ihrer  ei  gen  es 
Gompetenz  gehöre  und  in  der  Form  eines  gewöhnlicheo 
Bundesbeschlusses  von  ihr  auszugehen  habe^). 

VI.  Will  die  Bundesversammlung  in  einem  Falle  auch  die 
Entscheidung    der   obigen   Vorfrage    dem    aufzustellenden 


7)  Siehe  den  B.-B.  v.  20.  Januar  1848,  die  Eurhessen-Waldeck'scbe 
Streitigkeit  betr.,  hier  unten  Note  9.  —  Vergl.  auch  den  B.-B.  v.  11.  Dct 
1823,  Prot.  §.  167,  über  die  ünverbindlichkeit  doktrineller  InteipfeUtio&ea 
für  die  Bundesversammlung.     Siehe  oben  §.  111. 

*)  Vergl.  z.  B.  den  Streit  zwischen  Anhalt  und  Preussen  in  den 
Jahren  1827—1829  über  sogen,  politische  Rechte  (siehe  oben  §.  144);  den 
hier  oben  in  Note  2  angeführten  Hannover 'sehen  Vortrag  v.  9.  Apii] 
1829,  Prot.  §.67,  S.  149^;  den  Streit  zwischen  Lippe-Schaum burgacd 
Lippe  (siehe  oben  §.  160,  Note  6,  und  den  Commissionsvortrag,  welclMT 
den  B.-B.  vom  5.  August  1830,  d.  h.  die  Einleitung  des  Austragalvei&hi^as 
zur  Folge  hatte);  die  Streitsache  zwischen  Eurhessen  und  Waldeck. 
(1844—1848),  die  von  diesem  behauptete  Lehensherrlichkeit  betrefiteod,  siebe 
die  folgende  Note  9. 

9)  So  z.  B.  wurde  durch  B.-B.  v.  20.  Januar  1848,  Prot  §.  43,  der 
Antrag  von  Eurhessen  auf  Einleitung  eines  Austrftgalverfiihrens  io  der 
so  eben  in  Note  8  erwähnten  Streitsache  durch  Stimmenmehrheit  als  ob- 
statthaft  abgewiessen,  hauptsäcMich  aus  dem  Grunde,  weil  die  Msgorität 
annahm,  dass  eine  vasallitische  Stellung  eines  Bundesfürsten 'gegen  eines 
anderen  mit  der  Souverainetät  der  Bundesglieder  absolut  unvertr&£^ch  asj 
schon  durch  die  Bundesgrundgesetze  ausgeschlossen  sei,  und  dass  eise 
Frage,  welche  die  Grundlagen  der  Gesammtverfassung  des  Bundes  berühre, 
nicht  der  Gompetenz  eines  Gerichtshofes  unterstellt  werden  könne.  —  Siebe 
unten  §.  259,  §.  444. 
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Aostiägalgeiichte  ttberlassen,  so  mnss  dies  durch  eisen  fönn- 
lichen  Bundesbeschluss  ausgesprochen  werden  ^^). 

•    §.  161. 
e)  Der  Vermittlungsversuch  am  Bundestage. 

Nach  den  (§.  160)  angeführten  bnndesgesetzlichen  Bestim- 
arnngen  gelten  fttr  das  bandesverfassongsmässige  Austrägal- 
ferfahren  folgende  Grundsätze: 

L  Dasjenige  Bundesglied,  welches  sich  durch  ein  anderes 
Bnndesglied  beschwert  erachtet  und  somit  als  Kläger  aufzu- 
ireteii  beabsichtigt,  hat  die  Streitigkeit  bei  der  Bundesversamm- 
Inog  durch  gehörige  Darstellung  seiner  Ansprüche  an- 
zubringen ^). 

U.  Hiemächst  hat  die  Bundesversammlung  in  den  nach 
rorscbrift  der  Bundesakte  art.  11  bei  ihr  anzubringenden 
Streitigkeiten  vor  Allem  eine  gütliche  Vermittlung  durch 
iinen  Ausschuss  von  zwei  oder  mehreren  Mitgliedern  zu 
rersnchen,  dessen  Ernennung  den  Partheien  bekannt  gemacht 
ifird^.  Dabei  wird  die  Bundesversammlung  ermessen,  ob  eine 
^itfrist  ftir  die  Erledigung  des  Vermittlungsgeschäftes  bestimmt 
Verden  soll.  Jedem  der  streitenden  Theile  steht  es  jedoch 
frei,  bei  der  Bundesversammlung  auf  eine  solche  Fristsetzung 
mzntragen. 

III.  Der  Ausschuss  wird  hierauf,  unter  Bestimmung  eines 
inrzen  Tennms,  von  dem  beklagten  Theile  gleichfalls  eine 
)arstellung  der  Sache  und  seiner  Einreden  begehren,  um,  in 
i/'ergieichung  derselben  mit  der  Darstellung  des  Klägers,  an- 
,'eniessene  Vorschläge  zur  gütlichen  Beilegung  der  entstandenen 
Streitigkeiten  entwerfen  zu  können.  Bei  eintretenden  Schwierig- 
keiten wird  der  Ausschuss,  so  wie  überhaupt  von  dem  Erfolge, 
ier  BundesTcrsammlung  Bericht  erstatten. 

IV.  Kommt  der  Vergleich  zu  Stande,  so  wird  die  Ver- 
{teichsurknnde  in  Urschrift,   die  gegenseitigen  Batifikations- 


*)  Vergl.  den  B.-B.  vom  5.  August  1830,  die  in  Note  8  erwähnte 
^ippe'sche  Streitsache  betreffend;  siehe  unten  §.  163. 

^)  AuBträgalordnung  v.  16.  Juni  1817,  II.  a. 

»)  B.-A.  art.  11.  W.  S.-A.  art.  21.  —  AustrÄgalordnung  v.  16.  Juni 
löl7,  n.  b,  c,  d. 
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Urkunden  aber  werden  in  beglanbter  Abschrift  in  dem  Bond»* 
archive  niedergelegt ,  und  der  Bund  ttbemimmt  die  Oaraatie 
des  Vergleichs. 

V.  Dadurch,  dass  der  Beklagte  in  das  YennitÜiuig«' 
verfahren  ohne  Protestation  eintritt  ^  verzichtet  er  keinesmp 
auf  die  Bestreitung  der  Statthaftigkeit  des  Austrigalverfahrens 
überhaupt  y  sondern  kann  seine  Einwendungen  hiergegen  im 
Laufe  des  Vermittlungsverfahrens  eben  so  wohl  yorbringen, 
als  vor  der  Abfassung  des  Bundesbeschlusses,  welcher  dessen 
Einleitung  anordnet.  Dies  kann  um  so  weniger  beanstandet 
werden,  als  die  Bundesversammlung  das  YermittlungsverfahreD 
meistens  sogleich  einzuleiten  pflegt,  so  wie  eine  Streitsache 
unter  Bundesgliedem  bei  ihr  zur  Anzeige  konmit,  ohne  die 
klägerischen  Anträge  vorerst  zu  prüfen.  Findet  die  Bundes- 
Versammlung  die  Einwendungen  des  Beklagten  gegen  die 
Statthaftigkeit  des  Austrägalverfahrens  begründet  und  die  Sacbe 
zu  ihrer  Selbstentscheidung  oder  vor  ein  gewöhnliches  Land^ 
gericht  gehörig^),  so  bat  sie  das  Vermittlungsverfahren  wieder 
aufzuheben  und  das  nach  Beschaffenheit  des  Salles  Geeignete 
zu  beschliessen. 

§•  162. 
i)   Einrichtung  der  Austrägalinstanz. 

I.  Wenn  der  zur  Vermittlung  der  Strei%keiten  angeord- 
nete Ausschuss  (§.  161)  der  Bundesversammlung  die  Anzei^ 
von  dem  misslungenen  Vergleichsversuche  gemacht  ha<^  so  hat 
der  Beklagte  binnen  vier  bis  sechs  Wochen,  von  dem 
Tage  der  Anzeige  an  gerechnet,  dem  Kläger  drei  onpar* 
theüsche  Bundesgliedem  vorzuschlagen,  aus  welchen  dieser 
eines  binnen  gleicher  Frist  wählt  Qeht  jene  Frist  Torüber, 
ohne  dass  der  Beklagte  drei  Bundesglieder  vorschlägt,  so  geht 
das  Vorschlagsrecht  an  die  Bundesversammlung  Aber,  und  der 
Kläger  hat  sodann  aus  den  drei  Bundesgliedem  zu  wähleo, 
welche  dieselbe  vorschlagen  wird^- 

n.  Die  dritte  oberste  Justizstelle  des  auf  die  eine 
oder  die  andere  Art  gewählten  Bundesgliedes  ist  hiem&ebst 

>)  Siehe  oben  §.  160  u.  §.  160  a. 

0  Aastr&galordnnng  v.  16.  Juni  1817,  DI,  2. 
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ab  das  BiehtercoUeginm  zn  betrachten,  welches  ^^im  Namen 
and  anstatt  der  Bnndesversammlnng  so  wie  ver- 
möge derselben  Auftrags''  als  Anstrttgalgericht  oder 
sogen,  gewählte  Austrägalinstanz  (§.  159a.  U.)  zu  han- 
deln hirf. 

HL  Die  Bundesversammlnng  hat  dem  als  Austrägalge- 
rich t  gewählten  Gerichtshöfe  diese  seine  Bestimmung  nicht 
Dor  bekannt  zu  machen,  sondern  ihm  auch,  unter  Mittheilung 
der  Vei^eichsYerhandlungen,  förmlichen  Auftrag  zur  austrägal- 
gerichtlichen  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Sache  zu 
ertheilen^. 

IV.  Sämmtliche  dritte  oberste  Justizstellen  der  deutschen 
BandesgUeder  sind  fähig,  auf  diese  Weise  als  Austrägalgericht 
gewählt  zu  werden:  ob  es  das  eigene  oberste  Gericht  eines 
Bondesstaates,  oder  ein  von  mehreren  Bundesgliedem  gemein- 
sames Gericht  dritter  Instanz  ist,  macht  keinen  Unterschied. 

V.  Wenn  ein  Bundesglied  erwählt  wird,  in  dessen  Staate 
mehrere  Gerichte  dritter  Instanz  bestehen,  und  der  Kläger 
hat  sich  über  die  Wahl  der  Gerichtsstelle  nicht  ausgesprochen, 
Bo  wird  die  Bundesversanrndung  die  Auswahl  treffen^). 

VI.  Die  U ehe rn ahme  des  Austrägalauftrages  von  der 
bestimmten  dritten  obersten  Justizstelle  ist  als  Bundespflicht 
anzusehen.  Nur  ganz  besondere,  der  Bundesversammlung  etwa 
mbekannt  gewesene  Verhältnisse,  welche  eine  Yöllige  Un- 
fähigkeit zur  Uebemahme  der  austrägalgerichtlichen  Funktion 
eirthalten,  können  zur  Entschuldigung  dienen,  sind  aber  binnen 
vierzehn  Tagen,  von  dem  Tage  des  erhaltenen  Auftrags  an 
bei  der  Bundesyersammlung  vorzubringen^). 

VIL  Nach  der  vorläufigen  Austrägalordnung  vom  16.  Juni 
1817,  m,  5,  sollte  der  also  eintretende  oberste  Gerichtshof, 
wenn  er  aus  mehreren  Senaten  besteht,  die  Austrägalsache 
in  Pleno  verhandeln  und  entscheiden.  Durch  Bnndesbeschluss 


<)  Aastragalordnang  t.  16.  Juni  1817,  m,  8. 

*)  Ebenda 8.  III,  3,  a  Unea  2,  und  4,  a  Unea  2  nnd  3. 

<)  Ebenda  8.  111,4.  -^  Als  Gründe  der  UnfUiigkeit  zur  Uebemahme 
der  Austrftgal-Instanz  sind,  da  die  Bundesgesetzgebung  nichts  anderes  be- 
stimmt, dieselben  Gründe  zu  betrachten,  aus  welchen  sich  Richtercollegien 
nach  gememen  Rechten  für  unfähig  ixa  Yeihandlung  einer  Rechtssache 
erklären  dürfen. 

ZSpfl,  SiMlveeht.  6.  Aufl.  I.  27 
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vom  19.  Okt  1888,  Prot  §.  320,  ¥nirde  aber  diese  Bestimmmg 
dahin  abgeändert,  dass  denjenigen  Regierungen,  deren  oberste 
Gerichte  ans  mehreren  Senaten  bestehen,  nnd  anss»  dem 
Präsidenten  oder  Direktor  mehr  als  zwölf  Mitglieder  zählen, 
gestattet  ist,  einen  besonderen  Senat  ftir  die  Aosträgal- 
sachen  zu  bilden,  der  jedoch  mit  Einschlnss  des  Vorsitzenden 
wenigstens  aus  dreizehn  Mitgliedern  bestehen  soll.  Eis 
solcher  Austrägalsenat  ist  entweder  aus  zwei  Senaten  des 
obersten  Oerichtshofes  unter  Beobachtung  einer  bestimmten 
Reihenfolge  zu  bilden,  oder  es  sind  diejenigen  Mitglieder, 
aus  welchen  der  Austrägalsenat  bleibend  bestehen  soD,  in 
Voraus  zu  benennen  und  zur  Stellvertretung  für  veriiinderte 
oder  abgegangene  Mitglieder  zwei  Ersatzmänner  zu  bezeichne 
auch  ist  bei  dem  Austritt  eines  Mitgliedes  oder  Ersatzmannes 
die  festgesetzte  Zahl  sogleich  wieder  zu  ergänzen.  In  dem 
ersteren  Falle,  nämlich  wenn  eine  Reihenfolge  stattfinde  mnas 
jede  Austrägalsache  bis  zu  deren  Beendigung  bei  einem  and 
demselben  Austrägalsenate  yerbleiben.  Sowohl  die  Reihenfolg«^ 
nach  welcher  die  Bildung  des  Austrägalgerichts  ans  sdteni- 
renden  Senaten  statt  haben  soll,  als  auch  die  persönliche  Za- 
sammensetzung  der  bleibenden  Austrägalsenate  sind  bei  der 
Bundesversammlung  stets  in  Evidenz  zu  halten,  dsmit 
noch  vor  der  Wahl  eines  Austrägalgerichts  über  die  Zusammäh 
Setzung  der  Austrägalsenate  bei  sämmtlichen  obersten  Jastii- 
stellen  der  Bundesglieder  kein  Zweifel  bestehen  könne  ^). 

§.  163. 

g)   Das  Competenz-Prüfungsrecht  des  zum  Austrägal- 
gericht  gewählten  Gerichtshofs. 

I.  Wenn  nach  Anleitung  der  vorläufigen  Austrägal- 
Ordnung  vom  16.  Juni  1817  der  oberste  (Gerichtshof  eines 
Bundesstaates  zum  Austrägalgericht  gewählt  ist,  so  steht 
demselben  die  Leitung  desProcesses  und  die  Entschei- 
dung des  Streites  in  allen  seinen  Nebenpunkten  uneio- 


6)  Siehe  den  B.-B.  v.  19.  Okt  1838,  Prot  {.  SSO,  bei  G.  >.  Mejer. 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  3&8. 


§.  163.  Das  Competenz-PrttfaiigBrecht  des  AasMgalgerichts.     419 

geschr&nkt  und  ohne  alle  weitere  Einwirkung  der 
Bnndesyersammlnng  oder  der  Landesregierung  zu^). 
II.  Bestritten  ist,  ob  auch  der  zum  Austrägalgerieht  ge- 
wählte Oerichtshof  befugt  sei,  seine  Competenz  selbst  noch  zu 
prfifen.  Während  dieses  Recht  von  der  einen  Seite  für  das 
Aasträgalgericht  als  ein,  jedem  Gerichte  nothwendig  zustehen- 
des Becht  w  Anspruch  genommen  wird,  so  wird  dies  auf  der 
«nderen  Seite  aus  dem  Grunde  bestritten,  weil  das  Austrägal- 
gerieht überhaupt  keine  selbstständige  Competenz  hat,  sondern 
nnr  im  Auftrage  der  Bundesversammlung  als  der  eigentlichen 
Ansträgalinstanz  handeln  kann^).  Es  sind  aber  hier  noth- 
wendig einige  Unterscheidungen  zu  machen:  A.  Leitender 
oberster  Grundsatz  ist,  dass  das  Bundesausträgalgericht 
nach  der  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817,  lU,  5,  nur  im 
Namen  und  im  Auftrage  der  Bundesversammlung  selbst 
erkennen  kann^).  Der  Gegenstand  der  ihm  zugewiesenen 
Entscheidung  wird  daher  durch  den  Inhalt  des  Auftrags, 
d.  h.  durch  den  Beschluss  der  Bundesversanmilung  bestimmt, 
welcher  die  Constituirung  des  Gerichtshofes  als  Ansträgalin- 
stanz enthält^).  B.  Der  als  Austrägalgerieht  gewählte  Gerichts- 
hof ist  daher  nicht  befugt,  tiber  einen  Gompetenzpunkt  zu 
erkennen,  Hber  welchen  die  committirende  Bundesversammlung 
bereits  selbst  entschieden  hat^).  C.  Soweit  die  commit- 
tirende Bundesversammlung  über  den  Gompetenzpunkt 
nicht  selbst  entschieden,  sondern  ihn  zur  Entscheidung 
des  gewählten  Gerichtshofes  verstellt  hat,  ist  unstreitig  dieser 


0  W.  S.-A.  art  22;  auch  wörtlich  in  dem  B.-6.  ▼.  3.  Angost  1820 
(Plenarversammlung  §.  2)  art  II. 

«)  VergL  oben  §.  159a,  §.  160a. 

5)  VergL  oben  §.  162,  H. 

*)  Dieser  Grundsatz  ist  aasdrQcklich  anerkannt  in  den  Entscheidungs- 
grtnden  des -von  dem  geh.  Obertribunal  in  Berlin  am  19.  December  1845 
gesprochenen  aosträgalgerichtliehen  Erkenntnisses  in  Sachen  Wal  deck 
gegen  Grossherzogthum  Hessen,  Prot  der  B.-Y.  1846,  §.  62,  S.  105.' 

*)  AnsdrOcklich  so  erkl&rt  in  den  Entscheidungsgründen  des  ansträgal- 
gerichtüchen  Erkenntnisses  des  0.  H.  Gerichts  zn  Mannheim  v.  20.  Dec 
1838  in  Sachen  Schanmburg-Lippe,  gegen  Lippe-Detmold  wegen 
Heransgabe  der  Hlüfte  der  Aemter  Schieder  und  Blomberg,  bei  y.  Leon - 
)tardi  Austr&galyeriahren,  B.  n,  S.  228. 
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hefagtj  denselben  zu  prüfen  und  zn  entscheiden^.  D.  Ebouso 
ist  der  als  Ansträgalgericht  gewählte  Gerichtshof  competent 
darttber  zu  entscheiden,  ob  der  Inhalt  der  förmlichen  Klage, 
jenem  der  bei  der  Bundesversammlung  angebrachten  Beschwerde, 
beziehungsweise  dem  von  der  Bundesversammlung  dem  Ans* 
trägalgerichtshof  ertheilten  Auftrage  gemäss  ist,  oder  den 
hierdurch  bezeichneten  und  begränzten  Umfang  der  austriigii- 
gerichtlichen  Entscheidung  überschreitet,  d.  h.  ob  etwa  eme 
wesentliche  Veränderung  des  thatsächlichen  oder  rechtüches 
Elagftmdamentes  oder  des  Elag-Petitums  stattgefunden  habe']. 
E.  Endlich  ist  der  zum  Ansträgalgericht  gewählte  Gerichtshof 
auch  competent,  ttber  das  Vorhandensein  der  VoranssetzaogeD 
selbstständig  zu  erkennen,  von  welchen  der  BundesbescUii)» 
vom  3.  Au^st  1820,  art.  III.  (Plenarversammlung  §.  2.)  die 
Zulässigkeit  von  Widerklagen,  Interventionen  und  Litisdennih 
ciationen  in  Austrägalsachen  abhängig  gemacht  hat^). 

§.  164. 

h)  Das  VerfaJiren  des  AusträgaJgericlits. 
1)  Allgemeine  Grundsätze. 

I.  Nach  der  vorläufigen  Austrägalordnung  vom  16.  Juni 
1817,  III,  6,  geschieht  die  Instruktion  des  Processes,  d.  h.  Ob^- 
haupt  die  processualische  Verhandlung  der  Austrägal-Sachen, 
nach  der  Processordnung,  welche  der  betreffende  oberste 
Gerichtshof  überhaupt  beobachtet,  und  ganz  in  derselben  M 
wie  die  sonstigen  alldort  zu  instruirenden  Bechtssachen  Ter- 
handelt  werden. 


«)  Dies  war  der  Fall  in  der  eben  (Note  5)  angeföhrten  Sache  tüo 
Lippe-Schaumburg  gegen  Lippe-Detmold. 

7)  In  dieser  Weise  erkl&rt  sich  das  in  Note  4  angefiÜirCe  anstiigsl* 
gerichtliche  Erkenntniss  des  geh.  Obertribunals  zu  Berlin  in  Sachen  Wtl- 
deck  gegen  Gr.  Hessen,  Prot  der  B.-V.  1846,  §.  62,  S.  106,  106. 

s)  Yergl.  die  EntscheidungsgrOnde  des  anstrftgalgerichtlichea  ürtbfüs 
des  0.  .H.  Gerichtes  zu  Mannheim  y.  22.  Bec.  1838,  in  Widerklagaacbfo 
Ton  Lippe-Detmold  gegen  Schaumburg-Lippe,  die  SouTeFuneti: 
des  Amtes  Blomberg  und  Ersatzforderung  betreffend,  bei  v.  Leonhardi. 
AustrSgalyerfahren,  Bd.  II,  S.  254,  255.  —  VergL  unten  §.  164. 
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n.  Das  ErkenntniBB  in  der  Hauptsache,  (d.  h.  die 
EntBeheidiiiig  tlber  die  sog.  materiaUa  cauaae)  erfolgt  aber,  in 
Gemässheit  einer  ebendaselbst  in,  7,  aufgestellten  Vor- 
schrift in  Ermangelong  besonderer  Entscheidungsquellen,  nach 
den  in  Deutschland  ^^hergebrachten  gemeinen  Hechten.'' 
Die  Wiener  Schlnssakte,  art  23,  bestimmt  dies  noch  ge- 
naaer  dahin,  dass  das  Ansträgalgericht  in  Fällen,  wo  keine 
besonderen  Entscheidnngsnonnen  vorhanden  sind,  „nach  den 
in  Rechtsstreitigkeiten  derselben  Art  vormals  von  den  Reichs* 
gerichten  befolgten  Rechtsquellen,  insofern  solche  auf 
die  jetzigen  Verhältnisse  der  Bnndesglieder  noch 
anwendbar  sind,  zu  erkennen  habe^). 

nL  Das  Erkenntniss  in  der  Hauptsache  muss  längstens 
binnen  Jahresfrist,  vom  Tage  der  (bei  dem  Ansträgalge- 
richt) ttberreichten  ersten  Klage  oder  Beschwerdeschrift,  er- 
folgen. Sollte  dies  ausnahmsweise  nicht  thunlich  sein,  so  hat 
das  Ansträgalgericht  emen  Bericht  an  die  Bundesversammlung 
SU  erstatten,  die  Gründe  eines  nothwendig  geglaubten  längeren 
Verzugs  anzuzeigen  und  die  Bewilligung  oder  Missbillignng 
Tom  Bundestage  zu  empfangen  2).  Auch  kann  die  betreffende 
Landesregierung  sowohl  von  der  Bundesversammlung  als  auch 
von  den  streitenden  Theilen  angegangen  werden,  im  Falle 
einer  Zdgerung  von  Seiten  des  Gerichtes,  die  zur  Beförderung 
der  Entscheidung  nöthigen  Verfligungen  zu  erlassen  3). 

IV.  Die  Erkenntnisse  des  Austrägalgerichts  werden  „im 
Namen  und  aus  Auftrag  der  Bundesversammlung'^ 
abgefasst,  und  von  dem  Austrägalgerichte  den  Parteien  eröff- 
net Es  mtissen  denselben  jederzeit  die  vollständigen  Ent- 
scheidungsgrtinde  beigefttgt  werden^). 

V.  Ist  das  Erkenntniss  nur  ein  Zwischenurtheil,  so 
wird  das  Verfahren  an  dem  Austrägalgerichte  fortgesetzt,  ohne 


0  Siehe  oben  §.  72  mid  §.  118.  —  Dieselbe  Begtimmung  ist  auch 
vörtlich  in  den  B.-B.  ▼.  3.  Angost  1820,  (Plenarvers.  §.  2)  art  IV.  über- 
gegangen. 

*)  Attstr&galordnang,  m,  8« 

»)  W.  S.-A.  art  22  a.  E.  —  Auch  wörüidi  in  dem  B.-B.  ▼.  3.  August 
1820,  (Plenarvers.  §.  2)  art.  n. 

«)  B.-B.  Yom  3.  August  1820,  (Flenars.  §.  2)  art  V,  yergl.  mit  der 
AuBträgalordnung  y.  16.  Juni  1817,  m,  5. 
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dass  es  einer  BeDachrichtigaiig  der  BondesYersammliing  yoq 
dem  gefällten  Zwisehenortheile  bedarf.  Ist  das  Erkennt- 
niss  aber  ein  definitives,  so  hat  der  Gerichtshof  die  Akten 
und  das  Erkenntniss  der  Bnndesversanmüung  zu  überschicken, 
um  anf  dessen  Befolgung  halten  zu  können^). 

VI.  lieber  den  Kostenpunkt  soll  das  erwählte  Aus- 
trägalgericht  nach  gemeinrechtlichen  Grundsätzen  erken- 
nen und  bei  deren  Bestimmung  die  bei  ihm  yorgedchriebeoe 
Taxordnung  befolgen,  ohne  weitere  Gebühren  in  Ansäte  m 
bringen^).  In  Uebereinstimmung  hiermit  wurde  durch  dea 
Bundesbeschluss  vom  23.  Juni  1836,  Prot.  §.  171,  weiter  fest- 
gesetzt''), dass  der  Anwendung  des  Stempelpapiers,  so  mt  i& 
Erhebung  von  Sportein,  sowohl  bei  den  auf  Grund  der  Ar- 
tikel 21,  24  und  30  der  Wiener  Schlussakte  vorkommendeii 
Austrägal-  und  Gompromiss -Verhandlungen ,  als  bei  dem  naeh 
dem  art.  20  der  Wiener  Schlussakte  in  Streitigkeiten  über 
den  jüngsten  Besitz  eingeleiteten  Verfahren  nicht  statt  zu 
geben  sei. 

Vn.  Die  von  dem  Austrägalgerichte  gefällten  End^keimt- 
nisse  sind  gemäss  des  art.  11  der  Bundesakte  ftlr  die  streiteih 
den  Theile  verbindlich^).  Sie  sind  sofort  nach  ihrer  Eröff- 
nung als  rechtskräftig  anzusehen  und  zu  befolgen*).  Es 
sind  demnach  gegen  austrägalgerichtliche  Erkenntnisse  aDe 
sogenannten  ordentlichen  Rechtsmittel  durchaus  unzulässig. 
Es  gibt  keine  zweite  oder  höhere  Instanz,  an  welche  von  dem 
Erkenntnisse  des  Austrägalgerichts  Berufung  eingelegt  werden 
könnte. 

VUI.  Von  den  ausserordentlichen  Rechtsmitteln  ist 
in  der  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817,  wie  der  Bondeß- 
beschluss  vom  3.  August  1820,  VI,  erläutert,  „wegen  neu  ^ 
gefundener  Thatsachen  und  Beweismittel  nur  allein  das 
„Rechtsmittel  der  Resitution  ex  capitt  novorum^^  ftlr  znlässig 
erklärt  worden.    Ob  auch  eine  Nullitätsquerel  wegen  on- 


B)  Austrägalordnung  m,  5. 

<)  B.-B.  V.  3.  Augost  1820,  (Flenarvers.  §.  2).  art  V.  a  Unea  2. 
7)  Bei   G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  TU.  tt 
S.  346. 

>)  Austrägalordnung,  m,  9. 

•)  B.-B.  V.  3.  August  1820,  (Plenarvers.  §.  2),  ait  VL 
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ledern  aastrSgalgerichtlich  zu  behandeln  sind,  wobei  ^^eine 

hterliehe  Entscheidnng  nothwendig  wiirde'^  Dies 

zt  vorans,  dass  die  Sache  ttberhanpt  zur  richterlichen  Ent- 

iddmigqaalificirt  nnd  diese  möglich  oder  bande8rech^ 

I  statthaft  ist    Dies  ist  aber  nur  dann  der  Fall,  wenn 

bondesrechtlichen  Grundsätze,  welche  für  die  Entscheidung 

es  als  Ansträgalgericht  zn  ernennenden  Gerichtshofes  mass- 

lend  sein  sollen,  an  sich  fest  stehen  und  nur  deren  An- 

tedong  un  einzelnen  Falle  in  Frage  ist. 

IV.  Wo  aber  solche  massgebende  bandesrechtliche  Grund- 
»tze  nicht  vorhanden  oder  zweifelhaft  sind,  oder  wo  die  Bnn- 
lesgnmdgesetze  oder  andere  bnndesrechtliche  Normen  nicht 
iosreicben  oder  ihr  Sinn  nngewiss  ist  nnd  sie  daher  vorerst 
loch  einer  Anslegnng  bedtirfen ,  nnd  wo  also  der  Streit  zwi- 
«hen  einzelnen  Bnndesgliedem  zugleich  eine  den  Bund  in 
feiner Gesammtheit  berührende  politische  Principien- 
rage  enthält,  wie  z.  B.  die  Frage  nach  dem  Sinne  eines 
Irtikels  der  Bundesakte,  oder  eines  Bundesbeschlusses,  odep 
iie  Frage,  ob  ein  Bundesglied  überhaupt  eine  gewisse  Art  von 
)b€rherrlichkeit,  Lehensherrlichkeit  u.  dergl.  über  das  Staats- 
;ebiet  eines  anderen  Bundesgliedes  beanspruchen  dürfet), 
lat  di^  Bundesversammlung  vorerst  diese  präjudicielle 
'rincipien frage  selbst  zu  entscheiden^),  da  sie  als  das 
erfassungsmässige  Organ  des  Bundes  ausdrücklich  dazu  be- 
Dfen  ist,  das  Bundesrecht  zu  ergänzen,  wo  die  Grundgesetze 
icht  ausreichen^),  und  die  zweifelhaften  Bestimmungen  der- 
elben  zu  erklären  und  in  allen  vorkommenden  Fällen  deren 
ichtige  Anwendung  zu  sichern®).  Auch  ist  einleuchtend, 
reiche  Verwirrung  in  das  Bundesrecht  gebracht  werden  würde, 
^enn  die  Geltung  des  einen  oder  anderen  Principes  von  den 
ibjectiven    doktrinellen,    und    möglicherweise    sich    wider- 

3)  Siehe  liier  unten  Note  9  und  §.  259,  §.  444. 

*)  YergL  y.  Linde,  Archiv  für  das  öffentliche  Recht  des  deut  Bundes, 
i  I^  Hft.  2  (Giessen,  1854),  S.  2  flg.  — -  Ob  die  Bondesversammlung  diese 
Dtscheidimg  in  der  Form  einer  authentischen  Interpretation  (§.  141)  oder 
IT  eines  einfachen  Bandesbeschlusses  mit  Bezug  auf  den  vorliegenden  Fall 
bt,  hängt  von  ihrem  Ermessen  und  den  Anträgen  der  Interessenten  ab. 

5)  W.  S.-A.  art  9. 

«)  W.  S.-A.  art  17. 
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dem  anderen  Theile  frei  stehen,  den  Beamten  zu  benraieo, 
weicher  den  Restitationseid  abzustatten  hat^^). 

Xn.  Die  Bandesversammlong  verfügt  die  VoDzidtnn;  der 
Bondesaosträgal-ErkenntnisBe,  insofern  denselben  sieht  sofort 
oder  nicht  vollständig  Folge  geleistet  wird.  Fallen  Im  der 
Vollziehung  Streitigkeiten  vor,  welche  eine  richteiliehe  Eil- 
Bcheidnng  fordern,  so  steht  diese  dem  Austrägalgexidite  n^ 
welches  das  zu  vollziehende  Erkenntniss  gefasst  hat*^). 

§•  165. 
2)   Besondere  Bestimiiiimgen. 

In  Bezug  auf  einzelne  Punkte  des  austrfigalgerichllichei 
Verfahrens  finden  sich  in  der  Bundesgesetzgebnng  nur  nodi 
folgende  Bestimmungen: 

I.  Zur  Theilnahme  (Intervention)  an  einem  Bechisstidte 
unter  Bundesstaaten  kann  ein  drittes  Bnndesglied  von  den 
Austrägalgerichte  nur  dann  zugelassen  werden,  wenn  dieBeg 
Gtericht  eine  wesentliche  Verbindung  der  BechtsverhikDi« 
(materielle  Gonnexität)  mit  dem  anhängigen  Bechtsstreke 
anerkennt.  Auch  eine  Widerklage  hat  nur  in  diesem  Falle 
der  materiellen  Gonnexität  bei  dem  erwählten  Austrilgal- 
gerichte  statt,  und  überdies  nur,  wenn  sie  sogleich  bei  der 
Einlassung  auf  die  Vorklage  angebracht  wird^). 

U.  Hinsichtlich  der  Fristen  bestimmt  der  Bundesbescblms 
vom  19.  Juni  1823  (Prot.  §.  106),  dass  in  allen  den  Fälioi, 
in  welchen  ein  Verfahren  vor  einer  Austrägalinstanz  naeh  dff 
Verfügung  der  Wiener  Sehlnssakte  art.  30,  angeordn^  ist^ 
das  oberste  Gericht,  welches  das  Austrägalgericht  bildet,  b^ 
auftragt  und  ermächtigt  wird,  alle  Fristen  von  Amtswe- 


**)  Aastr&galordnung,  IQ,  11. 

«0  Ebendas.  IH,  12. 

«)  Austrägalordnung  v.  16.  Juni  1817,  IH,  3.  —  memach  kömia 
wohl  aach  Litisdenunciationen  bei  dem  austrftgalgerichtlichen  Te^ 
ÜBduren  vorkommen,  ond  Veranlassang  zur  Intervention  einee  dritten  Bas- 
desgliedes  werden.  Adcitationen  dritter  Bundeqglieder  durch  das 
Anstr&galgericht  selbst,  als  gerichtliche  Aufforderungen  zur  Bethfffignng  u 
dner  PartheiroUe,  liegen  aber  völlig  ausser  seiner  Competens. 

«)  Siehe  oben  §.  157  a. 
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gen  zu  {)eaehteny  bei  Nichtbefolgong  einer  ergangenen 
Verfltgong,  wofür  dne  peremtorische  Frist  gesetzt  war/ 
Versichtleistang  auf  die  unterlassene  Handlung  anzuneh-  . 
men,  und  eben  das  auszusprechen ,  was  sonst  auf  (Gontu- 
maeial-)  Antrag  des  anderen  Theils,  als  Folge  der  Unterlas- 
sung,  zum  Behufe  der  endlichen  Entscheidung  auszusprechen 
sein  würde  3).  Der  Grund  dieses  Beschlusses  liegt  darin,  dass 
einer  Verschleppung  des  zum  Vortheile  von  Privatpersonen  in 
der  Wiener  Schlussakte  art.  30  angeordneten  austrägalgericht- 
licben  Verfahrens  unter  Bundesgliedem  Yorgebeugt  werden 
wollte. 

nL  Durch  Bundesbeschluss  vom  15.  Sept.  1842,  Protok. 
§.  286,  wurde  unter  Nr.  1.  die  Frage  entschieden,  ob  die 
Bundesausträgalgerichte  befugt  seien,  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  gegen  Fristversäumnisse  zu  erthei- 
len.  Die  Entscheidung  fiel  dahin  aus,  „dass  die  Austrägai- 
gerichte  eben  so  berechtigt  als  verpflichtet  sind,  bei 
Gesuchen  der  Parteien  um  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  gegen  Fristversäumnisse  nach  Massgabe  ihrer  Process- 
Ordnung  zu  verfahren,  und  nach  Prfifang  der  Entschuldigungs- 
grttnde  darüber  zt^  entscheiden"^). 

rV.  Obgleich  Privatpersonen,  deren  Beklamationen  zur 
Einldtung  des  Austrägalverfahrens  nach  dem  art.  30  der  Wie- 
ner Schlussakte  Anlass  gegeben  haben,  an  diesem  Verfahren 
selbst  kernen  Antheil  zu  nehmen,  sondern  vielmehr  deren  Re- 
sultat abzuwarten  haben,  so  steht  es  denselben  dennoch  frd, 
bei  der  Bundesversammlung  Beförderungsgesuche  einzureichen. 
Durch  Bundesbesdiluss  vom  22.  Mai  1828  (Prot.  §.  91),  ist 
der  Bundeskanzleidirektion  tiberlassen  worden,  in  solchen 
Fällen  den  Reklamanten  die  erforderliche  Aufklärung  über  den 
Stand  der  Sache,  beziehungsweise  Aber  die  von  der  Bundes- 
versammlung auf  das  Beförderungsgesucb  erlassene  Verfügung 
zu  ertheilen^). 

V.  Nach  Bundesbeschluss  vom  7.  Okt  1830  (Prot  §.  234), 


')  B.-B  V.  19.  Juni  1828  bei  G.  t.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ., 
3.  Aufl.,  ThL  II,  S.  148. 

«)  Siehe  den  Abdrack  des  B.-B.  t.  15.  Sept  1842,  §.  286,  bei  ▼.  Leon- 
hardi,  AusträgaLverCahreii,  n,  S.  67;  bei  G.  y.  Meyer,  l  c,  ThL  n,  408. 

»)  B.-B.  ▼.  22.  Mai  1828,  bei  G.  y.  Meyer,  L  c  IL,  S.  198. 
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sollen  die  Oberappellationsgerichte  in  allen  Fällen^  wo  sie  als 
'Aasträgalgerichte  eine  unmittelbare  Zustellung  an  An- 
wälte der  streitenden  Theile  nicht  bewirken  können, 
davon  ihren  Regierungen  Vorlage  machen,  und  diese 
haben  sodann  durch  ihre  Bundestagsgesandtschaften 
die  geeignete  Mittheilung  an  jene  Regierungen,  welche  es  an- 
geht, zu  machen^). 

VI.  Bezüglich  der  Frage,  ob  die  Austrägalgerichte  auch 
unbedingte  Mandate  erkennen  dürfen,  bestinmit  der  Bus- 
desbeschluss  vom  28.  Febr.  1833,  Prot.  §.  70,  „dass  ein  Aus- 
trägalgericht  zwar  mit  unbedingten  Mandaten  vor- 
schreiten könne,  wenn  über  Neuerungen  während 
der  Rechtshängigkeit  einer  bei  demselben  in  gmehflieher 
Verhandlung  stehenden  Streitsache  geklagt  wird,  vorausgesetzt, 
dass  an  den  Erfordernissen  zu  einer  Verfllgung  dieser  Art  in 
anderer  Beziehung  kein  Mangel  erscheint;  jedoch  hat  sich  das 
Gericht  hierbei  der  Androhung  von  Geldstrafen  zu  ent- 
halten, und  die  Veranlassung  der  Vollstreckung  des  auf  das 
erlassene  Mandat  ergehenden,  an  die  Bundesversammlung  em- 
zusendenden  schliesslichen  Erkenntnisses  dieser  lediglieh  zu 
überlassen''^). 

Vn.  Da  sich  Zweifel  darüber  erhoben  hatten,*  wddien 
Einfluss  die  Uebemahme  der  Parteirolle  als  Kläger  bei  einem 
austrägalgerichtlichen  Verfahren  äussern  könne,  zu  welche 
Bundesglieder  von  der  Bundesversammlung  auf  den  Grand  des 
art.  30  der  Wiener  Schlussakte  angehalten  werden,  so  wurde 
durch  Bundesbeschluss  vom  15.  Sept.  1842,  Prot  §.  286  unter 
Nr.  2  bestimmt:  „dass  —  da  die  Zutheilung  der  Parteirolle 
des  Klägers  in  Streitigkeiten,  welche  nach  art  30  der 
Schlussakte  zur  Verhandlung  kommen,  die  Bedeutung  nicht 
hat,  wie  im  gewöhnlichen  Processverfahren  —  an  diese  qd- 
ei gentliche  Bezeichnung  auch  keinerlei  rechtlicheFoI- 
gen,  und  namentlich  nicht  in  Beziehung  auf  die  Beweislast, 
geknüpft  werden  können"^). 


«)  B.-B.  ▼,  7.  Okt  1830,  ebendaselbst  ü,  S.  2ia 

7)  B..B.  ▼.  28.  Febr.  1833,  ebendas.  H,  S.  285. 

8)  Ebendas.  n.  409. 


§.  166.  Gompetenz  des  Bandesschiedsgerichts.  427 

Vm.  Endlich  war  auch  die  Frage  znr  Beantwortung  in  der 
BondesrerBanunlung  gekommen,  ob  nicht  den  in  Streitigkeiten 
zwischen  BnndesgUedem  von  den  betheiligten  Regierungen 
am  Bundestage  abgegebenen  Erklärungen,  bezidiangBweise 
Zngestifcndniflsen,  gleiche  Beweiskraft  in  dem  ansträgalgericht- 
lichen  Verfahren ,  wie  den  bei  dem  Gerichtshofe  selbst  einge- 
gebenen Erklämngen  der  streitenden  TheUe  zuzugestehen  sei  ? 
Die  Bundesyersammlung  beschloss  jedoch  am  15.  Sept.  1842, 
Prot  §.  286  y  Nr.  3,  ,,Yon  der  Feststellung  einer  positiven 
Norm  Umgang  zn  nehmen,  und  es  der  Beortheilnng  der  Ans- 
tragalgerichte  zn  tiberlassen,  ob  und  welcher  Werth  den  £r- 
kläruDgen  am  Bundestage  nach  Processordnung  nnd  Rechts- 
principien  mit  Rücksicht  anf  die  ganze  Sachlage  vor  Gericht 
beizulegen  sei^'^). 

§.  166. 

Das  Bundesschiedsgericht  ^). 

a)   Dessen  Gompetenz. 

In  Folge  der  anf  den  Wiener  Ministerial-Gonferenzen  im 
Jahr  1834  getroffenen  Vereinbarung  unter  den  deutschen  Bun- 
desstaaten^) ist  durch  Beschluss  der  Plenarversammlnng  des 
Bundestages  vonr  30.  Okt.  1834  eine  neue  eigenthümliche 
richterliche  Instanz  unter  dem  Namen  Bundesschiedsge- 
richt eingeführt  worden^). 

L  Der  Einrichtung  des  Bundesschiedsgerichtes  lag  die  Ab- 
sicht zn  Grunde,  eine  Instanz  zu  erschaffen,  durch  welche 
Immgen  und  Streitigkeiten,  die  in  einem  Bundesstaate  zwi- 
schen der  Regierung  und  den  Ständen  (und  in  den  freien 
Städten  zwischen  den  Senaten  und  den  yerfassungsmässigen 
bürgerlichen  Behörden  derselben)  über  die  Auslegung 


>)  Ebendas.  ü,  409. 

0  T.  Gruben,  Betrachtangen  über  das  bundesgesetzliclie  Schiedsge- 
richt; in  8.  Abhdlg.  2.  Hü,  1836,  S.  151  flg.  —  Das  neue  Schiedsgericht 
und  die  constitutionellen  Staaten  in  Deutschland.  Frankfurt  1835.  — 
K.S.  Zachariä,im  politischen  Journal,  Hamb.  1835.  Febr. 

«)  Siehe  oben  §.  110. 

Ö  Abgedruckt  ist  ^eser  Plenarbeschluss  vom  30.  Oktober  1834,  bei 
G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.,  3.  Aufl.,  Thl.  IL,  S.  316. 
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der  Yerfassmigy  oder  ttber  die  Gränzen  der  bei  der  AusAbimg 
bestimmter  Beehte  des  Begenten  den  Ständen  einge^amtea 
Mitwirkung,  namentlieh  dnrdi  Verweigerung  der  zur 
Ftthrsng  einer  .den  Bnndespflicbten  und  der  Landesv^fiBSsiing 
entsprechenden  Begierong  erforderlichen  Mittel  entstdieo, 
schiedsrichterlich  entschieden  werden  können^). 

n.  Die  Bundesglieder  haben  sich  gegen  einander  yer- 
pflichtety  die  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten,  nachdem  aDe 
yerfasBungsmässigen  und  mit  den  Gesetzen  vereinbarlicheo 
Wege  zu  deren  genügender  Beseitigung  ohne  Erfolg  einge- 
schlagen worden  sind,  vor  dem  Bundesschiedsgmchte  zu  yer- 
anlassen,  ehe  sie  die  Dazwischenkunft  des  Bundes  nach- 
suchen^). 

ni.  Eine  Pflichtigkeit  der  Landstände,  sidi  Tor 
dem  Bundesschiedsgerichte  in  den  Streit  einzulassen,  ist  nicht 
ausgesprochen,  und  eben  so  wenig  ist  denselben  ein  B^cht 
beigelegt,  die  Begierung  vor  das  Bundesschiedsgericht  zu  for- 
dem.  Die  Aufiiahme  einer  solchen  Bestimmung,  wodurch  dem 
Bundesschiedsgerichte  in  gewissem  Sinne  ein  Gerichtszwang 
beigelegt  worden  wäre,  wurde  als  unvereinbar  mit  dem  Be- 
griffe eines  Schiedsgerichtes  betrachtet:  es  kann  dah& 
das  Bundesschiedsgericht  nur  in  Thätigkeit  treten,  wenn  wäi 
eine  Begierung  mit  ihren  Landständen  im  einzelnen  Falle 
darüber  vereinbart,  dass  ihre  Streitigkeiten  von  demsdbeD 
entschieden  werden  sollen®). 

lY.  Nur  die  Bundesversammlung  kann  unter  Umständeo 
darauf  hinwirken,  dass  eine  Begierung  ihre  Landstände  inr 
gemeinschaftlichen  Betretung  des  Bechtsweges  vor  dem  Ban- 


«)  Plenarbeschluss,  y.  30.  Okt  1834,  art  1  und  11. 

^)  Ebendas.  art  1  a.  K 

<)  Da  es  sich  stets  nur  um  eine  Vereinbarung  der  Regierung  nod 
der  Landst&nde  über  die  VersteUung  einer  Streitsache  zum  bundessdueds- 
gerichtlichen  Erkenntniss  handelt,  so  können  auch  die  Landst&nde 
hierauf  abzielende  Anträge  an  die  Begierung  stellen.  Ausdrftcklkk 
ist  dies  anerkannt  in  einem  Besripte  des  Geheimen  Bathes  in  W  arten - 
berg,  bei  Mitüieilung  des  B.-B.  y.  30.  Qkt  1884  an  den  landstindisdieB 
Ausschuss;  siehe  G.  y.  Meyer,  Corp,  CowftU.  Oerm.  L  S.  78,  Note  3.  - 
Bisher  ist  noch  in  keinem  Falle  eine  solche  Yereinbaning  zwischen  einff 
Begierung  und  ihren  LandstAnden  erzielt  worden. 
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desflcldedflgeriehte  auffordert,  indem  sie  derselbeii  so  lange  dies 
mcht  geschehen  ist,  die  erbetene  Einachreitong  verweigern  kann  ^). 

y.  Es  ist  den  Bnndesgliedem  freigestellt ,  auch  ihre 
Streitigkeiten  unter  einander,  anstatt  durch  das  Bundes- 
ansträgalgericht  auf  dem  Wege  des  Bundesschiedsgerichtes 
entscheiden  zu  lassen.  In  solchem  Falle  wurd  die  Bundesver- 
sammhmg  nach  erhaltener  Anzeige  von  einer  derartigen  Ver- 
embarong  die  Einleitung  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens 
nach  Analogie  des  Verfahrens  bei  Streitigkeiten  zwischen  einer 
Regiamng  und  ihren  Landständen  veranlassen^). 

VI.  Im  Bundesbeschlusse  vom  15.  September  1842,  Prot 
§.  283,  hat  sich  die  Bundesversamnilung  auch  vorbehalten,  die 
Beschwerden  der  Mediatisirten  wegen  Verletzung  ihrer  bundes- 
grondgesetzlichen  Rechte  durch  landesherrliche  Verordnungen 
oder  die  Landesgesetzgebungen,  wenn  sie  nicht  selbst  darüber 
entscheiden  wül,  durch  das  Bundesschiedsgericht  entscheiden 
ZQ  lassen*). 

§.  167. 

b)   Einrichtung  des  Bundesschiedsgerichts« 

lieber  die  Einrichtung  des  Bundesschiedsgerichtes  enthält 
der  BescUuss  der  Plenarversammlnng  vom  30.  Oktober  1834 
folgende  Bestimmungen: 

I.  „Um  das  Schiedsgericht  zu  bilden,  ernennt  jede  der 
siebzehn  Stimmen  des  engeren  Rathes  der  Bundesversamm- 
lang  aus  den  von  ihr  repräsentirten  Staaten,  von  drei  zu 
drei  Jahren,  zwei  durch  Charakter  und  Gesinnung  ausge- 
zeichnete Männer,  welche  durch  mehrjährigen  Dienst  hinläng- 
liche Kenntnisse  und  Geschäftsbildung,  der  eine  im  juridi- 
schen, der  andere  im  administrativen  Fache  erprobt 
baben.  Die  erfolgten  Ernennungen  werden  von  den  einzelnen 
Regierungen  der  Bundesversammlung  angezeigt  und  von  dieser, 


^  Yergl.  B.-B.  y.  30.  Okt  1884,  art  1. 

^  Ebendas.  art  Xn.  —  Es  verstand  sich  dies  eigentlich  yon  selbst, 
da  flchon  die  Vf.  S.-A.  art  24  den  Bnndesgliedem  yorbehalten  hatte,  ihre 
Streitigkeiten  anch  dnrch  andere  Gompromissse  oder  Anstrüge  entscheiden 
zn  lassen,  als  die  Bnndesaustrftgalinstanz.   Sidie  oben  §.  154.  n. 

•)  Siehe  oben  §.  158,  UL  2  und  lY. 
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sobald  die  Anzeigen  von  allen  siebzehn  Stimmen  eingegangen 
sind,  öffentlich  bekannt  gemacht.  Eben  so  werden  die  dnitb 
freiwilligen  Rücktritt,  durch  Krankheit  oder  Tod  eines  Spraclh 
mannes  vor  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  eintretenden  Erledi- 
gungen von  den  Regierungen  fttr  die  noch  übrige  Dauer  der 
dreijährigen  Frist  sofort  ergänzt.  Das  YerhältniBS  dieser  34 
Spruch  mann  er  zu  den  Regierungen,  welche  sie  ernannt 
haben,  bleibt  unverändert,  und  es  gibt  ihnen  die  Emennnsg 
zum  Spruchmann  auf  Gehalt  oder  Rang  keinen  Anspruch '^0- 
n.  „Wenn  in  dem  Falle  einer  Streitigkeit  einer  Regtenmg 
mit  ihren  Landständen  der  Weg  einer  schiedsrichterlichen 
Entscheidung  betreten  wird,  so  erstattet  die  betreffende  Be- 
gierung  hiervon  Anzeige  an  die  Bundesversammlung  und  es 
werden  aus  der  bekannt  gemachten  Liste  der  SpruchmänDer 
in  der  Regel  sechs  Schiedsrichter  und  zwar  drei  von  der  Re- 
gierung und  drei  von  den  Ständen  ausgewählt;  die  von 
der  betheiligten  Regierung  ernannten  Spruchmänner 
sind  von  der  Wahl  zu  Schiedsrichtern  fOr  den  gegebenen  F&ll 
ausgeschlossen,  sofern  nicht  beide  Theile  mit  deren 
Zulassung  einverstanden  sind.  Es  bleibt  dem  Uebereinkommen 
beider  Theile  überlassen,  sich  auf  die  Wahl  von  zwei  oder 
vier  Schiedsrichtern  einzuschränken,  oder  deren  Zahl  aof 
acht  auszudehnen^). 

III.  Die  gewählten  Schiedsrichter  werden  von  der  betreffen- 
den Regierung  der  Bundesversammlung  angezeigt  Erfolgt  in  dem 
Falle  der  Vereinbarung  über  das  Schiedsgericht,  und  nachdem 
die  Regierung  den  Ständen  die  Liste  der  Spruchmänner 
mitgetheilt  hat,  die  Wahl  der  Schiedsrichter  nicht  binnen  rier 
Wochen,  so  ernennt  die  Bundesversammlung  die  letzteren  an- 
statt des  säumigen  Theils^). 

IV.  Die  Schiedsrichter  werden  von  der  Bundesversammlung, 
mittelst  ihrer  Regierungen,  von  der  auf  sie  gefallenen  Ernen- 
nung in  Kenntniss  gesetzt  und  aufgefordert,  einen  Obmann 
aus    der   Zahl    der   übrigen   Spruchmänner   zu  wählen;  bei 


*)  B.-B.  V.  30.  Okt  1834,  art  ü. 
*)  Ebendas.  art.  m,  a  Unea  1. 
')  Ebendas.  art.  in,  a  Unea  2. 
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Gleiebheit  det  Stimmen  wird  ein  Obmann  von  der  BundesTer- 
sammlang  ernannt^). 

V.  In  dem  Falle,  wo  die  Bundesversammlung,  anstatt 
selbst  zu  entscheiden,  das  Erkenntniss  über  eine  Beschwerde 
TOD  Mediatisirten  wegen  Verletzung  ihrer  bundesgrundverfas- 
snngsmässigen  Rechte  durch  landesherrliche  Verordnungen  oder 
die  Landesgesetzgebung  dem  Bundesschiedsgericht  aufträgt^), 
wird  dasselbe  nach  dem  Bundesbeschlusse  vom  15.  September 
1842,  26.  Sitzung,  Prot.  §.  283  Nr.  3,  dadurch  gebildet,  „dass 
die  Bundesversammlung  durch  Stimmenmehrheit  vier  Mit- 
glieder aus  der  Liste  der  Spruchmänner  erwählt  und  in  Ab- 
gangs- und  Sterbefällen  ersetzt,  so  wie  dass  von  diesen  er- 
w'^ten  vier  Mitgliedern,  oder  bei  Stimmengleichheit  unter  ihnen, 
Ton  der  Bundesversammlung,  ein  fünftes  Mitglied  als  Obmann 
ans  derselben  Liste  gewählt  wird.^' 

§.  168. 
c)    Verfahren  vor  dem  Bundesschiedsgericht. 

Hinsichtlich  des  Verfahrens  vor  dem  Bundesschiedsgerichte 
bestimmt  der  Bescbluss  der  Plenarversammlung  vom  30.  Ok- 
tober 1834: 

L  Die  von  der  betreffenden  Regierung  der  Bundesversamm- 
Inng  eingereichten  Akten,  in  welchen  die  Streitfragen  bereits 
durch  gegenseitige  Denkschriften  oder  auf  andere  Art  festge- 
setzt sein  mtissen,  werden  dem  Obmann  ttbersendet,  welcher 
die  Abfassung  der  Relation  und  Gorrelation  zwei  Schiedsrich- 
tern überträgt,  deren  Einer  aus  den  von  der  Regierung,  der 
andere  aus  den  von  den  Ständen  Erwählten  zu  nehmen  ist^). 

II.  Demnächst  versammeln  sich  die  Schiedsrichter,  ein- 
seUiesslich  des  Obmannes,  an  einem  von  beiden  Theilen  zu 
bestimmenden,  oder  in  Ermangelung  einer  Uebereinkunft,  von 
der  Bundesversammlung  zu  bezeichnenden  Orte,  und  entscheiden 


«)  Ebendas.  art  IV. 

»)  Siehe  oben  §.  166,  VI;  vergL  §.  158,  m,  2. 

0  Bei  G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  3.  Aufl.  Tbl.  n.  S.  408. 

*)  B.-B.  V.  30.  Okt.  1834,  art,  V. 
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nach   ihrem  Gewissen  und  nach  eigener  Einsieht 
den  streitigen  Fall  nach  Mehrheit  der  Stimmen'). 

III.  Sollten  die  Schiedsrichter  znr  FftUnng  des  definitiva 
Spruches  eine  nähere  Ermittelnng  oder  Aufklärung  von  Thit- 
Sachen  Air  unumgänglich  nothwendig  erachten,  so  werden  sie 
dies  der  Bundesversammlung  anzeigen,  welche  die  Ergänxniig 
der  Akten  durch  den  Bundestagsgesandten  der  betheiligten  Be- 
gierung  bewirken  lässt^). 

IV.  Sofern  nicht  in  dem  zuletzt  bezeichneten  Falle  eine 
Verzögerung  unvermeidlich  wird,  muss  die  Entscheidung  spite- 
stens  binnen  vier  Monaten,  von  der  Ernennung  des  Ob- 
mannes an  gerechnet,  erfolgen,  und  bei  der  Bondesvenanmh 
lung  zur  weiteren  Iffittheilnng  an  die  betheüigte  Bi^giernng 
eingereicht  werden^). 

V.  Die  Kosten  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens  faUeo 
dem  betheiligten  Staate  in  ihrem  ganzen  Umfange  zur  Last; 
sollten  sich  tiber  den  Betrag  derselben  Anstände  eigeben,  so 
werden  diese  durch  Festsetzung  von  Seiten  der  Bundesver- 
sammlung erledigt^). 

VI.  Wenn  jedoch  das  Bundesschiedsgericht  wegen  dner 
Beschwerde  von  Mediatisirten  gegen  ihre  Landesregierung  in 
Thätigkeit  gesetzt  wird  (§.  167,  V.),  so  hat  es  nadi  des 
Bundesbeschlusse  vom  15.  September  1842,  26.  Sitzung,  F)x>t 
§.  283,  Nr.  4,  bezüglich  der  Kosten  zu  erkennen,  ,,von  wel- 
cher Seite  oder  in  welchem  Masse  von  beiden  Seiten  antheilig^' 
dieselben  zu  tragen  sind. 

§.  169. 

d)  Rechtliche  Bedeutung  der  Erkenntnisse  des 
Bundesschiedsgerichts. 

I.  Der  schiedsrichterliche  Anspruch  hat  die  Kraft  und  Wir- 
kung eines  austrägalgerichtlichen  Erkenntnisses,  nod 


s)  Ebendas.  art.  VI. 
s)  Ebendas.  art  YIL 
«)  Ebendas.  art  VUI. 
>)  Ebendas.  art.  X. 
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die  bnndesgeseteliche  Exekationsordnung  findet  hierauf 
ibre  Anwendimg^).  . 

n.  Bei  Streitigkeiten  über  die  Ansätze  eines  Budgets  ins- 
besondere erstreckt  sich  diese  Kraft  und  Wirkung  auf  die 
Daner  der  Steuerbewilligungsperiode,  welche  das  in  Frage 
stehende  Budget  umfasst^). 

§.   170. 

Die  Exekutionsordnung  des  Bundes: 

a)  deren  Entstehung. 

I.  Schon  im  Jahre  1819  wurde  von  der  Bundesversamm- 
long  das  Bedttrfhiss  einer  definitiven  Exekutionsordnung,  mit 
Bestimmung  von  ausreichend  kräftigen  Mitteln,  um  sowohl  die 
Beschlflsse  des  Bundestags,  als  auch  die  Erkennt- 
oisse der  Austrägalinstanz  in  ungehinderte  Vollziehung 
u  setzen,  anerkannt  ^). 

n.  Die  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820  enthält 
hierüber  die  Grundbestimmungen  in  den  art.  31—34,  und  zur 
weiteren  Entwickelung  derselben  wurde  in  dem  31.  Artikel 
vorbehalten,  eine  besondere  Exekutionsordnung  folgen  zu  lassen. 
Diese  wurde  auch  schon  auf  den  damaligen  Ministerial-Gon- 
ferenzen  in  Wien  entworfen  und  genehmigt,  und  hierauf  am 
Bundestage  in  der  Plenarversammlung  vom  3.  August  1820, 
§.  3,  zum  förmlichen  Bundesbeschlusse  erhoben^). 

§.  171. 
b)  Grundsätze  über   die  Anordnung  eine*-  Exekution. 

Die  definitive  Exekutionsordnung  vom  3.  August  1820 
enthält  folgende  Bestimmungen^): 

I.  „Die  Bundesversammlung  hat  das  Recht  und  die 
Verbindlichkeit,   für  die  Vollziehung  der  Bundesakte 

»)  B.-B.  V.  30.  Okt  1834,  art  IX,  a  Unea  1. 

')  B.-B.  V.  30,  Okt  1834,  art.  IX,  a  Itnea  2.  ^ 

«)  Vergl.  die  35.  Sitzung  der  B.-V.  1819,  Prot  §.  219. 

*)  VergL  den  Präsidialvortrag  ▼.  3.  Aug.  1820,  bei  G.  v.  Meye'r, 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  H.  S.  113. 

0  Abgedruckt  ist  die  Exekutionsordnung  v.  3.  Aug.  1820  eben  das. 
S.  113  flg. 

Z9pfl,  StMtareehU  6.  Aufl.  I.  28 
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und  übrigen  Grundgesetze  des  Bundes,  der  in  Oemässheit  ihrer 
Competenz  von  ihr  gefassten  Beschlüsse,  der  durch  AusUge 
gefällten  schiedsrichterlichen  Erkenntnisse,  der  unter  die  Ge- 
währleistung des  Bundes  gestellten  compromissarischen  M 
Scheidungen  und  der  am  Bundestage  vermittelten  Vei^leicbe, 
sowie  ftlr  die  Aufrechthaltung  der  von  dem  Bunde  ttbemom* 
menen  besonderen  Garantien,  zu  sorgen,  auch  zu  diesem  Ende 
nach  Erschöpfung  aller  anderen  bundesverfassnngsmässigeD 
Mittel,  die  erforderlichen  Exekutionsmassregeln  in  Anwendung 
zu  bringen  2). 

II.  Zur  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeit  wählt  die  Bundes 
Versammlung  jedesmal  fUr  den  Zeitraum  von  sechs  Monaten, 
mit  Einschluss  der  Ferien,  aus  ihrer  Mitte  eine  Commission 
von  fllnf  Mitgliedern  mit  zwei  Stellvertretern  (sog.  Exe- 
kutions-Gommission)  dergestalt,  dass  bei  deren  jedesma- 
liger Erneuerung  wenigstens  zwei  neue  Mitglieder  darin  auf- 
genommen werden.  An  dieselbe  werden  alle  der  Bundesver- 
sammlung zukommenden  Eingaben  und  Anzeigen  abgegeben, 
welche  auf  die  im  ersten  Artikel  bezeichneten  Vollziehnngs 
gegenstände  Bezug  haben  ^). 

ni.  Dieser  Commission  liegt  es  ob,  zuvörderst  zu  prOfen, 
ob  der  bundesmässigen  Verpflichtung  vollständige  oder  onzo* 
reichende  Folge  geleistet  worden  sei,  und  darüber  Vortrag  ac 
die  Bundesversammlung  zu  erstatten.  Erhält  diese  dadurch 
die  Ueberzeugung,  dass  in  dem  gegebenen  Falle  die  geseti- 
lichen  Vorschriften  gar  nicht,  oder  nicht  hinreichend  befolgt 
worden  sind,  so  hat  sie  nach  Beschaffenheit  der  Umstände 
einen  kurzen  Termin  anzuberaumen,  um  von  den  Gesandtai 
der  Bundesstaaten,  welche  solches  angeht,  entweder  die  Erklü 
rung  der  hierauf  erfolgten  Vollziehung  oder  die  genügende 
und  vollständige  Nachweisung  der  Ursachen,  welche  der  Folge- 
leistung noch  entgegenstehen,  zu  vernehmen.  Nach  erfolgter 
Erklärung,  oder  in  Ermangelung  dieser,  nach  Ablauf  der  be- 
stimmten Frist,  hat  die  Bundesversammlung  auf  das  von  der 
Gonmiission  darüber  abzugebende  Gutachten  zu  benrtheilen,  in 
wie  ferne  die  Sache  erledigt,  oder  der  Fall  der  Nicbterfttllnng 


*)  Exekutionsordnung,  art  l;  W.  S.-A.  art  31. 
>)  Exekutionsordnung,  art.  U. 
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der  bnndesmässigen  Verpflicbtang  begrOndet,  und  sonach  das 
geeignete  Exekationsverfahren  zu  beschliessen  ist^). 

lY.  Ehe  die  Bundesversammlung  die  wirkliche  Ausführung 
ihres  wegen  der  Exekution  und  der  dabei  anzuwendenden 
Mittel  gefassten  Beschlusses  verftlgt,  wird  sie  denselben  der 
Segierong  des  betheiligten  Bundesstaates  durch  dessen  Bundes- 
tagsgesandten mittheilen  und  zugleich  eine  angemessene  moti- 
virte  Aufforderung  zur  Folgeleistung,  unter  Bestim- 
mung einer  nach  Lage  der  Sache  zu  bemessenden  Zeitfrist, 
ergehen  lassen^). 

y.  Wenn  hierauf  die  Befolgung  angezeigt  wird,  so  hat 
die  Commission  ihr  Gutachten  dartlber  abzugeben,  und  der 
Bundestag  zu  beurtheilen,  in  wie  ferne  solches  zur  Genüge 
geschehen  ist  Ergeht  keine  solche  Anzeige,  oder  wird  solche 
nicht  genügend  befunden,  so  wird  ohne  Verzug  der  wirkliche 
Eintritt  des  angedrohten  Exekutions-Verfahrens 
beschlossen  und  zugleich  der  Bundesstaat,  der  zu  diesem 
Beschlüsse  Anlass  gegeben  hat,  davon  nochmals  in  Eenntniss 
gesetzt«). 

VI.  Da  jede  Bundesregierung  die  Obliegenheit 
bat,  auf  Vollziehung  der  Bundesbeschlüsse  zu  hal- 
ten, der  Bundesversammlung  aber  eine  unmittelbare  Einwir- 
kung auf  die  innere  Verwaltung  der  Bundesstaaten  nicht  zu- 
steht, 80  kann  in  der  Regel  nur  gegen  die  Regierung 
selbst  ein  Exekutionsverfahren  statt  finden.  Aus- 
nahmen von  dieser  Regel  treten  jedoch  ein,  wenn  eine  Bun- 
desregierung, in  Ermangelung  eigener  zureichender  Mittel, 
selbst  die  Hilfe  des  Bundes  in  Anspruch  nimmt,  oder  wenn 
die  Bundesversammlung  unter  den  (im  art.  26  der  Schlussakte) 
bezeichneten  Umständen  zur  Wiederherstellung  der  allgemeinen 
Ordnung  und  Sicherheit,  unaufgerufen  einzuschreiten  ver- 
pflichtet ist.  Im  ersten  Fall  muss  jedoch  immer  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Anträgen  der  Regierung,  welcher 
die    bundesmässige   Hilfe  geleistet  wird,  verfahren,  und  im 


*)  Exekutionsordnung,  art.  IIL 
5)  Ebendas.  art.  IV. 
^)  Ebendas.  art  Y. 
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zweiten  Falle  ein  Gleiches,  sobald  die  Begiernng  wieder 
in  Thätigkeit  gesetzt  ist,  beobachtet  werden^). 

§.  172. 
c)  Ausflihrung  der  Exekution. 

I.  Die  Exekutionsmassregeln  werden  im  Namen 
der  Gesammtheit  des  Bundes  beschlossen  nnd  ausge^ 
führt.  Die  Bundesversammlung  ertheilt  zu  dem  Ende, 
mit  Berücksichtigung  der  Lokalumstände  und  sonstigen  Ver* 
hältnisse,  einer  oder  mehreren  bei  der  Sache  nicht  bethefligten 
Regierungen,  den  Auftrag  zur  Vollziehung  der  beschlossenen 
Massregeln  und  bestimmt  zugleich  die  Stärke  der  zu  verwen- 
denden Mannschaft,  und  die  nach  dem  jedesmaligen  Zwecke 
des  Exekutionsverfahrens  zu  bemessende  Dauer  desselben^}. 

U.  Die  Regierung,  an  welche  der  Auftrag  gerichtet  ist, 
und  welche  solchen  als  eine  Bundespflicht  zu  ttbemebnen 
hat,  ernennt  zu  diesem  Behufe  einen  Givilcommissair,  der 
nach  einer  von  der  Bundesversammlung  zu  ertheileDden 
besonderen  Instruktion,  das  Exekutionsverfahren  unmittelbar 
leitet.  Wenn  der  Auftrag  an  mehrere  Regierungen  erganges 
ist,  so  bestimmt  die  Bundesversammlung,  welche  derselben  den 
Givilcommissär  zu  ernennen  hat  Die  beauftragte  Begierang 
wird  während  der  Dauer  des  Exekutions -Verfahrens  die  Bun- 
desversammlung von  dem  Erfolge  desselben  in  Kenntniss  er- 
halten, und  sie,  sobald  der  Zweck  vollständig  erftlllt  ist,  von 
der  Beendigung  des  Geschäfts  unterrichten^). 

III.  Wenn  eine  Regierung  sich  weigert,  die  Ans- 
ftlhrung  der  ihr  aufgetragenen  Exekutions-Massregd  zu  fiber- 
nehmen, so  hat  die  Bundesversammlung  tiber  die  Erheblichkeit 
oder  Unzulänglichkeit  der  Weigerungsgründe  zu  entschei- 
den. Erkennt  sie  diese  Gründe  ftlr  erheblich,  oder  findet  »e 
selbst  Anstände,  das  Exekutions -Verfahren  durch  die  frfiher 
bezeichnete  Regierung  vornehmen  zu  lassen,  so  hat  sie  solches 
einer   anderen   Bundesregierung    zu   übertragen.     Da5seJ})e 


T)  W.  S.-A.  art  82;  Exekutionsordnung,  art  VI 
*)  W.  S.-A.  art  33;  Exekutionsordnung,  art  VU. 
«)  W.  S.-A.  art  34;  Exekutionsordnung,  art  VIII. 
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findet  anch  statt,  wenn  die  zuerst  ernannte  Regierung  ohne 
anerkannte  hinlängliche  Entschaldignngsgrttnde,  auf  Ableh- 
nung des  Antrags  beharrt,  und  diesen  desshalb  unerflillt 
lässt;  in  solchem  Falle  bleibt  jedoch  letztere  zum  Schaden- 
ersatz gehalten,  und  fUr  alle  sonst  daraus  entstehenden  nach- 
theiligen Folgen  dem  Bunde  verantwortlich^). 

IV.  Wenn  nicht  nach  einer  bestimmten  Erklärung  der 
Bandesversammlung  Gefahr  auf  dem  Verzuge  haftet,  soll  die 
mit  dem  Exekutionsverfahren  beauftragte  Regierung  den  be- 
theiligten  Bundesstaat  von  dem  ihr  ertheilten  Auftrage  be- 
nachrichtigen, mit  der  Anzeige :  dass,  wenn  binnen  drei 
Wochen  eine  genügende  ErftUlung  der  Beschlüsse,  aufweiche 
diese  Massregeln  Bezug  haben,  nicht  nachgewiesen  sein  sollte, 
die  wirkliche  bundespflichtmässige  Vollziehung  der  letz- 
teren unfehlbar  erfolgen  werde*). 

V.  Die  obere  Leitung  der  angeordneten  Vollziehung 
steht  anch  in  ihrem  Fortgange  der  Bundesversammlung 
zn ;  an  diese  werden  alle  darauf  sich  beziehenden  Berichte  und 
sonstigen  Anzeigen  gerichtet.  Die  aus  ihrer  Mitte  gewählte 
Exekutions-Gommission  erstattet  ihr  darüber  nähere  Anträge, 
worauf  sie  ihre  Beschlüsse  fasst  und  an  die  mit  der  Exe- 
kution beauftragte  Regierung  die  nötÜgen  Anweisungen 
erlässt*). 

VI.  Sobald  der  Vollziehungsauftrag  vorschriftsmässig 
erfüllt  ist,  hOrt  alles  weitere  Exekutionsverfahren  auf,  und 
die  Truppen  müssen  ohne  Verzug  aus  dem  mit  der  Exekution 
belegten  Staate  zurückgezogen  werden.  Die  mit  der  Voll- 
ziehung beauftragte  Regierung  hat  zu  gleicher  Zeit  der  Bun- 
desversammlung davon  Nachricht  zu  geben.  Entstehen  wegen 
eines  verlängerten  Aufenthalts  Beschwerden,  so  hat  die  Bun- 
desversammlung über  den  Grund  derselben,  und  die  daraus 
erwachsenden  Entschädigungs -Ansprüche  zu  erkennen^). 


')  Exekutionsordnang,  art.  IX. 
*)  Ebendas.  art.  X. 
>)  Ebendas.  art.  XI. 
0  Ebendas.  art  Xm. 
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§.  173. 

d)   Von  der  Exekution  der  Austrägal-  und  schieds- 
gerichtlichen Erkenntnisse  insbesondere. 

I.  Die  VoUstrecknng  der  compromissarischen  und  Ansträgil 
Erkenntnisse  (so  wie  der  Erkenntnisse  des  Bundesschied» 
gerichtes)  kann  nur  auf  Anrufen  der  Parteien  toi 
der  Bundesversammlung  veranlasst  werden.  Diese  hat,  nad 
gutachtlicher  Vernehmung  ihrer  Commission,  das  Geeigndi 
hierauf  zu  verfügen  *). 

II.  Das  Erkenntniss  selbst  darf  in  keinem  Falle 
der  Gegenstand  einer  Berathnng  und  eines  Be- 
schlusses der  Bundesversammlung  werden. 

lU.  Wenn  indess  gegen  die  Vollziehung  noch  zulässige 
Einreden  vorgebracht  werden,  die  ein  weiteres  rechtH- 
ches  Verfahren  veranlassen  können;  so  sind  diese  unver- 
zflglich  an  dasselbe  Austrägalgericht  (und  beziehungswe^c 
Bundesschiedsgerichts)  zu  verweisen,  von  welchem  das 
Erkenntniss  ausgegangen  ist. 

rV.  In  Gemässheit  des  hierauf  erfolgten  weiteren  Ansr 
Spruchs  ist  durch  die  Bundesversanmdung  das  erforderliche 
Exekutionsverfahren  nach  den  gegebenen  Vorschriften  zu  ve: 
anlassen. 

V.  Ergeben  sich  ähnliche  Umstände  bei  Compromis^n 
und  gütlichen  Vergleichen,  so  ist  in  gewöhnlicher  Art,  jedoch 
mit  möglichster  Beschleunigung,  ein  Austrägalgericht  zu 
ernennen,  welches  flber  die  gegen  die  Vollstreckung  selbst 
noch  vorkommenden  Einreden  und  Zweifel  rechtlich  zu  erken- 
nen hat  2). 


*)  Exekutionsordnung  v.  3.  Aug.  1820,  art  XIL  —  üeber  äf 
Gleichstellung  der  bundesschiedsgerichtlichen  ErkeaotnKä« 
mit  den  bundesausträgalgerichtiichen,  siehe  oben  §.  169.  —  üeber  den  B^ 
griff  der  „Parteien"  siehe  oben  §.  157. 

*)  Diese  sämmtlichen  Bestimmungen  (Nr.  II— V)  finden  sich  in  ^ 
Exekutionsordnung,  art  Xn  a  Unea  2. 
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§.  174. 
e)  Von  den  Kosten  der  Exekution. 

Beztiglieh  der  Kosten  einer  von  der  Bundesversammlung 
angeordneten  Exekution  enthält  der  art.  XIV.  der  Exekntions- 
ordnnng  vom  3.  August  1820  folgende  Bestimmungen: 

I.  Die  Kosten  der  Exekution  sind  auf  den  wirklichen 
nach  dem  Zwecke  zu  bemessenden  Aufwand  zu  beschränken. 

IL  Die  Bundesregierung,  gegen  welche  die  Exe- 
kution yerfUgt  worden,  hat  dieselben,  so  weit  sie  liquid  sind, 
ohne  Aufenthalt  zu  berichtigen,  oder  hinreichende  Sicher- 
heit dafür  zu  stellen. 

ni.  Einwendungen  oder  Beschwerden,  welche  noch 
dagegen  erhoben  werden,  sind  bei  Exekutionen,  die  nicht  in 
Folge  förmlicher  Rechtsstreitigkeiten  verhängt  wor- 
den, durch  die  Bundesversammlung  auf  erstatteten  Vortrag 
der  Exekutions-Commission  auszugleichen;  bei  Exekutionen 
ansträgalgerichtlicher  Erkenntnisse  aber  sind  dieselben 
dnrch  das  Austrägalgericht,  welches  das  Erkenntniss  er- 
lassen hat,  zu  entscheiden. 

IV.  Der  Landesregierung  bleibt  es  in  den  im  art.  26  der 
Schlussakte  bezeichneten  Fällen,  d.  h..wo  die  Bundesexekution 
wegen  Aufruhrs  im  Lande  u.  dergl.  nothwendig  geworden 
war,  fiberlassen,  die  Schuldigen  zur  Bezahlung  der  durch  ihre 
Vergehen  veranlassten  Kosten  im  gesetzlichen  Wege  anzu- 
halten. 

V.  Wenn  in  Folge  einer  vom  Bunde  an  eine  Regierung 
ergangenen  Aufforderung  oder  auf  Requisition  der  Regierung 
eines  Bundesstaates,  Hilfstruppen  zur  Wiederherstellung  der 
öffentlichen  Ruhe  in  einem  Bundesstaat  abgesendet  werden,  so 
haben  diese  nach  Bundesbeschluss  vom  23.  August  1832,  31. 
Sitzung,  Prot.  §.  332  *),  da,  wo  sie  einrücken,  unbeschadet  des 
ihrer  Regierung  nach  dem  art.  14  der  Exekutionsordnung 
ausserdem  noch  zustehenden  Ersatzes  der  zu  liquidirenden 
Kosten,    Einquartirung   und  Naturalverpflegung    zu 


*)  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.,  Thl.  n., 
8.  253. 
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erhalten,  nnd  die  Hilfe  empfangende  Regierung  hat  dafür, 
daBS  die  Einqnartimng  und  Naturalverpflegang  nach  iem 
Seglement  des  Hilfe  leistenden  Staates  gehörig  erfolge,  Sorge 
zu  tragen. 

VI.  Ftlr  den  Fall,  dass  die  aufrilhrerischen  Bewegangen, 
welche  eine  Bnndesexekntion  nothwendig  gemacht  haben,  nicht 
sowohl  gegen  einzelne  Bundesregierungen,  als  vielmehr  gegen 
den  Bund  und  den  bundesvertragsmässigen  Zustand 
von  ganz  Deutschland  gerichtet  waren,  fehlt  es  an  einer 
ausdrücklichen  Bestimmung  bezüglich  der  Kosten.  Die  Natur 
der  Sache  und  die  Billigkeit  bringt  es  aber  mit  sich,  dass  in 
diesem  Falle  den  einzelnen  Bundesstaaten,  in  welchen  de 
Ausbruch  des  Aufruhrs  erfolgte,  die  Kosten  der  Exekution 
nicht  allein  aufgebürdet,  sondern  von  der  Gtesammtheit  getragen 
und  matrikularmässig  ausgetheilt  werden. 

§.  175. 
Ejritik  der  deutschen  Bundesverfassung. 

1)   Die  Schwierigkeit   einer   deutschen  Gesammt- 
Verfassung  überhaupt. 

Zu  keiner  Zeit  ist  verkannt  oder  bestritten  worden,  dass 
die  deutsche  Bundesakte  ein  Werk  der  Eile  und  unter  dem 
Drange  drohender  kriegerischer  Gefahren,  somit  unter  Um- 
ständen zu  Stande  gebracht  worden  war,  welche  die  Gründer  des 
deutschen  Bundes  nöthigten,  sich  auf  die  allgemeinsten  Umrisse 
und  die  nothdürftigsten  Grundlagen  der  Bundesverfassung  zu 
beschränken^).  Der  Ausbau  und  die  Entwickelung  der  Bon- 
desverfassung  musste  daher  den  künftigen  Zeiten  selbst  über- 
lassen werden;  auch  war  in  vielen  Beziehungen  unmöglich,  bei 
der  neuen  politischen  Gestaltung,  in  welche  Deutschland  durch 


0  Ausdrücklich  ist  dies  anerkannt,  in  dem  Vortrage  des  pohtischen 
Ausschusses  (Eef.  v.  Blittersdorff)  in  der  15.  Sitzung  der  B.-Y.  tob 
8.  März  1848,  Prot  §.  133,  S.  228.  „Schon  die  Grundverfassung  des  Ban- 
des war  eine  mangelhafte  und  ungenügende.''  —  Yergl.  auch  den  Artikel 
„der  deutsche  Bund"  von  L.  Y.  Aegidi,  in  Bluntschli  u.  Brater, 
8taatswörterbuch,  Bd.  m.,  S.  1  flg. 
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die  Stiftung  des  Bandes  gebracht  worden  war,  schon  alle  die 
Verhältnisse  zn  ttbersehen  oder  vielmehr  Yoranszüsehen, 
welche  einer  positiven  nnd  gemeinsamen  Regelung  bedürfen 
würden.  Bei  der  Grttndung  des  deutschen  Bundes  fand  man 
gewisse  gegebene  Elemente  vor,  welche  man  theils  nicht  be- 
seitigen konnte,  theils  nicht  beseitigen  wollte:  nämlich  die 
Souverainetät  der  einzelnen  Bundesglieder,  nnd 
die  ausserordentliche  Verschiedenheit  der  im  Bunde  zu 
vereinigenden  Staaten  an  Macht,  d.  h.  Grösse  und  Hilfs- 
quellen des  Landes  und  der  Zahl  der  Bevölkerung.  In  diesen 
Doeh  jetzt,  eben  so  wie  damals,  vorhandenen  Elementen,  na- 
mentlich in  der  Machtverschiedenheit  der  Bundesglieder, 
liegen  Schwierigkeiten  verborgen,  welche  nicht  weniger  bei 
dem  Ausbau,  als  bei  der  Gründung  des  Bundes  empfunden 
worden.  Diese  Schwierigkeiten  sind  von  solcher  Bedeutung, 
das8  der  vielfachsten  langjährigen  Bemühungen  der  verbün- 
deten Regierungen  und  der  steigenden  Ungeduld  der  Nation 
ungeachtet,  welche  letztere  endlich  Deutschland  nahezu  an  den 
Abgrund  einer  Revolution  gefllhii:  hatte,  nach  einem  mehr  als 
vierzigjährigen  Bestände,  die  Bundesverfassung  nur  weniges 
fiber  ihre  ersten  Grundlagen  hinausgerückt,  und  es  fast  noch 
als  eine  Begünstigung  des  Schicksals  zu  betrachten  ist,  dass 
Deutschland,  nachdem  es  sogar  (1848—1850)  diese  Grundlage 
seiner  politischen  Gesammtexistenz  verloren  hatte,  sich  auf 
derselben  endlich  wieder  zusammenfinden  konnte.  Es  liegt 
hierin  der  erfahrungsmässige  Beweis,  dass,  so  gross  und  be- 
merklich auch  die  Mängel  der  deutschen  Bundesverfassung 
sind,  nichts  desto  weniger  doch  in  derselben  eine  Grundlage 
enthalten  ist,  welche  ohne  allgemeinen  Schaden  nicht  oder 
doch  mindestens  so  lange  nicht  aufgegeben  werden  kann,  als 
die  angegebenen  Elemente,  die  Souverainetät  der  Bundesglieder 
und  die  Machtverschiedenheit  der  Bundesstaaten  fortdauern 
und  bestehen  werden. 
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§.  176. 

2)    Einfluss   der  auf  die   Souverainetat    der  Bundes- 
glieder  genommenen  Rücksichten  bei  der  Bestimmung 
des  Stimmgewichtes. 

Der  Rücksicht  auf  die  Souverainetat  der  einzehei 
Bundesglieder  glaubten  es  die  Stifter  des  Bundes  scholdig  n 
sein,  den  Grundsatz  der  Rechtsgleichheit  an  dieSpit» 
des  Systemes  zu  stellen  ^).  Obschon  sich  sofort  zeigte,  d» 
es  bei  der  Machtverschiedenheit  der  Bundesglieder,  von 
welchen  zwei,  Oesterreich  und  Preussen,  sogar  zngleick 
europäische  Mächte  ersten  Ranges,  und  nocb  zwei 
andere  Bundesglieder  (die  Niederlande  und  Dänemark) 
Träger  auswärtiger  Kronen  sind,  von  Haus  aus  eine  Vm^- 
lichkeit  war,  die  Rechtsgleichheit  in  voller  Strenge  darchiB- 
führen^),  so  wurde  doch  jenes  Grundsatzes  wegen,  da» 
Stimmgewicht  der  Bundesglieder  in  einer  Weise  geordoei 
dass  dadurch,  wenn  es  je  in  der  Praxis  so  zur  Geltang  g^ 
bracht  werden  wollte,  wie  es  dem  Wortlaute  der  Bundesabe 
nach  möglich  ist,  der  Schwerpunkt  ktlnstlich  verrückt  und  aaf 
eine  Seite  geschoben  sein  würde,  wo  er  nach  der  Natar  der 
gegebenen  Verhältnisse,  und  somit  in  Wahrheit,  niemals  seiii 
kann.  Berücksichtigt  man  nämlich,  dass  bei  ZagrandlegOQg 
der  Buhdesmatrikel  ein  Bundesglied  allein  (Oesterreicb] 
nahezu  ein  Drittel,  ein  anderes  (Preussen,  mit Hinzniedi^ 
nnng  der  hohenzoUernschen  Fttrstenthttmer)  mehr  als  ein  Vier 
tel,  ein  drittes  (Bayern)  nahezu  ein  Achtel  der  Gesamiot 
bevölkerung  Deutschlands  befasst'),  und  dass  die  siebeo 
grösseren  Bundesstaaten,  d.h.  diejenigen,  deren  betrefiende 
Bevölkerung  bundesmatrikularmässig  mindestens  zu  einer  Sil 


0  Siehe  oben  §.  118. 

*)  Dies  zeigt  sich  z.  B.  namentlich  in  der  Verweisung  der  kldoere 
Bundesglieder  in  Guriatstimmen,  und  in  der  Zutheilung  mehrerer  Stisuaa 
im  Plenum  an  die  grösseren  Bundesglieder.    Siehe  oben  §.  123. 

3)  Die  Gesammtbevölkerung  Deutschlands  beträgt  nach  der  seit  1^ 
beibehaltenen  Bundesmatrikel  30,164,392  Seelen.  Davon  kommeD  id 
Oesterreich  9,482,227;  auf  Preussen,  einschlüssig  der  hohenzol- 
lern'schen  Fürstenthümer,  7,998,499;  auf  Bayern  3,560,000. 
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lion  und  darttber  yeraiuschlagt  ist,  nSmlich  Oesterreich,  Prenssen, 
Bayern,  Sachsen,  Hannoyer,  Würtemberg  und  Baden,  zusam- 
men mehr  als  fflnf  Sechstheile  der  GesammtbevÖlkerung 
Dentschlands  begreifen  ^),*  so  ist  einleachtend,  dass  das  Stimm- 
gewicht dieser  Staaten,  sowohl  im  engeren  Bathe  als  im 
Plennm  der  Bundesversammlung,  mit  ihren  Machtverhält- 
nissen gegenüber  den  übrigen  Bundesstaaten,  die  zusammen 
nicht  ein  Sechstheil  der  GesammtbevÖlkerung  Deutschlands 
begreifen,  durchaus  in  keinem  VerhSltnisse  steht <^).  Wenn 
nun  demungeaehtet  in  der  Bundesakte  art.  4  jedem  der  sieben 
grösseren  Staaten,  und  namentlich  Staaten,  wie  Oester- 
reich,  Preussen  und  Bayern,  in  dem  engeren  Bathe  nur 
ein  Stimmgewicht  von  Vn  beigelegt  ist,  welches  Verhältniss 
sich  auch  im  Wesentlichen  im  Plenum  gleich  bleibt  <^),  so  ist 

*)  Königreich  Sachsen,  1,200,000  Seelen;  Hannover,  1,305,951; 
Würtemberg,  1,395,462;  Baden,  1,000,000;  diese  mit  der  in  Note  3 
ang^ebenen  BeYöU^erung  Ton  Oesterreich,  Preussen  und  Bayern, 
betragen  zusammen  bundesmatrikularmässig:  25,941,539  Seelen.  (In  Wirk- 
lichkeit ist  die  Seelenzahl  überall  bedeutend  grösser.) 

')  Wie  gross  das  Missverhäitniss  zwischen  wirklicher  Machtbedentnng 
und  Stimmgewicht  der  Bundesglieder  ist,  erhellt  daraus,  dass  Liechten- 
stein, dessen  Bevölkerung  von  5,546  Seelen  beiläufig  V«ooo  der  bundes- 
matrikularmässigen  GesammtbevÖlkerung  Deutschlands  ausmacht,  und  das 
zu  einem  bundesmatrikularmässigen  Simplum  von  30,000  fl.,  (wovon  z.  B.  auf 
Oesterreich  9429  fl.  56  kr.  treffen)  nicht  mehr  als  fünf  Gulden,  ein 
und  dreissig Kreuzer  beiträgt,  dennoch  im  Plenum  eine  volle  Stimme, 
somit  gegenwärtig  ^Jm  Stimmgewicht  hat,  also  seine  Stimme  gerade  ein 
Viertheil  so  viel  bedeutet,  als  die  Stimme  von  Oesterreich  und  jedem 
der  fönf  deutschen  Königreiche  (siehe  Note  6). 

0)  Von  den  jetzt  im  Plenum  vorhandenen  66  Stimmen  (s.  §.  123),  haben 
Oesterreich,  Preussen,  Bayern,  Sachsen,  Hannover  lyid  Wür- 
temberg, jedes  vier  Stimmen,  also  Vm— Vss»  also  zwischen  V16  und 
Vi?  Stimmgewicht:  Baden  hat  3/66  =  Vm  Stinmigewicht.  Die  sieben 
grösseren  Staaten  Deutschlands  haben  sonach  zusammen  im  Plenum 
nur  27  Stimmen  von  66,  also  nicht  einmal  die  Hälfte  aller  Stinmien,  ge- 
schweige die  zu  einem  einfachen  Mehrheitsbeschlüsse  erforderliche  Stimm- 
zahL  ünläugbar  war  daher  das  System  der  Stimmen -Yertheilung  zur 
Reichszeit  den  grösseren  Staaten  weit  vortheilhafter  und  politisch  gerechter, 
d.  h.  mit  den  Machtverhältnissen  besser  in  Einklang  gesetzt.  Denn  damals 
bildeten  die  sieben  grösseren  Fürsten  (Kurfürsten)  für  sich  eines  der 
drei  CoOegien  des  Reichstags,  und  hatten  somit  ein  volles  Drittel  des 
Stimmgewichts,  und  überhaupt,  wenn  sie  verneinten,  dadurch  die  Sicher- 
heit der  Yerhindenmg  jedes  ihnen  missliebigen  Reichsschlusses  (s.  §.  93,  96); 


444  §•  176.  EinfloBB  der  Soaverainetät  der  BnndeBglieder. 

offenbar,  dass  gerade  die  mächtigsten  Staaten  DentseUandä, 
die  allein  möglichen  Hanptträger  einer  gemeinsamen  deuteeken 
Politik,  80  wie  die  Hanptträger  der  militärischen  and  finaozid- 
len  Lasten  nnd  Opfer  in  Zeiten  der.  Gefahr,  so  gat  wie  be- 
deutungslos gemacht  sind,  wenn  die  kleinen  Staaten  i]ire 
Stimmen  vereinigen  und  als  compakte  Masse  den  grOssereo 
deutschen  Staaten,  und  den  deutschen  Grossmäcbten  insbeson- 
dere, entgegentreten  würden.  Somit  könnten  nach  dem  Sj- 
steme  der  Bundesakte  die  kleineren  Staaten,  die  zasanuDOi 
kaum  ein  Sechstheil  und  selbst  dann,  wenn  ihnen  sänuntUdie 
grössere  Bundesstaaten  ausser  Oesterreich,  Preassen  imd 
Bayern  beitreten,  noch  kein  volles  Drittheil  der  deut- 
schen Macht  repräsentiren,  die  deutsche  Politik  regieren;  daiin 
aber,  dass  sie  dies  in  Wirklichkeit  nicht  thun,  li^  eben 
der  schlagende  erfahrungsmässige  Beweis  für  die  innere 
Unwahrheit  des  in  der  Bundesakte  aufgestellten  Systen» 
des  Stimmengewichts  ^). 


in  der  ordentlichen  Reichsdeputation,  die  nur  aus  zwei  GollegieIlb^ 
stand,  hatten  sie  sogar  die  volle  Hälfte  des  Stimmgewichts,  und  die  gleicbc 
Sicherheit  der  Verneinung  (s.  §.  81  Note  5).  Auch  in  der  Rheinbunds- 
akte  war  aus  gleichen  politischen  Rücksichten  und  mit  sicherem  poboscha 
Takte  eine  Verhandlung  in  zwei  Collegien,  Colleg  der  Könige  und  Grossr 
herzöge,  und  Colleg  der  Fürsten  angeordnet  gewesen  (s.  §.  107).  Hitt« 
Baden  den  ihm  bekanntlich  von  Napoleon  I.  angebotenen  Eönigstite! 
angenommen,  so  würde  sich  wohl  auch  bei  der  Gründung  des  dea^ea 
Bundes  der  Gedanke  an  die  Einrichtung  eines,  dem  alten  Eurforstenc^g 
analogen,  den  Machtverhältnissen  der  sieben  grösseren  Bandesglieder 
entsprechenden  Kaiser-  und  Königs-Gollegs  dargeboten  haben. 

^)  Es  erhellt  hieraus,  dass  gerade  die  kleinen  Staaten  DeutscHaoiis. 
in  welchen  sich  die  Unzufriedenheit  mit  der  bestehenden  BundesTerfKSOfiS 
nicht  selten  am  lebhaftesten  geäussert  hat,  am  wenigsten  Ursache  bba 
mit  derselben  unzufrieden  zu  sein;  denn  ein  so  grosses  Stimmgewicht,  «^ 
ihnen  die  Bundesakte  einräumt,  wird  ihnen  voraussichtlich  bei  keiner 
Staatsveränderung  in  Deutschland  mehr  eingeräumt  werden,  sie  sei,  veldia 
sie  wolle.  Auch  haben  alle  Nationalvertretungsentwürfe  in  den  Jahrffl 
1848—1850  gezeigt,  dass  man  dabei  nur  die  Bevölkerungszahl  der 
einzelnen  Staaten  zu  Grunde  zu  legen  gesonnen  war,  womit  die  politisdie 
Bedeutung  der  kleinen  Staaten  thatsächlich  zu  Grabe  getragen  würde. 
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§.  177. 

3)  Eiiiifluss  der  europäischen  Machtstellung  von  Oester- 
reich und  Preussen  auf  den  Charakter  des  Bundes. 

Eine  andere  Schwierigkeit  ftir  die  Entwickelmig  der  Bnn- 
desyerÜBUBSimg,  welche  ebenfalls  in  gegebenen  Verhältnissen 
wurzelt,  and  die  zn  verändern  nicht  in  der  Macht  der  Bundes- 
glieder steht,  liegt  darin,  dass  den  beiden  grössten  Bundes- 
gliedern,  Oesterreich  und  Preussen,  die  Eigenschaft 
als  europäische  Mächte  zukommt  Diese  Machtstel- 
lung bringt  es  mit  sich,  dass  sich  keiner  dieser  beiden 
Grossstaaten  dem  anderen  unterordnen  kann;  und  doch 
beruht  die  Wohlfahrt  Deutschlands  darauf,  dass  dieselben  in 
allen  grossen  Fragen  der  Politik,  sowohl  der  äusseren 
als  der  inneren,  einig  mit  einander  gehen,  und  durch  ihre 
Einigkeit  ein  solches  moralisches  Gewicht  in  der  Bun- 
desversammlung ausüben,  dass  die  übrigen  Bundesstaaten  sieh 
hierdurch  veranlasst  sehen,  dem  von  ihnen  gegebenen  Anstosse 
zu  folgen  und  dass  hierdurch  der  Grundfehler  der  Bundesverfas- 
sung, welcher  in  derStimmvertheilung  liegt  (§.  176),  aufgewogen 
wird.  Würde  dagegen  aber  einmal  der  Fall  eintreten,  dass 
eine  Meinungsverschiedenheit  der  beiden  deutschen 
Grossmächte  in  einer  Frage  der  grossen  Politik  zu  einem 
förmlichen  Zerwürfnisse  unter  ihnen  führte,  so  läge  zwar 
nach  dem  Systeme  der  Bundesakte  ein  formelles  Mittel 
zur  Erreichung  eines  gemeinsamen  Beschlusses  in  der  Abstim- 
mung der  Bundesglieder  in  der  Bundesversammlung.  Hier- 
durch würden  aber  eben  wieder  die  kleinen  Staaten  den  Aus- 
schlag geben,  und  je  nachdem  sie  sich  der  einen  deutschen 
Grossmacht  anschliessen,  die  andere  nöthigen,  sich  der  Politik 
der  ersteren  unter zuo  rdnen.  Hiermit  würde  aber,  der  Sache 
nach,  diese  andere  Grossmacht,  wenigstens  in  dem  Falle,  wenn 
sie  durch  einen  Mehrheitsbeschluss  zu  einem  positiven  Han- 
deln gegen  ihren  Willen  verpflichtet  werden  sollte,  faktisch 
aufhören,  Grossmacht  zu  sein,  weil  sie  nun  nicht  mehr  ihrem 
eigenen  Entschlüsse,  sondern  einem,  von  dem  in  der  grossen 
Politik  sogar  am  wenigsten  gewichtigen  Theile  von  Deutschland, 
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gegebenen  Anstosse  folgen  mttsste  ^).  In  diesem  FaUe  wire  die 
eine  Grossmacht  in  Dentschland  wirklich  aufgegangen, 
d.  h.  als  solche  vernichtet ;  die  Unnatur  eines  solchen  Verhält- 
nisses ist  aber  zu  gross,  als  dass  sein  Eintritt  jemals  möglich 
sein  könnte  ^).  Würde  aber  die  eine  deutsche  Grossmacht  ihre 
formell  in  der  Bundesakte  begründete  UnterwttrlBgkeit  unter 
einen  solchen  Majoritätsbeschluss  eintretenden  Falles  nicht  an- 
erkennen, und  sich  dem  Ergebniss  der  Abstimmung  nicht  f&gen 
wollen,  so  wäre  eben  damit  ein  Schisma  im  Bunde  eingetreten, 
welches  denselben  zur  Thatlosigkeit  in  den  europäischen  An- 
gelegenheiten nöthigen,  oder  denselben  geradezu  seiner  Auf- 
lösung  entgegen  ftlhren  wtlrde.  Die  Schwierigkeit,  welche  dem 
Ausbau  des  Bundes  aus  dem  Dualismus  von  Oesterreich 
und  Preussen  und  dem  hierin  wurzehiden,  bald  mehr  bald 
minder  hervortretenden,  Antagonismus  dieser  beiden  Grosa- 
mächte  entgegensteht,  lässt  sich  aber  in  keiner  Weise  besöti* 
gen,  da  man  weder  die  Vernichtung  der  einen  dies« 
Grossmächte  durch  die  andere,  noch  die  Hinausweisung 
der  einen  aus  Deutschland,  noch  endlich  die  Auflösung  beider 
in  kleinere  Staaten  wollen  kann  und  sich  auch  dieselben  eine 
derartige  Behandlung  eben  so  wenig  gefallen  lassen  würd^ 
als  das  ttbrige  Europa  dabei  in  der  Stellung  eines  theUnahms- 
losen  Zuschauers  verharren  könnte.  Hieraus  ergibt  sich  aber 
von  selbst,  dass  der  Erweiterung  der  Bundesgewalt  Aber  die 
grossen  Mitglieder  des  Bundes,  oder  der  Umbildung  des  Staa- 
tenbundes in  einen  deutschen  Bundesstaat,  unübersteigliche 
Hindemisse  entgegen  stehen. 


*)  Weniger  bedenklich  steUt  sich  das  Verhältnis  in  dem  am  gekehr- 
ten Falle,  wenn  nämlich  durch  einen  MehrheitsbeschloBS  das  von  einer 
der  6ro8smä€hte  an  den  Bund  gestellte  Ansinnen  zu  thätiger  Mitwirkusf 
bei  einer  von  ihr  beabsichtigten  Staatsaktion  abgelehnt  wird.  Hierdnrdi 
wird  wenigstens  ihr  Charakter  als  Grossmacht  nicht  angegriffen,  wäl 
ihr  dann  frei  bleibt,  die  ihr  nach  ihrer  europäischen  Stellung  notb- 
wendig  dankende  Massregel  für  sich  allein  durchzuf)Üiren. 

*)  Dass  z.  B.  Preussen,  den  in  dem  Aufrufe  des  Königs  vom  21.  Min 
1848  „an  mein  Volk  und  die  deutsche  Nation"  enthaltenen  Aussprach: 
„Preussen  geht  fortan  in  Deutschland  auf,"  nicht  in  dem  Sinne 
verstand,  dass  es  fortan  auf  die  ihm  als  Grossmacht  in  Deutschland  ge- 
btkhrende  Stelle  verzichten  wolle,  hat  der  Gang  der  Ereignisse  klar  gezeigt. 
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§.  178. 
4)  Der  Einfluss   der   europäischen  Machtstellung   von 
Oesterreich  und  Preussen  auf  die  auswärtigen  Ange- 
legenheiten des  Bundes. 

Noch  eine  andere  Schwierigkeit,  welche  ebenfalls  mit  dem 
Dasein  zweier  Grossmächte  im  Bunde  zusammenhängt ,  ergibt 
sieh  hinsichtlich  der  Behandlung  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten. Allerdings  soll  nach  den  Gmndverträgen  der 
Bond  als  Gesammtmacht  handeln ^ :  er  findet  aber  hierzu 
wenig  Gelegenheit,  indem  der  Natur  der  Sache  nach  die  bei- 
den GroBsmächte  in  ihm  die  Verhandlung  der  grossen  Fragen 
der  äusseren  Politik  vomeweg  nehmen,  und  dieselben,  zur 
Vermeidung  der  oben  (§.  176,  177)  gezeigten  Uebelstände,  nur 
dann  dem  Bunde  zu  unterbreiten  pflegen,  wenn  sie  bereits  sich 
anter  einander  ttber  den  einzuhaltenden  Gang  verständigt  haben 
und  dadurch  versichert  sind,  dass  von  den  übrigen  Staaten 
die  Zustimmung  nicht  verweigert  werden  wird.  Daher  kam 
es,  dass  seit  der  Gründung  des  deutschen  Bundes  niemals 
Deutschland  als  Ganzes,  als  Bund,  auf  dem  Schauplatze 
der  diplomatischen  Verhandlungen,  wie  z.  B.  bei  europäischen 
Congressen  aufgetreten  ist,  noch  dabei  eine  Rolle  gespielt  hat, 
welche  seiner  Gesammtmacht  entspricht,  und  dies  konnte  nicht 
verfehlen,  das  deutsche  Nationalgefühl  zu  verletzen.  Uebrigens 
darf  nicht  übersehen  werden,  dass  dieses  Missbehagen  sich 
vorzugsweise  nur  in  den  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten 
ftihlbar  machte,  da  sie  sich  von  allem  unmittelbaren  Einflüsse 
auf  die  grosse  Politik  thatsächlich  ausgeschlossen  erkennen 
müssen  und  nur  dadurch  politische  Bedeutung  gewinnen  kön- 
nen, dass  sie  bei  einer  Meinungsverschiedenheit  zwischen 
Oesterreich  und  Preussen  die  Vermittlung  übernehmen^). 

<)  Siehe  oben  §.  112,  147. 

*)  Wenn  die  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  die  Verständigung 
zwischen  Oesterreich  und  Preussen  in  vorkommenden  Fällen  zu  ver- 
mittehi,  und  das  Einverständniss  dieser  Grossmächte  zu  erhalten  sich 
bestreben,  so  leisten  sie  dadurch  wirklich  Grosses  för  Deutschland,  und 
erf&llen  dadurch  ihren  geschichtlichen  Beruf.  Namentlich  ist  es  Bayern, 
welchem  der  grösste  Theil  dieser  Aufgabe  naturgemäss  zuföllt  Wenn  auch 
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In  den  beiden  Grossstaaten  Oesterreich  und  Preassen 
wird  jedoch  ein  solcher  Mangel  des  diplomatischen  Handebi£ 
von  Deutschland  als  einer  Gesammtheit  nicht  empfunden,  oder 
doch  ruhigeren  Blickes  als  eine  Unvermeidlichkeit  erkannt,  eben 
weil  das  Bewusstsein  der  Bedeutung  des  eigenen  Staates  und 
seines  unmittelbaren  Einflusses  auf  die  europäischen  Angele- 
genheiten dafür  Ersatz  leistet,  und  sogar  das  partikularstaat- 
liche  Selbstgefühl  steigert,  und  weil  die  Berölkerung  dieser 
Staaten  weiss,  dass  da,  wo  Oesterreich  und  Preassen 
vereinigt  stehen,  auch  Deutschland,  wenn  gleich  nicht 
dem  Namen  doch  der  Sache  nach,  steht  und  stehen  muss, 
und  dass  seine  Interessen  jedenfalls  gewahrt  sind,  wo 
seine  beiden  grössten  Staaten  Hand  in  Hand  gehen.  Der 
Einfluss  der  kleinen  Staaten  auf  den  Gang  der  auswärtigen 
Politik  und  die  Wahrung  deutscher  Interessen  könnte  aber  nie 
ein  grösserer  werden,  als  er  jetzt  ist,  wie  man  auch  den  Bund 
aus-  oder  umbilden,  und  mit  welchem  Namen  man  auch  die 
Gesammtpolitik  ausschmücken  möchte.  Diese  kleinen  Staaten 
würden  selbst  bei  Erschaflung  eines  Bundesstaates  aas  Mangel 
an  materieller  Macht  in  demselben  so  bedeutungslos  bleiben, 
wie  im  Staatenbunde.  Sie  würden  aus  diesem  Grande  ancb 
sogar  in  dem  Falle,  dass  sich  eine  der  deutschen  Grossmächte 
jemals  von  Deutschland  lossagen,  und  dadurch  der  Daalismns 
von  Oesterreich  und  Preussen  im  Bunde  gehoben  werden 
wollte,  doch  keine  andere  Rolle,  als  die  von  Satelliten  der 
dann  allein  noch  mit  ihnen  in  Verbindung  bleibenden  and  an 
ihre  Spitze  tretenden  deutschen  Grossmacht  spielen  können'). 
Die  Folge  davon,  dass  die  auswärtige  Politik  Deutschlands 
von  den  beiden  deutschen  Grossstaaten  in  der  Hauptsache  ab> 
sorbirt  wird,  ist  auch,  dass  der  Bund  als  solcher  nicht  leicht 
Veranlassung  findet,  sich  des  ihm  als  Gesammtmacht  zustehen- 
den Gesandtschaftsrechtes  zu  bedienen,  und  dass  eben  daher 


selbst  nicht  so  mächtig,  am  Deutschland  eine  Poütik  yor8chreibe&  xa  kön- 
nen, so  ist  es  doch  bedeutend  genug,  um  die  Wagschale  zu  Gaastea 
jener  deutschen  Grossmacht  sinken  zu  machen,  füir  deren  Politik  es  sich 
entscheidet 

s)  Wenn  die  von  Preussen  (1850)  projektirte  Union  zu  Stande  ge- 
kommen w&re,  so  war  eine  solche  Stellung  der  beitretenden  Staaten  in 
Preussen  unvermeidlich  und  als  unausbleiblich  vorauszusehen. 
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aoch  die  Angehörigen  der  kleineren  dentschen  Staaten  sich 
vielfach  im  Auslande  ohne  gehörigen  Schatz  und  Vertretung 
finden;  doch  könnte  diesem  letzteren  Missstande  auf  eine  ein- 
fache und  überdies  wenig  kostspielige  Weise  dadurch  abge- 
holfen werden,  dass  alle  Gesandten  oder  Consuln  einzelner 
deutscher  Staaten  im  Auslande  angewiesen  wflrden,  jeden  Deut- 
sehen,  welchem  Bundesstaate  er  auch  angehören  mag,  eben  so 
wie  die  Unterthanen  des  Staates,  von  welchem  sie  aufgestellt 
sind,  zu  schtltzen^). 

§.  179.     ' 

5)  Bedeutung    des  Partikularismus   der  grösseren 
deutschen  Staaten  fiir  die  Bundesverfassung. 

Die  bei  weitem  grösste  Schwierigkeit  für  eine  weitere 
Entwickelung  der  Bundesverfassung  über  die  in  der  Bundes- 
akte vorgezeichneten  Grundlinien  hinaus,  liegt  aber  in  dem 
charakteristischen  Partikularismus  der  deutschen  Völker 
selbst,  der  nun  einmal  als  ein  gegebenes  Element  vorhanden 
ist,  und  wenn  er  auch  nicht  mehr  in  den  uranfänglichen  Ge- 
gensätzen der  ehemaligen  deutschen  Hauptnationen  (Franken, 
Bayern,  Sachsen  und  Schwaben)  beruht,  nichts  desto  weniger 
in  veränderten  Formen,  in  der  Entstehung  und  in  dem  Be- 
stehen mehrerer  grossen  Staaten  in  Deutschland,  namentlich 
in  der  Bildung  eines  Oesterreichischen,  Preussischen 
und  Bayerischen  Staates,  seine  historische  Begründung  hat. 
Dieser  Partikularismus  wurzelt  nicht  etwa  in  der  Souve- 
rainetät  der  einzelnen  Bundesstaaten,  sondern  diese  selbst 
erscheint  vielmehr  als  das  endliche  Produkt  des  seit  Jahr- 
honderten  fortschreitenden  und  immer  mächtiger  entwickelten, 
zur  Bildung  grösserer  Staatskörper  in  Deutschland  selbst  und 


*}  Bereits  ist  auch  in  dieser  Beziehung  manches  in  anderer  Weise  ge- 
schehen. Nach  einer  von  dem  Vertreter  der  freien  Stadt  Bremen  (Bür- 
germeister Smidt)  in  der  4.  Sitzung  der  Dresdener  Conferenz  v.  23.  Febr. 
1851  abgegebenen  Erklärung  sind  die  hanseatischen  Consuln  und 
Agenten  instruirt,  sich  der  in  ihrem  Bereiche  befindenden  Unterthanen 
jedes  anderen  deutschen  Bundesstaates,  welcher  für  die  Bestellung  ähn- 
licher Organe  nicht  gleiche  Sorge  getragen,  anzunehmen.  Eine  ähnliche 
Vertretung  finden  die  Angehörigen  der  deutschen  ZoUvereinsstaaten  durch 
die  k.  preussischen  Consuln  im  Ausland. 
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hiermit  bis  zur  Zersetzung  der  alten  Reichsyerfassang  gesteh 
gerten  Partikularismus.  Dieser  Partikularismns  kanoakr 
nunmehr  von  diesen  durch  ihn  erzeugten  grossen  Staatskürpem 
ohne  Verzicht  auf  ihre  Geschichte,  d.  h.  ohoe 
Selbstvernichtung,  nicht  aufgegeben  werden.  Dabo 
repräsentiren  mindestens  die  beiden  grössten  Staaten  Dentseh 
lands,  deren  jeder  sich  zu  dem  Range  einer  eoropäisehei 
Grossmacht  emporgeschwungen  hat,  in  dem  Bunde  die  Centrh 
fugalkraft^),  während  in  den  minder  grossen  Staaten di« 
mehi*  oder  minder  starke  Gefühl  der  politischen  Unselbststäs- 
digkeit  in  den  äusseren  Verhältnissen  den  Einheitstrieb  leboi^ 
diger  erhält,  und  somit  die  Centrip et al kraft  repräÄcntirt-i, 
und  dadurch  zugleich  das  Bindemittel  für  die  nicht  selten  von 
divergirenden  Interessen  bewegten  beiden  deutschen  Gro& 
Staaten  abgibt.  Dieser  Partikularismus,  der  sich  naturgemiss 
am  schärfsten  in  den  Gegensätzen  von  Oesterreich,  Preus- 
sen  und  Bayern  ausspricht,  und  daselbst  nicht  sowohl is 
den  Begierungen,  als  in  den  nunmehr  als  staatlich  geschieden 
sich  betrachtenden  und  ihrei;  besonderen  Interessen  bewusstea 
Bevölkerungen  seinen  Sitz  hat,  ist  aber  der  Grund,  wesshaß 
der  Bund  keine  gesetzgebende  Kraft  in  dem  Umfang 
und  mit  der  Bedeutung  entfalten  kann,  wie  es  eine  einheiflielie 
Entwickelung  des  nationalen  Lebens  an  sich  fordern  würde 
Die  vielfachen  Rücksichten,  welche  dieser  Partikularismns,  der 
nach  anderen  Seiten  hin  auch  wieder  seine  Vortheile  W^ 


<)  Es  ist  dies  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  dass  die  grösseren  Sta« 
Deutschlands  eine  so  starke  Centralgewalt  des  Bundes .  dass  dieselbe  voa 
ihnen  als  eine  Beherrschung  empfunden  werden  müsste,  nicht  vertrage, 
können.    Siehe  oben  §.  150—152. 

*)  Dies  ist  in  dem  Sinne  zu  verstehen ,  dass  in  den  kleinen  Smis 
der  Trieb  liegt,  durch  das  Aneinanderschliessen  aller,  und  insbesondere 
durch  das  Anschliessen  an  die  grösseren  Staaten,  eine  politische  Bedeanu^ 
(als  Theil  eines  mächtigen  Ganzen)  zu  gewinnen,  welche  sie  Tcreinzö 
nicht  haben  können. 

3)  Es  ist  unverkennbar,  dass  der  Partikularismus  in  DeutschlaD^ '^'■ 
einzelnen  Regierungen  mit  den  Interessen  ihrer  Länder  in  eine  weh  eiu^^ 
Verbindung  bringt,  und  eine  weit  grössere  Sorgfalt  und  Thäti«*^^^  J^ 
deren  Befriedigung  erzeugt,  als  in  einem  grossen  Einheitsstaate  Rücfei^ 
auf  die  Interessen  einzelner,  besonders  der  von  dem  Sitze  der  Regi^J^ 
entfernteren  Provinzen  genommen  zu  werden  pflegt    Jeder  noch  so  sx^ 
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Yon  der  Gesammtleitnng   der  dentschen  Angelegenheiten   er- 
heischt, machen  es  nicht  nur  dem  Bnnde  fast  unmöglich,  wirk- 
lieh allgemein  ntttzliche  Anordnungen  diktatorisch  in's  Leben 
zu  rufen ^),  sondern  nöthigen  ihn  regelmässig,  seine  Gesetz- 
gebung auf  die  Aufstellung  einiger'  leitenden  Grundsätze  zu  be- 
schränken, die  Durchfahrung  und  specielle  Entwickelung  der- 
selben aber  der  lokalen  Gesetzgebung  zu  tiberlassen,  wie  dies 
zur  Zeit  des  Reiches  der  Fall  mit  der  Reichsgesetzgebung  war. 
Der  Bund  ist  dadurch  allerdings  demselben  grossen  Nachtheile 
ausgesetzt,  wie  es  seiner  Zeit  der  Reichsverband  war,  keine 
Yolksthfimlichkeit  gewinnen  zu  können,  weil  er  in  vielen  Be- 
ziehungen nichts  sofort  Augenfälliges  für  die  materiellen  und 
intellektuellen  Interessen  der  Nation  zu  leisten  vermag,  und 
die  Bevölkerung  der  einzelnen  Staaten  mit  ihren  Forderungen 
und  der  Hoffnung  ihrer  Befriedigung  eben  so  in  der  Haupt- 
sache an  die  einzelnen  Staatsregierungen  sich  verwiesen  sieht, 
wie  auch  dies  zur  Zeit  des  Reiches  des  Fall  war^).    Es  wäre 
jedoch  eben  so  unbillig  als  irrthümlich,  desshalb  die  grosse 
Bedeutung  des  Bundes  ftlr  Deutschland  in  jenen  Beziehungen, 
in  welchen  er  seinen  Grundlagen  nach,  zu  wirken  vermag,  zu 


Staat  macht  yerhältnissmässig  weit  grössere  Anstrengungen  in  Deutschland 
f&r  die  Wissenschaft,  Kunst,  Landeskultur,  Landesindustrie,  Strassen-  und 
Wasserbauwesen  u.  s.  w.  als  bei  der  Centralisation  eines  deutschen  Ein- 
heitsstaates der  Fall  sein  würde,  ünläugbar  erfreut  sich  desshalb  auch  die 
Bevölkerung  Deutschlands  einer  weit  höheren  und  verbreiteteren  durch- 
schnittlichen Bildung,  einer  gleichmässigeren  Yermögensyertheilung  und 
desshalb  eines  zahlreicheren  und  kernhafteren  Mittelstandes  als  Frankreich 
ond  andere  grosse  centralisirte  Staaten. 

*)  Dass  aber  darum  das  Gemeinnützige  fCü:  das  gesammte  Deutsch- 
land zu  erwirken,  keineswegs  eine  Unmöglichkeit  ist,  sondern  nur  zur 
Herstellung  solcher  gemeinnütziger  Anordnungen  mitunter  ein  anderer 
Weg,  als  der  der  Bundesgesetzgebung  eingeschlagen  werden  muss,  ist 
bereits  oben  (§.  145)  gezeigt  worden. 

3)  Unverhohlen  spricht  sich  auch  in  diesem  Sinne  der  Commissionsvor- 
trag  des  politischen  Ausschusses  in  der  15.  Sitzung  der  B.-Y.  y.  8.  März 
1&48,  Prot  §.  133,  S.  228,  aus  (Ref.  v.  B litte rsdorf):  „Die  Beleuchtung 
der  inneren  Lage  des  deutschen  Bundes  muss  der  Ausschuss  mit  dem  be- 
trübenden Bekenntniss  beginnen,  dass  der  deutsche  Bund  und  sein  Organ, 
die  Bundesversammlung,  längst  schon  das  allgemeine  Vertrauen  in  ihre 
gedeihliehe  Wirksamkeit  verloren  hat.  Ein  solches  Vertrauen  ist  aber  die 
Grundbedingung  des  Fortbestandes  einer  jeden. politischen  Institution.'^ 

29* 
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längnen  oder  sn  Tcrkennen^^).  Die  immittelbare  Folge  davon 
ist)  dass  in  jenen  Ländern ,  wo  landständische  Verfassungen 
bestehen  y  die  Landstände  nothwendig  in  eben  dem  Masse  als 
Theilnehmer  an  der  Landesgesetzgebnng  eine  grössere  Beden- 
tang erlangen  mnssten,  als  es  bei  einer  Bnndesgesetzgebniig, 
die  sich  in  kräftigerer^  nmfassenderer  und  eingreifenderer  Weise 
hätte  entwickeln  können,  der  Fall  gewesen  sein  wttrde^,  nnd 
dass  eben  hierdurch  auch  Gonflikte  zwischen  d^  Landesge- 
setzgebnng,  als  dem  Organe  des  in  der  Bnndesyerfassnng 
selbst  als  berechtigt  anerkannten  PartikolarismnSy  nnd  i& 
Bandesregierang  hervorgerafen  werden  massten,  wobei  diese 
letztere  kaam  anders  als  wie  das  die  fortschreitende  Entwieke- 
Inng  hemmende  Princip  erscheinen  konnte ^).  Diese  Ansidit 
mosste  um  so  viel  mehr  Verbreitung  finden,  als  die  Thätigkeit 
der  Bundesversammlung  aus  den  angegebenen  Gründen,  abge- 
sehen von  ihrer  Wirksamkeit  für  das  deutsche  Heerwesen  und 
den  Vertheidigungszustand  von  Deutschland,  und  die  Verbfi- 
tung  von  Feindseligkeiten  unter  den  Bundesgliedem,  kanm 
ein  anderes  Feld  hatte,  auf  welchem  sie  bemerkbar 
wurde,  als  das  der  Sicherheits-Polizei.  Oerade  auf  die 
sem  Felde  konnte  sich  aber  die  Thätigkeit  der  Bondesver- 
Sammlung  um  so  weniger  Anerkennung  verschaffen,  als  bei 
dem  langjährigen  Zurückbleiben  der  beiden  deutschen  Gross- 
staaten in  der  Entwickelung  der  staatsbürgerlichen  FreiheiteD, 

«)  Yergl.  daraber  unten  §.  180. 

0  Der  (Note  5)  angefahrte  Commissionsbericht  ▼.  8.  Ifiknl84a 
Prot  der  B.-Y.  §.  IdS,  S.  229:  erkennt  dies  ebenMs  an:  „Da  die  Bedörf- 
nisse  der  Neuzeit  dringend  Befriedigung  forderten,  diese  aber  dnrdi  den 
Bund  nicht  gew&hrt  werden  konnte,  wandten  sich  die  deutschen  Völker 
immer  mehr  den  Ständeversammlungen  zu  und  aberliessen  es  da 
Regierungen  und  dem  Bunde,  sich  gegenseitig  unwirksame 
machen.*' 

>)  üeber  den  Gonflikt  der  Bundesyersammlung  mit  den  Laadesgesetz- 
gebungen,  siehe  oben,  §.  150—152.  —  Commissionsbericht  ▼.  8.10« 
1848,  Prot  der  B.-Y.,  §.  133,  S.  229:  „Kern  Wunder,  dass  nadi  alko 
Obigen  das  Ansehen  der  B.-Y.  von  Tag  zu  Tag  mehr  sank  und  sich  znletzt 
in  sein  Gegentheil  verwandelte;  dies  musste  um  so  mehr  and  um  w 
schneUer  geschehen,  als  die  Fälle  sich  mehrten,  wo  von  vielen  Bandes- 
regierungen  die  mühsam  zu  Stande  gebrachten  BundesbescUasse  nickt 
publicirt,  oft  nicht  befolgt,  und  zuweilen  alsgeFsdesu  unverbind- 
lich erklärt  wurden.'* 
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ron  der  Beyölkenuig  der  ftbrigen,  auf  diesem  Wege  weiter 
•  fortgeschrittenen  Bundesstaaten,  das  Eingreifen  des  Bnndes  bei 
drohenden  y  nnlängbar  revolutionären  Bewegangen  nieht  selten 
als  eine  Bedrohung  der  in  den  übrigen  Bundesstaaten  bereits 
erlangten  oder  in  Aussieht  genommenen  gesetzlichen  Freiheiten 
aafgefasst  wurde ,  und  auch  den  gemässigten  Männern  des 
Fortschrittes  zu  verschiedenartigen  Beftirchtungen  Veranlassung 
gab^).  Eben  so  wenig  war  die  Heimlichkeit,  mit  welcher  die 
Verhandlnngen  am  Bundestage  längere  Zeit  umhüllt  waren, 
geeignet,  ein  Interesse  der  Nation  an  der  Bundesverfassung 
ZQ  beleben^®),  und  die  UnvoUständigkeit,  und  fheilweise  der 
gänzliche  Abgang  schützender  Einrichtungen,  wie  z.  B.  eines 
eigentlichen  Bundesgerichts  Air  Fälle,  wo  von  einer  Regierung 
die  Landesverfassung  verfetzt  oder  angegriffen  wurde,  konnte 
nicht  verfehlen,  die  Bundesverfassung  der  Nation  zu  entfrem- 
den. Der  Mangel  einer  volksthttmlichen  Grundlage  der  Bun- 
desFerfassnng  wurde  im  Laufe  der  Zeit  nicht  nur  von  Seiten 
der  einzelnen  deutschen  Begierungen  eben  so  wohl,  als  ausser- 


9)  Ganz  in  diesem  Sinne  spricht  sich  der  angefahrte  Commissions- 
bericht  v,  8.  März  1848,  Prot,  der  B.-Y.  §.  133,  S.  229  aus:  „In  manchen 
Bandesgebieten  ist  weder  die  Bundesakte  noch  die  Schlussi^te  und  die 
anderen  Grandgesetze  des  Bundes  jemals  gesetzlich  bekannt  gemacht,  nur 
zu  häufig  ist  der  Vollzug  der  Bundesgesetze  Ton  den  Bestimmungen  der 
Landesrer&ssung  abhängig  gemacht  worden.  Nur  diejenigen  Bundesbe- 
schlüsae,  welche  der  öffentlichen  Meinung  entgegen  treten,  und 
deren  Verantwortlichkeit  die  Bundesregierungen  daher 
lieber  dem  Bunde  überliessen,  wurden  als  Bundesgesetze  pnblicirt, 
und  auf  deren  Befolgung  als  solche  gehalten.  Wie  konnte  da  das  Yolk 
Vertrauen  zum  Bunde  und  dessen  Organ,  der  BundesYersammlung ,  fassen, 
ja  wie  konnte  er  nur  in  das  öffentliche  Bewusstsein  übergehen!'* 

*^  Der  angeführte  Commissionsbericht  y.  8.  März  1848,  Protok. 
der  B.-Y.  §.  133,  S.  229  sagt  hierüber:  „Die  Ständeversammlungen 
bildeten  die  landständischen  Yerfiusungen  zu  wahren  Repräsentativyer&s- 
sungen  aus  und  wurden  dadurch  zur  eigentlichen  Regierungsgewalt,  und 
darch  die  Oeffentlichkeit  ihrer  Yerhandlungen  auch  zum  Träger 
der  allgemeinen  Meinung.  Da  die  Bnndesyersammlung  die  Oeffent* 
lichkeit  ihrer  Yerhandlungen  aufgehoben  hatte,  so  würde  sie,  selbst 
wenn  sie  die  erforderliche  Wirksamkeit  besessen  hätte,  gegen  eine  solche 
neoerstehende  Macht  nicht  haben  in  die  Schranken  treten  können.  Ihr 
var  jeder  Einflnss  auf  die  öffentliche  Meinung  benommen,  und  der  Bund 
konnte  daher  auch  nicht  durch  diese  Meinung  gehoben  und 
getragen  werden.** 
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halb  der  Begierungskreise  erkannt,  sondern  es  war  aneh  in 
dem  Jahre  1848  in  and  ausserhalb  der  Bundesyersammlnng; 
keine  Meinungsverschiedenheit  darüber,  dass  diesem  Mangd 
durch  eine  Nationalvertretung  am  Bundestage  abgeholfen 
werden  solle  ^^).    Wenn  aber  ungeachtet  der  desshalb  von  der 


")  Den  unmittelbaren  Anstoss  zum  Versuche  der  Einrichtung  einer 
deutschen  Nationalrepräsentation  am  Bundestage  gab  der  Antrag  des  Ab- 
geordneten Bassermann,  in  der  badischen  zweiten  Kammer  der 
Ständeversammlung,  auf  „Vertretung  der  deutschen  Stände- 
kammern am  Bundestage  als  ein  sicheres  Mittel  zur  Erzielung  gemein- 
samer  Gesetzgebung  und  einheitlicher  Nationaleinrichtungen.  (Siehe  die 
Motionsbegründung  und  den  über  diesen  Antrag  erstatteten  Conunis- 
sionsbericht  des  Abgeordneten  Welcker,  bei  Both  und  Merck,  Quellen- 
sammlung des  deut  öffenü.  Rechts  seit  1848.  Erlangen  1850,  Hft.  I,  S.  30  fl., 
58  fl.)  ~  Dass  auch  die  Bundesversammlung  vollkommen  mit  der 
Einrichtung  ein  er  National  Vertretung  am  Bundestage  einver- 
standen war,  beweisen  deren  Verhandlungen  v.  J.  1848,  namentlich  die 
von  ihr  angeordnete  Einberufung  einer  Nationalvertretung  (B.-B.  v.  30.  Min 
1848,  Prot.  §.  209)  und  deren  hierauf  erfolgter  Zusammentritt  am  18.  Mai 
1848.  (Ausführlicheres  hierüber  siehe  im  folgenden  Abschnitt.)  Hätte  sirh 
diese  erste  deutsche  ^Nationalversammlung  darauf  beschränkt,  eine  National- 
vertretung am  Bundestage  und  zusammengesetzt  aus  Abgeordneten  der 
deutschen  Ständekammern  einzurichten,  wodurch  eine  organische 
Entwickelung  und  Gliederung  der  Repräsentation  erzielt  worden  wäre,  so 
würde  bei  der  damaligen  allseitigen  Bereitwilligkeit  zur  Gewährung  einer 
solchen  Institution  von  Seite  der  Bundesversammlung  und  der  R^erungen. 
ein  bleibendes  Werk  zu  Stande  gekommen  sein.  Die  Nationalversammhutg 
aber  zog  es  vor ,  auf  die  Auflösung  der  Bundesversammlung  hinzuarbeiteD, 
und  so  wurde  deren  Aufhebung  der  Anfang  zum  Scheitern  des  ganzen  re- 
formatorischen Unternehmens.  Vergl.  über  das,  was  damals  erreichbar 
war,  aber  von  dem  überstürzenden  Eifer  verschmäht  wurde,  meine  Schrift: 
Bundesreform,  deutsches  Parlament  und  Bundesgericht.  Ein  Vorschlag  io 
ernster  Zeit.  Heidelberg  (5.  März)  1848.  Wie  weit  die  Bundesversamm- 
lung aber  damals  schon  den  laut  gewordenen  Wünschen  entgegen  zu  kom- 
men bereit  war,  kann  man  deutlich  aus  dem  Commissionsbericht  v.  &  März 
1848,  Prot.  §.  133,  S.  230  erkennen,  wo  gesagt  wird:  „Nach  Obigem  muss 
anerkannt  werden,  dass  die  Verfassung  des  deutschen  Bundes,  wenn 
Deutschland  einig,  stark  und  friedlich  bleiben  soll,  einer  Revision  auf 
breiter  nationaler  Grundlage  bedarf."  Hiermit  steht  in  üeberein- 
stimmung  der  B.-B.  v.  30.  März  1848,  Prot.  §.  209,  wodurch  die  Bundes- 
versammlung zuerst  die  Abordnung  von  je  einem  Vertreter  auf  70,000  Serien 
beschloss,  und  der  B.-B.  v.  7.  April  1848,  Prot  §.  239,  worin  e^  B.-V, 
sogar  die  Abordnung  von  je  einem  Vertreter  auf  50,000  Seelen,  nach  Mass- 
gabe  der  Bundesmatrikel,  nachgab.  Siehe  hierüber  unten  §.  181  und  §.  1B3. 
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BondeBTersainmlang  selbst  getroffenen  Einleitungen,  angeachtet 
des  von  einer  Selbstversammlang  deutscher  Yolksmänner  ge- 
gebenen Anstosses,  ungeachtet  der  Anstrengungen  zweier  zu 
diesem  Zwecke  von  den  Regierungen  berufenen  Parlamente 
(zu  Frankfurt  und  Erfurt),  ungeachtet  mehrfacher,  auf  die  Ein- 
richtung einer  Nationalvertretung  gebauter  Entwürfe  einer 
Gcsammtverfassung,  von  denen  der  eine  bereits  (von  der 
Frankfurter  Versammlung)  als  Reichsgrundgesetz  verkündet, 
der  andere  mit  dem  ganzen  Gewichte  Preussens  unterstützt, 
und  von  dem  Erfurter  Parlamente  berathen  und  angenommen, 
und  der  dritte  (Münchener  Entwurf)  von  drei  deutschen  Kro- 
nen (Bayern,  Sachsen  und  Hannover)  vorgelegt  worden  war 
nnd  die  Zustimmung  von  Oesterreich,  wenigstens  in  seinen 
Gmndzflgen  erhalten  hatte,  und  wenn  endlich  ungeachtet  eines 
Försten-Gongresses  (zu  Berlin)  und  einer  Ministerconferenz  (zu 
Dresden),  noch  zur  Zeit  eine  Nationalvertretung  am  Bundes- 
tage nicht  in's  Leben  getreten  ist,  und  überdies  seit  der  Wie- 
dereröffnung der  Bundesversammlung  auch  die  Organe  der 
öffentlichen  Meinung  über  eine  im  Jahre  1848  von  ihnen  so 
ernstlich  aufgestellte,  und  in  aller  Beziehung  unerftUlt  geblie- 
bene Forderung  mit  äusserst  wenigen  Ausnahmen  bis  zum 
Jahre  1861  ein  tiefes  Stillschweigen  beobachteten,  so  darf 
darin  wohl  das  Zugeständniss  erkannt  werden,  dass  der  Ein- 
richtung einer  Nationalvertretung  am  Bunde,  sowie  überhaupt 
einer  Reform  der  Bundesverfassung,  in  gegebenen  Verhältnissen 
begründete,  erst  bei  dem  Versuche  einer  Refoim  allmälig  er- 
fahrungsmässig  hervorgetretene  Schwierigkeiten  und  Hinder- 
nisse entgegenstehen,  welche  weder  durch  den  Willen  der 
Regierenden  noch  der  Regierten  zur  Zeit  beseitigt  und  über- 
wanden werden  konnten.  Diese  Schwierigkeiten  liegen  aber 
eben  in  dem  mit  dem  Dasein  von  zwei  europäischen  Gross- 
mächten im  Bunde  als  unüberwindlich  gesetzten  Partikularis- 
mns  und  beziehungsweise  theilweisen  Antagonismus  derselben, 
sie  liegen  in  dem  dermaligen  Bestehen  zweier  so  grossen 
partikulären  Landesvertretungen  wie  nunmehr  Preussen  in 
seinen  beiden  Häusern  des  Landtags  der  Monarchie  und  Oester- 
reich in  den  beiden  Häusern  seines  Reichsrathes  besitzt,  über 
welchen  eine  Gesammtnationalvertretung  sich  nicht  leicht  in 
Geltung   und    erspriesslicher  Wirksamkeit   würde    behaupten 
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können  ^^);  &ie  liegen  endlich  darin^  dass  man  (1851)  von  dem 
Gedanken  an  die  Ansscheidung  der  einen  dentachen 
Grossmacht  aus  dem  Bnnde  znrttckgekommen  ist, 
und  sich  daher  mit  einer  solchen  Einrichtung  der  Gesammtyer- 
fasBung  begnttgen  mnss,  bei  welcher  das  Verbleiben  beider 
Grossmächte  im  Bande  möglich  ist.  Zn  diesem  Ende  hit 
bei  Anerkennung  aller  ihrer  Mängel,  noch  keine  geeignete 
Form  gefunden  werden  können,  als  die  im  Jahre  1815  ge- 
gründete deutsche  Bundesverfassung  mit  Einhaltung  der  in  der 
Bundesakte  umschriebenen  Grundlagen  ^^). 

§.  180. 
6)  Wirklicher  Werth  der  deutschen  Bundesverfassung. 

Fasst  man  nun  alles  Vorstehende  zusammen,  so  erseheiot 
der  deutsche  Bund  seinem  hauptsächlichen  Wesen  nach,  genan 
so  wie  das  frühere  deutsche  Reich,  als  eine  Landfriedens- 
Verbindung  der  deutschen  Partikularstaaten.  Es  mtiss^ 
daher  die  Erwartungen,  welche  man  von  der  politischen  Wirk- 
samkeit des  Bundes  hegen  kann,  und  die  AnfordemngeD, 
welche  man  an  ihn  machen  darf,  nach  diesem  seinem  Grand- 
charakter bestimmt  und  beziehungsweise  eingeschränkt  werden. 
Es  darf  daher  auch  die  Schuld,  dass  so  viele  HoffhuDgen, 
welche  sich  an  die  Gründung  des  Bundes,  nach  der  Errettung 
Deutschlands  aus  einer  drangvollen,  glücklicher  Weise  jedoch 
kurzen  Periode  der  Fremdherrschaft  knüpfen,  unerfüllt  geblie* 
ben  sind,  weniger  der  Einrichtung  der  Bundesverfassung,  als 
den  geographisch-politischen  Verhältnissen,  in  welchen 
sich  die  deutschen  Staaten  nun  einmal  zu  einander  befinden 
und  ihren  so  ausserordentlich  verschiedenen  Macht- 
verhältnissen beigemessen  werden,  welche  die  Einrichtung 


**)  Selbst  unter  Voraussetzung  der  Ausscheidung  Oesterreichs  ans 
dem  Bunde  würde  ein  deutscher  Reichstag,  an  welchem  Prenssen  An- 
theil  nimmt,  neben  dem  preussischen  Landtage  auf  die  Daaer  nidit 
bestehen  können,  und  alsbald  in  den  letzteren  übergehen  jaflssen. 

^')  Dass  unter  solchen  Umständen  im  Jahre  1851  nichts  übrig  bteibea 
konnte,  als  Rückkehr  zur  alten  Bundesverfassung,  habe  ich  schon  wählend 
des  Erfurter  Parlaments  angedeutet,  in  der  Schrift:  Deutsche  Union  oBd 
deutsches  Reich,  Erfurt,  1850. 
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der  Gesammtverfasanng,  znm  Theil  als  nnvermeidlich  in 
der  Art,  wie  sie  nun  ist,  erkennen  lassen.    Demnngeachtet 
bleiben  anch  bei  einer  solchen  Ermässigung  der  Anforderungen 
an  den  Bnnd   und   bei   Anerkennung   eines    solchen   engen 
Kreises  seiner   Thätigkeit   noch   wesentliche  Verbesserungen 
mdgHch  und  dringend  wttnschenswerth,  wie  z.  B.  die  Gewäh- 
mng  eines  genUgenden  Schutzes  fUr  Angehörige  der  kleineren 
deutschen  Bundesstaaten  im  Auslande,  die  Einrichtung  eines 
Bandesgerichtshofes  mit  erweiterten  Befugnissen,  und  die  Auf- 
8teIIimg  einer  concentrischen  Exekutive  fElr  Zeiten  der  Gefahr  ^). 
Einem  lange  fühlbar  gewordenen  Mangel,   nämlich  der  Verzö- 
genmg  der  Beschlüsse  durch  langwierige  Instruktionseinholung, 
hat  die  reridirte  Geschäftsordnung  bereits  in  einer  fllr  ruhige 
Zeiten  entsprechenden  Weise  abgeholfen^).    Bedeutendes  und 
Anerkennungswerthes  hat  der  Bund  durch  die  Einrichtung  und 
Handhabung   des    austrägalgerichtlichen    Verfahrens   fUr    den 
inneren  Frieden  Deutschlands  und  die  Rechtsverfolgung  unter 
den  deutschen  Bundesstaaten  geleistet.    Es  ist  wahrlich  nichts 
Geringes,  dass  durch  die  Bundesverfassung  seit  ihrem  Bestehen 
io  Deutschland  ein  ununterbrochener  und  noch  andauernder 
Friedenszustand  von  mehr  als  vierzig  Jahren  unter  den  einzel- 
nen deutschen  Staaten   erhalten  worden  ist,  was   in   keiner 
früheren  Periode  der  deutschen  Geschichte  jemals  der  Fall  war. 
Desgleichen  hat  die  Bundesverfassung  Bedeutendes  durch  die 
Einrichtung  des  deutschen  Heerwesens  und  der  Vertheidigungs- 
anstalten    Deutschlands    flir    dessen    äussere    Sicherheit    und 
Machtstellung  geleistet,  und  zwar,  so  viel  auch  noch  in  dieser 
Beziehung  zu  wünschen  sein  mag,   in  einer  Weise,  wie  sich 
Deutschland  dessen  zur  Reichszeit  niemals  hatte  rUhmen  kön- 
nen 3).  Auch  sind  den  deutschen  Unterthanen  und  Landständen 
dnrch  die  Bundesverfassung  in  mehrfacher  Beziehung  weit  be- 
deutendere Rechte  eingeräumt  und  grössere  Garantien  gegeben, 
als  dies  jemals  zur  Reichszeit  der  Fall  war^).    Der  wesent- 
liehste  Werth  der  deutschen  Bundesverfassung  besteht  aber 


*)  Siehe  oben  §.  153,  §.  178  und  §.  179. 

*)  Siehe  oben  §.  126. 

>)  Die  DarstoUung  des  deutschen  Militärwesens  siehe  unten  §.  492  u.  fl. 

*)  Siehe  onten  §.  238  u.  flg.  —  §.  330  u.  flg. 
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darin,  dass  sie  den  beiden  dentschen  Grossmächten,  obne  m 
der  andern  unterzuordnen,  also  mit  Anerkennung  deren  voll 
ständiger  Parität,  einen  jederzeit  offenen  Weg  zur  Ver 
ständignng  and  Ansgleichnng  ihrer  besonderen Id- 
teressen,  nnd  dadurch  zur  formellen  Feststellung  dessen, 
was  von  ihnen  als  gemeinsames  deutsches  Interesae 
anerkannt  wird,  erOffuet,  und  den  übrigen  Bundesstaaten,  derer 
politische  Wohlfahrt,  so  wie  die  politische  Existenz  von  Deutsch 
land  überhaupt,  von  der  Einigkeit  der  beiden  Grossmächu 
unmittelbar  abhängt,  dabei  die  ihren  Machtverhältnissen  ange 
messene  Stellung  als  Vermittler  zum  Behufe  der  Befö^d^ 
rung  einer  solchen  Verständigung  anweist. 


Zehnter  Abschnitt. 

Die  Versiehe  der  Ungestaltng  des  deitsehei  Stiitti- 
biudes  in  eim  Reieh  (Budesstaat)  nnd  die  Wieder- 
herstellung der  BuidesTerfassiuig. 
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(Die  Quellen  und  Schriften  über  einzelne  Ereignisse  sind  am  betref- 
fenden Orte  angegeben). 


§.  181. 
Die  Ereignisse  vom  2.  März  1848  bis  zu  dem  Zusam- 
mentritt des  sog.  Vorparlaments  (30.  März  1848). 

I.  Auf  die  Nachricht  von  der  französischen  Revolution 
(24.  Februar  1848)  erliess  die  Bundesversammlung  am  1.  März 
1848  an  die  deutschen  Regierungen  und  das  deutsche  Volk 
einen  Aufruf,  worin  dieselben  zur  Eintracht ,  zur  Aufrechthal- 
tang der  gesetzlichen  Ordnung  und  Ruhe  und  zum  Vertrauen 
auf  die  Bundesversammlung  ermahnt  wurden  ^).  Es  machte 
derselbe  im  Allgemeinen  keinen  Eindruck^).    Einige  deutsche 


*)  Prot  d.  B.-V.  10.  Sitzung,  v.  1.  März  1848,  §.  108,  S.  179.  Es  heisst 
darin  u.  A.:  „Der  Bundestag  wird  von  seinem  Standpunkt  aus 'Alles  auf- 
bieten, um  gleich  eifrig  für  die  Sicherheit  Deutschlands  nach  Aussen,  so 
wie  für  die  Förderung  der  nationalen  Interessen  und  des  nationalen  Lebens 
im  Innern  zu  sollen.  Deutschland  wird  und  muss  auf  die  Stufe 
gehoben  werden,  die  ihm  unter  den  Nationen  Europas  gebührt, 
aber  nur  der  Weg  der  Eintracht,  des  gesetzlichen  Fortschritts  und  der 
einheitlichen  Entwickelung  führt  dahin."  — v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed. 
Germ.  Thl.  11,  S.  459. 

^  Auch  die  Bundesversammlung  machte  sich  hierüber  keine  Illusionen. 
--Vortrag  des  politischen  Ausschusses  (Bef.  v.  Blittersdorf)  in  der  15. 
Sitzung  der  B.-V.  v.  8.  März,  Prot.  §.  133,  S.  230:  „Gewiss  hat  der  Aufruf 
hoher  Bundesversammlung  an  die  deutschen  Regierungen  und  Völker  bei 
Vielen  guten  Eindruck  gemacht,  im  Allgemeinen  aber  Vertrauen 
BD  erwecken  nicht  vermocht" 
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Begierangen  fanden  sich  durch  die  politische  Bewegung,  welche 
sich  überall  bedenklich  ankündigte,  atsbald  bewogen,  die 
Censur  in  ihren  Staaten  anfzaheben,  ohne  einen  Bondes- 
beschlnss  hierüber  abzuwarten,  so  z.  B.  Wttrtemberg  nnd 
Baden  (beide  am  1.  März  1848).  Ersteres  stellte  sein  Preai- 
gesetz  vom  30.  Jannar  1817  ^,  Letzteres  sein  Pressgesetz  vom 
28.  Deceimber  1831  wieder  her,  welches  früher  in  Befolgaog 
eines  Beschlusses  der  Bnndesversammlang  vom  5.  Jnli  1832 
(Sitz.  24)  hatte  aufgehoben  werden  müssen^).  Am  3.  Man 
1848  hob  sodann  die  Bnndesversanmünng  selbst  die  Censur  ab 
bandesgesetzliche  Einrichtong  auf,  indem  sie  jedem  Staate 
frei  stellte,  die  Gensnr  abzuschaffen  und  Pressfreiheit,  unter 
Garantien  zur  Sicherstellung  des  Bundes  und  der  anderen 
Bundesstaaten  gegen  den  Missbrauch  der  Presse,  emzuführen^). 

')  Yergl.  die  Anzeige  Wflrtemberg's  von  diesem  Schritte,  in  der 
13.  Sitzung  der  6.-Y.  y.  4.  März  1848,  Prot  §.  123,  S.  207.  —  Ausser  da 
Gründen,  welche  in  den  ZeitverhAltnissen,  der  „ungewohnten  Aufre- 
gung" u.  s.  w.  lagen,  wurde  besonders  darauf  Gewicht  gelegt,  dass  das 
Bestehen  der  Censur  der  Landesrerüeussung  §.  28  zuwider,  und  auch  in 
Baden  die  Aufhebung  der  Censur  erklftrt  worden  sei  Schon  in  der 
9.  Sitzung  der  B.-V.  y.  29.  Febr.  1848,  Prot  §.  106,  S.  175  hatte  Wür- 
temberg  erklärt,  dass  bei  l&ngerer  Verzögerung  eines  BundesbesehhiEses 
über  die  Freiheit  der  Presse,  es  sich  in  dem  Falle  sehen  dflifte,  profiio- 
rische  Anordnungen  hinsichtlich  derselben  in  seinem  Staate  zu  treito. 

«)  YergL  die  Anzeige  yon  Baden,  ebendas.  (Prot  4.  M&rz  {.  123>, 
S.  208). —  Das  badische  proyisor.  Gesetz,  die  Pressfireiheit  betr.  fosa 
1.  M&rz,  1848,  fahrte  unter  seinen  Gründen  besonders  auf,  dass  eine  all- 
gemeine  Bundespressgesetzgebung  ,4n  neuerer  Zeit  bei  der  B.-y.  wieder 
in  Verhandlung  begriffen,  und  auf  Aufhebung  der  Censur  mit  Bria&- 
sung  yon  Bepressiygesetzen  angetragen  sei*'  —  Baden  hatte  schon  in 
der  10.  Sitz,  der  B.-V.  y.  1.  M&rz  1848,  Prot  §.  109,  im  Wesentlidea 
übereinstimmend  mit  Würtemberg  (s.  Note  3),  erklärt,  dass  es  bei  l&Bgenr 
Zögerung  mit  der  Aufhebung  der  unhaltbar  gewordenen  Censur  dmch 
einen  Bundesbeschluss,  in  den  Fall  kommen  würde,  den  dringenden  As- 
trftgen  seiner  St&nde  durch  proyisorische  Anordnungen  hinsichtlidi  der 
Presse  entgegen  zu  kommen. 

»)  12.  Sitz,  der  B..V.  yom  3.  Mftrz  1848,  Prot  $.  119,  S.  208;  bä 
y.  Meyer,  1.  cThl.  U,S.4G0.— Im  Publikum  konnte  dieser  6.-B.  kaom  anden 
als  ein  der  B.-V.  durch  die  Umst&nde  abgenöthigter  betrachtet  werden.  £s 
waren  aber  schon  im  Jahre  1847  yon  Preussen,  Kdnigr.  Sachsen 
Würtemberg,  Baden  und  Grossherz.  Hessen  eifrige  Anstreogsogv 
gemacht  worden,  an  die  Stelle  der  Censur  yon  Bundeswegen  m  Eeptaat- 
System  treten  zu  lassen,  und  schon  am  9.  Septbr.  1847  (Prot $.268)  ^ 
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Um  dem  allgemeiiien  Drasge  nach  einem  Symbol  der  dent- 
8chen  Einheit  za  entsprechen,  beschloss  die  Bnndesyersamm- 
Inng  am  9.  März  den  alten  Beichsadler  nnd  die  Farben  des 
alten  fieichspaniers ,  unbeschadet  der  Landesfarben,  als  Ban- 
desfarben einzuführen  ^).  Am  20.  März  wurde  beschlossen,  das 
Bnndeswappen  und  die  Bundesfarben  in  den  Bundesfestungen 
anzubringen,  und  dem  deutschen  Militär  an  entsprechendes 
Erkennungszeichen  in  diesen  Farben  zu  geben,  was  schon 
läDgst  die  Bundeskriegsverfassung  art  36  in  Aussicht. gestellt 
hatte^. 

n.  Unterdessen  war  (am  5.  März)  eme  Anzahl  von  (51) 
Männern  aus  verschiedenen  Theilen  Deutschlands  in  Heidel- 
berg zusammengetreten^,  und  beschloss  eine  „vollständigere 
Versammlung  von  Männern  des  Vertrauens  aller  deutschen 
Volksstämme  zu  veranlassen/^  um  ttber  die  Lage  und  Bedflrfaisse 
Dentschlands  und  insbesondere  ttber  die  Einrichtung  „einer  in 
aUen  deutschen  Ländern  nach  der  Kopfzahl  gewählten  Na- 
tionalvertretung  zu  berathen^y^    Es  wurde  zugleich  ein 


drei  Vorfiragen  zur  Abstimmang  gestellt  worden,  worauf  der  B.-B.  v.  3.  M&rz 
1848  nur  die  entscheidende  Antwort  enthielt 

«)  16.  Sitz,  der  B.-Y.  vom  9.  März  1848,  Prot  §.  137,  S.  234;  auch 
bei  V.  Meyer,  1.  c.  Thl.  ü.  S.  465. 

')  21.  Site,  der  B.-V.  v.  20.  MÄrz  1848,  Prot.  §.  161,  S.  263;  anch  bei 
T.  Meyer,  1.  c.  Thl.  n,  S.  467.  —  Vergl.  den  B.-B.  v.  7.  April  1848,  Prot 
§.  240,  S.  355.  —  (Siehe  auch  oben  §.  132). 

*)  Nach  dem  Vorworte  von  Dr.  J« che,  zu  der  „Ofißciellen  Ausgabe 
der  Verhandlungen  des  Frankfurter  Parlaments,  (bei  Sauerl&nder  in 
Frankf.)  Lief.  I,  S.  V,  war  die  Idee,  Vereinigungen  deutscher  Abgeordneten 
gleichen  Strebens  aus  verschiedenen  Ländern  zu  veranlassen  und  in  den  An- 
gelegenheiten Deutschlands  gemeinsam  oder  doch  möglichst  nach  gleichem 
Plane  zu  handeln,  von  den  Männern  der  bad is che  n  Opposition  ausgegangen. 
Die  erste  derartige  Vereinigung  fand  im  Herbste  1839  zu  Hattersheim  statt, 
sodann  versammelte  man  sich  fieist  alljährlich  an  verschiedenen  Orten,  so 
z.  B.  1847  zu  Heppenheim,  wo  „die  Versammlung  völlig  ans  Tageslicht 
trat,  und  in  den  öffentlichen  Blättern  Bericht  über  ihre  Verhandlungen  gab. 
Die  Zeit  war  weiter  vorgerückt,  die  Frucht  reifer  geworden,  und  was  froher 
nicht  wohl  zu  wagen  gewesen  wäre,  war  nunmehr  ungefährlich.'*  Eben- 
das.  S.  VI.  „Die  Bad  euer,  denen  hier  wieder  der  Ruhm  des  ersten  An- 
grifls  gebührt'S  luden  auch  zur  Versammlung  auf  den  5.  März  nach  Heidel- 
berg ein. 

*)  Vergleiche  die  Erklärung  dieser  Versammlung  bei  Jucho,  a.  a.  0. 
8.  Vni;  und  hiemach  auch  in  Roth  n.  Merck,   Quellensammlung  I, 
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Ausschnss  von  sieben  Personeti,  sog.  Siebener- AoBSchnss. 
zur  vorläufigen  Berathung  einer  nationalen  Parlamentsver- 
fassnng  und  um  die  Einladung  einer  grösseren  VersammlaDg 
schleunigst  zu  besorgen,  gewählt.  Dieser  Äusschuss  erliess 
alsbald  (12.  März)  eine  Einladung  zu  einer  Versammlung  anf 
den  30.  und  31.  März  nach  Frankfurt,  an  „alle  früheren  oder 
gegenwärtigen  Ständemitglieder  und  Theilnehmer  an  gesete- 
gebenden  Versammlungen  in  allen  deutschen  Landen,  natilriicb 
Ost-  und  Westpreussen  und  Schleswig-Holstein  mit  inbegriffen/* 
mit  dem  Beifügen,  dass  auch  „eine  bestimmte  Anzahl  anderer 
durch  das  Vertrauen  des  deutschen  Volkes  ausgezeichneter 
Männer,  die  bisher  nicht  Ständemitglieder  waren,  noch  besoD- 
dere  Einladungen  erbalten  würden"  ^^).  Um  einer  solchen 
voraussichtlichen  Versammlung  gegenüber  nicht  unthätig  zu 
bleiben ,  und  um  auch  von  Seite  des  Bundes  die  Reform  d^ 
deutschen  Verfassung  in  Angriff  zu  nehmen,  beschloss  die 
Bundesversammlung  am  10.  März,  die  Regierungen  aufzufor- 
dern, „Männer  des  allgemeinen  Vertrauens,  (sog.  Vertrauens- 
männer) bis  Ende  März  nach  Frankfurt  zu  senden,  und 
zwar  Eüien  für  jede  der  17  Stimmen  im  engeren  Ratbe 
der  Bundesversammlung,  um, bei  der  Revision  der  deutschen 
Verfassung   gutachtlichen    Beirath    zu    geben**).     Wiederholt 


S.  103,  „Einmüthig  .  .  .  sprachen  Alle  die  Ueberzeugung  aus,  dass  die 
Herstellung  und  Vertheidigung  der  höchsten  Güter  (der  Nation)  im  Zusam- 
menwirken aller  deutschen  Volksstämme  mit  ihren  Regierungen  —  so  lanff 
auf  diesem  Wege  Rettung  noch  möglich  ist  —  erstrebt  werden  müsse.*'  Die 
Hauptgedanken  dieses  politischen  Programmes  waren:  Nichteinmischmig  in 
die  iuneren  Angelegenheiten  Frankreichs ;  Anerkennung  seiner  republikani- 
schen Regierung;  kein  russisches  Bündniss;  eine  deutsche  Nationalvertremog. 

^^)  Siehe  dieses  öffentliche  Ausschreiben  des  Siebener- Ausschusses  Tom 
12.  März  1848,  bei  Jucho  a.  a.  0.  S.  IX;  bei  Roth  und  Merck,  a.a.O. 
I,  S.  122. 

»0  B.-B.  V.  10.  März,  Prot.  §.  140.  S.  238;  bei  v.Meyer,Lc.ThLII,a4fö. 
—  In  meiner  Schrift:  Bundesreform,  etc.  1848  (5.  März),  war  der  Vorschlag 
gemacht,  eine  stärkere  Anzahl  von  Vertrauensmännern,  nämlidi  69,  ent- 
sprechend der  damals  im  Plenum  bestehenden  Stimmenzahl,  zu  berufen, 
welche  Zahl  weit  geeigneter  gewesen  sein  würde,  einen  von  ihr  ausgearbei- 
teten Entwurf  in  einer  nachfolgenden  grösseren  Versammlung  zu  bah» 
und  durchzubringen,  also  die  von  der  Bundesversammlung  hieraof  be- 
liebte geringe  Anzahl  von  17  Stimmen,  nach  Massgabe  der  17  Stimmen  des 
engeren  Rathes. 
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wurde   diese  Aufforderung   von    der  Bundesyersammlung   am 
25.  März"). 

III.  Mittlerweile  hatte  am  13.  März  in  Wien  und  am  18. 
nnd  19.  März  in  Berlin  eine  Revolution  Statt  gefunden. 
Schon  am  14.  März  hatte  der  König  von  Preussen  den  ver- 
einigten Landtag  einberufen,  mit  der  Ankündigung,  dass 
er  im  Verein  mit  Oesterreich  die  deutschen  Bundesglieder 
eingeladen  habe,  unverzüglich  zu  einer  gemeinsamen  Berathung 
über  die  fttr  das  Wohl  des  Vaterlandes  erforderlichen  Mass- 
regeh  (in  Dresden)  zusammenzutreten  und  mit  allen  Kräften 
dahin  zu  wirken,  „dass  diese  Berathung  zu  einer  wirklichen 
Regeneration  des  deutschen  Bundes  führe,  damit  das 
deutsche  Volk  in  ihm  wahrhaft  vereinigt,  durch  freie  Insti- 
tutionen gekräftigt,  nicht  minder  aber  auch  gegen  die  Gefahren 
des  Umsturzes  und  der  Anarchie  geschützt,  die  alte  Grösse 
wieder  gewinne,  damit  Deutschland  den  ihm  gebühren- 
den Rang  in  Europa  einnehme''*^).  Am  18.  März,  nach 
dem  Eintreffen  der  Nachrichten  von  der  Bewegung  in  Wien, 
erschien  wieder  ein  Patent  des  Königs  von  Preussen, 
worin  er  mit  grösster  Bestimmtheit  die  Forderungen  aussprach, 
die  er  an  den  Bund  stellen  werde.  Preussen  forderte  darin: 
„vor  Allem,  dass  Deutschland  aus  einem  Staatenbund  in  einen 
Bundesstaat  umgewandelt  werde ,  sodann  die  Einberufung 
einer  vorläufigen  Bundesrepräsentation,  gebildet  aus  den  Stän- 
den aller  deutschen  Länder,  EinfQhrung  constitutioneller 
Verfassungen  in  allen  deutschen  Staaten,  ein  Bundesheer,  eine 
Bundesflotte,  ein  Bundesgericht,  allgemeinen  Zollverband, 
gleiche  Münze,  Mass  und  Gewicht,  allgemeines  Heimaths- 
recht,   Freizügigkeit  und   Pressfreiheit").     Gleich   nach   den 

«)  B.-B.  V.  25.  M&rz  1848,  §.  180,  S.  279 ;  bei  y.  M  e  y  e  r ,  1.  c.  TW.  ü,  S.  468. 

*^)  Siehe  das  k.  preuss.  Patent,  wegen  Einberufung  des  vereinigten 
Landtags,  d.  d.  Berlin,  14.  März  1848,  bei  Weil,  Quellen,  S.  93. 

")  Siehe  dieses  höchst  merkwürdige  k.  p  r  e  u  s  s.Patent  wegen  beschleunigter 
Einberufung  des  vereinigten  Landtags  vom  18.  März  1848,  worin  die  Krone 
Preussen  in  höchst  energischer  Weise  alle  jene  Forderungen  als  die 
ihrigen  erklärt,  welche  damals  von  der  öffentlichen  Stimme  ausgesprochen 
worden  waren,  bei  Both  u.  Merck,  Quellensammlung  I,  S.  145.  —  Hier 
forderte  also  Preussen  eine  Reform  des  ganzen  Bundes,  und  durch 
den  Bund,  also  gerade  das,  was  es  seit  dem  20.  December  1861  in  seinen 
Noten  aosdracklich  verwirft  und  seine  Mitwirkung  dazu  verweigert. 


464  §.  181.  März-Ereignisse,  1848. 

Märzereignissen  in  Berlin  erschien  ein  Anfrnf  des  Königs  toh 
Prenssen  am  21.  März  ,,an  mein  Volk  nnd  die  deutsche 
Nation"^*).  Darin  wird  erklärt,  dass  Rettang  ans  der  doppel- 
ten Gefahr  von  Aussen  und  Innen  nur  aus  der  innigsten  Ver- 
einigung der  deutschen  Fürsten  und  Völker  unter  einer  Lei- 
tung hervorgehen  könne,  dass  der  König  heute  diese  LeitODg 
für  die  Tage  der  Gefahr  übernehme  und  sich  und  sein  Volk 
unter  das  ehrwürdige  Banner  des  deutschen  Reiches  stelle: 
,,Preus8en  geht  fortan  in  Deutschland  auf^'^^.  Der 
König  verkündete  zugleich  die  Absicht,  die  Fürsten  und  Stamde 
Deutschlands  zu  veranlassen,  mit  dem  preussischen  Land- 
tage  zu  einer  Versammlung  zusammenzutreten;  so  solle  sieh 
vorläufig  eine  zeitweilige  deutsche  Ständeyersammlaiif 
bilden,  um  das  dringend  Nothwendige  zu  beschliessen.  Vor 
Allem  sei  nothwendig :  die  Aufstellung  eines  deutschen  Bundes- 
heeres, und  bewafinete  Neutralitätserklärung;  sodann  sollte 
berathen  werden  über  die  nöthigen  Einrichtungen  zur  Verbes- 
serung der  deutechen  Zustände.  Somit  hatte  also  der  von  dem 
Abgeordneten  Bassermann  kurz  vorher  (12.  Febr.  1848)  m 
der  badischen  Ständeversammlung  ausgesprochene  Gedanke 
eines  allgemeinen  deutschen  Parlaments  die  Anerkennang 
Preussens  gefunden^''). 

IV.  Die  Bemühungen  Preussens,  die  Berufung  eines  sol- 
chen Parlamentes  in  seine  Hand  zu  bringen,  wurden  aber  dareh 
die  allgemeine  Bewegung  überflügelt,  welche  alsbald  ihren 
Ausgangs-  und  Mittelpunkt  in  dem  sogenannten  Frankfurter 
Vorparlamente  fand.  Die  Bundesversammlung  selbst,  in  grosser 
Besorgniss  vor  der  erwarteten  Bewegung,  und  um  dem  erwar- 
teten und  geflirchteten  Vorparlament  in  etwas  entgegenzukom- 
men, beschloss  am  30.  März  die  Bundesregierungen  aufzufordern, 
sofort  Wahlen  von  „Nationalvertretern"  anzuordnen, 
um  am  Sitze  der  Bundesversammlung,  „zwischen  den  Ke- 


<8)  Siehe  den  Aufruf  des  K.  v.  Preussen,  vom  21.  M&rx  1848,  bei 
Weil,  Quellen,  S.  94;  bei  Both  u.  Merck,  QueUensamml.  I,  152. 

<6)  Siehe  oben  §.  177,  Note  2. 

^^)  Siehe  den  Basser  mann 'sehen  Antrag  vom  12.  Febr.  1848,  bei 
Roth  u.  Merck,  QueUensamml.  I,  30.  (Siehe  auch  oben  §.  179,  Note  11.) 
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giemngen  und  Volke  das  deutsche  Verfassnngs- 
werk  zustande  zu  bringen.^'  Es  sollte  auf  70,000  Seelen 
ein  Vertreter  kommen  ^^). 

§.  182. 
Das  Vorparlament  (31,  März  bis  4-  April  1848)'). 

I.  Die  von  dem  Siebener-Ausschuss  der  Heidelberger  Ver- 
sammlung nach  Frankfurt  eingeladene  grössere  (Notabein-) 
Versammlung^  oder  das  sogenannte  Vorparlament  trat  am 
31.  März  1848  aus  sehr  gemischten  Elementen  zusammen,  und 
zwar  Morgens  um  874  Uhr  im  Römer  zu  Frankfurt;  nach  der 
Präsidentenwahl  zog  man  sogleich  in  die  Paulskirche.  Die 
Grundlage  der  Verhandlung  selbst  bildete  ein  kurzes  Programm 
des  Siebener -Ausschusses  der  Heidelberger  Versammlung'). 
Die  Grundgedanken  waren:  1.  ein  Bundeshaupt  mit  verant- 
wortlichen Ministem;  2.  ein  Senat  der  Einzelstaaten;  3.  ein 
Volkshaus,  hervorgehend  aus  Urwahlen  (1  auf  70,000);  4.  Er- 
weiterung der  Gompetenz  des  Bundes  durch  Verzichtleistung 
der  Einzelstaaten  auf  gewisse  Bechte  zu  Gunsten  der  Gentral- 
gewalt,  nämlich:  a.  ein  Heerwesen,  6.  eine  Vertretung  gegen- 
über dem  Ausland,  c.  ein  System  des  Handels,  Zollwesens, 
der  Strassen,  Eisenbahnen  u.  s.  w.,  d,  Einheit  der  Civil-  und 
Strafgesetzgebung  und  des  Gerichtsverfahrens  und  e.  Verbür- 


«)  B.-B.  vom  30.  M&rz  1848,  Prot.  §.  209,  bei  v.  Meyer,  1.  c  Thl.  n, 
S.  468.  DasB  die  Absicht  der  B.-V.  bei  diesem  Beschlüsse  keine  andere  war, 
als  dass  die  neue  Verfassung  Deutschlands  auf  dem  Wege  der  Ye  r  e  i  n  b  a  r  u  n  g 
zwischen  den  Fürsten  und  Völkern  Deutschlands  zu  Stande  gebracht  werden 
sollte,  ergibt  sich  nicht  blos  aus  der  WortfiuBung  dieses  Beschlusses,  son- 
dern auch  aus  dem  Vortrage  des  Bevisionsausschusses  (30.  März  1848,  Prot 
§.  209,  Ref.  6r.  v.  Nostiz  u.  Jänkendorf).  Roth  u.  Merck,  Quel- 
lensammlung I,  188. 

*)  Die  Verhandlungen  des  Vorparlaments  finden  sich  in  (Dr.  Jucho), 
Verhandlungen  des  deutschen  Parlaments.  OfficieUe  Ausgabe.  £rste  Lie- 
ferung. Frankf;  (Sauerl&nder)  1848. 

*)  Den  Ausdruck  „Notabeln-Versammlung"  zur  Bezeichnung 
des  sog.  Vorparlaments,  gebrauchte  M.  v.  Gagern,  als  Präsident  des  Col- 
legiums  der  17  Vertrauensmänner,  in  einem  Schreiben  an  die  B.-V.  vom 
10.  April  1848;  Prot  der  B.-V.  §.  208,  Beilage,  S.  388. 

>)  Abgedruckt  bei  (Jucho)  VerhandL  d.  deut  Pari.  I,  1;  bei  Roth 
u.  Merck,  I,  183. 

ZSpfl,  Staatancht  &.  Aufl.  I.  30 
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gung  der  nationalen  Freiheitsrechte.  Zugleich  war  yotg&a^ 
gen,  einen  Ansschnss  zn  ernennen,  der  bei  der  BundesTersanuD- 
lung  die  schleunigste  Einbemfnng  der  wirklichen  Nationalrer- 
Bammlnng  betreiben  und  das  Vorparlament  wieder  bemfen 
solle,  wenn  bis  zu  Anfang  des  Mai  die  NationalyersanunlnDg 
nicht  einberufen  sei. 

n.  Nachdem  sich  im  Laufe  der  Verhandlungen  b^eits 
das  demokratische  Element  stark  hervorgethan  hatte,  und  mit 
Mtthe  ein  offener  Bruch  in-  und  ausserhalb  der  VersammloBg 
selbst  verhütet  worden  war,  vereinigte  man  sich  über  eine 
Anzahl  von  Beschlüssen,  die  in  9  Rubriken  gebracht  wuiden^}. 
A.  Das  Vorparlament  erklärte,  es  halte  es  für  seine  Aufgabe, 
festzustellen,  wie  die  constituirende  Nationalversammlnog  ge- 
bildet werden  solle.  Es  sprach  dabei  ausdrücklich  ans,  ,,(ia88 
die  künftige  Verfassung  '  Deutschlands  einzig  und 
allein  dieser  vom  Volk  zu  wählenden  constituirenden  National- 
versammlung zu  überlassen  sei.''  B.  Schleswig,  staafliek 
und  national  mit  Holstein  unzertrennlich  verbunden,  sei  noTer- 
ztiglich  in  den  deutschen  Bund  aufzunehmen,  dessgleicha 
Ost-  und  Westpreussen.  Die  Versammlung  erklärte  ferner 
die  Theilung  Polens  als  ein  schmachvolles  Unrecht  imd  er- 
kannte es  als  „heilige  Pflicht  des  deutschen  Volkes,  bei 
der  Wiederherstellung  Polens  mitzuwirken''.  C.  Es  sollte  auf 
je  50,000  Seelen  ein  Vertreter  zur  Nationalversammlong  g^ 
wählt  werden.  D.  Die  Wählbarkeit  sollte  unbedingt  freigegeben, 
jeder  volljährige,  selbstständige  Staatsangehörige  wahlfähig  ood 
wählbar  sein,  übrigens  wurde  es  den  einzelnen  Staaten  flber- 
lassen,  ob  sie  direkte  oder  indirekte  Wahlen  anordnen  woDt^ 
E.  Versammlungsort  der  Nationalversammlung  sollte  Frank- 
furt a.  M.,  und  F.  die  Versammlungszeit  der  1.  Mai  1848  sein. 
G.  Es  sollte  ein  permanenter  Ausschuss  von  50  Hitgii^ 
dem  aufgestellt  und  beauftragt  werden,  die  Bundesversamin- 
lung  zu  berathen  und  bei  eintretender  Gefahr  die  gegenwärtige 
Versammlung  wieder  zu  berufen;  femer  die  Einberufung  einer 
Volksbewafihung  zu  betreiben  und  aus  Oesterreich  6  Hitglie- 


*)  Die  Beschlüsse  des  Vorparlaments  sind  abgedmckt  bd  (Jacho) 
Verhandlungen  d.  deut  ParL  I,  172;  bei  Roth  o.  Merck,  Qndlm.  I< 
194;  bei  Weil,  S.  97. 
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der  zum   Ansschnss   beiznziehen^).     Die    Versammlimg  ver- 
langte ferner y  dass  der  Bundestag,  indem  er  die  Angelegen- 
heiten eines  constitnirenden  Parlamentes  in  die  Hand  nimmt, 
sich  Yon  den  verfassungswidrigen  Ansnahmsbesehlttssen 
lossage  und  die  Männer  aus  seinem  Sehoos  entferne, 
welche  znr   Hervorrnfnng    und  Ansftthrnng  dieser   Be- 
schltlsse   mitgewirkt    hatten^).     H.    Als   Grundrechte  und 
Forderungen  des  deutschen  Volkes,  die  das  Minimum  der 
deutschen  Volksfreiheit  bilden  sollten,  wurden  dem  kttnftigen 
Parlament   empfohlen:   Gleichstellung  der .  politischen   Rechte 
ohne  Unterschied  des  Glaubensbekenntnisses;  Unabhängigkeit 
der  Kirche  vom  Staate;  volle  Pressfreiheit;  freies  Vereinigungs- 
recht; Petitionsrecht;  eine  freie  volksvertretende  Landesverfas- 
snng,  mit  entscheidender  Stimme  der  Volksabgeordneten  und 
Verantwortlichkeit   der  Minister;    gerechtes  Mass  der  Steuer- 
pflicht nach  der  Steuerkraft;  Gleichheit  der  Wehrpflicht  und 
des  Wehrrechtes;   gleiche  Berechtigung  aller  Blirger  zu  Ge- 
meinde- und  Staatsämtem;  unbedingtes  Auswanderungsrecht; 
angemeines  deutsches  Staatsbttrgerrecht;  Lehr-  und  Lernfreiheit; 
Schutz  der  persönlichen  Freiheit;  Schutz  gegen  Justizverwei- 
gemng ;  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  der  Rechtspflege  und 
Schwurgerichte    in    Strafsachen;    ein   volksthümliches  Credit- 
System   mit  Ackerbau-  und  Arbeitscreditkassen ;   Schutz   der 
Arbeit,  um  Arbeitsfähige  vor  Mangel  zu  bewahren,  Erwerb- 
losen lohnende  Beschäftigung  zu  verschaffen  und  die  Verfassung 
des  Gewerbe-  und  Fabrikwesens  den  Bedttrinissen  der  Zeit 
anzupassen;  sodann  Schulunterricht  ftlr  alle  Klassen,  Gewerbe 
and  Berufe   aus  Staatsmitteln  und  endlich  Anerkennung  der 
Auswanderung  als  Nationalangelegenheit.    J.  Den  Schluss  bil- 
det der  Ausdruck  des  Dankes  der  Versammlung  an  die  zu 
Heppenheim  und  Heidelberg  zusammengetretenen  Männer 
und  an  die  Behörden  und  Bürger  der  Stadt  Frankftirt.    (An 


>)  Es  war  sogar  der  Antrag  gestellt  worden,  dass  sich  das  gesammte 
Vorparlament  für  permanent  bis  znm  wirklichen  Zusammentritte  der 
constitaircaden  Nationalversammlung  erklären  soUte.  Dieser 'Antrag,  der 
kamn  eine  geringere  Tragweite  hatte,  als.  eine  förmliche  Erklärung  eines 
Beyolntionszustandes ,  wurde  aber  mit  516  Stimmen  gegen  148  abgelehnt 

*)  Der  letzte  Theil  der  unter  G.  susammengestellten  Beschlösse  des 
Yorparlaments,  wurde  erst  am  2.  April  beschlossen. 
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eine  Anflösung  des  deutschen  Bundes  oder  an  eine  Entfernimg 
des  Bundestags,  oder  an  eine  Ausschliessung  Oestorreichs, 
dachte  damals  noch  Niemand;  im  Gegentheil  wurde  Oester- 
reichs  Theilnahme  dringend  gefordert). 

in.  Das  Präsidium  des  Vorparlaments  theilte  in  einm 
Schreiben  vom  2.  April  1848  der  Bundesversammlung  die  Be- 
schlüsse mit,  ,, welche  die  hier  zur  Vorbereitung  der  dentseheo 
constituirenden  Nationalversammlung  versammelten  Männer  im 
Namen  des  deutschen  Volkes  (in  den  Sitzungen  von 
31.  März  und  I.April)  gefasst  haben'''').  Die  Bundesversamm- 
lung erklärte  sofort  ihre  Bereitwilligkeit ,  diesen  Beschltissen 
des  Vorparlaments  ,, entgegen  zu  kommen''®),  und  gab 
auch  in  dem  Antwortschreiben  an  das  Präsidium  des  Vorpar- 
laments diesem  Kenntniss  von  ihrem  so  eben  (2.  April)  auf 
einen  schon  früher  (23.  März)  von  der  freien  Stadt  Frank- 
furt gestellten  Anti*ag  gefassten  Beschlüsse,  wonach  „die 
seit  dem  Jahre  1819  erlassenen  sog.  Ausnahmsgesetze 
des  deutschen  Bundes  für  aufgehoben"   erklärt  wurden'). 


7)  Das  Schreiben  findet  sich  in  den  Prot  der  6.-7.  v.  2.  April  184R 
§.  215,  S.  327.  —  Es  theilt  der  B.-V.  die  hier  oben  anter  B.  bis  F.  vd- 
geführten  Beschlüsse,  und  den  unter  G.  aufgeführten  Beschluss  mit,  soveit 
letzterer  von  der  Aufstellung  des  permanenten  Ausschusses  handelt  Der 
unter  A.  hier  oben  angeführte  Beschluss  des  Vorparlaments,  worin  die 
Entscheidung  über  die  deutsche  Verfassung  einzig  und  allein  der  Ci>D- 
Btituirenden  Versammlung  beigelegt  wird,  sowie  überhaupt  die  an  und  seh 
dem  2.  April  ge£eiBSten  Beschlüsse  des  Vorparlaments,  sind  nicht  in  <)a 
Prot  der  B.-V.  zu  finden.  Doch  lässt  der  Inhalt  des  Antwortschreibefiä 
des  Präsidiums  der  Bundesversammlung  an  das  Präsidium  des  Voqiaria- 
ments,  ebenfalls  vom  2.  April  1848  Prot  §.  215,  S.  329  deutlich  erkenofiu 
dass  die  B.-V.  doch  auch  schon  damals  mindestens  Kenntniss  von  der  an 
gleichem  Tage  beschlossenen  Forderung  der  Aufhebung  der  Ansnahns- 
gesetze  gehabt  haben  müsse.  Vergl.  v.  Meyer,  Lc.  3.  Aufl.  Thl.  n,  S.  477. 

»)  Prot  der  B.-V.  v.  2.  April  1848,  §.  215,  S.  329. 

9)  B.-B.  vom  2.  April  1848,  Prot  §.  214,  S.  326;  vergL  mit  Prot  von 
23.  März  1848,  §.  176,  S.  271  (Antrag  der  fr.  Stadt  Frankfurt  wega 
Aufhebung  der  seit  dem  Jahre  1819  erlassenen  Ausnahmsgesetze.)  — 
Der  zur  Revision  des  art.  28  der  Wiener  Schlnssakte  niedeigesetcte  Aos- 
Bchuss  hatte  in  der  Sitzung  v.  2.  April,  Prot  §.  214,  richtig  bemerkt,  das 
eine  Prüfung  der  seit  1819  gefassten  einzelnen  Bundesbeschlüsse  ndtiii; 
sein  würde,  um  zu  bestimmen,  welche  unter  die  Kategorie  der  Ansnahns- 
gesetze  fallen,  welche  Bezeichnung  damals  überhaupt  zum  erstenmale  sh 
politisches  Schlagwort  in  Schwung  gesetzt  wurde;  die  B.-V.  glaubte  aber. 
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Ueberdies  wurde  schon  am  3.  April  bekannt^  dass  die  Bau- 
desgesandten,  welche  sich  durch  des  Beschloss  des  Yorparla- 


dass  es  jetst  mehr  darauf  ankomme,  nur  den  Grundsatz  in  bindender 
Weise  auszusprechen ,  damit  so  dem  Zweifel  und  Misstrauen  entgegen  ge- 
treten werde.  Damit  sind  aber  nun  freilich  in  Bezug  auf  die  einzelnen 
Bundesgesetze  Zweifel  entstanden,  da,  je  nach  dem  politischen  Standpunkte, 
die  Ansichten  über  diis,  was  unter  die  Kategorie  von  Ausnahmsgesetzen 
gehört,  sehr  verschieden  sind.  (Vergl.  z.  B.  H.  A.  ZachariÄ,  deut.  Staatsr. 
[2.  Aufl.]  I,  S.  225  fl.)  Uebrigens  bestehen  solche  Zweifel  nur  ausser* 
kalb,  aber  nicht  in  der  in  der  B.-V.  —  Schon  auf  den  Dresdener  Gon- 
ferenzen  hatte  die  zweite  Commission  einen  Bericht  daraber  erstattet 
(BeiL  z.  Vm.  Sitzung  v.  2.  Mai  1851),  wonach  als  durch  den  B.-B.  vom 
2.  Äpril  1848  aufgehoben  alle  Bundesbeschlüsse  zu  betrachten  sind,  welche 
überhaupt  nur  in  Bezug  auf  bestimmte,  jetzt  nicht  mehr  vorhandene 
Zustände,  Ereignisse,  unruhige  Bewegungen,  oder  überhaupt  nur  als  pro- 
Tisorisch  verkündet,  und  seit  dem  Ablaufe  des  für  ihre  Geltung  bestimm- 
ten (föiiQährigen)  Zeitraumes  nicht  erneuert  worden  sind;  namentlich  die 
Beschlüsse  vom  20.  Sept.  1819;  (Präsidialvortrag,  Abschn.  m,  IV,  V;  die 
Beschlüsse  über  das  Schul-  und  Universitätswesen,  Missbrauch  der  Presse, 
die  Centraluntersuchungscommission;  die  provisorischen  Massregeln  vom 
16.  August  1824  und  der  B.-B  v.  21.  Okt.  1830  über  gegenseitige  Hilfe- 
leistang der  Regierungen,  so  weit  er  blos  temporäre  Bestinmiung  hatte. 
Ton  dem  B.-B.  v.  5.  Juli  1832,  Prot.  §.  231,  Massregeln  zur  Aufrechthal- 
tong  der  gesetzlichen  Ordnung  und  Ruhe,  betr.,  sind  aufgehoben  die  Be- 
stimmungen 1—7  und  9;  d.  h.  bezüglich  der  ausserhalb  Deutschland  er- 
schienenen Druckschriften;  der  Vereine,  Versammlungen,  Abzeichen,  Fahnen, 
Freiheitsbäome,  Universitäten;  polizeiliche  Ueberwachung Einheimischer  und 
Fremder,  und  (Nr.  9)  t6mi>or&re  Zusicherung  militärischer  Assistenz  der 
R^erungen  (doch  bleibt  das  Prindp).  Femer  sind  aufgehoben  der  B.-B, 
T.  13.  Nov.  1834,  Prot.  §.  546,  über  die  Universitäten,  und  v.  13.  Nov.  1834, 
Prot  §.  547,  über  die  Aktenversendung  an  Universitäten  und  SchöfTenstühle 
in  Criminal-  und  Polizeisachen.  Selbstverständlich  wurden  auch  jene  Bun- 
desbeschlüsse  fOr  aufgehoben  erklärt,  welche  nur  die  Vollziehung  der  vor- 
genannten bezwecken.  Als  fortbestehend  wurden  erklärt:  der  Präsidial- 
Tortrag  v.  19.  Sept.  1820,  Abschn.  I  u.  n,  den  Sinn  des  art  13.  der  B.-A. 
nnd  die  Vollziehung  betr.  als  übeigegangen  in  die  W.  S.-A.  v.  15.  Mai  und 
in  die  Exekutionsordnung  vom  3.  August  1820;  der  B.-B.  (VI.  Artikel) 
vom  28.  Juni  1832,  mit  Ausnahme  der  Schlussbestimmung  über  Missbrauch 
der  Presse;  die  Bestimmung  Nr.  8,  in  dem  B.-B.  v.  5.  Juli  1832,  die  ge- 
genseitige Auslieferung  politischer  Verbrecher  betr.  Hinsichtlich  der  Be- 
schlüsse der  Wiener  Ministerialconferenzen  v.  J.  1834  wurde  bemerkt,  dass 
sie  keiner  Aufhebung  durch  die  Bundesversammlung  bedürfen,  da  sie  im 
Ganzen  niemals  zum  Bundesbeschluss  erhoben  worden  sind;  die  fortwäh- 
rende Gütigkeit  des  hieraus  entnommenen  B.-B.  v.  30.  Okt.  1834,  das  Bun- 
desscbiedsgericht  betr.,  wurde  ausdrücklich  anerkannt.    Hiermit  haben  sich 
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ments  (imter  G.)  betroffen  fühlten ,    bereits  ihre  Begiemsgeri 
nm  Abberofong  gebeten  hätten^®). 

§.  183. 

Die  Zeit   des  Fünfzigerausschusses   (vom  3.  April  bis 
17.  Mai   1848)^). 

I.  In  keiner  Zeit  hat  die  Bnndesyersammlang  eine  soldu 
Thätigkeit  entwickelt,  wie  in  der  Zeit  des  Fttnfziger-Ais- 
Schusses.  Es  konnte  damals  einen  Angenbli<^  zweifielhaft 
erscheinen,  ob  die  friedliche  Agitation,  deren  AnsdehniiDg  ood 
innere  Kraft  man  gar  nicht  abzuschätzen  vermochte,  nicirt 
noch  die  Monarchie  in  Deutschland  beseitigen  werde.  Die 
SchUderhebung  von  Heck  er  in  Baden  aber  brachte  mm 
entscheidenden  Umschwung  hervor.  Hierdurch  waie  die 
Partei  des  gemässigten  Fortschritts  genöthigt,  sich  toh  da 
Republikanern  zu  scheiden  und  sich  den  Segiemngen  wsr 
schliessen,  und  ttberdies  kam  der  Fttnfziger-Augschasi 
in  die  Lage,  den  Aufstand  öffentlich  missbilligen  und  den 
deutschen  Bund  zu  militärischen  Massregeln  gegen  die  Atf 
rtihrer  auffordern  zu  mttssen. 


s&mmtliche  BnndeBregienmgen  zu  Dresden  emrerstanden  eikliit:  ibA 
stimmt  die  Pnuds  des  Bundestags  seit  seiner  Wiedereröffiiung  damit  i# 
kommen  flberein.  Der  B.-B.  y.  5.  Nov.  1836,  die  YerschickQng  der  Akts 
in  Polizei-  und  Griminalsachen  betr.  war  schon  durch  B.-B.  y.  2^  lüa 
1848,  Prot.  §.  176,  und  ebenso  der  B.-B.  y.  15.  Januar  1835,  Prot  ^35 
und  der  B.-B.  y.  3.  Dec.  1840,  Prot  §.  310,  das  Wandern  der  Handwerb- 
burschen  betr.  durch  B.-B.  y.  29.  Mai  1848,  Prot  §.  565,  S.  641  (Ter^Pn^ 
y.  4.  August  1853,  §.  228,  S.  743)  ausdrücklich  yon  der  B.-y.  so^ehob« 
worden:  dagegen  hat  die  B.-V.  in  der  4.  Sitzung  y.  21.  Sept  1850,  f  1(L 
S.  61,  und  in  der  10.  Sitzung  y.  16.  Okt  1850,  Prot  §.30,  S.  123  «fr 
drücklich  erklärt,  dass  der  B.-B.  yom  2a  Juni  1832  (VI.  Artikd),  üte 
den  Umfang  der  ständischen  Befugnisse,  als  den  art  57  der  W.  S.-A.  eriia- 
temd,  durch  den  B.-B.  y.  2.  April  1848  nicht  aufgehoben  wordeDsel 

«)  Weil,  QueUen,  S.  107. 

0  Vergleiche  (Dr.  Jucho)  Verhandlungen  des  deutschen  ParianeBts. 
Zweite  Lieferung.  Frankfurt  1848;  enthaltend  die  Verhandlmigen  d» 
Fünfziger- Ausschusses,  der  Bundesyersammlung  und  der  XVn  VertFU^^ 
männer,  bis  zum  Zusammentritt  der  constituirenden  deutsche  Kstjooal' 
yersammlung. 
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IL  Schon  unter  dem  7.  April  kam  in  der  Bondesyersamm- 
lang  zar  Anzeige,  dass  die  von  der  Regierung  anher  abgeord- 
neten Männer  des  Yertranens  ersucht  worden  sind,  den  Entwarf 
einer  nenen  Bandesverfassung  aufzoBtellen  und  so  die  Initiative 
mit  YoUem  Ve^ranen  in  die  Hände  dieser  Männer  gelegt 
worden  sei.  Zugleich  beschloss  die  Bundesversammlnng,  von 
den  Beschlüssen  des  Vorparlaments  and  vom  Fünfziger-Aas- 
sehnss  getrieben,  ihren  Beschlass  vom  30.  April  in  Beziehung 
auf  die  Yerhältnisszahl  der  Vertretang  dahin  abzuändern  und 
za  vervollständigen,  dass  zu  der  „constituirenden  deut- 
schen Nationalverjsammlung''  je  auf  50,000  Seelen  ein 
Vertreter  gewählt  werde,  die  Wählbarkeit  keiner  Beschränkung 
in  Bezug  auf  Gensus,  Religionsbekenntniss  oder  Stand  unter- 
liegen solle,  jeder  selbstständige,  YoUjährige  deutsche  Staats- 
angehörige wählbar  sei  und  nicht  dem  Staate  anzugehören 
brauche,  welchen  er  vertreten  solle;  dass  auch  die  politischen 
Flüchtlinge,  wenn  sie  nach  Deutschland  zurückkehren  und  ihr 
Staatsbflrgerrecht  wieder  angetreten  haben,  wahlberechtigt  und 
wählbar  seien,  und  endlich,  dass  die  Wahlen  so  beschleunigt 
werden  sollen,  dass  wo  möglich,  die  Sitzungen  der  National- 
versammlang  am  1.  Mai  beginnen  könnten^).  Auf  die  For- 
dening  des  Vorparlaments,  dass  die  Feststellung  des  deutschen 
Verfassungswerkes  einzig  und  allein  der  Nationalversamm- 
lung zu  überlassen  sei^,  ist  die  Bundesversammlung  nicht 
eingegangen,  sondern  sie  hielt  an  der  Ansicht  fest,  dass  der 
einzig  rathsame  und  einzig  zulässige  Weg  der  sei,  dass  der 
yon  der  Bundesversammlung  und  ihrem  Beirathe  vorzuberei- 
tende Entwurf  einer  neuen  Bundesverfassung  der  „consti- 
tnir enden''  Nationalversammlung  zum  Behufe  der  Verstän- 
digung vorgelegt  werde*), 

«)  Vergl.  Prot  d.  B.-V.  29.  Sitzung  y.  7.  April  1848,  §.  238,  S.  348- 
353.  —  Da  es  nicht  möglich  war,  in  sfimmtlichen  Staaten  lUe  Wahlen  bis 
zum  1.  Mai  vorzunehmen,  so  sah  sich  die  B.-Y.  veranlasst,  durch  B.-B  v. 
26.  April  1848,  Prot  §.  352,  S.  474  die  Eröffiiung  der  Nationalversammlung 
&af  den  18.  Mai  festzusetzen,    v.  Meyer,  1.  c  Thl.  n,  S.  479,  489. 

3)  Si^e  oben  §.  182,  ü,  A. 

*)  Prot  der  B.-V.,  29,  Sitzung,  v.  7.  April  1848,  §.  238,  S.  349.  —  Die 
Bezeichnung  der  berufenen  deutschen  Nationalversammlung  in  dem  B.-B. 
?.  7.  April  1848,  Prot  §.  238,  S.  363,  als  „constituirende"  trug  nicht 
wenig  dazu  bei,  die  Ansichten  über  deren  Befugnisse  zu  verwirren. 
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m.  In  derselben  Sitzang  vom  7.  April  1848  (Prot.  §.  237) 
wurde  auch  beschlossen,  die  BnndesprotokoUe  wieder  so  sii 
veröffentlichen,  wie  dies  vor  dem  Jahre  1824  gehalten  wurde  ^). 
Sie  erschienen  hieraiif  auch  regehnässig  in  den  Frankfurter 
Zeitungen.  Gleichzeitig  (7.  April)  stellte  der  Fttnfziger-Aus- 
schusSy  der  bereits  anfing,  nicht  nur  den  Treiber,  sondern  aud 
den  Herrn  der  Bundesversammlung  zu  spielen,  die  Fordenmg, 
dass  die  Bundesversammlung  mit  ihm  in  direkte  Verhandlong 
trete  und  zu  diesem  Behufe  die  Bundesversammlung  die  Sieb- 
zehner (Vertrauensmänner)  in  ihre  Mitte  aufnehme,  und  dasn 
eine  Gommission  ernenne,  die  mit  dem  Ausschuss  unterhandle. 
Die  Bundesversammlung  beschränkte  sich  darauf,  (10.  April) 
dem  Fünfziger-Ausschuss  zu  erwiedem,  dass  sie  seine 
Ansichten  und  Wünsche  seither  schon  beachtet  habe,  and  auch 
femer  beobachten  werde,  und  ihr  Verhältniss  zu  den  Sieb- 
zehnern bereits  zur  gegenseitigen  Zufriedenheit  geordnet  sei'). 

IV.  In  der  Sitzung  vom  11.  April  wurde  auf  den  Antrag 
von  Preussen  die  Aufnahme  seiner  östlichen  deutschen  Pro- 
vinzen (Ost-  und  Westpreussen)  in  den  Bund  beschlossen^. 

V.  Am  18.  April  kam  in  der  Bunclßsversammlang  ein 
Schreiben  der  siebzehn  Vertrauensmänner  vom  13.  April  xor 
Berathung,  worin  sie  Anträge  stellten:  1)  auf  Einfthrang  all- 
gemeiner Volksbewaffnung  in  allen  deutschen  Staaten,  2)  auf 


8)  Siehe  oben  §.  131;  —  s.  v..  Meyer,  L  c  Thl.  n,  S.  479. 

•)  Prot  d.  B.-V.  V.  10.  April  1848,  §.  254,  S.  367  flg. 

7)  B.-B.  V.  11.  April  1848,  Prot.  §.  258,  S.  381.  „Der  Beitritt  der  Pro- 
vinz Preussen  (Ost-  und  Westpreussen)  zum  Deutschen  Bunde  wird  mit 
freudiger  Anerkennung  der  dem  Antrage  zu  Grunde  liegenden,  nt- 
1 1 0 n a  1  e n  und  föderalen  Gesinnung ,  einstimmig  angenommen ,  und  so- 
mit Ost-  und  West-Preussen  in  den  Bund  aufgenommen/'  —  Nachtri^k 
wurden  (am  22.  April)  noch  einige  Distrikte  des  Grossherzogthums  Poseo, 
worin  die  Bevölkerug  überwiegend  deutsch  ist,  dem  Bunde  einverieibt: 
(vergL  Prot  d.  B.-V.  v.  22.  April  1848,  §.  319;  desgleichen  auch  knn 
nachher  (2.  Mai)  auf  den  Wunsch  der  Bundesversammlung,  die  FesUiug 
Posen  und  ihr  Rayon.  Prot.  d.  B.-V.  v.  1.  Mai  1848,  §.  378;  und  v.2.Mii 
1848,  §.  389.  —  Hiemach  erhöhte  sich  die  Matrikularbevölkenmg  Preus- 
sen s  auf  9,570,000  Seelen,  (etwas  mehr  als  die  MatrikularbevdlkeniQg  yw 
Oesterreich  (9,482,227).  —  In  der  64.  Sitzung  der  B.-V.  v.  17.  Joni 
Prot  §.  633  wurde  desshalb  das  k.  preussische  BundesoontingeDt  v« 
79,484  auf  95,703  Mann  erhöht 
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bewa&eten  Schatz  Dentsehlands  zur  See,  so  weit  es  die  Um- 
stände gestatten,  nnd  3)  auf  Erwägimg  der  onter  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  fbr  die  Leitung  der  äusseren  Angele- 
genheiten Deutschlands  erforderlichen  Einrichtungen  ^).  Die 
Bundesversammlung  beschloss  darauf,  den  Regierungen  die 
Einflihmng  der  allgemeinen  Volksbewafihung,  so  weit  sie  nicht 
bestehe,  dringend  anzubefehlen,  gab  den  Vertrauensmännern 
Eenntniss  von  dem,  was  bereits  für  den  bewaffiieten  Schutz 
Deutschlands  zur  See  vorgekehrt  und  eingeleitet  worden,  er- 
klärte sieh  jedoch  ausser  Stande,  Einrichtungen  flir  die  Leitung 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  Deutschlands  sofort  zu  treffen, 
behielt  sich  aber  vor,  auch  in  dieser  Beziehung  nach  den  Um- 
ständen zu  handeln,  und  nach  Befinden,  falls  es  nützlich  sein 
würde,  besondere  Missionen  zu  veranstalten^). 

VI.  Ebenfalls  am  8.  April  wurde  auf  Anregung  der  sieb- 
zehn Männer  des  Vertrauens  durch  die  badische  Bundestags- 
gesandtschaft der  Antrag  gestellt,  die  Bundesversammlung  mi^ge 
ans  ihrer  Mitte  eine  ausserordentliche  Commission  mit  einer 
exekutiven  Gewalt  ernennen.  Diese  (provisorische)  exe- 
kutive Behörde  sollte  in  der  Art  gebildet  werden,  dass  die 
beiden  grösseren  Bundesstaaten,  Oesterreich  und  Preussen,  je 
ein  Mitglied,  und  die  übrigen  Bundesstaaten  ebenfalls  ein  Mit- 
glied derselben  ernennen,  wobei  die  übrigen  Bundesstaaten  ausser 
Oesterreich  und  Preussen,  in  der  Art  verfahren  sollten,  dass 
Bayern  drei  Gandidaten  vorschlägt,  aus  welchen  die  übrigen 
Staaten  durch  Stimmenmehrheit  einen  als  Mitglied  der  Exeku- 
tivbehOrde  wählen.  Diese  Bundesvollziehungsgewalt  sollte  in 
minder  wichtigen  und  in  sehr  eiligen  Fällen,  allein  und  auf 
eigene  Verantwortlichkeit  handeln,  in  wichtigeren  Fällen  aber, 

«)  37.  Sitzung  der  B.-V.  v.  18.  April  1848,  Prot.  §.  299,  S.  418.  —  In 
Bezug  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse  von  Deutschland  beklagt  das  (v.  D  r  o  y- 
sen  yeifasste)  Pnymemoria,  dass  die  Vermittlung  mit  Dänemark  an 
Preussen  übertragen  worden,  welches  bei  dieser  Frage  nicht  bloss 
deatBche,  sondern  auch  eigene  Interessen  zu  wahren  habe;  sodann 
vird  eine  Deutsch-Holländische  Allianz  und  Einleitung  von  Verbindungen 
mit  Schweden  und  Belgien  empfohlen,  vor  Allem  aber  als  die  wich- 
tigste Anknüpfdng  die  mit  „Nordamerika"  bezeichnet,  mit  dem  Bei- 
den: „so  Gott  will,  ist  in  Kurzem  auch  ihr  (Deutschlands  u.  Amerikas) 
Inneres  in  wesentlichsten  Beziehungen  völlig  analog." 

»)  B.-B,  V.  18.  April  1848,  Prot.  §.  299,  S.  421. 
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nach  dem  Sathe  der  Bandesversammlang,  die  ftlr  die  allgemeine 
innere  und  äussere  Sicherung  und  für  die  Wohlfahrt  des  Vater- 
landes nothwendigen  gemeinschaftlichen  Massregeln  tr^os^^). 
Es  war  dies  im  Wesen  nichts  anderes ,  als  ein  Antrag  auf 
Einrichtung  einer  Behörde  mit  diktatorischer  Gewalt  ftr 
die  Zeit  der  Gefahr,  und  sicher  wäre  Deutschland  manches 
Unheil  erspart  worden,  wenn  die  Bundesyersammlung  raseh 
diesen  Antrag  .zum  Beschluss  erhoben  und  ausgefbhrt  hätte. 
Zwar  beschloss  die  Bundesversammlung  auf  den  Antrag  dee 
Revisionsausschnsses  in  der  Sitzung  vom  3.  Hai  1848,  Flrot 
§.  406,  die  Regierungen  zu  ersuchen ,  baldmöglichst  drei  in 
der  angegebenen  Weise  ernannte  Abgesandte  an  den  Sitz  des 
Bundestags  und  der  erwarteten  Nationalversammlung  abzuord- 
nen, um  solchergestalt  die  so  dringend  nothwendige,  wenig- 
stens für  eilige  Fälle  mit  der  Beftigniss  zu  selbstständigem 
Handeln  ausgerüstete  provisorische  Exekutivgewalt  zu  con- 
stitniren  ^^).  Nach  der  in  diesem  Beschlüsse  ausgesproch^uai 
Absicht  der  Bundesversammlung  sollte  die  Aufgabe  dieser 
Exekutivbehörde  nicht  nur  darin  bestehen,  die  für  die  um&e 
und  äussere  Sicherheit  und  Wohlfahrt  des  Gesammtvaterlandes 
nöthigen  Massregeln  anzuordnen,  die  völkerrechtliehen  Unter- 
handlungen zu  führen,  und  die  Oberleitung  der  gesammten 
Vertheidigungseinrichtungen,  insbesondere  auch  die  der  Volks- 
bewaffiiung  zu  übernehmen,  sondern  es  sollte  ihr  insbesondere 
„die  Vermittlung  und  Vereinigung  der  Ansichten  und  Wünsche 
der  Regierungen  unter  einander  und  mit  der  consti- 
tuirenden  Versammlung,  in  Beziehung  auf  die  im  ge- 
meinschaftlichen Vereine  in  das  Leben  zu  rufende  neue 
deutsche  Verfassung''  obliegen.  Es  ist  wohl  keine  Frage,  das^ 


*^)  Badiscber  Bandestagsgesandter  und  Antragsteller  war  damals 
Welcker.    Sitzung  37,  d.  B.-V.  y.  18.  April  1848,  Prot  §.  297,  S.  416. 

«0  B.-B.  Y.  3.  Mai  1848,  Prot.  §.  406,  S.  &34:  „Die  drei  Abgesaadten 
werden  in  eiligen  Fällen  nach  eigener  Entschliessung,  in  allen  anden» 
Fällen  aber  nach  dem  Rathe  der  B.-V.  handeln.  Sie  sind  der  Nation, 
wie  den  Regierungen,  Yerantwortlich/'  —  Im  Eingange  dieses 
BundesbeschluBses  wurde  die  Einsetzung  einer  solchen  ExekutiYbehörde,  ab 
ein  allgemein  gefühltes,  „namentlich  auch  Yon  den  siebe  na  ehn  Man- 
nern  des  Vertrauens,  so  wie  von  denen  des  Fünfaiger-Ausschai- 
ses  anerkanntes  Bedürfioiss''  bezeichnet 
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wenn  die  Begienuigeii  noch  vor  dem  Zusammentritte  der  con- 
stitairenden  Nationalversammlung  diese  Exekutivbehörde  zu 
Stande  gebracht  hätten ,  der  Bnnd  auch  dieser  Versamndong 
gegenflbtf  die  erforderliche  Festigkeit  hätte  behaupten ,  und 
dadnreh  auch  deren  Verhandlungen  zu  einem  gedeihlichen 
Ende  hätte  leiten  können.  Die  schleunige  Aufstellung  einer 
solchen  Exekutivbehörde  war  aber  um  so  nothwendiger,  als 
die  Vertrauensmänner  bereits  am  27.  April  1848  der  Bundes- 
yersanmilnng  ihren  Verfassungsentwurf  übergeben  hatten  und 
Bimmehr  die  Regierungen  sich  zu  entscheiden  hatten,  ob  sie 
diesen  Entwurf  annehmen  und  zu  dem  ihrigen  machen,  ob  sie 
denselben  noch  vor  der  Vorlage  an  die  constituirende  National- 
versammlung modificiren,  oder  ob  sie  denselben  ohne  alle 
offidelle  Vertretung  von  ihrer  Seite  dem  Schicksale  der  De- 
batten in  der  Nationalversammlung  lediglich  Preis  geben  und 
abwarten  wollten,  in  welcher  Gestalt  es  aus  dieser  heraus- 
gehen werde  ^^).   Der  Fttnfzigerausschuss  beschwerte  sich  aber 


^  Auf  die  grossen  GeMren,  welche  für  den  Bond  daraas  entspringen 
mfissten,  -wenn  die  Regierungen  sich  nicht  über  den  Entwurf  der  Yer- 
tnuiensniftnner  Yerst&ndigen,  wenn  sie  nicht  der  NationalverBammlung  mit 
einem  vereinigten  und  sich  selbst  klaren  Willen  entgegentreten,  und  nicht 
zum  Zwecke  ihrer  Vertretung  gegenüber  von  der  Nationalgewalt  die  schon 
am  18.  April  beantragte,  am  3.  Mai  1848  beschlossene  Exekutivbehörde 
in'g  Leben  rufen  würden,  hatte  der  grossh.  hessische  Bundestagsgesandte 
▼.  Lepel  in  einem  PromeTnoria  aufinerksam  gemacht,  welches  am  4.  Mai 
1B48  in  der  Bundesversammlung  zur  Verlesung  kam.  (Separat-Protokoll 
der  47.  Sitzung  v.  4.  Mai,  §.  3,  S.  546«  flg.)  —  Es  ist  dies  das  einzige 
Aktenstück  in  den  Bundesprotokollen  vom  Jahre  1848,  worin  sich  ein 
Staats m&nnis eher  Blick  kund  gibt.  Die  Folge  hat  die  hier  gemachte 
« Yoraussagong  nur  zu  sehr  gerechtfertigt,  dass,  wenn  die  Begierungen  sich 
anthfttig  verhalten  „die  bevorstehende  Versammlung  eine  rein  consti- 
tnirende  sein  und  den  Regierungen  eine  Verfassung  octroyiren,  we- 
nigstens dies  zu  thun  versuchen  werde,  auch  den  mächtigsten  gegen- 
über**. Prot  a.  a.  0.  S.  546'.  —  Dieser  Vortrag,  welcher  durch  eine  Indiscretion 
in  das  Publikum  gebracht  wurde,  rief  alsbald  masslose  Angriffe  der  radi- 
kalen Bl&tter  und  vonseiten  des  Fünfziger- Ausschusses  hervor,  der 
in  jenem  Promemoria  nichts  weniger ,  als  ein  Attentat  gegen  die  von  ihm 
behauptete  ausschliessliche  Befugniss  der  Nationalversammlung  zur 
Begründung  der  Verfassung  sah.  Kurz  darauf  trat  der  grossh.  hessische 
Bondestagsgesandte  aus  der  B.-V.'aus.  —  VeigL  den  Bericht  des  badi- 
scben  Gesandten  Welcker,  50.  Sitzung  der  B.-V.  v.  10.  Mai  1848,  §.  457, 
S.  570.  —  Die  B.-V.  fand  sich  sogar  durch  die  Missdeutungen,  welche  das 
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alsbald  in  einem  Schreiben  an  die  Bandes^ersammlong  Tom 
5.  Mai  darüber 9  dasfi  der  Bondesbeschloss  vom  3.  Hai  von 
seinem  Beschlnsse  vom  27.  April  abweiche,  und  nicht  der  (T<m 
ihm)  beschlossenen  vorgängigen  Vereinbarung  über  die  P e r • 
sonen  mit  dem  Fünfzig  er- Ausschüsse  gedenke  ^^).  Die 
Bundesversammlung,  obschon  bereits  in  sehr  ungünstiger  und 
bedrängter  Lage,  wies  doch  diese ^Anmassnng  des  Fünfziger- 
Ausschusses  mit  Ernst  und  Würde  zurück,  und  erklärte  es 
unverhohlen  als  eine  „Verkennung  der  Stellung  des  Fünfziger- 
Ausschusses '',  wenn  er  von  der  Voraussetzung  ausgehe,  dass 
die  Bundesversammlung  an  seine  Beschlüsse  gebunden  sei^^). 
Nichts  desto  weniger  unterblieb  die  Errichtung  der  Exekutiv- 
behörde, und  somit  stand  die  Bundesversammlung  ohne  irgend 
ein  entsprechendes  Organ  der  alsbald  zusammentretenden 
Nationalversammlung  gegenüber  ^^). 

VII.  Es  kam  auch  damals  die  Frage  in  der  Bundesver- 
sammlung zur  Sprache,  ob  und  welche  Massregeln  gegen  dä- 
nische Schiffe  als  Repressalien  wegen  der  Beschlagnahme 
deutscher  Schiffe  von  dänischer  Seite  zu  ergreifen  seien.  Ans 
Bücksichten  auf  die  Interessen  des  deutschen  Seehandels, 
welche  besonders  Hamburg  in  der  Sitzung  vom  4.  Mai  ent- 
vrickelte  ^%  beschloss  die  Bundesversammlung  am  8.  Mai  1848, 


Separatprotokoll  y.  4.  Mai  erlitten  hatte,  yeranlasst,  zu  einer  öffentUchfa 
Erklärung,  mit  Beifügung  Ton  XY  AktenstOken.  B.-B.  v.  16.  Mai  1348^ 
Sitzung  53,  Prot  §.  506,  S.  606.  —  Sie  erschien  u.  d.  T.:  „Oeffentliche  Er- 
klärung, der  deutsdien  Bundesversammlung,  nebst  einem  Abdruck  der  ein- 
schlagenden Aktenstücke/'  Frankf.  1848. 

«)  Prot,  der  B.-V.,  49.  Sitzung  v.  8.  Mai  1848,  §.  435,  S.  559. 

")  B.-B.  V.  8.  Mai  1848,  Prot  §.  435,  S.  560. 

^)  Das  Fromemoria  des  grossb.  hessischen  Gesandten  v.  Lepel, 
V.  4.  Mai  (s.  Note  12),  enthält  eine  interessante  Aufklärung  darüber,  wess- 
halb  die  beabsichtigte  Exekutivbehörde  geeigneter  sein  würde,  die  B.-Y.  da 
constituirenden  Nationalyersammlung  g^enüber  zu  vertreten,  als  ein  etwa 
au£zustellendes  Bundesministerium. 

*6)  Prot  der  B.-V.  v.  4.  Mai  1848,  §.  410.  —  Hamburg  (für  die  ficeieB 
Städte)  hob  dabei  besonders  hervor,  dass  Deutschland  nicht  mit  Dänemirk 
in  einem  eigentlichen  Kriege  sei,  sondern  es  sich  nur  um  Execution  des 
in  der  schleswig-holsteinischen  Sache  gefassten  Bundesbeschlusses 
V.  4.  und  12.  April  1848  handle,  daher  also  nicht  die  Grundsätze  des  Völ- 
kerrechts in  Khegszeiten,  sondern  der  Exekutionsordnung  v.  1820  in  An- 
wendung zu  bringen  seien.    Neben  einer  sehr  gründlichen  Erörterung  der 
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dass,  nachdem  dttnischer  Seits  auf  deutsche  Schiffe  Embargo 
gelegt  worden,  ihr  zwar  das  ToUe  Recht  zustehen  wtirde,  eine 
gleiche  Massregel  anzuordnen;  doch  wolle  sie  eine  solche  nicht 
allgemein  yeriUgen,  wobei  sie  aber  von  der  Voraussetzung 
ansgehe,  dass  Dänemark  zum  Ersatz  des  durch  den  von  ihm 
angeordneten  Embargo  der  deutschen  Schifffahrt  zugefügten 
Schadens  verpflichtet  und  demnach  bei  der  Yermittlungsver- 
handlnng  darauf  zu  halten  sei  '^ 

§.  184. 
Der  von    den  Vertrauensmännern   abgefasste  Entwurf 
einer  deutschen  Reichsverfassung*). 

In  der  Sitzung  der  Bundesvessammlung  vom  27.  April  1848 
hahen  sich  die  derselben  beigeordneten  Männer  des  öffentlichen 
Vertrauens  eingefunden^),  ,,um  den  von  ihnen  ausgearbeiteten 
Entwurf"  einer  Verfassung  für  Deutschland  zu  übergeben^). 


ausserordentlichen  grossen  Interessen  des  deutschen  Beehandels  an  der  ün- 
terlassnng  solcher  Repressalien,  die  keinen  entsprechenden  Nutzen  schaffen 
könnten,  wurde  bemerkt:  „Deutschland  kämpft  zur  See  mit  Dänemark  mit 
ungleichen  Wafiien.  Dänemark  hat  E^riegsschiffe,  wir  haben  zur  Zeit  wenig- 
stens deren  noch  keine  und  werden  nicht  im  Stande  sein,  sie  uns  sobald 
in  genflgender  Zahl  zu  verschaffen.** 

*)  Abgedruckt  ist  dieser  Entwurf,  bei  Weil,  Quellen,  S.  109  flg.;  bei 
G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.,  Thl.  II,  S.  490  flg. 

«)  Das  ProtokoU  der  42.  Sitzung  der  B.-Y.  t.  27.  April  1848,  S.  477, 
im  Eingänge,  spricht  yon  einem  Einfinden  der  siebenzehn  Männer  des 
öffentlichen  Vertrauens.  Allein  da  der  Austritt  des  bayerischen  Bei- 
geordneten (Eirchgessner)  schon  am  20.  April  1848  der  B.-V.  ange- 
zeigt worden  war  .(Prot  der  88.  Sitzung  v.  20.  April  1848,  §.  305),  ohne 
dass  für  denselben  ein  Ersatzmann  eintrat,  und  in  dem,  dem  Entwürfe  bei- 
gefügten Yerzeichnisse  der  dem  Bundestage  beigeordneten  Vertrauensmänner 
(Prot  BeiL  z.  20.  Sitz.  v.  27.  April  1848,  -S.  493)  Bayern  ausdrücklich 
als  „nicht  vertreten"  bezeichnet  wird,  so  kann  offenbar  nicht  von 
iiSiebenzehn'^  Vertrauensmännern,  und  auch  nicht  von  einem  Entwürfe 
der  „Siebenzehner**  die  Rede  sein. 

')  Das  zu  dem  Entwürfe  von  Dahlmann  verfasste  Vorwort  wurde 
sofort  verlesen.  (Prot.  d.  42.  Sitz.  v.  27.  April  1848,  S.  477.)  —  Dieses  Vor- 
wort beginnt  mit  den  ominösen  Worten:  „Aus  einem  treulich  fortgesetzten 
Bemühen  ist  uns  am  Ende  eine  Arbeit  erwachsen,  die  der  besonnenen 
Pflege  und  einer  zeitigenden  Frühlingssonne  gar  sehr  bedarf, 
wenn  aus  ihr  etwas  zum  Heile  des  Vaterlandes  erblühen  solL*^ 
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Die  Bnndesversammlimg  fand  keinen  Onrnd^  den  Ton  den 
Vertranensmännern  geäusserten  Wunsch  zu  beanstanden,  diesen 
Entwurf  nebst  dem  Vorworte  zu  demselben  sofort  zu  verOffait- 
lichen,  ehe  eine  Berathang  darüber  am  Bundestage  statt  g^ 
fanden  habe.  Auch  wurde  unter  Aussetzung  der  Frage  über 
die  Gollegialität  der  Vertrauensmänner  und  ihre  spedelle  Std- 
lung  zum  Bundestage  und  den  einzelnen  Gesandten  alkeitig 
anerkannt,  dass  deren  Verbleiben  in  Frankfurt  zur  Beratliimg 
der  Bundesversammlung  in  den  hierzu  geeigneten  I^en,  und 
insbesondere  über  den  von  ihnen  eingebrachten  Verfassosgs^ 
entwurf,  wttnschenswerth  erscheine^). 

Der  von  den  Vertrauensmännern  vorgelegte  Entwarf  be- 
steht aus  30.  Paragraphen,  welche  in  fünf  Artikel  vertheüt 
sind^).    Er  beruht  auf  folgenden  Grundideen: 


*)  Prot  d.  B..V.  V.  27.  April  1848,  (Eingang)  S.  477. 

B)  Es  ist  eine  eigenthümliche  Laune  des  Zufalls«  dass  der  von  des 
Vertrauensmännern  vorgd^te  Entwurf  der  Reichsverfassong  m  seiner 
Abtheilung  in  5  Abschnitte  und  30  Paragraphen  eine  üebereinstimmimg  mit 
der  goldenen  Bulle  E.  Karls  lY.  y.  1356  (§.  78,  m)  zeigt,  vekie 
auch  aus  fünf  yerbundenen  Verordnungen  mit  30  Kapiteln  bestellt  (MdM 
deut  R.  Gesch.  3.  Auflage,  ThL  n,  §.  59).  —  Allein  der  Geist,  wdrber 
das  Vorwort  zur  goldenen  Bulle  diktirte,  die  ÜEist  vierhundert  Jahre  iIs 
Grundgesetz  des  deutschen  Beiches  vorgehalten  hat,  ist  ein  ganz  anderer, 
markiger,  als  der,  welcher  in  dem  Vorworte  zum  Entwürfe  der  Bdchsrcr- 
fftssung  spricht,  die  nicht  einmal  zu  wurklichem  Leben  kommen  komte. 
Dort  spricht  ein  Kaiser  im  Vollgefühl  seiner  Würde  und  erhftbeneii  Stel- 
lung, indem  er  mit  Ernst  und  Kraft  und  mit  Voranstellung  eines  derben 
Bibeltextes  der  Nation  und  den  Fürsten  die  Nothwendigkeit  der  EiniglEät 
in's  Ged&chtniss  ruft:  „Omne  regnum  in  se  divisum  desolabitur:  nam  prin- 
cipes  cgus  üetcti  sunt  socii  fiirum;  ob  quod  Dominus  miscuit  in  medio  eonm 
spiritnm  vertiginis,  ut  palpent  in  meridie  sicut  in  tenebris,**  etc.  Hier  da- 
gegen wurde  mit  der  Bescheidenheit  eines  Privatmannes,  dem  die  poütiacbe 
Bewegung  etwas  Ungewohntes  ist,  erklikrt:  „Nicht  blos  dass  wir  die  noge- 
heuere  Kühnheit,  ja  Vermessenheit  emp&nden,  durch  wenige  schaif  m- 
schneidende  Paragraphen  tausendijfthrige  Sch&den  heilen  zu  wollen,  ooter 
uns  ergab  sich,  dass  wir  es  nur  geradezu  gestehen,  als  wir  den 
Hauptorganen  der  neuen  Staatsbildung  nadifragten,  mannigfache  Mei- 
nungsverschiedenheit und  es  sind  hochwichtige  Entadteidafiiies 
allein  durch  Mehrheiten,  überwiegende  freilich,  getroffen.*'  —  Ka 
macht  sich  recht  deutlich  der  Unterschied  fOhlbar,  der  darin  liegt,  ob  eise 
Verfassung  von  einer  constituirten  historischen  Autoritftt,  oder  von  B^ 
menten  ausgeht,  die  erst  nach  Constituimng  und  historischer  Gdtmig  riogea 
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I.  Alle,  dentsehen  Bundeslandes  Schleswig  inbegriffen,  sol- 
len ein  Reich,  beziehungsweise  einen  Bundesstaat,  bilden. 
Die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Staaten  soll  nicht 
aufgehoben,  sondern  nur  zweckmässig  beschränkt 
werden. 

n.  Von  der  Beichsgewalt  wurde  eine  Aufzählung  um- 
fassender Befugnisse  gegeben;  namentlich  wurden  ihr  beige- 
1^:  die  alleinige  völkerrechfliche  Vertretung  Deutschlands®), 
sodann  das  gesammte  deutsche  Heerwesen,  Festnngswesen, 
Seewesen  und  Zollwesen,  Postwesen,  Strassen,  Telegraphen 
and  Erfindnngspatente;  überhaupt  Gesetzgebung  ttber  Alles, 
was  die  Einheit  Deutschlands  verlangt;  Gerichtsbarkeit  in  ge- 
wissen Fällen;  endUch  sogar  ein  unmittelbares  allgemeines 
Besteuerungsrecht  des  Reiches. 

m.  Die  Verfassung  des  Reiches  wurde  in  der  Art  be- 
stimmt, dasB  die  Reichsgewalt  in  dem  Reichs oberhaupte 
und  dem  Reichstage  vereinigt  sein  sollte^.  Es  sollte 
Reichsminister  geben,  und  für  die  Gerichtsbarkeit  ein 
Beichsgericht.  A.  Reichsoberhaupt  sollte  ein  deut- 
seher  erblicher  Kaiser  sein  und  zu  Frankfurt  resi- 
diren^);  er  sollte  eine  Gi villi ste  beziehen,  die  vollziehende 
Gewalt  haben,  die  Reichsbeamten  und  sämmtliche  Officiere 
in  dem  ganzen  stehendenHeere  und  in  der  Marine, 
sowie  die  Stabsofficiere  der  Landwehr,  ernennen®),  und  allein 
Erfindungspatente  ertheilen ;  es  wurde  ihm  das  Recht  beigelegt, 
den  Reichstag  zu  berufen,  zu  vertagen,  zu  schliessen  und  auf- 
znlössen;  ebenso  das  Recht,  die  Reichsgesetze  zu  publiciren 
und  die  nöthigen  Vollzugsverordnungen  zu  erlassen.    Dagegen 


^)  Die  einzehien  Staaten  soUten  aach  unter  sich  keine  st&ndigen  Ge- 
sandtschaften mehr  haben  I  Als  wenn  nicht  st&ndige  Beziehungen  unter 
Dmen  fortbestehen  könnten!  (Sehen  sich  doch  selbst  Handelshäuser  ihrer 
Geschaftsbeziehungen  w^en  oft  genöthigt,  st&ndige  Agenten  an  anderen 
Plätzen  zn  unterhalten!) 

f)  Klar  ausgesprochen  heisst  dies,  dass  die  Beichsgewalt  zwischen  dem 
Kaiser  nnd  dem  Reichstage  getheilt  werden  sollte! 

*)  Für  einen  deutschen  Kaiser  möchte  es  wohl  keine  weniger  passende 
Besidenz  geben,  als  Frankfurt^  bei  seiner  exponirten  Lage  an  der  West- 
gTäQze  Deutschlands,  und  Entfernung  Yom  Mittelpunkte  seiner  Kraft. 

*)  Hiergegen  sprachen  sich  alsbald  in  den  Armeen  aller  grösseren 
Staaten  Deutschlands  die  entschiedensten  Stimmen  laut  und  kräftig  aus. 
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sollte  der  Kaiser  die  Initiative  und  die  Znstimomng  zu  den 
Gesetzen  mit  dem  Reichstage  theilen,  d.  h.  der  Kaisw  sollte 
ein  absolutes  Veto  haben  ^o);  auch  sollte  er  onverantworüieh 
nnd  unverletzlich  sein ;  dagegen  sollten  alle  von  ihm  aosgehen- 
den  Verfügungen  von  einem  der  Reichsminister  unterzeichnet 
werden^  B.  Der  Reichstag  sollte  aus  zwei  Häusern  be- 
stehen, Oberhaus  und  Unterhaus.  Das  Oberhaus  sollte  be- 
stehen: aus  den  regierenden  Fürsten  oder  deren  Stell- 
vertretem  und  Abgeordneten  der  freien  Städte ,  sodann  am 
Reichsräthen,  durch  die  Staaten  auf  12  Jahre  erwählt, 
halb  von  den  Regierungen,  halb  von  den  Landständen  ^^);  du 
Unterhaus  sollte  auf  6  Jahre  gewählt,  alle  2  Jahre  aber 
ein  Drittel  erneuert  werden ;  auf  100,000  Seelen  sollte  ein  Ab- 
geordneter kommen:  Das  Volk  sollte  unbeschränkt  wählen, 
die  Abgeordneten  sollten  Diäten  erhalten,  und  sich  an  keine  In- 
struktion binden  dürfen.  Zu  einem  Reichstagsbescblusse  wurde 
Uebereinstimmung  beider  Häuser  gefordert;  jedem  Hanse  wurde 
das  Recht  der  Initiative,  Beschwerde,  Adresse  und  Ministeranklage 
beigelegt  Der  Reichstag  sollte  sich  jährlich  zu  einem  be- 
stimmten Tage  versammeln;  die  Sitzungen  beider  Häuser 
sollten  öffentlich  sein.  Sodann  folgten  Privilegien  fOr  die  Mä- 
glieder,  nämlich:  nicht  ohne  Zustimmung  des  betreff^radea 
Hauses  verhaftet  werden  zu  können,  ausser  beim  Ergreifen  aof 
fiischer  That;  auch  sollte  kein  Mitglied  wegen  AeussernngeB 
im  Hause,  ausserhalb  desselben  zur  Verantwortung  gesogen 
werden  können.  Die  Reichsminister  sollten  im  Hause  nur  eine 
Stimme  haben,  wenn  sie  zugleich  Deputirte  sind;  jedoch  soDteo 
sie  Zutritt  zu  jedem  Hause  haben  und  gehört  werden  müss^ 
G.  Das  Reichsgericht  sollte  21  Mitglieder  haben^  je  za 
einem  Drittel  gewählt  vom  Kaiser,  vom  Oberhaus  und  vom 


«0)  Der  Sache  nach  war  also  dieses  wichtige  Recht  dem  Kaiser  ein- 
geräumt Dass  es  nicht  geradezu  und  deutlicher  ausgesprochen  wurde,  lif 
wohl  in  den  Rücksichten ,  welche  man  der  entgegenstehenden  Meinong  der 
äussersten  Bewegungspartei  zu  tragen  sich  veranlasst  fand. 

«^)  Das  Zusammenwerfen  von  Souverainen  in  ein  Collegium  mhün- 
terthanen,  widerspricht  geradezu  dem  Wesen  der  Souverainet&t  Selbst  est 
Zeit  der  Reichsyerbindung,  wo  die  Fürsten  doch  nur  Landeshoheit 
hatten,  wurde  ein  solches  Zusammensetzen  derselben  mit  ihren  Unterthana 
nie  für  ausfuhrbar  oder  erspriesslich  gehalten. 
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ünterbaiis  auf  Lebenszeit.  Diese  21  Mitglieder  sollten  selbst 
ans  ihrer  Mitte  den  Präsidenten  und  Yicepräsidenten  wählen. 
Jedes  andere  Reichs-  oder  Staatsamt  war  mit  der  Stelle  als 
Beichsrichter  für  unvereinbar  erklärt,  eben  so  die  Mitglied- 
flchaft  des  Ober-  und  Unterhauses.  Der  Sitz  des  Gerichtes 
sollte  zu  Nflrnbergy  die  Sitzungen  sollten  öffentlich  sein; 
die  Competenz  war  ausführlich  und  im  Ganzen  zweckmässig 
bestimmt:  in  Criminalsachen  sollten  Geschworene  beigezogen 
werden  ^^. 

lY.  Hieran  reiht  sich  eine  weitläufige  Aufzählung  yon 
Grondreehten  des  deutschen  Volkes  im  Geiste  der  damaligen 
Bewegung  und  in  möglichster  Allgemeinheit  ^^). 

y.  Den  Schluss  machen  einige  Bestimmungen  über  die 
Gewähr  des  Beichsgrundgesetzes. 

VI.  Die  Hauptmängel  des  von  den  Vertrauensmännern  vor- 
gelegten Entwurfes  sind:  a)  ass  er  dem  Partikularismus 
der  deutschen  Einzelstaaten  tlberhaupt,  der  nun  einmal  that- 
Bäehlich  und  festgewurzelt  da  ist,  und  namentlich  dem  Gegen- 
sätze von  Oesterreich  und  Preussen  und  der  nicht  minder 
in  natarwUehsigen  und  geschichtlichen  Elementen  begründeten 
Selbstständigkeit  von  Bayern^  keine  genfigende  Rechnung 
trog;  b)  dass  er  unnöthig  eine  monarchische  Spitze  in 
Dentchland  voranstellen  wollte^  anstatt  an  die  Gesammt- 
heitsidee,  den  Bundestag,  anzuknüpfen,  denselben  zeit- 
gemäss  zu  reformiren  und  vor  Allem  eine  starke  Exekutiv- 
gewalt an  die  Spitze  zu  stellen.  Durch  die  Kaiseridee  war' 
das  Verbleiben  von  Oesterreich  in  Deutschland  unmöglich 
gemacht,  wenn  man  ihm  nicht  die  Kaiserkrone  übertrug:  und 
wenn  Oesterreich  ausschied,  dann  war  Deutschland  zerrissen. 
Ebenso  war  gewiss,  dass  Preussen  sich  nie  unter  ein  ö  st  er- 
reichisches  Kaiserthum  gestellt  haben  würde,  oder  es  hätte 
Torher  zum  Unglück  von  Deutschland  aufgelöst  werden  müssen, 
wie  dies  die  Demokraten  wollten.     Wenn  auch  die  Regie - 


«)  Eine  solche  Einrichtung  ist  mit  dem  Charakter  eines  Reichsgerichts- 
hds  so  wenig  verträglich  als  mit  dem  Charakter  eines  Oberappellations- 
gerichtshofe,  oder  Cassationshofs. 

4>)  Yon  den  sog.  Grandrechten  des  deatschen  Volkes  wird  im  11.  Bde. 
in  einem  besonderen  Abschnitte  §.  292  flg.  gehandelt 

Z'öpfl,  Staatflncht  6.  Aafl.  I.  31  * 
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rangen  yon  Oesterreich  und  Prenssen  unbedingt  zQg^ 
stimmt  hätten;  &o  würde  doch  das  Selbstständigkeitsge- 
fflhl  der  genannten  grossen  Staatsbevölkerongen,  die  längst 
gewohnt  sind,  sich  als  selbstständige  Nationalitäten  zu  be- 
trachten, der  Einrichtung  eines  Bundesstaates,  welcher  von  der 
einen  oder  der  anderen  Seite  unvermeidlich  eine  Unterordnimg 
zu  Gunsten  der  anderen  hätte  fordern  müssen,  unfiberwisd- 
liche  Schwierigkeiten  entgegengesetzt  haben,  c)  Wäre  es  aber 
auch,  dem  allen  ungeachtet,  gelungen,  den  projektirten  Bundes- 
staat in's  Leben  zu  rufen,  so  hätte  seine  Einrichtung  auf  den 
hier  bestimmten  Grundlagen  alsbald  eine  gewaltige  Agitation 
nach  einem  Tollen  Einheitsstaate  henrormfen  mfissen, 
so  dass  die  neue,  mit  so  grossen  Opfern  von  Seiten  der  Be- 
gierungen  und  der  Einzelstaaten  erkaufte  Verfassung  yontii&- 
sichtlich  keine  dauernde,  und  keine  Grundlage  der  Ordnung; 
der  Ruhß  und  des  Wohlstandes  von  Deutschland,  sondern  nor 
eine  Stufe  zu  einer  neuen,  noch  ti^er  eingreifenden  und  er- 
schütternden Umgestaltung  und  Umwälzung  Deutschlands  bälte 
werden  können,  d)  Ein  weiterer  Fehler  des  Entwurfs  war, 
dass  er  die  Stellung  von  Oesterreich  und  Preussen  als 
zwei  europäischen  Mächten  ganz  unberücksichtigt  liesä, 
und  namentlich  übersah ,  dass  sie  als  solche  weder  anf  ihr 
Eriegsrecht,  noch  auf  ihr  Gesandtschaftsrecht,  noch  anf  das 
Ernennungsrecht  ihrer  Ofßciere  verzichten  können,  ohne  sich 
zu  vernichten,  dass  sie  auch  sich  weder  einander,  noch  einem 
dritten  Corpus  unterordnen  können,  sondern  dass  sie  nur 
gleichberechtigt  nebeneinder  in  einem  Bundesverhältniss  stehen 
können!  e)  Ein  Missgriff  war  ferner,  die  regierenden  Fürsten 
mit  ihren  eigenen  Landständeh  in  ein  Haus  zusammenzQ- 
setzen^^);  femer  mussten  die  Begierungen  aller  Staaten  da- 
durch in  die  grösste  Verwirrung  gerathen,  wenn  man  der 
Reichsgewalt  Zölle,  Postwesen,  Eisenbahnen,  alle  Gonsumtions- 
Btenem,  überhaupt  Besteuerungsrecht  und  das  Recht  Beichi- 
schulden  zu  machen,  zugestanden  hätte^^).  Wenn  man  eine 
Verfassung  machen  wollte,  um  die  Mediatisirung  der  regieren- 
den Fürsten  einzuleiten,  und  das  Fortbestehen  der  einzdnen 


M)  Siehe  oben  Note  11. 

1»)  Siehe  oben  §.  64,  Note  14. 
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Staaten  sogleich  höchst  lästig  zu  machen,  so  mnsste  man  sie 
fto  machen,  wie  der  Entwirf  gethan  hat^^).  So  wenig  daher 
dieser  Entwarf  auf  der  einen  Seite  den  Conservativen  genügen 
konnte,  ebenso  wenig  genfigte  er  den  Demagogen,  weil  diese 
überhaupt  keinen  nnverantwortlichen  Erbkaiser  wollten.  Uebeiv 
haapt  ist  schwerlich  noch  ein  Verfassnngsentwnrf  anter  trost- 
loseren Aassichten  vorgelegt  worden,  als  der  Entwarf  der  Yer- 
tranensmänner  ^^).  Hit  dem  wenig  verhüllten  Eingeständnisse 
eines  Zwiespaltes  anter  seinen  Verfassern  an  der  Spitze  ^^), 
von  denen  der  eine  Theil  nar  aaf  die  Debatte  wartete,  am 
Aber  das  gemeinschaftlich  vorgelegte  Weri  herzofallen  and  es 
zn  zerfleischen,  sogar  von  den  Organen  des  mit  dem  anderen 
Theile  verbündeten  doktrinellen  Liberalismus  nur  mit  mannig- 
&chen  Vorbehalten  gebilligt,  ohne  Adoption  durch  die  Bundes- 
rersammlang  oder  die  Mehrzahl  der  Hegiorungen  und  ohne 
aUe  Unterstützung  durch  deren  Autorität^'),  endlich  ohne  alle 
eompakte  und  energische  Vertretung  durch  seine  Urheber  (in- 
dem die  Vertrauensmänner   selbst   sich  von    der   Bundesver- 


^)  Sehr  gute  Bemerkungen  finden  sich  hierttber  bei:  Alb  recht,  die 
21  Professoren  in  Leipzig.  Lpz.  1851. 

*^  Notizen  über  die  von  den  Yertraaensmännem  gehaltenen  zehn 
Sitzungen  finden  sich  bei  Both  und  Merck,  QueUensammlong,  Bd.  1 

«*)  Siehe  oben,  Note  5  a.  E. 

«>)  Die  B.-y.  hatte  am  4.  Mai  1848  (Separat-Protok.  §.  3  a.  E.,  S.  5460 
beschlossen,  an  die  Regierungen  den  Antrag  zn  stellen,  „nicht  nur  ihre 
Gesandten  bezüglich  des  bereits  zu  ihrer  Eenntniss  gebrachten,  von  den 
Yertraaensmännem  (s.  Note  2)  ausgearbeiteten  Verfassungsentwur- 
fes, mit  Instruktionen  zu. versehen,  sondern  auch  den  Gesandten  aus- 
gedehnte Vollmachten  in  Beziehung  auf  die  Verhältnisse  der  Regierungen 
za  der  Nationalyersanunlung  und  die  Verhandlungen  mit  derselben  zu  er- 
tkeilen.'*  Es  sind  aber  bei  dem  Bundestage  nur.  Erklärungen  von  K.  Sach- 
se n,  Hannover,  den  grossherzogL  und  herzogl.  Sächsischen  Häusern, 
sodann  von  der  13.  Stimme,  (Braunschweig  undNassau),  und  von  der 
15.  Stimme,  (Oldenburg  und  Schwarzburg-Sondershausen)  ein- 
gegangen. Sitz.  54,  V.  17.  Mai  1848,  Prot  §.  513,  S.  611  flg.  —  K.  Sachsen 
erklärte  nur,  von  seiner  Regierung  Bemerkungen  zu  dem  Entwürfe  der 
Vertrauensmänner  erhalten  zu  haben,  die  übrigen  erklärten  sich  mehr  oder 
minder  ausführlich  im  Allgemeinen  mit  der  Einrichtung  eines  Bundes- 
staates zur  Begründung  der  nothwendigen  inneren  Einheit  Deutschlands 
und  der  ihm  gebührenden  äusseren  Macht  einverstanden,  behielten  sich 
aber  ihre  Bemerkungen  für  die  Erörterung  bevor.  Dazu  ist  es  aber  in 
der  B.-V.  nicht  mehr  gekommen. 

31* 
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Sammlung  förmli(;h  ihres  Bemfes  entbinden  Hessen)^) ,  stand 
dieser  Entwarf  alsbald  nach  seiner  Yeröffentlichimg  ohne  alle 
Stütze  nnd  ohne  alle  Ansticht  auf  Annahme  da,  kaum  fähige 
der  erwarteten  Nationalversammlang  als  Leitfaden  für  die 
Reihenfolge  ihrer  Verhandlungen  fiber  die  dentsch^i  Y^u- 
snngsfragen  zn  dienen. 

§.  185. 

Die  Zeit  vom   Zusammentritte  der  Nationalyersamm- 
lung  bis  zur  Auflösung  der  Bundesversammlung 
(18.  Mai  bis  12.  JuU  1848).    . 

I.  Die  constituirende  Nationalversammlung  trat  am  18.  Hai 
1848  zn  Frankfart  a.  M.  in  der  Panlskirche  zusammen.  Sie  war 
aus  den  heterogensten  Elementen  zusammengesetzt,  nnd  na- 
mentlich das  demokratische  Element  stark. vertreten.  Dasoon- 
servative  Element  war  zum  grossen  Theile  eingeschüchtert, 
weil  man  nicht  wusste,  wie  weit  die  demokratische  Bewegong 
ausserhalb  der  Versammlung  gehen  würde  ^).  Die  Mehrheit 
der  Nationalversammlung  hielt  an  der  Idee  fest,  dass  es  ihr 
allein  zukomme,  die  künftige  Verfassung  Deutschlands  zo 
bestimmen^).    Die  Minderzahl,  die  in  Uebereinstimmung  mit 

M)  In  der  Sitzung  v.  27.  Mai  1848,  Prot  §.  549,  S.  632,  übergib  das 
Pritoidium  ein  Schreiben  des  Vorsitzenden  der  Yertrauensml^er,  woiia 
derselbe  den  Antrag  stellte,  „die  B.-Y.  wolle  die  Auflösung  des  Balhes 
der  Vertrauensmänner  ausdrücklich  aussprechen,  und  die  Mitglieder  do- 
selben  ihrer  Obliegenheiten  in  dieser  Stellung  entheben."^  —  In  der  SitiVBg 
der  B.-V.  v.  5.  Juni  1848,  Prot  §.  601,  S.  666,  wurde  hierauf  beschiosseD: 
^Die  Auflösung  des  Rathes  der  Vertrauensmänner,  im  Hinblicke  auf  die 
erfolgte  Erledigung  seiner  Aufgabe,  auszusprechen,  und  die  IGt- 
glieder  ihrer  Obliege^iheiten  in  dieser  Stellung  zu  entheben ,  zugleich  sber 
das  Präsidium  zu  ersuchen,  den  Vertrauensmännern  den  Dank  dei^B.-T. 
ftlr  den  regen  Eifer  auszudrücken,  mit  welchem  sie  sich  diesem  schwierigcB 
Geschäfte  gewidmet  haben.*' 

4)  Stenographischer  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  dent  cmi- 
Btituirenden  Nationaiyersammlung,  herausgegeben  von  Wigard.  DL  Bde 
Frkft.  1848,  1849.  —  Reichsgesetzblatt,  v.  29.  Sept  1848  bis  7.  Jon 
1849,  Stück  1  bis  18.  —  Da  hier  keine  Geschichte  der  NationalTersamahng 
gegeben  werden  soll,  so  wird  nur  auf  die  Ereignisse  Rücksicht  geaamaa^ 
welche  mit  der  Verfiassungsfrage  in  untrennbarem  Zusammenhange  stehes. 

*)  Auch  dieser  Ansicht  schlössen  sich  viele  nur  aus  dem  Grunde  aa. 
weil  sie  durch  möglichste  Hochstellung  der  Autorität  des  Parlaments  aUas 
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dem  Bnndesbeschlnsse  yom  30.  März^)  den  Grundsatz  einer 
Verembamng  mit  den  Regierangen  festhielt,  konnte  nicht 
durchdringen.  Selbst  sonst  besonnene  Männer  riethen  zu  ein- 
seitigem Vergehen  der  Nationalversammlung ,  was  aber  nur 
dann  etwas  wirken  konnte^  wenn  man  eilte ,  das  Yerfas- 
sungswerk  in  wenigen  Wochen  zu  Stande  zu  bringen.  Die 
Nationalyersammlung  machte  jedoch  sogleich ,  vom  parla- 
mentarischen Standpunkte  aus  betrachtet,  zwei  Hauptfehler, 
Dämlich  1)  dass  sie  sich  nicht  lediglich  anf  das  Verfassungs- 
werk beschränkte  und  dies  eiligst  zu  Ende  brachte,  sondern 
dass  sie  alle  deutschen  Angelegenheiten  in  ihren  Kreis 
zog^);  nnd  2)  dass  sie  damit  anfing,  die  Grandrechte  des 
deutschen  Volkes  zuerst  zu  berathen,  die  Verfassungsform  des 
Reiches  aber  dagegen  bis  zuletzt  aufschob,  weil  jede  Partei 
hofifte,  durch  den  Aufschub  zu  gewinnen:  die  Badikälen  näm- 
Kch  hofften  auf  Kevolution,  die  Conservativen  auf  Reaktion  *). 
n.  Die  Bundesversanrndung,  welche  sich  in  Folge  davon, 


der  demokratischen  Wühlerei  eine  Schranke  entgegensetzen  zu  können 


')  Siehe  oben  §.  181  IV.  a.  E. 

*)  Insbesondere  war  es  die  schleswig-holsteinische  Sisushe,  namentlich 
der  Malm 0er  Waffenstillstand,  was  eine  nngeheure  Aufregung  in  das 
Parlament,  und  selbst  die  Parteistellungen  in  demselben  in  Unordnung 
>  brachte. 

B)  Es  war  dies  ein  damals  fast  allgemeiner  Irrthum,  als  wenn  sich  die 
Grandrechte  eines  Volkes  selbstst&ndig  und  ohne  Rücksicht  auf  die 
Verfassnngsform  festsetzen  Hessen,  während,  das,  was  in  dieser  Beziehung 
gewährt  werden  kann,  gerade  umgekehrt,  wesentlich  von  der  Yerfassungs- 
form  abhängig  ist  Durch  die  mehr  als  neunmonatliche  Yerhandlung  in  der 
Nationalyersammlung  über  die  Grundrechte  ging  gerade  die  Zeit,  in  wel- 
cher die  Spannkraft  der  Nation  stark  genug  war,  um  eine  neue  Verfassung 
zu  erschaffen  —  die,  wie  sie  auch  immerhin  gestaltet  werden  mochte,  nicht 
verfehlen  konnte,  viele  und  grosse  Interessen  zu  verletzen  —  verloren,  und 
als  man  endlich  ernstlich  an  das  Verfassungswerk  ging,^  war  bei  der  Nation 
bereits  Ermüdung  und  das  vorwiegende  Bedürfniss  der  Ruhe  wieder  einge- 
treten. Diejenigen,  die  doch  sonst  immer  die  nordamerikanischen  Zustände 
znm  Vorbilde  für  die  deutschen  aufzustellen  pflegen,  hatten  ganz  vergessen, 
dass  die  nordamerikanische  Union  bei  ihrer  Gründung  vor  allem  sich  be- 
eilt hatte,  ihre  Bundesverfassung  <1778)  zu  Stande  zu  bringen,  und  (sehr 
weise)  erst  später  (1789—1795)  zur  Entwerfung  von  Grundrechten  des 
Volkes  schritt,  welche  gegenwärtig  die  Xn  Verbesserungen  und  Zusätze 
(canendmenia)  zur  ünionsverfassung  bilden. 


486    §•  185.  Zasammentritt  der  Nationalyersammlung:.  Auflösung  der  6.-Y. 

das8  man  die  so  dringend  Ton  den  ZeitverhUtnissen  gebotene 
Errichtung  einer  Exekntivbehörde  nnteriassen  hatte •),  der 
eonstitnirenden  Nationalversammlnng  gegenüber  ohne  ein  Organ 
und  ohne  Vertretung  befand,  begrttsste  das  deutschfe  Parlament 
schriftlich  als  eine  „neue  Orösse''  im  Namen  der  deutsches 
Regierungen  „aufrichtig  huldigend  dem  Geiste  der  neuen  Zeit, 
die  Hand  zum  Willkonmien  bietend''^.  Die  Nationalversamm- 
lung gab  hierauf  nicht  einmal  eine  Antwort. 

.in.  Noch  am  18.  Mai  wurde  Heinrich  von  Gagern 
zum  ersten  Präsidenten  gewählt  mit  3Q5  Stimmen  von  397^). 
In  seiner  Antrittsrede  erklärte  er,  der  Beruf  und  die  Vollmacht 
der  Nationalversammlung  liege  in  der  Souverainetät  der 
Nation"«). 


•)  Siehe  §.  183,  VI. 

^)  Das  Schreiben,  welches  die  B.-Y.  an  die  NatJonalverBaimnfang  zu 
ihrer  Eröffiinng  erliess,  lautet  (Prot  y.  17.  Mai  1848,  Sitz.  54,  §.  517):  ,,Die 
Macht  ausserordentlicher  Begebenheiten,  das  Yerhuigen,  welches' sich  Uat 
in  unserem  ganzen  Vaterlande  ausgesprochen  hat,  und  der  aus  beiden  her- 
vorgegangene Aufruf  der  Regierungen,  haben  in  dieser  grossen  Stunde  ebe 
Versammlung  herbeigeführt,  wie  unsere  Geschichte  sie  noch  niemals  biL 
In  seinen  Grundfesten  hat  das  alte  politische  Leben  gebebt  und  Yon  dem 
Jubel  und  dem  Vertrauen  des  ganzen  deutschen  Volkes  begrflsst,  erbebt 
sich  eine  neue  Grösse:  das  deutsche  Parlament  Die  deutschen  Re- 
gierungen und  ihr  gemeinschaftliches  Organ,  die  Bundesversammlung .  mit 
dem  deutschen  Volke  in  der  gleichen  Liebe  für  unser  grosses  Yaterhihi 
vereint,  und  aufrichtig  huldigend  dem  neuen  Geiste  der  Zeit,  reichen  des 
Nationalvertretem  die  Hand  zum  Willkomm,  und  wünschen  ihnen  Hefl 
und  Segen." 

^)  Ein  Verzeichniss  der  Abstimmungen  aller  Abgeordneten  in  93  Fn^n 
enthält  A.  Rösler  v.  Oels,  Parlamentskalender,  Frkft.  1849. 

^)  Die  betreffende  Stelle  in  der  Rede  Heinrich  v.  Gagern*8  lantet: 
„unser  Beruf  und  unsere  'YoUmacht  liegen  in  der  Souverainetät  un- 
serer Nation.  Beruf  und  Vollmacht  hat  die  Schwierigkeit,  um  nicht  za 
sagen  Unmöglichkeit,  einer  Verständigung  unter  den  Regiernngen 
in  unsere  Hände  gelegt  .  .  .  Deutschland  will  eins  sein,  ein  Reich,  ^^ 
giert  von  dem  Willen  des  Volkes  unter  Mitwirkung  seiner  Stämme  nsd 
seiner  Regierungen.  Diese  Mitwirkung  zu  bewirken  liegt  an  der  Versamm- 
lung." —  Es  ist  hieraus  klar,  dass  H.  v.  Gagern  die  Nationalsoü- 
verainetät  in  keinem  anderen  Sinne  verstand,  als  in  der  Bedeutung  ein» 
Grundsatzes,  dass  eine  in  partikulälre  Staaten  eingetheilte  Nation  dis 
Recht  auf  eine  einheitliche  Gesammtverfassung  habe,  wie  dies  damals  in 
der  Doktrin  zu  geschehen  pflegte  (siehe  oben  §.  56,  H).  Die  linke  Seite  des 
Parlaments  fand  aber  ihr  Vergnügen  daran,  diess  als  eine  Proklamation  der 
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lY.  In  der  Sitzung  vom  27.  Mai  urarde  (auf  den  Antrag 
Ton  Rayeanx)  beBchlossen,  dass  alle  Bestimmungen  der 
deutschen  Verfassongsurkunden,  welche  mit  dem  jetzigen  Ver- 
fassnngswerke  nicht  tibereinstimmen  ^  fortan  nngiltig  seien  ^^). 

V.  In  der  Sitzung  vom  31.  Mai  wurde  auf  einen  Antrag 
Yon  Marek  und  Berichterstattung  von  Dahlmann  beschlos- 
8611;  die  Nationalität  der  nicht  deutschen  Yolksstämme  anzuer- 
kennen "). 

VI.  Am  23.  Mai  hatte  Wessendonck  einen  Antrag  auf 
Bildung  einer  vorläufigen  Centralgewalt  von  9  Mitgliedern,  die 
aus  der  Versammlung  gewählt  werden  sollten*^),  eingebracht. 
Dahlmann  erstattete  hierüber  Bericht  am  19.  Juni  und  be- 
antragte dafür  die  Errichtung  eines  Bundesdirektoriums  von 
3  Männern  y  welche  die  Regierungen  ernennen  und  die  Ver- 
sammlung bestätigen  sollte.  Aus  den  Verhandlungen  ging 
jedoch  am  28.  Juni  ein  sog.  Gesetz  über  eine  provisorische 
Centralgewalt   hervor ^3).     Hiernach    sollte   ein   Reichs- 


VolkssouYerainet&t  (im  Rousseau* sehen  Sinne,  s.  oben  §.49  u.  55) 
aofzufassen. 

«<^)  Der  Beschluss  der  Nationalyersammlung  y.  27.  Mai  1848  lautete: 
„da^  alle  Bestimmungen  einzelner  deutscher  Ver&ssungsurknnden ,  welche 
mit  dem  zu  gründenden  Yerfassungswerke  nicht  übereinstimmen,  nur 
nadi  Massgabe  des  letzteren  als  giltig  zu  betrachten  sind,  ihrer  bis  dahin 
bestandenen  Wirksamkeit  unbeschadet'^ 

**)  Der  Beschluss  der  Nationalversanmilung  y.  31.  Mai  lautet:  „dass  die 
National Yersammlung  in  YoUem  Masse  das  Recht  anerkenne,  welches  die 
nichtdeutschen  Stämme  auf  deutschem  Bundesboden  haben,  den  Weg 
ihrer  Yolksthümlichen  Entwicklung  ungehindert  zu  gehen, 
and  in  Hinsich4  auf  das  Eirchenwesen,  den  Unterricht,  die  Literatur  und 
die  innere  Verwaltung  und  Rechtspflege,  sich  der  Gleichberechtigung 
ihrer  Sprache,  so  weit  deren  Gebiete  reichen,  zu  erfreuen,  so  wie  es 
sich  Yon  selbst  Yersteht,  dass  jedes  Recht,  welches  die  im  Bau  begriffene 
GesammtYerfassung  dem  deutschen  Volke  gewährleisten  wird,  ihnen  gleich- 
massig  zustehe"  u.  s.  w. 

^)  £s  war  dies  mit  anderen  Worten,  ein  Vorschlag  zur  Bildung  eines 

'ReYolutionsausschusses.    Hier  zeigte  sich  deutlich  die  Grösse  des  Fehlers, 

den   die  Regierungen  dadurch  begangen  hatten,  dass  sie  die  Errichtung 

einer  ExekutiYbehörde  Yor  dem  Zusammentritte  der  NationalYersamm- 

lang  unterlassen  hatten. 

«)  Siehe  den  Text:  bei  Weil,  Quellen,  8.  117,  118;  bei  Roth  und 
Merck,  Quellens.  I,  S.  543.  Indem  die  constituirende  Versammlung  ihren 
Beschluss  y.  28.  Juni  1848  über  die  Einrichtung  einer  proYisorischen 
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Verweser  aufgestellt  werden,  unverantwortlich  mit  verant- 
wortlichen MiniBtem;  der  Bundestag  sollte  zu  bestehe  auf- 
hören, der  Beichsverweser  aber,  soviel  thunlich,  sich  mit  Be- 
vollmächtigten der  Einzelstaaten  in's  Vernehmen  setzen  ^^). 

VII.  Am  Tage  nachher  (29.  Juni)  wählte  die  Nationalrer 
Sammlung  den  Erzherzog  Johann  von  0  est  er  reich  zum 
Beichsverweser^^).  Diese  Wahl  erregte  im  Volke,  das 
sich  bereits  nach  Ruhe  und  Befestigung  der  wiederkehrendea 


Centralgewalt  als  ein  „Gesetz"  bezeichnete,  war  sie  über  die  ihr  in  den 
B.-B.  V.  30.  März  1848  beigelegte  Befugniss  offenbar  hinausgegangen.  Die 
Bundesversammlung  nahm  in  der  69.  Sitzung  v.  5.  Juli  1848,  Prot  §.  685. 
S.  731  aber  dieses  ihr  von  dem  Präsidenten  der  Nationalversammlang  nit- 
getheilte  Schreiben  ohne  einige  Bemerkung  „lediglich  zur  Nachricht,^'  d& 
die  sämmtlichen  Gesandtschaften  schon  vorher  ihre  Regierungen  von  diesen 
Beschlüsse  der  N.-Y.  in  Eenntniss  gesetzt  hatten  (Vergl.  unten  Note  16). 
—  In  der  m.  Plenarversammlung  nach  Wiederherstellung  des  Bundes- 
tags V.  7.  August  1850,  Prot.  S.  14,  sprach  sich  die  B.-Y.  dahin  aus,  dass. 
„nur  die  eigene  Ueberhebung,  nicht  aber  die  B.-V.,  (der  N.-V.)  das 
Becht  der  Gesetzgebung  beigelegt  hätte,  dass  der  Beschluss  der  N.-V. 
T.  28.  Juni  1848  niemals  die  einhellige  Zustimmung  der  Bundesglieder  e^ 
halten,  sondern  diese  sich  nur  fOr  die  Wahl  des  Erzherzogs  Johann  von 
Oesterreich  als  Reichsverweser  ausgesprochen,  und  auch  diesem  durch 
Bundesbeschluss  vom  12.  Juli  1848  nur  die  Ausübung  ihrer  Rechte 
Übertragen  haben'^ 

**)  Die  Uncntbehrlichkeit  einer  Verbindung  mit  den  bestehenden  Re- 
gierungen konnte  somit  selbst  von  den  Gegnern  dieser  letzteren  in  dem 
Augenblicke  nicht  verkannt  werden,  wo  man  den  Bundestag  als  deren 
öffentliches  Organ  abschaffte.  Somit  war  dieser  durch  eine  Hinterüifiie 
doch  wieder  zugelassen,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  bisher  die  N.-V. 
durch  die  Oeff^entlichkeit  der  Bundesprotokolle  die  Möglichkeit  gehabt  hatte, 
von  der  Thätigkeit  der  Gesandten  der  einzelnen  Regierungen  bezüglich  des 
Yerfassungswerkes  und  der  deutschen  Angelegenheiten  überhaupt  Kenntniss 
zu  nehmen,  nunmehr  aber  diese  Eenntnissnahme  ihr  durch  ihren  etgenen 
Beschluss  abgeschnitten  worden  war. 

«B)  Der  Präsident  der  Nationalversammlung,  Heinrich  y.  Gagern, 
hatte  in  seiner  Rede  in  der  23.  Sitzung  der  N.-V.  erklärt,  dass  er  es  vom 
Standpunkte  des  Rechtes  aus  bedauern  würde,  wenn  die  Regierangen 
bei  Erschaffung  der  provisorischen  Centralgewalt  nichts  zu  sagen  haben* 
sollten;  er  erachtete  aber  ein  einseitiges  Vorgehen  der  N.-Y.  unter  den 
damaligen  Umständen  als  durch  die  Zweckmässigkeit  geboten.  Jiäae 
Herren,  ich  thue  einen  kühnen  Griff,  und  ich  sage  Ihnen,  wir  müssen 
die  provisorische  Centralgewalt  selbst  schafften.  .  .  .  Meine  Meinung  ist, 
dass  die  hochstehende  Person  ein  Fürst  sein  müsse,  was  «ach  Sie  ein- 
räumen können,  nicht  weil,  sondern  obgleich  es  ein  Fürst  ist 
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Qrdnmig  sehnte ,  die  grösste  Freude ,  weil  man  wieder  einen 
Herrscher  zfa  haben  -glaubte.  Auch  ist  diese  Wahl  der  spre- 
chendste Beweis  dafür,  dass  damals  noch  yon  keiner  Seite 
daran  gedacht  wurde,  die  Bundesreform  in  einer  Weise  zu  be- 
wirken^ welche  das  Verbleiben  von  Oesterreich  im  Bunde 
zweifelhaft  oder  unmöglich  machen  würde. 

Yin.  Noch  am  Tage  der  Wahl  erlies  die  Bundesversamm- 
lung ein  Schreiben  an  den  Erzherzog,  mit  der  Erklärung,  sie 
sei  schon  vor  seiner  Wahl  von  den  Regierungen  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  ermächtigt  gewesen,  sich  für  die- 
selbe zu  erklären  ^'*).  Am  6.  Juli  erklärte  der  Erzherzog  Jo- 
hann von  Oesterreich  in  einem  an  die  Bundesversammlung 
gerichteten  Schreiben,  dass  er  die  Wahl  annehme ^^.  Am 
12.  Juli  erschien  derselbe  in  Frankfurt  und  begab  sich  in  die 
Nationalversammlung  und  sodann  in  die  Bundesversammlung. 
Diese  überreichte  dem  Erzherzog  eine  Adresse,  worin  sie  ihm 
Namens  der  deutochen  Regierungen  die  Ausübung  ihrer  sämmt- 
lichen  Befugnisse  und  Pflichten  übertrug.  Hiermit  erklärte  die 
Bundesversammlung  ihre  bisherige  Thätigkeit  als  been- 
digt anzusehen  ^^). 

«)  Prot  der  B.-V.  v.  29.  Juni,  67.  Sitzung,. S.  719;  bei  v.  Meyer, 
Qprp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  II,  S.  511.  —  In  der  Nationalver- 
sammlnng  zeigte  sich  bei  einem  Theile  der  Mitglieder  eine  grosse  Yentim- 
mung  darüber,  dass  biemacb  die  Regierungen  in  gewissem  Sinne  dem  Be- 
schlüsse der  Kationalversammlung  vorzugreifen  sich  erkühnt  hätten. 

<^J)  Siebe  das  Schreiben  des  Erzherzogs  Johann  von  Oesterreich 
an  die  B.-Y.  d.  d.  Wien,  6.  Juli  1848,  in  den  Prot,  der  B.-V.  v.  10.  Juli 
1848,  70.  Sitzung,  §.  701,  bei  v. Meyer,  1.  c.  3.  Aufl.  Thl.  H.  S.  512.  —  Es 
heisst  darin  n.  A.  „Das  Vertrauen,  mit  welchem  sämmtliche  deutschen  Re- 
gierungen, Zeuge  der  ihren  Bevollmächtigten  zu  Frankfurt  gegebenen  Er- 
mächtigungen, meine  Person  beehren,  und  auf  dessen  Ausdruck  ich  den 
entschiedensten  Werth  gelegt  habe,  erhebt  und  stärkt  mich  bei  Antritt  des 
schweren  Beruft,  den  in  schönem  Einklang  Deutschlands  Fürsten 
und  Völker  mir  zuweisen." 

«)  Prot,  der  B.-V.  v.  12.  Juli  1848,  S.  755;  bei  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  8.  512  flg.  —  In  der  Anrede  des  Präsi- 
diums der  B.-V.  an  den  Erzherzog-Reichsverweser  heisst  es  u.  a.  „die  B.-V. 
überträgt  Namens  der  deutschen  Regierungen  die  Ausübung 
dieser  ihrer  verfassungsmässigen  Befugnisse  und  Verpflichtungen  an 
die  provisorische  Centralgewalt  .  .  .  Die  deutschen  Regierungen ,  die  nur 
das  wohlverstandene  Interesse  4es  Volkes  kennen  und  beachten,  sie  bieten 
freudig  die  Mitwirkung  zu  allen  Verfügungen  der  Centralgewalt,  die  Deutsch- 
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§.  186. 
Die  Abfassung   der   Grundrechte  und  der  Reichsver- 
fassung (vom  12.  JuK  1848  bis  zum  28.  März  1849 '> 

Als  die  Nationalyersammlang  zu  ihrer  eigentlichen  Aufgabe, 
dem  Verfassungswerke  y  schritt  ^  zeigte  sich  nicht  nnr  in  der 
Yersammlong  selbst  eine  starke  nnd  vielfache  Parteinng  in 
der  Oberhanptsfrage,  sondern  auch  die  RegieroDgen  konnten 
sich  nicht  vereinigen.  Einheitliche  Spitze^  Erbkaiser,  Wahl- 
kaiser,  Präsident,  Daalismns  von  Oesterreich  und  Pfeussen, 
Trias  oder  Direktorium  von  Oesterreich,  Preussen  nnd  Bajenif 
alles  fand  seine  Yertheidiger.  Man  kam  darin  ttberein,  vorerst 
den  Abschnitt  von  den  Grundrechten  auszuarbeiten,  indem  jede 
Partei  hofile,  dass  unterdessen  irgend  ein  fllr  sie  gttnstiger  Um- 
schlag in  den  Ereignissen  eintreten  werde,  um  ihre  Ansicht^ 
in  der  Oberhauptsfrage  durchsetzen  zu  können^).  So  kamen 
auch  nach  unendlichen  Mühen  die  sogen.  Grundrechte  zn 
Stande,  und  wurden  von  dem  Reichsverweser  am  21.  December 
1848  als  Gesetz  verkfindet  ^).  Von  nun  an  trat  der  Zwiespalt 
in  der  Nationalversammlung,  besonders  zwischen  der  ersten 
und  zweiten  Lesung  .der  Reichsverfassung,  immer  mehr  hervor, 
theils  in  Bezug  auf  die  von  einem  grossen  Theile  der  Nationil- 
vers*ammlung  eingeschlagene  demokratische  Richtung,  theib  w» 
viel  Streit  tlber  den  Umfang  der  Berechtigungen  der  Natioiul- 
Versammlung  gegenfiber  von  den  Regierungen.  Unterdessen  hatte 
sich  Oesterreich  im  Programme  vonKremsier  am  27.Novelnber 
1848  filr  Centralisation  seiner  sämmtlichen  Staaten  ausgesprochen, 
zugleich  aber,  dass  es  sich  nicht  von  dem  zu  errichtenden  deut- 
schen Bundesstaate  ausschliesse.  Preussen  erklärte,  dass  es  aof 
die  alte  Verbindung  mit  Oesterreich  nicht  verzichten  wolle. 
Ebenso  bestimmt  erklärten  sich  Bayern  und  Würtemberg 


lands  Macht  nach  Aussen  und  Innen  begründen  und  befestigen  soDen.  Hit 
diesen  Erklärungen  sieht  die  B.-V.  ihre  bisherige  Thfttigkeit  als  b^ 
endet  an,**  u.  s.  w. 

*)  J.  G.  Droyten,  die  Verhandlungen  des  Verfietssungsauaschasses  der 
deutschen  Nationalversammlung,  Thl.  L  Leipz.  1849. 

«)  Siehe  oben  §.  186,  Note  5. 

>)  Von  den  Grundrechten  wird  im  ü.  Bande  in  einem  besonderen  Ab- 
schnitte (§.  292  flg.)  gehandelt 
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gegen  den  Ausschluss  von  Oesterreich  *).  Durch  widematttr- 
fiche  Concessionen  der  feindlichsten  Parteien  in  der  National* 
yersammlong  kam  endlich  die  Reichsverfassung  vom  28.  März 
1849  (mit  blos  4  Stimmen  Majorität)  zu  Stande.  Sie  beruht 
auf  folgenden  Hauptideen  in  197  Paragraphen  und  sieben 
Abschnitten:  Reich,  Reichsgewalt,  Oberhaupt^  Reichs- 
tag, Reichsgericht,  Grundrechte  und  Gewähr  der 
Verfassung. 

I.  Das  deutsche  Reich  besteht  aus  den  bisherigen  deut- 
schen Bundesstaaten;  Oesterreich  war  also  nicht  namentlich 
ausgeschlossen,  aber  doch  Alles  so  gestellt,  als  ob  es  nicht 
mehr  dabei  wäre,  und  dass  es  dicht  dabei  bleiben  konnte^). 
Namentlich  lag  dies  darin,  dass  nach  §.  2  kein  deutsches 
Land  mit  fremden  Ländern  zusammen  einen  Staat  bilden  und 
eine  Verfassung  und  Verwaltung  haben  sollte^). 

<)  YergL  Weil,  Quellen,  S.  123  flg.  —  Viele  hierher  gehörige  Akten- 
stücke finden  sich  bei  Roth  and  Merck,  Quellens.  Bd.  n. 

')  Nach  einer  Notiz  bei  Hermann  Müller,  das  deutsche  Pariament 
tmd  der  König  von  Preussen,  Frankf.  (April  1849)  S.  7  wäre  ein  Ton 
aüen  Ministem  des  Ministeriums  H.y.  Gagern  abgefiEtsstes  ,JProgramm*' 
dem  Erzherzog -Reichsyerweser  vorgelegt  worden,  des  Inhalts:  ,.Das8 
Deutschland  sich  als  Bundesstaat  constituire;  dass  daran  Oesterreich 
sich  nicht  betheiligen  werde,  dass  das  Yerh&ltniss  Oesterreich's 
ZQ  Deutschland  der  künftigen  Bestimmung  nach  definitiver  Constituirung 
beider  Zwillingsreiche  vorbehalten  bleibe;  dass  der  Reichsverweser  von 
seinem  Standpunkte  aus  mitwirken  wolle,  dieses  Yerh&ltniss  in  politischer 
nnd  materieller  Beziehung  so  eng,  als  möglich,  zu  gestalten,  und  dass 
Oesterreich  der  Constituirung  Deutschlands  keinerlei  Hinderniss  in  den 
Weg  lege,  wie  sie  auch  ausfallen  möge,  namentlich  für  den  Fall,  dass  der 
Inhaber  der  preussischen  Krone  als  erbliches  Oberhaupt  an'  die  Spitze 
Ton  Deutschland  gestellt  werde;  dass  sofort  eine  Gesandtschaft  nach  Olmütz 
oder  Wien  gehe,  die  freundschaftlichsten  und  bundgenossischen  Verhältnisse 
za  cultiviren,  die  hiesigen  Schritte  zu  erklären  und  zu  befürworten,  die 
Zukunft  vorzubereiten.*'  Derselbe  Grundgedanke  ist  in  der  Erklärung  des 
Minister-Präsidenten  v.  Gagern  in  der  187.  Sitzung  der  Nationalversamm- 
lung V.  17.  März  1849  ausgesprochen  (bei  Roth  u.  Merck,  Quellens.  U, 
8.440). 

>)  Auch  die  Niederlande  verwahrten  sich  dagegen,  dass  Limburg, 
welches  einen  integrirenden  Theil  des  Königreichs  der  Niederlande  ausmacht, 
jemals  durch  eine  andere  Verfassung,  als  diejenige  dieses  Königreichs  re- 
giert werden  könne.  (Note  des  H.  Lightenvelt,  v.  12.  Febr.  1849;  siehe 
die  königL  niederländische  Denkschrift,  bei  Roth  u.  Merck,  Quellens.  IT, 
S.  15  flg.). 
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II.  Diplomatischer  Verkehr ,  GesandtBchafisrecht  imd 
Eriegsrecht  geht  an  das  Beich  über;  den  Einzelstaaten  bleibt 
aber  das  Recht,  ^die  Officiere  ihrer  Landtnippen  zn  er- 
nennen''). 

m.  Die  Seemacht  ist  Sache  des  Beiches;  andere  Vo" 
kehrsanstalten  stehen  unter  der  Oesetzgebnng  des  Reiches; 
die  Post  kann  die  Reichsgewalt  gegen  Entschädigung  seltet 
übernehmen. 

IV.  Es  soll  ein  einziges  Zollgebiet  geben. 

V.  Die  Reichsgewalt  kann  sich  anmittelbare  Einnahmen 
dnrch  Prodaktions-  und  Verbranchsstenern  verschaffen;  sie 
kann  überdies  Matrikularbeiträge  erheben;  auch  soll  das 
Reich  Anlehen  und  Schulden  machen  dürfen.  Die  Einzelstaatoi 
sollen  Steuern  nur  nach  Massgabe  der  Reichsgesetzgebang 
auflegen. 

VI.  Die  Reichsgewalt  hat  flir  den  Reichsfrieden  zu 
sorgen  und  hat  im  Allgemeinen  die  Reichsgesetzgebung. 

Vn.  Das  Reichsoberhaupt  ist  ein  Erbkaiser  nadi 
Primogeniturordnung  im  Mannsstamm,  und  soll  aus  den  re- 
gierenden Fürsten  genommen  werden^).  Der  Kaiser  soll  eise 
Givilliste  haben,  er  soll  unverantwortUch  und  unverletzlich  sein, 
er  hat  das  Recht  der  Initiative  und  Promulgation  der  Oes^e 
und  das  Begnadigungsrecht,  jedoch  nur  mit  Einischränkusgen 
in  Bezug  auf  verurtheilte  Reichsminister.  Uebrigens  soll  der 
Kaiser  nur  ein  suspensives  Veto  haben,  selbst  bei  Ver- 
fassungsänderungen^). 

VIII.  Der  Reichstag  soll  aus  einem  Staate&haus  imd 
einem  Volkshaus  bestehen.  Das  Staatenhaus  (102  Personen] 
soll   zur  Hälfte  von  den-  Regierungen,  zur  Hälfte   von  den 


^  In  dieser  Beziehung  war  der  Stellung  der  Regierungen  der  Eüuein- 
Staaten  zu  ihren  Ländern  billigere  Rechnung  getragen,  als  in  dem  Entwurf 
der  Vertrauensmänner.  Siehe  oben  §.  184,  Note  11  und  S.  482  bei  Note  11 

')  Dass  ein  Erbkaiser  an  die  Spitze  des  Reiches  gesteDt  werden 
soll,  wurde  nur  mit  267  Stimmen  gegen  264  beschlossen;  dass  er  ein  Ffirst 
sein  sollte,  mit  279  gegen  255/ 

9)  Reichsverf.  v.  28.  März  1849,  §.  101, 196.  —  Unverhohlen  sprachea 
damals  die  Demokraten  die  Absicht  aus ,  vermittelst  dieser  Bestimmung  in 
kurzer  Frist  das  Reich  in  eine  Demokratie  umzuwandeln. 
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LandstSsden  gewUilt  werden  i®).    In  das  Volkshaiu  wird  ge- 
wählt 1  Abgeordneter  auf  100,000  Seelen. 

IX.  Die  Rechte  des  Reichstages  worden  in  grOsster  Ans- 
dehniing,  wie  im  Entwürfe  der  Yertraaensmänner  bestimmt 
Die  Finanzbewilligung  wurde  lediglich  dem  Yolkshans  ttber- 
lassen;  das  Staatenhans  sollte  nnr  Bemerkungen  zum  Budget 
machen  dürfen.    Die  Budgetperiode  sollte  nur  ein  Jahr  sein. 

X.  Der  Bojichstag  soll  jährlich  gehalten  werden.  Das 
Volkshaus  kann  der  Kaiser  auflösen;  dann  vertagt  sich  das 
Staatenbaus. 

XI.  Die  Häuser  erhielten  die  gewöhnlichen  Privilegien  fttr 
ihre  Mi^lieder  in  grösster  Ausdehnung;  Deputationen  mit  Bitt- 
schriften u.  dergl.  wurde  der  Zutritt  im  Hause  untersagt. 

Xn.  Sodann  folgen  weitläufige  Bestimmungen  über  das 
Bnndesgericht  und  die  Garantien  der  Verfassung,  im  Wesent- 
lichen wie  im  Entwürfe  der  Vertrauensmänner,  jedoch  wurde 
ein  Belagerungszustand,  wenn  gleich  mit  grossen  Be- 
schränkungen, zugelassen. 

XIII.  Die  hauptsächlichsten  Fehler  der  Frankfurter  Reiehs- 
verfassung  lagen  darin:  l)  dass  der  Reichsgewalt  nicht  die  erfor- 
derliche Macht  beigelegt  war,  um  einer  Revolution  mit  Kraft 
begegnen  zu  können ;  vielmehr  war  Alles  darauf  angelegt,  eine 
künftige  Revolution  zu  begünstigen  und  die  Einftlhrung  der 
Republik  auf  scheinbar  gesetzlichem  Wege  möglich  zu  machen. 
Dies  zeigt  sich  namentlich  darin,  dass  2)  selbst  die  gewählte 
Verfassungsform  nicht  gegen  den  Umsturz  sicher  gestellt  war, 
weS  der  Kaiser  selbst  bei  Verfassungsveränderungen  nur  ein 
Suspensives  Veto   hatte.     3)   Ein   offenbarer  Missstand  war, 


*<^)  In  dieser  Beziehnng  war  die  Bestimniang  der  Reichsverfassang 
taktvoUer,  als  die  entsprechende  'Bestinmmng  in  dem  Entwürfe  der  Yer- 
trauensm&nner  (§.  184,  Note  11)  insofern  sie  doch  nicht  die  regieren- 
den Fürsten  mit  ihren  Landständen  in  ein  Haus  zusammensetzte.  Auf 
der  andern  Seite  ging  sie  aber  noch  weiter,  und  war  noch  unpraktischer, 
indem  sie  denselben  in  dem  ganzen  Verfassungsgebftude  gar  keine  Stelle 
angewiesen  hatte,  als  wenn  sie  bereits  gar  nicht  mehr  vorhanden  oder 
schon  mediatisirt  gewesen  w&renl 

")  Der  Text  der  Reichsverfassung  y.  28.  M&rz  findet  sich  bei 
Weil,  Quellen,  S.  133  flg.;  in  Rauch,  Parlamentär.  Taschenbuch,  4.  Liel 
(Erlangen  1849),  S.  149  flg.  —  Amtliche  Ausgabe  (m  Quart)  Fraskl  a.M. 
Druck  Y.  €.  Krebs-Schmitt  1849. 
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dass  den  BOttverainen  Fürsten,  resp.  den  Begierangen  der  Ein- 
zelnstaaten,  gar  keine  organische  Thätigkeit  bei  der  Beicb- 
regierung  ein^ränmt  war,  dass  sie  dagegen  BevoDmlushtigte 
an  den  Kaiser  senden  konnten,  über  deren  Beihgiiiss  Nicht« 
feststand,  die  also,  wenn  sie  zosammenhielten,  einen  geheimeD 
unantastbaren  Bundestag  bilden  konnten«  4)  Das.  Verbleibeo 
von  Oesierreich  bei  Deutschland  war  durch  §.  2  dieser 
Beichsyerfassung  unmöglich  gemacht  und  somit  Deutschland 
anstatt  in  Wahrheit  geeinigt,  unverkennbar  und  yieDeicU 
für  immer,  gespalten  und  zerrissen.  5)  Endlich  litt  diese 
Beichsyerfassung  an  demselben  Fehler,  wie  der  Entwurf  der 
Vertrauensmänner,  dass  dem  Beiche  eine  unmittelbare  Be- 
steuerung in  den  einzelnen  Staaten  eingeräumt  wurde,  wodord 
deren  Staatshaushalt  ganz  untergraben  werden  musste"). 

XIV.  Ausserdem  brachte  die  Nationalyersanmdung  noch  zq 
Stande  ein  Wahlgesetz  ftir  das  Volkshaus,  ein  Gesetz  Aber  die 
deutsche  Flagge,  ein  Gesetz  über  Anklage  der  Hitglieder  der 
Versammlung,  ein  Gesetz  über  Schutz  der  Nationalyersanun- 
lung,  ein  Verbot  der  Spielbanken,  sodann  einige  Hatrikakr- 
Umlagen,  ein  Disciplinargesetz  für  die  Marine  und  endlich  eine 
allgemeine  Wechselordnung  (vom  24.  November  1848  grosseo- 
theils  noch  geltend),  sowie  einige  andere  kleinere  Gesetze ^^). 

§.  187. 

Erklärungen  der  Einzelstaaten  in  Bezug  auf  die 

Reichsverfassung  *). 

Oesterreich  verwahrte  sich  schon  am  4.  Februar  1849 
gegen  jede  Unterordnung  seines  Kaisers  unter  die  Centralge- 
walt  eines  anderen  Fürsten.  Dies  erklärte  Oesterreich  wie- 
derholt am  8.  April.  Am  4.  März  1849  hatte  Oesterreich  die 
sogenannte  Olmfitzer  Constitution  erhalten,  welche  ftr 
die  österreichischen  Erbländer  das  Princip  der  Staatsein- 
heit  aussprach,  übrigens  in  Bezug  auf  die  Grundrechte  auf 


«•)  Siehe  oben  §.  184  bei  Note  15. 
«3)  Weil,  QueUen,  S.  155,  156. 

0  VergL  Weil,  Quellen,  S.  156  flg.  —  Die  hierher  gehörigen  Aktet- 
stücke  finden  sich  in  grösserer  Anzahl  in  Roth  n.  Merck,  QaeIieaB.Bin. 
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derselben  Idee,  wie  die  Frankfurter  Bdchsverfasfliing  beruhte. 
Am  9.  März  erklärte  Oesterreich,  es  müBse,  wenn  man 
Deutschlands  Einheit  wolle,  eine  Form  gefanden  werden,  die 
Oesterreich  möglich  mache,  dabei  zubleiben.  Am  13. März 
rerlangte  Oesterreich  geradezu  den  Wegfall  des  Volkshauses. 
Am  5.  April  erklärte  Oesterreich,  die  Nationalversammlung 
habe  sich  Uebergriffe  erlaubt  und  Oesterreich  könne  für 
jetzt  nicht  in  Deutschland  bleiben;  es  rief  daher  seine  Depu- 
tirten  zurück.  Bayern  erklärte  am  25.  April  1849,  dass  es 
die  Seichsverfassung  wegen  des  Ausschlusses  von  Oester- 
reich nicht  annehme.  Dieselbe  Erklärung  gab  Hannover. 
Die  anderen  mittleren  und  kleinen  Staaten,  wie  Wttrtem- 
berg,  Baden  etc.  erkannten  die  Reichsverfassung  an,  ge- 
drangt theils  durch  die  Demokraten,  theils  durch  die  preussisch- 
erbkaiserliche  Partei. 

§.  188. 

Verhandlungen  der  Nationalversammlung  mit  Preussen 

über  die  Annahme   der   Kaiserwürde   (vom  28.  März 

bis  30.  Mai  1849)^). 

In  der  Sitzung  der  Nationalversammlung  vom  28.  März 
1849  stimmten  290  Abgeordnete  filr  die  Uebertragung  der  erb- 
lichen Eaiserwürde  an  Preussen;  248  Abgeordnete  enthiel- 
ten sich  der  Abstimmung^.  Fünfzehn  Abgeordnete,  die  für 
den  König  von  Preussen  gestimmt  hatten,  Herrn  v.  Bado- 
witz  an  der  Spitze,  legten  gleich  darauf  einen  Protest  nieder, 
worin  sie  erklärten,  dass  die  Versammlung  gar  nicht  das  Recht 
gehabt  habe,  die  Krone  zu  vergeben 3).  Von  hier  an  fasste 
schon  der  Erzherzog  Johann  den  Entschluss,  die  Keichsver- 
wesung  niederzulegen^).     Am  3.  April  1849  kam  eine  Depu- 

«)  Weil,  QneDen,  S.  156  flg.  —  YergL  auch  die  Aktenstacke  in  Roth 
0.  Merck,  Quellens.  Bd.  II. 

>)  Unter  demjenigen,  welche  sich  der  Abstimmung  enthielten,  befanden 
sich  sämmtliche  Oesterr eicher,  die  meisten  Bayern,  Würtember- 
ger  und  Badener,  und  alle  sogen.  Ultramontanen,  ausser  Herrn  v.  Ba« 
dowitz. 

s)  Weil,  Quellen,  S.  158. 

«)  Yergl.  die  preuss.  Circnlardepesche  y.  3.  April  1849  bei  Roth  n. 
Merck,  Bd.  H,  S.  459. 
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tation  der  Nationalversammlong  nach  Berlin,  die  Krone  anni- 
bieten.  Der  König  von  Preussen  erklärte,  dass  ihm  & 
Stimme  d^  Vertreter  der  Nation  ein  ,,An recht''  gebe,  dass  er 
aber  ohne  Zustimmnng  der  anderen  Fürsten  keinen  fkitsdilias 
fassen  werde  ^).  In  einer  Circnlardepesche  von  demselben 
Tage  (S.April)  erklärte  sich  Prenssen  gegen  die  Bundesregie- 
rungen bereit,  provisorisch  an  die  Spitze  eines  Bundesstaa- 
tes zu  treten,  der  sieh  ans  freiwillig  beitretenden  Staate 
bilden  und  dessen  Form  davon  abhängen  werde,  wie  viel 
und  welche  Staaten  demselben  beitreten^).  Man  hofite  damab 
in  Berlin  auf  den  Anschluss  aller  deutschen  Staaten  ausser 
Oesterreich.  Die  Nationalversammlung  beschloss  dagegen 
am  11.  April,  an  der  unbedingten  Annahme  der  Beichsverfas- 
suilg  vom  28.  März  festzuhalten.  Am  14.  April  erfolgte  die 
Erklärung  von  28  deutschen  Regierungen  (d.  h.  allen  ausser 


^  Siehe  die  würdevoUe  Erwiederung  des  K.  v.  Prenssen  v.  2.  AprO 
1849  bei  Botb  und  Merck,  Bd.  ü,  S.  456  flg.  —  Es  findet  sidi  dtrin 
folgende  SteUe:  ,Jn  dem  Beechlusse  der  NaüonalyerBammlung,  irelcbe  Sie, 
meine  Herren,  mir  überbringen,  erkenne  ich  die  Stimme  der  Vertreter  des 
deutschen  Volkes.  Dieser  Ruf  gibt  mir  ein  Anrecht,  dessen  Werth  ich 
zu  schätzen  weiss.  Er  erfordert^  wenn  ich  ihm  folge,  unennesslidie  Opfer 
von  mir.  Er  legt  mir  die  schwersten  Pflichten  auf  .  .  .  Ich  bin  berek 
durch  die  That  zu  beweisen,  dass  die  Männer  sich  nicht  geirrt  hftbefl, 
welche  ihre  Zuversicht  auf  meine  Hingebung,  meine  Treue,  auf  meine  Liebe 
zum  gemeinsamen  deutschen  Vaterland  statzen.  Aber,  meine  Herren,  kb 
wOrde  dem  Sinne  des  deutschen  Volkes  nicht  entsprechen,  ich  würde 
Deutschlands  Einheit  nicht  aufrichten,  wollte  ich  mit 
Verletzung  heiliger  Bechte  und  meiner  früheren  ausdrück- 
lichen und  feierlichen  Versicherungen  ohne  das  freie  Ein- 
verständniss  der  gekrönten  Häupter,  der  Fürsten  und  der 
freien  Städte  Deutschlands  eine  Entschliessung  &ssen,  welche  für 
sie  und  fOr  die  von  ihnen  regierten  deutschen  Stämme,  die  entschiedenstefl 
Folgen  haben  müsste.'' 

®)  Siehe  die  Circnlardepesche  des  preuss.  Ministeriums  der  auswartigeQ 
Angelegenheiten  v.  3.  April  1849  bei  ßoth  und  Merck,  Bd.  H,  S.  458fl. 
Darin  heisst  es  u.  A.:  „Se.  Mi^estät  sind,  dem  ergangenen  Rufe  Folge 
leistend,  und  eingedenk  der  Ansprüche,  welche  ihm  Preuasens  SteUong 
in  Deutschland  gewährt,  entschlossen,  an  die  Spitze  eines  deutschai  Bob- 
desstaates  zu  treten,  der  aus  deigenigen  Staaten  sich  bildet,  wekke 
demselben  aus  freiem  Willen  sich  anschliessen  möchten.  Die  Fonnei 
dieses  Bundesstaats  werden  wesentlich  daron  abhängen,  wie  Tie)  und 
welche  Staaten  sich  demselben  anschliessen." 
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Oesterreich,  den  königlichen  Begiernngen,  Hessen- 
Homburg  und  Liechtenstein)  dahin,  dass  sie  die  Reichs- 
Terfassnng  anbedingt  annehmen ,  nnd  der  Uebertragnng  der 
Kaiserkrone  an  Preussen  zustimmen;  doch  behielt  sich  Ba- 
den weitere  Erklärungen  ftlr  den  Fall  bevor ,  dass  ausser 
Oesterreich  noch  mehrere  deutsehe  Staaten  nicht  beitreten 
würden^).  Wttrtemb'erg  erkannte  die  Reichsverfassung  an, 
wollte  aber  von  einem  preussischen  Eaiserthume  nichts  wissen. 
Oesterreich  hatte  schon  am  8.  April  sich  neuerdings  gegen 
eine  Unterordnung  seines  Kaisers  unter  eine  von  einem  ande- 
ren deutschen  Fürsten  zu  handhabende  Gentralgewalt  verwahr^ 
und  deshalb  die  Theilnahme  an  Unterhandlungen  auf  Grund- 
lage der  preussischen  Girkulamote  vom  3.  April  entschieden 
abgelehnt,  und  sich  gegen  alle  und  jede  aus  solchen  Verhand- 
lungen etwa  hervorgehenden  Beschlüsse  und  deren  Folgen, 
anter  Vorbehalt  der  seinem  Kaiser,  seiner  Regierung  und  seinen 
deutschen  Provinzen  aus  den  noch  rechtskräftig  be- 
stehenden Verträgen  erwachsenden  Ansprüche  feierlich 
verwahrt^).  Am  21.  April  erklärte  der  preussische  Minister 
Graf  Brandenburg,  in  der  zweiten  preussischen  Kammer, 
dass  die  Hofihung,  alle  deutschen  Staaten,  ausser  Oester- 
reich, zu  einem  Bundesstaate  zu  verbinden,  gescheitert  sei, 
und  dass  das  Ministerium  dem  Könige  nicht  rathen  könne,  die 
deutsche  Krone  anzunehmen,  weil  die  Nationalversammlung 
alle  von  der  k.  preussischen  Regierung  vorgeschlagenen  Modi- 
fikationen der  Reichsverfassung  ablehne').  Am  28.  April  be- 
schloss  die  Nationalversammlung  abermals,  dass  das  Reichs- 
oberhaupt unbedingt  die  Reichsverfassung  annehmen  müsse. 
An  demselben  Tage  erklärte  das  preussische  Ministerium  der 
Nationalversammlung  die  definitive  Ablehnung  der  Kaiserkrone, 


^  Weil,  S.  160;  siehe  die  Noten  der  einzelnen  Staaten  als  Erwiederung 
anf  die  preuss.  Gircnlardepesche  ▼.  3.  April  1849  bei  Roth  und  Merck, 
Bd.  n,  S.  464  flg.  480  flg. 

*)  Siehe  die  österreichische  Depesche  v.  8.  April  1849  bei  Roth 
nnd  Merck,  n,  S.  475  flg. 

*)  Dies  hob  auch  die  Depesche  des  k.  preuss«  Ministerpräsidenten 
an  den  k.  Bevollmächtigten  bei  der  Gentralgewalt,  vom  28.  April  1849, 
besonders  hervor.  (Siehe  die  betreffende  Stelle  bei  Roth  und  Merck, 
Bd.  n,  S.  487.) 

Z$pfl,  Staatsreoht.  5.  Aafl.  I.  32 
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sofern  sich  die  Nationalyersammlung  nicht  noch  zu  wese&t- 
lichen  Abänderungen  der  Reichsverfassung  verstehen  wolle,  wd 
ausserdem  die  Reichsverfassung  ohne  Btirgerkrieg  nicht  dnreli- 
führbar  sei,  und  selbst  durchgeführt,  nur  zu  weiterer  Revolntioa 
und  zur  Republik  hinfahren  werde  *®).  Die  Nationalva-samm- 
Inng  beharrte  aber  auf  unbedingter  Annahme  der  BeichsTer- 
fassung  und  wollte  sie  durchsetzen,  auch  ohne  Zastimmüsg  der 
Regierungen.  Am  30.  April  ermächtigte  sie  das  Präsidimn, 
ihren  Sitz  beliebig  zu  verlegen.  In  der  Voraussicht,  dasariek 
Abgeordnete  an  den  beabsichtigten  Massregeln  keinen  Antbdi 
nehmen,  oder  aus  der  Versammlung  ganz  ausscheiden  wüiden, 
setzte  die  Nationalversammlung  ihre  Beschlussfähigkeit  auf  die 
Anwesenheit  von  150  Personen  herunter.  Am  Anfange  Ha 
begannen  die  Aufstände  in  Rheinbayem  (Pfab),  I^esden, 
Breslau,  Elberfeld  und  Iserlohn;  am  13.  Mai  brach  dieHilitir 
empörung  und  der  Aufruhr  in  Baden  aus,  angeblich  zur 
Durchfahrung  der  Reichsverfassung,  der  Sache  nach,  rnndie 
Republik  einzufllhren.  Am  4.  Mai  beschloss  die  Nationalrer 
Sammlung  (mit  nur  zwei  Stimmen  Majorität),  das  deotsäe 
Volk  für  die  Anerkennung  und  Geltendmachung  der  Beidi^ 
Verfassung  in  Bewegung  zu  bringen:  es  sollten  sofort  dk 
Wahlen  zu  einem  Reichstage  vorgenommen  werden;  «& 
15.  August  sollte  sich  dieser  erste  Reichstag  auf  Gnindlap 


*o)  Vergl.  die  in  der  Note  9  angeftUirte  Depesche  des  k-  preuss.  Mi- 
nisterpräsidenten V.  28.  April  1849,  bei  Roth  u.  Merck,  Bd.n,  S.4Sii 
—  Es  wird  darin,  nachdem  die  wesentlichsten  Mängel  der  ReichsTötoHä' 
aufgezählt  sind  (Ausschluss  der  einzelnen  Regierungen  von  der  Le^i^^ 
und  Exekutive,  suspensives  Veto  selbst  bei  Verfassungsverandem^ 
Machtlosigkeit  des  Oberhauptes,  u.  s.w.)  gesagt:  „Das  constitationeli- 
monarchische  Princip,  an  welchem  die  grosse  Mehrzahl  desdect- 
sehen  Volkes  mit  Liebe  und  Vertrauen  festhält,  ist  durch  diese  SteDong » 
seinem  Wesen  bedroht,  und  in  Verbindung  mit  dem  alle  Schranken  nie- 
derwerfenden Wahlgesetze  erhält  die  ganze  Verfassung  d»durti 
einen  Charakter,  welcher  sie  nur  als  das  Mittel  erscheinen  lässt,  m^ 
mählig  und  auf  anscheinend  legalem  Wege  die  oberste  Gewalt  zu  beseitig« 
und  die  Republik  einzufahren.  Durch  die  Annahme  einer  solcheaVff- 
fassung  würde  die  k.  Regierung  nicht  nur  die  oben  als  maBSgebend  beseid)- 
neten  Gesichtspunkte  gänzlich  verleugnet,  sondern  auch  die  besonneoeo. 
nach  wahrer  Freiheit  strebenden  und  conservativen  Ele- 
mente Preussens  und  Deutschlands  in  ihrem  innersten  Weses 
verletzt  haben. 
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'  der  fieichsTerfassuDg  vom  28.  März  yersammeln ;  wenn  Preussen 
nicht  Theil  nehme,  so  sollte  der  Fürst  des  nächst -grössten 
dcQtsehen  Staates  als  Reichsstatthalter  eintreten,  so  lange, 
bis  ein  König  von  Preussen  die  Reichsverfassung  anerkennen 
werde.  Dieser  Reichsstatthalter  sollte  vor  der  Nationalver- 
sammlung den  Eid  auf  die  Reichsverfassung  schwören,  sodann 
den  Reichstag  eröiSfnen,  und  mit  dieser  Handlung  sollte  die 
Nationalversammlung  aufgelöst  sein^^).  Am  7.  Mai  verbot  das 
preussische  Ministerium  die  Ansftlhrung  dieses  Parlamentsbe- 
Schlusses  und  erklärte,  die  Nationalversammlung  habe  ihre 
Befugnisse  überschritten  *2),  A^ich  ^ej.  Reichsverweser  verwei- 
gerte diesem  Beschlüsse  der  Nationalversammlung,  nngeachtet 
de.s  Drängens  seines  Ministeriums  und  einer  am  10.  Mai  von 
der  Nationalversammlung  an  ihn  abgesandten  Deputation,  mit 
Festigkeit  und  Entschiedenheit  seine  Zustimmung.  Unterdessen 
traf  die  Nachricht  ein,  dass  Preussen,  ohne  die  Centralge- 
walt  oder  die  Nationalversammlung  zu  fragen,  den  Aufstand 
in  Dresden  niedergeworfen  habe.  Sogleich  (10.  Mai)  be- 
schloss  die  Nationalversammlung  (mit  188  gegen  147  Stimmen) 
.^diesem  schweren  Bruch  des  Reichsfriedens''  von 
Seite  Prenssens,  mit  allen  Mitteln  entgegen  zu  treten  und  die 
Bestrebungen  des  Volkes  überall  gegen  Unterdrückung  in 
Schutz  zu  nehmen^').  Demgemäss  beschloss  auch  die  Na- 
tionalversammlung am  12.  Mai  Gonmiissaire  nach  Nürnberg  zu 
einer  grossen  Volksversammlung  zu  schicken,  „um  die  Volks- 
erhebung auf  dem  Wege  der  Gesetzlichkeit  zu  erhalten." 
Nnnmebr  traten  schon  viele  Abgeordnete  conservativer  Gesin- 
nung ans  der  Nationalversammlung  aus.  Preussen  rief  (14.  Mai) 
seine  Abgeordneten  aus  der  Paulskirche  zurück  ^^),  und  zu- 
gleich (15.  Mai)  rief  ein  kräftiger  Aufruf  des  Königs  das 
preussische  Volk  zu  den  Waffen,  um  Ordnung  und  Gesetz  in 
Deutschland  wieder  herzustellen.  In  diesem  Aufrufe  machte  der 


1^)  Siehe  die  Beschlüsse  der  Nationalversammlang  v.  4.  Mai  1849  bei 
Weil,  QueUen,  S.  164. 

«)  Weil,  Quellen,  S.  164^  J65;  Roth  und  Merck,  Bd.  H,  S.  511. 

*9)  Siehe  diesen  Beschluss  der  Nationalversammlung  ▼.  10.  Mai  1849 
bei  Weil,  S.  165,  166. 

M)  Siehe  die  königl.  preuss.  Verordnung  v.  14.  Mai  1849,  bei  Roth 
und  Merck,  II,  517. 
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König  von  Preussen  zugleich  bekannt,  dass  seine  Begienmg* 
Einleitungen  mit  den  anderen  Bandesregienmgen  getroffen 
habe,  nm  das  in  Frankfurt  begonnene  Verfassongswerk  in 
kürzester  Zeit  wieder  aufzunehmen,  und  zu  einem  guten  Ende 
zu  ftihren  ^^).  Am  16.  Mai  trat  das  Reichsministerium  y.  Gagern 
zurttck,  und  dafOr  erschien  ein  Ministerium  GräTell,  Det- 
mold, Jochmus  und  Merk,  aus  der  äussersten  Rechten;  i&r 
Grävell  trat  bald  der  Fürst  von  Sayn -Wittgenstein  ein. 
Am  19.  Mai  beschloss  die  Reichsversammlnng,  einen  Reiebs- 
Statthalter  „schleunigst  einzusetzen,  „wo  möglich'' ans 
der  Zahl  der  regierenden  Fürsten,  der  die  Reichsverfassung  zu 
beschwören  und  beschwören  zu  lassen  habe,  womit  zugleich 
die  bisherige  Gentralgewalt  aufhören,  und  die  National- 
versammlung aus  einander  gehen  solle  ^^).  Dieser  Beschlofls 
gmg  aber  doch  der  Miyorität  des  Centrums  zu  weit  Am 
20.  Mai  unterschrieben  65  Mitglieder  eine  Austrittsurkunde,  fod 
D ah  1  mann  yerfasst.  In  Folge  des  immer  zahlreicheren Äoa- 
trittes  von  Mitgliedern,  beschloss  die  Nationalversammlung,  in 
der  schon  nur  noch  die  äusserste  beschlussfähige  Anzahl  von 
150  Mitgliedern  vorhanden  war,  dass  fortan  100  beschlnsstlhig 
sein  sollten.  Nun  schied  wieder  ein  Theil  (der  sog.  Angs- 
burger  Hof)  aus.  Am  26.  Mai  erliess  die  Nationalversamm- 
lung noch  einen  von  Uhland  verfassten  Aufruf  an  das 
deutsche  Volk,  der  aber  ohne  alle  Wirkung  blieb,  da  die  Hal- 
tung der  Nationalversammlung  seit  dem  28.  März  ihr  eben  80 
den  Beifall  der  Nation  (mit  Ausnahme  der  Demokraten)  ent- 
zogen hatte,  als  ihr  Verfall  und  ihre  Ohnmacht  bereits  offen- 
bar vorlag  ^^).  Sogar  ein  Zusatz  zu  diesem  Aufrufe,  der  eine 
Verwahrung  gegen  die  Einmischung  Frankreichs  und  Wafamng 
der  Treue  gegen  die  Reichsverfassung  bezweckte,  wurde  ver- 
worfen ^^).    Hierauf  schied  noch  ein  Theil  der  Mitglieder  der 


*B)  Abgedruckt  ist  der  Aufruf  des  Königs  von  Preussen  t.  15.  Mu 
1849  bei  Weil,  QueUen,  S.  168,  169. 

**)  Der  Antrag  zu  diesem  Beschlüsse  war  von  Welcker  and  seineo 
politischen  Freunden  gestellt 

*0  Siehe  den  von  Uhland  entworfenen  Aufroi;  in  Wigard,  ste&ogr 
Bericht,  Bd.  Bd.  IX,  S,  6735  flg. 

*^)  Dieser  Zusatz  war  von  Welcker  und  seinen  Freunden  beantngt 
worden. 
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Nationalyersaminlniig  aas.  Um  diese  Zeit  riefen  auch  Sach- 
sen und  Hannover  ihre  Abgeordneten  zurück ^^).  Da  sich 
mittlerweile  die  preussischen  Trappen  näherten ,  so  beschloss 
der  Best  der  National  versammlang  am  30.  Mai  1849,  (mit  71 
Stimmen  gegen  64),  dieselbe  nach  Stattgart  zu  verlegen. 

§.  189. 

Das  sog.  Rumpf-Parlament  in  Stuttgart  vom 
6.— 18.  Juni   1849'). 

I.  In  Stuttgart  fanden  sich  am  6.  Juni  103  Mitglieder  der 
Paalskirche  zusammen;  sie  hielten  Sitzungen  im  Fritz'schen 
Reithause  und  gehörten  fast  sämmtlich  der  äussersten  Linken 
an.  Die  Versammlung  hoffte  auf  Ausbreitung  des  badischen 
und  rheinpfälzischen  Au&tandes  nach  Würtemberg  und  Franken. 
Sogleich  am  6.  Juni  ernannte  sie  eine  Reichsregentschaft 
(Raveaux,  Vogt,  H.  Simon,  Schüler  von  Zweibrücken  und 
Becher  aus  Würtemberg).  Der  Minister  Römer  stimmte  noch 
mit,  aber  dagegen  und  nun  erst  schied  er  aus.  Das  Rumpf- 
parlament und  seine  Reichsregentschaft  beschlossen  nun  rasch 
die  Absetzung  des  Reichsverwesers  in  Frankfurt,  die  Aufbie- 
tung eines  Reichsheeres  und  die  Vorlage  eines  Finanzetats. 
E8  verlangte  5  Millionen  fUr  die  Monate  Juni  und  Juli  ^). 

n.  Am  18.  Juni  Nachmittags  liess  der  Minister  Römer 
m  der  endlichen  Ueberzeugung,  dass  die  Kräfte  von  Würtem- 
berg nicht  ausreichen,  den  Forderungen  des  von  ihm  noch 
immer    als    Träger    der    Nationalsouverainetät    anerkannten 


<3)  Siehe  die  hierauf  bezüglichen  Aktenstücke  ▼.  13.  und  23.  Mai  1849 
bei  Roth  und  Merck,  Bd.  n,  530,  531. 

0  Die  Verhandlungen  des  sog.  Rump^arlamentes  finden  sich  in  Wi- 
gard,  stenogr.  Bericht,  Bd.  IX,  Nr.  232  flg.,  S.  6799  flg. 

')  Die  sogenannte  Beichsregentschaffc  hatte  am  1^  Juni  1849  eine  Pro- 
klamation erlassen,  wonach  sie  zu  bewaffiieten  Zuzügen  zur  Unterstützung 
des  Aufstandes  in  Baden  und  der  Pfalz  aufforderte.  Es  heisst  darin: 
„Die  Nationalversammlung  hat  Baden  und  die  Bheinpfalz  unter  den 
Schutz  des  Beiches  gestellt;  sie  hat  das  deutsche  Volk  aufgerufen,  die 
Beichsrerfassung  zu  schirmen,  Gewalt  mit  Gewalt  zu  vertreiben  . . .  Duldet 
nicht,  dass  die  M&nner,  die  sich  muthig  für  die  Reichs  Verfassung  (sie!) 
erhoben,  dem  Reichsfeinde  (sie!)  erliegen.'*  (Wigard,  Stenograph. 
Bericht  Bd.  £K,  S.  6883.) 
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Rumpfparlaments  zu  genttgen^),  die  Zugänge  zum  Beithans 
militärisch  besetzen,  nachdem  er  in  einem  Schreiben  vom 
17.  Juni  den  Präsidenten  der  in  Stuttgart  tagenden  National- 
versammlung (Dr.  Loewe  von  Calbe)  imi  Verlegung  der 
Versammlung  ausserhalb  Würtembergs  ersucht^)  und  in  einem 
Schreiben  vom  18.  Juni  1849  denselben  in  Eenntniss  gesetzt 
hatte  y  dass  gegen  das  Abhalten  einer  Sitzung  um  drei  Uhr 
Nachmittags  an  diesem  Tage  die  erforderlichen  Massregeln  er- 
griffen werden  würden^).  Die  Versammlung,  welche  durch  den 
misslungenen  .Versuch;  sich  in  dem  Besitze  ihres  Sitzungs- 
lokals  zu  behaupten;  die  genügende  Ueberzeugung  von  der 
Emstlichkeit  des  Entschlusses  der  wttrtembergischen  Regierung, 
ihr  ein  ferneres  Tagen  in  diesem  Lande  nicht  zu  gestatten, 
gewonnen  hatte,  endigte .  mit  dem  Beschlüsse;  dem  Präsidenten 
die  Bestimmung  von  Zeit  und  Ort  des  Wiederzusammentrittes 
anheimzustellen  ^). 


s)  Noch  in  dem  Schreiben  des  Ministers  Römer  an  den  Piäsidentea 
des  Rumpfparlaments  v.  17.  Juni  1849 ,  sprach  sich  derselbe,  nachdem  er 
sein  Befremden  darüber  zu  erkennen  gegeben,  „dass  das  Auftreten  der 
Regentschaft  so  gestaltet  sei,  dass  man  vermuthen  sollte,  es  stehen  ihr 
200,000  Bajonette  zu  Gebote/'  dahin  aus:  ,Jch  für  meine  Person  erkenne 
an,  dass  der  Nationalversammlung  zusteht,  ihre  Geschäftsordnung  hinsieht- 
lich  der  Beschlussfähigkeit  der  Versammlung  abzuändern  und  nach  and 
nach  bis  auf  drei  Mitglieder  herabzusetzen."  Doch  wird  ebenda- 
selbst das  Unpraktische  einer  solchen  Gonsequenz-Macherei  ansdräck- 
lich  anerkannt.  „Aber  wenn  es  sich  von  A ner ke n nung  der  B  e schl üsse 
einer  solchen  Versammlung  handelt,  so  muss  man  nach  meiner  üeberzen- 
gung  einen  anderen,  als  den  bloss  juristischen  Massstab  der  Beurthd- 
lung  anlegen."    Wigard,  Stenograph.  Bericht,  Bd.  IX,  S.  6876. 

4)  Siehe  das  Schreiben  bei  Wigard,  Stenograph.  Bericht,  Bd.  H, 
S.  6875  flg.  —  Es  heisst  darin  am  Schlüsse:  „Indem  ich  Sie  nun,  allem 
Vorstehenden  zufolge,  geziemend  ersuche,  ohne  Verzug  dahin  zu  wirken, 
dass  Nationalversammlung  und  Regentschaft  ihren  Sitz  ausserhalb  Wfir- 
tembergs  verlegen  ni^  schon  jetzt  die  Vornahme  jedes  weiteren  offideDen 
Aktes  unterlassen,  habe  ich  die  Bemerkung  beizufügen,  dass  die  Misaach* 
tung  dieses  ergebenen  Ansinnens  uns  nöthigen  würde,  demselben  duch 
Anwendung  der  geeigneten  Mittel  Geltung  zu  verschaffen"  u.  s.  w. 

8)  Wigard,  Stenograph.  Bericht,  Bd.  IX,  S.  6876  a.  E, 

B)  Die  in  Stuttgart  anwesenden  Mitglieder  der  NationalTersammlang 
begaben  sich,  auf  die  um  1  Uhr  erhaltene  Nachricht,  dass  das  Beithans 
schon  vom  Militär  besetzt  sei,  auf  den  Rath  von  ü  hl  and  in  einem  Zd|^ 
an  Ort  und  Stelle,   „um   die   Gewalt  an  sich  consummiren  ZQ 
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ni.  Dies  war  das  klägliche  Ende  der  constitairenden 
dentschen  Nationalversammlang,  einer  Versammlang,  welche 
die  grössten  Hoffnungen  erregt,  die  Erwartung  selbst  auf  das 
Aeasserste  gespannt,  aber  ihr  Ziel  dadurch  verfehlt  hatte,  dass 
sie  das  Erreichbare  verschmäht,  den  gegebenen  Verhältnissen 
keine  Rechnung  getragen,  die  Zeit,  in  welcher  die  Erschaffung 
eines  neuen  Verfassungswerkes  möglich  gewesen  wäre,  durch 
nufruchtbare  Discussionen  über  die  Grundrechte  des  Volkes 
vergeudet,  und  ihre  Wurzel  im  Volke  durch  das  politische 
Parteigetriebe  in  ihrem  Innern  selbst  zerstört,  und  endlich  ihre 
Kraft  vollkommen  ttberschätzt,  und  alles  in  solche  Verwirrung 
versetzt  hatte,  dass  ihrem  letzten  Ueberreste  ein  Schluss,  den 
er  als  eine  Gewaltmassregel  bezeichnen  konnte,  sogar 
noch  als  ein  ehrenhafter  Ausgang  willkommen  sein  musste. 

§.  190. 
Das  Dreikönigsbündniss  vom  26,  Mai  1849  *)• 

Vom  17.  bis  26.  Mai  1849  wurden  in  Berlin  Conferenzen 
von  Preussen,  Bayern,  Sachsen  und  Hannover  ge- 
halten, um  der  preussischen  Proklamation  vom  15.  Mai  1849 


lassen."  Wigard,  ßtenogr.  Bericht,  Bd.  IX,  S.  6877.  Nachdem  sie  hier 
Ton  einem  Civilcommissär  bedeutet  worden  waren,  dass  sie  keine  Sitzung 
halten  könnten  und  von  dem  Militär  zurückgewiesen  worden  waren,  begaben 
sie  sich  ^um  3  Uhr)  in  den  Saal  des  Hotel  Marquard.  Es  fanden  sich  aber 
hier  nur  95  (zuletzt  98)  Mitglieder  zusammen,  so  dass  die  Versammlung 
die  beschlussfähige  Zahl  von  100  nicht  mehr  erreichte.  Es  wurde  hier  der 
Antrag  gestellt,  die  Versammlung  nach  Baden-Baden  zu  verlegen,  wo- 
selbst nach  der  Versicherung  eines  Mitgliedes  (Damm)  die  provisorische 
Begierung  von  Baden  sie  aufzunehmen,  zu  schützen  und  mit  allem  Noth- 
wendigen  zu  unterstützen  sich  bereit  erklärt  habe.  (Eben das.  S.  6884.) 
Die  Mehrheit  entschied  aber  dafür ,  dass  es  an  einem  früheren  Beschlüsse 
der  Nationalversammlung  genüge,  wonach  dem  Präsidenten  die  Befugniss 
eingeräumt  sei,  die  Versammlung,  wann  und  wo  er  es  für  nothwendig  findet, 
wieder  zusammen  zu  berufen.    (Ebendas.  S.  6885). 

*)  Aktenstücke,  betreffend  das  Bündniss  v.  26.  Mai  und  die  deutsche 
Verfassungsangelegenheit  Bd.  I;  dessen:  neue  Folge  und  Bd.  n,  Heft  1. 
Berlin  1849.  —  Weil,  Quellen,  S.  171  flg.  —  K.  A.  v.  Wangenheim, 
das  Dreikönigsbündniss  vom  26.  Mai  1849  und  die  Badowitzische  Po- 
litik, Stuttgart  1851.  —  v.  Kadowitz,  ges.  Schriften,  Bd.  11,  S.  131  flg.  — 
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gemäss  das  deutsche  Verfassongswerk  fortzoftthreiL  Oester- 
reich  hatte  nur  an  der  ersten  Sitzung  Theil  genommen;  es 
trat  aber  sogleich  ab,  weil  es  alsbald  einsah,  dass  es  sieh  imr 
um  emen  engeren  Bundesstaat  im  deutschen  Bunde  handle. 
Preussen  wünschte  mit  Oesterreich  eine  «sogenannte 
Union,  d.h.  ein  völkerrechtliches  Bflndniss.  Schon  wahreDd 
der  Verhandlungen  äusserten  Bayern,  Sachsen  nnd  Han- 
nover grosse  Bedenken;  sie  alle  wollten  keine  neue  Ver£aL8- 
sung,  die  Oesterreich  von  Deutschland  ausschliesse,  und 
auch  keine  solche,  die  Preussen  eine  oberhaupüiche  Stellimg 
über  die  anderen  Kronen  gebe;  namentlich  machten  Sachs  cd 
und  Hannover  ihren  Beitritt  zu  einem  Bundesstaate  davon 
abhängig,  dass  Bayern  beitrete^).  Demungeachtet  kam  ein 
Schlussprotokoll  zu  Stande,  unterzeichnet  von  den  BevollmSeh- 
ten  von  Preussen,  Bayern,  Sachsen  und  Hannover. 
Der  Vertreter  Bayerns  behielt  die  Zustimmung  seiner  Regierung 
vor.  Diese  liess  aber  fortwährend  auf  sich  warten;  Sachsen 
und  Hannover  wiederholten  ihre  Vorbehalte,  d.  h.  ihr  Bei- 
tritt war  und  blieb  ein  bedingter.  Das  Statut  des  Bünd- 
nisses vom  26.  Mai  1849,  eigentlich  also  nur  von  Prenssen, 
Sachsen  und  Hannover,  unä  zwar  von  letzteren  nur  unter 
einer  Bedingung  anerkannt,  deren  Nichteintritt  sogleich  fast 
so  gut  wie  gewiss  war,  enthält  in  5  Artikehoi  folgende  Bestini- 
mungen^):  Es  schliessen  diese  Begierungen  einBündniss  „auf 
Grundlage  des  Art.  11  der  deutschen  Bundesakte^). 


«)  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  173  flg. 

9)  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  209. 

*)  In  dieser  Bestimmung  des  art  I  des  Statuts  v.  26.  Mai  1849,  ftod 
die  badische  Erste  Kammer  den  hauptsächlichsten  Rechtsgrnnd  fitr 
die  bundesrechÜicJie  Statthaftigkeit  eines  Beitrittes  der  Regienmg  zu 
dem  Dreikönigsbündniss.  Der  von  mi  r  bearbeitete  Gommissionsbericht  ygib 
18.  März  1850,  (Beil.  Nr.  28  zum  Prot.  d.  5.  Sitzung,  auch  besonders 
nebst  meiner  Schlussrede  y.  21.  März  1850  gedruckt,  Stuttgart  1850)  spradi 
sich  darüber  so  aus:  „Das  publicistisch  Wichtige  und  Charakteristisclie 
des  Vertrags  vom  26.  Mai  besteht  sondt  darin,  dass  er  nicht,  wie  die 
Reichsverfassung  vom  28.  März,  die  Grundlage  des  alten  Bundesiechtes 
vollständig  verlässt,  und  ein  ganz  neues  Recht  grOnden  wiü,  sondern 
dass  es  viebnehr  die  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815,  sowie  den  dadordi 
gestifteten  deutschen  Bund,  als  fortwährend  faktisch  und  rechtlicb 
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Der  Zweck  ihres  Bundes  ist  derselbe,  wie  der  des  deut- 
sch es  Bundes,  jedoch  mit  der  Absicht  einer,  kräftigen  Hand- 
habung der  öffentlichen  Ordnung  and  Sicherheit.  Jedes  deutsche 
Bnndesglied  ist  berechtigt,  Theil  zu  nehmen;  vorläufig  sollte 
Preassen  auf  ein  Jahr  die  vollziehende  Gewalt  Air  diesen 
Bond  fibeinehmen,  und  ein  Verwaltungsrath  aus  Abge- 
ordoeten  der  verbtlndeten  Regierungen  gebildet  werden.  Am 
wichtigsten  war  die  Bestimmung  im  Art.  4,  womach  die  ver- 
bündeten Begiemngen  zu  gleicher  Zeit  der  deutschen  Nation 
den  Entwurf  einer  neuen  Beichsverfassung  vorlegen 
sollten.  Es  sollte  ein  neuer  Reichstag  berufen  werden,  le- 
diglich zu  dem  Zwecke,  sich  über  diese  Vorlage  auszu- 
sprechen; ausserdem  war  noch  verabredet,  dass  sogleich 
ein  Schiedsgericht  unter  den  verbündeten  Staaten  einge- 
richtet werden  sollte.  Diesem  Statute  vmrde  der  Entwurf  der 
neuen  Verfassung  sofort  beigegeben^),  nebst  einer  zur  Erläu- 
teniDg  bestimmten  Denkschrift^). 


bestehend  ausdrücklich  anerkennt  und  voraussetzt,  dass  er  somit  selbst  unter 
das  Bondesrecht  als  oberste  Begel  eintritt,  indem  er  sich  selbst  unter 
die  Kategorie  des  art  11  der  B.-A.  stellt,  wonach  den  Bundesgliedem  nur 
solche  Verträge  unter  sich  und  mit  Auswärtigen  erlaubt  sind,  welche  mit 
dem  Zwecke  des  deutschen  Bundes  und  seiner  Sicherheit  nicht  im  Wi- 
derspruche stehen.  Der  Vertrag  ▼.  26.  Mai  will  also  nur  einen  nach  der 
B.-A.  V.  8.  Juni  1815,  art.  11 ,  erlaubten  Bund  im  deutschen  Bunde, 
d.  h.  ein  solches  Bündniss  begründen,  wie  schon  in  den  Zeiten  des  deut- 
schen Reiches  den  deutschen  Reichsständen  reichsgrundgesetzlich,  insbeson- 
dere durch  den  westphälischen  Frieden  v.  J.  1648  („pro  atui  conservcOione 
a  seewüatey  J.  P.  0.  art  Vm,  §.  2)  gestattet  worden  war.''  Ausdrücklich 
wurde  auch  hervorgehoben,  dass  es  nicht  in  der  Absicht  sei,  einem  Ver- 
trage zuzustimmen,  „welcher  seine  Theilnehmer  aus  der  Mitgliedschaft  des 
deutschen  Bundes  loszureissen  und  diesen  dadurch  zu  sprengen  oder  zu 
spalten'*  bezwecke  und  dass  daher  Bestimmungen,  welche  zu  derartigen 
Besorgnissen  Grund  geben  können,  zu  modificiren  seien.  —  Vergl.  auch 
H.  ?.  Balow,  die  rechtliche  Stellung  der  deutschen  Union  im  Bunde, 
Berlin,  1850.  —  lieber  die  Rücksichten,  welche  den  Beitritt  von  Baden 
zum  Dreikönigsbündniss  damals  unvermeidlich  machten,  s.  meinen  ange- 
führten Schlussvortrag  v.  21.  März  1850,  Stuttgart  1850,  S.  18.  flg. 

*)  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  175. 

»)  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  221. 
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§.  191. 

Der  Berliner  Entwurf  einer  Reiehsverfassung  fiir  einen 

deutschen  Bundesstaat  mit  Ausschluss  Oesterreichs, 

vom  26.  Mai  1849. 

Der  Berliner  Entmirf  der  Reiehsverfassung  unterschied 
sich  von  der  Frankfurter  Reichsverfassung  hauptsächlich  darin, 
dass  er  einerseits  die  Sonderstellung  Oesterreichs  zum  neoeo 
Reiche  oiFen  aussprach^),  andererseits  aber  die  Regienugs- 
gewalt,  sowohl  des  Ganzen  als  der  einzelnen  Staaten,  zu  kräf- 
tigen und  übermässige  Freiheiten  zu  beschränken  versuchte^. 
Die  Hauptveränderung  findet  sich  aber  in  dem  Abschnitt  vom 
Reichsoberhaupt.  Der  Name  Kaiser  fiel  hinweg;  dafbr  sollte 
ein  „Reichsvorstand"  eintreten.  Diese  Würde  sollte  blei- 
bend mit  der  Krone  Preussen  verbunden  sein.  Die  Reichs- 
regierung  sollte  übrigens  nicht  allein  von  dem  Reichsvorstande, 
sondern  von  ihm  in  Gemeinschaft  mit  einem  Fttrstenrathe  ge- 
führt werden;  bestehend  aus  sechs  Stimmen ,  in  welche  die 
deutschen  Staaten  ausser  Oesterreich  eingetheilt  waren.  Dem 
Reichsvorstande  war  die  eigentliche  exekutive  Gewalt  beige- 
legt; im  Uebrigen  sollte  er  im  FürstencoUegium  nur  eine 
Stimme  haben.    Auch  sollte  der  Reichsvorstand  dem  Fürsten- 


*)  Sehr  vortreffliche  AusfQhnmgen  der  Gitknde,  welche  gegen  den  Aus- 
schluss Oesterreichs  von  Deutschland  sprechen,  finden  sich  in  dem 
ohen,  §.  189,  Note  1,  angeführten  Werke  von  v.  Wängenheim,  und  in 
dessen  oben,  bei  der  Literatur  dieses  Abschnitts  S.  460  angeführter  Schrift. 
—  A.  Boden,  hatte  sich  schon  1848  sehr  tüchtig  in  gleichem  Sinne  aus- 
gesprochen, und  mit  ganz  klarem  Blicke,  der  damaligen  Bewegungen  oo- 
geachtet,  vorausgesehen,  dass  nichts  anderes  als  ein  verbesserter  Staa- 
tenbund zu  erreichen  sein  werde.  Siehe  dessen  gesammelte  kleiße 
Schriften  S.  300. 

»)  Von  einem  voUstandigen  ,3rechen  mit  der  Revolution"  findet  sich 
übrigens  in  dem  Berliner  Entwürfe  noch  keine  Spur.  Er  war  ans  der 
Reichsverfassung  vom  28.  März  grösstentheüs  wörtlich  ausgeschrieben,  nnd 
im  Grunde  nur  eine  neue,  etwas  abgeschwächte  Ausgabe  derselben.  Jhss 
das  monarchische  Prindp  in  dem  Berliner  Entwurf  noch  nicht  wieder  ge- 
nügend gekräftigt  war,  habe  ich  schon  in  meiner  §.  190,  Note  4  angefiüutai 
Schlussrede  in  der  ersten  badischen  Kammer,  über  den  Beitritt  Badens 
zum  Dreikonigsbündniss  (21.  März  1850)  S.  25,  ausgesprochen. 
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eollegiam  gegenüber  kein  selbstständiges ;  persönliches  Veto 
haben,  ausser  in  einem  einzigen  Falle ,  nämlich  bei  Verän- 
derungen der  Beichsverfassnng.  Im  Uebrigen  ist  noch  Folgen- 
des zu  erwähnen.  Der  Reichsvorstand  sollte  keine  Civil- 
liste  beziehen;  die  Erhaltung  des  Reichs  wurde  wieder  auf 
Matrikularbeiträge  gestellt.  In  Bezug  auf  den  Reichs- 
tag war  dem  Reichsvorstande  und  dem  Ftlrstenrathe  zusam- 
men ein  absolutes  Veto  beigelegt.  Der  in  der  Reichsver- 
fassung  y.  28.  März  1849  aufgenommene,  so  sehr  beanstandete 
nnd  gefährliche  Satz,  dass  ein  dreimaliger  Reichstagsbeschluss 
von  selbst  Gesetz  werde,  wurde  beseitigt.  Sodann  wurde  dem 
Staatenhans  in  Bezug  auf  das  Budget  gleiches  Recht  mit 
dem  Volkshause  eingeräumt.  In  dem  Wahlgesetze  wurde  die 
wesentliche  Aendemng  gemacht,  dass  Wähler  nur  der  sein 
könne,  der  irgend  eine  direkte  Steuer  bezahlt:  sodann 
theilte  man  die  Wähler  in  3  Klassen:  Höchstbesteuerte,  Mittel- 
besteuerte nnd  Niederbesteuerte. 

§.  192. 

Verhandlungen   über    den  Berliner  Entwurf  bis    zur 

Eröffnung  des  Erfurter  Parlaments;   insbesondere  die 

Additionalakte  vom  26.  Februar  1850^). 

I.  Zur  Leitung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  des 
Dreikönigsbttndnisses  trat  ein  Verwaltungsrath,  gebildet 
ans  Bevollmächtigten  der  beigetretenen  Regierungen  am  18.  Juni 
1849  in  Berlin  zusammen.  Am  2.  Juli  wurde  das  provisorische 
Schiedsgericht  in  Erfurt  installirt  ^).  Im  Juni  und  Juli  verhan- 
delte Preussen  noch  besonders  mit  Bayern.  Am  8.  Sep- 
tember erklärte  aber  endlich  Bayern  bestimmt,  dass  es  dem 
preussischen  Projekte  nicht  beitrete;  dasselbe  erklärte  am 
26.  September  Würtemberg.  Nicht  beigetreten  sind  femer: 
Hessen-Homburg,  Frankfurt,  Luxemburg,  Holstein 


0  Weil,  Quellen,  S.  240  flg.  —  Vergl.  die  bei  §.  190  angeftthrten 
Aktenstücke,  betr.  das  Bündniss  vom  26.  Mai,  Berlin  1849,  Bd.  n, 
(enthaltend  die  Protokolle  der  Sitzungen  des  Yerwaltungsrathes  v.  5.  Okt 
bis  17.  Nov.  1849). 

*)  Es  ist  dieses  Schiedsgericht  niemals  zu  einer  Thädgkeit  gekommen. 
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und  Laaenbnrg^  und  Liechtenstein.  Die  ttbrigen  28 
souverainen  Fürsten  und  freien  'Städte  traten  dem  Dre^önigs- 
bttndnisse  bei.  Gleichzeitig  fingen  aber  Hannover  und 
Sachsen  an^  sich  zurückzuziehen. 

IL  Am  26.  bis  28.  Juni  1849  hatten  sich  130  Abgeordnete 
der  ehemaligen  Frankfurter  Nationalversammlung  vom  soge- 
nannten Centmm  in  Gotha  versammelt,  und  erklärten,  Ar  die 
Annahme  des  preussischen  Entwurfes  wirken  zu  wollen,  weil 
doch  einmal  die  Frankfurter  Reichsverfassung  in  ihrer  ursprüng- 
lichen Gestalt  unausführbar  sei.  Auf  diese  Art  hofile  man 
müidestens  das  Werk  der  Paulskirche  in  seinen  Grundlagen 
zu  retten,  und  seiner  vollen  Wiederherstellung  in  einem  kfinf- 
tigen  günstigeren  Zeitpunkte  entgegen  sehen  zu  können.  Zum 
Organe  dieser  Partei  wm*de  die  deutsche  Zeitung  erkoren^). 

ni.  Am  19.  Oktober  beschloss  der  Verwaltungsrath 
unter  Widerspruch  von  Sachsen  und  Hannover,  die  Wahlen 
der  Abgeordneten  zum  Volkshaus  auszuschreiben;  am  20.  Okt 
schieden  daher  Sachsen  und  Hannover  aus  dem  Verwal- 
tungsrathe  aus*).  Nichts  desto  weniger  schrieb  der  Verwat 
tungsrath  am  17.  November  1849  die  Vornahme  der  Wahlen 
der  Abgeordneten  zum  Volkshaus  auf  den  31.  Januar  1850 
aus  und  bezeichnete  zugleich  Erfurt  als  den  Ort,  wo  die 
demnächst  zu  berufende  Reichsversammlung  zusammen  treteo 


»)  Die  Erklärung  der  Gothaer  Versammlung,  v.  28.  Juni  184S, 
siehe  bei  Laube,  das  erste  deut.  Pari.  Bd.  in,  S.  444.  —  Siehe  aber  die 
Gothaer  Versammlung  auch  A.  Boden,  gesammelte  kleine  Schrifbem 
S.  327  flg. 

*)  Die  Regierungen  von  Sachsen  und  Hannover  betrachteten  dts 
Ausschreiben  der  Wahlen  als  „eine  dem  Bündniss  ▼.  26.  Mai  entgegen- 
laufende, die  Zwecke  desselben  geföhrdende,  und  insbesondere  die  innere 
und  äussere  Sicherheit  Deutschlands  bedrohende  Massregel.  Sie  be- 
trachteten diesen  Schritt  ferner  als  im  Widerspruche  mit  art  XI  der 
B.-A.  stehend  (s.  oben  §.  189,  Note  4),  und  da  nun  die  „ETentualität- 
eingetreten,  „das  es  nicht  gelungen,  den  Süden  Deutschlands  in  den  Beicfas- 
verband  .  .  .  aufzunehmen,  dass  vielmehr  nichts  zu  errreichen  gewesen,  ab 
die  Herstellung  eines  nord-  und  mitteldeutschen  Bundes,''  so  naboseD 
sie  auch  „gegenwärtig  den  Zeitpunkt  als  eingetreten  an,  wo  die  Yorbeliaite 
der  k.  sächsischen  und  k.  hannoverischen  Regierung  ?.  26.  Maid.  J. 
(s.  oben  §.  189)  Platz  greifen."  Siehe  die  Note  der  k.  sächs.  o.  has- 
nover'schen  BevoUmachtigten  v.  20.  Okt.  1849  in  den:  Aktenstacken, 
betr  das  Bündniss  v.  26.  Mai,  Bd.  n,  S.  91  flg. 
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solle ^).  Am  28.  November  protestirte  Oesterreich  gegen 
die  Einbernfimg  des  Reichstages  als  gegen  eine  Verletzung  der 
Bnndespflichten  ^).  Demnngeaebtet  berief  der  Verwaltungs- 
rath  am  13.  Februar  1850  die  Reichsversammlung  auf  den 
20.  März  nach  Erfurt  Am  25.  Februar  erklärte  Hannover 
förmlich  seine  Lossagung  vom  Bündniss*^.  Am  15.  Mäfz 
sprach  sich  der  König  von  Wttrtemberg  sehr  entschieden 
in  seiner  Thronrede  gegen  das  Bündniss  aus^);  alsbald  wur- 
den die  preussischen  Gesandten  von  Hannover  und  Wür- 
temberg  zurttckgerufen. 

rV.  Noch  hielt  Preussen  an  dem  Gedanken  fest,  den 
Bundesstaat  ,,mit  Vielen  oder  mtt  Wenigen"  zu  Stande 
zu  bringen^).    Am  26.  Februar  1850  fand  sich  aber  doch  der 


B)  Aktenstücke,  Bd.  II,  S.  162.  —  In  dem  Verwaltongsrathe  waren 
damals  nur  noch  Preussen,  Baden»  beide  Hessen,  die  grossherzogl. 
and  herzogl.  sächsischen  Häuser,  beide  Mecklenburg,  Nassau, 
Braunschweig,  Oldenburg  und  die  anhaltischen  Herzogthümer, 
beide  Schwarzburg  und  beide  Reuss,  und  die  freien  Städte  Ham- 
barg,  Labeck  und  Bremen  vertreten. 

«)  Weil,  QueUen,  S.  244. 

^  Die  Erklärung  der  k.  hannover'schen  Regierung  ▼.  25.  Febr. 
1850  lautet  dahin:  „dass  sie  durch  den  Beschluss  des  Yerwaltungsrathes 
V.  13.  Febr.  1850  ihre  Beziehungen  zu  dem  Vertrage  ▼.  26.  Mai  1849  als 
völlig  gelöst  betrachten  und  ihr  Yerhältniss  zu  den  Theilnehmem  des- 
selben auf  die  Gruiadlage  des  deutschen  Bundes  zurückgeführt 
ansehen  müsse.*'  —  Weil,  Quellen,  S.  244.  —  Der  Yerwaltungsrath  be- 
schiyftigte  sich  einige  Zeit  mit  dem  Gedanken,  Hannover  vor  dem  Schieds- 
gerichte (s.  Note  2)  zu  belangen:  man  ging  aber  von  diesem  Plane,  seiner 
voraussichtlichen  Erfolglosigkeit  wegen,  wieder  ab.  —  Auch  die  SteUung 
der  Hansestädte  in  der  deutschen  Union  war  sehr  eigenthümlich.  Unter 
dem  8.  und  13.  Febr.  hatten  sie  in  dem  Yerwaltungsrathe  schon  eine  voll- 
ständige Sonderstellung  in  Bezug  auf  ihre  Handels-  und  Schifffahrts- 
verhältnisse in  Anspruch  genommen,  und  sich  fClr  den  Fall  des  Aus- 
trittes von  Sachsen  u.  Hannover,  oder  des  Nichtanschlusses  v.  Holstein 
and  Lauenburg  weitere  Entschliessung  vorbehalten.  Weil,  Quellen, 
S.  244.    (Siehe  unten  §.  196,  Note  5). 

«)  Abgedruckt  ist  die  Thronrede  des  K.  v.  Würtemberg  v.  15.  März 
1850  in  der  Augsbuiger  Allg.  Ztg.  v.  16.  März  1850,  Nr.  75,  S.  1187.  — 
Das  Bündniss  vom  26.  Mai  wird  darin  als  ein  „künstlicher  Sonder- 
bnndsversuch*'  bezeichnet,  „in  der  Mitte  von  den  drei  grössten 
Landmächten  ohne  Aussicht  auf  Bestand  in  den  Tagen  der  Gefahr.** 

*)  Rede  desH.  v.  Radowitz  in  der  zweiten  preussischen  Kammer, 
am  25.  August  1849;  siehe  dessen  gesammelte  Schriften,  Bd.  H,  S.  419. 
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Verwaltungsrath  wegen  des  Nichtbeitritts  der  grössereD 
Staaten  veranlasst,  eine  Additionalakte  znm  Bflndnisse 
vom  26.  Mai  1849  zu  entwerfen  ^^).  Hieraach  sollte  der  Bun- 
desstaat nicht  mehr  Eeich,  sondern  deutsche  Union  heissei); 
das  Verhältniss  dieser  deutschen  Union  zu  den  nicht  bei- 
tretenden Staaten  wurde  weiterer  Verständigung  vorbehalten. 
Die  deutsehe  Union  solle  im  deutschen  Bunde  stehen 
bleiben,  aber  darin  als  Gesammtheit  die  Rechte  nnd 
Pflichten  ihrer  einzelnen  Mitglieder  ausüben.  Ansdrficidieh 
wurde  erklärt,  dass  die  deutscheUnion  gegen  die  anderen 
Bundesstaaten  kein  Eriegsrecht  austiben  wolle;  der 
Fürstenrath  sollte  aus  fünf  Stimmen  bestehen,  worunter  aber 
noch  Sachsen  aufgeftihrt  wurde,  weil  es  sich  noch  nicht 
förmlich  von  dem  DreikOnigsbündnisse  losgesagt  hatte  ^^). 

§.  193. 

Das  Interim   vom  30.  September  1849.     Die  Bundes- 
commission.   Rücktritt  des  Erzherzogs-Reichsverwesers 
(20.  December  1849). 

L  Seit  der  Auflösung  des  Frankfurter  Parlaments  erkannte 
Preussen  den  Reichsverweser  nicht  mehr  als  provisorische 
Genträlgewalt  an  ^).    Da  aber  allmählig  klar  geworden  war, 


«•)  Abgedruckt  in  Weil,  Quellen,  S.  245  flg. 

^0  Die  in  der  Additionalakte  vom  26.  Febr.  1850  für  den  Fflisteonth 
projektirten  Stimmen  waren:  1)  Preussen;  2)  K  Sachsen,  die  grossk 
u.  herzogl.  sächBischen  Häuser,  nebst  den  anhaltiscben,  schwarz- 
burgisch&n  und  reussischen  Häusern;  3)  Hannover,  mit  Braan- 
schweig,  beiden  Mecklenburg,  Oldenburg  und  den  drei  Hanse- 
städten; 4)  Baden;  5)  beide  Hessen,  Nassau,  beide  Lippe  und 
Wal  deck.  —  In  dem  bezüglichen  §.  67  des  Berliner  Entwurfes  ▼.  26.Msi 
1^9  waren  sechs  Stimmen  für. den  Fürstenrath  projektirt:  1)  Prensseo: 
2)  Bayern;  3)  die  sämmtlichen  sächsischen,  anhaltischeo. 
schwarzburgischen  und  reussischen  Häuser;  4)  Hannoyer. 
Braunschweig,  Holstein  mit  Lauenburg,  beide  Mecklenborg, 
Oldenburg  und  die  drei  Hansestädte;  5)  Würtemberg,  Baden, 
beide  Hohenzollern,  Liechtenstein;  6)  bdde  Hessen,^  Luxen- 
bürg  mit  Limburg,  Nassau,  beide  Lippe,  Waldeck,  Hesseo- 
Homburg  und  Frankfurt 

1)  Schon  in  seiner  Rede  in  der  zweiten  prenssischen  Kanmier,  sa 
25.  August  1849,  hatte  sich  H.  ▼.  Radowitz  hierüber  folgendennasseo 
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dass  die  von  Prenssen  beabsichtigte  dentsche  Union 
keinenfalls  mehr  alle  deutschen  Staaten  ausser  0 es ter reich 
nmfassen  werde^  Deutschland  aber^  sowohl  seiner  europäischen 
Stellung  and  der  auswärtigen  Angelegenheiten  im  Allgemeinen 
halber,  als  auch  wegen  der  holsteinischen  Sache  insbeson- 
dere, sowie  auch  wegen  der  Erhaltung  und  Verwaltung  des 
Bnndeseigenthums,  namentlich  der  Bnndesfestungen,  und 
wegen  seiner  militärischen  Gesanmfitinteressen,  nicht  länger 
ohne  irgend  einen  Einheitspunkt,  d.  h.  eine  von  allen  Bundes- 
staaten ohne  Ausnahme  anerkannte  Exekutivbehörde  bleiben 
könne,  und  da  überdies  der  Erzherzog-Reichsverweser  wieder- 
holt den  Wunsch  geäussert  hatte,  unter  den  nunmehr  ganz 
veränderten  *  Umständen  seiner  Würde  zu  entsagen,  und  die 
ihm  durch  den  Bundesbeschluss  vom  12.  Juli  1848  anvertraute 
Gewalt  wieder  an  die  Gesammtheit  der  Mitglieder  des 
deutschen  Bundes  zurückzugeben  ^),  so  musste  man  darauf  be- 
dacht sein,  eine  neue  provisorische  Centralgewalt  ftlr 
Deatschland  zu  erschaffen.  Dies  geschah  durch  eine  Ueber- 
einkunft  zwischen  Oesterreich  und  Preussen,  zu  Wien  am 
30.  September  1849,  das  sog.  Interim^). 


aasgesprochen,  (s.  dessen  gesammelte  Schriften,  n,  417):  In  gleichem 
Masse,  m.  H.,  bedarf  nun  der  weitere  (d.  h.  deutsche)  Bond  eines  in- 
terimistischen Organs,  da  die  k.  Regierung  ein  solches  in  der  proviso- 
risclien  Centralgewalt,  die  von  der  Nationalyersammlung  durch  Beschluss 
r.  28.  Juni  y.  J.  eingesetzt  worden  war,  nicht  mehr  zu  erkennen  vermag. 
Obwohl  dieselbe  durch  den  B.-B.  t.  12.  Juli  bestätigt  worden  ist,  so  war 
die  Ausübung  ihrer  Befugnisse  doch  an  die  Verantwortlichkeit  des  Beichs- 
ministeriums  gegen  die  Nattonalversammlung,  also  an  die  Dauer  der  letz- 
teren gebunden.  Bei  vollster  Anerkennung  der  hohen  Verdienste,  die  der 
erlauchte  Inhaber  der  provisorischen  Centralgewalt  sich  um  das  Vaterlajid 
in  dessen  schwerster  Zeit  erworben  hat,  konnte  Preussen  doch  nicht  die 
Fortsetzung  einer  Regierungsgewalt  anerkennen,  die  jetzt  weder  auf  dem 
Boden  der  ursprünglichen  Einsetzung  stände,  noch  wie  der  frühere  Bundes- 
tag, an  die  Verantwortlichkeit  gegen  die  deutschen  Regierungen 
gewiesen  wäre.  Die  Einsetzung  einer  neuen  provisorischen  Behörde 
des  Bundes  ist  daher  jedenfiedls  nothwendig,  und  die  k.  Regierung  hat 
sich  bereit  erklärt,  über  deren  zweckmässigste  Einrichtung  sich  mit  den 
anderen  deutschen  Regierungen  zu  verständigen.*' 

*)  Hierauf  nimmt  namentlich  der  Eingang  des  Interim  (s.  Note  4) 
V.  30.  Sept  1849  Bezug. 

3)  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  247. 
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II.  Es  hatten  sich  hierdnrch  diese  beiden  Kronen  im  Eis- 
Verständnisse  mit  dem  Erzherzog- Reichsverweser  dahin  Ter- 
ständigty  dass  sie  ,;für  den  deutschen  Band,  und  im 
Namen  sämmtlicher  Bnndesregiernngen'^  und  unter 
Vorbehalt  ihrer  Zustimmung,  die  Austtbung  der  Centralge- 
walt  gemeinschaftlich  und  ausschliesslich  bis  zum  1.  Mai 
1850  übernehmen  wollten,  insofern  dieselbe  nicht  frtiher  an 
eine  definitive  Gewalt  übergehen  könne ^).  Als  Zweck  des 
Interim  wurde  die  ,,Erhaltung  des  deutschen  Bundes, 
als  eines  völkerrechtUchen  Vereines  der  deutschen  Fürsten  uni 
freien  Städte  zur  Bewahrung  der  Unabhängigkeit  und  UnTCf- 
letzlichkeit  ihrer  im  Bunde  begriffenen  Staaten  und  zur  Erhal- 
tung der  inneren  und  äusseren  Sicherheit  Deutschlands 'S  also 
genau  der  Grundlage  des  art  2  der  deutschen  Bandesakte 
entsprechend;  angegeben^).  Die  deutsche  Verfassungsange- 
legenheit  blieb  y,der  freien  Vereinbarung  der  einzelnes 
Staaten ^^  während  des  Interim  überlassen.  Dasselbe  galt 
von  den  nach  art.  6  der  Bundesakte  dem  Plenum  der  Bundes- 
versammlung zugewiesenen  Angelegenheiten^).  Für  den  Fall 
dass  bei  Ablauf  des  Interim  die  deutsche  Verfapsungsange- 
legenheit  noch  nicht  zum  Abschlüsse  gediehen  sein  sollte, 
wurde  es  den  deutschen  Begierungen  anheim  gestellt,  sich  fiber 
den  Fortbestand  des  Interim  zu  vereinbaren^.  Die  seither 
von  der  provisorischen  Centi*algewalt  geleiteten  Angelegenhdten, 
insoweit  dieselben  nach  Massgabe  der  Bundesgesetze  innerhalb 
der  Competenz  des  engeren  Rathes  der  Bundesversammhmg 
gelegen  waren,  wurden  während  des  Interim  einer  „Ban- 
descommission" übertragen,  zu  welcher  Oesterreichnnd 
Preussen  je  zwei  Mitglieder  ernennen  sollten,  und  die  üireD 
Sitz  zu  Frankfurt  zu  nehmen  hatte.  Den  übrigoi  Be- 
gierungen wurde  frei  gestellt,  sich  einzeln  oder  mehrere  ge- 
meinschaftlich durch  Bevollmächtigte  bei  der  Bundeseom- 
mission  vertreten  zu  lassen  s). 


*)  Interim,  §.1. 
*)  Interim,  §.  2. 
«)  Interim,  §.  3. 
7)  Interim,  §.  4. 

^)  Interim,  §.  5.  —  Darch  die  Zulassung  von  Bevollmächtigtal  der 
einzelnen  Bundesstaaten  bei  der  Bundescommission  war  der  Siehe  tmeh 
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in.  Das  Bedeutsame  an  diesem  Interim  war,  dass 
sich  nnnmehr  die  beiden  deutsehen  Grossmächte  auf  dem 
Boden  des  Bundesreehts  und  auf  der  Grundlage  der 
Bnndesakte  wenigstens  doch  zu  einer  vorläufigen  Ver- 
ständigung zusammengefunden  hatten,  und  Deutschland  doch 
Ton  diesem  Augenblicke  an  wenigstens  dem  Auslände  gegen- 
über nicht  mehr  als  vollkommen  zerfahren  und  handlungsun- 
fähig erschien. 

IV.  Der  Erzherzog  Johann  genehmigte  diese  Ueberein- 
knnft  ausdrücklich  und  .förmlich  durch  eine  Urkunde  d«  d. 
Frankfurt,  6.  Oktober  1849,  mit  der  Erklärung,  dass  wenn  die 
in  jener  Convention  erwähnte  Zustimmung  sämmtlicher 
deutschen  Regierungen  zu  derselben  erfolgt  sein  werde,  er 
bereit  sein  werde,  seiner  Würde  als  deutscher  Eeicbsverweser 
zu  entsagen,  und  die  ihm  am  12.  Juli  1848  von  der  deutschen 
Bundesversammlung  übertragenen  Rechte  und  Pflichten  in  die 
Hände  Sr.  Majestät  des  Kaisers  von  0  est  er  reich  und  Sr. 
Majestät  des  Königs  von  Preussen  niederzulegen"^). 

V.  Üas  Eintreffen  der  Genehmigung  verzögerte  sich  jedoch 
dergestalt,  dass  die  Bundescommission  erst  am  20.  De- 
cember  1849  in  Thätigkeit  treten  konnte. 

§.194. 

Der  Müncliener  Entwurf  einer  deutschen  Bundesver- 
fassung vom  27.  Februar  1850. 

I.  Als  Gegenentwurf  gegen  die  preussischen  Unionsent- 
würfe wurde  zu  München  am  27.  Februar  1850  ein  Ver- 
fassungsentwurf fUr  Deutschland  ausgearbeitet,  über  welchen 
sich  Bayern,  K.  Sachsen  und  Würtemberg  verständigt 
hatten^).    Dieser   Entwurf  besteht   nur  aus    19  Artikeln  und 


bereits  schon  vied^  eine  Art  Bundestag,  unter  gemeinschaftlichem  Vorsitz 
von  Oesterreich  und  Preussen,  eingerichtet,  dem,  um  vollständig 
Bundestag  zu  sein,  nichts  fehlte,  als  dass  keine  förnüichen  Sitzungen  von 
der  Bundescommission  mit  den  BevoUrnächtigten  der  Begierungen  ab- 
gehalten wurden. 

^)  Die  Erklärung  des  Erzherzogs-Reichsverwesers  v.  6.  Okt  1849  ist 
abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  249. 

1)  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  251  flg.  Auch  Hannover  soll 
(nach  Weil)  an  den  Berathungen  Theil  genommen  haben  und  daher  nennt 

Z9pfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.  I.  33 
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beruht  anf  folgenden  Grnndgedanken:  Ganz  Dentschland, 
Oesterreich  inbegriffen;  mnss  beisammen  bleiben-). 
Es  soll  somit  kein  Bandesstaat  gemacht  werden,  sondern 
wieder  ein  Staatenbund.  Daher  soll  es  auch  durchaus 
keine  einheitliche  Spitze  geben ,  sondern  eine  ^yBandesre- 
giernng^';  gebildet  von  sieben  Mitgliedern,,  welche  folgende 
Bnndesglieder  ernennen  sollen:  1.  Oesterreich,  2.  PrensseiL 
3.  Bayern,  4.  Sachsen,  5.  Hannover,  6.  Wtirtemberg,  7.  Knr- 
hessen  nnd  Grossherzogthum  Hessen.  Den  übrigen  Bnndes- 
gliedem  wurde  freigestellt,  soweit  nicht  agnatische  odei 
sonstige  erbrechtliche  Verhältnisse  deren  Verbindung  mit  der 
einen  oder  anderen  Stimme  bedingen,  mit  welcher  derselben 
sie  sich  vereinigen  wollten.  Die  Art  und  Weise  der  Be- 
theiligung der  solchergestalt  mitvertretenen  Staaten  an  der 
Ausübung  des  Rechtes  der  Beschickung  der  Bundesregierung 
blieb  dem  freien  Uebereinkommen  überlassen^).  Die 
Mitglieder  der  Bundesregierung  wurden  wieder  an  die 
Instruktionen  ihrer  Staatsregierungen  gebunden  erklärt, 
wie  dies  nach  dem  bisherigen  Bundesrecht  der  Fall  war  (and 
ist);  doch  sollten  sie  die  Abstimmung  nicht  wegen  Mangels 
einer  Instruktion  verweigern  dürfen,  und  nur  bei  wichtigen 
Fragen  eine  billige  Frist  zur  Instruktionseinholung  bewilligt 


er  auch  die  Vereinbarung  über  den  Münchener  Entwurf  das  Vier-KönigSr 
bündniss.  Unterzeichnet  ist  aber  der  Entwurf  nur  von  den  Yertretem  von 
Bayern,  K.  Sachsen  und  Würtemberg.  Auch  die  oben  (§.  192)  er- 
wähnte Thronrede  des  E.  von  Würtemberg  v.  15.  März  1^0  nennt 
Hannover  nicht  ßla  Theihiehmer  an  diesem  Entwürfe. 

')  Die  CoUektivAote  von  Bayern,  E.  Sachsen  und  WUrtemberg, 
an  die  k.  k.  österreichische  und  an  die  k.  preussische  Regierung 
V.  13.  März  1850,  womit  diesen  beiden  Grossmächten  dieser  Entwarf  mit- 
getheilt  wurde,  sagt  darüber  ausdrücklich  (Weil,  Quellen,  S.  256):  ,,Diese 
üebereinkunft  ruht  auf  der  üeberzeugung,  dass  die  Zukunft  der  deatscbeii 
Nation  nur  durch  eine  Verfassung  gesichert  werden  kann,  welche  den  mög- 
lichst innigen  Verband  zwischen  Oesterreich  und  dem  übrigen D^tsdi- 
land  erhält,  „die  beiden  gros  st  en  deutschen  Staaten  in  gleich 
würdiger  und  einflussreicher  Stellung  umfasst,  und  ohne  Ter- 
nichtung  der  übrigen  Staaten  solche  Bundesorgane  einsetzt,  in 
welchen  eine  wirksame  Thätigkeit  der  Regierungsgewalt  mit 
der  freien  Entwickelung  des  Volksgeistes  durch  eine  Natfoaa^ 
Vertretung  sich  zum  Wohle  des  Ganzen  verbinden  können." 

>)  Münchener  Projekt,  art  3. 
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werden  y  nach  deren  Ablauf  die  Abstininmng  erfolgen  muss^). 
Die  Bnndesregierang  sollte  ihre  BesehlflSBe  nach  einfacher 
Stimmenmehrheit  fassen.  Nnr  in  einem  einzigen 
Falle^  nämlich  wo  es  sich  nm  Abänderung  der  Bundes- 
verfassnng  handelt ,  wurde  Stimmeneinhelligkeit  flir  erfor- 
derlich erklärt^).  Ftir  die  Erhaltung  der  Selbstständigkeit  der 
emzelnen  Staaten  war  die  geeignete  Vorsorge  getroffen:  ans- 
drfleklieh  wnrde  die  Belassnng  ihres  Gesandtschaftsrech- 
tes ansgesprochen *).  Das  Ernennungsrecht  der  Offi- 
ciere  ihrer  Trnppen  blieb  ihoein  selbstverständlich'^;  ebenso 
waren  sie  auch  gegen  Eingriffe  der  Bundesregierung  in  ihr 
Besteuemngsrecht  sicher  gestellt ,  mdem  die  Beischaffnng  der 
zu  dem  gemeinschaftlichen  Aufwände  erforderlichen  Geldmittel 
(sowie  bisher  bei  dem  deutschen  Bunde)  durch  Matrik  ul  ar- 
bei träge  geschehen  sollte^).  Eben  so,  wie  in  der  Frank- 
furter Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  und  dem  Berliner 
Entwürfe,  war  die  Einsetzung  eines  ständigen  Bundesge- 
ricbtes^),  und  die  Einrichtung  einer  Nationalvertretung 
ausgesprochen'^).  Die  Nationalvertretung  sollte  aus  300  ge- 
wählten MitgUedem  bestehen.  Von  diesem  sollten  in  Oest er- 
reich 100,  in  Preussen  100  und  in  den  tibrigen  Bundes- 
staaten 100  gewählt  werden,  gleichviel,  ob  Oesterreich 
and  Preussen.  mit  ihren  Gesammtstaaten  oder  nur  mit 
dem  grSsstenTheile  derselben  dem  Bunde  beitreten '').  Die 
Nationalversammlung  sollte  „durch  die  Landes  Vertreter^' 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  gewählt  werden  '^).    Der  Na- 


4)  Mfln ebener  Projekt,  art  6. 

s)  £bendaB.  art  5. 

•)  Ebendas,  art.  1,  Nr.  1. 

')  Der  Bundesregierung  war  nacb  dem  Münchener  Projekt  art.  1, 
Nr.  3,  nur  die  Oberleitung  der  bewafiheten  Macht  zu  Land  und  zur 
See  beigelegt 

«)  Münchener  Projekt,  art  1,  §.  8. 

9)  Ebendas.  art  2  und  art.  15. 

<o)  Ebendas.  art.  2. 

«0  Ebendas.  art.  8. 

^)  Ebendas.  art  9.  —  Die  Landst&nde  der  einzelnen  Staaten  sollten 
also  nicht  darauf  beschränkt  sein,  die  Nationalvertreter  nur  aus  ihrer  Mitte 
zu  wählen.    Dass  übrigens  bei  solchem  System  nur  selten  ein  Nationalver- 
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tionalyertretang  waren  bedeutende  Rechte  eingeräumt  Es  wv 
ihr  das  Recht  der  Zustimmnng,  (nicht  blos  etwa  des  Bei- 
rathes)  zn  allen  Bundesgesetzeu  beigelegt  Sie  sollte 
das  Recht  der  Initiative  zur  Gesetzgebung  in  allen  Ange- 
legenheiten haben^  welche  der  Bundesgesetzgebung  zugewiesen 
sind^^).  Auch  war  die  Zustimmung  der  Nationalyersanmüimg 
ftir  erforderlich  erklärt ,  zur  Feststellung  der  Bund  es  aus- 
gaben und  der  zu  erhebenden  Matrikularbeiträge.  D^ 
Voranschlag  hierfttr,  sowie  der  Nachweis  über  die  Yerwendnog 
sollte  alle  drei  Jahre  von  der  Rundesregierung  Toigdegt 
werden  ^^).  Ueberdies  wurde  der  Nationalvertretung  das  Recht 
beigelegt,  Anträge  oder  Wünsche  bezüglich  aller  gemeis- 
samen  Bundesangelegenheiten  an  die  Bundesregi^nug  zu 
bringen*^).  Die  Gewähr  von  Rechten,  welche  den  Ange- 
hörigen aller  deutschen  Bundesstaaten  zugesichert 
sind,  wurde  als  gemeinsame  Bundesangelegenheit  anerkannt*^). 
Sobald  sämmtliche  Mitglieder  des  bisherigen  deutschen  Bandes 
ihre  Zustimmung  zu  diesen  Bestimmungen  gegeben  haben, 
sollte  die  Bundesregierung  gebildet  werden,  und  an  die 
Stelle  der  am  30.  September  1849  eingesetzten  provisorischen 
Bundescommission  (§.  192)  treten,  und  sofort  ein  Bnn- 
desgrundgesetz  auf  der  Grundlage  dieses  Entwurfes  ent- 
werfen, welches  an  die  Stelle  der  bisherigen  Grundgesetze 
des  deutschen  Bundes,  der  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815 
und  der  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820  zu  treten 
bestinmit  war  *^).  Dieses  Grundgesetz  sollte  von  den  emzetoen 
Regierungen  der  Bundesstaaten  den  Landesvertretnngen 
mit  der  Aufforderung  mitgetheilt  werden,  die  Wahl  der  Na- 
tionalvertreter vorzunehmen.  Nach  vollendeter  Wahl  sollte 
die     Nationalvertretung    einberufen     und    derselben 


treter  aus  einem  anderen  Kreise ,  als  aus  der  Mitte  der  landstaadiacto 
Corporation  hervorgehen  würde,  liegt  in  der  Katar  der  Dinge. 

*')  Münchener  Projekt,  art.  11. 

4«)  Ebendäs.  art  12. 

«)  Eben  das.  art.  13. 

«*)  Ebendas.  art  1,  §.  9.  —  Der  Ausdruck:  »»Grundrechte  des 
Volkes"  war  vermieden. 

")  Ebendas.  art  16  u.  17. 
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das  Bnnd-eBgrnndgesetz   znr  Vereinbarang  vorgelegt 
werden*®). 

H.  Oesterreich  erklärte  im  März  1850 ^  dasB  es  „von 
dem  Standpunkte  des  Rechtes  wie  der  Politik  nicht  nnr  die 
Zweckmässigkeit^  sondern  auch  die  Ausführbarkeit 
der  von  den  k.  Höfen  von  Bayern,  Sachsen  und  Würtem- 
berg  gemachten  Vorschläge  anerkenne,  und  denselben  voll- 
kommen beitrete,  jedoch  unter  der  Voraussetzung:  1)  dass 
die  m  diesen  Vorschlägen  enthaltenen  Grundzüge  bei  der  Aus- 
arbeitung des  Verfassungsentwurfes,  und  nicht  minder  bei 
der  Vereinbarung  über  denselben,  in  ihrer  Wesenheit 
beibehalten  werden;  2)  dass  insbesondere  die  den  Bundes- 
organen zustehende,  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt 
anf  die  im  art  I.  der  mitgetheilten  Verfassungsgrundlagen  be- 
zeichneten Gegenstände  zu  beschränken  und  inner- 
halb der  daselbst  angedeuteten  Gränzen  zu  üben  sein  werde*'); 
3)  dass  femer  unter  den  im  neunten  Punkte  des  eben  bezoge- 
nen art  I.  erwähnten  Rechten,  nicht  die  sog.  Grundrechte 
verstanden  seien,  deren  Einführung  bereits  in  den  meisten 
Staaten  als  unvereinbar  mit  dem  öffentlichen  Wohle  erkannt 
worden  ist;  und  dass  4)  endlich  Oesterreich  die  Möglichkeit 
werde  geboten  werden,  sich  dem  Bunde  mit  dem  ganzen 
Gebietsumfange  des  Kaiserreichs  anzuschliessen'^  Bei 
Verwirklichung  dieser  Voraussetzungen  erklärte  Oesterreich, 
sich  an  der  unter  diesen  Verhältnissen  nicht  nur  möglichen, 
sondern  im  allgemeinen  Interesse  selbst  wünschens  werthen 


^  Münchener  Projekt,  art.  18  tu  19. 

^^)  Die  im  art  1  des  Münchener  Entwurfes  als  gemeinsame 
Bandesangelegenheit  anerkannten  Cregenstände  sind:  1)  die  ydlker- 
rechtliche  Vertretung  Deutschlands  in  seinen  allgemeinen  Verhält- 
nissen zum  Auslande;  2)  die  Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden;  3)  die 
Oberleitung  der  bewaffiieten  Macht  zu  Land  und  zur  See;  4)  die  Er- 
haltung des  Landfriedens,  der  inneren  Ruhe  und  Sicherheit;  5)  die 
Oberaufsicht  auf  die  gemeinsamen  Handels-  und  Zollverhältnisse;  6)  die 
Oberaufsicht  über  die  Anstalten  fOr  den  Verkehr,  die  Schififahrt,  Posten, 
Eisenbahnen,  Telegraphen;  7)  die  Förderung  eines  Einverständnisses  über 
die  wünschenswerthe  Gleichheit  in  Münze,  Maas  und  Gewicht;  8)  die  Be- 
schaffung der  zu  dem  gemeinsamen  Aufwände  erforderlichen  Geldmittel 
durch  Matriknlarbeiträge ;  und  9)  die  Gewähr  deijenigen  Rechte,  welche 
den  Angehörigen  aUer  Bundesstaaten  zugesichert  sind. 
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Bildung  eines  solches  Bundes  mit  Freuden  und  aufrichtig  in 
der  Ueberzeugung  betheiligen  zu  wollen ,  dass  ein  auf  den 
vorgeschlagenen  Grundlagen  ruhendes  Bundesyerhättniss  zwi- 
schen dem  verjüngten  Oesterreich  und  dem  verjängten  Dentscb- 
land  nicht  nur  mit  der  Einheit  des  Kaiserreichs  yollkommeD 
vereinbar  sei,  sondern  auch  für  beide  gleich  erspriesslieh,  die 
Bürgschaft  einer  schönen  und  glücklichen  Zukui^  in  sieh 
trage  20). 

§.  195. 

Die  Bedeutung  des  Münchener  Entwurfes. 

I.  Betrachtet  man  den  Mttnchener  Entwurf  mit  unbefangenen 
Auge,   so   wird   man  ihm,   bei  grossen  Fehlem,  auch  grosse 
Vorzüge  zugestehen  müssen.    Er  selbst  ist  abermals  ein  spre- 
chendes Zeugniss  daftlr,  dass  die  nationale  Bewegung,  welche 
in  dem  Jahre  1848  auf  eine  Reform  der  deutschen  Bundesver- 
fassung  gerichtet   war,   abgesehen   von    ihren   verwerflichen 
Auswüchsen  und  beklagenswerthen  Verirrungen,  eine  tief  wur- 
zelnde,  in  ihrem  Grundgedanken  wohlberechtigte,   und  aoeh 
von  den  Regierungen   der  deutschen  Staaten  für  eine  solche 
anerkannt  war.    Dieser  Grundanschauung  trug  der  Müncbener 
Entwurf  volle  Rechnung.    Er  erkannte  die  Hauptmängel  d^ 
deutschen  Bundesverfassung,  wie  sie  sich  im  Laufe  der  Zeit 
erfahrungsmässig  herausgestellt    hatten,   vollständig  an,  ond 
brachte    entschiedene  Mittel  zu   deren  Abhilfe  in  Vorschlag. 
Der  unseligen  Verschleppung  der  Abstimmungen  in  der  Bun- 
desversammlung durch  Verzögerung  der  Instruktionseinholoog 
wollte  er  in  mindestens  eben  so  durchgreifender  Weise  ab- 
helfen, als  dies  durch  die  neue  (revidirte)  GeschäftsordnnDg 
der  Bundesversammlung  vom  16.  Juni  1854  geschehen  ist*). 
Dadurch,    dass    er   die   Beschlussfassung   durch   Stimmen- 
mehrheit zum  fast  ausnahmslosen  Princip  erhob,  indem  er 
nur  eine   einzige,   in  der  Natur  der  Sache  begründete. 


^)  Siehe  den  Auszug  aus  der  österreichischen  Note  ?om  Mtol850. 
bei  Weil,  QueUen,  S.  257. 

«)  Münchener  Entwurf  art.  6;  (siehe  §.  194  bei  Note  4;  vergL  nii 
derrevidirten  Geschäftsordnung  des  deutschen  Bundes  t.  16.  Joni  1854, 
§.  10  (8.  oben  §.  125;  128). 
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absolut  nothwendige  Ausnahme  hieryon  gestattete,  d.  h.  Stirn* 
meneinhelligkeit  nur  allein  noch  in  dem  Falle  forderte, 
wo  es  sich  um  Abänderung  der  Bundesverfassung 
handelt,  legte  er  der  Bundesregierung  eine  Kraft  bei,  wie  sie 
die  Bundesversammlung  weder  vorher  noch  nachher  besessen 
hat^).  Die  Forderungen  der  Nation,  welche  sämmtliche  Re- 
gierungen, sov^hl  einzeln,  als  in  der  Bundesversammlung,  als 
wohlbegrttndete  anerkannt,  und  im  ^rincip  bereits  zugestan- 
den hatten,  nämlich  die  Errichtung  eines  ständigen  Bun- 
desgerichtes und  einer  Nationalvertretung,  waren  in 
ihm  Ycrwirklicht  und  der  Nationalversammlung  waren  darin 
Beehte  eingeräumt,  die  ihr  eine  eben  so  wttrdige  Stellung  zu 
den  Regierungen,  als  die  volle  Möglichkeit  gewährten,  für  die 
Gesammtinteressen  der  Nation,  thätig  eingreifend,  segensreich 
za  wirken^).  Auch  sollte  die  Nationalvertretung  aus  einer  so 
bedeutenden  Anzahl  von  Mitgliedern  bestehen,  dass  auch  in 
dieser  Beziehung  billige  Forderungen  sich  befriedigt  finden 
komiten,  und  hinsichtlich  der  Vertheilung  der  dreihundert 
Stimmen  in  der  Weise,  dass  davon  auf  Oesterreich,  Preussen 
und  das  übrige  Deutschland  je  ein  Drittheil  kam^),  hatten  we^ 
aigstens  die  mittleren  und  die  kleineren  deutschen  Staaten 
nicht  im  Entferntesten  Ursache,  sich  über  unbillige  Behandlung 
zn  beklagen.  Die  politische  Einheit  Deutschlands  nach  Aussen 
and  nach  Innen  war  in  dem  Münchener  Projekte  genügend 
gewahrt,  und  der  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Bundesstaaten 
dabei  jene  Anerkennung  geworden,  auf  welche  dieselben,  wie 
der  Verlauf  der  Geschichte  seit  1848  bis  hierher  gezeigt  hat, 
darchans  nicht  verzichten  wollen,  und  ohne  Selbstvemich- 
tung  nicht  verzichten  können^).  Anerkannt  war  endlich,  dass 
den  Angehörigen  aller  einzelnen  Bundesstaaten  Rechte,  gleich- 
massig  in  allen  Bundesländern,  zu  gewährleisten  sind^),  und 
wenn  dieselben  auch  hier  nicht  als  Grundrechte  des  Vol- 
kes bezeichnet  wurden,  so  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  eine 


*)  Münchener  Entwurf,  art.  5,  vergl.  mit  der  revidirten  G.-O. 
des  deutschen  Bundes  art  12  (§.  128,  m,  C);  siehe  auch  oben  §.  140. 
»)  Münchener  Entwurf,  art.  9—15  (siehe  §.  194). 
*)  Ebendas.  art  8  (siehe  §.  194,  I.) 
s)  Ebendas.  art.  1  (siehe  §.  194,  L) 
«)  Ebendas.  art.  1,  §.  9  (siehe  §.  194  I.) 
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Beschränkong  der  massloBen  (sog.  Frankfarter)  Gnindredite 
als  unvermeidlich  nothwendig  bereits  in  den  meisten  Staaten 
erkannt  worden  war,  wie  dies  nicht  nur  die  österreidiisek 
Note  vom  März  1850  richtig  ausspricht  ^^  sondern  schon  tot 
ihr  in  dem  Berliner  Entwurf  anerkannt  worden  war,  imd 
noch  mehr  von  der  (alsbald  folgenden)  Erfnrter  Yersamm- 
long  anerkannt  wurde  ^  die  aus  eigenem  Antriebe  den  Begi^ 
rangen,  die  noch  zum  Dreikönigsbündnisse  hielten,  eine  gro^ 
Reihe  von  Beschränkungen  jener  sog.  Grundreehte  yoiscUB§< 
die  in  den  Berliner  Entwurf  aus  der  (Frankfnrter)  BeichsTs 
fassung  vom  28.  März  1849  unverändert  herttber  genommes 
worden  waren  ^).  Erwägt  man  überdies,  dass  in  der  Zät,  ab 
das  Mttnchener  Projekt  erschien,  die  Bewegung  sich  noeli 
keineswegs  vollständig  gelegt  hatte,  und  noch  bei  allen  Re 
gierungen  die  vollständigste  Bereitwilligkeit  vorlag,  dem  Volke 
alle  Freiheiten  zu  gewähren ,  bei  welchen  der  Bestand  eiiter 
ordnungsmässigen  Regierung  überhaupt  noch  mOglich  wir, 
so  muss  auch  die  Besorgniss  verschwinden,  als  wenn  daieh 
den  Mttnchener  Entwurf  die  sog.  Grundrechte  des  Volkes, 
auch  wenn  deren.  Name  aus  Rttcksicht  auf  die  Wünseke 
Oesterreichs  hinwegfiel^  der  Sache  nach  zur  Bedeutangslosif 
keit  hätten  zurttckgefUhrt  werden  sollen.  Ueberdies  hatte  is 
Mttnchener  Entwurf  zur  Errichtung  der  definitiven  Verfessang 
auf  den  von  ihm  bezeichneten  Grundlagen  nicht  nnr  die  U 
Stimmung  der  sämmtlichen  Bundesregierungen,  sondern  asdi 
die  Vereinbarung  mit  einer  zu  diesem  Zweck  zu  bemftfr 
den  Nationalversammlung  vorbehalten^).  Sehrgifiek 
lieh  begriflfen  war  überdies  in  dem  Münchener  Projekte 
die  Behandlung  des  Gesammteintrittes  der  österreichischen  d 
preussischen  Monarchie  in  den  deutschen  Bund  als  eine  of 
fene  Frage,  indem  von  deren  Lösung  in  dem  einen  oder 
dem  anderen  Sinne,  weder  das  Zustandekommen  i^ 
neuen  Verfassungswerkes,  noch  sein  Fortbestand  abhängig  ^ 
macht  worden  war  ^o).    Das  grösste  Verdienst  aber  des  Mfii^ 

f)  Siehe  §.  194,  n. 

«)  VergL  §.  1%  und  besonders  den  Abschnitt  von  den  VoIksKcb» 
im  n.  Bafide,  §.  292  flg. 

•)  Münchener  Entwurf,  art.  19  (s.  §.  194,  I). 
")  Ebendas.  art.  8  (s.  oben  §.  194,  I). 
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ebener  Entwurfes  war  es,  dass  er  eine  Form  für  die  Oesammt- 
yerfassiing  von  Deutschland  aufgestellt  hatte,  in  welcher  das 
gesammte  Deutschland,  bei  dem  Hinzutreten  nur  weniger 
Modifikationen  in  einigen  bisher  noch  nicht  besprochenen  Be- 
ziehungen, wirklich  möglich  war^  wie  dies  die  öster- 
reichische Note  vom  März  1850  sehr  richtig  ausgesprochen 
hat^^).  Schon  das,  dass  Oesterreich  seine  Zustimmung  gab, 
in  ein  Bundesverhältniss  mit  dem  übrigen  Deutschland  auf 
Grundlage  einer  Verfassung  einzutreten,  welche  eine  National- 
vertretnng  zuliess,  während  es  bis  dahin  durchaus  von  einer 
solchen  deutschen  Nationalvertretung,  wenigstens  von  einem 
Volkshaase,  nichts  hatte  wissen  wollen  ^^),  war  an  sich  ein 
Ereigniss  von  höchster  Bedeutung.  So  wurde  Deutsch- 
land in  der  letzten  Stunde  noch  eine  Verfassung  ange- 
boten, welche  ihm  auf  friedlichem  und  durchaus  lega- 
lem Wege  gewähren  konnte,  was  im  Jahre  1848,  bevor  noch 
der  unselige  Gedanke  auftauchte,  die  Bundesversamm- 
lang  zu  beseitigen,  das  Ziel  seines  eifrigsten  Strebens  ge- 
wesen war:  eine  verbesserte  Bundesverfassung  mit 
Nationalvertretung  und  Bundesgerieht,  mit  der  Ge- 
wissheit ihrer  schleunigen  Einrichtung  und  der  gegrün- 
detsten HofTnung  auf  ein  dauerndes  Bestehen,  wenn  man 
Terstand,  sich  über  einige  wenige  Veränderungen  in  den  übri- 
gen Bestimmungen  des  Münchener  Projektes  zu  verständigen, 
was,  wenn  damals  überhaupt  ruhige  Ueberlegung  möglich  ge- 
wesen wäre,  nicht  sehr  schwer  geworden  sein  dürfte. 

n.  Die  Gründe  aber,  aus  welchen  so  vieler  Vorzüge  un- 
geachtet, der  Münchener  Entwurf  nicht  zu  einer  allgemeinen 
Annahme,  ja  nicht  einmal  zu  einer  gemeinschaftlichen 
Berathung  durch  die  Regierungen  gelangen  konnte,  und  sogar 
von  Staatsmännern,  die  bereits  in  anderen  Beziehungen  grosse 
Einsicht  und  Besonnenheit  gezeigt  hatten,  mit  bitterem  Hohne 
aufgenommen  wurde,  lagen  theils  in  den  damaligen  allge- 
meinen deutschen  Verhältnissen,  theils  in  einigen 
seiner  eigenen  Aufstellungen.  Preussen  war  bereits 
zu  weit  vorangegangen,  als  dass  es  das  von  ihm  selbst  so 


")  Siehe  §.  194,  H.' 

«)  .Siehe  z.  B.  oben  §.  187. 
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eifrig  betriebene  Erfurter  Parlament  füglich  hfttte  wieda 
absagen^  oder  seinen  ZuBammentritt  zurttckstelkn  and  einen 
Congress  zur  Beraihnng  des  Münchener  Entwurfes  hätte  be- 
schicken können.  Die  Ständeversammlongen  der  Staaten, 
welche  dem  Dreikönigsbflndnisse  nnd  der  deutschen  Union  bei- 
getreten waren 9  hatten  diesen  Beitritt  bereits  erklärt,  bevor 
ihnen  der  Mtlnchener  Entwurf  ttberhaupt,  oder  doch  offieiell 
bekannt  sei^  konnte.  Dass  Oesterreich  zu  diesem  Entwürfe 
seine  Zustimmung  gegeben  nnd  auf  dessen  Grundlage  mit  dem 
übrigen  Deuutschland  das  Bundesverhältniss  wieder  herzustellen 
sich  bereit  erklärt  hatte,  war  ebenfalls  nicht  oder  wenig  be- 
kannt. Der  Eintritt  mit  den  sämmtlichen  Staaten  des  Kaiser- 
thumes  in  den  Bund,  auf  welchen  Oesterreich  damals  drang, 
konnte  die  Zustimmung  von  Preussen  nicht  erlangen  ^^). 
Oesterreich  konnte  von  dieser  Forderung  nicht  abstehen, 
so  lange  seine  Verfassung  vom  4.  März  1849,  wodurch  es  die 
Einheit  des  E^aiserstaates  proUamirt  hatte,  in  Wirksanik^ 
bestand.  Preussen  stemmte  sich  dagegen,  weil  dadurch  der 
Schwerpunkt  der  bisherigen  Bundesverfassung  verrückt  werde. 
Die  nothwendigen  Vorbedingungen  einer  Verständigung  zwi- 
schen beiden  Grossstaaten,  dass  nämlich  Osterreich  seine  Ver- 
fassung vom  4.  März  1849  aufgab ,  Preussen  dagegen  seine 
im  J.  1848  in  den  .deutchen  Bund  neu  aufgenommenen  Pro- 
vinzen aus  demselben  wieder  zurückzog  —  was  unerlässlicb 
war,  wenn  es  nicht  sein  ihm  als  europäische  Macht  unent- 
behrliches selbstständiges  Kriegsrecht  aufgeben,  oder  thatsädi- 
lich  gleich  dem  der  übrigen  minder  grossen  Bundesgliedem 
beschränkt  sehen  wollte,  zu  welcher  Einsicht  man  aber  erst 
später  gelangte  —  konnten  dagials  noch  von  keiner  Seite  er- 
fallt werden.  Man  übersah,  oder  wollte  nicht  einsehen,  dasä 
sich  Oesterreich  durch  den  bereits  im  J.  1848  mit  Genehmigan^r 
der  Bundesversammlung  erfolgten  Eintritt  Preussens  in  den 
deutschen  Bund  mit  fast  seiner  gesammten  Monarchie  gleicb- 
sam  genöthigt  sah,  auch  seiner  Seits  die  Fordatmg  des  Ge- 
sammteintrittes aufzustellen,  und  dass  diese  Forderung  Oester- 
reichs  sofort  von  selbst  wieder  hinwegfallen  müsste,  so  wie 
Preussen  seine  im  J.  1848  in  den  Bund  neu  aufgenommenen 


")  V.  Rad 0 Witz,  ges.  Schriften,  B.  H,  S.  236. 
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Provinzen  ans  demselben  wieder  ausscheiden  liess^  was  wirk- 
lich seitdem,  1851/  geschehen  ist  Das  Gentrum  der  Pauls- 
kirche od^  die  jetzt  sog.  Gothaner  Partei,  welche  damals 
noch  £ast  in  allen  Ständeversanmüungen  der  Mittel-  und  Sttd- 
deutschen  Staaten  das  Uebergewicht  hatte,  und  mit  Heftigkeit 
unter  dem  Namen  deutscher  Einheitsbestrebungen  zu 
dem  Abschlüsse  der  deutschen  Union  drängte,  obschon 
dieselbe  offenbar  nichts  mehr  anderes,  als  ein  Sonderbund  im 
deutschen  Bunde  werden  konnte,  wusste  die  Besorgniss  zu 
verbreiten,  dass  durch  den  Gesammteintijtt  von  Oesterreich  die 
deutsche  Nationalität  gefährdet  werden  könne  ^^).  Die  deutsche 
Nation  überhaupt  aber,  theils  der  Aufregung  milde,  theils 
durch  die  Erfolglosigkeit  der  bisherigen  Verfassungsbestrebungen 
entmnthigt,  theils  durch  das'  Parteigetriebe  verwirrt,  zeigte  für 
den  Münchener  Entwurf  keine  lebendige  Theilnahme.  lieber- 
dies  trug  der  Münchener  Entwurf  in  sich  selbst  zu  sehr  das 
Gepräge  der  Eile;  er  war  zu  wenig  in's  Einzelne  ausgearbeitet, 
als  dass  er  einen  vollständigen  Ueberblick  des  von  ihm  beab- 
sichtigten Verfassungsgebäudes  hätte  gewähren  .können.  So- 
dann verletzte  aber  der  Münchener  Entwurf  auch  den  bundes- 
verfassungsmässig  berechtigten  Partikularismus  der 
mittleren  und  kleineren  deutschen  Staaten  auf  das  Empfind- 
lichste durch  die  Art  und  Weise,  wie  nach  seinem  Vorschlag 


^)  Wie  grundlos  diese  Besorgniss  an  sich  war,  ergibt  sich  daraus, 
dass  nach  dem  Münchener  Entwürfe  Oesterreich  unter  allen  Um- 
ständen nur  mit  100  Stimmen  in  der  Nationalversammlung  den  100  Stimmen 
Ton  Preussen  und  den  100  Stimmen  des  übrigen  Deutschlands  gegen- 
übergestellt war,  und  Oesterreich  überdies  das  eigene  Interesse 
hatte,  das  germanische  Element  in  seinem  Reiche  als  das  herrschende 
zu  erhalten.  Abgesehen  hiervon,  wirkt  aber  die  Macht,  da  wo  sie  ist, 
jederzeit  von  selbst:  das  Gewicht  des  österreichischen  Kaiserreichs  in 
Deutschland  ist  immer  dasselbe  und  bleibt  sich  ganz  gleich, 
ob  es,  dem  Namen  nach,  nur  mit  seinen  deutschen  Ländern,  oder 
mit  seinen  s&mmtlichen  Provinzen  Mitglied  des  deutschen  Bundes  ist 
Die  entscheidenden  Gründe  aber,  welche  einem  Gesammteintritt  Oes ter- 
ra ichs  in  den  Bund  entgegenstehen,  liegen  auf  einer  ganz  anderen 
Seite.  Hierbei  kommt  die  europäische  Machtstellung  Oesterreichs 
in  Frage,  und  kann  die  Meinung  der  grossen  europäischen  Höfe  hierüber 
nicht  ignorirt  werden,  wenn  man  ihnen  auch  vom  Standpunkte  des  Bun- 
desrechtes aus,  die  Befugniss  zu  einer  Einmischung  in  diese  Frage  be* 
streiten  kann.    Siehe  oben  §.  109,  Note  3,  4  und  5. 
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(Art  3)  die  BandeBregierang  gebfldet  werden  soDte^^.  Indem 
er  die  Emennung  der  sieben  Mitglieder  der  Bandesregiening 
nnr  in  die  Hand  von  6  einzelnen  Staaten  (Oesterreich,  Preossen, 
Bayern,  Sachsen,  Würtemberg  und  Hannover)  nnd  einer  Staa- 
tengruppe  (Eurhessen    und    Grossberzogthom   Hessen)  legte, 
alle  imderen  Staaten  aber  anwies,  sich  in  irgend  einer  Weise 
mit  diesen  bevorzugten  Staaten  zu  vereinigen,  ohne  dass  llber 
die  Art  dieser  Vereinigung  und  über  die  politische  Bedeutaog 
oder  Berechtigung,  welche  den  anderen  Staaten  in  Folge  eines 
solchen  Anschlusses  von  den  bevorzugten  Staaten  eingeräumt 
werden  mttsste,  etwas  ausgesprochen  und   eine  beruhigende 
Zusicherung   gegeben   wurde,    war    der    Münchener   Ent- 
wurf mit  dem   (im  Gegensätze   des  in  der  Beichsverfassusg 
vom  28.  März  1849  aufgenommenen  und  noch  in  dem  Berliner 
Entwürfe  vom  26.  Mai  1849  festgehaltenen  Principe  des  Bun- 
desstaates)  von  ihm   selbst  wieder  beigestellten  und  nen 
proklamirten  Principe  des  Staatenbundes  —  da  ein  solcher 
ohne  mindestens  formelle  Rechtsgleichheit  aller  Bnn- 
desglieder  gar  nicht  denkbar  ist  —  in  offenen  Widerspruch 
getreten,  und  konnte  von  Seite  der  sämmtlichen  zurflckge&etz- 
ten  Staaten   auf  keine  Zustimmung  rechnen,  so  lange  nicht 
dieser  Punkt  verbessert  worden  war.    üeberdies  war  es  ins- 
besondere   eine  Inconsequenz,  einen  Staat    wie  Baden, 
welcher  sich  in  jeder  Beziehung  dem  Königreiche  Würtemberg 
an   politischer  Bedeutung,  Macht   und  Reichthum  mindestens 
zur  Seite  stellen  darf,  und  der  mit  zu  den  sieben  grösse- 
ren deutschen  Staaten    zählt,  welche  wenigstens   mit   einer 
Million  Seelen  und  darüber  in  die  Bundesmatrikel  eingetragen 
sind*®),  von  der  ihm,   nach    dem  vom  Münchener  Entwürfe 
selbst  aufgestellten  Principe  der  Machtverhältnisse ,  unstreitig 
gebührenden  siebenten  Stelle  in  der  Bundesregierung  anszu- 
schliessen  und  diese,  bei  notorischem  Mangel  noch  eines 
anderen,  eben  so  bedeutenden  Bundesgliedes,  wie  Baden,  an 
zwei  andere  minder  mächtige  Bundesglieder  zusammen 


«)  Siehe  oben  §.  194,  I.    Vergl.  über  diesen  Fehler  des  Mtmcheoef 
Entwurfes  auch  v.  Radowitz,  a.  a.  0.  Bd.  n,  S.  240  flg. 
")  Siehe  oben  §.  176. 
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zu  vergeben  ^^).  Alle  diese  Missstände  erklären  sieb  aber 
daraas,  dass  man  zur  Zeit  der  Abfassung  des  Mttnehener  Ent- 
wurfes noch  allgemein  der  Ansicht  war,  dass  eine  bedeutende 
Verbesserung  der  alten  Bnndesyerfassung  dadurch  bewirkt 
werden  kOnne,  wenn  die  nach  der  Bandesakte  vom  8.  Jnni 
1815  in  dem  engeren  Bathe  eingerichteten  siebenzehn  Stimmen 
auf  eine  geringere  Anzahl  zorttckgeftthrt  würden;  eine  Ansicht, 
zu  deren  praktischer  Durchftihrung  der  erste  Vorschlag  in 
dem  Berliner  Entwürfe  vom  26.  Mai  1849  gemacht  worden 
war^^).  Kurz  znsammengefasst,  war  also  der  grösste  Fehler 
des  Münchener  Entwurfes  der,  dass  er  sich,  bei  der  Rück- 
kehr zum  Systeme  des  Staatenbundes,  eine  auf  ganz  andere 
Verhältnisse  berechnete  Bestimmung  des  Berliner  Entwurfes 
zum  Vorbild  nahm,  anstatt  geradezu  auf  die  Wiederherstellung 
der  siebzehn  Stimmen  des  engeren  Rathes  anzutragen,  welche, 
wie  der  weitere  Verlauf  der  Geschichte  gezeigt  hat,  endlich 
doch  nicht  hat  vermieden  werden  können  und  nach  langem 
Schwanken  als  die  einzige  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
wirklieh  praktische  Einrichtung  auf  den  Dresdener  Confe- 
renzen  hat  wieder  in's  Leben  gerufen  werden  müssen  ^^).  Die 
zur  Zeit  der  Abfassung  des  München  er  Entwurfes  noch  sehr 
verbreitete  Scheu  vor  der  Unpopularität  des  alten  Bundestages 
erklärt  aber  hinlänglich,  wie  man  zu  derartigen  Versuchen, 
wie  die  Verminderung  der  Zahl  der  Stimmen  in  der  Bundes- 
regierung, seine  Zuflucht  nehmen  konnte,  an  deren  innerer 
Bedeutungslosigkeit  und  verletzender  Form  der  gesammte  Vor- 
schlag scheitern  musste.    Uebrigens  war  es  auch  nicht  onbe- 


*7)  Eine  solche  politische  Mondtodtmachuiig  oder  politische  exheredatio 
inter  eeteros  konnte  sich  ein  Land  von  so  unerschöpflichen  UilfsqueUen, 
wie  Baden,  nicht  geüdlen  lassen.  Vermuthlich  hatte  man  hei  der  Ah&s- 
sang  des  Münchener  Entwurfes  nur  die  damalige  bedrängte  Lage  Badens 
im  Atige.  Es  ist  aber  stets  einer  der  grössten  Fehler,  wenn  bei  einer  po- 
litischen Einrichtung,  die  auf  eine  lange  Dauer  berechnet  sein  soU,  ein 
Torübergehender  Zustand  zur  Grundlage  genommen  wird.  Wie  rasch  sich 
Baden  von  seinen  ihm  von  der  Revolution  geschlagenen  Wunden  erholte, 
ist  das  beste  Zeugniss  ftkr  sein  Recht,  sich  in  Deutschland  mindestens  durch 
Beformprojekte  nicht  von  der  Stufe  herunterdr&ngen  zu  lassen,  welche  ihm 
die  Bundesakte  zuweist. 

tt)  Siehe  oben  §.  191  und  §.  192,  Note  IL 

»)  Siehe  unten  §.  199,  200. 
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denUicb ,  dasB  der  Münchener  Entwurf  der  vmi  ihm  ngd»- 
senen  Nationalvertretmig  nicht  das  Zweikammensystem  n 
Grande  gelegt  hatte  ^). 

§.  196. 

Das  Unionsparlament   zu  Erfort    (20.  März  bis 
29.  April  1850^). 

Die  Hoffnungen y  welchen  sich  Preassen  bei  dem  Ab- 
schlüsse des  Dreikönigsbündnisses  vom  26.  Mai  1849  hinge- 
geben haben  mochte,  waren  zu  der  Zeit,  als  das  Unions- 
parlament zu  Erfurt  eröffiiet  wurde,  sehr  gesunken;  die 
Sachlage  war  fast  eine  ganz  andere  geworden.  Verlassen  toü 
seinen  beiden  Mitcontrahenten,  E.  Sachsen  und  Hannover, 
konnte  Preussen  nur  noch  mit  Mühe  die  mittleren  nnd  die 
kleineren  Staaten  um  sich  schaaren,  welche  an  dem  Beschlnsie 
des  Verwaltungsrathes  vom  13.  Februar  1850,  das  Unions- 
parlament nach  Erfurt  zu  berufen,  Theil  genommen  hatten. 
Aber  auch  das  war  bereits  zweifelhaft  geworden,  ob  dieee 
sämmtlich  bei  der  beabsichtigten  deutsehen  Union  verbldbeii 
wollten  oder  könnten.  Die  Elemente,  welche  die  Erfurts  Ver- 
sammlung bUdeten,  konnten  im  Allgemeinen  und  besonda«  m 
Vergleiche  zu  jenen,  welche  sich  auf  der  Frankfurter  National- 
versammlung geltend  gemacht  hatten,  nur  sehr  befriedigeod 
genannt  werden.  Die  Demokratie  und  die  Eevolution  fanden 
zu  Erfurt  keine  Vertreter.  Dagegen  war  die  sog.  Gothaner 
Partei  zahlreich  vertreten.  Sie  suchte  mindestens  die  Bract 
stücke  der  (Frankfurter)  Reichsverfassung  vom  28.  März  184S 


M)  Welchen  grossen  unterschied  es  ausmacht,  ob  eine  zaUreidie  ptf" 
lamentarische  Yersamiinlang  nur  eine  Kammer  oder  ein  Hans  bildet  odff 
ob  zwei  Kammern  oder  Häuser  bestehen,  konnte  am  deutlichsten  Ib  dea 
Gegensatze  der  Verhandlungen  in  der  Paulskirche  und  in  Erfurt 
wahrgenommen  werden. 

*)  A.  L.  V.  Rochau  und  G.  Oelsner-Montmerqu^,  das  Erfffl« 
Parlament  und  der  Berliner  Ffirstencongress.  Leipz.  1850.  —  \erf^^^ 
auch:  Augsburger  Allgem.  Zeitung,  v.  18.  August  1850,  BeiL  Nr.  23(1 - 
V.  Radowitz,  ges.  Schriften,  Bd.  H,  S.  246  flg.  Ueber  die  VerhandloBge 
des  Erfurter  Parlaments  erschien  ein  Stenograph.  Bericht,  in  2  Bi«l« 
Erfurt  1850.  Die  Protokolle,  Berichte  u.  s.  w.  wurden  durdi  da»  ^ 
Torviel^tigt. 
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ZQ  retten,  welche  in  dem  Berliner  Entwarf  vom  26.  Mai  1849 
eine  Zufluchtsstätte  gefunden  hatten.  Da  in  dem  Statute  des 
Bündnisses  vom  26.  Mai  1849  art  4,  die  yerbttndeten  Regie- 
rungen sich  verpflichtet  hatten ,  ,,dem  deutschen  Volke  eine 
Verfassung  nach  Massgabe  des  unter  ihnen  vereinbarten  (Ber- 
liner) Entwurfes  zu  gewähren'^ ^X  so  drängte  die  Gothaner 
Partei  auf  cn-ftfo(^Annahme  der  vorgelegten  Entwürfe,  um  die 
verbündeten  Regierungen  sofort  zu  binden  und  denselben  jeden 
Vorwand  zur  Zurückziehung  abzuschneiden.  Dieses  Bestreben 
wurde  anfänglich  auch  von  Preussen  begünstigt ,  dem  daran 
gelegen  war,  dass  auf  der  Erfurter  Versammlung  keine  Be- 
schlüsse gefasst  würden,  wodurch  es-  sich  in  die  Lage  gebracht 
sehen  könnte,  seine  kürzlich  revidirte  Verfassung  vom  31.  Ja- 
nuar 1850  in  demokratischem  Sinne  wieder  abändern  zu  müs- 
sen. Diese  Besorgniss  schwand  aber  bald,  indem  der  con- 
servative  Geist  sich  sofort  als  der  vorherrschende  zeigte.  Die 
nicht-gothanisch  gesinnten  Elemente,  welche  in  dem  Berliner 
Entwürfe  das  monarchische  Princip  und  die  Staatsgewalt  noch 
keineswegs  fUr  hinlänglich  gekräftigt  zur  Handhabung  der 
öffentlichen  Ordnung  und  Führung  einer  starken  und  dem 
wahren  Wohle  des  Volkes  entsprechenden  Regierung  erkann- 
ten, drangen  auf  specielle  Revision  der  vorgelegten  Entwürfe, 
in  der  Ueberzeugung,  dass  in  solchem  Sinne  vorgeschlagene 
Abänderungen  von  Seite  der  Regierungen  durchaus  nicht  zxmi 
Vorwande  für  eine  Ablehnung  benützt  werden  könnten.  End- 
lich wurde  beschlossen,  die  Vorlagen  der  verbündeten  Regie- 
rungen zwar  unverändert  anzunehmen,  denselben  jedoch  zu- 
gleich die  wünschenwerthen  Abänderungen  vorzuschlagen  und 
zn  empfehlen.  Bedenken  gegen  die  Ausführbarkeit  des  ge- 
sammten  Unionsprojektes  bei  so  sehr  veränderten  Umständen 
seit  seiner  ersten  Aufstellung  wurden  zwar  mitunter  geäussert^), 
von  der  Mehrzahl  der  Versammlung  aber,  wenigstens  in  ihren 
Abstimmungen,  nicht  getheilt.  Dagegen  aber  war  völlig  klar 
geworden,  dass  die  deutsche  Union  nicht  mehr  für  ihre  Mit- 
glieder den  deutschen  Bund  ersetzen,  sondern  dass  sie  höch- 
stens bei    einer  Reorganisation    des   deutschen  Bundes   eine 


«)  Weil,  QueUen,  S.  211. 
3)  So  z.  B.  von  Stahl  u.  A. 
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Stellang  in  demselben  einnehmen  und  keinesfalls  einen  anderen 
Charakter  als  den  eines  auf  die  Grandlage  des  art  XI.  der 
deutschen  Bundesakte  geschlossenen  und  hinsichtlich  ihrer 
Zuläßsigkeit  somit  nach  den  daselbst  aufgestellten  Grundsätzen 
zu  beurtheilenden  Bündnisses  beanspruchen  könne  ^).  Den 
Hansestädten  hatte  man  sich  überdies  genöthigt  gesehen,  be- 
sondere Einräumungen  zu  machen,  um  dieselben  bei  der  Union 
zu  erhalten  ^).  Auch  traten  die  Schwierigkeiten,  einem  solchen 
Bunde  im  Bunde  eine  organische  Stellung  zu  geben,  immer 
fühlbarer  hervor,  und  war  so  viel  deutlich  zu  erkennen,  da£s 
auf  solche  Weise  keine  Verbesserung  der  alten  Bandes?er- 
fassung  zu  erzielen  sei®).    Die  Hoffnung  auf  ein  praktisches 


«)  Schon  in  der  Additionalakte  v.  26.  Febr.  1850  art  3,  war  erklärt 
worden:  ,J)ie  deutsche  Union  übt  als  politische  Gesammtmacht  in 
dem  deutschen  Bunde  alle  diejenigen  Rechte  aus,  und  erßUlt  alle  diV 
jenigen  Pflichten,  welche  sämmtlichen  in  diesem  begriffenen  Einzelr^ 
rungen  zustehen  und  obliegen."  Ebenda s.  art  5:  „Das  der  ünionsgevalt 
zustehende  Recht  des  Kriegs  und  Friedens  darf  den,  ausser  der  Union  tct- 
bleibenden  Staaten  gegenüber  nicht  ausgeübt  werden;  vielmehr  bleiben  iia 
.Yerhältniss  zu  diesen  die  den  Landfrieden  betreffenden  Bestimmungea 
der  Gesetzgebung  des  Bundes  v.  1815  in  Kraft.  Das  Heerwesen  der  üoioo 
wird  in  einer  Weise  geordnet,  welche  sich  der  Kriegsverfiusung  (Modifi- 
kation des  Pari,  „der  künftigen  Gestaltung'')  des  deutschen  Bundfö 
anschliesst 

^)  Beschluss  des  Parlaments,  in  der  Zusammenstellung  der  Beschlösse 
Nr.  IV  (Protok.  des  Staatenhauses,  S.  232):  „Das  deutsche  Parlament  er- 
mächtigt auf  den  Antrag  der  yerbündeten  Regierungen  den  BeichsrontUKl 
mit  denjenigen  zum  Bündnisse  gehörigen  Staaten,  welche  so  lange  Holstein 
und  Lauenburg,  oder  einer  dies«r  Staaten,  ausserhalb  des  Bundesstaates 
stehen,  eine  freiere  Bewegung  bei  Regelung  ihrer  Handelsgesetz- 
gebung und  ihrer  Handelsbeziehungen  zu  den  nicht  TerbüBdeten 
Staaten  innerhalb  und  ausserhalb  Deutschlands  und  eine  Vertretong 
ihrer  Handelsinteressen  durch  besondere  Gonsularagenten  in 
Anspruch  genommen  haben,  die  nöthigen  Vereinbarungen  unter 
Wahrung  der  Interessen  der  Union  zu  treffen  u.  s.  w. 

8)  Schon  während  der  Dauer  des  Erfurter  Parlaments  habe  ich  (da- 
mals Mitglied  des  Staatenhauses)  in  einer  besonderen  Schrift:  Deotsche 
Union  und  deutsches  Reich,  Erfurt  1850,  in  Form  eines  Veiftssungsent- 
wurfes  (der  Veranschaulichung  w^en)  gezeigt,  wie  schwerfiülig  und  unbe- 
friedigend fdr  die  Nation  eine  jede  allgemeine  Bundes-  oder  Reichsrezfassiuig 
werden  müsste ,  welche  einen  anderen  Bund  (Union)  als  besonderen  politi- 
schen Körper  aufiiehmen  sollte,  und  habe  dabei  schon  angedeutet,  dass. 
wenn  nicht  die  übrigen  vier  Königreiche  zu  Preussen  in  die  Union  eis- 
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and  fttr  Prenssen  vortheilhaftes  Ergebniss  der  Unionsbe- 
strebnngen  fing  selbst  in  den  entscheidenden  Kreisen  an,  immer 
mehr  za  schwinden,  und  diese  zunehmende  Unsicherheit  des 
Erfolges  machte  sich  alsbald  durch  Schwankungen  in  der 
Leitung  des  Parlamentes  bemerklich.  Am  29.  April  1850  wurde 
das  Unionsparlament  zu  Erfurt,  weil  die  ihm  von  den  ver- 
bündeten Regierangen  gemachten  Vorlagen  sämmtlich  erledigt 
waren,  unter  Vorbehalt  der  Wiedereinberufung  nach  erfolgter 
„Kenntnissnahme  and  schliesslichen  Erklärung'^  der  verbün- 
deten Regierungen  geschlossen.  Das  Staatenhaus  hatte  12^ 
das  Volkshaus  21  Sitzungen  gehalten.  Das  Unionsparlament 
hatte  dem  Berliner  Entwürfe  vom  26.  Mai  1849  und  der  Ad- 
ditionalakte  vom  26.  Februar  1850,  so  wie  einem  Gesetzent- 
wurfe über  die  Einrichtung  eines  Unionsgerichtshofes  and  des 
Gerichtsverfahrens  vor  demselben  seine  Zustimmung  ertheilt^). 
Die  zahlreichen,  den  verbündeten  Regierungen  empfohlenen 
Modificationen  waren  durchaas  in  conservativem  Sinne  gehalten : 
msbesondere  waren  die  sog.  Grundrechte  des  Volkes,  nach  den 
damit  bereits  gemachten  bitteren  Erfahrungen,  vielfach  auf  ein 
richtigeres  Mass  zurückgeführt  worden.  Ueberhaupt  hatte  das 
Ünionsparlament  in  seinen  Verhandlungen  einen  Ernst,  einen 
Eifer  und  eine  Mässigang  bewiesen,  welche  einer  Sache  von  all- 
gemeiner Bedeutang  für  ganz  Deatschland,  and  sodann  eines 
besseren  Erfolges  werth  gewesen  wären.  Erfahrungsmässig  hat 
sich  aber  dabei  gezeigt,  dass  die  würdige  Haitang  des  Parlamen- 
tes, abgesehen  von  dem  redlichen  Streben  der  einzelnen  Mitglie- 
der, durch  drei  Verhältnisse  wesentlich  unterstützt  war,  welche 
sämmtlich  bei  der  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  gefehlt 
hatten:   1)  Beschränkung  der  Thätigkeit  des  Parlamentes 


treten,  der  Versuch  ihrer  BUdong  als  misslungen  aufzugeben,  und  nichts 
anderes  als  die  Wiederaufnahme  des  alten  Bundesyerhältnisses  möglich  sei, 
wenn  nicht  Deutschland  ganz  zerfallen  solle. 

^)  lieber  den  Umfang  der  Competenz,  welche  man  dem  Unionsgerichts- 
hof  zugedacht  hatte,  s.  meinen  Aufsatz  in  der  deutschen  Yierte^'ahrsschrüt, 
Stuttgart  1851,  Nh  56.  —  Es  war  demselben  namentlich  auch  eine  aus- 
gedehnte Competenz  in  Strafisachen,  wie  z.  B.  Hochverraths-  und  Landfrie- 
densbruchsachen  gegen  das  Reich,  unter  Mitwirkung  von  Geschwomen, 
beigelegt.  Der  über  diese  Hochverraths-  und  Landfriedensbruchsachen  vor- 
gelegte besondere  Gesetzentwurf  war  nicht  zur  Berathung  gekommen. 

Zöpfl,  Staatvecht  5.  Aufl.  I.  34 
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auf  die  Erledigung  der  gemachten  Vorlagen;  2)  die  gleich- 
anfängliche  Anfstellnng  von  Gommissarien  der  yerbltfi- 
deten  Regierungen  zur  Verhandlung  nüt  dem  Parlamente,  und 
3)  das  Dasein  eines  Staatenhauses  neben .d^n  Volks- 
iiause. 

§.  197. 

Der  Fürstencongress  zu  Berlin  (8.  bis  15.  Mai  1850)^). 

Um  das  Unionswerk  rasch  abzuschliesen^  hatte  Preoi- 
sen  die  mit  ihm  verbündeten  Fürsten  und  die  Vertreter  der 
Hansestädte  zu  einem  Gongresse  nach  Berlin  eingeladen.  Ein 
solcher  rascher  Abschluss  war  um  so  dringender  geboten, 
wenn  überhaupt  die  Union  in's  Leben  treten  sollte^  als  0  est  er- 
reich in  seiner  Eigenschaft  als  Präsidium  der  deutschen 
Bundesversammlung  bereits  während  der  letzten  Tage  des  Er 
furter  Parlaments  (am  26.  April  1850),  die  sämmtlichen  Bnn- 
desglieder  zu  einer  ausserordentlichen  Bundes-Plenar-Ver- 
Sammlung  nach  Frankfurt  auf  den  10.  Mai  berufen  hatte. 
um  nach  dem  Fehlschlagen  aller  anderen  Versuche,  Einleitnogen 
zu  einer  Neugestaltung  des  deutschen  Bundes  zu  eröffnen.  ^ 
zeigte  sich  jedoch  zu  Berlin  bald,  dasä  nicht  nur  hinsiehlich 
der  Annahme  der  von  dem  Erfurter  Parlamente  vorgeschla- 
genen Abänderungen  einige  Regierungen  mit  ihren  Erklärangen 
zurückhielten,  sondern  dass  auch  keine  Einstimmigkeit  der  verbfin- 
deten Regierungen  über  die  sofortige  förmliche  Constituirnng 
der  Union  erreicht  werden  konnte.  Am  wichtigsten  war  der 
am  13.  Mai  gefasste  Beschluss,  dass  die  Unionsstaaten  den 
„Frankfurter  Congress"  beschicken  "wollen,  um  kein 
Mittel  unversucht  zu  lassen,  mit  den  anderen  deutschen  Re- 
gierungen wieder  zu  einer  Einigung  zu  gelangen,  und  ihre 
Bereitwilligkeit  zur  Mitwirkung  an  der  Reorganisation  der  dent- 


*)  Vergl.  A.  L.  v.  Rochau  und  6.  Oelsner-Monmerqu^,  ^ 
Erfurter  Parlament,  Leipz.  1850,  S.  288  flg.  Die  in  diesem  Buche  t««** 
ten  Quellen  beschränken  sich  hinsichtlich  des  Berliner  Fürsteaoongreses 
hauptsächlich  auf  die  von  dem  damaligen  halbofficiellen  Organe,  der  deut- 
schen Reform,  vom  11.— 14.  Mai  gebrachten  Mittheilnngen  über  die  Be- 
Bchlflsse  in  den  Sitzungen,  und  die  Eröffnungs-  und  Schlsssanspracbe  ^ 
K.  V.  Preussen.  Eine  andere  Quelle  hat  auch  hier  nicht  benoCxt  werf» 
können. 
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sehen  Bandesyerhältnisse  zu  bewähren^.  Jedoch  verwahrte 
man  sich  gegen  die  Anerkennung  des  österreichischen  Präsi- 
dialrechtes, als  eines  mit  der  Bundesverfassung  erloschenen 
Rechtes,  so  wie  gegen  die  Annahme;  dass  die  Frankfurter 
Versammlung  das  Plenum  des  Bundestages  repräsentire, 
nnd  wollte  dieselbe  vielmehr  nur  als  eine  freie  Conferenz  be- 
trachten: endlich  wollte  man  auch  in  keine  Art  der  Recon- 
stniktion  der  Bundesverfassung  willigen,  bei  welcher  der  Union 
nicht  die  von  ihr  beanspruchte  Stellung  eingeräumt  würde. 
Diese  Erklärungen  sollten  von  sämmtlichen  Unionsstaaten 
durch  gleichlautende  Noten  dem  Wiener  Kabinete  mitgetheilt 
werden  *). 

§.  198. 

Die    WiedereröflFnung     der    Bundesversammlung     zu 

Frankfurt   a.  M.   (10.  Mai  1850).    Die  Olmützer 

Pimktation  vom  19,  November  1850. 

Am  10.  Mai  1850  traten  zu  Frankfurt  a.M.  in  Folge 
der  von  Oesterreich  an  sämmtliche  Bundesglieder  erlassenen 
Cirkular-Depesche  vom  26.  April  1850  (§.  197)  die  Gesandten 
von  zehi)  deutschen  Bundesregierungen  (Oesterreich^  Sachsen, 
Bayern,  Hannover,  Wtlrtemberg,  Eurhessen,  Dänemark  für 
Holstein  und  Lauenburg,  Niederlande  für  Luxemburg  und  Lim- 
burg, Liechtenstein  und  Hessen-Homburg)  zur  ersten  Sitzung 
als  Bundes-Plenar-Yersammlung  unter  dem  Vorsitze 
von  Oesterreich  als  Bundespräsidium  zusammen,  um 
über  die  Bildung  eines  neuen  provisorischen  Central- 
organs  (indem  das  Interim  mit  dem  1.  Mai  1850  abge- 
laufen war)  und  über  die  Revision  der  Bundesverfassung 
gemeinsam  zu  berathen^).     Diese  erste  Plenarversammlung 

<)  Zu  diesem  Beschicken  der  von  Oesterreich  nach  Frankfurt 
tosg^Kdiriebenen  Versammlung  von  Seiten  sämmtlicher  ünionsstaaten 
ist  es  damals  noch  nicht  gekommen,  weil  Oesterreich  an  dem  Charakter 
dieser  Versammlung  als  Bundesplenarversammlung  festhielt. 

3)  Vergleiche  die  angefahrte  Schrift  v.  Rochau,  besonders  S.  819  flg., 
327  flg. 

*)  Vergl.  das  Protokoll  der  ersten  Plenanrers.  t.  10.  Mai  1850.  — 
Al^edmckt  ist  dieses  Protokoll,  so  wie  die  folgenden  in  G.  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  517  flg.    Die  genannten  bei- 
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wurde  am  16.  Mai  fortgesetzt  and  hier  die  Vollmacht  fb 
Schaumburg-Lippe  zur  Anzeige  gebracht^).  Hierauf  legte 
Oesterreich  einen  Plan  vor,  wonach  der  Bandestagin  sieben 
Grappen  mit  neun  Stimmen  eingerichtet  werden  sollte,  in 
der  zweiten  Plenarsitzung  vom  6.  Juni  1850  traten  das 
Grossherzogthum  Hessen  und  Mecklenburg-Strelitz  ein,  so  dass 
nunmehr  13  Bandesglieder  sich  vereinigt  hatten.  Ein  Mitglied 
der  Versammlung  machte  in  einer  Denkschrift  die  Erinnerung'}, 
dass,  nachdem  der  Erzherzog-Reichsverweser  die  ihm  durch 
den  Bundesbeschlass  vom  12.  Juli  1848  übertragenen  Befcg- 
nisse  des  engeren  Rathes  der  Bundesversammlung  in  6eiiiäs&- 
heit  des  Interim  vom  30.  September  1849  an  die  Gesammt- 
heit  der  Bundesglieder  zurückgegebeb,  und  Oesterreich  uDd 
Preussen  die  Ausübung  der  Centralgewalt  für  den  Bund  umI 
im  Namen  sämmtlicher  Kegierungen  als  deren  Bevollmäch- 
tigte  bis  zum  1.  Mai  übernommen ,  das  Interim  aber  hienmt 
abgelaufen  sei,  die  Versammlung,  um„correkt"  zu  sein, 
sich  ftlr  die  Bundesversammlung  erklären  und  als  enge  reo 
Rath  constituiren  müsse,  indem  nur  hieraus  das  Plenam  (in 
welchem  bundesgrundgesetzlich  keine  Berathung,  sondern  nur 
Abstimmung  stattfinden  darf)  hervorgehen  könne*).  Demge- 
mäss  stellte  Oesterreich  Inder  dritten  Plenarvensamtnloug 
vom  7.  August  1850  den  Antrag  auf  Reaktivirung  der 
Bundesversammlung,  insbesondere  dahin,  dass  es. dem  Prä- 
sidialhofe  als  solchen  anheim  gestellt  werde,  die  Einberafnn^ 
sämmtlicher  Bundesglieder  hierzu  vorzunehmen.  Diesem  An 
trage  hatte  Oesterreich  in  den  entschiedensten  Ausdrücken  die 
Erklärung  vorausgehen  lassen,  „dass  demselben  nicht  die  Ab- 
sieht  zu  Grunde  liege,  zu  den  früheren  Zuständen  und  Formen 
als  letztem  Zwecke  zurückzukehren,  sondern  sein  Schritt  ihm 


den  Gegenstände  wurden  in  der  zweiten  Plenarversanmluiig,  Prot  S.  7. 
ausdrücklich  als  deren  Zweck  bezeichnet  —  Dass  K.  Sachsen  hier  vt^r 
Bayern  aufgeführt  wurde,  erklärt  sich  daraus,  dafis  es  eine  Flenarrer- 
Sammlung  war.    (Siehe  oben  §.  119.  Note  1.) 

*)  Der  Gesandte  von  Schaumburg-Lippe  nahm  aber  erst  von  der 
zweiten  Plenarversammlung  an  Theü  an  den  Sitzungen. 

3)  Beü.  z.  Prot  v.  6.  Juni  1850,  Registratur,  S.  4. 

*)  Dies  ist  voUkommen  in  der  B.-A.  art.  7  u.  W.  S.-A.  art  12  begnia- 
det    Siehe  oben  §.  123,  Ziff.  3. 
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im  Gegenlhefle  als  das  einzige  noch  übrige  Mittel  gelte, 
zu  einer  den  Bedürfnissen  der  Zeit  entsprechenden  Neugestal- 
tung des  Bundes  zu  gelangen''^).    Der  Antrag  des  Präsidiums 
wurde  einstimmig  angenommen*).   Am  14.  August  1850  erliess 
Oesterreich  die  Einladung  an  die  deutschen  Bundesglieder, 
den   CDgeren    Bath    wieder  zu   beschicken.    Am  25.  August 
lehnte  Preussen  in  einer  Denkschrift  das  Ansinnen,  den  enge- 
reu Bath  zu  beschicken,  ab,  indem  es  von  der  Ansicht  aus- 
ging, dass  der  Bundestag,  mit  Zustimmung  aller  Bundesglie- 
der aufgehoben,  auch  nur  mit  Zustimmung  aller  wieder  her- 
gestellt werden  könne'').    Am  2.  September  1850  wurde  der 
Bandestag  in  Frankfurt  förmlich  mit  einer  Sitzung  des  engeren 
Käthes  wieder  eröffnet.    Erschienen  waren  zwar  nur  dieselben 
Bandesglieder,  welche  sich  an  den  bisherigen  Plenarversamm- 
langen  betheiligt  hatten.  Nichts  desto  weniger  entwickelte  die 
Versammlung  sofort  eine  grosse  Thätigkeit  und  Energie,  und 
nahm  alle  Befugnisse  des  früheren  Bundestags  f&r  sich  in  An- 
spruch und  übte  sie  aus.    Sogleich  in  dieser  ersten  Sitzung 
sprach  sie  aus,  dass  ihr  als  Bundesversammlung  die  oberste 

5)  Auch  in  der  13.  Sitzung  der  B.-V.  vom  8.  Nov.  1850,  Prot.  §.  43, 
S.  168,  drang  Oesterreich  mit  gtosser  Entschiedenheit  darauf,  dass,  „um 
dem  redlichen  Strehen  der  (damals  in  der  B.-V.  vertretenen)  Regierungen, 
wie  dem  lauten  Wunsche  der  Völker  bereitwillig  entgegen  zu  kommen,  und 
beide  seiner  Seits  nach  Kr&ften  zu  fördern,  es  nunmehr  nicht  länger  auf- 
geschoben werden  dürfe,  auf  bundesgesetzlichem  Wege  zu  den  BehufiB  der 
rerfassungsrevision  erforderlichen  Arbeiten  zu  schreiten ,"  worauf  auch  so- 
fort ein  Ausschuss  von  fünf  Mitgliedern  zur  Vorbereitung  dieser  Bevision 
JTwählt  wurde.  Die  Dresdener  Conferenzen  (§.  199)  hinderten  die  wei- 
ere  Ansführnng  dieses  Bundesbeschlusses. 

«)  Prot,  der  dritten  Plenarvers.  v.  7.  Aug.  1850,  S.  20  flg.  —  Es 
and  auch  noch  am  8.  Aug.  1850  eine  vierte  Plenarversammlnng  statt,  in 
reicher  aber  nichts  weiter  vorging,  als  dass  ein  bei  der  vorigen  Sitzung 
ibwesender  Gesandte  seine  Zustimmung  zu  dem  obigem  Beschlüsse  erklärte. 

^  Siehe  die  preuss.  Denkschrift  v.  25.  Aug.  1850,  in  der  Frankfurter 
^ostamts-Zeitung  v.  4.  Sept.  1850,  Beil.  Nr.  212  flg.  —  Auch  ausserhalb 
ler  entscheidenden  Kreise  bemächtigte  sich  die  publicistische  Polemik 
lieser  Streitfrage.  Vergl.  H.  A.  Zachariä,  die  Rechtswidrigkeit  der  ver- 
achten Reaktivirung  der  im  J.  1848  aufgehobenen  deutschen  Bundesver- 
ammlang.  Göttingen  1850.  —  Dagegen  (v.  Linde)  Archiv  f&r  das 
iffentl.  Recht  des  deutschen  Bundes.  Erstes  Heft;  a.  u.  d.  Titel:  Betrach* 
QQgen  flber  die  wichtigsten  Fragen  der  Gegenwart  auf  dem  Gebiete  des 
iffentl.  deut  Bundesrechts.    Giessen  1850. 
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Leitung  der  deutschen  Angelegenheiten  zustehe  und 
daher  die  bisherige  Bundescentralcommissioni  deren  reditlieher 
Bestand  mit  dem  1.  Mai  1850  aufgehört  hatte,  zur  Uebergabe 
ihrer  Geschäfte  einzuladen  sei.  Sie  beschloss  die  Notifika- 
tion des  Wiederbeginnes  ihrer  amtlichen  Thätigkeit  an  dk 
auswärtigen  Mächte  (von  denen  alsbald  die  befriedigendsten 
Erklärungen  der  Anerkennung  einliefen  und  die  sich  beeihen, 
ihre  diplomatischen  Beziehungen  zu  der  Bundesversammloog 
wieder  herzustellen)  und  an  den  Senat  der  Stadt  Frankfut 
an  die  Behörden  der  Bundesfestungen  und  an  das  Obeicom- 
mando  der  (damaligen)  Bundesflotte  u.  s.  w.;  kurz,  sie  setzte 
sich  rasch  wieder  in  den  Besitz  der  Bundesgewalt,  und  be- 
schloss, nur  das  Bundeseigenthum  aus  Rücksicht  auf  PreoBseo 
als  einen  besonderen  Gegenstand  zu  behandeln^.  In  den 
nächsten  Sitzungen  richtete  die  Bundesversammlung  ihre  regel- 
mässigen Gommissionen,  die  Militärcommission  u.  s.  w.  wieder 
ein,  und  stellte  dadurch  ihren  früheren  Organismus  wieder 
her^).  Es  kam  der  neuen  Bundesversammlung  auch  sehrzn 
Statten,  dass  eben  damals  einige  wichtige  Angelegenheiten  von 
allgemeinem  deutschen  Interesse  dringend  rasche  Erledigmif 
erheischten,  und  ihr  eben  dadurch  Gelegenheit  zu  einem  ent- 
schiedenen Handeln  geboten  wurde.  Vor  allem  war  es  der 
Frieden,  welchen  Preussen  im  Auftrage  der  Bundescentral- 
gewalt  vom  20.  Januar  1850  für  den  deutschen  Bund,  and 
vorbehaltlich  dessen  Genehmigung  am  2.  Juli  1850  zn  Berlin 
mit  Dänemark  geschlossen  hatte  ^^),  und  der  nun  ratificiit 
werden  sollte,  was  der  Bundesversammlung  Gelegenheit  gab, 
sich  als  das  gesetzliche  Organ  der  Gesammtheit  des  Bandes 
geltend  zu  machen.  Abgesehen  nämlich  davon,  dass  schon 
der  Präliminarfrieden  vom  10.  Juli  1849  nicht  ganz  im  Ein- 
klänge mit  dem  in  der  Holsteinischen  Sache  gefassten  Bnndcs- 
beschlusse  vom  17.  September  1846  war,  konnte  derselbe  von 
der  Central-Bundes-Commission  gar  nicht  ratificirt  werden,  weil 

«)  Prot  d.  1.  Sitzung  ▼.  2.  Sept.  1850,  §.  4,  bei  G.  v.  Meyer,  Corf 
Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  11.  S.  533. 

9)  Vergl.  Prot,  der  6.  Sitzung  vom  5.  Oktober  1850,  §.  18,  S.  108; 
8.  Sitzung,  V.  12.  Okt  1850,  §.  24,  S.  110;  14.  Sitzung  v.  8.  Nov.  ISSX 
§.  40,  42;  bei  G.  v.  Meyer,  a.  a.  0.  S.  537. 

>o)  Ebendas.,  S.  535  flg. 
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ihre  Gompetenz  nach  dem  Interim  vom  30.  September  1849 
lediglich  auf  die  Gleschäfte  des  engeren  Rathes  beschränkt 
war,  die  Ratifikation  eines  Friedensschlusses  ftlr  den  Bund 
aber  bundesgrundgesetzlich  (Wiener  Schlnssakte,  art.  49)  nur 
Tom  Plenum  (also  auch  nicht  einmal  von  den  sämmtlichen 
Bandesgliedem  einzeln  ausserhalb  der  Bundesversammlung) 
geschehen  kann^^).  Dazu  kam,  dass  die  dänische  Regierung 
aof  ein  Inhibitorium  des  Bundes  an  die  Statthalter- 
schaft von  Holstein  drang,  da  diese  die  Feindseligkeiten 
ongeachtet  des  von  Preussen  im  Namen  des  Bundes  verhan- 
delten Friedens  nicht  einstellte  ^^^^  Femer  war  die  Verwicke- 
lang der  Zustände  in  Eurhessen  auf  einen  solchen  Grad 
gestiegen,  dass  die  kurhessische  Regierung  in  der  Bundesver- 
sammlung die  Erklärung  abzugeben  sich  veranlasst  fand,  dass 
sie  nicht  zu  versichern  vermöge,  mit  eigenen  Kräften  so  ver- 
worrene Verhältnisse  ordnen  zu  kOnnen^'),  und  bald  nachher 
einen  Antrag  auf  baldige  Hilfeleistung,  auf  den  Grund  des 
art.  26  der  Wiener  Schlussakte  stellte").  Die  Bundesver- 
sammlung ratificirte  den  Frieden  mit  Dänemark  ^^),  erliess  ein 
Inhibitorium  an  die  Statthalterschaft  von  HoLstein  ^%  beschloss, 


^0  VeigL  über  den  Frieden  des  Bandes  mit  Dänemark:  Prot. 
i  B.-V.  T.  2.  Sept.  1850,  §.  60;  besonders  den  Vortrag  des  k.  s&chs.  Ge- 
sandten in  der  4.  Sitzung  v.  21.  Sept  1860,  Prot.  §.  11. 

«)  VergL  8.  Sitzung  der  B.-V.  v.  12.  Okt  1850,  Prot.  §.  25.  —  An 
diesem  Tage  wurde  auch  der  Bregenzer  Vertrag  von  dem  Kaiser  von 
Oesterreich  mit  den  Königen  von  Bayern  und  Würtembcrg  ge- 
schlossen, wodurch  der  „Assimilirung"  mit  Preussen  entgegen  getreten 
wurde. 

«)  VergL  7.  Sitzung  der  B.-V.  v.  7.  Okt.  1850,  S.  105. 

")  Vergl.  9.  Sitzung  der  B.-V.  v.  15.  Okt.  1850,  §.  29. 

^^)  Plenarsitzung  v.  30.  Sept.  1860,  fol.  83,  und  Plenarsitzung  v.  3.  Okt. 
18Ö0.  —  Ueber  den  Vollzug  der  Auswechselung  der  Ratifikationsurkunden 
siehe  Prot.  d.  B.-V.  12.  Sitzung  v.  26.  Okt  1850,  §.  34.  S.  143;  die  ür- 
kanden  vom  26.  Okt  1850  selbst,  siehe  ebendas.  S.  153  flg. 

«)  B.-B.  V.  25.  Okt  1850,  11.  Sitzung,  §.  33,  S.  135  flg.  Die  Statt- 
halterschaft wurde  hierdurch  angewiesen,  die  Feindseligkeiten  einzustellen, 
die  Truppen  südlich  von  der  Eider  zurückzuziehen  und  mindestens  Vs  sbu 
beurlauben.  Dänemark  sollte  dagegen  keine  militärischen  Massregeln  auf 
Holstein  ausdehnen.  Zugleich  wurde  die  Abordnung  eines  von  Hannover 
Torzuschlagenden  Civilcommissftrs  nach  dem  Herzogthume  beschlosseiL 
B.-B.  V.  16.  Okt  1850,  10.  Sitzung,  §.  30,  S.  130. 
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Kurhessen  die  erbetene  Bundeshilfe  zu  gewähren*''),  und  er- 
nannte einen  Givileommissär  zur  Leitung  dieser  Bnndeseie 
kution^^).  Auf  die  von  Kurhessen  gemachte  Anzeige ,  dass 
Preussen  eine  Militärmacht  an  den  Gränzen  des  Knrstaat(s 
zusammenziehe  und  einzurücken  drohe,  wenn  Truppen  ander« 
Staaten  dortselbst  einrücken  würden,  beschloss  die  Bundesver- 
sammlung (16.  Oktober  1850),  dass  die  aufgebotenen  Bundes^ 
truppen  (hauptsächlich  Bayern)  in  den  Kurstaat  einrückeo 
sollten").  Der  feindliche  Zusammenstoss  der  Bundestruppen 
mit  den  am  2.  November  1850  wirklich  in  den  Kurstaat,  un- 
geachtet des  Widerspruches  des  Kurfürsten,  eingerückten 
preussischen  Truppen  wurde  aber  noch  glücklich  durch  diplo- 
matische Verhandlungen  abgewandt  ^^).  Unter  diesen  Umstän- 
den hatte  sich  Preussen ,.  das  sich  somit  von  aller  Mitwirkong 

")  Der  in  der  10.  Sitzung  der  B.-V.  v.  16.  Okt  1850,  Prot  §.  30,  S.  123. 
erstattete  Bericht  der  Exekutionscommission  hatte  erklärt,  dass  ein  Ver- 
halten der  Stände,  wie  es  in  Kurhessen  vorgekommen  (Steuerbewillignng 
nur  für  einen  Monat)  als  ein  solches  zu  betrachten  sei,  welches  nach  dem 
zur  Erläuterung  der  W.  S.-A.  art.  57  gefassten  B.-B.  v.  28.  Juni  1832 
unter  den  Begriff  des  Aufruhrs  Me. 

«)  Vergl.  Prot  der  B.-V.  11.  Sitzung,  v.  25.  Okt.  1850,  §.  32,  S.  133, 
bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  ThL  IL  S.  539.  - 
Bayern  hatte  zufolge  des  B.-B.  v.  16.  Okt.  (10.  Sitzung  §.  30)  als  Ex^ 
kutionstruppen  ein  Armeekorps  von  10,000  Mann  unter  dem  Befehle  des 
Fürsten  Taxis  aufgestellt,  die  Ernennung  des  Civilcommissärs  aber  der 
B.-V.  überlassen.  Diese  ernannte  dazu  den  k.  k.  österreichischen 
Kämmerer,  Grafen  von  Rechberg. 

«)  B.-B.  V.  12.  Okt.  1850  (12.  Sitzung)  Prot.  §.  36,  S.  144  flg. 

w)  Nach  der  von  Kurhessen  in  der  14.  Sitzung  der  B.-V.  v.  8lXot. 
1850.  Prot.  §.  45,  S.  169  gegebenen  Erläuterung  hatte  Preussen  das  Eia- 
rücken  seiner  Truppen  in  den  Kurstaat  zu  dem  Zwecke  „der  Wahninf 
einer  grossen  militärischen  Verbindungslinie'*  angeordnet  —  Sdion  in  der 
15.  Sitzung  der  B.-V.  v.  9.  Nov.  1850,  Prot  §.  48,  S.  175,  wurde  die  bei- 
stehende Räumung  Fulda' s  durch  die  preuss.  Truppen  und  dessen  Be 
Setzung  durch  die  Bundestruppen  angezeigt  Durch  B.-B.  v.  14.  Nov.  1850, 
(17.  Sitzung)  Prot  §.  53,  S.  183,  wurde  der  k.  k.  Hof  ermächtigt,  im 
Namen  der  in  der  B.-V.  vertretenen  Regierungen  der  k.  prenss.  Regie- 
rung eine  förmliche  Erklärung  abzugeben:  1)  über  den  Zweck  und  die 
Dauer  der  Occupation  des  Kurstaats  durch  die  Bundestruppen,  und  2)  da- 
rüber, dass  die  vertragsmässige  Benutzung  der  Etappenstrassen  von  Seite 
der  p  reu  SS.  Truppen  niemals  dem  geringsten  Anstand  unterworfen  gewe- 
sen sei.  —  Vergl.  auch  Protok.  der  B.-V.  20.  Sitzung  vom  5.  Decemb.  18BÖ, 
§.  63,  S.  197. 
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und  Einflnss  auf  die  Ordnimg  der  dentschen  Aogelegenheiten 
thatsächlich  ansgesehlossen  sah,  von  der  Unmöglichkeit  über- 
zengen  müssen,  die  Union  durchznftlhren.  Der  Entschlnss, 
ihre  Darehfühning  aufzugeben,  war  bereits  am  18.  Oktober 
1850  in  Berlin  gefasst  worden  ^0-  ^^  ^^'  November  erklärte 
Preassen  das  Aufgeben  der  dentschen  Union  in  einer  Girknlar- 
Dote  an  die  bisher  noch  nicht  förmlich  von  derselben  zurück- 
getretenen  Staaten,  und  verband  damit  die' Einladung  zu  gemein- 
schaftlichem Handeln  bei  abzuhaltenden  freien  Gonferenzen  zur 
Regelung  des '  deutschen  Verfassungswesens.  Wenige  Tage 
nachher  (am  29.  November)  fand  zu  Olmtttz  eine  Zusammen- 
kunft des  österr.  Ministerpräsidenten,  Fürsten  Schwarzen- 
berg  und  des  preuss.  Ministerpräsidenten  v.  Man  teuf  fei 
statt.  Es  erfolgte  eine  Verständigung  (die  sog.  Olmützer 
Pnnktation)  von  Oesterreich  und  Preussen  dahin,  dass 
die  Regierungen  dieser  beiden  Grossstaaten  es  als  ihre  Ab- 
sicht erklärten,  „die  endliche  und  definitive  Regulirung  der 
kurhessischen  und  der  holsteinischen  Angelegenheit 
dorch  die  gemeinschaftliche  Entscheidung  aller 
deutschen  Regierungen  herbeizufltthren"^*).  Zur  Herbei- 
ftthrung  einer  endlichen,  nicht  länger  mehr  zu  entbehrenden 


*0  In  diesem  Sinne  wurden  den  noch  übrigen  Unionsregierungen  schon 
damals  Mittheilungen  gemacht;  doch  zeigte  sich  noch  ein  Bestreben,  die- 
selben zu  gemeinschaftlichem  Handeln  mit  Preussen  in  der  deutschen 
Verfassungssache  gegenüber  von  der  Bundesversammlung  zusammen 
zu  halten. 

«)  Olmützer  Pnnktation  v.  29.  Nov.  1850,  §.  1,  (Prot  der  B.-V. 
20.  Sitzung  V.  5.  Dec.  1850,  §.  64,  S.  199  flg.  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H.  S.  545  flg.)  —  Die  Olmützer  Punktation  be- 
steht ans  4  §§.  Der  Inhalt  von  §§.  1  u.  4  ist  im  Texte  mitgetheilt  Die 
§§.  2  u.  3  enthalten  Bestimmungen  über  das  nächste  Verhalten  von  Preus- 
sen und  Oesterreich  in  der  kurhessischen  und  holsteinischen 
Sache.  Preussen  steUt  -der  Aktion  der  Bundestruppen  in  Eurhessen 
kein  ffindemiss  mehr  in  den  Weg;  es  soll  aber  der  Kurfürst  um  seine 
Zustimmung  ersucht  werden,  dass  ein  Bataillon  preussischer  Truppen 
nebst  einem  Bataillon  der  Bundestruppen  in  Kassel,  zur  Erhaltung  der 
Rohe  und  Ordnung,  verbleibe.  Nach  Holstein  sollen  von  beiden  Gross- 
staaten Gommissäre  geschickt  werden,  um  der  Fortsetzung  der  Feindselig- 
keiten (genau  in  der  Weise,  wie  es  der  oben  Note  16  angeführte  B.-B. 
vom  25.  Okt  1850  bestimmt  hatte)  Einhalt  zu  thun,  unter  Androhung  einer 
gemeinschaftlichen  Exekution  im  Weigerungsfalle. 
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Verständigung  sämmflicher  deutschen  Staaten  ttber  die  Her 
Stellung  einer  allseitig  anerkannten  Vereinigungsform  oder  die 
endliche  ßeform  der  Bundesverfassung  sollten  auf  eine  tob 
Oesterreich  und  Preussen  „gemeinschaftlich'^  er- 
gehende.  Einladung  unverzüglich  in  Dresden  Ministerialcoo- 
ferenzen  stattfinden^^).  Die  Bundesversammlung  ertheilte  dem 
k.  k.  Fräsidialhofe,  unter  Vorbehalt  ihrer  Zuständigkeit  und 
Bechte,  Vollmacht,  Um  die  Begelung  der  in  der  Olmützer 
Punktation  benannten  Angelegenheiten  nach  Massgabe  der  Ban- 
desgesetze und  der  in  diesen  Angelegenheiten  bereits  vorliegeo- 
den  Bundesbeschlüsse  herbeizuführen.  Hinsichtlich  der  auf  den 
Dresdener  Ministerialconferenzen  gefasst  werdenden  Beschltlsse 
sprach  die  Bundesversammlung  ihre  Erwartung  aus  ^^dass  ilir 
dieselben  9  so  weit  sich  dieselben  zur  Gompetenz  der  obersten 
Bundesbehörde  eignen,  vorgelegt  werden,  um  in  bundesrer- 
fassüngsmässigem  Wege  zu  Gesetzen  erhoben  zu  werden"-^). 

§.  199. 
Die  Dresdener  Ministerialconferenzen  vom  28.  Decbr. 
1850  bis  15.  Mai  1851^). 

I.  Am  23.  December  1850  wurden  die  zu  Olmtttz  verab- 
redeten Ministerialconferenzen  zu  Dresden  erOffinet    Es  war 


»)  Olmatzer  Punktation  §.  4. 

««)  B.-B.  vom  28.  Bec.  1850,  (24.  Sitzung)  Prot  §.  74.  S.  2ia  -  Von 
den  übrigen  Beschlüssen  der  B.-Y.  aus  dem  Ende  des  Jahres  1850  ist  noch 
zu  bemerken:  der  B.-B.  v,  7.  Dec.  1850  (21.  Sitzung),  Prot  §.  67,  die  Be- 
satzung Yon  Rastatt  betr.  —  Auf  die  vom  Präsidium  gemachte  Anzeige, 
dftss  diese  Bundesfestung  von  den  preuss.  Truppen  geräumt  sei  und  Ba- 
den seinen  Ghirnisonsantheil  nach  dem  Friedensfoss  übernommen  habe, 
wurde  beschlossen  1)  die  Bundesfestung  Rastatt  auf  den  Eriegsfoss  zu  ver- 
stärken, und  2)  Oesterreich  zu  ersuchen,  seinen  Antheil  an  den  Be- 
satzungstruppen baldigst  abzusenden.  —  Durch  B.-B.  vom  IL  Dec.  1850 
(22.  Sitzung),  Prot  §.  69,  S.  207,  wurde  beschlossen,  die  Bundestrappen  in 
Eurh essen  zu  vermindem. 

«)  Die  Hauptquelle  sind  die  Protokolle  der  Dresdener  Ministeiialoofi- 
ferenz.  Sie  wurden  metallographirt ,  die  Commissionsberichte  aber  in  ge- 
wöhnlicher Weise  gedruckt,  alles  aber  sollte  während  der  Confereiuen 
geheim  gehalten  werden.  ~  Einiges,  aber  Unvollständiges,  ist  jedoch  zum 
Theüe  schon  während  der  Conferenz  in  das  Publikum  gebracht  woidea,  ifl 
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seit  dem  12.  Juli  1848  das  erstemal^  dass  sieh  die  sämmt- 
liehen  dentscten  Segierungen  wieder  znsammengefanden 
hatten.  Die  Ueberzeagoog,  dass  dies  der  letze  mögliche  Ver- 
such zur  Wiedervereinigung  sei^  nnd  dass,  wenn  auch  dieser 
fehlschlage,  Deutschland  zerfallen  müsse,  stand  bei  sämmtlichen 
Bevollmächtigten  der  deutschen  Regierungen  fest.  Noch  hoffte 
Oesterreich,  lebhaft  unterstützt  von  Bayern,  dass  es  mög- 
lich sein  werde,  eine  andere  Gestaltung  des  deutschen  Bun- 
des, als  eine  einfache  Wiederherstellung  der  Bundesversamm- 
lung zu  erzielen,  und  machte  bei  der  Eröfinung  der  Conferenzen 
den  deutschen  Begierungen  die  eindringlichsten  Vorstellungen 
Aber  die  Wichtigkeit  einer  nunmehr  herbeizuführenden  end- 
lichen Verständigung. 

n.  In  der  zweiten  Sitzung  (27.  December  1850)  schritt 
man  zur  Wahl  von  fünf  Commissionen :  1)  für  die  Organisa- 
tion  der  obersten  Bundesbehörde  und  Bestimmung  des  Bundes- 
gebietes; 2)  für  Bestimmung  des  Wirkungskreises  der  obersten 
Bnndesbehörde  und  der  Beziehungen  der  einzelnen  deutschen 
Begierungen  zu  einander;  3)  für  die  gemeinschaftlichen  ma- 
teriellen Interessen;  4)  für  die  Organisation  eines  Bundesge- 
riehts,  und  5)  für  die  Protokollführung. 

m.  In  der  dritten  Sitzung  vom  IQ.  Januar  1851  gaben 
die  selbstständigen  Vollmachten,  welche  die  lokalen  Begie- 
raugen  des  Grossherzogthums  Luxemburg  und  des  Herzog- 
thums  Limburg,  jede  für  einen  besonderen  Vertreter,  ausge- 
stellt hatten,  so  dass  bei  entgegengesetzten  Interessen  dieser 
Territorien  die  Bevollmächtigten  in  verschiedenem  Sinne  hätten 
abstimmen  können,  Anlass  zu  einer  Verhandlung,  in  welcher 
von  Seite  der  sämmtlichen  Begierungen  darauf  bestanden 
wurde,  dass,  da  nur  der  König  der  Niederlande  allein  als 
Bnndesglied  zu  betrachten  sei,  auch  nur  von  ihm  den  Vertre- 
tern seiner  beiden  zum  deutschen  Bunde  gehörigen  Territorien 


der  Dradcschrift:  Die  Dresdener  Conferenzen,  Berlin  1851.  —  Bei 
der  nachfolgenden  Darstellung  sind  die  Originalprotokolle  benützt 
worden.  Da  meine  Darstellung,  die  zuerst  in  der  vorigen  (vierten)  Auflage 
dieses  Lehrbuchs  erschien,  mitunter  mit  der  eben  gedachten  Druckschrift 
verwechselt  worden  ist,  so  finde  ich  mich  veranlasst  zu  erklären,  dass  jene 
Brackschrift  nicht  von  mir  herrührt,  und  deren  Yer&sser  mir  unbekannt  ist 


540  §•  1^9.  Die  Dresdener  Ministerialconferenzen. 

eine,  und  zwar  auf  collecüve  Abstimmnng  zu  ricKtende  VoB- 
macht  za  ertheilen  sei^). 

IV.  Von  grösster  Bedentnng  war  die  vierte  Sitzitng  vom 
23.  Februar  1851.  In  dieser  Sitzung  kamen  die  unterdessen 
ausgearbeiteten  Berichte  der  ersten  und  zweiten  Comndssioii 
zur  vorläufigen  Besprechung.  Diese  Berichte,  welche  tc« 
Commissionsmitgliedem  als  nach  deren  persönlichen  An- 
sichten, nicht  nach  Instruktionen  von  Regierungen,  anfgeateDle 
Vorschläge  vorgelegt  wurden,  beruhten  im  Wesentlichen  auf 
folgenden  Grundgedanken:  A)  Das  frühere  Bundesreeht  und 
die  bisherige  Bundesverfassung  bleibt  stehen,  so  weit  nicht 
durch  die  gegenwärtig  beabsichtigten  Vereinbarungen  Aen- 
derungen  daran  festgesetzt  werden.  B)  Die  CommissioD 
betrachtete  den  Eintritt  von  Oesterreich  und  Prensaen  in 
den  3und  mit  ihren  sämmtlichen  Staaten  principiell  als 
unbedenklich,  weil  dadurch  die  bisher  thatsächlich  schon 
bestehenden  Machtverhältnisse  in  keiner  Weise  verändert  wfir* 
den,  das  Ueberwiegen  des  deutschen  Elementes  aber  an  sieb 
gesichert  sei.  C)  Es  wollte  das  Stimmgewicht  der  einzel- 
nen Staaten  mehr  mit  deren  Machtverhältnissen  in  Ein- 
klang gebracht  und  namentlich  eine  kräftige  Exekutivgewalt 
des  Bundes  geschaffen  werden.  Daher  sollte  D)  der  Organis- 
mus der  obersten  Bundesgewalt  nach  den  Vorschlägen 
der  ersten  Commission  dahin  verändert  werden,  dass  an  die 
Stelle  des  engeren  Rathes  eine  Vollzugsbehörde  treten 
solle,  bestehend  aus  9  Mitgliedern  mit  11  Stimmen^);  das 
Plenum  sollte  dagegen  den  bisherigen  Charakter  des  engeren 
Rathes  in  sich  aufnehmen,  d.  h.  es  sollte  in  demselben  auch 


*)  Eine  diesem  Beschlasse  entsprechende  Vollmacht  wurde  von  den 
laxemburgischen  u.  limburgischen  Bevollmächtigten  in  der  Tier- 
ten  Sitzung  vom  23.  Febr.  1851  übergeben. 

9)  Die  Zusammensetzung  sollte  sein:  1)  Oesterreich,  2  Stimmen: 
2)  Preussen,  2  Stimmen;  3) 'Bayern,  1  St.;  4)  Sachsen,  1  St.; 
5)  Hannover,  1  St.;  6)  Würtemberg,  1  St;  7>Baden, Kurhessen, 
Gr.  Hessen,  1  St;  8)  Holstein  mit  Lauenburg,  Luxemburg  mid 
Limburg,  Braunschweig,  Nassau,  beide  Mecklenburg  und  Ol- 
denburg, 1  St;  9)  die  grossherzogl.  und  herzogL  sächsischen  Hioser, 
beide  Anhalt,  beide  Schwarzburg,  Liechtenstein,  beide  Reuss, 
Schaumburg-Lippe,  Lippe,  Waldeck,  Hessen-Homburg  und 
die  vier  freien  Städte,  also  zusammen  neunzehn  Bundesstaaten,  1  Scmmie. 
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Berathnng  stattfinden  können,  und  zwar  mit  Beilegang  von 
zehn  Stimmen  fttr  Oesterreieh,  zehn  für  Prenssen  nnd  fünf  fOr 
Bayern ;  im  Uebrigen  mit  Beibehaltung  der  bisher  von  den  an- 
deren Bmidesgliedem  geführten  Stimmen.  Die  Abstimmung  der 
Bevollmächtigten  sollte  nach  Instruktionen  der  Regierungen  ge- 
schehen, jedech  sollten  die,  die  vollziehende  Behörde  bilden- 
den Bevollmächtigten  ermächtigt  sein,  in  allen  dringenden  Fällen 
ohne  vorhergehende  besondere  Instruktionseinholung  zu  stim- 
men. Die  Regierungen,  deren  Bevollmächtigte  die  vollziehende 
Behörde  bilden,  sollten  zur  Sicherung  des  schleunigen  Vollzuges 
ein  stets  mit  allen  Bedürfnissen  versehenes  Contingent  in  voll- 
kommener Bereitschaft  halten,  und  zwar  Oesterreich  und 
Prenssen,  jedes  30,000  Mann,  Bayern  15,000  Mann;  Sachsen, 
Hannover,  Wttrtemberg,  die  Staaten  der  9.  Stimme  und  die 
Staaten  der  10.  Stimme,  je  10,000  Mann;  die  Staaten  der  11. 
Stimme  aber  sollten  einer  solchen  Verpflichtung  enthoben  sein, 
unbesehadet  jedoch  ihrer  Verpflichtung  zur  Haltung  des  Bun- 
descontingents  und  zur  Theilnahme  an  Kriegsrüstungen  ^). 

y.  Oesterreich  drang  in  dieser  vierten  Sitzung  auf 
schleunige,  sofortige  Einsetzung  des  obersten  Bun- 
deso rganes  und  erklärte  sich  mit  Entschiedenheit  für  die 
Gommissionsanträge,  damit  das  Missverhältniss  zwischen 
Macht  und  formellem  Rechte  der  Bundesglieder  im  Bunde 
einigermassen  beseitigt  und  durch  die  Verminderung  der  Stimmen- 
zahl im  engem  Rathe  ein  rascheres  und  kräftigeres  Handeln  er- 
zielt werde,  Dieser  Ansicht  Oesterreichs  traten  im  Allgemeinen  mit 
mehr  oder  minder  Entschiedenheit  Bayern,  Sachsen,  Hannover, 
Wttrtemberg,  Kurhessen,  Braunschweig,  Nassau,  Schwarzburg- 
Rudolstadt,  die  beiden  reussischeü  Häuser  und  Liechtenstein 


4)  Die  Vorschläge  der  ersten  Gommission  finden  sich  abgedruckt  in  der 
Schrift:  die  Dresdener  Conferenzen,  S.  83  fl.  —  In  dem  Berichte  der  zweiten 
Gommission  finden  sich  weitläufige  und  sehr  ins  Einzelne  gehende  Vor- 
schläge über  die  Gompetenz  des  Plenums,  mit  complizirter  Unterscheidung 
von  Fällen,  wann  Stinüneneinhelligkeit,  Mehrheit  von  '/4,  Mehrheit  Yon  ^s 
und  einfache  Mehrheit  zur  Beschlussfassimg  erfordert  werden  solle.  Der 
Gompetenz  der  Yollziehungsbehörde  war  hauptsächlich  zugewiesen,  was 
sich  auf  den  Landfrieden,  die  äusseren  Angelegenheiten  und  das 
Militärwesen  bezieht.  £s  kam  aber  über  alle  diese  Vorschläge  auf  den 
Dresdener  Gonferenzen  zu  keiner  Berathung. 
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bei.  PrensBen  vermied,  sich  mit  Bestimmtheit  aosznsprecliea 
und  beantragte  einen  14tägigen  Termin  zur  Instmktionsem- 
holong  und  endlichen  Abstimmong.  Baden  erklärte  sieh  ein- 
verstanden  mit  der  Bildung  einer  Exekntivbehörde  neben  der 
Bondesversammlong  (dem  Plenum).  Es  tadelte  dagegen  die 
Anfstellang  der  Machtverhältnisse  als  Princip  des 
Stimmgewichts,  da  eigentlich  doch  nur  Oesterreicb  imd 
Prenssen  eine  wirklich  überlegene  Macht  besSssen^; 
eis  rügte  insbesondere  (nnd  mit  vollem  Sechte)  die  Incon- 
Sequenz,  mit  welcher  das  Princip  der  Machtverhältnisse  is 
dem  Coomiissionsentwurfe  aufgestellt,  aber  sodann  wieder,  ns- 
mentlich  zu  seinem  Nachtheile,  verlassen  worden  sei,  indem 
Baden,  das  eben  so  wohl  eine  Truppenmacht  von  10,000  Msno 
stellen  könne,  wie  manche  andere  Staaten,  denen  in  da  Voll- 
zngsbehörde  eine  Yirilstimme  eingeräumt  worden ,  aus  der 
Stellung  der  deutschen  Mitteistaaten  ausgewiesen  word^  seL 
Ganz  in  gleichem  Sinne  sprach  sich  audi  das  Orossh^sogthom 
Hessen  aus. 

VI.  Während  aber  Baden  und  das  Grosshenogthmn 
Hessen  sich  im  Ganzen  genommen  doch  weniger  gegen  du 
Princip  des  Antrages  der  ersten  Gommission,  als  viehnebr 
hauptsächlich  nur  gegen  die  ihnen  in  demselben  angewieaese 
untergeordnete  Stellung  erklärten,  so  sprachen  sich  dag^en 
die  Bevollmächtigten  der  übrigen  Staaten,  obschon  noch  alle 
ohne  Instruktion  ihrer  Begierungen,  mit  grosser  Entschiedenheit 
nnd  Uebereinstimmung  gegen  das  Princip  aus,  auf  welehem 
die  CommissionsantrSge  beruhten.  Die  Einwendungen,  welche 
von  diesen  Begierungen  erhoben  wurden,  waren  im  Wesent- 
lichen folgende:  „Durch  die  Reduktion  der  Stimmen  im  enge- 
ren Bathe  werde  wenig  oder  nichts  gewonnen ;  der  Fehler  der 
bisherigen  Bundesverfassung,  der  Grund  des  gesunkenen  An- 
sehens der  bisherigen  Bundesversammlung,  liege  nicht  in  der 
bisherigen,  allerdings  nicht  den  Machtverhältnissen  entsprechen- 


^)  Auch  andere  Bandesglieder  hoben  hervor,  dass  eigentlidi  nur  Oester- 
reich,  Preussen  und  Bayern  Grund  h&tten,  sich'  über  die  nnveriiilt« 
nissmässige  Geringfügigkeit  ihres  Stimmgewichtes  zu  beschweren;  Bit 
Aufiiahme  der  andern  Königreiche  in  die  Exekutivcommiafflon  sei  dis 
Princip  der  Machtverhältnisse  schon  verlassen  (Abstimmaag  w 
Hamburg  und  von  Meiningen). 
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den  Veräiefliiiig  des  StimiDgewichtS;  sondern  in  nngenllgender 
Handhabnng  der  Bnndesbeschlüsse.  Man  berief  sich  auf  die 
Thatsache,  dass  in  den  30  Jahren  des  Bestandes  der  Bundes* 
yerfassnng  die  mittleren  und  kleineren  Staaten  keinen  Hiss- 
brauch von  dem  Uebergewichte  gemacht  hätten,  welches  ihnen 
die  alte  Bundesverfassung  einräume;  die  Machtverhältnisse 
übten  stillschweigend  ihren  naturgemässen  Einfluss.  Nie  sei 
ein  Bnndesbeschluss  gegen  den  vereinten  Willen  von  Oester- 
reich  nndPreussen  zustande  gekommen.  In  einem  Staaten- 
bund e,  zu  welchem  man  doch  nunmehr  zurückkehren  wolle, 
dürfe  principiell  das  Machtverhältniss  nicht  massgebend 
sein,  sondern  müsse  das  Princip  der  Bechtsgleichheit  vorherr^ 
sehen.  Die  neuen  Vorschläge  seien  im  Widerspruche  mit  der 
bundesgrundgesetzlich  anerkannten  Gleichberechtigung  der 
Bundesglieder.  Eine  Stimmvertheilung  unter  dieselben  nach 
dem  Mach^Prineip  sei  gar  nicht  möglich;  besonders  wenn 
Oesterreich  und  Preussen  mit  ihren  gesammten  Staaten  ein- 
träten, so  würde  durch  dessen  consequente  Durchführung  die 
Bedeutung  der  übrigen  Staaten  im  Bunde  geradezu  aufgehoben 
werden.  Man  stelle  sich  überdies  hierdurch  auf  das  System 
der  sogen,  breitesten  Grundlage,  das  sich  noch  nirgends  be- 
währt habe.  Das  Macht-Princip  gewähre  nur  einigen,  den 
grossen  Staaten,  Vortheile,  es  schade  dagegen  den  übrigen 
Bundesgenossen,  ohne  ihnen  irgend  einen  Ersatz  zu  geben. 
Das  Macht -Princip,  einmal  aufgestellt,  werde  in  seinen  Con- 
sequenzen  immer  weiter  drängen;  sowie  ihm  jetzt  die.  kleinen 
Staaten,  so  würden  ihm  bald  die  Mittelstaaten  geopfert  wer- 
den; es  erschaffe  also  nicht  einmal  einen  bleibenden,  festen, 
sondern  einen  voraussichtlich  nur  wandelbaren  Zustand; 
es  verletze  das  Ehrgefühl  der  minder  mächtigen  Staaten,  und 
yermöge  nicht  über  die  fernere  Existenz  zu  beruhigen.  Das 
Princip  der  Machtverhältnisse  sei  bereits  bei  der  Gründung  des 
deutschen  Bundes  zur  Sprache  gebracht,  aber  abgelehnt  worden, 
weil  man  Eintracht  und  einen  beständigen  Bund  der 
deutschen  Regierungen  und  Völker  gewollt  habe.  Ob  die 
kleinen  Staaten,  die  in  die  elfte  Stimme  verwiesen  worden, 
durch  Ausschluss  von  der  Exekutive  erleichtert  würden,  sei 
problematisch:  so  lange  der  Aufruhr  oder  Kriegszustand  dauere, 
müsse  dennoch  jedes  Bundesglied  mitwirken.    Die.  Vertretung 
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von  19  Staaten  in  einer  Curie  sei  geradezu  nnmögUch  nnd 
für  sie  illasorisch,  besonders  bei  Beschränkimg  der  Fristen 
zur  Instroktionseinholung;  überdies  bringe  diese  Beraubung 
ihrer  Stimmen  nach  keiner  Seite  hin  Vortheil.  Die  Umwand- 
lung des  Plenum  in  eine  diskutirende  Behörde  sei  unzweek- 
massig;  die  Bestimmungen  der  Wiener  Schlussakte  «rt.  10, 
12—14  seien  im  Vergleiche  hiermit  weit  vorztlglicher.  Da  die 
Einholung  von  Instruktionen  der  einzelnen  Regierungen  docb 
beibehalten  werde,  so  sei  ganz  gleichgildg,  ob  in  7,  9,  11 
oder  ob  in  17  Stimmen,  wie  bisher,  abgestimmt  werde;  über- 
dies wären  die  kleinen  Staaten  jederzeit  diejenigen  gewesen, 
welche  die  Instruktionsertheilung  am  wenigsten  verzögert  hätten. 
Namentlich  hoben  die  freien  Städte  mit  grosser  Betonung 
hervor,  dass  es  ausser  der  Bevölkerung»-  oder  TruppenzaU 
noch  andere  Massstäbe  für  die  Bedeutung  der  Staaten  gebe. 
Insbesondere  wiesen  die  Hansestädte  darauf  hin,  dass  wenn 
vom  deutschen  Welthandel  die  Rede  sei,  fast  ausschliesslid! 
nur  von  ihrem  Handel  die  Rede  sein  könne;  dass  sie  es 
seien,  die  seit  Jahrhunderten  mit  transatlantischen  und  afrika- 
nischen Staaten  Bündnisse  und  Verträge  geschlossen  habmi, 
wo  kein  anderer  deutscher  Staat  solche  habe,  oder  zu  haben 
interessirt  ^ei;  dass  bei  allen  ihren  derartigen  Verträgen  sie 
es  sind,  die  für  ganz  Deutschland  handeln,  ind^n  sie  jederzeit 
für  alle  deutschen  Staaten  das  Recht  des  Beitrittes  ausbedingen, 
so  wie  auch  sie  alle  ihre  Consuln  und  Agenten  jener  Gegoh 
den  angewiesen  haben,  die  Unterthanen  aller  deutschen  Bun- 
desstaaten, wie  die  Bürger  der  Hansestädte  zu  vertreten,  nnd 
dass  sie  daher  für  ganz  Deutschland  den  Schutz  wirklich 
leisten,  welchen  zu  leisten  den  von  der  Gesanmitheit  aufzu- 
stellenden Consuln  obliegen  würde.  Die  hohe  Bedeutong  der 
Hansestädte  sei  auch  auf  *dem  Wiener  Congresse  (1815)  ge- 
würdigt,  und  ihnen  daher  ungeachtet  ihrer  verhältnissmässig 
geringen  Bevölkerungszahl'  eine  eigene  Stinune  im  engeren 
Rathe  der  Bundesversanmüung  eingeräumt  worden,  und  diese 
Verhältnisse  und  Gründe  beständen  jetzt  gerade  noch  so,  wie 
damals  ®).  In  Bezug  auf  die  Bildung  einer  besonderen  el&tim- 


6)  Die  Bedeutung  der  Hansestädte  für  Deutschland  hat  insbesood^e 
der  bejahrte  Vertreter  von  Bremen,  Boi^rermeister  Smidt,  der  von  der 
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migen  Exekntiybehörde  wurde  von  Seite  der  diBsentirenden  . 
Staaten  bemerkt,  dass  eine  Theilnng  der  Gewalten,  ein  Tren- 
nen des  Organs  des  WoUens  und  Handebs,  keine  Kräftigung 
m,  und  zwar  um  so  weniger,  als  diese  Behörde  nicht  selbst 
vollziehen  könne,  sondern  erst  wieder  Begiemngen  zum  Voll- 
züge requiriren  müsse.  Das,  was  unter  diesem  Namen  yorge- 
schlagen  worden,  sei  überdies  keine  Vollzugsbehörde,  sondern 
eine  Regierung.  Das  fortwährende  Bereithalten  einer  solchen 
Tmppenmacht,  wie  der  Commissionsantrag  fordere,  gehe  über 
die  Kräfte  sogar  der  Mittelstaaten  hinaus,  welche  man  mit 
einer  Virilstimme  bedacht  habe.  Der  gegenwärtige  Kriegszu- 
stand könne  kein  immerwährender  bleiben;  vorübergehende 
Zustände  dürften  aber  nicht  zur  Grundlage  einer  bleibenden 
Organisation  genommen  werden.  Für  solche  ausserordentliche 
Zeiten  genüge  die  Aufstellung  einer  vorübergehenden  Exeku- 
tivcomnodssion.  Diese  Staaten  sprachen  daher  ihre  Ueberzeu- 
gnng  dahin  aus,  dass  eine  genügende  Abhilfe  der  bisherigen 
Mängel  der  Bundesverfassung  durch  eine  Verbesserung  der 
Geschäftsordnung  und  der  Exekutionsordnung  der  Bundesver- 
sanunlung  und  durch  Beschränkung  und  Beschleunigung  der 
Instraktionseinholung  und  Verstärkung  des  Einflusses  der  wirk- 
lich mächtigen  Staaten  (Oesterreich,  Preussen,  Bayern)  auf  die 
Vollziehung  erreicht  werden  könne.  Man  verlangte  vorerst 
Wiederherstellung  des  alten  Bechtszustandes,  bevor  man  zii 
Veränderungen  schreite,  Festhalten  an  der  Grundlage  der 
Bondesakte,  die  nicht  nur  an  sich  gut,  sondern  unter  den  ge- 
gebenen V^hältnissen  die  allein  taugliche  sei;  man  wollte 
lieber  Rückkehr  zum  alten  System,  als  stückweise  Neuerung. 
Nicht  undeutlich  wurde  zu  verstehen  gegeben,  dass  grössere 
Staaten,  welche  anerkennen  müssen,  mit  anderen  auf  einem  bun- 
desvertragsmässigen  Boden  der  Rechtsgleichheit  zu  stehen,  von 
diesen  letzteren,  die  von  ihnen  Schutz  gegen  die  Revolution  erwar- 
ten, nicht  SQlbst  das  Opfer  ihrer  politischen  Existenz  verlangen 


Gründung  der  Bandesakte  an  fortwährend  in  den  Bundesangelegenheiten 
thatig  gewesen  ist,  sehr  gut  ausgeführt.  Er  erinnerte  u.  A.  an  das  Wort 
von  Justus  Moser,  dass  „nicht  Lord  Cliye,  sondern  ein  deutscher 
Feldherr  am  Ganges  commandiren  würde,  wenn  das  deutsche  Reich  in 
verbängnissvoller  Zeit  sich  hinreichend  kräftig  und  geneigt  gefunden  hätte, 
die  Macht  der  alten  Hansa  zu  unterstützen  und  zu  erhalten'*. 

Zdpfl,  Staatfli«oht.  6.  Aufl.  I.  35 
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dürfen.  Auch  glaubte  man  von  mehreren  Seiten,  erst  darfiber 
Gewissheit  erlangt  haben  zu  müssen,  ob  Oesterreidi  ml 
Preussen  mit  ihrer  Oesammtmacht  in  den  Bund  eintreten,  ok 
ein  Bundösgericht  and  eine  Nationalvertretang  am  Bande  du* 
gerichtet  werden  würden ,  und  dass  vorerst  die  Berichte  der 
übrigen  Commissionen  abzuwarten  seien ,  bevor  man  sieh  ä 
bindender  Weise  über  die  Vorsehläge  der  ersten  Commisooi 
aujasprechen  könne '^)." 

Vn.  Ungeachtet  der  in  der  vierten  Sitzung  hervorg^rete^ 
nen  Meinungsverschiedenheit  gab  doch  Gestenreich  die  Ho&OBg 
auf  eine  endliche  Verständigung  nicht  auf,  und  sprach  dies  a 
der  5.  Sitzung  vom  28.  Februar  1851  noch  ausführlich  aoi 
In  den  folgenden  Sitzungen  (6.  Sitzung  vom  15.  März  1851, 
7.  Sitzung  vom  1.  April  1851  und  8.  Sitzung  vom  2.  Mai 
1851)  kamen  die  unterdessen  von  den  Commission^i  mit  as- 
erkennungswttrdiger  Gründlichkeit  ausgearbeiteten^  zum  Tbeiie 
sehr  mühevQlIen  Berichte  zur  Voriage.  Nochmals  empfaU 
Oesterreich  dringend  die  Einigung  und  Genehmignng  der  in 
den  Commissionsberichten  liegenden  Grundzüge  ^  damit  nidK 
Deutschland  und  dem  Auslande  gegenüber  das  Schauspiel  ge- 
geben werde,  dass  die  Vertreter  sämmtlicher  Regierungen  f&of 
Monate  beisammen  gewesen  wären,  ohne  zu  einem  das  Wohl 
des  Vaterlandes  fördernden  Beschlüsse  kommen  zu  könneB. 
Es  wurde  hierauf  der  15.  Mai  als  der  Zeilpankt  bestimnit,  an 
welchem  die  Erklärungen  der  einzelnen  Regierungen  auf  die 
Commissionsanträge  erfolgen  soUten^). 


0  Diese  Erwägungen  der  dissentirenden  Staaten  sind  ans  deren  Er- 
klärungen in  der  yierten  Sitzung  der  Conferenz  ausgezogen  und  flbeisidit- 
lieh  zusammengestellt. 

^)  Unter  den  Commissionsberichten  sind  einige,  welche,  abgesehen  ^^^b 
dem  Ausgange  der  Dresdener  Gonferehzen,  ein  bleibendes  Interesse  vM 
den  Keim  einer  weiteren  Entwickelung  in  sich  tragen,  so  z.  B.  der  BcrickJ 
der  dritten  Commission  für  die  materiellen  Interessen,  Bindd. 
Schifffahrt,  Verkehrsanstalten,  Zoll,  Münze,  und  der  Bericht  der  Ticrter 
Commission  über  die  Errichtung  eines  ständigen  Bundesgericbtes. 
—  Die  dritte  Commission  hatte  sich  alsbald  nach  ihrer  Niedencttusg 
von  den  Begierungen  die  Absendung  von  Sachverständigen  nacfa  Die^ 
erbeten  und  diese  übergaben  am  9.  März  1861  als  Resultat  ihrer  ÄJ^ttsm 
den  Entwurf  einer  üebereinkunft  zwischen  den  deutschen  Boadentasto 
zur  Beförderung  des  Handels  und  Verkehrs  nebst  vier  Anlagen,  ai^ücb 
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Vm.  In  der  IX.  Sitzung  am  15.  Mai  1851  zeigte  sich 
ber,  dass  unterdessen  die  Sache  eine  andere  Wendung  genom- 
len  hatte.  Nach  der  Erklärung  des  Vertreters  von  Prenssen 
ar  mittlerweile  die  k.  preassische  Regierung  mit  der  k.  k. 
sterreichischen  in  unmittelbare  Unterhandlung  getreten.  Es 
atte  sich  aber  gezeigt,  dass  die  Organisation  des  obersten 
inndesorgans  in  untrennbarem  Zusammenhange  mit  der  Frage 
bar  den  dem  Bundesgebiet  zu  gebenden  Umfang  stehe,  und 
ie  Schwierigkeiten  der  Aufgabe  hatten  sich  in  dem  Masse 
esteigert,  dass  es  den  eifrigsten  und  einträchtigsten  Be- 
iflhongen  beider  Regierungen  nicht  hat  gelingen  wollen,  eme 


in  Verzeichniss  der  Gegenstände,  die  bei  dem  üebergang  aus  einem  Bim- 
esstaat  in  den  anderen  vom  Ein gan'gs zoll  frei  sein  sollten,  ein  Yer- 
eichniss  der  in  den  einzelnen  deutschen  Zollgebieten  bestehenden  Aus- 
angsabgaben,  den  Entwurf  eines  Zollcartels  und  den  eines  Münz- 
artels  zwischen  den  deutschen  Bundesstaaten.  Vergl.  das  Prot,  derdeut 
i.-Y.  vom  9.  August  1851  §.  112,  woselbst  auch  der  Dresdener  Entwurf 
ebst  Anlagen  (in  Beilage)  zu  finden  ist.  —  Die  hauptsächlichen  Grund- 
edanken  des  Entwurfes  über  das  Bundesgericht,  siehe  oben  §.  153  VI. 
-  Ueber  den  Entwurf  der  Einrichtung  einer  Nationalvertretung  am 
lunde  hatte  sich  die  zweite  Commission  nicht  geeinigt,  sondern  sich  dar- 
uf  beschränkt,  vorerst  die  Gründe  für  und  gegen  deren  Einrichtung  vor- 
utragen.  Ein  als  Beilage  dem  Berichte  der  Commission  angefügter,  von 
inem  Mitgliede  der  Commission  ausgearbeiteter  Entwurf  konnte  schwerlich 
a  mehr  dienen,  als  die  Schwierigkeit,  eine  Nationalvertretung  unter  den 
lunaligen  umständen  einzurichten,  recht  bemerklich  zu  machen.  —  Von 
er  zweiten  Commission,  so  wie  insbesondere  von  deren  Subcommission 
'ezuglich  der  Grundrechte,  wurde  ein  Bericht  vorgelegt,  nach  welchem 
ie  sich  darüber  geeinigt  hatte,  dass  die  (Frankfurter)  Grundrechte  aufzu- 
geben seien.  Es  war  dagegen  ein  Entwurf  über  die  den  deutschen  Staats- 
ngehörigen  durch  den  Bund  zu  gewährenden  Rechte  ausgearbeitet  worden, 
iebst  einer  Bezeichnung  solcher  Rechte  und  Grundsätze,  deren  Einführung 
iorch  die  Partikulargesetzgebung  von  Seite  des  Bundes  zu  missbilligen  sein 
aöchte.  Die  zweite  Commission  hatte  auch  insbesondere,  die  ausdrückliche 
^erkennung  des  Grundsatzes  vorgeschlagen,  dass  die  Verfassung  und  Ge- 
etzgebung  der  einzelnen  Länder  nicht  mit  der  des  Bundes  in  Wider- 
pruch  stehen  dürfe  (siehe  oben  §.  150,  Y.)  und  eine  Ausscheidung  der 
lesetze  gemacht,  die  als  Ausnahmsgesetze  durch  den  B.-B.  v.  2.  April 
Btö  aufgehoben  zu  betrachten  seien  (s.  (4)en  §.  182,  Note  9);  auch  hatte 
liege  Commission  sonst  noch  mehrere  Anträge  auf  Ergänzung  einiger  Ar- 
&el  der  Wiener  Schlussakte,  Ruhestörungen  und  gegenseitige  Hüfeleistung 
(«ywie  die  Beschwerden  des  ehemals  reichsständischen  und  rdchsritterschaft- 
ichen  Adels  betreffend,  gesteUt 

36* 
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LösüDg  zu  finden  y  welche  allen  unumgänglichen  Rücksichteo 
die  gebührende  Befriedigung  gewähren  könnte.  Angesick 
der  dringenden  Notwendigkeit  aber^  dem  Bunde  sobald  ab 
möglich  durch  ein  allgemein  anerkanntes  Centralorgan  di^ 
jenige  wirksame  Leitung  seiner  gemeinsamen  Angelegenheites 
zu  sichern,  welche  die  Lage  Deutschlands  wie  des  gesammteD 
Europa  mehr  denn  je  erheischte,  wurde  es  unter  solchen  Um 
ständen  von  Preüssen  fUr  Pflicht  erkannt,  durch  allge- 
meine Beschickung  der  Bundesversammlung  zu  Frank- 
furt a.M.  das  für  den  Augenblick  Erreichbare  zu  thun*).  Die 
Gegenstände,  über  welche  die  Commissionsberichte  bereits  m- 
lagen,  wurden  als  von  solcher  ausserordentlichen  Wichtigkeil 
und  als  solche  weitausgreifende  Fragen  bezeichnet,  welche  die 
sorgfältigste  und  allseitigste  Erwägung  erfordern.  Die  bei  der 
Eröffnung  der  Conferenz  waltende  Absicht,  die  B^nthnogeB 
hier  zum  Abschlüsse  zu  bringen,  wurde  dem  (mit  d^  Em- 
Schliessung  zu  allgemeiner  Beschickung  des  Bundestages  küod 
gegebenen)  Wunsche  gegenüber  aufgegeben ,  die  ferneren  Be- 
rathungen  in  den  Schoos  des  letzteren  zu  verlegen.  Da  sUe 
Regierungen  sich  hiermit  einverstanden  erklärten,  so  wurda 
noch  in  einer  an  demselben  Tage  (15.  Mai)  Nachmittags  2  Hr 
abgehaltenen  zehnten  (Schluss-)  Sitzung  die  Gonferenzen  ib 
geschlossen  erklärt.  Wenn  auch  nicht  alle,  in  und  ausserhalb 
der  Versammlung,  gehegten  Hoffnungen  in  erwartetem  Masse 
in  ErftlUung  gegangen  waren,  so  wurde  es  doch  vob  allen 
Mitgliedern  der  Conferenz  als  ein  befriedigendes  und  segens 
reiches  Ereigniss  begrtlsst,  dass  in  kürzester  Frist  sämnit- 
liche  Bundesgenossen  wieder  in  der  Bundesversammlnng  ver- 
treten sein  werden  und  diese  daher  wieder  unbestritten  als  da^ 
verfassungsmässige  Organ  des  WoUens  und  Handelns  des 
Bundes  gelten  werde.  Man  gestand  sich  gegenseitig  zn,  dorcii 
die  mühevollen  und  gewissenhaften  Berathungen  zu  der  Ueber- 
zeugung  gelangt  zu  sein, .dass  die  alteBundesverfassnog 
in  den  eigenthümlichen  Verhältnissen  Deutschlands  tie- 

*)  Es-  war  dies  das  erste o^al,  dass  in  den  förmlichen  Sitzungen  (kr 
Conferenz  der  Wiedereintritt  sänunüicher  Bundesglieder  als  an^gen^* 
erwälmt  wurde.  Dass  die  Verabredung  hierzu  bereits  im  März,  aoss«?* 
halb  der  öffentlichen  Sitzungen,  geschehen  war,  beweist  aber  die  imttt 
§.  200  erwähnte  preuss.  Girkulardepesche  v.  27.  März  1^1. 
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fere  Wurzeln  habe^  als  man  oft  geglaubt  habe,  und  dass 
es  wesentlich  darauf  ankomme,  diese  Verfassung  zu  vervoll- 
ätändigen,  und  eine  kräftige  Handhabung  derselben  zu  ver- 
SQchen.  In  den  Commissionsberiehten  erkannte  man  allseitig 
„schätzbare  Materialien^'  ftlr  die  nunmehr  in  der  Bun- 
desversammlung fortzusetzende  Bevision  der  Bundesverfassung, 
nnd  schied  in  der  Hoffnung,  dass  das  hier  begonnene  Werk 
bald  zur  Vollendung  reifen  und  der  betretene  Weg  in  naber 
Zukunft  zur  vollen  Einigung  und  durch  diese  zur  dauernden 
Begründung  der  Wohlfahrt  Deutschlands  fUhren  werde. 

TL  So  wenig  glänzend  der  Ausgang  der  Dresdener  Con- 
ferenzen  scheinen  mag,  so  haben  dieselben  doch  eine  grosse 
Bedeutung  dadurch  gehabt,  dass  durch  sie  dem  verderblichen 
Qod  kostspieligen  Systeme  der  bewaffneten  Unterhandlung  ein 
Ende  gemacht,  der  drohende  Krieg  zwischen  Preussen  und 
Oesterreich  und  somit  der  Bürgerkrieg  in  ganz  Deutschland 
abgewandt,  und  für  Preussen  durch  die  Form  der  freien  Gon- 
fereuzen  die  Verständigung  mit  Oesterreich  und  den  übri- 
gen deutschen  Königreichen  angebahnt  wurde.  Deutschland 
aber,  welches  durch  die  Politik  jener  Partei,  welche  Einheit 
durch  Spaltung  erreichen  wollte,  bereits  ganz  zerfallen  war, 
fand  sich  durch  die  Vermittelung  der  Dresdener  Conferenz 
wieder  in  der  bereits  verlorenen  Bundesverfassung  zusammen, 
die  sich  somit,  wenn  gleich  nicht  als  eine  vollkommene  und 
tadellose,  doch  aber  als  die  flir  Deutschland  unter  den  be- 
stehenden Verhältnissen  allein  mögliche  Verbindungsform 
seiner  sämmtlichen  Staaten  ausgewiesen  hat^<^). 


^^)  Oesterreich  hatte  sich  nur  ungern  zu  den  Gonferenzen  in  Dres- 
den entschlossen  und  nur  dem  dringenden  Wunsche  Preussens  darin  nach- 
gegeben, da  es  von  Anfang  an  daran  festgehalten  hatte,  dass  die  Bundes- 
versanunlung  der  einzige  Boden  sei,  auf  dem,  wenn  überhaupt,  irgend  etwas 
ZQ  Stande  gebracht  werden  könne.  Diese  Ansicht  hatte  nun  Preussen 
auf  den  Dresdener  Gonferenzen  ebenfalls  gewonnen.  Durch  eine  eigen- 
thümliche  Fügung  des  Schicksals  war  es  sogar  dahin  gekommen,  dass  nun- 
mehr gerade  dieselbe  Partei,  welche  früher  am  heftigsten  die  Abschafifung 
der  Bundesversammlung  verlangt  hatte,  nunmehr  eben  so  heftig  an  Preus- 
sen drängte,  in  den  alten  Bundestag,  ohne  Einwilligung  in  irgend  eine 
wesentliche  Reform  desselben,  zurückzutreten.  Yergl.  die  Schrift:  Die 
Dresdener  Gonferenzen,  S.  75  fl.  # 
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§.  200. 

Die  Thätigkeit  der  Bundesversamnüung  in  staatsrecLt- 

Kcher  Beziehung  seit  dem  Wiedereintritte  sämmdicher 

Bundesglieder  (1851— 1862), 

I.  Schon  während  der  Dresdener  Conferenzen  batte 
Preussen  durch  eine  Cirkulardepesche  yom  27.  VSn  1851 
den  mit  ihm  noch  verbtindeten  Regierungen  angezeigt,  dass  e^ 
mit  Bttcksicht  anf  die  damaligen  Zeitrerhältnisse  die  Thlix^ 
keit  emer  gesetzlichen  Bandesbehörde  fttr  nnamgänglich  noth- 
wendig  erachte ,  nnd  da  der  Schlass  der  Conferenzen  skrb 
länger^  als  im  Anfange  erwartet  wurde,  verzögere ,  es  für  da» 
Angemessenste  erachte,  die  frühere  Bundesversammlung  wiedcf 
in  Wirksamkeit  zu  setzen.  Es  lud  daher  Preussen  die  ra- 
bttndeten  Begierungen  ein,  sich  hiermit  einverstanden  zu 
erklären  und  über  den  Zeitpunkt,  zu  welchem  die  Bund^tag^ 
gesandten  nach  Frankfurt  a.  M.  zu  senden  wären,  eine  Ueber- 
einkunft  zu  treffen^).  In  der  zweiten  Hälfte  des  April  zagte 
Preussen  den  verbündeten  Regierungen  an,  'dass  es  am  12.  Hii 
in  den  Bundestag  in  Frankfurt  a.  M.  wieder  eintreten  werde 
und  verband  damit  die  Einladung  zu  gemeinsehafUiehem  ün- 
tritt.  Mehrere  dieser  Regierungen  warteten  jedoch  den  Eintritt 
des  k.  preussischen  Gesandten  in  den  Rundest^  nicht  &b: 
überhaupt  fand  kein  gemeinschaftlicher  Eintritt  der  bisher  is 
der  Bundesversammlung  nicht  vertretenen  Regierongen  statte 
Die  Anregung  einer  Principienfrage  darüber,  ob  die  eintreten- 
den Staaten  diejenigen  Beschlüsse  der  ^  Bundesversammlmig 
anzuerkennen  hätten,  welche  vor  ihrem  Eintritte  gefasst  wor- 
den waren,  wurde  vermieden^). 

*)  Siehe  den  Abdruck  in  der  Frankf.  Postamtszeitung,  Tom  12.  Apit 
1851,  Beü.  z.  Nr.  88. 

*)  Baden  trat  in  die  B.-Y.  ein  in  d.  5.  Sitzung  v.  2.  Mal;  Nassau, 
beide  Reuss  und  die  vier  freien  Städte  in  der  6.  Sitsnng  t.  10.  Mai: 
Preussen  und  Mecklenburg-Schwerin  in  der  7.  Sitzung  as 
14.  Mai;  die  grossh.  undherzogl.  sächsischen  Häuser,  Braunseh veig. 
Oldenburg,  die  anhaltischen  und  schwarzburgischen  Hasser 
und  Lippe  in  der  8.. Sitzung  v.  30.  Mai;  Waldeck  in  der  11.  Sitzsiu: 
V.  13.  Juni  1851. 

s)  Erklärung  des  Präsidium  in  der  8.  Sitzung  t.  30.  Mai  186t  Prst 
§.  86,  S.  44. 
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n.  Die  Bnndesyersammlnng  liess  sich  hierauf  angelegen 
sein,  die  auf  den  Dresdener  Conferenzen  zu  Stande  gebrach- 
ten Materialien  weiter  zu  verarbeiten  und  die  nothwendige 
Verbesserung  des  Bundesorganismus  und  der  Bundesgesetze 
herbeizuftihren;  sie  ernannte  zu  diesem  Behufe  Gommissionen^ 
deren  Thätigkeit  an  diese  Vorarbeiten  anschliessen  sollte^). 
Aber  aoch  hier  traten,  je  weiter  die  Gommissionsarbeiten  fort- 
schritten,  in  vielen  Beziehungen  vermehrte  Schwierigkeiten 
hervor,  so  dass  als  Bundesbeschlüsse,  welche  auf  Grundlage 
der  Dresdener  Conferenzen  wirklich  zu  Stande  gekommen  sind, 
zur  Zeit  nur  genannt  werden  können :  1)  der  Bundesbeschluss 
vom  23.  August  1851,  über  die  Aufhebung  der  (Frankfurter) 
Grandrechte  des  deutschen  Volkes,  und  die  Herstellung  der 
Uebereinstimmung  der  deutschen  Staatsverfassungen  mit  den 
Bandesgrundgesetzen  ^);  2)  die  revidirte  Geschäftsordnung 
des  deutschen  Bundes  vom  16.  Juni  1854^);  3)  der  Bundes- 
beschluss vom  6.  Juli  1854,  die  Verhinderung  des  Missbrauchs 
der  Pressfreiheit  betreffend ;  und  4)  der  Bundesbeschluss  vom 
13.  Juli  1854,  das  Vereinswesen  betreffend^). 

m.  Die  in  Dresden  verhandelte  und  bejahend  begutach- 
tete Frage  über  die  Zulässigkeit  des  Eintrittes  von  Oester- 
reich  und  Preussen  in  den  deutschen  Bund  mit  ihren 
sämmtlichen,  auch  ausserdeutschen  Staaten^),  hat  dagegen 
eine  Lösung  in  ganz  entgegengesetztem  Sinne  gefunden,  indem 
auf  einen  von  Preussen  in  der  23.  Sitzung  der  Bundesver- 
sammlung vom  20.  Sept.  1851,  Prot.  §.  149  gestellten  Antrag, 
die  Bundesversammlung  durch  Beschluss  vom  3.  Okt.  1851  er- 
klärte, dass  die  Provinzen  Ost-  und  Westpreussen ,  sowie  die 
im  Bundesprotokoll  vom  22.  April  und  1.  Mai  1848  bezeich- 
neten Theile  des  Grossherzogthums  Posen  nicht  als  zum  Ge- 


*)  Es  warden  noch  im  J.  1851  GommisBionen  ernannt,  für  die  Befision 
der  Geschäftsordnung  der  B.-Y.,  für  die  politischen  Angelegoiheiten,  filr 
die  Einrichtung  eines  obersten  Bandesgerichts,  u.  s.  w. 

«)  Siehe  oben  §.  150,  VU. 

•)  Siehe  oben  §.  125  fl. 

^  Von  diesen  beiden  Bundesbeschlüssen  wird  unten,  bei  der  Darstel- 
lung der  polizeilichen  Verhältnisse  gehandelt  (Siehe  §.  469.  473.) 

»)  Siehe  §.  199,  IV,  Lit  B. 
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biete  des  deutschen  Bandes  gehörig  za  betrachten  seien'). 
Hiernach  war  auch  ftir  Oesterreich  keine  Veranlassnng  meb 
gegeben,  die  Anfnahme  seines  gesammten  Kaiserstaates  in  du 
dentsche  Bundesgebiet  zu  beantragen.  Somit  sind  auch  in 
Bezng  anf  das  Bundesgebiet  gegenwärtig  die  Verhältniiise  wie- 
der ganz  dieselben ,  wie  sie  bis  zum  Jahre  1841$  bestanden 
hatten. 

IV.  Als  ein  erfreuliches  Zeichen  eines  gegenseitigen  Ver- 
ständnisses der  beiden  deutschen  Grossmächte  und  als  ein 
zu  schönen  Hoffnungen  berechtigender  Anfang  eines  thatkrät 
tigen  Auftretens  des  deutschen  Bundes  als  politische  Oesammt* 
heit  in  den  europäischen  Angelegenheiten  erschienen  die  Bnn 
desbeschltlsse  vom  24.  Juli  und  9.  December  1854,  die  damab 
schwebende  orientalische  Angelegenheit  betreffend*^'). 

V.  In  den  Jahren  1855 — 1857  gewann  es  den  Anschem. 
als  wenn  auch  ein  ernstlicheres  Zusammenwirken  der  Bundes- 
glieder Platz  greifen  wtirde,  um  den  immer  dringender  g^hlten 
Bedttr&issen  der  Gesammtnation  durch  Verbesserung  der  or- 
ganischen Einrichtungen  des  Bundes  und  durch  Verständigung 
über  gemeinnützige  Anordnungen  gerecht  zu  werden.  Den 
Anfang  machte  im  Jahre  1855  eine  Revision  der  fünf  ersten 
Abschnitte  der  Kriegsrerfassung  des  Bundes^').  Schöne 
Hofihungen  erweckte  (1856)  die  Niedersetzung  einer  Conuniä- 
sion  zu  Nürnberg,  zur  Bearbdtung  des  Entwurfes  eines  allge- 
meinen Handelsgesetzbuches  *^),  und  der  bald  hernach 


9)  B.-B.  vom  3.  Oktober  1851,  Prötok.  §.  178,  S.  423.  —  Schon  in  der 
10.  Sitzung  der  B.-V.  v.  11.  Juni  1851,  Prot  §.  45,  hatte  Freu ssen  be- 
merkt, dass  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  der  W.  S.  -A.  art  3, 4. 6. 

8,  10,  12,  13,  in  Verbindung  mit  B.-A.  art.  1  und  6,  die  begrandetsten  Be- 
denken sich  darüber  erheben  lassen,  ob  die  Aufnahme  in  genügender 
Form  zu  Stande  gekommen  sei. 

*o)  B.-B.  vom  24.  Juli  1854,  23.  Sitzung,  Prot  §.  233,  und  B.-B.  vom 

9.  December  1854,  Prot.  §.  368;  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jor.  Confoed. 
Germ.  3.  Aufl.  Thl.  U,  S.  605,  621.  -  Näheres  über  den  Inhalt  und  die 
Bedeutung  dieser  Bundesbeschlüsse  s.  unten  §.  548. 

*«)  Siehe  unten  §.  494  flg. 

«)  B.-B.  vom  18.  December  1856,  38.  Sitzung,  Prot  §.  352,  bei  G.  v. 
Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n,  S.  665.  —  Der  Za- 
sammentritt  der  Commission  wurde  auf  den  15.  Januar  1857  festgesetzt 
Das  Ergebniss  siehe  oben  §.  145  Note  8. 
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eben  dieser  Commission  ertheilte  Auftrag ,  einen  Entwurf  flir 
eine  allgemeine  Gesetzgebung  Uber  die  Leistung  gegen- 
seitigen Rechtshilfe  in  Civilprocesssachen  auszuarbeiten^^); 
auch  wurden  am  Bundestage  die  Verhandlungen  zur  Ver- 
ständigung ttber  allgemeine  Grundsätze  bezüglich  des  Hei- 
maths rechtes  fortgesetzt^^),  der  Schutz  musikalischer  und 
dramatischer  Werke  gegen  unbefugte  Aufführung  er- 
weitert ^^)  u.  s.  w. 

VI.  Die  auf  den  Dresdener  Gonferenzen  in  erster  Reihe 
gestandene  Bundes -Verfassungsreform  gewann  jedoch  keinen 
Fortgang:  überdies  trat  im  weiteren  Verlaufe  des  orientalischen 
Krieges  (1855)  ein  Gegensatz  der  Politik  der  beiden  Gross- 
mächte hervor,  der  kaum  in  dem  Bundesbeschlusse  vom 
8.  Februar  1855  eine  scheinbare  Ausgleichung  fand  ^®),  dagegen 
sich  in  noch  empfindlicherer  Weise  während  des  italienischen 
Krieges  (1859)  bemerkbar  machte  und  die  Untbätigkeit  des 
deutsehen  Bundes  im  entscheidenden  Momente  zum  grossen 
Nachtheile  nicht  blos  der  deutschen,  sondern  auch  der  euro- 
päischen Zustände  zur  Folge  hatte.  Seitdem  zeigt  sich  bei 
Preussen  noch  entschiedener  wie  früher  eine  Abneigung,  über 
gemeinnützige  Anordnungen  am  Bunde  zu  verhandeln  und  zu 
Bundesbeschlüssen  darüber  mitzuwirken"). 

VII.  Gerade  durch  dieses  Verfahren,  welches  in  systema- 
tischer Fortsetzung  zu  einer  Lahmlegung  oder  Auflösung  des 
deutschen  Bundes  ftlhren  mtisste,  wurde  aber  in  den  neuesten 
Tagen  die  Reform  der  Bundesverfassung  wieder  in  den  Vor- 
dergrund gedrängt.  In  der  Bundesversammlung  selbst  kam 
jedoch  hierüber  zur  Zeit  noch  nichts  weiteres  vor  als  eine 
Erklärung  von  Sachsen-Coburg-Gotha  über  die  Nothwendigkeit 
einer  Verbesserung  der  deutschen  Bundesverfassung  in  der 
30.  Sitzung  vom  31.  Oktober  1861,  Prot.  §.  260*8),  welcher 


")  B.-B.  vom  12.  März  1857,  10.  Sitzung,  Prot  §.  129,  eben  das. 
S.  668.    Das  Ergebniss  siehe  oben  §.  145  Note  9. 

**)  Das  Ergebniss  siehe  oben  §.  145  Note  10. 

«)  Siehe  nnten  §.  476. 

")  Siehe  unten  §.  499  Note  1. 

")  Siehe  oben  §.  145  Note  5. 

«)  In  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  III, 
Lief.  2.  (1862)  S.  256. 
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keine  weitere  Folge  gegeben  werden  konnte ,  da  kein  Antrag 
damit  verbunden  war. 

YU.  Eine  stärkere  Anregung  hat  aber  die  Bdonnfrage 
durch  einen  von  dem  k.  sächsischen  Staatsminister  v.  Beast 
den  deutschen  Staatsregierungen  vorgelegten  Befonnplan  ym 
15.  Oktober  1861  erhalten  ^^)y  wodurch  bereits  ein  lebhaft« 
Notenwechsel  und  Austausch  der  freilich  noch  sehr  weit  ans- 
einandergehenden  Ansichten  der  deutschen  Staatsregierunges 
hervorgerufen  worden  ist,  und  sich  insbesondere  bereits  gezagt 
hat,  dass  die  k.  preussische  Begierung  auf  den  schon  einmal 
und  zwar  unter  viel  günstigeren  Umständen  gescheiterten  Plan 
der  Gründung  eines  engeren  Bundes  unter  preussischer  Hege- 
monie in  dem  deutschen  Bunde  und  die  Beschränkung  dieses 
letzteren  auf  rein  völkerrechtliche  Verhältnisse ,  d.  h.  seine 
Umwandelung  in  eine  blosse  Allianz ,  zurückzugrdfen  ge- 
meint ist  2^). 


«*)  Siehe  den  Abdruck  dieses  Projectes  nebst  Denkschiift  v.  15.  Okt 
1861  und  Nachtrag  dazu  vom  20.  Nov.  1861,  bei  L.  Aegidi  u.  A.  Klau- 
hold,  Staatsarchiv,  Jahrg.  1861,  Nr.  164;  1862  Nr.  175,  176. 

^)  Vergl.  die  preussischen  Depeschen  vom  20.  November  1861,  2.  und 
14.  Februar  1862. 
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Eilfter  Absclmitt 

V«i  (ier  Erwerbug  der  StiTennetat  ii  dei  Eimxeh- 

Staaten  9  iisbesondere  you  der  Legitimität  des 

Staatshemcherst 

§.  201. 

Eintheilung  der  Erwerbsarten  der  Souverainetät: 

rechdiclie  und  widerrechtliche  Erwerbsarten. 

I.  Da  das  Bestehen  einer  Staatsgewalt  an  sich  vernünf- 
tig, nnd  dämm  (absolut)  rechtlich  ist  (§.45),  so  ist  jede 
Erwerbung  oder  geschichtliche  Entstehung  derselbe^  recht- 
lich, welche  nicht  mit  einem  älteren,  rechtlich  noch 
Dicht  erloschenen  Eronbesitzrechte  eines  anderen  Subjektes 
im  Widerspruche  steht,  und  umgekehrt  ist  sie  da,  aber  auch 
nur  da,  widerrrechtlich,  wo  und  so  lange  ein  solcher 
Widerspruch  mit  einem  solchen  älteren  Eronbesitzrechte  eines 
anderen  Subjektes  fortbesteht. 

n.  Da  jede  geschichtlich  bestehende  Souverainetät  zufolge 
des  Territorialprincipes  sich  als  eine  Rechtswirkung 
des  politischen  Besitzes  (jus  possessionis)  j  d.  h.  als  Ausfluss 
der  Innehabung  des  Staatsgebietes,  oder  nach  der  Terminologie 
des  germanischen  Rechtes,  als  eine  Gewere  darstellt  (§.57), 
so  kann  obiger  Grundsatz  auch  so  ausgedrückt  werden:  Jede 
faktisch  bestehende  Souverainetät  ist  eine  Qewere,  aber 
nicht  jede  ist  eine  redliche,  d.  h.  bona  fide  und  justo  tittUo 
erlangte  Gewere.  Jede  faktisch  bestehende  Souverainetät 
hat  daher,  schon  als  solche,  rechtliche  Wirkungen;  aber  ebenso 
wie  bei  einem  Widerstreite  der  blos  faktischen,  nut  einer 
überdies  noch  besonders  (historisch)  titulirten  Gewere,  die 
Frage  nach  der  besseren  Gewere  entsteht,  so  entsteht  auch 
da,  wo  ein  sog.  Staatsherrscher  de  facto  einem  aus  einem  äl- 
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teren  geschichtlichen  Titel  herrschaftsberechtigten  Subjekte, 
einem  sog.  Herrscher  de  jure,  gegenüber  steht,  die  Frage  nach 
besserer  Berechtigung  zur  Herrschaft,  nnd  somit  nach 
der  Herrschaft»berechtigung  des  faktischen  Staatsherrsebers 
ttberhanpt. 

§.  202. 

Das  Legitimitätsprincip.     Die  Usurpation. 

I.  Die  Uebereinstimmnng  des  von  einem  Subjekte  auf  die 
Staatsherrschaft  erhobenen  Anspruches  mit  dem  hierüber  in 
dem  betreffenden  Staate  giltigen  historischen  (gesetzlichen) 
Rechtstitel  wird  Legitimität  genannt. 

U.  Das  Legitimitätsprincip  ist  daher  auch  nichts 
anderes,  als  der  Grundsatz,  dass  nur  dasjenige  Subjekt  als 
herrschaft^berechtigt  anzuerkennen  sei,  welches  durch  einen 
solchen  historischen  Rechtstitel  zur  Herrschaft  in  einem  Staate 
berufen  ist.  Praktische  Bedeutung  hat  dieses  Princip  nur  for 
die  Monarchie^),  und  zwar  vorzugsweise  fttr  die  Erbmo- 
narchie^),  weil  nur  bei  dieser  Staatsform  der  Gegensatz  eines 
Herrschers  de  facto  und  eines  Herrschers  de  jure  geschichtlieh 
hervortreten,  d.  h.  ein  herrschafl»berechtigtes  Subjekt  neben 
dem  faktisch  herrschenden  fortbestehen  und  sein  Recht  auf  die 
Herrschaft  verfolgen  kann. 

UL  Die  faktische  Herrschaft  erscheint  hierbei  als  eine 
rechtswidrige  (illegitime)  Unterbrechung  der  bisher  bestandenen 
Herrschaft,  und  wird  eben  daher  auch  im  Gegensatze  zu  dieser 
nach  Analogie  der  unbefugten  Besitzstörungen  (§.  201.)  als 
Usurpation  bezeichnet. 

0  Der  Ausdruck  „Legitimität''  wird  auch  seit  dem  Wiener  Con- 
gresse  v.  1814,  wo  sich  v.  Talleyrand  zuerst  desselben  bediente,  Tonder 
Diplomatie  stets  nur  in  Bezug  auf  Erbmonarchien  gebraucht  —  Ueber  die 
verschiedenen,  zum  Theil  sehr  unklaren  Ideen  Anderer,  yergl.  Kl  über, 
öffentl.  R.  §.  98.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  46. —  Weiss,  Staatsr. 
§.  239,  248,  250.  —  K.  S.  Zachariae,  40  Bücher,  (Umarb.)  Bd.  L 
S.  116  u.  f.  —  Stahl,  Rechtsphilosophie,  2.  Aufl.  Bd.  ü,  Abth.  n,  §.  «1. 
S.  219.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  21.  m.  S.  72.- 
J.  Held,  über  Legitimität  und  Legitimitätsprincip.    Würzburg,  1859. 

*)  Siehe  §.  204.  —  Da  ausser  dem  Kirchenstaate  in  Europa  keine 
Wahlmonarchie  mehr  besteht,  so  wird  sich  die  folgende  Darstellung  auf  die 
Entwickelang  der  Legitimitäts-Theorie  für  die  Erbmonarchie  beschränkeiL 
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IV.  In  den  Republiken  ist,  da  sie  anf  dem  Principe  der 
Volks-Sonverainetät  berahen,  von  der  Legitimität  der 
Herrsehaft  (des  Volkes)  nie  die  Rede.  Bei  dieser  Staatsform 
erscheint  die  Frage  nach  dem  Rechtsgrande  der  Herrschaft 
geradezu  als  überflüssig:  das  Volk  hält  sich  hier  lediglich  an 
die  Thatsache,  dass  es  sich  selbst  regiert,  und  betrachtet 
sich  hierzu  so  lange  als  berechtigt,  als  es  die  Macht  hat,  sich 
in  dieser  Staatsform  zu  behaupten;  wird  dieselbe  aber  auf 
irgend  eine  Weise  umgestossen,  so  ist  eben  damit  seine  bis- 
herige Herrschaflsberechtigung  vollständig  vernichtet. 

y.  In  der  Monarchie  kann  dagegen  die  Herrschaflsberech- 
tigung (Legitimität)  eines  Subjektes  in  drei  Beziehungen 
in  Frage  kommen:  nämlich  1)  in  Beziehung  zum  Volke,  2)  in 
Beziehung  zu  einer  früheren,  jetzt  vertriebenenDynastie 
oder  regierenden  Person  aus  dieser  Familie,  und  3)  in  Bezug 
auf  dritte  Staaten^). 

§.  203. 

I.    Von   der  Legitimität  des  Staatsherrscliers   im  Ver- 
hältnisse zum  Volke. 

I.  Hinsichtlich  der  Herrschaftsberechtigung  eines  Subjektes 
oder  einer  Dynastie  im  Verhältnisse  zum  Volke  sind  zwei 
Fälle  zu  unterscheiden.  A.  Es  ist  ein  Subjekt  oder  eine  Dy- 
nastie durch  den  Volks  willen  selbst,  beziehungsweise  durch 
die  Volksvertretung,  zur  Regierung  berufen.  In  diesem 
Falle  ist  von  selbst  klar,  dass  die  Herrscher -Berechtigung 
dieses  Subjektes  oder  der  Dynastie  von  Seiten  des  Volkes 
nicht  bezweifelt  werden  kann^).  Diejenigen,  welche  der 
Theorie  der  Volkssouverainetät  huldigen,  wollen  ohne- 
hin nur  den  Volkswillen  allein  als  den  Grund  der  Herr- 
scherberechtigung (der  Legitimität)  anerkennen^.    B.  Ist  da- 


3)  Die  Richtigkeit  dieser  zuerst  von  mir  gemachten  scharfen  Unter- 
scheidung dieser  drei  Beziehungen  der  Legitimität  hat  jetzt  auch  H.  A. 
Zachariae  a.  a.  0.  anerkannt,  und  bezeichnet  dieselben  als  das  staats- 
rechtliche, privatrechtliche  (richtiger  wäre:  privatfürsten- 
recht liehe)  und  völkerrechtliche  Yerhältniss  der  Legitimität. 

<)  Siehe  oben  §.  44,  Nr.  H,  1). 

<)  Siehe  oben  §.  &5. 
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gegen  ein  Subjekt  oder  eine  Dynastie  ohne  den  Willen  des 
Volkes  9  z.  B.  durch  Eroberung ,  Friedensscdüfisse,  yeitngs- 
mSssige  Länderabtretung  u.  dergl.  oder  sogar  etwa  gegen 
den  Willen  des  Volkes  zu  einer  Staatsherrschaft  gekommen, 
z.  B.  durch  Umsturz  der  bisherigen  republikanisdien  Verfas- 
sung, so  muss  der  Zeitpunkt,  in  welchem  es  dem  neuen  Staats, 
herrscher  gelungen  ist,  sich  in  den  vollen  Besitz  des  Teni- 
toriums  zu  setzen,  und  den  etwaigen  bisherigen  Widastand 
des  Volkes  zu  besiegen,  d.  h.  der  Zeitpunkt,  in  welchem  der 
neue  Staatsherrscher  sich  in  den  vollen  Besitz  dar  Staats* 
gewalt  (der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Crewalt)  fak- 
tisch gesetzt  und  die  Gerichte  in  Abhängigkeit  von  sidi  ge- 
bracht hat,  als  der  Zeitpunkt  betrachtet  werden,  von  welchem 
an  er  Air  die  Einzelnen  im  Volke  als  herrschaftsbe- 
rechtigt gilt^). 

II.  Die  Auszeichnung  dieses  Zeitpunktes  ist  dArmn  von 
Wichtigkeit,  weil  von  dem  Eintritte  einer  solchen  Thatsaebe 
an,  den  Einzelnen  auch  von  der  vertriebenen  Dynastie^  wenn 
sie  später  restaurirt  werden  sollte,  kein  Vorwurf  (VerbrecheD) 
aus  ihrem  in  der  Zwischenzeit  bezeigten  Gehorsame  gegen  den 
aufgedrungenen  Staatsherrscher  gemacht  werden  kann,  d« 
unter  solchen  Umständen,  wo  der  Unterthan  gewiss  ist,  sk 
Hochverräther  und  Rebell  nach  gerichtlichem  Urtheile  gestraft 
zu  werden,  wenn  er  gegen  den  neuen  Staatsherrscher  eine 
feindliche  Handlung  unternimmt  oder  sich  in  eine  Verschwo- 
rung zu  Gunsten  des  früheren  Zustandes  oder  der  yertnebenen 
Dynastie  einlässt,  die  Bewahrung  der  Treue  gegen  die  letztere 
eine  faktische  Unmöglichkeit  geworden  ist^). 


3)  So  lange  es  ein  Subject  noch  nicht  bis  anf  diesen  Punkt  gebndit 
hat,  ist  es  eben  noch  nicht  Souverain,  sondern  erst  ein  Kampfer  um  die 
Souverainetät  Man  kann  dieser  Theorie  nicht  vorwerfen,  dass  sie  jedff 
gelungenen  Revolution  oder  Usurpation  das  Wort  rede.  (Dies  scheint 
E.  S.  Zachariae,  40  Bücher  (Umarbeitung)  S.  116,  tl8.  anzunehmen, 
dessen  DarsteUung  der  Legitimitätslehre  aber  in*  keiner  Weise  befriedet 
da  er  die  drei  Beziehungen,  in  welchen  die  Legitimität  in  Frage  koaunei 
kann,  (§.  202)  nicht  gehörig  unterscheidet)  Die  hier  vorgetragene  Theorie 
spricht  aber  nur  aus,  was  unleugbare  Thatsache  ist,  und  will  nur  dies  zm 
klaren  Bewusstsein  bringen. 

«)  J.  Held,  System  des  Yerl-Rechts  Bd.  I  (1866)  S.  48. 
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m.  Die  Herrschafteberechtigang  (Legitimität)  des  anfge- 
dnmgeiieii  Staatsherrschers  im  Verhältnisse  znm  Volke  ist 
sonach  eine  durch  das  positive  Gesetz  nnd  die  Gerichte 
geschützte  Innehabang  der  Staatsgewalt.  Da  nun 
aber  der  aufgedrungene  Staatsherrscher  selbst  das  positive 
Gesetz  gibt  und  die  Gerichte  bestellt,  und  hierdurch  sich  selbst 
in  sdner  Souverainetät  schtltzt^  so  liegt  also  immer  die  Quelle 
seiner  Legitimität  dem  Volke  gegenüber  in  ihm  selbst, 
d.  h.  dem  Volke  gegenüber  beruhet  die  Legitimität  eines 
solchen  Staatsherrschers  lediglich  in  der  Thatsache  (der 
vollendeten  Besitzergreifung)  der  Souverainetät:  der  Besitz 
ist  sich  hier  selbst  und  zwar  einziger  und  ausschliessender 
Sechtstitel  und  jede  weitere  Beziehung  überflüssig  und  un- 
praktisch. 

IV.  Da  aber  ein  solcher  ohne  oder  gegen  den  WUlen 
des  Volkes  ergriffener  Eronbesitz  unter  Umständen,  und  abge- 
sehen von  anderen  Grttnden,  an  sich  selbst  als  ein  unsiche- 
rer erscheint,  so  findet  man,  dass  mitunter  die  auf  solche 
Weise  zur  Regierung  gelangten  Personen  ihrer-  Herrschaft 
durch  die  Veranlassung  einer  National -Abstimmung^), 
oder  einer  nachträglichen  Zustimmung  der  Volksvertretung*), 
die  für  nöthig  erachtete  Befestigung,  d.  h.  einen  weiteren 
Rechtstitel,  zu  verschaffen  suchen. 

§.  204. 

II.    Von  der  Legitimität  im  Verhältnisse  mehrerer 
Dynastien  zu  einander. 

I.  In  jeder  Erbmonarchie  erscheint  die  Krone  (das  Herr- 
scherrecht, die  Souverainetät)  nicht  nur  als  der  Besitz  eines 
Individuums  gegenüber  dem  Volke,  sondern  sie  nimmt  auch 
zugleich  die  Natur  eines  Patrimonium,  mitunter  und  meisten- 
theils  (aber  nicht  nothwendig)  sogar  die  Natur  eines  Majora- 
tes oder  eines  Familienfideicommisses  einer  gewissen 
Familie  an,  indem  sich  hier  der  Begriff  der  politischen 
Herrschaft  mit  dem  Charakter  eines  Privat-Rechtes,  näm- 
lich mit  der  Erblichkeit,  verbindet  und  zu  einem  Gkinzen 

^)  So  verfahren  e.  B.  Napoleonl.  und  Napoleon  m.  in  FrankreiclL 
<)  Bluntschli,  allg.  Staatsrecht  2.  Anfl.  Bd.  I,  S.  19,  Bd.  H,  S.  58. 
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verschmilzt^).  Die  rechtmässige  (legitime)  Abstammung 
aus  der  herrschenden  Familie  durch  vollgiltige  Ehe')  und 
die  Berufung  zur  Thron-Folge  duich  die  in  einem  Staats-  oder 
Hausgesetze  oder  Herkommen  u.  dergl.  begründete  Sucees- 
sions-Ordnung  bilden  daher  in  der  Erbmonarchie  d«a 
historischen  Titel  ftlr  die  Ergreifung  des  Besitzes  der  Soure- 
rainetät  selbst,  d.  h.  sie  enthalten  analog  dem  privatrecbtlicheD 
Eigenthums-  und  Erbrechts-Begriffe  ein  besseres 
Besitzrecht  im  Verhältnisse  zu  einem  Besitze,  welcher  sick 
im  Widerspruche  hiermit  geltend  zu  machen  sucht,  nnd 
dieser  Qualifikation  entbehrt.  Die  Legitimität  ist  daher  in 
Bezug  auf  die  Erbmonarchie  ein  Kronbesitzrecht,  wdch» 
auf  rechtmässiger  Abstammung  aus  dem  Herrscher-Hanse  und 
Berufung  durch  die  Thronsuccessions-Ordnung  oder  anderem, 
nach  der  Landesverfassung  dieser  gleichgestellten  Sechtstitel 
beruht^),  und  welches  ebensowohl  mit  dem  wirklichen  Be- 
sitze der  Souverainetät  verbunden,  als  von  demselben  ge- 
trennt gedacht  werden  kann. 

U.  Wo  nun  aber  das  Krön  besitz  recht  von  dem 
faktischen*  Besitze  der  Souverainetät  wirklich  getrennt 
ist,  und  folglich  dieser  letztere  dem  ersteren  gegenflber, 
d.  h.  in  Beziehung  auf  das  kronbesitzberechtigte  Subjekt  als 
nicht-titulirter,  folglich  als  rechtlich  schlechterer  und  dem 
besseren  Rechte  widerstreitender  Besitz,  und  mithin  im  Ver- 


«)  Daher  wird  auch  noch  in  Deutschland  das  Familien-  und  £rbr«d)t 
der  souveränen  und  übrigen  firtther  wirklich  reichsständisch  gewesenen  Fa- 
milien als  Privat fürstenrecht  bezeichnet  —  (Siehe  unten  Abschn.  XU) 

<)  Die  Bedingungen  der  YoUgOltigkeit  der  Ehe  können  partikulär  ver- 
schieden modifizirt  sein,  z.  B.  durch  Forderung  der  Ebenburt  der  Gemah- 
lin etc.    (Siehe  Abschnitt  Xu.) 

s)  Man  hat  die  Legitimität  audi  als  Thronbesitzrecht  kraft  gött- 
lichen Rechtes  deiinirt  (Stahl,  Rechtsphil.  2.  Aufl.  Bd.  IL  Abthlg.  2. 
§.  71.)  Diese  Begriffsbestimmung  stimmt  mit  der  hier  .entwickelten  Theorie 
insofern  zusammen,  als  hierdurch  in  möglichster  Kürze  ausgedrückt  inii 
dass  die  Legitimität  des  Staatsherrschers  in  der  Erbmonarchie  an  sidi 
nicht  von  einer  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  TertragsmissigeB 
Uebertragung  der  Staatsgewalt  durch  das  Volk  abhängt,  sondern  tob 
einer  Thatsache  (der  Geburt  als  Mitglied  der  Dynastie),  welche  wie  die 
Geburt  eines  Erben,  d.  h,  legitimen  Kindes  überhaupt,  nach  religiöse^ 
AofEassung  als  eine  göttliche  Gnade  betrachtet  wird. 
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gleiche  hiennit  als  widerrechtlicher  oder  illegitimer 
Thronbesitz  erscheint^),  da  ist  nach  dem  Geiste  der  Erbmo- 
narchie das  herrscfaaftsberechtigte  Subjekt  (der  legitime 
Staatsherrscher  oder  der  Herrscher  de  jure)^)  nicht  nur  be- 
rechtigty  sein  Herrscherrecht  gegen  den  illegitimen  Herr- 
scher (den  Herrscher  de  facto  oder  Usurpator)  mit  aller  ihm 
zn  Gebote  stehenden  Macht  geltend  zu  machen,  sondern  es  ist 
auch  die  verfassungstreue  Bevölkerung  des  Staates  berechtigt; 
dies  von  dem  legitimen  Herrscher  zu  erwarten,  um  hierdurch 
Tor  der  Tyrannei  der  revolutionären  und  usurpatorischen  Ele- 
mente geschützt  oder  aus  derselben  befreit  zu  werden. 

HI.  Eine  Dynastie,  welche  sich  selbst  aufgibt,  und  nicht 
den  Kampf  fOr  ihre  Krone  wagt,  hat  es  sich  selbst  zuzuschrei- 
ben, wenn  sich  die  usurpatorische  Herrschaft  befestigt  und  ihr 
angestammtes  Herrschaftsrecht  allmählig  bei  der  Nation  in 
Vergessenheit  geräth. 

§.  205. 

nr.  Von  der  Legitimität  des  Staatsherrsohers  im  Ver- 
hältnisse zu  auswärtigen  Staaten. 

I.  Die  Frage  nach  der  Legitimität  des  Staatsherrschers  ist 
znnächst  eine  Frage  des  inneren  Staatsrechts,  da  es,  an  sich 
betrachtet,  Sache  jedes  einzelne^  Staates  ist,  die  massgeben- 
den Grundsätze  für  die  Beurtheilung  der  Rechtmässigkeit  der 
in  ihm  bestehenden  Herrschaft  in  sich  selbst  geschichtlich  zu 
entwick,eln. 

II.  Da  überdies  in  völkerrechtlicher  Beziehung  jeder  Staat 
als  ein  souveraines  Gemeinwesen  erscheint,  und  daher  über 
nichts,  was  seine  inneren  Verhältnisse  betrifft,  ein  anderes  als 
sein  eigenes  Urtbeil  anzuerkennen  braucht,  am  wenigsten 
aber  eine  so  wichtige  Sache,  wie  die  Legitimität  seines  Souve- 
räns ist,  von  dem  Belieben  auswärtiger  Begierungen  abhängig 
machen  kann,  so  betrachtet  sich  jeder,  wenn  auch  nur  fak- 
tische Staatsherrscher,  ftir  befugt,  von  anderen  Staaten  die 
Anerkennung  seiner  Herrschaft  zu  verlangen:  umgekehrt  liegt 
aber,   an  sich  betrachtet,  in  einer  solchen  Anerkennung  von 


«)  Siehe  oben  §.  201. 
e)  Siehe  oben  §.  202,  H. 

ZOpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.  I.  86 
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Seiten  anderer  Staaten  anch  nicht  mehr  als  die  Anerkemuing 
einer  Thatsache  als  einer  geschichtlich  bestehenden^, 
in.  Da  es  aber  auf  der  anderen  Seite  den  Yerschiedenen 
europäischen  Staaten,  theils  wegen  ihrer  vOlkerrechflichen  B^ 
Ziehungen  zu  einander ,  namentlich  wegen  der  möglichen  Ge- 
fährdung ihrer  eigenen  Sicherheit  nnd  Unverletztheit,  theils 
wegen  der  möglichen  Einfltisse  der  in  einem  Staate  eingetre- 
tenen Umwälzungen  und  neu  eingeftihrten  BegiemngsmaximeD 
auf  die  inneren  Zustände  der  übrigen  Staaten ,  häufig  nicht 
gleichgiltig  sein  kann,  wenn  in  einem  Staate  durch  eine  dann 
stattgehabte  Umwälzung  das  bisher  in  demselben  bestandcDe 
Legitimitätsprincip  umgestossen  worden  ist,  und  da  diese 
übrigen  Staaten  als  souveräne  Grcmeinwesen  ebenfalls  nicht 
schuldig  sind,  über  die  Frage ,  in  wie  weit  und  in  welchem 
Masse  ein  derartiges  Ereigniss  ihre  eigenen  Interessen  berfihrt, 
und  ob  sie  mit  der  usurpatorisch  entstandenen  Regierung  in 
diplomatischen  Verkehr  treten  und  die  mit  der  finheien 
Regierung  bisher  gepflogenen  freundschaftlichen  Beziehungen 
abbrechen  wollen  oder  nicht,  so  bleibt  die  Legitimität  des 
neuen  Herrschers  in  völkerrechtlicher  Beziehung  eben  so 
lange  zweifelhaft  und  im  Schweben^  bis  es  ihm  gelingt,  tod 
den  anderen  Staaten  die  Anerkennung  seiner  Regiening,  be- 
ziehungsweise die  Herstellung  des  diplomatischen  Verkehrs, 
sofern  ihm  daran  gelegen  ist,  entweder  freiwillig  (durch  Un- 
terhandlung) zu  erlangen,  oder  (durch  Krieg)  zu  erzwingen^). 

*)  Sog.  Fait  accomjiU,  —  Da  durch  die  Anerkennang  einer  sog.  Toll- 
end eten  Thatsache  der  Anerkennende  noch  keinesw^  die  Rechtlich- 
keit ihrer  Entstehung,  sondern  lediglich  das  Bestehen  eines  gewissen 
Zustandes  anerkennt,  so  erhellt  von  seihst,  dass  durch  eine  soldie  Aner- 
kennung andere  Staaten  keine  Rechtswidrigkeit  gegen  eine  gestürste 
Dynastie  hegehen,  sofeme  sie  nicht  derselben  ausdrücklich  ihren  Kroo- 
besitz  garantirt,  und  yertragsmässig  ihre  Unterstützung  zur  Behauptung  in 
demselben  oder  zu  seiner  Wiedererlangung  im  Falle  des  Verlustes  zugesagt 
haben.  —  Darin,  dass  eine  Dynastie  solche  Garantieverträge  mit  anderea 
Dynastien  schliessen  kann,  liegt  für  Staaten  mit  monarchischer  BeheiT- 
sdiungsform  eine  grössere  Bürgschaft  gegen  einen  dauernden  Si^  rero- 
lutionärer  Bewegungen,  als  die  republikanische  Staatsform  gew&hren  kamL 
Für  die  deutschen  Staaten  ist  diese  Garantie  in  den  Bundeszwedken  (B.-A 
art.  2.)  und  den  hieran  sich  anschliessenden  Bundesgesetzen  gegeben. 
(Siehe  oben  §.  112,  153  u.  £) 

<)  Die  Verweigerung  des  dip lomatischen  Verkehrs  gilt  im  Yfiiker- 
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lY.  Da  diese  AnerkennüDg  von  den  einzelnen  Staaten 
mitnnter  auch  nur  einzeln  nnd  nach  und  nach  erlangt  werden 
kann,  so  ergibt  sich,  dass  ein  Sonverain  in  Bezug  auf  einige 
Staaten  bereits  als  legitimer  Herrscher  seines  Staates  gelten 
kann,  während  er  von  anderen  noch  nicht  dafür  geachtet  wird^). 

.       §.  206. 

Von  der  Umwandlung   der  Olegitimen   Herrschaft;  in 
eine  legitime. 

I.  Vom  dynastischen  Standpunkte  aus  betrachtet  kann 
eine  illegitime  Herrschaft  nicht  anders  in  eine  legitime 
umgewandelt  werden,  als  dass  entweder  die  vertriebene  legi- 
time Dynastie  förmlich  ihren  Rechten  entsagt,  oder  dieselben 
stillschweigend  aufgibt,  oder  ausstirbt^),  weil  nur  in  die- 
sen Fällen  fortan  der  Kronbesitz  des  bisherigen  Usurpators 
mit  keinem  begründeten  Rechte  mehr  im  Widerspruche  steht. 

n.  Diesen  Fällen  steht  es  in  der  Wirkung  gleich,  wenn 
die  gestürzte  legitime  Dynastie  durch  Verhältnisse  in  die  Lage 
kommt,  dass  die  fernere  Verfolgung  ihres  Rechtes  durch  Waf- 
fengewalt flir  sie  eine  bleibende  Unmöglichkeit  und  somit  ihr 
Rechtsanspruch  praktisch  bedeutungslos  geworden  ist ^). 

in.  Dies  ist  nach  den  gegenwärtigen  europäischen  Zu- 
ständen der  Fall,  sowie  es  dem  Usurpator  gelingt,  gleichviel 
aas  welchen  Gründen  und  auf  welche  Weise,  die  Anerkennung 
der  Grossmächte,  welche  eine  natürliche  Aristokratie  unter  den 
europäischen  Staaten  bilden,  zu  erlangen,  und  mit  denselben 
in  diplomatische  Verbindung  zu  treten.  Hiermit  hat  der  Thron- 
besitz  der  neuen    Dynastie  (auch    ohne    ein    ausdrückliches 


rechte  stets  als  Ausdruck  der  Nichtanerkennung  einer  Begierung  als  herr- 
schaftsbercchtigt,  oder  als  Ausdruck  feindlicher  Gesinnung. 

')  Der  Grundsatz  des  Givilrechtes:  „Die  Legitimität  ist  untheil- 
bar'*  findet  in  diesen  Beziehungen  des  öffentlichen  Rechtes  keine  An- 
wendung. 

^)  Um  die  Yermuthung  einer  stülschweigenden  Entsagung  auszu- 
schliessen  und  ihr  Herrschaffcsrecht  für  den  Eintritt  veränderter  Umstände 
zu  wahren,  pflegen  daher  gestürzte  Dynastien  gegen  ihre  Entsetzung  föim- 
liehe  Proteste  einzulegen. 

<)  Sehr  unpassend  sprechen  hier  Manche  von  einer  staatsrecht- 
lichen Verjährung;  s.  oben  §.  75  Note  6. 
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Garantieversprechen)  eine  tfaatsächliche  Sichemng  gegen  äoraere 
Anfechtung  erhalten^). 

IV.  Da  aber,  bei  Ermangelung  eines  besonderen  Garantie- 
Versprechens,  hierdurch  noch  keine  Bürgschaft  daftir  gegeben 
ist,  dass  die  Grossmächte  die  neue  Dynastie  auch  fortan 
dauernd  anerkennen  werden,  so  kann  mit  ihrer  etwaigen  spä- 
teren Weigerung  fernerer  Anerkennung  auch  die  durch  ihre 
Anerkennung  bedingte  Legitimität  wieder  hinwegfallen  ^). 

§.  207. 

Von   der  Rechtsgiltigkeit  der  Handlungen  eines  Zwi- 
schenlierrschers  nach  Eintritt  einer  sog.  Restauration^). 

L    Im  Allgemeinen. 
I.  Es  hat  von  jeher  eine  grosse  Meinungs-Verschiedenhdt 
darüber  stattgefunden,  ob  oder  m  wie  weit  eine  gestürzte  oder 


')  Von  dem  Augenblicke  an,  wo  ein  Staat  mit  der  neuen  Eegienuf 
eines  anderen  Staates  in  diplomatischen  Verkehr  tritt,  übernimmt  er  stiO- 
schweigend  die  Verpflichtung,  der  yertriebenen  Dynastie  alle  ROston^ 
und  dergl.  zur  Wiedererlangung  ihrer  Herrschaft  auf  seinem  Gebiete  zn 
imtersagen. 

*)  Dies  war  das  Schicksal,  .welchem  Napoleon  I.  erlag. 

*)  Klüber,  öffentl.  R.  §.  253,  254.  —  Maurenbrecher,  Staitsr. 
§.  146,  Note  1.  --  Weiss,  Staatsr.  §.  251.  -  K  S.  Z ach ariae,  40 Bücher 
(ümarb.)  DI.  S.  118  u.  f.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  7a- 
Heffter,  europ.  Völkerrecht,  §.  186.  —  Die  hier  einschlfigigen  Rechts- 
fragen sind  besonders  in  Bezug  auf  die  Angelegenheiten  der  wes t phi- 
lischen Domänenkäufer  und  Gläubiger  des  ehemaligen  Königreichs  West- 
phalen  vielfach  besprochen  worden.  Vergl.  E.  S.  Zachariae,  über  die 
Verpflichtung  zur  Aufrechthaltung  der  Handlungen  des  Königreichs  West- 
phalen.  1816.  —  W.  J.  Behr,  Erörterung,  in  wiefern  ist  der  Regent  eines 
Staates  an  die  Regierungshandlungen  seines  Vorfiährs  gebunden?  181^, 
S.  52. —  B.  W.  Pfeiffer,  In  wiefern  sind  Regierungshandlungen  eines 
Zwischenherrschers  verbindlich?  1819,  und  dessen  Schrift:  Das  Recht  der 
Kriegseroberung  in  Bezug  auf  Staatscapitalien.  Kassel  1823.  —  L.  Schau- 
mann,  die  rechtlichen  Verhältnisse  des  legitimen  Fürsten,  des  Usurpator 
und  des  unterjochten  Volkes.  1820.  ~  ürtheil  der  Juristen-Faenltät  lu 
Giessen,  in  Betreff  der  westphälischen  Domänenkäufer,  Frkl  1820.  — 
Stickel,  Beitrag  zu  den  Lehren  der  Gewährleistung  und  der  Recbtsbe- 
ständigkeit  der  Handlungen  eines  Zwischenherrschers,  Giessen  1826.  (woris 
S.  41,  42.  zwei  Schreiben  des  k.  preuss.  Staatskanzlers  Fürsten  von  Har- 
denberg, V.  21.  Januar  u.  4.  März  1816,  und  ein  ürtheil  des  O.-A-Ge- 
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yertriebene  Dynastie  nach  erfolgter  Restauration,  d.  h.  wenn 
sie  später  ihren  verlorenen  Eronbesitz  wieder  erlangt,  ver- 
pflichtet sei,  die  Begiemngshandlangen  der  nsnrpatorischen 
Begiening  anzuerkennen.  Während  Einige,  welche  eben  hier- 
durch, obschon  sehr  mit  Unrecht,  den  rein  dynastischen  Stand- 
punkt einzunehmen  glauben,  eine  solche  Verpflichtung  der 
restaurirten  Dynastie  geradezu  und  ohne  alle  Einschränkung 
verneinen  2),  so  neigt  sich  die  tiberwiegende  Mehrzahl  der  Pu- 
blieisten  der  älteren,  wie  der  neueren  Zeit  mehrfachen  Unter- 
scheidungen zu,  ohne  dass  jedoch  hierbei  im  Einzelnen  eine 
Yollständige  Uebereinstimmung  der  Ansichten  anzutreffen  wäre. 

n.  Soll  hinsichtlich  der  Beantwortung  dieser  Frage  über- 
haupt nicht  alles  blos  in  das  willktthrliche  Belieben  der 
restaurirten  Dynastie  verstellt,  sondern,  abgesehen  vomBechte 
selbst,  ftlr  die  Billigkeit  ein  Anhaltspunkt  gefunden  werden, 
80  ist  die  Aufstellung  eines  Princips  unumgänglich  noth- 
wendig. 

in.  Dieses  Princip  kann  nicht  das  sog.  Staats-  und  völ- 
kerrechtliche   Postliminium    {jtcs  poatliminn)   selbst  sein, 


lichtes  zn  Kassel  t.  27.  Juni  1818.  —  J.  G.  E.,  können  die  vormaligen 
Schuldner,  der  früherhin  kurhessischen,  demnächst  von  Frankreich  eroberten 
Kapitalien  sich  auf  erlittenen  Zwang  berufen,  wenn  sie  dem  anerkannten 
Eroberer  derselben  die  Schuld  getilgt  haben?  1814.  —  Elüber,  öffentl. 
fi.  §.  169.  Note  e.  —  v.  Btllow,  Abhandlungen  über  einzelne  Materien 
des  röm.  bOrgerl.  R  Bd.  I.  S.  1  u.  f.  —  Jacobson,  Denkschrift,  die 
Staatsschuld  des  ehemaligen  E.  Westphalen  betr.  Berlin  1852.  —  H.  A. 
Zachariae,  über  die  Verpflichtung  restaurirter  Regierungen  aus  den 
Handlungen  einer  Zwischenherrschaft,  in  der  Zeitschr.  fCLr  die  ges.  Staats- 
wissenschaft, Tübingen  1853,  Bd.  IX,  S.  79  u.'  f.  —  Von  besonderer  Wich- 
tigkeit ist  der  Gonunissionsbericht  (Bef.  v.  Wangenheim)  im  Prot 
der  B.-V.  y.  5.  Juni  1823,  §.  98.  und  der  Gonunissionsbericht  vom  3.  M&rz 
1853,  Prot  der  B.-V.  §.  50.    (Ref.  v!  Oertzen.) 

*)  Auf  dieser  Ansicht  beruhten  einige  Abstimmungen  am  Bundestage 
über  den  in  Note  *)  angef.  Gommissionsbericht  v.  5.  Juni  1823.  —  Nament- 
lich drückte  Oester reich  sein  „Bedauern"  über  die  demselben  zu  Grunde 
gelegten  entgegengesetzten  Ansichten  aus.  Prot  d.  B.-V.  1823,  §.  164, 
8.  645.  —  Von  den  Schriftstellern  hat  sich  nur  Schaumann  in  der 
angef.  Abhandlung  in  gleicher  Weise  ausgesprochen.  Dass  diese  Auffassung 
aber  eben  vom  dynastischen  Standpuncte  aus  nicht  haltbar,  und  sogar  sehr 
bedenklich  ist,  hat  H.  A.  Zachariae  a.  a.  0.  (Tübinger,  Zeitschr.  Bd.  IZ. 
S.  80  u.  f.)  gut  ausgeführt. 
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denn  gerade  das,  was  unter  einem  solchen  za  yerstehen^  und 
wie  weit  es  gehe^  ist  die  hier  zn  beantwortende  Frage,  nnd 
eben  hierüber  fehlt  es,  da,  wie  allgemein  anerkannt  wird,  die 
Grundsätze  des  römischen  Rechtes  als  solche  undmitihra 
mannigfachen  Eigenthümlichkeiten  hent  zu  Tage  für  das  dffent 
liehe  Recht  nicht  massgebend  sein  können^),  an  allen  post 
tiven  gemeinverbindlichen  Normen. 

IV.  Bei  der  Aufstellung  eines  Princips  muss  man  von  der 
Grundansicht  ausgehen,  dass  weder  der  Wechsel  der  Dynastie, 
wie  z.  B.  bei  feindlicher  Eroberung,  noch  die  Veränderung  der 
Staatsform,  sei  es  Umwandlung  der  Monarchie  in  eine  Be- 
publik oder  umgekehrt,  den  Staat  an  sich  aufhebt,  nnd  dass 
ein  Land  der  Natur  der  Sache  nach  keinen  Augenblick  ohne 
Regierung  sein  kann^). 

V.  Es  thut  daher  der  Usurpator^)  nicht  darin  unrecht, 
dass  er  regiert,  nachdem  er  zur  höchsten  Gewalt  gelangt 
ist,  sondern  die  Rechtswidrigkeit  der  Usurpation  ist,  und  zwar 
eben  vom  dynastischen  Standpunkte  aus  betrachtet,  nur  eine 
relative,  d.  h.  sie  liegt  nur  darin,  dass  durch  sie  eine  ältere, 
somit  besser  berechtigte  Dynastie  an  der  Regierung  verhindert 
wird.  Die  Verletzung  der  besonderen  Ansprüche  der 
gestürzten  Dynastie  auf  die  Regierung  ist  daher  das  Kriterium, 
wonach  zu  beurtheilen  ist,  welche  Regierungshandlnngen  eines 


3)  Ausdrücklich  erkennt  dies  an:  Heffter,  Völkerrecht,  §.  187,  189. 

<)  Siehe  oben  §.  72.  Nr.  I.  —  Es  ist  dieses  Princip  fast  ohne  Aus- 
nahme (siehe  Note  2.)  von  allen  Publicisten  anerkannt,  wenn  gleidi  nidit 
gleichmässig  entw^ickelt  Die  meisten  leiten  dieses  Princip  aber  ans  der 
sog.  Theorie  des  „ewigen"  Staates  (in  abstracto)  ab,  welcher  ans  jedeai 
Regenten  spreche,  so  z.  6.  H.  A.  Zachariae,  a.  a.  0.  (Tübinger  Zeitsdir. 
Bd.  IX.  S.  92),  was  zwar  allerdings  nichts  anderes  ist,  als  eine  noch  nicht 
zur  völligen  Klarheit  durchgearbeitete  Theorie  der  Staatspersönlich- 
keit (siehe  oben  §.  57),  die  aber  eben  ihrer  Unklarheit  w^en  sich  nicht 
scharf  von  der  Theorie  der  sog.  Staatssouverainetät  (siehe  oben  §.  54) 
unterscheidet.  Eben  hierin  liegt  aber  der  Grund,  warum  die  Anerkennung 
des  oben  aufgestellten  Princips  in  der  Praxis  so  oft  auf  Schwierigkeite& 
bei  den  Regierungen  stösst,  die  am  Legitimitätsprincipe  festhalten,  und  doch 
beruht  dieses  Princip  lediglich  auf  der  rein  praktischen  Anfi&ssoog 
der  geschichtlichen  Zustände. 

B)  Dies  kann  nach  Umständen  das  Volk  selbst  sein,  wenn  es  nämM 
nach  Vertreibung  der  Dynastie  durch  Revolution  eine  repubUkanische 
Selbstregierung  einrichtet. 
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Uanrpators  die  restaurirte  Dynastie  als  für  sich  absolut  un- 
yerbindlich  zu  erklären  befugt  ist 

VI.  Die  Beachtung  dieses  an  sich  durchgreifenden  Grund- 
satzes ist  besonders  wichtig  in  dem  Falle,  wo  der  vom 
dynastischen*  Standpunkte  aus  als  Usurpator  zu  betrachtende 
Staatsherrscher  nicht  selbst  die  ältere  Dynastie  gestürzt  hat, 
sondern  erst,  nachdem  deren  Sturz  durch  andere  Kräfte,  z.  B. 
durch  eine  demokratische  Revolution  oder  durch  eine  fremde 
Eroberung  und  Incorporation  des  Landes  in  einen  anderen 
Staat  bewirkt  worden  war,  zur  Regierung  gelangt  ist,  wie 
z.  B.  durch  Umsturz  der  neugeschaffenen  Republik,  oder 
durch  Abtretung  des  Landes  von  jenem  Souverain,  welcher  es 
in  Folge  einer  Eroberung  und  dergl.  an  sich  gerissen  hatte  ^). 

Vn.  Im  Uebrigen  sind  zwei  Fälle  wohl  zu  unterscheiden, 
and  werden  auch  heut  zu  Tage  regelmässig  in  Theorie  und 
Praxis  scharf  unterschieden,  nämlich:  1)  der  Fall,  wenn  die 
Usurpation  selbst  noch  zu  keiner  Befestigung  gelangt  war,  und 
für  sich  selbst  noch  keinen  anderen  Charakter  als  den  einer 
sog.  provisorischen  Regierung  in  Anspruch  nehmen  konnte; 
and  2)  der  Fall,  wenn  dieselbe  sich  bereits  als  einen  defini- 
tiven Zustand  constituirt  hatte,  d.  h.  wenn  ihr  der  Charakter 
einer  sogen.  Zwischenherrschaft  im  eigentlichen  Sinne 
beigelegt  werden  muss^). 


6)  Ersteres  war  z.  B.  der  Fall  bei  Napoleon  L  und  Napoleon  III.; 
Letzteres  bei  der  Gründung  des  Königreiches  Westphalen. 

')  Ein  dritter  Fall,  den  man  hier  zu  unterscheiden  .pflegt  (siehe 
Heffter,  Völkerrecht,  §.  185  u.  f.),  dass  nämlich  ein  fremder  kriegführen- 
der Staat  in  das  Land  einfällt,  und  sich  desselben  oder  eines  Theiles  davon 
bemächtigt,  oder  als  Eriegs-Schauplatz  bedient,  ohne  die  Absicht,  die  legi- 
time Dynastie  daraus  zu  verdrängen  und  sich  selbst  zum  bleibenden  Herrn 
des  Landes  zu  machen,  gehört  nicht  in  das  Staatsrecht,  sondern  in  das 
Völkerrecht.  Was  in  solchem  Falle  von  dem  eingedrungenen  krieg- 
führenden Theile  geschieht,  kann  von  Seiten  des  Staates,  in  welchen  die 
Invasion  geschah,  nur  aus  dem  Standpunkte  der  kriegerischen  Ge- 
waltthat  betrachtet  und  beurtheilt  werden.  In  privatrechtlicher 
Beziehung  kann  hier  nur  von  Eriegsschäden  die  Bede  sein.  (Siehe 
§.  208  Note  4.) 
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§.  208. 

n.  Rechtsverhältnisse  bei  der  Vertreibmig  einer  blos 
provisorischen  Regierung. 

I.  Gelangt  eine  Dynastie  nach  der  Vertreibfing  einer  B^ 
giemng,  welche  zu  keiner  definitiven  Constitnimng  gekommen 
ist,  nnd  die  sich  daher  selbst  als  eine  blos  provisorische 
zu  bezeichnen  pflegt,  wieder  in  den  Besitz  der  Herrschaft,  sei 
es  durch  eine  von  dem  Volke  selbst  ausgegangene  Gegenre- 
volution,' oder  durch  Fortsetzung  des  Kampfes  mit  eigeneo 
Mitteln,  oder  durch  Unterstützung  ihrer  Bundesgenossen,  so  ist 
der  Zwischenzustand  lediglich  als  ein  misslungener  Versuch  da* 
Vertreibung  der  legitimen  Dynastie,  als  eine  blosse  Eron- 
besitzstörung  zu  betrachten^). 

n.  Da  in  diesem  Falle  der  interimistische  Zustand  selbst 
notorisch  den  Charakter  der  Unsicherheit  und  Unbestän- 
digkeit an  sich  trägt,  so  kann  er  als  selbst  blos  Thatsäeb- 
liches,  und  somit  offenbar  Rechtswidriges,  auch  dem  Principe 
nach,  keine  Rechtsfolge  erzeugen,  welche  über  seine  Daner 
hinaus  eine  Wirkung  äussern  k(5nnte. 

'  III.  Die  von  der  provisorischen  Regierung  ansgeübte 
Herrschaft  erscheint  somit  durchaus  als  eine  unrechtmässige 
Gewalt.  Alle  Anordnungen,  welche  sie  getroffen  hat,  alle 
ihre  Begierungshandlungen  verlieren  mit  dem  Aufhören  ihres 
Bestandes  alle  Giltigkeit,  ohne  dass  es  einer  besonderen  aas- 
drücklichen  Aufhebung  derselben  bedarf.  Hier  tritt  mit  der 
Restauration  der  legitimen  Dynastie,  d.  h.  mit  der  BeseitigUDg 
des  bisherigen  faktischen  Hindernisses  ihrer  Herrschaft,  ohne 
Weiteres  (ipso  jure)  die  frühere  Verfassung  und  Gesetzgebung, 
mit  einem  Worte  der  gesammte  frühere  Rechtszustand  wiede 
in  Wirksamkeit  2). 

<)  Dies  ist  z.  B.  auch  da  der  Fall,  wo  die  revolutionäre  Regienuoi:. 
wie  z.  B.  in  Baden  1849,  der  Anmäassung  der  Hoheitsredite  nngeachtetf 
es  vermeidet ,  die  aus  dem  Lande  gedrängte  Dynastie  für  abgesetzt  za 
efldären.  Die  hier  nachstehend  besonders  erörterten  Bechts&agen  sisd 
insbesondere  solche,  deren  praktische  Bedeutung  nach  Beendigung  der 
badischen  Revolution  1849  sehr  deutlich  bemerkbar  geworden  ist 

^)  Um  alle  Zweifel  zu  beseitigen,  ist  es  nichts  desto  weniger  gebräach- 
lich,  dass  die  restaurirte  Dynastie  sofort  alle  Verfügungen  nnd  Handlongeii 
der  provisorischen  Regierung  für  nichtig  erklärt. 
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lY.  Der  interimistische  Znstand  erscheint  hiernach  nicht 
nur  als  ein  rechtswidriger,  sondern  anch  als  ein  verbreche- 
rischer, und  die  Theilnehmer  an  seiner  Heryormfung  oder 
Vertheidignng  verfallen  nach  dem  Grade  ihres  Verschnldens 
den  wieder  in  Wirkung  tretenden  Strafgesetzen,  da  deren  fort- 
währende Geltung  rechtlich  nicht  als  aufgehoben  betrachtet 
werden  kann.  Hier  kann  also  auch  nur  die  Sede  davon  sein, 
in  wiefern  der  von  der  provisorischen  Regierung  ausgeübte 
Zwang  den  Einzelnen,  insbesondere  den  Beamten,  Militärper- 
sonen u.  dergl.  als  eine  Entschuldigung  für  den  der  pro- 
yisorischen  Begierung  geleisteten  Gehorsam  dienen  kann, 
worüber  nach  gemeinen  Bechtsgrundsätzen  und  den  fiir  Beamte, 
Hilitairpersonen  u.  dergl.  etwa  bestehenden  besonderen  Dienst- 
Torschriften  zu  entscheiden  ist. 

V.  Aus  Bücksicht  auf  den  von  der  provisorischen  Begie- 
rung durch  ihr  Dasein  an  sich  gesetzten  Zwang  muss  auch 
die  an  dieselbe  geschehene  Erfüllung  einer  an  sich  begründeten 
staatsbürgerlichen  Pflicht,  wie  die  Bezahlung  der  gesetzmässigen 
Steuern,  als  gütig  von  den  Pflichtigen  geschehene  Leistung 
betrachtet  werden,  und  kann  die  restaurirte  Begierung  solche 
Leistungen  nicht  als  nicht-geschehen  betrachten,  wohl  aber  nach 
dem  Staatsbedttrfnisse  neue  Steuern  im  gesetzlichen  Wege 
aasschreiben.  Aus.  Bücksicht  darauf,  dass  hier  die  legitime 
Regierung  zeitweise  die  Pflichtigen  nicht  in  ihrem  Bechte,  an 
die  gesetzmässige  Herrschaft  ihre  Verpflichtungen  abzuführen, 
schützen  konnte,  —  was  *die  Pflichtigen  von  ihr  zu  erwarten 
berechtigt  waren ,  —  können  hier  die  Grundsätze  des  Civil- 
rechts,  wonach  der  Schuldner  durch  den  von  einem  Dritten 
ausgeübten  ungerechten  Zwang  nicht  von  der  Verpflichtung 
gegen  seinen  Gläubiger  befreit  wird,  keine  Anwendung  . 
finden. 

VI.  Ganz  das  Gleiche  muss  gelten,  wenn  die  provisorische 
Regierung  Aktivkapitalien  des  Staates  gekündigt  und  von 
den  Schuldnern  eingetrieben  hat,  gleichviel  ob  die  Schuldner 
durch  Urtheile  der  von  der  provisorischen  Begierung  in  Ab- 
hängigkeit von  sich  gebrachten  Gerichte  zur  Zahlung  verur- 
theilt,  oder  sonst  dazu  gezwungen  oder  mit  einer  voraussichtlich 
unter  den  bestehenden  Umständen  unabwendbaren  Exekution 
bedroht  worden  sind. 
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Vn.  Als  gilt  ig  mufls  aach  alles  das  betrachtet  werden, 
was  die  noch  Ton  der  legitimen  Regierung  angestell- 
ten Beamten,  welche  die  provisorische  Regienmg  etwa  im 
Amte  gelassen  hat,  besonders  wenn  sie  derselben  nicht  oder 
nur  mit  Vorbehalten  gehuldigt  haben,  und  die  nur  in  der 
guten  Absicht  im  Amte  geblieben  sind,  um  grösseres  UnbeO 
zu  verhüten,  innerhalb  ihrer  gesetzlichen  Amtsbefag- 
niss  gethan  haben,  wie  z.  B.  die  von  denselben  den  alten 
Gesetzen  gemäss  gefällten  Civil-  und  Btrafurtheile  in  gemeinen 
Crimiualsachen,  weil  ihre  Amtsthätigkeit  in  soweit  als  unbe- 
rührt von  der  Usurpation  geblieben  zu  betrachten  ist 

YIII.  Femer  muss  als  giltig  betrachtet  werden,  was  die 
usurpatorische  Regierung  gemäss  der  rechtmässigen 
Landesgesetzgebung  und  dadurch  auch  zur  Erfüllung  der 
für  die  legitime  Regierung  begründeten  Verbindlichkeiten  gethan 
hat,  z.  B.  die  Fortzahlung  der  Gehalte  der  in  ihrem  bis- 
herigen Amte  verbliebenen  Beamten. 

IX.  Ungiltig  und  unverbindlich  sind  dagegen  alle 
Handlungen  der  usurpatorischen  Regierung,  welche  in  Folge 
der  angemassten  Hoheitsrechte  vorgenommen  worden 
sind,  z.  B.  neue  Anstellungen,  Beförderungen  von  Beamten  nnd 
Officieren.  Daher  können  auch  die  Personen,  welche  von  der 
provisorischen  Regierung  Gehalte  oder  Gehaltserhöhungen  &- 
halten  haben,  zur  Rückerstattung  der  betreffenden  Bezüge  an- 
gehalten werden,  und  was  solche  Personen  in  angemasster 
amtlicher  Thätigkeit  gethan,  verfüget  oder  geurtheilt  hab^  ist 
von  Haus  aus  nichtig. 

X.  Die  restaurirte  Dynastie  ist  auch  nicht  schuldig,  Ver- 
äusserungen  anzuerkennen,  welche  die  provisorische  Bc- 
gierung  mit  dem  Staats-  oder  Domänengute  vorgenonunen  hat: 
sie  ist  befugt,  dieselben  als  nichtig  zu  erklären  und  ohne 
Entschädigung  von  den  Erwerbern,  es  mögen  diese  tüulo  on^ 
roso  oder  lucrativo  erworben  haben,  zu  vindiciren;  denn  jed» 
Private,  der  mit  einer  provisorischen  Regierung  ein  solches 
Geschäft  eingeht,  muss  sich  selbst  sagen,  dass  er  nur  einen 
unsicheren  Besitztitel  von  ihr  erlangen,  und  das  (Geschäft  nnr 
einen  aleatorischen  Charakter  haben  kann^). 

3)  Voet,  Comment.  ad  Fand.  Lib.  XXL  Tit  IL  No.  VL  —  Stickcl, 
a.  a.  0.  S.  13,  19. 


§.  208.  Yertreibuiig  einer  blos  proyisorischen  Bfigieruog.        571 

XL  Ans  .gleichem  Grunde  ist  auch  die  restamirte  Begie- 
nmg  nicht  schuldig^  Verpflichtungen  anzuerkennen^  welche 
die  provisorische  Regierung  durch  Verträge  übernommen  hat; 
sie  ist  daher  auch  nicht  schuldig^  die  von  der  provisorischen 
ilegierung  aufgenommenen  Darlehen  als  solche  anzuer- 
kennen und  deren  Zurückhaltung  aus  der  Staatskasse  zu  ge- 
statten. Eine  Ausnahme  könnte  nur  in  dem  Falle  für  begji^ndet 
erachtet  werden,  wenn  der  Gläubiger  eine  versio  in  rem  be- 
weisen,  z.  B.  darthun  könnte,  dass  die  von  ihm  dargeliehenen 
Gelder  ausdrücklich  nur  zu  solchen  Zwecken  vorgeschossen 
und  wirklich  und  lediglich  nur  zu  solchen  Ausgaben  verwendet 
worden  sind,  welche  auch  bei  dem  ununterbrochenen  Fortbe- 
stande des  gesetzlichen  Zustandes  von  der  legitimen  Staats- 
regierung hätten  gemacht  werden  müssen,  und  dass  somit  die 
dargeliehenen  Gelder,  nicht  für  Revolutionszwecke  oder  sonst 
zur  Bekämpfung  der  legitimen  Regierung  aufgenommen  und 
verbraucht  worden  sind. 

Xn.  Zwangsanleihen,  Zwangslieferungen  u.  dergl. 
aber,  welche  die  provisorische  Regierung,  sei  sie  eine  revolu- 
tionäre oder  kriegerisch  feindlicjlie,  von  einzelnen  Gemeinden 
oder  Privaten  erhoben  hat,  und  andere  durch  den  Revolutions- 
oder Kriegszustand  den  Gemeinden  oder  Privaten  zugegangene 
Beschädigungen,  müssen  wie  Eriegsschäden  von  der 
Staatskasse  ersetzt,  und  beziehungsweise  zu  diesem  Zwecke 
ani  die  Gesammtheit  der  Staatsbürger  repartirt  werden^), 
wobei  dem  Staate  der  Rückgriff  auf  die  UAeber  des  Revolu- 
tionszustandes oder  der  Beschädigung  überhaupt  vorbehalten 
bleibt»). 

Xni.  Vorschüsse,  Darleihen  und  ähnliche  Zahlungen, 
welche  die  provisorische  Regierung  an  Privaten  oder  Gemein- 
den aus  Staatsgeldem  gegeben  hat,  ist  die  restaurirte  Regie- 
rung ftir  un giltig  zu  erklären  berechtigt,  weil  jede  derartige 
Verfügung  der  provisorischen  Regierung  über  die  Staatsgelder 
als  eine  unbefugte  zu  betrachten  ist.    Welcher  Klage  sich 

«)  VergL  G.  M.  Weber,  über  die  Repartition  der  Kriegsschäden. 
Würzburg  1797. 

^)  Hinsichtlich  der  Beschädigungen  im  Kriege  mit  einem  fremden  Staate 
ist  es  Sache  der  Friedensunterhandlungen ,  eine  Verständigung  über  die 
etwa  von  dem  feindlichen  Staate  zu  leistende  Entschädigung  herbeizufahren. 
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dabei  der  Fiskns  zu  bedienen  and  gegen  wdehe  Personen 
der  Fiskus  seinen  Anspruch  zu  verfolgen  hat,  ist  mit  Bficksieht 
auf  die  Beschaffenheit  des  einzelnen  Falles  nach  den*  gewöhn- 
liehen  civilistischen  Grundsätzen  über  den  Schadenersatz  zu 
ermessen  % 

§.  209. 

iH.    Rechtsverhältnisse  bei  der  Aufhebung  einer 
eigentlichen  Zwischenherrschaft, 

1)   bezüglich   der  Gesetze    und    allgemeinen   Verord- 
nungen. 

I.  Hat  eine  wirkliche  Zwischenherrschaft  (§.  207. 
Vn,  2.)  stattgefunden^  so  muss  die  Bücksicht  darauf,  dass  ein 
solcher  Zustand ,  in  welchem  der  Zwischenherrscher  nicht  nnr 
die  Gerichte  vollständig  in  Abhängigkeit  von  sich  gebracht, 
sondern  auch  die  Anerkennung  seiner  Herrschaft  von  Seiten 
der  Grossmächte  erlangt  hatte,  als  ein  definitiver,  d.  h.  als 
ein  solcher  erscheint,  fOr  dessen  künftige  Beseitigung,  so  wie 
für  die  dereinstige  Wiederherstellung  der  vertriebenen  Dynastie 
keine  begründete  Wahrscheinlichkeit  vorhanden  ist,  auf  das 
Wiederherstellungsrecht,  (das  sog.  jus  postliminü)  der  restaa- 
rirten  Dynastie  einen  wesentlichen  Einfluss  äussern^). 

n.  In  diesem  Falle  erscheint  nämlich  das  Herrscherreeht 
der  vertriebenen  Dynastie  nicht  sowohl  blos  als  gestört  in 
seiner  Ausübung  durch  eine  rechtswidrige  Auflehnung, 
als  vielmehr  als  einstweilen  aufgehoben  und  bei  Seite 
gestellt  oder  suspendirt  durch  die  Macht  der  Ereignisse,  d.  h. 
durch  eine  vollendete  Thatsache,  welche  an  sich  fähig 
ist,  einen  neuen  Rechtszustand  zu  begründen,  and  die 


^)  So  z.B.  wurden  die  Empfänger  solcher  Yorschüsse  zur  Erstattoog 
verurtheilt  durch  ürtheil  des  Hofeerichts  in  Mannheim,  v.  20.  Nov.  1850. 
bestätigt  durch  Urtheil  des  Oberhofgerichts  daselbst  v.  27.  October  1851. 
in  Sachen  des  grössh.  Fiscus  gegen  G...  und  Genossen. 

0  Darin,  dass  der  gegen  einen  eigentlichen' Zvischenherrsdier  restas- 
rirte  Staatsherrscher  weit  mehrere  Eegierungshandlungen  desselben  anzu- 
erkennen hat,  als  wenn  er  gegen  eine  blos  provisorische,  revolutionire 
Regierung  restituirt  wird,  sind  im  Allgemeinen  alle  Publidsten  etuverstand^L 
Yergl.  die  Zusammenstellung  bei  H.  A.  Zachariae,  in  der  Tab.  Zeit- 
schrift.   Bd.  IX.    S.  84  u.  f. 
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eincD  solchen  sogar  (zeitweilig)  begründen  muss,  weil  Land 
und  Volk  während  der  Zeit,  wo  es  der  legitimen  Dynastie 
unmöglich  war,  zu  regieren,  doch  nicht  ohne  Regierung 
bleiben  konnten,  nnd  daher  eben  so  berechtigt,  wie  ge- 
nöthigt  waren,  die  unter  allen  Umständen  unentbehrliche 
Staatspersönlichkeit  (§.57.)  in  der  nach  den  Umständen 
allein  möglichen  Weise,  d.  L  durch  Anerkennung  der  Zwi- 
schenherrschaft, aufrecht  zu  erhalten^). 

lU.  Die  Umstände,  welche  in  solchem  Falle  die  legitime 
Dynastie  an  der  Begierung  hinderten,  sind  daher  ebenso  als 
eine  vis  major y  oder  als  ein  casus  aufzufassen,  als  es  die 
restaurirte  Dynastie  als  einen  GlttcksfaU  zu  betrachten  hat, 
dass  sie  durch  neuere  Ereignisse  ihr  Herrscherrecht  wieder 
aufleben  sieht  Wenn  daher  auch  die  vertriebene  Dynastie 
den  Rechtsgrund  ihrer  Restauration  in  ihrem  alten  Rechts- 
titel finden  darf  und  muss,  und  um  dies  auszudrücken,  ihre 
Begierungsjahre  so  fortzuzählen  pflegt,  als  wenn  eine  Unter- 
brechung (Suspension)  ihrer  Regierung  nie  stattgefunden  hätte, 
so  ist  doch  ihre  Herrschaft  dem  Volke  und  den  Grossmächten 
und  anderen  europäischen  Staaten  gegenüber,  der  Sache  nach 
doch  nur  von  jetzt  an  (ex  nunc)  wieder  hergestellt,  d.  h.  sie 
ist  eben  so  wenig  beftigt,  dem  Lande  oder  Volke,  welches  sie 
in  dem  legitimen  Zustande  zu  erhalten  und  zu  schützen  bisher 
keine  Macht  gehabt  hatte,  einen  Vorwurf  daraus  zu  machen, 
dass  es  dem  Usurpator  gehorcht  hat^),  als  sie  befugt  ist> 
den  Grossmächten  oder*  anderen  Staaten  einen  Vorwurf  daraus 
zu  machen,  dass  sie  den  Zwischenherrscher  als  regierenden 
Souyerain  anerkannt  hatten  und  mit  demselben  in  diploma- 
tischen Verkehr  getreten  waren. 


*)  Fikr  die  Staatspersönlichkeit  ist  es  ganz  gleichgiltig,  wer  der 
Staatsherrscher  ist,  ob  er  legitim  ist  oder  nicht;  sie  besteht  so  lange  als 
überhaupt  irgend  ein  Herrscher  vorhanden  ist;  dämm  besteht  sieanch,  wie 
oben  §.  57  gezeigt  wurde,  sowohl  neben  der  Forsten-  als  Volkssouverainet&t. 

3)  Hiermit  ist  keineswegB  gesagt,  dass  die  restaurirte  legitime  Re- 
gierung nicht  das  Recht  hätte,  diejenigen  Individuen,  welche  bei  ihrer 
Vertreibung  oder  dem  Umstürze  der  Yerfossung  als  Urheber  oder  handelnde 
Theilnehmer  in  verbrecherischer  Weise  thätig  waren,  zur  Verantwortung 
and  Strafe  zu  ziehen.  Doch  pflegt  häufig  in  solchen  Fällen  eine  mehr 
oder  minder  ausgedehnte  Amnestie  ertheilt  zu  werden. 
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IV.  Ea  kann  daher  die  restaarirte  Dynastie  nnr  das  ab 
ein  Unrecht  betrachten,  dass  sich  der  Usnrpator  im  Widar- 
spmche  mit  ihrem  Bechtstitel  in  den  Eronbesitz  gesetzt  hat, 
nicht  aber  das,  dass  er  hiemach  regiert,  d.  h.  dass  er  das 
gethan  hat,  was  nach  den  Zeitverhältnissen  ihr  selbst  zn  thim 
unmöglich  war,  aber  doch  nichts  desto  weniger  geschehen 
musste,  wenn  nicht  volle  Anarchie  eintreten  sollte,  anf  deren 
Eintritt,  d.  h.  auf  den  gänzlichen  Zerfall  des  Staates  oder  den 
Untergang  der  Staatspersönlichkeil;  (§.  57.)  kerne  ge- 
stürzte Dynastie  ein  Recht  haben  kann. 

y.  Hieraus  ergibt  sich  nun  ein  wesentlicher  Unterschied 
der  Stellung  der  restaurirten  Dynastie  zu  den  verschiedenen 
von  der  Zwischenherrschaft  getroffenen  Einrichtungen  und  vor- 
genommenen Regierungshandlungen,  je  nachdem  dieselben  mit 
ihrem  nie  erloschenen  Rechtstitel  (ihrem  besonderen 
Rechte)  zur  Herrschaft  im  Widerspruche  stehen,  oder  nur  in 
Folge  der  nun  einmal  thatsächlich  eingetretenen  und  doreh 
keine  Macht,  selbst  durch  keine  Fiktion  mehr  ungeschehen  zn 
machenden  Suspension  der  Regierung  der  legitimen  Dynastie, 
also  in  Folge  der  für  das  Land  und  Volk  fortdauernden 
Nothwendigkeit  einer  Regierung  überhaupt,  getroffen  and 
vorgenommen  worden  sind^). 

VI.  In  der  ersteren  Beziehung  ist  die  restaurirte  Dy- 
nastie befugt,  alles,  was  ihrem  rechtlich  nie  erloschenen  Rechte- 
titel widerspricht,  sofort  als  rechtswidrig  zu  erklären  und 
dasselbe  zu  beseitigen;  sie  muss  dies  sogar  thun,  um  ihrem 
eigenen  Rechtstitel  fortan  wieder  die  gebührende  praktische 
Geltung  zu  verschaffen.  Aus  diesem  Grunde  ist  daher  die 
restaurirte  Dynastie  nicht  verbunden,  die  von  dem  Usurpator 
eingeführte  Verfassung  anzuerkennen:  diese  tritt  vielmehr 
ipso  jure  mit  der  Restauration  ausser  Wirksamkeit;  dag^en 
lebt  ebenso  ipso  jure  die  frühere  Verfassung  wieder  auf,  wdl 
diese  den  Rechtstitel  ftlr  den  Wiedereintritt  in  die  Henrsdiafi 
für  die  restaurirte  Dynastie  selbst  enthält. 

Vn.  In  zweilrer  Beziehung  hören  dagegen  die  von  dem 
Zwischenherrscher  getroffenen  Einrichtungen  (Organisationen) 
keineswegs  von  selbst  zu  bestehen  auf,  und  eben  so  wenig 


<)  Siehe  oben  §.  207,  IV.  V. 
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rerlieren  die  von  ihm  erlassenen  Gesetze  und  Verord- 
nungen und  seine  anderen  Segiernngshandlnngen  von 
selbst  ihre  Giltigkeit:  sie  gelten  vielmehr  mmnterbrochen  fort, 
selbst  ohne  ausdrückliche  Bestätigung  von  Seiten  des  restanrir- 
ten  Soüverains,  so  lange  sie  von  demselben  nicht  ausdrücklich 
aufgehoben  und  ansser  Kraft  gesetzt,  oder  durch  neue  Gesetze 
und  Verordnungen  (die  auf  Grundlage  der  früheren,  oder  einer 
ron  dem  restaurirten  Fürsten  etwa  neu  errichteten  Verfassung 
gegeben  oder  erlassen  werden)  ersetzt  worden  md  ^). 

Vni.  Der  restaurirte  Souverain  befindet  sich  daher  den 
Gesetzen  und  allgemeinen  Verordnungen  des  Zwi- 
schenherrschers gegenüber  aus  den  oben  angegebenen  Grtln- 
den  praktisch  in  einer  ähnlichen  rechtlichen  Stellung,  wie 
gegenüber  von  den  Gesetzen  und  allgemeinen  Verordnungen 
eines  legitimen  Begierungsvorgängers.  Daraus  folgt  aber  nicht, 
dass  man  seinen  Wiedereintritt  in  die  Regierung  als  eine 
Staatssuccession  zu  bezeichnen  und  aufzufassen  nothwen- 
dig  hätte:  auch  würde  diese  an  sich  hier  unpassende  Bezeich- 
nung zu  neuen  Verwirrungen  und  Streitigkeiten  führen,  weil 
Aber  das  Wesen  und  die  Wirkungen  der  sog.  Staatssuccession 
selbst  wieder  mancherlei  Meinungsverschiedenheit  besteht^). 


')  Die  Nichtanerkennung  dieses  Grundsatzes  wttrde  die  grenzenloseste 
Verwirrung  in  die  restaurirte  Regierung  bringen,  besonders  dann,  wenn  die 
Zwischenherrschaft  sich  längere  Zeit  behauptet  und  wirklich  kräftig  und 
tüchtig  regiert  und  durchgreifend  neu  und  zeitgemäss  organisirt  hat  Am 
deutlichsten  zeigte  sich  dieser  Grundsatz  praktisch  in  Frankreich  nach  der 
Restauration  der  Bourbonen  gegen  Napoleon  I. 

•)  H.  A.  Zachariae,  in  der/Tübing.  Zeitschr.  Bd.  IX.  S.  98  u.  f. 
&sst  den  Wiedereintritt  des  legitimen  Souverains  als  eine  wirkliche  Rechts- 
nachfolge oder  Staatssuccession,  nicht  blos  als  ein  derselben  in  einiger 
Wirkung  analoges,  aber  auf  einer  ganz  anderen  rechtlichen  Grundlage 
beruhendes  Yerhältniss  auf.  Indem  er  sodann  glaubt,  zwischen  Fällen 
unterscheiden  zu  können,  wo  Ton  dieser  »Rechtsnachfolge  in  die- 
selbe Staatsgewalt^'  nach  Beseitigung  der  Zwischenherrschafi;  über- 
haupt die  Rede  sein  könne  oder  nicht,  gelangt  er  hinsichtlich  der  west- 
phälischen  Staatsschulden  zu  ganz  unrichtigen  Folgerungen.  YergL 
unten  §.  210.  Note  3.  —  In  Bezug  auf  das  Königreich  Westphalen  hat 
E.  Wippermann,  in  der  Schrift:  Steht  die  Grafschaft  Waldeck  unter 
hessischer  Lehensherrlichkeit?  Halle  1847.  S.  93  flg.  noch  insbesondere 
die  Ansicht  aufgestellt,  dass  die  Staaten,  aus  welchen  dieses  Königreich 
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§.  210. 

2)   Verbindlichkeit   des  restaurirten   Fürsten  aus  den 

Regierungshandlungen  des  Zwischenherrschers  im 

Einzelnen. 

I.  So  viel  die  Verbindlichkeit  oder  Unverbindlichkeit  der 
Regiernngshandlungen  des  Zwischenherrschers  im  Eis- 
zelnen,  abgesehen  von  dessen  Gesetzen  und  allgemeinen 
Verordnungen,  anbetrifift, so  darf  unbedenklich  als  Grondsatz 
ausgesprochen  werden,  dass  der  restaurirte  Souverain  jeden- 
falls jene  Regierungshandlungen  des  Zwischenherrsch»«  als 
giltig  und  verbindlich  anerkennen  muss,  welche  auch  ein  blo6 
in  der  Ausübung  seiner  Regierung*  durch  eine  provisorische 
Regierung  zeitweise  gestörter  Souverain  anerkennen  müsste. 
Der  restaurirte  Souverain  muss  daher  als  giltig  geschehen  an- 
erkennen :  1)  alle  von  den  Unterthanen  während  der  Zwischen- 
herrschaft geleisteten  Steuerzahlungen,  so  dass  dieselben 
zu  keiner  abermaligen  Zahlung  derselben  Steuern  angehalten 
werden  können;  2)  die  Einhebung  der  Aktivkapitalien 
des  Staates,  so  weit  die  Schuldner  durch  rechtskräftige  ür- 
theUe  der  Gerichte  oder  Zwangsmassregeln  zur  Zahlung  ange- 
halten worden  sind;  und  3)  die  von  dem  Usurpator  aufgelegten 
.Zwangsanleihen  und  Zwangslieferungen,  so  dass  die 
Staatskasse  für  deren  Rückzahlung  oder  Ersatz  einzustehen, 
beziehungsweise  die  Regierung,  deren  Repartition  auf  alle  Ge- 
meinden oder  Steuerpflichtigen*  zu  veranlassen  hat^). 


gebildet  worden,  sowohl  faktisch  als  rechtlich  untergegangen  w&ren,  so  d^ 
das  Königreich  Westphalen  (1806)  als  ein  völlig  neuer  Staat  eutstandeB 
wäre;  ebenso  wäre  sodann  im  J.  1813  das  Königreich  Westphalen  gänzbek 
untergegangen  und  das  Königreich  Hannover,  sowie  das  Kurfüistenthom 
Hessen  und  das  Herzogthum  Braunschweig,  als  neuer  Staat,  d.  h.  weder 
als  Fortsetzung  des  Königreichs  Westphalen  noch  der  früher  (vor  1806) 
bestandenen  Staaten  Hannover,  Kurhessen  und  Braunschweig,  entstanden, 
wonach  also  die  restaurirten  Begierungen  in  keiner  Weise  befugt  w&rea 
gegen  irgend  eine  Handlung  der  untergegangenen  k.  westphaüscben 
Regierung  zu  reclamiren.  Diese  Ansicht  steht  in  offenbarem  Widerspruch 
mit  dein  Begriffe  einer  Restauration,  und  fallen  daher  auch  alle  hieraas 
gezogenen  Gonsequenzen  als  unstatthaft  von  selbst  hinweg. 
0  Siehe  §.  208,  IV.  V.  XI. 
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n.  Es  muss  aber  der  gegen  einen  eigentlichen  Zwischen- 
herrscher restaurirte  Souverain  noch  ausserdem  vieles  als  giltig 
geschehen  anerkennen,  was,  wenn  es  von  einer  blos  provisori- 
schen Regierung  geschehen  wäre,  nicht  für  rechtsbeständig  zu 
achten  wäre:  nämlich 

1)  die  mit  auswärtigen  Kronen  geschlossenen  Staat s- 
T ertrage,  so  weit  sie  nicht  auf  den  Ausschluss  der  restau- 
rirten  Dynastie  vom  Throne  abzielen,  sondern  allgemeine  Lan- 
desinteressen, wie  Handels-  und  Schifffahrtsverträge  u.  dergl. 
zum  Gegenstande  haben  2).  Sind  durch  solche  Staatsverträge 
von  dem  Zvdschenherrn  einzelne  Kronrechte  in  dem  Temtorium 
anderer  Fürsten,  z.  B.  eine  Lehensherrlichkeit  über  deren  Ge- 
biete aufgegeben,  oder  Landestheile  abgetreten  worden^),  so 
bleiben  die  hierdurch  begründeten  Rechtszustände  auch  nach 
der  Restauration  bestehen,  bis  es  dem  restaurirten  Souverain 
gelingt,  durch  neue  Staats  vertrage  diese  Rechte  t)der  Gebiets- 
tbeile  zurückzuerwerben.  Denn  wenn  der  restaurirte  Souverain 
sich  auch  darauf  bemfen  kann,  dass  die  Verträge  des  Zwi- 
schenherrschers ftir  ihn  unverbindlich  und  die  fraglichen  Rechte 
somit  ftlr  ihn  nicht  erloschen  sind^),  so  bleiben  sie  doch 
vorerst  unwirksam,  weil  die  anderen  Kronen  nach  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  berechtigt  waren,  mit  dem  Zwi- 
schenherrscher solche  Staatsverträge  zu  schliessen  und  als 
Recbtstitel  zu  betrachten,  und  weil  die  Restauration  von 
dem  zurückkehrenden  Fürsten  jedenfalls  nur  innerhalb  seines 
Staatsgebietes,  d.  h.  nur  so  weit,  als  seine  gesetzgebende  und 
verordnende  Gewalt  reicht,  einseitig  mit  praktischer  Wirkung 
durchgeführt  werden  kann.  Diese  Unwirksamkeit  der  ge- 
dachten Rechte  des  restaurirten  Fürsten  ist  nach  völkerrecht- 
lichen Grundsätzen  um  so  weniger  da  zu  bezweifeln,  wo  den 
neuen  Erwerbern  deren  Erwerb  durch  fortbestehende  Staatsver- 
träge mit  den  europäischen  Grossmächten  gewährleistet  wor- 
den ist.    Selbstverständlich  sind  die  früher  bestandenen  Rechts- 


*)  Wheaton,  ^läments  du  droit  international  1848,  I,  p^  41. 

3)  Siehe  unten  §.  259. 

*)  Diesen  Einwand  erhebt:  L.  Aisberg,  Beitrag  zur  Beantwortung 
der  Frage,  ob  die  Grafschaft  Waldeck  unter  Hessischer  Lehenshoheit  stehe? 
Cassel  1848.  S.  32.  33. 

Z9pfl,  Staatsrecht.   5.  Aufl.  I.  37 
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ansprttche  des  testaurirten  Sonverains  rollstäiidig  erloschen, 
wenn  er  selbst  derartigen  Garantieverträgen  beigetreten  ist 

2)  Desgleichen  muss  der  restaurirte  Souverain  aUe  von 
dem  Zwischenherrscher  contrakt lieh  aufgenommenen  Staate- 
schnlden  anerkennen,  sofern  bei  ihrer  Aufiiahme  die  hierOir 
während  der  Zwischenherrschaft  bestehenden  verfassangs- 
massigen  Vorschriften  beobachtet  worden  sind,  ohne  Ld- 
terschied;  ob  Inländer  oder  Ausländer  die  Darleiher  oder 
Staatsgläubiger  sind.  Der  Grund  hiervon  ist,  dass  das  Anf 
nehmen  von  Staatsschulden  an  sich,  abgesehen  von  der  Frage. 
wer  der  berechtigte  Stiaatsherrscher  ist,  eine  durch  das  je- 
weilige Bedüriniss  bedingte  Regierungshandlung  ist,  welche 
nur  die  Staatspersönlichkeit  als  Fiskus  (§.  57.)  b^Uhn, 
die  auch  während  der  Zwischenherrschaft  nicht  aufhört  za  b^ 
stehen,  und  weil  auch  keinem  Darleiher  der  Vorwurf  des 
Leichtsinns  oder  des  selbstbewussten  Wagnisses  gemacht  werden 
kann,  wenn  er  sich  mit  einer  Staatsregierung  in  ein  Geschäft 
einlässt,  welche  bereits  die  Anerkennung  der  Grossmächte  erlangt 
hat.  Ob  der  Staat,  in  welchem  die  Zwischenherrschaft  bestani 
als  ein  Ganzes  und  mit  unverändertem  Namen  an  den  restaniir- 
ten  Souverain  zurückgegangen  ist,  oder  ob  er,  weil  er  ans  den 
Territorien  verschiedener  vertriebener  Souveraine  mit  einon 
neuen  (Collektiv-)  Namen  gebildet  war,  in  seine  ursprGng- 
lichen  Bestandtheile  wieder  aufgelöst  und  mit  Wegfall  des  bis- 
her geführten  GoUektivnamens  an  die  mehreren  früheren  Har- 
scher zurückgekommen  ist,  muss  als  rechtlich  vollkommeD 
gleicfagiltig  betrachtet  werden  ^) :  jedoch  kann  in  letzterem  Falle 


B)  Dies  läugnet  H.  A.  Zachariae,  in  der  Tfib.  Zeitschr.  Bd.  IX 
S.  96  n.  f.,  aus  dem  Grande,  weil  die  Staatsschnlden  die  Natur  jeder 
civilrechtlichen  Obligation  theilen  und  also  nur  gegen  diePersondeb 
Schuldners  oder  deren Successoren  geltend  gemacht  werden  kdmiteo, 
somit  nur  jene  Regierung  zur  Bezahlung  der  von  einer  vorherbestandenen 
öffentlichen  Gewalt  contrahirten  Schulden  als  rechtlich  Topfliehtft 
betrachtet  werden  könne,  welche  wirklich  als  Nachfolgerin  in  der- 
selben Staatsgewalt  anzusehen  sei.  Da  nun  ein  rechtliches  Sac- 
cessionsverh&ltniss  zwischen  den  wieder  eingesetzten  rechtmässigen 
Regierungen  und  der  westphälischen  Herrschaft  nicht  anzunehmen  sei 
und  der  Staat,  Eönigr.  Westphalen,  ganz  aufgehört  habe,  so  hilt  der- 
selbe die  restaurirten  rechtmässigen  Regierungen,  welche  Theile  dieses 
Königreichs  wieder  an  sich  genommen  haben,  nicht  för  rechtlich  verboDdOL 
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ein  LiquidatioDsverfahren  zur  Ermittelung  nothwendig  werden, 
in  welchem  Betrage  jeder  der  betreffenden  Staaten  an  der 
Uebemahme  der  Oesammtschald  sich  zu  betheiligen  hat. 

dessen  Staatsschulden  anzuerkennen.  AUein  diese  Argumentation  kann 
nicht  für  richtig  anerkannt  werden,  selbst  wenn  man  einräumt,  dass  die 
Wiedereinsetzung  einer  rechtmässigen  Regierung  in  ihre,  unter  einer 
Zwischenherrschaft  zu  einem  (jetzt  untergegangenen)  Staate  yerbundenen 
Länder,  nicht  als  eine  Staatssuccession  (siehe  oben  §.  209,  YIII)  aufzufassen 
sei  In  Bezug  auf  die  Auflösung  eines  Staates  dürfen  überhaupt  nicht  jene 
civilistischen  Grundsätze  angewendet  werden,  die  für  die  Hinterlassensdiaft 
von  Privatpersonen  oder  hinsichtlich  der  Stellung  der  Privaten  (sinffuU) 
zu  den  von  einer  solchen  Umversitcts  gemachten  Schulden  gelten,  welche 
bisher  in  einem  Staate  selbst  nur  mit  privatrechtlichem  Charakter  bestanden 
hat  (siehe  oben  §.  113  Note  12).  Hinsichtlich  der  Auflösung  eines  Staates 
moss  vielmehr  der  staatsrechtliche  Grundsatz  entscheiden,  dass,  wenn 
nicht  volle  Anarchie  eingetreten  ist,  seine  Auflösung  und  resp.  die 
Wiedererlangung  der  früheren  Selbstständigkeit  und  Staats- 
individualität  seiner  Gebietstheile  nichts  anderes  ist,  als  eine  blosse 
Staatsformveränderung  (siehe  oben  §.  72.  Nr.  1.),  indem  auch  hier 
die  Staatspersönlichkeit  (§.  57.)  des  bisherigen  Gollektiv  -  Staates 
keineswegs  absolut  untergeht,  sondern  wie  bei  jeder  T heil ung  eines 
Staates,  in  der  Form  mehrerer  Staatspersönlichkeiten  fortbe- 
steht Gerade  darin,  dass  dies  der  Fall  ist,  liegt  der  Grund,  wesshalb 
hier  von  gar  keiner  Staatssuccession  zu  sprechen  nöthig  ist,  oder  wenn  es 
geschieht,  dies  eine  in  dem  Sinne  rechtlich  gleichgiltige  Ausdrucksweise 
ist,  als  damit  eben  nichts  anderes  ausgedrückt  werden  kann,  als  die  Ana- 
logie, welche  zwischen  dem  vorliegenden  Falle  und  dem  Fortbestehen 
der  Staatspersönlichkeit  bei  einem  Wechsel  der  legitimen  Herrscher  durch 
Erbfolge  in  mehrfachen  Beziehungen  stattfindet  (§.  209.  Note  6),  Da- 
gegen kann  auch  nicht,  wie  H.  A.  Zachariae,  a.  a.  0.  S.  100.  behauptet, 
als  beweisend  angeführt  werden,  dass  die  deutschen  Bundesstaaten  die 
Schulden  des  ehemaligen  deutschen  Reiches  nicht  als  für  sich  rechtlich 
verbindlich  anerkannt  haben,  denn  eben  dieses  ist  an  sieb  eine  offenbare 
Widerrechtlichkeit  gewesen  (siehe  oben  §.  113.  Note  12.),  welche  eben 
desshalb  nicht  selbst  wieder  zu  rechtlichen  Consequenzen  führen  kann,  und 
die  überdies  die  B.-Y.  selbst  aus  Billigkeitsrücksichten  vielfach  gemildert 
bat  (siehe  oben  §.  113.  Note  11.);. auch  fand  insofern  keine  Gleichheit  in 
der  Behandlung  der  aus  der  Reichszeit  stammenden  Schulden  statt ,  als 
überall  die  ehemaligen  Kreisschuldeu  als  die  ehemaligen  Ereisstände  oder 
die  an  ihre  Stelle  getretenen  Regierungen  rechtlich  verpflichtend  aner- 
kannt worden  sind  (siehe  oben  §.  107.  Note  24),  obschon  die  alten  Reichs- 
kreise, die  doch  auch  den  Charakter  einer  politischen  üniversitas,  namentlich 
in  Bezug  auf  Schuldenwesen,  hatten,  ebenMs  durch  die  Auflösung  des 
Reiches  erloschen  waren.  —  Wer,  wie  H.  A.  Zachariae,  bei  Beurtheilung 
der  Staatsveränderungen  von  der  Theorie   des  ewigen  Staates  ausgeht, 
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3)  Ebenso  and  ans  gleichen  Gründen,  wie  die  Staats- 
schulden,  mnss  auch  die  restanrirte  Dynastie  die  VeränsserangeB 
von  Staatsgütern  nnd  Domänengütern  anerkennen, 
welche  von  dem  Zwischenherrscher  mit  Beobachtung  der  wäh- 
rend der  Zwischenherrschaft  bestehenden  verfassnngsmässigen 
Vorschriften  an  Privaten  veränssert  worden  sind^.  Ob  diese 
Erwerbung  solcher  Güter  von  Seite  der  Privaten  ütulo  onerm 
oder  lucrativo  stattgeftinden  hat,  kann  dabei  keinen  Unterschied 
begründen^).    Hält  die  restanrirte  Dynastie  dagegen  die  Wie- 

und  sogar  eine  Staatspersönlichkeit  in  viel  höherem  Masse,  als  hier 
geschieht,  nämlich  als  bis  zur  Staatssouverainetät  (§.  54.)  gesteigert, 
anerkennt,  hat  um  so  weniger  Grund,  hinsichtlich  der  von  einem  Zvischea- 
herrscher  contrahirten  Staatsschulden  diejenigen  Folgerungen  in  Abrede  zu 
stellen,  welche  eine  consequente  Entwickelung  der  Idee  der  Staatsper- 
sönlichkeit, wonach  die  jeweilige  definitive  Regierung  als  deren 
Organ  Lasten  auf  das  gesammte  Land  und  zwar  bleibend  zu  legeo 
befugt  ist,  als  die  logisch  nothwendigen  anerkennen  l&sst.  Wenn  mac 
endlich,  was  unbestritten  ist,  anerkennt,  dass  ein  neugebildeter  Staat  div 
auf  seinen  Landestheilen  vor  der  Vereinigung  bereits  haftenden  Schnldeo 
anerkennen  muss,  so  muss  man  ebenso  anerkennen,  dass  die  einzelnea 
Landestheile  nach  Yerhältniss  ihrer  Steuerkraft,  wofür  nach  aUgemeioem 
Gebrauche  im  deutschen  Bunde  die  Seelenzahl  als  Massstab  angenominai 
wird,  an  der  Bezahlung  jener  Schulden  Theil  zu  nehmen  rechtlich  verbunden 
sind,  welche  von  dem  CoUektiv-Staate  während  der  Zeit  ihrer  Yeibrndung 
aufgenommen  worden  sind,  indem  das  Staatsbedürfhiss  des  Collektiv-Staates 
kein  anderes  war,  als  das  gemeinsame  Bedür&iss  der  sämmtlicbec 
LandestheUe,  und  Land  und  Volk  in  denselben,  vor,  in  und  nach  d» 
Verbindung,  stets  dieselb  en  geblieben  sind.  Der  ganze  Streit  möchte  kvnn 
haben  entstehen  können,  wenn  man  sich  des  Gegensatzes  von  Regierang 
und  Land  (Volk)  im  Staate  stets  klar  bewusst  geblieben  wäre.  Di^ 
sog.  Staatsschulden  sind  überhaupt  keine  Regierungsschulden, 
sondern  Landesschulden:  sie  sind  daher  auch  überhaupt  keine  Sehnlden 
der  Dynastie,  weder  der  legitimen,  noch  der  illegitimen;  der  eigentliche 
Schuldner  ist  hier  immer  nur  das  Lajid  (Volk),  und  dieser  bleibt  ini- 
verändert, wie  auch  die  Dynastien  oder  die  Regierungsformen  wechseh 
mögen:  die  jeweilige  Regierung  ist  nur  das  Organ,  durch  welches 
das  L  a  n  d  bezüglich  seiner  Schulden  vertreten  wird,  und  desshalb  kann  es 
auch  nur  darauf  ankommen,  ob  die  Schuld  nach  der  zur  Zeit  ihrer  Ent- 
stehung geltenden  Verfassung  giltig  als  Landesschuld  errichtet 
worden  ist  oder  nicht 

^)  A.  M.  ist  in  Bezug  auf  die  Domänen-  und  Privatgüter  des  vert7i^ 
benen  Souverains  Weiss,  deut.  Staatsr.  §.  251. 

^)  Das  allgemeine  Staatsrecht  kann  hier  eine  etwaige  ünterscheiduqg 
zwischen  einer  Erwerbung  titulo  hicrattvo  und  täulo  oneroso  nicht  recht- 
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derfaerstellang  des  Staats-  oder  Domänengntes  für  nothwendig 
und  im  Interesse  des  Staates  begründet ,  so  gebührt  den  Er- 
werbern für  die  Wiederabtretung  dieser  Güter  an  den  Staat 
oder  das  fürstliche  Hans  Entschädigung  aus  der  Staatskasse, 
nach  den  Grundsätzen,  welche  für  das  Aufgeben  wohlerworbe- 
ner Privatrechte  .  für  öffentliche  Zwecke  gelten,  und  hat  der 
Staat  (Fiskus)  die  hieraus  erwachsende  Belastung  als  einen 
casuellen,  dem  Lande  durch  die  ungünstigen  Zeitverhältnisse 
[injuria  temporum)  zugegangenen  Schaden  zu  tragen®). 

4)  Dasselbe  muss  auch  dann  gelten,  wenn  die  Zwischen- 
herrschaft reines,  nicht  mit  Domäneneigenschaft  behaftetes  Pri- 
vateigenthum  der  vertriebenen  Dynastie  für  Staatszwecke,  oder . 
überhaupt  zum  Fiskus,  eingezogen  und  veräussert  hat^). 

5)  Die  restaurirte  Dynastie  muss  aucH  alle  Anstellungen 
im  Civil  und  Militär,  welche  der  Zwischenherrscher  vor- 
genommen hat,  als  für  die  Dauer  der  Zwischenherrschaft  gOtig 
geschehen,  anerkennen,  und  kann  einem  Unterthan  die  An- 
nahme einer  solchen  Bedienung  und  die  Funktion  in  derselben 


fertigen.  Friedensschlüsse  haben  aber  mitunter  allerdings  diesen  Un- 
terschied gemacht,  z.  B.  der  erste  Pariser  Frieden  v.  30.  Mai  1814,  art.  27. 

^)  Also  auch  £rsatz  der  zur  Verbesserung  der  herauszugebenden  Güter 
gemachten  Verwendungen.  Klub  er,  öffentL  Recht,  §.  254.  -—  Ganz  ab- 
weichende Grundsätze  stellt  hierüber  die  kurhessische  Verordnung,  vom 
18.  Januar  1814  auf  und  die  authentische  Interpretation  dieser  Verordnung 
in  Bezug  auf  die  Staatskapitale  vom  31.  Juli  1818.  —  Vergl.  auch  die 
herzogl.  braunschweig'sche  Erklärung,  die  Domainenkäufer  und  Pächter 
betreffend,  im  Protokoll  der  Bundestags-Versammlung  vom  30.  Juni  1818. 
—  In  jedem  Falle  muss  man  die  Staatskasse  in  soweit  'zur  Entschädigung, 
resp.  Rückgabe  der  empfangenen  Kaufgelder  u.  s.  w.  für  verpflichtet  halten, 
als  diese  ihr  selbst  zugeflossen  sind  und  also  eine  versio  in  rem  stattge- 
funden hat  Kl  über,  öffentl.  Recht,  §.  254.  —  Weiss,  System,  §.  251. 
a.  E.  —  Ausdrücklich  ist  dies  anerkannt  in  dem  grossh.  Hess.  Accessions- 
^ertrag-  zur  grossen  Alliance,  d.  d.  Frankfurt,  23.  Nov.  1813,  art.  3.,  in 
6.  T.  Meyer,  Corp.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Bd.  I,  S.  227. 

^)  Wenn  man  einräumt,  dass  die  römischen  Grundsätze  über  das 
jus  pojttUminü  als  solche  keinen  Anspruch  auf  Giltigkeit  im  heutigen 
Staatsrechte  haben ,  was  heut  zu  Tage  allgemein  anerkannt  wird  (s.  oben 
§•  207,  Note  2),  so  fehlt  es  an  allem  positiv  rechtlichen  Grunde,  den  Mit- 
gliedern der  restaurirteu  Dynastie  ein  grösseres  Recht  einzuräumen,  als 
die  Wiederherstellung  in  ihren  verlorenen  Privatbesitze  auf  dem  Wege 
der  Gesetzgebung,  und  unter  Entschädigung  der  Erwerber  aus  der  Staats- 
kasse zu  beanspruchen. 
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während  dieses  Zeitraumes  nicht  zum  Vorwurfe  machen  od» 
als  strafbare  Handlung  verfolgen,  da  sie  selbst  in  der  Id- 
möglichkeit  war,  zu  regieren;  sie  muss  auch  alle  von  den 
Beamten  wähiTend  der  Zwischenhenschaft  nach  den  damals 
bestehenden  Gesetzen  vorgenommenen  Amtshandlung^,  so  wie 
die  von  den  Gerichten  gesprochenen  Erkenntnisse  in  bürger- 
lichen und  gemeinen  Strafsachen  als  giltig  anerkennen;  wohl 
aber  muss  sie  als  befugt  gelten,  Strafurtheile  in  politischen 
Sachen,  welche  etwa  gegen  die  Anhänger  der  Legitimität 
während  der  Zwischenherrschaft  ergangen  sind,  wieder  aufzu- 
heben, weil  diese  mit  dem  Rechtsgrunde  ihrer  wiederher- 
gestellten Herrschaft  im  Widerspruche  stehen. 

6)' Dagegen  kann  der  restaurirte  Souverain  nicht  ftlr  yer- 
pflichtet  erachtet  werden ,  die  von  dem  Zwischenherrscher  an- 
gestellten Civil-  und  Militärbeamten  in  ihren  Dienststellen  zu 
belasseli,  sondern  er  kann  dieselben  sofort,  ohne  Anerkennung 
von  Pensionsansprüchen,  entlassen,  weil  das  Staatedienstrer- 
hältniss  in  der  Monarchie  nicht  direkt  zwischen  dem  Staats- 
beamten und  der  Staatspersönlichkeit  (dem  Fiskas), 
sondern  nur  durch  Vermittelung  der  Persönlichkeit  des  Fürsten 
besteht  und  durch  den  der  Person  des  Souverains  zn 
leistenden  Diensteid  bedingt  ist,  der  Diensteid  aber,  der  dem 
Zwischenherrscher  geleistet  worden  ist,  in  geradem  Wider- 
spruche mit  dem  Rechtstitel  der  restaurirten  Dynastie  steht  *^'). 

ni.  Auf  welchem  Wege  die  restaurirte  Dynastie  wieder  zu 
ihrem  Kronbesitze  gelangt  ist,  ob  durch  Wiedereroberung  des  Lan- 
des durch  Hilfe  ihrer  Bundesgenossen,  ob  durch  Rückberufung 
durch  das  Volk  nach  gelungener  Gegenrevolution,  oder  durch 
Staatsverträge  mit  einer  dritten  befreundeten  Macht,  welche  selbst 
das  betreffende  Land  durch  Friedensschlüsse  und  dergl.  tou 
dem  Eroberer  oder  Usurpator  erworben  hatte,  ist  in  Bezug  auf 
ihre  rechtliche  Stellung  zu  den  Regierungshandlungen  des 
Zwischenherrschers  ohne  Einfluss^O- 

'<')  In  diesem  Punkte  unterscheidet  sich  wesentlich  der  Wiedereintriu 
einer  legitimen  Dynastie  in  die  Regierung  von  der  eigentlichen  Stastssnf- 
cession  eines  Thronerben,  und  zeigt  sich  deutlidi,  dass  die  allerdings  in  viden 
Beziehungen  begründete  Analogie  zwischen  Beiden  nicht  unbedingt  durchgreift- 

**)  Diese  Unterscheidungen  würden  nur  dann  von  fiinfluss  sein,  wenn 
man  die  römische  Lehre  vom  jus  postUimnü  zu  Grunde  zu  legen  bitte. 
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IV.  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass  ein  Pri- 
vatmann, welcher  die  von  dem  Fiskus  während  einer  Zwi- 
schenherrschaft erkauften  Güter  weiter  an  einen  anderen  Pri-' 
vaten  verkauft  hat,  diesem  wegen  deren  späterer  Entziehung 
durch  eine  Verordnung  des  restaurirten  legitimen  Souverains 
keine  Entschädigung  zu  leisten  hat,  da  eine  solche  Entwäfarung 
in  Bezug  auf  das  Kaufgeschäft  ein  rein  casuelles  und  späteres 
Ereigniss  ist  ^2). 


Zwölfter  Abschnitt. 

Der  Forst  «nd  sein  Havs  oder  das  Fanilien-  «nd  Thrti- 
erbrecht  der  sdaverainen  devtschett  FamilieB. 

§.  211. 
Verhältniss    des   Familien-   und  Erbrechtes   der  deut- 
schen souverainen  Familien   zu  dem  sogenannten 
deutschen   Privatfiirstenrechte^). 

Zur  Zeit  des  deutschen  BeicheB  bezeichnete  man  das  Fa- 
milien- und  Erbrecht  der  landesherrlichen  und  reichsständischen 
Geschlechter,  welches  die  Grundlage  der  legitimen  Er- 


**)  L.  11.  Dig.  de  evictione  (21,  2).  —  Der  VerkÄufer  könnte  daher 
nur  aus  einem  besonderen,  für  einen  solchen  Fall  geleisteten  Cautions- 
Versprechen  ersatzpflichtig  werden. 

*)  Literatur:  H.  de  Coceji,  deductiones  in  causis  iUust.  (T.  I)  Lemgo, 
1725.  —  G.  M.  de  Ludolf,  consultationes,  Tom  I— HI,  1731—39.  —  D. 
B.  G.  Struvii,  jurisprudentia  heroica,  VIT.  Part  Jenae,  1743—53.  — 
J.  F.  W.  de  Neumann,  meditationes  juris  princ.  priv.  Frcf.  a.  M.  T. 
I— EX.  1751—56.  —  J.  J.  Moser,  Familienstaatsrecht  der  deutschen  Reichs- 
stande. U  Bde.  Frankf.  u.  Leipz.  1775.  Dessen:  Persönl.  Staatsr.  d.  deut. 
Reichsstde.  11  Thle.  Frkf.  u.  Leipz.  1775  und  dessen  deutsch.  Staatsrecht, 
Theil  XII  u.  f.  —  J.  St  Pütter,  primae  lineae  juris  privati  principum, 
speciatim  Germaniae.  Götting.  1789.  Dessen  Beiträge  z.  deut  Staats-  u. 
Fürsten-R.  2  Bde.  Götting.  1777—1779.  u.  dessen  Erörterungen  u.  Beispiele 
'L  deut  St-  u.  Fürsten-R.  Gott  1793.  1794.  —  A.  W.  Heffter,  Beiträge 
z.  deut  St-  u.  Fürstenrecht,  Berlin  1829.  —  Vergl.  auch  J.  C.  Kohler, 
Handbuch  des  deutschen  Fürstenrechtes  der  vormals  reichsständischen,  jetzt 
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Werbung  ihrer  Landesregierung  und  Reichsstand- 
schaft bildete,  als  jus  privatum  illustrium,  persönliches. 
Privat-  oder  Familienstaatsrecht  oder  PrivAtfürstenrecht.  Die 
wissenschaftliche  Darstellung  dieses  Rechtes  selbst  pflegte  man 
jurisprudentia  heroica  zu  nennen  2).  Da  nunmehr  eine  grosse 
Anzahl  der  ehemals  landesherrlichen  und  reichsständischeo 
Familien  die  eigentlichen  und  höheren  Regierungsrechte  ver- 
loren hat,  so  kann  nur  noch  das  besondere  Familien-  nod 
Erbrecht  der  übrigen  ehemals  landesherrlichen  und  reichsstän- 
dischen  Familien,  welche  gegenwärtig  zur  Souverainetät 
emporgestiegen  sind,  in  der  Lehre  von  der  Erwerbung  der 
Staatsgewalt  in  Betracht  gezogen  werden^). 

§.  212. 
Stellung  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  deutscheu 
souverainen  Familien  im  Rechtssysteme. 

Das  Familien-  und  Erbrecht  der  gegenwärtig  souveraioen 
deutschen  Häuser  gehört  eben  so,  wie  dies  zur  Zeit  der  Reichs- 
Verbindung  hinsichtlich  des  sogenannten  Privatfürstenrechts 
überhaupt  der  Fall  war,  in  einer  Beziehung  dem  Privatrechte, 
in  anderer  Beziehung  dem  öffentlichen  Rechte  an.  Ersteres 
ist  der  Fall,  insoweit  die  Grundsätze  desselben  aus  dem  ge- 
meinen deutschen  Privatrechte  geschöpft  werden,  uod 
insofern  man  das  Familien-  und  Erbrecht  überhaupt  in  das 
Privatrecht  zu  rechnen  pflegt:  letzteres  findet  dagegen  msofefli 


mittelbaren  Fürsten  und  Grafen.  Sulzbach, •  1832.  —  A.  Bauer,  Beitr.  z. 
deut.  Privatfürstenrechte.  Gott.  1839.  —  Lei  st,  Lehrb.  d.  dent  Staats-R. 
§.  24  u.  f.  —  Gönner,  deut.  Staats-R  §.  233  u.  f.  —  Klüber,  öflientL 
k  §.  11.  238  u.  f.  —  Maurenbrecher,  Grds.  d.  deut  St-R.  §.  227  u.f. 
—  Weiss,  Syst.  d.  deut.  St.-R.  §.  1.  Note  h;  §.6;  Note  b;  §.  252.  Note*. 
§.  238  u.  f.  —  H.  A.  Zachariae,  deut.  Staats.  (2.  Aufl.)  §.  63  u.  f. 

')  Einige  zogen  auch  das  Familien-  und  Erbrecht  der  nicht-reichsstan- 
dischen,  reichsunmittelbaren  adeligen  Familien,  welche  sie  mit  den  reichs- 
ständischen  unter  der  Bezeichnung  illustres  zusammenstellten,  nnter  den 
Begriff  des  Privatfürstenrechts;  so  z.  B.  Pütter,  prim.  lineae,  §.  2. 

^)  Davon ,  in  wiefern  die  BtAndesherrlichen  und  andere  firüher  reichs- 
unmittelbare Familien  noch  an  den  Grundsätzen  des  PrivatfürstenTechts 
Theil  nehmen,  wird  unten  bei  der  Darstellung  der  staatsrechtlichen  Stdloo; 
des  Adels  gehandelt. 
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statt;  als  eines  Theils  die  eigenthUmlichen  Oniiidsätze  des  Fa- 
milien- nnd  Erbrechtes  der  deatsehen  sonverainen  Fanoiilien  in 
Staatsgrandgesetzen  oder  anderen  politischenKechts- 
normen  wurzeln  und  andern  Theils  dieses  Familien-  und 
Erbrecht  eine  unmittelbare  Wirkung  auf  die  politi- 
schen Verhältnisse  selbst  äussert.  Dieser  zweiseitige  Cha- 
rakter des  Priyatftlrstenrechtes  der  souverainen  Familien  ist 
ein  unmittelbarer  Ausfluss  des  Begriffes  der  Erbmonarchie ,  in 
welchem  der  Begriff  der  politischen  Herrschaft  mit  einem  pri- 
vatrechtlichen Begriffe  (der  Erbfolge)  zu  einem  Ganzen  ver- 
bunden ist^). 

§.  213. 

Von  den  Quellen  des  Familien-  und  Erbrechtes  der 
deutschen  souverainen  Familien  überhaupt. 

I.  Neben  einigen  wenigen  reichsgesetzlichen  Bestimmungen 
erschien  zur  Zeit  des  Reichsverbandes  als  die  vorzüglichste 
Quelle  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  reichsständischen 
Geschlechter,  aus  welchen  die  jetzt  regierenden  souverainen  Fa- 
milien hervorgegangen  sind,  die  denselben  zugestandene,  sehr 
ausgedehnte,  jedoch  keineswegs  unbeschränkte  Autonomie^), 
welche  sich  bald  in  der  Form  des  Herkommens,  bald  in  jener 
von  Hausverträgen,  Testamenten,  Statuten,  sog.  Hausgesetzen 
nnd  pragmatischen  Sanktionen  äusseiiie.  So  weit  keine  solche 
besonderen  Quellen  vorlagen,  kam  das  gemeine  deutsche 
Privatrecht  zur  Anwendung.  Subsidiär  galten  dabei 
die  recipirten  Rechte,  als  gemeines  Reichsrecht  ^).  Es  be- 
darf daher  das  fürstliche  Familien-  und  Erbrecht  hier  einer 
besonderen  Darstellung  nur  insoweit,  als  es  auf  Grundsätzen 
beruht,  die  vom  gemeinen  Reichsrechte  abweichen. 

n.  Das  partikuläre  Landesrecht  kam  dabei  un- 
streitig nicht  in  Anwendung,  es  mochte  auf  Herkommen 


0  Siehe  oben  §.  39  a.  E. 

*)  Vergl.  die  im  §.  214,  Note  1.  angeftlhrten  Schriften.  —  Ueber  die 
Beschränkung  der  reichsständischen  Antonomie  in  Familiensachen  vergl. 
§.  214,  in. 

•)  Siehe  oben  §.  73. 
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oder  auf  landesherrlicher  Gesetzgebung  beruhen'), 
indem  dem  jeweiligen  Landesherm  keine  gesetzgebende  und 
richterliche  Gewalt  über  die  Mitglieder  seines  Hauses  zostand, 
sondern  diese  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  Beichsunmittel- 
bare  nur  der  gesetzgebenden  und  richterlichen  Gewalt  des 
Kaisers  unterworfen  waren.  Mitunter  findet  sich  aber,  da^ 
sich  das  Familienherkommen  eines  reichsständischen  Hauses 
in  einzelnen  Beziehungen  an  solche  Grundsätze  des  partiku- 
lären Landesrechtes  anschloss,  welche  im  Landesherkom- 
men  wurzelten ^  oder  dass  landesherrliche  Familien  ausdrück- 
lich das  Landesrecht  als  Rechtsquelle  ihres  Familienredits 
erklärten  *). 

§.  214. 

Von  den  Hausgesetzen  der  souverainen  deutschen 

Familien  insbesondere. 

1)   Nach  reichsrechtlichen  Grundsätzen*). 

I.  Zur  Zeit  des  Reiches  war  unstreitig,  dass  bei  der  Er 
richtung  hausgesetzlicher  Normen  in  den  reichsständischen  Fa- 

3)  G.  M.  de  Ludolf,  de  jure  feminar.  illustr.  (1734).  P.  II.  c.  1. 
§.  XY,  b.  ,,De  privato  jure  provindarum  adhuc  addendum,  illustres  familias 
eo  non  uti,  nisi  libera  receptione,  eaque  ab  assercnte  probata/' 

*)  So  z.  B.  nicht  selten  in  Betreff  der  VoUj&hrigkeit  der  Prinzen.  - 
In  dieser  Weise  betrachteten  bereits  die  Karolinger  ^e  Lex  RipuaHomm 
als  massgebend  für  ihre  Familienrechtsyerhältnisse,  nach  dem  Zeugnisse 
der  Charta  cUvisiorda  Ludovici  Pü,  a.  817.  c.  16,  welche  wohl  als 
das  älteste  fürstliche  Uausgesetz  in  £uropa  zu  betrachten  ist. 
(Vergleiche  meine  deutsche  R-Gesch.  (3.  Aufl.)  Stuttgart  1858,  Tbl  IL 
§.  36,  Note  13.  —  Unbestritten  findet  iu  den  sächsischen  Fürstenhiosern 
das  sächsische  Recht  nach  dem  Naumburger  Vergleich  y.  1554  Anwen- 
dung. Pütter,  prim.  lin.  §.  3.  —  Siehe  besonders  v.  Ludolf,  L  c  P.  IL 
c.  1.  §.  XV,  7. 

*)  Aeltere  Schriften  s.  bei  Pütter,  Literatur  III,  §.  1523.  —  Klüber. 
Lit.  S.  611.  —  Chr.  Majer,  Autonomie  des  Fürsten-  und  übrigen  un- 
mittelbaren Adelsstandes.  Tübingen  1782.  —  Jaup,  de  valore  et  efficaei* 
pactor.  s.  statuto  fam.  illustr.  Giessen  1792.  —  Moser,  Famil.-Staatsr.  IL 
S.  964  u.  f.  —  Klüber,  öffenü.  R  §.  75,  Notea.  —  Kohler,  Handboch, 
S.  535  u.  £  —  H.  A.  Zachariae,  deut.  StaÄtsr.  2.  Auflage.  I,  §.  ^. 
Note  9.  —  J.  D.  Reiche,  chronologisch-systematisches  Verzeichniss  m 
Erläuterung  des  deutschen  Privatfarstenrcchtis  vorzüglich  gehöriger  ürkundöi. 
Bückeburg,  1785.  —  Die  Hausgesetze  der  regierenden  deutschen  Fürstec- 
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milien  die  Landstände  gemeinrechtlich  nicht  befugt  waren, 
eine  Mitwirkung  zu  beanspruchen^  gleichviel  ob  die  Form  eines 
Testamentes  oder  eines  Verti-ages  unter  den  Familiengliedem 
beliebt  worden  war  2). 

ü.  Desgleichen  war  zur  Reichszeit  die  Publikation  der 
hausgßsetzlichen  Normen  keine  Bedingung  ihrer  GUtigkeit  nnd 
Verbindlichkeit  gegenüber  von  dritten  Personen,  wie  Unter 
thanen  und  Gläubiger  3). 

III.  Eine  kaiserliche  Gonfirmation  hausgesetzlicher 
Dispositionen  war  nur  dann  nothwendig^),  wenn  durch  solche 


häuser,  herausgegeben  und  eingeleitet  Von  Dr.  Hermann  Schulze,  Bdi  I. 
Jena  1862.    (Bd.  U  u.  lU  wird  folgen.) 

')  Es  war  dies  eine  nothwendige  Folgerung  aus  dem  Patrimonialprincip, 
auf  welchem  die  Landesherrlichkeit  beruhte.    S.  ohen  §.  39. 

5)  Es  konnten  hieraus  für  Dritte,  namentlich  fiir  Gläubiger,  grosse 
Nachtheile  entstehen,  z.  B.  da,  wo  ein  nicht  bekannt  gemachtes  Hausgesetz 
die  ünYeräusserlichkeit  der  Besitzungen  festsetzte,  oder  dem  jeweiligen 
Landesherm  die  Belastung  derselben  mit  Schulden  untersagte.  Man  be- 
trachtete ab^r  derartige  Beschränkungen  des  regierenden  Herrn  nicht  als 
Ausflüsse  einer  von  ihm  blos  yertragsmässig  übernommenen  persönlichen 
Verbindlichkeit,  sondern  als  Ausflüsse  eines  der  gesammten  Familie  aus 
einer  Fideicommissstiftung ,  Testament  oder  Familienvertrag  zuständigen 
sog.  condomifdum  eventtude,  in  Folge  dessen  der  jeweilige  Landesherr 
selbst  nur  in  dem  Verhältnisse  eines  Usufructuars  zu  den  Besitzungen  zu 
stehen  schien.  ' 

*)  Die  Beichsgesetze  stellen  nirgends  ausdrückliche  Grundsätze 
über  den  üm&ng  der  reichsständischen  Autonomie  in  Familiensachen,  noch 
auch  über  die  Fälle  auf,  wo  eine  kaiserliche  Gonfirmation  nöthig  sei.  Die 
gewöhnlich,  z.  B.  von  Köhler  Privatfürstenrecht  §.  221,  angezogene  Stelle 
der  W.  K.  art  I,  §.  9.  gehört  gar  nicht  hierher;  denn  unter  den  hier 
erwähnten  „den  Eeichsconstitutionen  gemäss  gemachten  Unionen"  sind 
nicht  die  in  den  einzelnen  reichsständischen  Familien  errichteten  Hausgesetze, 
sondern  Verträge  unter  mehreren  solchen  Familien,  wie  ErbV^rbrüderungen, 
zu  verstehen.  —  Die  einzige  Stelle,  die  von  den  pactis  famiUae  handelt, 
(W.-K  art  VI,  §.  2.)  bestimmt  nur,  dass  der  Kaiser  die  Reichsstände  „bei 
Belehnungsemeuerungen  mit  der  Edition  der  alten  pactorum  famiUae 
nicht  beschweren,'  vielweniger  die  Reichsbelehnung  wegen  erstgedachter 
Edition  der  pactorum  famiUae^  sie  seien  neue  oder  alte  .  .  .  aufhalten" 
solle,  und  dabei  wird  nur  beiläufig,  in  einem  Zwischensatze,  gesagt,  dass 
durch  die  Ertheilung  einer  solchen  Belehnung  den  nicht  vorgelegten  pactis 
faiiüUae  (woraus  etwa  ein  anderes  -  als  das  belehnte  Mitglied  der  Familie 
ein  besseres  Recht  auf  die  Belehnung  herleiten  könnte),  nicht  präjudizirt 
werden  („an  ihrer  Verbindlichkeit  nichts  abgehen")  soll  „wenn  sieden 
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autoüomische  Bestimmangen  in  die  reichBlehnreehÜicheD  odc? 
reservatrechtlichen  Befugnisse  des  Kaisers  eiogegriffen,  oder 
Rechte  der  Familienglieder  aufgehoben  oder  beschränkt  weAtä 
sollten,  welche  nach  gemeinem  Reichsrechte  als  unentziehbsr 
durch  einseitige  Verfügungen  der  Familienmitgheder  aner- 
kannt waren  ^).  Dass  die  Hausgesetze  den  Reichsgrundgesetzen 
nicht  zuwider  sein  durften,  versteht  sich  von  selbst^.  AnA 
die  kaiserlichen  Gonfirmationen  wurden  regelmässig  niebt 
allgemein  publicirt.  Der  Orund  hiervon  liegt  darin,  da^s 
man  dieselben  als  kaiserliche  Privilegien  betrachtete^). 

lY.  Im  Uebrigen  wurde  in  den  reichsständischen  Häusern 
die  Rechtsbeständigkeit  der  hausgesetzlichen  Normen  bezüg- 
lich der  Familienglieder  unter  sich  nach  denselba 
Grundsätzen  beurtheilt,  wie  bei  dem  stammgut-  leben-  ond 
fideicommissbesitzenden  deutschen  Adel  überhaupt 


Reichs  grün  dg  es  etzen,  auch  habenden  und^eichfalls  reichscons&tih 
tionsmässigen  kaiserlichen  PriTilegieu*'  gemäss  sind. 

^)  In  neuerer  Zeit  wird  h&a£g  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  v^nic- 
stens  in  der  letzten  Zeit  des  Reiches  die  Hausgesetze  der  Beichsstiok 
keiner  kaiserlichen  Confirmation  bedurft  hätten  (vergl.  z.  B.  Maaren- 
brecher, Priratr.  2.  Aufl.  §.  74;  Mittermaier,  Privatr.  7.  Aufl.  §.  ^ 
u.  A.).  Dies  ist  aber,  fn  solcher  Allgemeinheit  aufgestellt,  nniichtig.  Md^ 
nur  war  die  kaiserliche  Confirmation  unzweifelhaft  ndthig,  wo  es  irege 
der  in  der  kaiserlichen  Gerichtsbarkeit  Uegenden  Curatel  Über  Hinder- 
jährige oder  üngeborne  Cruuciiuri)  einer  causae  cognitio  des  Bfu^ 
hofraths  bedurfte  (vergl.  Pütt  er,  prim.  lin.  jur.  priv.  princ  §.  49;  Kohl«. 
Privatfarstenr.  §.  123);  sondern  auch  da,  wo  durch  ein  Hau^gesetz  dies 
gemefnen  Reichsrechte  begründeten  Pflichttheilsrechte,  nameotlidi 
der  Töchter,  willkührlich  yerletzt,  oder  Ehen  reichsständischer  Heues 
mit  Frauen  von  niederem  Adel  alsMissheirathen  erklärt  weiden  wollten. 
In  diesen  und  ähnlichen  Fällen  wurde  regelmässig  den  Hausgesetzen,  so«k 
auch  den  Ritterstatuten  die  kaiserliche  Confirmation  verweigert,  wie  aas 
vielen  Beispielen  dargethan  werden  kann.  Siehe  meine  Schrift:  üb^ 
Missheirathen,  1853,  S.  77.  81;  vergl.  das  Rescript  K.  Ferdinand's  m. 
vom  25.  Mai  1652  in  Burgmeister,  reichsritterschaftl.  Corp.  Jur.  Uhs. 
1707,  S.  663.  —  Es  ist  sehr  beachtenswerth,  dass  kein  Fall  ans  der  Reklis^ 
zeit  bekannt  ist,  in  welchem  eine  Primogeniturordnung  in  einem  rekh- 
ständischen  Hause  ohne  kaiserliche  Confirmation  eingeftLhrt  worden  wite. 
Vergl.  de  Ludolf,  de  jure  femina.  illustr.  1734.  P.  H,  «4).  1.  §.  XIE 

«)  W.-K.  art  VI.  §.  2  (siehe  oben  Note  4). 

7)  W.-K  art  VI.  §.  2  (siehe  oben  Note  4). 
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§.  215. 
2)  Veränderungen    bezüglich   der  Quellen  des  fürst- 
lichen Familien  -    und   Erbrechts  in   Folge   der   nun- 
mehrigen Souverainetät  der  BundesgKeder^). 

I.  Die  Grundgesetze  des  deutschen  Bundes  sprechen  zwar 
nirgends  ausdrücklich  von  der  den  regierenden  Familien  zu- 
stehenden Autonomie  in  ihren  familienrechtlichen  Verhältnissen: 
es  wurde  jedoch  deren  Zuständigkeit  unstreitig  als  selbstver- 
ständlich vorausgesetzt.  Dies  ergibt  sich  insbesondere  aus  der 
(analogen)  Bestimmung  über  die  Anerkennung  einer  fortbe- 
stehenden Autonomie  der  standesherrlichen  Häuser  in  ihren 
Familien-  und  GUterverhältnissen ,  im  Art.  14  der  deutschen 
Bandesakte.  Die  Grundsätze,  welche  zur  Zeit  des  Reiches 
hinsichtlich  der  Entstehung  und  rechtlichen  Verbindlichkeit  von 
Hausgesetzen  in  den  regierenden  Familien  galten,  gelten 
daher  im  Allgemeinen  noch  jetzt,  jedoch  mit  einigen  in  Folge 


*)  Neuere  Hausgesetze  aus  der  Zeit  des  Bheinbundes:  Preus- 
sen:  Edikt  und  Hausgesetz  über  die  Yeräusserlichkeit  der  k.  Domänen, 
V.  17,  Dec.  1808.  .publ.  6.  Nov.  1809;  Ges.-Sämml.  S.  604;  (bei  G.  von 
Meyer,  Corp.  Const.  Germ.  2.  Lief.  Frkft.  a.  M.  1845,  S.  265).  — 
Bayern:  Familiengesetz  v.  28.  Juli  1808.  (Winkopp,  Rhein.  Bund. 
XVn,  S.  3;  bei  Herrn.  Schulze,  I,  312).  -^  Wtirtemberg:  Hausg^s. 
v.  1.  Jan.  1808.  (Winkopp,  XVm,  S.  1.)  —  Mecklenburg-Schwerin 
und  Strelitz:  vorläufiger  Hausvertrag  v.  5.  Dec.  1808.  (Siehe  Ebendas. 
XVm,  S.  282).  —  A  n  hal t-Köthen:  Haus-  und  Familiengesetz  vom  24.  Juli 
1811,  bei  Herrn.  Schulze,  I,  128.  —  Hausgesetze  seit  der  Stiftung 
des  deutschen  Bundes:  Bayern,  Familiengesetz  vom  18.  Januar  1816 
(Reg.-Bl.  1816.  Nr.  40;  bei  Herm.  Schulze  I,  312.);  flausgrundgesetz, 
als  künftig  allein  giltiges  Hausgesetz  v.  5.  August  1819.  (Reg.-Bl.  1821, 
Kr.  1;  bei  Herm.  Schulze,  I,  337.).  ~  K.  Sachsen:  Hausgesetz  vom 
30.  December  1837.  —  Würtemberg:  Hausgesetz  vom  8.  Juni  1828.  — 
Hannover:  Hausgesetz,  betr.  die  Vermählungen  der  nicht  regierenden 
Mitglieder  des  durchlauchtigsten  Gesammthauses  Brdunschweig- 
Lüneburg,  v.  19.  Oct  1831  (Ges.-Samml.  1833.  Nr.  1;  bei  Herm. 
Schulze  I,  488);  Königliches  Hausgesetz  für  das  K.  Hannover,  vom 
19.  Nov.  1836.  (Ges.-Samml.  1836.  I.  Abthl.  Nr.  37;  bei  Herm.  Schulze 
I,  490).  —  Baden:  Hausgesetz  und  Familien-Statut  v.  4.  Oct.  1817;  (bei 
Herm.  Schulze  I,  202.)  —  Kurhessen,  Haus-  und  Staatsgesetz  vom 
4.  März  1817.  -  S.-Goburg-Gotha,  Hausgesetz  v.  1.  M&rz  1855. 
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der  nunmehrigen  Sonverainetät  der  Bundesglieder  eingetreteiKi 
Veränderungen.  A)  Die  Beschränkungen ,  welchen  die  Auto- 
nomie der  regierenden  Familien  zur  Reichszeit  in  Gemärabäi 
ihrer  Unterordnung  unter  den  Kaiser  unterlag  ^  sind  jetzt  hin- 
weggefallen.  B)  Auch  nach  der  Einführung  landständisch^ 
Verfassungen  steht  den  regierenden  Familien  das  Recht  zu, 
Hausgesetze  ohne  Mitwirkung  der  Landstände  zu  et- 
richten,  so  weit  nicht  darin  zugleich  Bestimmungen  über  Ver- 
hältnisse getrofifen  werden  wollen,  bei  deren  gesetzlicher  Fest- 
stellung die  Landstände  nach  der  Landesverfassung  mitzawirkai 
befugt  sind^).  G)  Sehr  häufig  enthalten  nunmehr  auch  die 
neueren  Verfassungsgesetze  Bestimmungen  über  das  Fa- 
milien- und  Erbrecht  des  regierenden  Hauses.  In  diesem  Falle 
muss  auch  ein  Recht  der  Landstände  zur  Mitwirkung  bei 
der  Errichtung  eines  neuen  Hansgesetzes  in  so  weit  filr  be 
gründet  erachtet  werden,  als  dadurch  rechtsgiltig  besteheude 
Bestimmungen  des  Verfassungsgesetzes  abgeändert  werdes 
sollen.  D)  So  weit  nach  der  bisherigen  Hausverfassong  jvra 
quaesita  der  Agnaten  auf  die  Thronfolge  begründet  sind, 
können  dieselben  auch  durch  kein  von  dem  Souverain  mit  Zu- 
stimmung der  Landstände  neu  errichtetes  Gesetz  ohne  Zus&d- 
mung  der  Betheiligten  mit  rechtlicher  Wirkung  gegen  diese 
aufgehoben  werden,  weil  die  Landstände  nur  berufen  sind,  die 


<)  So  heisst  es  z.  B.  im  Eingange  des  wfirtembergischen  Haus- 
gesetzes:  „unter  Zostünmung  unserer  getreuen  Stände,  so  Tiel  die  zni 
ständischen  Mitwirkung  geeigneten  Punkte  anbetrifft-" - 
Eine  gleiche  verfassungsmässige  Zustimmung  der  Stände  erwähnt  die  Bb- 
leitung  zum  k.  hannoverschen  Hausgesetze  y.  19.  Not.  1836).  —  K. 
sächsische  Verordnung  vom  8.  Febr.  1838,  die  Erlaasung  des  k.  Hus- 
gesetzes  betreffend:  „Wir  .  .  .  haben  über  die  in  unserem  k.  Hause  künftig 
stattfindenden  Familienrechte  und  Bezüge  durch  das  anliegende  k.  Haos- 
gesetz,  soweit  nöthig  unter  Zustimmung  unserer  getreues 
Stände,  Anordnungen  getroffen.*'  —  Die  Zustimmung  des  Landtags  2b 
einzelnen  benannten  Artikeln  erwähnt  das  S.-Coburg-Gotha^scbe 
Hausges.  t.  1.  März  1856  im  Eingang.  —  Bei  den  übrigen  Note  1  aage- 
fahrten  Hausgesetzen  hat  eine  landständische  Mitwirkung  überhaupt  nidit 
stattgefunden.  Ausdrücklich  sagt  die  yerf.-Urk.  v.  HannoTer,  lSk\ 
§.  26:  „Die  Hausgesetze  b  edflrfen  der  Zustinmiung  der  allgemeinen  Stände 
nicht  Durch  dieselben  können  jedoch  die  Vorschriften  der  gegenwiitigea 
Yerf.-Urkunde  nicht  abgeändert  werden."  Uebereinstimmt :  Braunscbweif. 
Neue  Iidschfts.-Ordn.  1832.  §.  23. 
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Rechte  des  Landes  in  seiner  Oesammtheit  zn  vertreten,  nicht 
aber  über  Rechte  zu  verftlgen,  welche  als  jura  singulorufn  be- 
reits sowohl  gegen  den  Soaverain  als  gegen  das  Land  begründet 
sindy  und  weil  die  Zastimmang  der  Landstände  dem  Soaverain 
kein  Recht  beilegen  kann,  welches  der  Sonverain  selbst  als 
absoluter  Monarch  nach  den  Grundsätzen  des  PrivatfOrsten- 
rechtes  nicht  haben  würde  ^).  Es  besteht  auch  gegenwärtig 
keine  allgemeine  Vorschrift,  dass  die  fürstlichen  Hausgesetze, 
um  auch  gegen  Dritte,  wie  Unterthanen  und  Gläubiger,  recht- 
liche Wirkung  zu  haben,  wie  Gesetze,  allgemein  verkündet 
sein  sollen.  Dies  wäre  in  Bezug  auf  die  zahlreichen  oft  sehr 
umfangreichen  älteren  Hausgesetze,  Testamente  und  dergl. 
nicht  nur  vielfach  sehr  schwer  ausftlhrbar,  sondern  könnte  nach 
Umständen  auch  ftir  das  regierende  Haus  und  das  Land  im 
Verhältniss  zu  anderen  Staaten  leicht  grosse  Nachtheile  haben. 


3)  XJebereinstimmen :  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  245,  Nr.  3.  — 
Weiss,  Staatsr.  §.  260.  I,  3.  —  H.  A.  Zachariae,  das  rechtliche  Ver- 
hältniss des  ftlrstl.  Kammerguts,  etc.  Göttingen  1861 ,  S.  38,  39.  41.  — 
Denselben  Grundsatz  stellt  ausdrücklich  auf  das  hannoverische  Haus- 
gesetz V.  19.  Nov.  1836.  Cap.  2.  §.  3.  (siehe  §.  216,  Note  4),  —  Vergl. 
das  Votum  von  Bayern,  in  der  hannoverischen  Yerfassungsangelegenheit, 
Protok.  der  B.-V.  1839,  Sitz.  5.  §.  69.  S.  173.  —  A.  M.  scheint  v.  Mohl, 
Wi\rtemberg.  Staatsr.  I,  S.  43ö  zu  sein.  —  Andere  Grundsätze  gelten  auch 
allerdings  nach  dem  englischen  Staatsrechte.  Nach  Blackstone,  T.  I, 
p.  195,  wird  in  England  dem  Könige  im  Vereine  mit  den  beiden  Häusern 
des  Parlaments  unzweifelhaft  das  Hecht  beigelegt,  die  Erbfolge  in  die  Krone 
zu  vernichten  und  durch  besondere  Statute,  Einrichtungen  und  Vorkeh- 
rungen den  unmittelbaren  Thronerben  auszuschliessen  und  einen  anderen 
zur  Thronfolge  zu  berufen.  Allein  fOr  die  deutschen  Staaten  lässt  sich 
ein  gleiches  Recht  bei  der  wesentlich  verschiedenen  Stellung  der  Landstände 
und  der  ganz  eigenthOmlichen  historischen  Entwickelung  des  deutschen 
Staatsrechts  nicht  behaupten.  Bedauerlicher  Weise  fehlt  es  aber  gegen- 
wärtig in  Deutschland  seit  dem  Untergange  der  höchsten  Reichsgerichte 
an  einer  richterlichen  Instanz,  vor  welcher  die  fürstlichen  Agnaten  ihre 
jura  quaegüa  gegen  Verletzung  durch  die  Landesgesetzgebung  geltend 
machen  könnten.  Dieser  Mangel  einer  geordneten  richterlichen  Listanz 
kann  aber  das  Unrecht  an  sich  nicht  zum  Rechte  machen,  sondern  nur 
für  die  Agnaten  Schwierigkeiten  zur  Folge  haben,  ihre  Rechte  zur  Geltung 
zu  bringen,  da  sie  sonach  zu  deren  Verfolgung  keinen  anderen  Weg  haben, 
alts  den  der  Verhandlung  mit  dem  Souverain  und  beziehungsweise  den 
Landständen,  oder  nach  Lage  des  Falles,  durch  Anrufen  der  Vermittelung 
oder  des  Einschreitens  der  BundeBversammlnng. 
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Mehrere  der  neuen  Hausgesetze  sind  jedoch  öffentlich  nnd 
amtlich  bekannt  gemacht  worden^).  Mitunter  ist  auch  die  Pu- 
blikation von  landesherrlichen  Verordnungen ,  welche  sich  auf 
die  Familienverhältnisse  des  regierenden  Hauses  beziehen,  nach 
Analogie  der  Publikation,  welche  im  Art  14  der  deatschen 
Bundesakte  fQr  die  neuen  Hausgesetze  und  Familienyerträge 
der  standesherrlichen  Familien  vorgeschrieben  ist,  nur  durch 
Mittheilung  an  den  obersten  Landesgerichtshof  zur  Daroach- 
achtung  in  betreffenden. Fällen  geschehen^). 

II.  Obgleich  man  heut  zu  Tage  die  Gesammtheit  dcrMii 
glieder  einer  Regentenfamilie  nach  gemeinem  Sprachgebraache 
als  „souverain^s  oder  regierendes  Haus"  zu  bezeichneD 
pflegt,  so  steht  doch  die  Souverainetät  nur  dem  jeweilig  re- 
gierenden Herrn  allein  zu,  und  sind  die  übrigen  Mitglieder 
des  Hauses  nunmehr  wirkliche  Unterthanen  und  der 
Staatsgewalt  des  regierenden  Herrn  unterworfen. 

in.  Hiemach  kann  der  Zweifel  entstehen,  ob  nicht  gegen- 
wärtig auch  die  partikuläre  Landesgesetzgebung  als  sab- 
sidiäre  Rechtsquelle  für  das  Familien-  und  Erbrecht  des 
regierenden  Hauses  betrachtet  werden  müsse.  Allein  nach 
der  bisherigen  Uebung  ist  in  allen  regierenden  Häusern  das 
gemeine  deutsche  Privatiecht  mit  Einschluss  der  recipirten 
fremden  Rechte,  so  wie  dasselbe  zur  Reichszeit  in  dieser  Be- 
ziehung subsidiär  angewendet  wurde,  fortwährend  als  subsidiäre 
Norm  des  fürstlichen  Familien-  und  Erbrechts,  sowohl  was 
Form  als  Inhalt  der  hier  einschlägigen  Rechtsgeschäfte  anbe- 
langt, anerkannt  worden.  Mitunter  wurden  zur  BeseitigQD^ 
etwaiger  Zweifel  desshalb'  besondere  Declarationen  erlassen*^). 

IV.  Unverkennbar  hat  den  sämmtlichen  neuesten  Haosgt^ 
setzen  der  deutschen  regierenden  Familien  das  k.  bayerisehe 
Hausgesetz  vom  5.  August  1819  zum  Vorbilde  gedient 


*)  So  z.  B.  das  bayerische,  badische,  würtembergische,  hannoverische, 
k.  sächsische  und  S.  coburg-gothaische  Haasgesetz. 

B)  Dies  geschah  z.  B.  mit  der  in  Note  6  angeföhrten  badischei 
Verordnung  v.  13.  August  1823. 

0)  Ausdrücklich  erklärte  dies  in  Baden  eine  Verordnung  des  Gross- 
hcrzogs  Ludwig  v.  13.  August  1823.  —  £ine  Eigenthümlichkeit  inSeivg 
auf  die  Landeskirchenordnungen,  siehe  unten.  §.  219,  B. 
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§.  216. 
F&miliengewalt  der  deutschen  Souveraine*). 

I.  Zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  war  von  keiner  beson- 
deren Familiengewalt  eines  Landesherrn  die  Bede,  und 
konnte  es  nicht  sein,  weil  die  sämmtlichen  Mitglieder  der  re- 
gierenden Familie  als  Reichsmittelbare  nur  der  Hoheit 
und  insbesondere  der  Gerichtsbarkeit  des  Kaisers,  nicht  aber 
des  jeweiligen  Landesherm,  unterworfen  waren.  Man  betrach- 
tete zwar  allgemein  den  regierenden  Herrn  als  das  Haupt  des 
Hauses,  legte  ihm  aber,  so  fem  nicht  ein  Hausgesetz  ihm  be- 
sondere rechtliche  Befugnisse  einräumte,  nur  einen  Ehren- 
vorzug und  moralischen  Einfluss  auf  die  übrigen  Mit- 
glieder des  Hauses  bei  ^).  Es  konnte  demnach  der  Landesherr 
gemeinrechtlich  über  Mitglieder  seines  Hauses  keine  andere 
Gewalt  haben,  als  diejenige,  welche  in  dem  gemeinen  Reichs- 
rechte oder  dem  von  der  fürstlichen  Familie  als  auf  ihre  Fa- 
milienverhältnisse fllr  anwendbar  anerkannten  Landesherkommen 
für  den  Vater  und  Ehemann  über  seine  Kinder  und  Gemahlin 
als  väterliche  oder  ehemännliche  Gewalt  begründet  war. 
Ueber  die  übrigen  Mitglieder  des  landesherrlichen  Hauses  hatte 
der  Landesherr  keine  besondere  Grewalt. 

n.  Die  väterliche  und  ehemännliche  Gewalt  steht 
den  deutschen  Bundesgliedem  unzweifelhaft  auch  noch  heut 
zu  Tage  ganz  nach  gleichen  Grundsätzen  wie  zur  Zeit  des 
Reiches  zu.  Seit  der  Erwerbung  der  Souverainetät  ist  aber 
dem  regierenden  Herrn  durch  Hausgesetze  eine  besondere  so- 
genannte Familien gewalt,  theils  ausdrücklich  beigelegt 
worden,  theils  wird  dieselbe  fUr  die  nunmehrigen  Souveraine 
als  in  der  Natur  der  Sache,  d.  L  in  dem  Wesen  der  Souve- 
rainetät, liegend  und  mit  Hinweisung  auf  das  gleiche  Verhält- 
niss  in  anderen  souverainen  europäischen  Fürstenhäusern  in 
A^nspruch    genommen^;    jedoch    besteht    über    den    Umfang 

*)  Klüber,  öffentl.  R.  §.  280  u.  f.  —  Maurenbrecher,  Staatsr. 
].  245.  —  Weiss,  deut.  Staatsr.  §.  260,  264.  —  H.  A.  Zachariae,  deut 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  94. 

«)  Pütter,  prim.  lin.  §.  73. 

>)  So  z.  B.  spricht  das  k.  hannoTer'sche  Haasgesetz  y.  24.  Oct 
L831  Yon:  „Einführung  einer  Yon  dem  SouYerain  auszuübenden  Auf- 

Zttpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.   I.  38 
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dieser  Familiengewalt  keine  vollBtändige  Gleichförmigkeit 
der  Ansichten. 

ni.  Unter  derPamiliengewalt  des  Sourerains  versteht 
man  den  Inbegriff  der  Rechte,  welche  einem  Sonverain  ab 
dem  Haupte  seines  Hauses  über  sämmtliche  Mitglieder 
desselben  (einschlüssig  deren  Gemahlinnen  und  Wittwen)  in 
Bezug  auf  Familienangelegenheiten  zustehen.  Da  es  an  einer 
gemeingiltigen  positiven  Norm  über  den  Umfang  der  Familien- 
gewalt  der  deutschen  Souveraine  mangelt,  so  kommt  es  zu- 
nächst bezüglich  der  einzelnen  regierenden  Häuser  auf  den 
Inhalt  ihrer  (neuen)  Hausgesetze  an. 

IV.  In  Ermangelung  einer  hausgesetzlichen  oder  verfaß 
sungsmässigen  Bestimmung  kann  aber  aus  der  Natur  der  Sache 
nicht  mehr  abgeleitet  werden,  als  dass  der  Souverain  befngt 
ist,  den  sämmtlichen  Mitgliedern  des  regierenden  Hauses  in 
Bezug  auf  ihre  Stellung  zu  ihm  selbst,  unter  sich  und  zn  an- 
deren Staatsangehörigen  und  in  Bezug  auf  ihr  Verhalten,  ein- 
seitig solche  Vorschriften  zu  geben,  wie  sie  von  ihm  in  Folge 
der  ihm  zustehenden  oberaufsehenden  Gewalt  und  Ge- 
richtsbarkeit überhaupt  ftlr  Unterthanen  im  Wege  der 
Verordnung  gegeben  werden  können.  In  aUen  übrigen  Be- 
ziehungen, in  welchen  ftir  die  Unterthanen  überhaupt  Vor- 
schriften nur  in  der  Form  von  Gesetzen  gegeben  werden 
können,  kann  der  Souverain  auch  nur  im  Wege  der  Gesetx- 
gebung  für  die  Mitglieder  seines  Hauses  Anordnungen  treffen, 
und  zwar  unter  Beachtung  der  bereits  erworbenen  Rechte 
derselben*). 

V.  Dem  hier  aufgestellten  Principe  zu  Folge  ist  daher  der 
Souverain  fUr  befugt  zu  achten,  einseitig  alle  Anordnungen^ 


sieht  über  die  Vermählungen  der  Prinzen  und  Prinzessinnen;  mit  dem 
Beifügen:  „dass  dieses  Aufsichtsrecht  an  sich  schon  wesentlich 
in  der  Souyerainet&t  begründet  ist'* 

«)  Siehe  §.  215,  Note  3.  —  Hannover,  Hansgesetz  y.  19.  Nor.  18%. 
cap.  II.  §.  8:  „Es  darf  aber  keine  der  hausgesetzlichen  BestiiiimangeE. 
welche  das  Recht  und  die  Ordnung  der  Thronfolge  angehen,  eine  Aendeiuog 
erleiden,  es  wftre  denn,  dass  ausser  der  den  Ständen  des  Ednigreicfas. 
laut  cap.  n,  §.  26.  des  Staatsgrundgesetzes  vorbehaltenen  ZustmuDosf 
s&mmtliche  stimm-  und  successionsf&hige  Agnaten,  anter  Yertretoog  da 
noch  unmündigen,  darein  willigen.'' 
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lit  oder  ohne  Bezeicbnnng  als  Hausgesetz  zu  treffen,  welche 
ie  Erhaltung  der  Ehre,  Ordnung,  Rnhe  and  Wohlfahrt  in  der 
amilie  erfordert^),  also  insbesondere  1)  die  Mitglieder 
sines  Hauses  zu  beaufsichtigen,  daher  über  Erziehung, 
usbildung,  Umgebung*),  Aufenthalt,  Reisen  oder  Niederlas- 
mg  im  Auslande ''),  oder  Eintritt  in  fremde  Civil-  oder  Militär- 


«)  Bayern,  Hausgesetz  v.  5-  August  1819.  Tit.  I,  §.  2.  „Alle  Glieder 
»  k.  Hauses  sind  der  Hoheit  und  Gerichtsbarkeit  des  Monarchen  unter- 
iben,  und  er  übt  als  Haupt  des  Hauses  eine  besondere  Aufsicht  mit 
»stimmten  Rechten  über  sie  aus."  —  Ebendas.  Tit  IV.  §.  3.  „üeberhaupt 
eht  es  dem  Monarchen  zu,  aUe  zur  Erhaltung  der  Ruhe,  Ehre,  Ordnung 
Qd  Wohlfahrt  des  k.  Hauses  dienliche  Maassregeln  zu  ergreifen."  — 
ebereinstimmen:  Würtemberg,  Hausgesetz  von  1828,  art  9,  10; 
anno y er,  Hausgesetz  1836,  cap.  H,  §.  1,  2;  K.  Sachsen,  Hausgesetz 
an  1837,  §.  4.  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausgesetz  vom  1.  März  1855, 
82,  83. 

6)  Bayern,  Hausges.  v.  1819.  Tit  IV,  §.  1.  „Dem  König  als  Regenten 
od  Haupt  des  Hauses  kommt  die  Befugniss  zu,  Einsicht  von  der  Erziehung 
Her  Prinzen  und  Prinzessinnen  seines  Hauses  zu  nehmen."  —  Ueber- 
instimmen:  Würtemberg,  Hausges.  y.  1828,  §.  11, 14.  —  Hahnoyer, 
[au8gesetz  v.  1836,  cap.  VI,  §.  1.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  y.  1837,  §.  5. 
-  üeber  die  Genehmigung  des  Hofstaates  der  Mitglieder  des  regieren- 
en  Hauses,  vergl.  Bayern,  Hausgesetz  y.  1819,  Tit  VH,  §,  7;  Wür- 
mberg,  Hausgesetz  von  1828,  §.  21;  Hannover,  Hausges.  v.  1836, 
ip.  Vm,  §.  2;  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.  7;  S.-Coburg-Gotha, 
ausges.  1855,  §.  89. 

7)  Bayern,  Hausges.  v.  1819,  Tit  IV,  §.  2.  „Kein  Prinz  und  keine 
rinzessin  d.  k.  Hauses  darf  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  des  Königs  in 
inen  fremden  Staat  sich  begeben."  —  Uebereinstimmt:  K.  Sachsen, 
Ausges.  1837,  §.  6.  —  Würtemberg,  Hausges.  v.  1836,  art  14.  „Kein 
rinz  und  keine  Prinzessin  darf  ohne  Genehmigung  des  Königs  in  einem 
emden  Staate  den  Aufenthalt  nehmen."  Uebereinstimmt: 
annover,  Hausges.*  v.  1836,  cap.  VHI,  §.  4.  —  S.-Coburg-Gotha, 
ausges.  V.  1855,  §.  90.  „Die  zur  Nachkoq^menschaft  des  Herzogs 
^hörigen  Prinzen  und  Prinzessinnen  dürfen  nur  mit  ausdrücklicher  Er-. 
iubniss  des  Herzogs,  die  übrigen  Mitglieder  des  herzog].  Hauses  nur 
ich  vorgängiger  Anzeige  an  den  Herzog  sich  ausser  dem  Lande  mit 
esentlicher  Wohnung  häuslich  niederlassen,  oder  in  auswärtige 
taats-,  Militär-  oder  Hofdienste  sich  begeben."  —  Den  Aufenthalt 
Q  Auslande  ohne  Genehmigung  des  Souverains  bedrohen  mit  Zu  rück - 
altung  (Suspension)  der  Apanage:  Würtemberg,  Hausgesetz  v.  1828, 
rt  24,  a  linea  3;  Hannover,  Hausges.  v.  1836,  cap.  VHI,  §.  4,  a.  E; 
u  Sachsen,  Hausges.  v.  1837.  —  Das  Würtembergische  Hausgesetz 
rt.  16,  a  linea  2,  fügt  die  Zusicherung  W:  „Wenn  Prinzen  des  k.  Hauses 
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dienste^)  YorBchriften  zu  geben;  2)  die  Gerichtsbarkeit  fiber 
dieselben  anszuüben,  d.  h.  ihren  Gerichtsstand  in  CütU- osd 
Criminalsachen  zu  bestimmen^);  daher  auch  3)  fflr  deren  ge- 
hörige Bevormundung,  so  weit  es  erforderlich  und  nicht 
anderweitig  bereits  in  rechtsgiltiger  Weise  dafür  in  Haus-  oder 
Yerfassungsgesetzen  Vorsorge  getroffen  worden  ist,  die  nötiii- 
gen  Anordnungen  zu  treffen  und  die  von  Mitgliedern  de« 
Hauses  für  ihre  minderjährigen  Kinder  ernannten  Vormllnder 
zu  bestätigend^).  4)  Der  Souverain  ist  befugt,  die  Titel 
und  den  Rang  der  Mitglieder  der  fürstlichen  Familie  zu  be- 
stimmen. Es  hat  übrigens  jedes  Mitglied  des  regierendeo 
Haases  ein  Recht  auf  entsprechenden  Titel  und  Rang,  auf  den 
Familiennanaen  und  das  Familien wappen**).  5)  In  mehreren 
neueren  Haus-  und  Verfassungsgesetzen  wird  ausdrücklich  dem 
Souverain  als  ein  Ausflnss  der  Familiengewalt  auch  das  Recht 
beigelegt,  zu  den  Ehen  der  sämmtlichen  Mitglieder  de^ 
regierenden  Hauses  den  Gonsens  zu  ertheilen  ^^). 


im  Auslande  mit  bedeutenden  Gütern  angesessen  sind,  so  wird  diese  G^ 
nehmigang  ohne  besonders  dringende  Rücksichten  nicht  versagt  werden.' 

*)  Kurhessen,  Hausges.  v.  4  März  1817:  „Eben  so  wenig  darf  eü 
Prinz  des  Hauses  ohne  vorgängige  Genehmigung  des  SouTendns  in  aus- 
wärtige Dienste  treten;  jedoch  ist  solche  ohne  erhebliche  Ursache  nirit 
zu  versagen."  —  Ausdrücklich  erfordert  noch  die  Genehmigung  des  Soih 
verains  zum  Eintritte  eines  Prinzen  in  auswärtige  Dienste:  Hannorer. 
ELausges.  y.  1836.  cap.  Vm,  §.  4;  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  18» 
§.  90  (siehe  Note  7). 

«)  Hiervon  unten  §.  267.  268. 

«)  Siehe  unten  §.  238  u.  f. 

**)  Im  Falle  der  unbegründeten  Verweigerung  des  gebührenden  Ftnrilieii- 
titeis  und  Wappens  durch  den  Landesherm  konnte  zur  Zeit  des  Reiches 
unstreitig  bei  den  Reichsgvichten  mit  einer  Statu^-JÜAge  geklagt  werde^v 
Heut  zu  Tage  muss  bei  dem  Mangel  eines  obersten  Reichsgerichtes,  zner^ 
darauf  Rücksicht  genommen  werden ,  ob  etwa  die  Gerichtaverfassang  d<^ 
Landes  eine  Instanz  für  die  Anbringung  einer  solchen  Klage  enthilt.  oder 
ob  durch  die  Hausverfassung-  eine  solche  Instanz  oder  ein  Famihensustrafr 
angeordnet  ist  Ausserdem  möchte  dem  Mitgliede  einer  regierenden  FazDi> 
in  solchem  Falle  kein  anderer  Weg  offen  stehen,  als  befreundete  Hdfe  ciier 
die  Bundesversammlung  um  ihre  Yermittelung  anzugehen.  Eine  eigentlid'* 
richterliche  Instanz  für  die  Entscheidung  solcher  Fragen  ist  in  d«r 
deutschen  Bundesverfassung  nicht  positiv  eingerichtet 

")  Hiervon  besonders  im  §.  217. 
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§.  217. 

\^on  der  Eigenthti  mli  chkeit   des  Eherechts  der  deut- 
schen souverainen  Familien^). 
I.  Von   dem  Erfordernisse  des  Consenses  des  Souve- 
rains  bei  Eingehung  von  Ehen   der  Mitglieder  des 
regierenden  Hauses. 

L  Es  kann  nnr  als  sehr  zweckmässig  anerkannt  werden^ 
wenn  f^  die  Schliessung  von  Ehen  sämmtlicher  Mitglieder 
des  regierenden  Hauses  die  Einholung  des  Consenses  des 
Souverains  als  des  Familienhauptes  in  Haus-  und  Yerfassungs- 
gesetzen  vorgeschrieben  wird,  und  zwar  mit  der  Rechtswirkung, 
dass  die  aus  Ehen,  welche  ohne  solchen  Consens  geschlossen 
wurden,  erzeugten  Kinder  kein  Successionsrecht  in  die  Krone 
und  in  die  Stamm-  und  Familieniideicommissgüter  und  keinen 
Anspruch  auf  den  Rang,  Titel  und  Wappen  der  Mitglieder  des 
regierenden  Hauses  haben  sollen  ^,  wenn  gleichwohl  im  Uebri- 
gen  die  Ehe  kirchlich  und  bürgerlich  als  zu  Recht  bestehend 
betrachtet  wird,  und  daher  die  daraus  entsprungenen  Kinder 
als  legitime  in  rein  privatrechtlicher  Beziehung  gelten  können. 


0  YergL  überhaupt:  Myler  ab  Ehrenbach,  Gamologia,  s.  de  matri- 
monio  personarum  imp.  illustr.  1666.  —  Dulssecker,  de  matrimoniis 
personar.  illustr.  1716.  —  Schorch,  de  Singular,  jurib.  circa  ineunda  ma- 
trimonia  principum  etc.  1748.  —  Pütt  er,  prim.  lin.  jur.  priv.  princ.  §.  67 
u.  f.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts,  Bd.  II  (1857),  S.  232  flg. 

*)  In  England  wurde  dieser  Grundsatz  durch  eine  Parlamentsakte  von 
1772  (Royal  Marriage  Act)  eingeführt.  —  Ob  dadurch,  dass  eine  Person 
wegen  Nichtbeachtung  dieser  Yorschrift  nicht  als  Mitglied  des  englischen 
Königshauses  gelten  kann,  derselben  desshalb  auch  die  Eigenschaft  eines 
thronfolgefähigen  Mitgliedes  im  Braunschweig-Lüneburgischen  Gesammthanse 
abgesprochen  werden  müsse,  ist  bei  Gelegenheit  der  Ansprüche,  welche  ein 
Nachkomme  des  Herzogs  von  Sussex,  der  Oberst  Sir  Augustus  von  Este 
auf  die  Thronfolge  in  Hannover  erhob,  in  sehr  verschiedenem  Sinne  erörtert 
worden.  Für  die  Ansprüche  des  A,  v.  Este  schrieben:  E.  S.  Zachariae, 
über  die  Ansprüche  etc.  Heidelberg  1834;  Elüber,  in  s.  Abhandl.  Bd.  H. 
Frkf.  1834;  siehe  dagegen:  K.  F.  Eichhorn,  über  die  Ansprüche  etc., 
Berlin  1834;  K.  E.  Schmidt,  über  die  Thronfolgeordnung  in  Grossbri- 
tannien und  Hannover,  Jena  1835;  R.  Mohl,  die  Nichtigkeit  der  An- 
sprüche etc.  1835. 
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n.  Da  es  sich  jedoch  hier  nm  eine  solche  Beschr&nkiuig 
der  persönlichen  Freiheit  der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses 
handelt;  welche  zur  Zeit  des  Reiches  gemeinrechtlich  nicht  be- 
stand^), die  aber  von  wesentlichem  Einflüsse  anf  dieFamilieih 
znstandsrechte  und  das  Thronfolgerecht  der  Descendenten  ist 
so  kann  ein  solcher  Grundsatz  nicht  als  stillschweigend  und 
selbstverständlich  mit  der  Erwerbung  der  Souverainetät  als 
gemeinrechtlich  in's  Leben  getreten  erachtet,  sondern  er 
kaun  nur  ausdrücklich  und  zwar  nur  durch  ein  mit  Ein- 
willigung der  Agnaten  errichtetes  Haus-  oder  YerfassnogS' 
gesetz  eingeführt  werden.  Dies  ist  nun  bereits  in  melirerai 
neueren  Hausgesetzen  und  Verfassungsurkunden  geschehen^). 

HI.  Hiemach  wird  meistens  eine  förmliche,  urkand- 
lieh  ertheilte  Einwilligung  des  Souverains  zu  den  Ehen  der 
Prinzen  und  Prinzessinnen  erfordert^). 


^)  Moser,  Familienstaatsrecht,  Bd.  n,  cap.  14,  §.  6. 

*)  Bayern,  Hausges.  v.  1819,  Tit  11,  §.  1.  „Kein  Prinz  und  kdoe 
Prinzessin  darf  eine  eheliche  Verbindung  eingehen,  ohne  dazn  vorher  dk 
Einwilligung  des  Königs  erhalten  zu  haben."  —  üebereinstimmt: 
Kurhessen,  Hausges.  v.  1817,  §.  6;  Würtemberg,  Haosges.  t.  1^, 
art  18;  Hannover,  Hausges.  y.  1836,  cap.  UI,  §.  3  u.  §.  7;  Haasgesetz 
des  Braunschweig-Lttnebnrg.  Gesammthauses,  y.  1831.  art  1;  E. 
Sachsen,  Hausges.  1837.  §.  8;  S.-Goburg-Gotha,  Hausgesetz  1^ 
§.  93.  —  Einwilligung  des  Souverains  zu  den  Ehen  der  Mitglieder  des 
Hauses  fordern  femer  folgende  Verfassungsurkunden:  Bayern,  V.-U.  Toa 
1818.  Tit.  n,  §.  3.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  8.  —  Grosshen. 
Hessen,  V.-ü.  1820,  art.  5.  —  Sachsen-Altenburg,  Grundgesetz  t. 
1831.  §.  28.  —  Dasselbe  drücken  aus  durch  die  Bezeichnung:  ,,  haus  ge- 
setzliche Ehe:  Hannover,  Landesverf.-Ge8.  1840.  §.  12.  —  Br&ac- 
schweig,  neue  Landschaftsord.  1832.  §.  14. 

8)  Bayern,  Hausges.  von  1819.  Tit.  U,  §.  2.  „Wenn  der  König  dif 
Bewilligung  ertheilt,  so  wird  die  Urkunde  darüber  unter  k.  eigenhandiiri 
Unterschrift  und  k.  Siegel  und  unter  der  Gontrasignatur  des  Staataraiaistm 
des  k.  Hauses,  ausgefertigt'*  —  Üebereinstimmt:  Hannover,  Hausges. 
Y.  1836.  cap. HI,  §.5;  Hausgesetz  des  Braunschweig-Lüneburgisehen 
Gesammt-Hauses  v.  1831,  §.3;  Würtemberg,  Hausges.  1828,  art,  IK 
„vorgängige  ausdrückliche  Einwilligung  des  Königs."  Uebereia- 
stimmt:  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  1855.  §.  93.  Hannover,  Hausg(& 
Y.  1836,  cap.  UI,  §.  3.  „mit  des  Königs  förmlich  ertheilter  Einwilligusc 
geschlossen."  Ebendas.  §.  7 ;  ,.Ohnedies  sind  die  Prinzen  und  Prinzessziuiee 
des  Hauses  verbunden,  zu  den  Ehen,  welche  sie  einzugehen  beabsicb- 
tigen,   die   Einwilligung   des  Königs  nachzusuchen."   —   K  Sachsen. 
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IV.  In  allen  neueren  Hansgesetzen  ist  llbereinstimmend 
als  Bechtsnachtheil  einer  ohne  Einwilligung  des  Sonverains  ge- 
schlossenen Ehe  der  Prinzen  und  Prinzessinnen  ausgesprochen, 
dass  die  hieraus  entsprossene  Descendenz  nicht  thronsucces- 
sionsfähig  ist  und  für  den  angeheiratheten  Gatten  und  die 
Kinder  keine  Ansprüche  auf  Rang,  Titel  und  Wappen  des  re- 
gierenden Hauses  begründet  werden.  Meistens  sind  daran 
noch  andere  Bechtsnachtheile  geknüpft,  doch  besteht  hierin 
keine  yollkommene  Gleichmässigkeit  ^). 


Haiisges.  v.  1837,  §.  9.  „förmliche,  durch  besondere  Urkunde  in 
Gewissheit  zu  setzende  Einwilligung  des  Königs." 

«)  Bayern,  Hausges.  v.  1819.  Tit  ü,  §.  3.  „Unterbleibt  diese  förm- 
liche Einwilligung,  so  hat  die  geschlossene  Ehe  eines  Mitgliedes  des 
königlichen  Hauses  in  Beziehung  auf  den  Stand,  Titel  und  Wappen 
desselben  (?)  keine  rechtliche  Wirkung.  Eben  so  wenig  können 
daraus  auf  Staatserbfolge,  Apanage,  Aussteuer,  Witthum, 
selbst  auf  die  nach  älterem  Herkommen  und  Familienverträgen  zugestandenen 
Yortheile  einer  Ehe  zur  linken  Hand  Anspruch  gemacht  werden.  Die  aus 
solcher  Ehe  erzeugten  Kinder  oder  die  zurückgebliebene  Wittwe  haben 
nur  eine  Alimentation  aus  dem  eigenen  Vermögen  des  Vaters  oder 
Ehegemahls  zu  fordern."  —  Das  würtemberg.  Hausgesetz  y.  1828, 
art  19,  besagt  in  besserer  Bedaktion  des  ersten  Satzes:  ,Jßine  nicht  haus- 
gesetzmässig  von  den  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  k.  Hauses  geschlossene 
Ehe  fiberträgt  in  Beziehung  auf  Stand,  Titel  und  Wappen  keine 
Hechte  auf  den  angeheiratheten  Gatten  und  die  aus  solcher  Ehe 
erzeugten  Kinder.'*  ImUebrigen  stimmt  das  würtembergische  Hausges. 
mit  dem  bayerischen  fast  wörtlich  überein,  nur  dass  es  auch  noch  die 
Nadelgelder  besonders  als  solche  nennt,  worauf  ein  Anspruch  durch 
solche  Ehe  nicht  begründet  wird.  —  Das  Hausgesetz  desbraunschweig- 
lüneburgischen  Gesammthauses  y.  1831  bestimmt  nur,  art  4:  „Eine 
Ehe,  welche  ohne  förmlich  erfolgte  Einwilligung  des  regierenden  Herrn 
eingegangen  worden  ist,  überträgt  auf  die  darin  erzeugten  Kinder  weder 
ein  Successionsrecht  in  den  zum  deutschen  Bunde  gehörigen 
Staaten  des  Gesammthauses  Braunschweig-Lüneburg,  noch  die 
Befugniss,  sich  des  Ranges,  Titels  und  Wappens  des  durchlauchtigsten 
Hauses  zu  bedienen."  —  Gleichlautend  ist  im  Wesentlichen  das  hanno- 
ver'sche  Hausgesetz  v.  1836,  cap.  IH,  §.  6.  —  K.  Sachsen,  Hausges. 
V.  1837,  §.  9:  „Ohne  die  förmliche  .  .  .  Einwilligung  des  Königs  ist  die 
Ehe  eines  Prinzen  Yom  k.  Hause  ungiltig  und  deren  Nachkommen- 
schaft nicht  successionsfähig.  Vermählt  sich  eine  Prinzessin 
des  k.  Hauses  ohne  Einwilligung  des  Königs,  so  ist  die  Ehe  aus  diesem 
Grunde  allein  zwar  nicht  ungiltig,  die  Prinzessin  hat  aber  keinen 
Anspruch  auf  Aussteuer."    Ebendas.  §.  11.    „Die  das  PriYatYermögen 
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y.  In  einigen  der  neuesten  Haasgesetze  sind  aucb  die 
Eheverträge  der  Prinzen  nnd  Prinzessinnen  des  Hanses  fftr  im- 
giltig  erklärt,  wenn  sie  nicht  die  Bestätigung  des  Souverains 
erhalten  haben  ^). 

VI.  In  Bezug  auf  die  beabsichtigte  Eingehung  einer  eben- 
bttrtigen  Ehe  enthalten  einige  Hausgesetze  die  ZusicbeniDg, 
dass  die  Einwilligung  des  Souverains  ohne  besondere  wiehtige 
Gründe  nicht  werde  verweigert  werden®). 

VU.  Uebrigens  wird  daselbst  auch  mitunter  ansdrüekUeli 
erwähnt,  dass  nichts  desto  weniger  die  Beurtheilung  der  Frage, 
ob  Gründe,  die  Einwilligung  zu  versagen,  vorhanden  sind  od^ 
nicht,  dem  regierenden  Herrn  in  jedem  Falle  ausschliessUeh 
zusteht^), 

VIU.  Fehlt  bei  der  Ehe  eines  Prinzen  oder  ein^  Prin- 
zessin des  Hauses  nur  die  väterliche  Einwilligung,  da  wo 
sie   nach  gemeinem  Rechte    erforderlich   wäre,   so  muss  der 


betreffenden  priratrechtlichen  Ansprüche  der  aus  einer  soldien  Elie,  oda* 
aus  der  unebenbürtigen  Ehe  einer  Prinzessin  des  k.  Hauses  enengtet 
Kinder  und  des  überlebenden  Ehegatten  beziehen  sich  auf  das  Yeimageß 
des  Yaters  oder  der  Mutter  und  beziehentlich  Ehegemahls,  auch  aof  das 
etwa  noch  von  Ascendenten  der  solchergestalt  vermählt  gewesenen  Prides 
und  Prinzessinnen  anfallende  Vermögen,  vorausgesetzt,  dass  hinsicfatlkh 
der  Prinzessinnen  die  älterliche  Einwilligung  in  die  Heirath  stattgefunden 
habe."  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  1855.  §.96.  „  .  .  .  keinerlei 
Rechte  in  Bezug  auf  Stand,  Titel  und  Wappen:  begründet  auch  dem  heizogl 
Hause  gegenüber  keinerlei  Verwandt  Schafts-  oder  Erbrecht,  auch 
keinerlei  sonstigen  Vermögensansprnch,  namentlich  auch  keinen  Anspradi 
auf  Apanage/'  u.  s.  w. 

')  Bayern,  Hausges.  v.-  1819:  „Alle  von  den  Prinzen  und  Priin 
zessinnen  des  k.  Hauses  geschlossenen  Eheverträge  sind  nichtig,  wpcn 
sie  die  k.  Bestätigung  nicht  erhalten  haben."  —  üebereinstimmt:  Wnr- 
temberg,  Hausgesetz  v.  1828,  art  20.  ~  K  Sachsen,  Haosgesetz  von 
1837.  §.  12.  schaltet  nach  dem  Worte  „nichtig"  ein:  „so  weit  sie 
nicht  das  Privatvermögen  betreffen."  ~  S.-Coburg-Gotlia. 
Hausges.  1855,  §.  95.  „Eheverträge,  welche  von  Prinzen  und  Prinzesdncea 
des  herzogl.  Hauses  abgeschlossen  werden,  erlangen  erst  durrh  dif 
Zustimmung  des  Herzogs  rechtliche  Giltigkeit." 

«)  Würtemberg,  Hausges.  v.  1828,  §.  18,  a.  E.  —  Hannover. 
Hausges.  v.  1836,  §.  37,  a.  E.  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  1855.  §.93. 

0)  Hausgesetz  des  Brau nschweig-Lü neb urg.  Gesammthauses  t«ii 
1836.  cap.  HI,  §.  4. 
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demnngeachtet  erwirkte  Gonsens  des  regierenden  Henn  als 
obrigkeitliehe  Ergänzung  des  fehlenden  Täterlichen  Gonsenses 
betrachtet  und  daher  dem  Vater  das  Recht  zur  weiteren  An- 
fechtung der  Ehe  abgesprochen  werden. 

IX.  Fehlt  die  väterliche  Einwilligung  in  Fällen,  wo 
sie  gemeinrechtlich  erfordert  wird,  zu  der  Ehe  eines  Prinzen 
oder  einer  Prinzessin  aus  einem  Hause,  in  welchem  keine 
Familiengewalt  des  regierenden  Herrn  in  der  bespro- 
chenen Beziehung  anerkannt  ist,  so  ist  die  Frage,  welche 
Rechtsfolge  hier  der  Mangel  deryäterlichen  Einwilligung 
hat,  rein  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  zu  be- 
urtheilen.  Hier  steht  nun  im  Allgemeinen  fest,  dass  Niemand 
als  der  Vater  selbst  für  berechtigt  gelten  kann,  aus  diesem 
Gnmde  die  Ehe  anzufechten^^),  und  ebenso  gewiss  ist,  dass 
bei  katholischen  Häusern  die  mangelnde  Einwilligung  des 
Vaters  nach  den  bestimmten,  die  strengeren  Grundsätze  des 
römischen  Rechtes  aufhebenden  Vorschriften  des  canonischen 
Bechts,  nur  als  impedimentum  impediens  betrachtet  werden,  also 
kein  Vemichtungsgrund  einer  bereits  geschlossenen  Ehe  mehr 
sein  kann^i).  In  Bezug  auf  die  protestantischen  Häuser  ist 
aber  diese  Frage  streitig,  weil  von  einem  Theile  der  protestan- 
tischen Rechtslehrer  die  Verbindlichkeit  des  canonischen  Rechts 
in  diesem  Punkte  geleugnet  wird  *^). 


«)  Cap.  3  X.  de  divortiis  (4,  19).  —  Vergl.  H.  A.  Zachariae, 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  53,  Note  3. 

")  Cap.  6  X.  de  raptorib.  (5,  17.).  —  Concil.  Trid.  Sess.  24.  de  reform. 
matrim.  c.  1.  —  Ueber  die  ganz  in  diesem  Sinne  gegebene  Erklärang  des 
Kaisers  Ferdinand  I.  in  ürk.  v.  13.  Sept.  1561,  bezüglich  der  Ehe  seines 
Sohnes,  des  Erzherzogs  Ferdinand  von  Oesterreich  mit  der  Phi- 
lippine Welser,  s.  meine  Schrift :. lieber  Missheirathen.  Stuttgart  1853, 
§.31. 

«)  Vergl.  Thibaut,  System  des  Pand.-R.  8.  Aufl.  §.  280,  ~  J.  H.  ^ 
Böhmer,  Jus.  eccl.  protest.  L.  lY.  T.  2.  '§.  22;  T.  3,  §.  51.  —  Erchhorn, 
Kirchenrecht  n,  S.  357  u.  f.  —  Richter,  Kirchenrecht  (4.  Aufl.  1853) 
§.  254.  —  Die  strengere  Ansicht  vertrat  Würtemberg  auf  dem  Reichstage 
bei  Anfechtung  der  Ehe  des  Herzogs  LeopoldEberhard  zu  Würtem- 
berg-Mömpelgard  und  der  nachmaligen  Grafin  v.  Sponek.  —  Moser, 
Familienstaatsrecht  II,  S.  12. 
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§.  218. 

n.   Trauung  durcli  Procuratoren.     Dispensationen. 
Eheverträge. 

Als  Eigenthttmlichkeiten  des  Eherechtes  der  regierenden 
Familien  sind  besonders  aufzuführen: 

I.  Sowohl  bei  den  katholischen,  als  protestan- 
tischen souverainen  Familien  wird  die  Trauung  per  praeura- 
torem  fUr  zulässig  geachtet  und  ist  noch  häufig  im  Gebrauche^). 

U.  Bei  den  protestantischen  regierenden  Häuser  wird 
anerkannt,  dass  der  Souverain  von  den  kirchlichen  uAd  bfir- 
gerlichen  Ehehindemissen,  sowohl  sich  als  die  Mitglieder  seines 
Hauses,  dispensiren  kann^).  Eben  daher  erklärt  sich,  dass 
dabei  die  Aufgebote  wegzufallen  pflegen. 

ni.  Bei  der  Schliessung  von  Ehen  der  Mitglieder  regieren- 
der Häuser  sind  durchaus  schriftliche  Eheberedungen  flblich, 
obgleich  kein  gemeinverbindliches  Gesetz  dergleichen  tqt- 
schreibt  ^). 

§.  219. 

ni.   Gewissensehe  ^). 

I.  Die  kirchlichen  Erfordernisse  einer  giltigen  Ehe  sind 
hinsichtlich  der  Mitglieder  der  deutschen  regierenden  Familien 


4)  de  Ladewig,  de  matrimoniis  principum  per  procoratores.  172i  — 
Richter,  Kirchenrecht  (4.  Aufl.)  §.  265.  IV.  —  In  der  früheren  Zeit 
war  bei  mehreren  grossen  europäischen  Höfen,  z.  B.  in  Frankreich,  &adi 
eine  symbolische  Beschreitung  des  Ehebettes  durch  den  Procurator  üblich, 
sog.  Bettsprung. 

s)  Siehe  §.  219.  Note  13.  —  Yergl.  J.  L.  Müller  vom  Dispensaüoss- 
recht  in  verbotenen  Ehen  der  Fürsten  und  Stände,  1706,  —  J.  H.  Böhmer, 
de  principum  ac  statum  evangelicorum  dispensandi  jure.  BbL  1722. 

')  Es  findet  sich  zwar  im  röm.  Eechte  (Nov.  117.  cap.  4)  Authendca: 
ad  L.  23.  Cod.  de  nuptiis  (5,  4.)  die  Vorschrift:  „Maximis  decorati  ägä- 
tatibus  usque  ad  illustres,  non  nisi  dotalibus  instmmentis  conscnpüs, 
rite  coHtrahunt  nuptias.*'  Dass  diese  Stelle  aber  nicht  auf  Illustres, 
im  Sinne  des  deutschen  Eechtes  zu  beziehen  ist,  leuchtet  von  selbst  eis. 

»)  Klüber,  öffentl.  ß.  §.  245,  Note  e;  §.  261,  Note  c  —  E  A. 
Zachariae,  dent  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  67,B.  —  Weiüänflg  erörtert Oodet 
sich  die  Streitfrage  über  das  Successionsrecht  der  aas  einer  Gewissens- 
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im  ADgemeiDen  dieselben,  wie  bei  allen  übrigen  Mitgliedern 
einer  der  christlichen  Gonfessionen. 

n.  In  den  katholischen  sonverainen  Fürstenhänsem  kom- 
men daher  die  Vorschriften  des  Concilium  Tridentinum  znr 
Anwendung,  wonach  znr  giltigen  Schliessung  der  Ehe  die  Er- 
klärung ihrer  Einwilligung  vor  dem  competenten  Pfarrer  und 
zwei  Zeugen  erfordert  wird*). 

ni.  Da  die  Protestanten  die  Beschlüsse  des  Concilium  Tri- 
dentinum  nicht  für  sich  verbindlich  anerkennen  und  eine  posi- 
tive gemeinverbindliche  Vorschrift  fttr  die  gesammte  pro- 
testantische Kirche  in  Deutschland,  wodurch  eine  bestimmte 
Form  der  Eingehung  der  Ehe  als  wesentlich  vorgeschrieben 
worden  wäre,  nicht  vorhanden  ist,  so  muss  angenommen  wer- 
den, dass  es  hinsichtlich  der  Protestanten  überhaupt  bei  dem 
Grundsätze  des  römischen  Rechtes^),  welcher  auch  im  canoni- 
schen Hechte  bis  zum  Concilium  Tridentinum  uneingeschränkt 
anerkannt  war^),   verblieben  ist,  und  dieser  als  juristisch 


ehe  erzeugten  Kinder  in  den  Schriften  über  den  gräfl.  Bentinck 'sehen 
Snccessionsstreit.  Yergl.  insbesondere  (dafür):  (Elüber)  BechÜiche 
Ausführung  der  Ebenbürtigkeit  und  Successionsfähigkeit  der  Söhne  des  H. 
Keichsgrafen  W.  G.  F.  Bentinck,  Varel  1830.  —  C.  T.  Dieck,  die  Gewis- 
sensehe, Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  und  Missheirath.  Halle  1838. 

—  Urtheil  der  Juristenfakultät  zu  Jena,  betreffend  den  reichsgräflich 
Bentinck'schen  Snccessionsstreit,  (herausgeg.  v.  Dieck)  Leipzig  1843, 
S.  290  u.  f.  —  Michaelis,  Votum  über  den  reichsgräfl.  Bentinck 'sehen 
Erbfolgerechtsstreit.  Heft  1.  (Tübingen,  1841)  S.  14  u.  f.  —  Heft  2  (1841) 
S.  13  u.  f.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts,  Bd.  H,  (1857)  S.  228  flg. 

—  (Dagegen):  Heffter,  die  Erbfolge  der  Mantelkinder,  Bänder  aus 
Gewissensehen,  aus  putativen  Ehen  und  der  Brautkinder  bei  Lehen  und 
Familienfldeicommissen,  Berlin  1835.  —  Wilda,  in  d.  Zeitschr.  f.  deut. 
R.  1841.  Bd.  VI.  8.  148  u.  f. 

^)  CondL  Trident  Sess.  24.  de  reform.  matrim.  c  1. 

')  L.  30.  Dig.  de  Regul.  jur.  (Ulpianus)  „Nuptias  non  concubitus, 
sed  consensus  facit" 

*)  Cap.  1.  X.  de  sponsal.  (4,  1.)  —  Vergl.  meine  deutsche  R-Gesch. 
3.  Aufl.,  Tbl.  n.  (Stuttgart,  1858)  §.  81.  —  lieber  die  Gewissensehe  des 
Grafen  Anton  von  Isenburg- Büdingen  zu  Eelserbach  (geb.  1501, 
gest.  1563)  mit  der  Tochter  eines  Schäfers,  Catharina  Gumpel,  und 
deren  Beurtheilung  durch  das  erzbischöfliche  Gericht  zu  Mainz,  ganz 
nach  den  Grundsätzen  des  älteren  canonischen  Rechts,  vergl.  meine 
Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  Stuttgart  1853,  S.  89  u.  f.; 
100  u.  f. 
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gemeines  Hecht  ^)  fOr  die  Protestanten  fortwährend  gilt^  wo 
er  nicht  durch  eine  partikuläre  Landeskirchenordnung  aufge- 
hoben ist. 

IV.  Durch  die  protestantischen  Landeskirehenordnungen 
ist  nun  aber  wohl  allgemein  die  Trauung  durch  den  compe- 
tenten  Pfarrer  als  wesentliche  Form  vorgeschrieben  worden, 
und  kann  daher  dieses  Erforderniss  nunmehr  als  ein  histo- 
risch gemeines  Recht ^)  der  protestantischen  Landeskirchen 
in  Deutschland  angenommen  werden,  wonach  flir  die  Anwen- 
dung des  obigen  juristisch  gemeinen  Rechtsgrundsatzes  im 
Allgemeinen  kein  Raum  mehr  übrig  geblieben  ist 

y.  Es  kann  daher  sowohl  bei  Katholiken  als  Protestanten 
nur  noch  davon  die  Rede  sein,  ob  ausnahmsweise  bei 
Mitgliedern  regierender  Familien  einer  sog.  Gewissensehe 
(matrimonium  clandestinvm),  d.  h,  einer  ohne  kirchliche  Förm- 
lichkeit, wenn  auch  nicht  im  eigentlichen  Sinne  heimlich') 
eingegangenen  Ehe,  in  gewissen  Fällen  die  volle  Rechtawirknng 
einer  mit  gehöriger  Förmlichkeit  eingegangenen  Ehe  beigelegt 
werden  kann,  so  dass,  worauf  es  hier  hauptsächlich  ankommt, 
die  aus  derselben  entsprossene  Descendenz  thronsuccessions- 
fähig  ist. 

VI.  Es  ist  hier  vor  allem  einleuchtend,  dass  in  jenen  sou- 
verainen  deutschen  Regentenhäusem,  in  welchen  durch  neuere 
Haus-  oder  Verfassungsgesetze  die  Einwilligung  des  Souverains 
zur  Schliessung  der  Ehe  als  Bedingung  der  Successionsfähig- 
keit  der  Descendenz  vorgeschrieben  worden  ist  (§.  217),  der 
Fall  einer  Gewissensehe,  d.  h.  dass  sodann  die  Ehe  ohne  die 
gehörige  kirchliche  Form  eingegangen  werde,  gar  nicht  als 
jemals  eintretend  zu  erwarten  ist. 

Vn.  Im  Uebrigen  sind  folgende  Unterscheidungen  zu 
machen : 


5)  Siehe  über  diesen  Begriff,  oben  §.  70.  I.  —  Luther,  in  da 
Vorrede  zu  seinem  Traubüchlein,  fesste  ganz  entschieden  die  Ehe  blos  als 
ein  weltliches  Geschäft  auf;  erst  in  den  Eirchenordnungen  der  Reformirten 
wurde  die  -Trauung  zur  Vorschrift  gemacht 

6)  Siehe  qben  §.  70.  II. 

')  Eigentliche  Heimlichkeit  oder  Verheimlichung  gehört  eben  so  wenig 
zum  Wesen  der  Gewissensehe,  als  dieselbe  nothwendig  eine  unstande 
Ehe  ist. 


§.  219.  Gewissensehe.  605 

A)  Da  die  katholische  Kirche  kein  anderes  ßecht  für 
die  Mitglieder  eines  regierenden  katholischen  Hauses  hat,  als 
ftir  alle  übrigen  Mitglieder  der  Kirehengesellschaft,  und  da  der 
katholische  Souverain  auch  nicht  Inhaber  der  katholischen 
Kirchengewalt  ist,  also  in  dieser  Hinsicht  kein  Dispensations- 
recht  hat,  so  kann  eine  formlos  eingegangene  Ehe,  sowohl 
eines  katholischen  Souverains,  als  eines  katholischen  Mitgliedes 
seines  Hauses  unter  keinen  anderen  Voraussetzungen  die 
Rechtswirkung  einer  mit  kirchlicher  Förmlichkeit  eingegange- 
nen Ehe  haben,  als  wenn  jene  (wohl  äusserst  seltenen)  Fälle 
eintreten  sollten,  in  welchen  nach  katholischem  Kirchenrechte 
auch  heut  zu  Tage  noch  ausnahmsweise  jedem  Katho- 
liken die  Schliessung  der  Ehe  ohne  kirchliche  Form  rechtlich 
gestattet  ist:  nämlich  1)  wenn  die  Ehe  an  einem  Orte  ge- 
schlossen worden  ist,  an  welchem  die  Beschlösse  des  Condlium 
Tridentinum  nicht  publicirt  worden  sind^),  oder  2)  wenn  die 
Ehe  an  einem  Orte  geschlossen  wird,  wo  es  unmöglich  ist, 
einen  Pfarrer  zuzuziehen,  weil  ein  solcher  nicht  vorhanden  ist  ^). 

B)  Hinsichtlich  der  protestantischen  Fürstenhäuser 
war  es  zur  Zeit  des  Reiches  die  gemeine  aber  keineswegs  un- 
bestrittene Rechtslehre,  dass  alle  Personae  illustres  befugt 
wären,  Gewissensehen  mit  voller  Rechtswirkung  einer  mit 
kirchlicher  Form  eingegangenen  Ehe  einzugehend^),  weil  man 


»)  Concil.  Trid.  Sess.  24.  de  reform.  matr.  c  1.  in  fin.  —  Walter, 
Kirchenrecht,  (11.  Aufl.  1854.  §.  300.  Note  3.)  —  Vorausgesetzt  wird  dabei, 
dass  sich  die  Contrahenten  nicht  in  fraudem  legis  an  einen  Ort  begeben, 
wo  das  ConctUum  Tridentinum  nicht  publicirt  ist  Schenkel,  instit.  jur. 
eccl.  n,  §.  638,  Note  ••♦). 

»)  Vergl.  Verordnung  Benedict.  XTV.,  v.  4.  Nov.  1741;  und  Declarat 
Congreg.  concil.  vom  16.  Februar  1595.  —  Glück,  Comment.  Bd.  XXIV. 
S.  355  u.  f.  —  Walter,  Kirchenrecht,  §.  300,  Note  4, 

*o)  J.  G.  Schloer,  vindic.  legitimor.  natal.  liberor.  e  matrimon.  8.  R.  J. 
principum  comitumve  A.  C.  addictor.  solo  mutuo  consensu  matrim.  neglecta 
omni  solenn,  eccl.  contractis,  natorum,  Mogunt.  1782.  —  Thibaut,  System 
des  Pand.-R.  §.  300.  —  Dagegen:  C.  H.  S.  de  Gazert,  de  liberis  ex 
matrim.  consc.  illegitimis.  Giessen,  1773.  —  Ebenso  Moser,  in  s.  deut. 
Staatsr.  XVm,  S.  494  u.  XIX,. S.  497.  (1745);  Famüienstaatsr.  Thl.  U, 
S.  206.  (1775);  später  sprach  er  sich  für  die  Successionsfähigkeit  der 
Kinder  aus  solchen  Ehen  aus.  (Abhandl.  verschiedener  Rechtsmaterien, 
1777,  Stück  XVn,  S.  53  u.  f.)  —  Gewöhnlich  wird  der  im  J.  1771  bei  dem 
Reichshofrath  anhängig  gemachte  Rechtsstreit  des  Grafen  JohannLudwig 
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die  protestantischen  Landeskirchenordnnngen,  welche  die  kirch- 
liche Trauang  yorsehrieben,  nur  als  Ausfluss  der  landesherr- 
lichen Gewalt  betrachtete,  welche  somit  nnr  die  Untertha- 
nen  yerpflichten  könne,  zn  welchen  aber  die  Mitglieder  der 
landesherrlichen  Familie  nicht  gezählt  wurden^*).  Da  nun 
aber  heat  zu  Tage  die  Mitglieder  eines  sonverainen  Hauses 
mit  alleiniger  Ausnahme  des  regierenden  Herrn  allerdings  ak 
Unterthanen  zu  betrachten  sind,  so  pflegt  man  dieselben  nun- 
mehr, auch  als  durch  die  Landeskirchenordnung  gebunden  zu 
betrachten  ^^).  Dagegen  k^nn  das  Recht  eines  protestantischen 
Landesherrn  oder  Souverains,  eine  Gewissensehe  mit 
voller  Rechtswirkung  einer  mit  kirchlicher  Form  geschlossenen 
Ehe  einzugehen,  beziehungsweise  sich  .selbst  Ton  der  kirch- 
lichen Form  als  Inhaber  der  Kirchengewalt  zu  dispensiren,  so 
wie  ihm  in  dieser  Eigenschaft  auch  das  Recht  zu  gleicher 
Dispensation  der  protestantischen  Mitglieder  seines  Hauses  and 
alier  seiner  protestantischen  Unterthanen  zusteht,  mit  Grund 
nicht  bezweifelt  werden,  da  die  kirchliche  Form  der  Ehe- 
schliessung nach  protestantischen  Lehrbegriffen  kein  Dogma, 
sondern  nur  eine  disciplinäre  Anordnung  ist^^). 


zu  Leiningen-Gantersblum  als  Beispiel  dafür  angeführt,  dass  auch 
der  Reichshofrath  die  Successionsfähigkeit  der  Kinder  aus  der  GewisseDsebe 
eines  Reichsstandes  anerkannt  habe.  Nach  dem  Wenigen  aber,  was  aber 
diesen  Rechtsfall  aus  Gerstlacher,  Handbuch,  Theil  X  p.  183B  bekaiut 
geworden  Ist,  muss  zweifelhaft  bleiben,  ob  hier  Oberhaupt  eine  Gewissens- 
ehe in  Frage  stand,  und  ob  nicht  vielmehr  es  sich  nur  um  die  davon  ganz 
verschiedene  Frage  handelte,  ob  Braut-Kindern  die  jura  legühnonm 
urtheilsmässig  beizulegen  seien,  wenn  der  Bräutigam  nach  förmlicher 
Verlobung  die  Trauung  ohne  Rechtsgrund  verweigert,  und  sich  böslich 
entfernt?  Vergl.  Glück,  Comment.  Bd.  XXIV.  p.  364  u.  f.  —  Richtig  ist 
jedoch,  dass  nach  dem  älteren  canonischen  Rechte,  welchem  in  mandiea 
Ländern  die  protestantische  Praxis  sich  anschloss,  auch  in  einem  solchen 
Falle  allerdings  das  Verlöbniss  als  in  eine  wahre  Ehe  umgewandelt  betrachtet 
wird.    Walter,  Kirchenrecht,  11.  Aufl.  §.  303. 

")  Siehe  oben  §.  213.  216. 

4^)  Es  ist  dies  jedoch  nach  dem,  was  oben  §.  215,  I,  in  Bezug  auf  die 
im  üebrigen  allgemein  anerkannte  Fortdauer  der  Giltigkeit  der  nr 
Reichszeit  geltenden  Grundsätze  des  Familienrechts  der  sonverainen  Hänser 
gesagt  wurde,  nichts  weniger  als  consequent. 

43)  Uebereinstimmt:  H.  A.  Zachariae,  a.  a.  0.  §.  67.  B.  —  Siehe  be- 
sonders G.  G.Bretschneider,  theolog.  Gutachten  über  die  Frage,  ob  die 
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Vni.  Es  versteht  sich  aber  von  selbst,  dass  die  Absicht, 
eine  Ehe  einzugehen,  fest  stehen  muss,  wenn  von  einer  Ge- 
wissensehe überhaupt  (im  Gegensatze  vom  Concubinate)  die 
Rede  sein  soll**). 

IX.  Die  neueren  Hausgesetze  erwähnen  die  Gewissensehe 
gar  nicht. 

§.  220. 

IV.    MissheirathL^). 

1)   Einleitung. 

I.  Es  ist  eine  alte,  noch  fortwährend  yiel  behandelte 
Streitfrage,    ob  die  Eigenschaft  als  vollberechtigtes  Mitglied 


mit  UnterlasBUdg  der  kirchlichen  Trauung  von  einem  evangelischen,  mit 
fder  höchsten  Episkopalgewalt  bekleideten  Landesherm  geschlossene  Ehe, 
and  namentlich  eine  Gewissensehe  desselben  nach  den  Grundsätzen  des 
erangelischen  Ghristenthnms  für  eine  wahre  Ehe  angesehen  werden  könne. 
Leipz.  1844.  —  Walter,  Kirchenrecht,  (11.  Aufl.)  1854,  §.  300,  n.  14.  — 
Richter,  Kirchenrecht,  (4.  Aufl.)  1853,  §.  265,  Note  iQ. 

^)  Die  Entscheidung  kann  hier,  wo  es  hauptsächlich  auf  den  Sinn  der 
Ton  den  Partheien  gebrauchten  Worte  ankommt,  sehr  schwierig  sein. 
Vergl.  Beispiele  bei  Leyser,  Medit  ad.  Fand.  spec.  298  u.  585;  Moser, 
Staatsr.  XIX,  S.  307.  (Fall  des  Grafen  Philipp  von  Falckenstein  a.  1552.) 
—  Auch  in  dem  Bentinck'schen  Prozess  wurden  in  dieser  Hinsicht  sehr 
verschiedene  Ansichten  geltend  zu  machen  gesucht,  namentlich  über  das 
Zutreffen  der  Bezeichnung  in  L.  114.  Dig.  de  Verb.  sig.  „amica,  quae 
uxoris  loco  sine  nuptiis  in  domo  est**  auf  die  im  concreten  Falle  abge- 
gebenen Erklärungen.  Yergl.  Jenaer  Urtheil,  S.  344;  dagegen  meine 
Schrift:  über  hohen  Adel  (1853)  S.  12.  Note  ••). 

*)  Moser,  Familienstaatsr.  11.  p.  23  u.  f.  •—  Pütter,  über  Miss- 
heirathen  deutscher  Fürsten  und  Grafen;  Göttingen,  1796.  —  Dagegen 
meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen  in  den  deutschen  regierenden  Fürsten- 
häusern überhaupt  und  in  dem  oldenburgischen  Gesammthause  insbesondere. 
Stuttgart  1863.  —  Yergl.  auch  Heffter,  Beitr.  z.  deutschen  Staats-  und 
Fürstenrecht,  Berlin  1829,  Abhdl.  I;  u.  derselbe,  in  derZeitschr.  f.  deut. 
Recht,  Bd.  n.  Heft  2.  —  Chr.  G.  Göhrum,  GeschichtL  Darstellung  der 
Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit  nach  gem.  deut  Rechte,  n  Bde.,  Tübingen, 
1846.  —  Vergl.  Gönner,  Staatsr.  §.  74.  —  Leist,  Staatsr.  §.  32.  - 
Klüber,  öffentl.  R  §.  245.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  233.  — 
Weiss,  Staatsr.  §..240.  -—  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  68.  n. 
—  J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts ,  Bd.  H,  S.  234  flg.  —  Ueber  die 
Zwedn^ässigkeit  haus-  und  verfassungsmässiger  Bestimmungen  über 
Missheirathen,  siehe  R.  v.  Mohl,  Politik,  Bd.  I  (1862)  S.  130  flg. 
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einer  regierenden  (früher  reichsständischen)  Familie  gemein- 
rechtlich  auch  durch  Abstammung  aas  einer  8  tan  des- 
gleichen Ehe  bedingt  sei^. 

IL  Dass  eine  gemeinverbindliche  positiv  gcsetz- 


*)  Diese  Frage  wurde  sehr  vielseitig  in  neuerer  Zeit  erörtet:  I)  in 
Bezug  auf  die  Ansprüche  des  Obersten  August  von  Este,  auf  die  Thron- 
folge in  Hannover.  (Siehe  die  vorzüglichsten  hierher  gehörigen  Schrift^ 
oben  §.  217.  Note  2.)  —  II)  In  Betreff  der  Ansprüche  der  Krone  BaTein 
an  Landestheile  des  Grossherzogthums  Baden  (sog.  sponheimer  Sac- 
cessionsstreit).  Die  bedeutendsten  Schriften  hierüber  (für  Baden] 
sind:  Ueber  die  Ansprüche  der  Krone  Bayern  an  Landestheile  des  Grossh. 
Baden.  Mannheim  1827.  —  K.  S.  Zachariae,  Ueber  die  Ansprüche  etc 
Heidelberg  1828.  (Auch  in  den  Heidelb.  Jahrb.)  —  (Klub er)  Der  spon- 
heimische  Surrogat-  und  Successionsstreit.  Giessen  1828.  —  Für  den  Si^ 
der  histor.  und  rechtl.  Wahrheit  etc.  Giessen.  —  Ueberblick  der  CJontroverv 
und  Wechselschriften  u.  s.  w.  2  Hefte."  Giessen  1828.  1829.  (In  deai 
zweiten  Hefte,  S.  7  u.  f.  sind  die  von  bayerischer  Seite  dagegea 
erschienenen  Schriften  angeführt)  —  IE)  In  Betreff  der  Ansprüche  des 
fürstl.  Löwen  st  ein*  sehen  Hauses  auf  Successionsrecht  in  Bayern 
(Constantin,  Erbprinz  von  Löwenstein-Rosenberg)  Widerlegung  einiger 
falschen  Nachrichten  in  Bezug  a^f  den  Ursprung  des  hochfilrsü.  HaQse> 
L.-W.  etc.  Werthheim  1831.  —  Klub  er,  die  eheliche  Abstammung  d«t 
Hauses  L.-W.  etc.  Frkf.  a.  M.  1837.  —  K  S.  Zachariae,  Ueber  dts 
Becht  des  f.  Hauses  L.-W.  etc.  Heidelberg  1838.  (Auch  in  d.  Heideib. 
Jahrb.)  —  (Heffter),  Votum  eines  norddeutschen  Publicisten  etc  Halle. 
1838.  -—Meine  Schrift:  Kritische  Bemerkungen  zu  den  Schriften  Kl  übers 
und  eines  norddeutschen  Publicisten.  Heidelberg  1838.  —  Vollgraff,  des 
fürstl.  Hauses  L.-W.  ehel.  Abstammung.  Halle  1838.  —  IV)  In  Bezug  act 
den  gräflich  bentinck'schen  Successionsstreit:  Ausser  den  obea 
§.  219  Note  1)  angeführten  Schriften  von  Klüber,  Dieck  und  Michae- 
lis gehören  hieher  die  sämmtlichon  in  Druck  erschienenen  beiderseitig«:! 
Prozessschriften:  Jenaer  ürtheil  (herausg.  v.  Dieck,  1843,  S.  273 u.  1) 
(Es  gebührt  diesem  Fakultätsurtheile  eine  um  so  grössere  Beachtong.  als 
dessen  Ausarbeitung  von  einem  der  letzten,  noch  in  der  Reichsseit  seib^: 
theoretisch  und  praktisch  gebildeten  und  als  ausgezeichnet  tüchtig  aner- 
kannten Publicisten,  dem  verst.  Geh.-Rathe  Schmid  herrührt)  —  K.  S. 
Zachariae,  in  d.  Heidelb.  Jahrb.  1840.  S.  27  u.  f.  —  Michaelis  in 
Bichter's  Jahrb.  1840.  S.  260  u.  f .  —  Deutsche  Vierteyahrsschiift  184i 
Januar-März,  S.  117  u.  f.  —  Reichard,  in  der  Zeitschr.  f.  ges.  Staats^. 
1844,  Hft.  m,  S.  540.  —  (Heffter),  die  gegenwärtige  Lage  des  reichsgnd. 
bentinck*schen  Rechtsstreites,  Berlin  1840,  S.  136  u.  f.^—  Welcker,  der 
reichsgräfl.  bentinck*sche  £rbfolgestreit,  Heidelberg,  1847.  S.  38  xlL  - 
Meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit  Stuttgart  lS5a 
S.  139  u.  f. 
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liehe  Nonn,  welche  ein  solches  Erforderniss  aufgestellt  hätte, 
vor  der  Abfassung  der  Wahlkapitulation  K.  KarTs  Vn.  (1742) 
Dicht  vorhanden  war,  und  dass  die  in  die  Wahlkapitulation 
E.  Karl's  YIL  art.  XXn.  §.  4  aufgenommene  und  in  den 
nachfolgenden  Wahlkapitulationen  beibehaltene  Bestimmung  die 
Sache  nicht  erschöpft,  darf  als  unstreitig  und  allgemein  aner- 
kannt betrachtet  werden. 

III.  Dagegen  fand  die  Ansicht  yielfache  Vertreter,  dass 
dnrch  ein  uraltes  gemeines  deutsches  Herkommen,  welches 
nnr  durch  die  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert  Torwie- 
gende  romanisirende  Sichtung  in  seiner  doktrinellen  Anerken- 
nung einigermassen  erschüttert  worden,  die  Geburt  aus  stan- 
desgleicher Ehe  als  ein  wesentliches  gemeinrechtliches 
Erforderniss  für  die  Zuständigkeit  der  vollen  Familien-  und 
namentlich  Successionsrechte  als  Mitglied  eines  reichsständischen 
oder  überhaupt  landesherrlichen  Hauses  eingeftlhrt  worden  sei^). 
Es  entbehrt  jedoch  diese  Ansicht  allen  geschichtlichen  Grundes 
nnd  ist  daher  auch  jederzeit  auf  das  Lebhafteste  und  mit  vol- 
lem Rechte  bestritten  worden^). 

§.  221. 
2)  Begriff  von  Missheirath  und  unstandesmässiger  Ehe. 

I.  Unstandesmässig  ist  eine  jede  Ehe,  bei  welcher  die 
Ehegatten  nicht  von  gleichem  Geburtsstande  sind. 

n.  Unter  Missheirath  {dUparagium)  versteht  man  ins- 
besondere eine  unstandesmässig e.  Ehe,  welche  wegen 
Standesnngleichheit  der  Ehegatten  von  Rechtswegen  (sei  es 
zufolge  eines  Staats-  oder  Hausgesetzes,  allgemeinen  oder  Fa- 
milienherkommens) keine  volle  Rechtswirkung  ftir  den 
standesniederen  Ehegatten  und  die  aus  solcher  Ehe  er- 
zeugten Kinder  haben  kann  ^),  und  insbesondere  den  Nach- 
theil mit  sich  bringt,  dass  der  standesniedere  Ehegatte  und 


3)  Dies  ist  die  Grundidee  der  oben  Note  0  angeitlhrten  Pütter'schen 
Schrift  Ober  die  Missheirathen. 

*)  Die  nähere  AusfClhrung  und  Begründung  dieser  Ansicht  hat  sich 
meine  Schrift  über  Missheirathen,  1853,  zur  Aufgabe  gemacht 

^)  Daher  erklärt  man  das  dtsparagium  gewöhnlich  als:  „matrimonium 
ex  lege  inaeqaale." 

Zöpfl,  Staatareoht.  (.  Aufl.  I.  39 
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die  Kinder  nicht  an  dem  Range  und  Stande  des  höherge- 
borenen  Ehegatten  Theil  nehmen  können,  und  die  Kinder  eben 
desshalb  auch  von  der  Succession  in  die  Regierung  imd 
das  damit  zusammenhängende  Stammgut,  Lehen  und  Hausfidd- 
commiss  zum  Vortheile  der  übrigen  Erbfolgeberech- 
tigten ausgeschlossen  sind^). 

m.  Die  Eigenschaft  einer  Ehe  als  Missheirath  wird 
hauptsächlich  da  in  Frage  kommen,  wo  die  Gemahlin  von 
niederem  Stande  ist:  insoweit  jedoch  eine  cognatisehe  Suc- 
cession in  eine  Landesregierung  und  damit  zusammenhängen- 
des Stammgut,  Lehen  oder  Hausfideicommiss  zulässig  ist,  kann 
diese  Frage  wohl  auch  in  dem  Falle  zur  Benrtheilung  kom- 
men, wenn  sich  ein  weibliches  Mitglied  einer  regierenden 
Familie  mit  einem  Manne  niedrigeren  Standes  irermählt  hat 

IV.  Da  aber  nicht  jede  Abstufung  des  GeburtsstaB- 
des  der  Ehegatten  die  vorgedachten  Nachtheüe  zur  Folge  habeo 
kann,  so  muss  zwischen  eigentlichen  Missheirathen  und 
anderen  unstandesmässigen  Ehen  wohl  unterschieden 
werden  ^). 

y.  Als  leitender  Grundsatz  muss  bei  der  Lehre  Yon  der 
Missheirath  vorangestellt  werden ,  dass  die  Ehe  überhaupt  ein 
so  wichtiges  und  in  die  gesellschaftliche  Ordnung  so  tief  ein- 
greifendes Institut  ist,  dass  da,  wo  das  Vorhandensein  eio^ 


')  In  anderer  Beziehung  als  zu  den  Erbfolgeberechtigten,  wekto 
bei  Lehen  auch  der  Lehnsherr  wegen  seines  HeimfaUrechtes  (sog.  Folge 
des  Herrn)  gleichsteht,  kommt  die  Missheirath  heat  zu  Tage  nicht  mdir  b 
Frage.  —  Jenaer  Urtheil  im  gräfl.  Bentinck* sehen  Successionsstreit, 
S.  283:  „Von  einem  Rechte  der  Lehnsieute  oder  sogar  der  ünterthÄnet 
Kindern  aus  ungleicher,  aber  wahrer  rechtmässiger  und  kirchlich  gOhigrr 
Ehe  des  Landesherm  die  Begierungs-Nachfolge  streitig  zn  machen,  etva 
nach  Analogie  der  Rechtsbücher  der  hohenstaufischen  Zeit  (S&chs.  Ldm-R 
art.  20;  Schwab.  Lehnr.  art.  41  (89),  kann  heut  zu  Tage  nicht  mehr  die  Reik 
sein."  —  üebrigens  sagen  diese  Stellen  auch  keineswegs,  dass  die  Lehnsleute 
dem  nicht  ebenbürtigen  Sohne  den  Antritt  der  Landesregierung  Terwehrefi 
dürfen,  sondern  es  ergibt  sich  daraus,  namentlich  aus  dem  schwäb.  Lehnr. 
(Lassb.)  c.  39  klar,  dass  es  ihnen  nur  frei  stand,  ihm  ihre  Lehen  n 
refutiren,  wenn  sie  nicht  seine  Vasallen  sein  wollten. 

3)  Jenaer  Urtheil  S.  27ö:  „Die  blosse  Ungleichheit  des  Standes. 
des  Vermögens,  der  Bildung,  macht  aber  eine  Ehe  noch  nicht  zur  Mi^ 
heirath,  so  oft  auch  eine  solche  unstandesmässige  und  ungleiche  Vefbindung 
im  gemeinen  Leben  mit  diesem  Namen  belegt  wird.*^ 
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wahren  und  insbesondere  mit  voller  kirchlicher  Form  einge- 
gangenen Ehe  feststeht,  den  Kindern  auch  alle  Rechte  wahrer 
Ehekinder  zugesprochen  werden  mflssen,  so  weit  nicht  eine 
positive  Sechtsqnelle  ausnahmsweise  eine  Beschränkung 
eintreten  zu  lassen  nöthigt^). 

§.  222. 

3)  Geschichtliches  in  Bezug  auf  Missheirathen  und 
unstandesmässige  Ehen   bis   zum  XV.  Jahrhundert*). 

I.  Aus  der  Zeit  vor  der  Völkerwanderung  fehlt  es 
an  allen  Beweisen  flir  die  Behauptung,  dass  Ehen  unter  den 
etwa  vorhandenen  verschiedenen  Klassen  der  vollfreien 
Leute  Missheirathen  gewesen  wären  ^). 

IL  Ebenso  fehlt  es  auch  in  der  merowingischen  und 
karolingis  che n  Zeit  an  allen  Beweisen,  dass  eine  Ehe  eines 
Yollfreien  Mannes  höheren  Banges  mit  einer  vollfreien 
Frau  niedrigeren  Ranges  als  Missheirath  betrachtet  worden 
wäte^):  und  nach  dem  Principe  des  Ständeverhältnisses  jener 
Zeit  war  dies  geradezu  unmöglich  4).    Dass  eine  freie  Frau 


*)  Jenaer  ürtheil  S.  277,  Nr.  3.  —  Die  Heilighaltung  der 
Rechte  der  Ehekinder,  der  Schatz  derselben  in  ihrem  Successionsrechte 
and,  seit  der  Bekanntschaft  mit  dem  römischen  Rechte,  mindestens  in  ihrem 
Pflichttheilsiechte,  ist  ein  hervorragender  Gharakterzug  der  mittelalterlichen 
Bechtspfiege,  wie  sich  dies  aus  den  nachfolgenden  Darstellungen  deutlich 
ergeben  wird. 

*)  Siehe  hierüber:  meine  Schrift  über  Missheirathen,  Stuttgart,  1853; 
meine  deut  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  n.  §.  82.  90a;  und 
besonders  meine  Alterthümer  des  deut  Reichs  und  Rechts,  Bd.  IT  (1860), 
AbhandL  m.  IV.  V.  und  VII. 

*)  Meine  Schrift:  üeber  Missheirathen,  S.  2.  —  Die  Nachweisungen, 
welche  Waitz,  Verfassungsgeschichte  Bd.  I,  1844,  darüber  gegeben  hat, 
dass  sich  aus  der  Zeit  der  Völkerwanderung  durchaus  keine  Rechtsunter- 
schiede zwischen  dem  Adel  und  den  übrigen  Freien  in  Bezug  auf  Ehe, 
Wehrgeld  u.  s.  w.  nachweisen  lassen,  dürfen  als  erschöpfend  betrachtet 
werden. 

3)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.3;  meine  deut  Rechts- 
geschichte, 3.  Aufl.  (1858)  Thl.  n,  §.  82. 

*)  Cap.  Caroli  M.  a.  803.  §.  1:  „Non  est  nisi  liber  et  senrus."  — 
Ueber  die  Stelle  aus  Meginhard,  translatio  S.  Alexandri;  welche  mitunter 
dagegen  angeführt  werden  will,  s.  meine  Schrift:  über  Missheirathen  S.  5, 

39* 
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höheren  Standes,  wenn  sie  sich  mit  einem  freien  Manne 
niederen  Standes  verband,  nnr  noch  den  Stand  ihres  Eh^atten 
haben  konnte,  und  dass  in  diesem  Falle  auch  nnr  der  Bang 
und  Stand  des  Vaters  auf  die  Kinder  überging,  kann  unmög- 
lich als  Beweis  fUr  das  Dasein  einer  Missheirath  in  einem 
solchen  Falle  angenommen  werden,  da  das  Wesen  der  vollen 
Hechtswirkung  einer  Ehe  gerade  darin  besteht,  dass  Frau  und 
Kinder  am  Hange  und  Stande  des  Vaters  Tbeil  nehmen«  Nor 
die  Ehe  zwischen  Freien  und  Unfreien  war  in  dieser  Pe- 
riode* mit  Nachtheilen  bedroht ,  und  zwar  in  sehr  verschiedener 
Weise  nach,  den  einzelnen  Volksrechten.  Eine  solche  Ehe 
wurde  nach  einigen  Volksrechten  als  nichtig  oder  sogar  ab 
strafbares  Verbrechen  behandelt;  nach  anderen  wurde  der 
freie  Ehegatte  in  den  Stand  des  unfreien  hinabgestossen ;  nach 
wieder  anderen  blieb  er  zwar  persönlich  frei,  die  Unfreiheit 
des  anderen  Ehetheils  aber  vererbte  sich  auf  die  Kinder^;,  uod 
dies  ist  der  Sinn  der  Paroemie:  „das  Kind  folgt  der  ärgeren 
Hand." 

III.  Auch  das  canonische  Recht,  welches  schon  \m 
dieselbe  Zeit  zu  den  germanischen  Völkern  kam,  weiss  durch- 
aus nichts  von  Missheirathen  unter  den  verschiedenen  Klassen 
der  Freien;  es  schliesst  sich  vielmehr  genau  den  damaligen 
Ansichten  der  germanischen  Völker  an,  betrachtet  die  Ehen 
unter  allen  Freien  ohne  Unterschied  als  vollwirkend  und  die 
daraus  entsprungenen  Kinder  als  erbfähig*).  Bei  der  Verbin- 
dung zwischen  Freien  und  Unfreien  dagegen  präsumirt  das 
canonisch'e  Recht,  bis  zum  Beweise  des  Gegentheils,  nur  Con- 
cubinat^);  es  hält  aber  die  Ehe,  wo  der  animus  conjugaUs  fe^- 


Note;  und  ausführlicher  meine  deut  R.-6esch.  3.  Aufl.  Thl,  II  (1858). 
§.  82.  Note  7;  meine  Alterthümer  d.  deut.  Reichs  u.  Rechts,  Bd.  n  (1860) 
S.  232  u.  flg. 

B)  Siehe  die  Beweisstellen  in  meiner  deutschen  R-Gesch.  3.  Ad& 
(1858)  Thl.  II,  §.  82. 

0)  Causa  32,  Qu.  2.  can.  3.  (Leo,  papa,  a.  443):  ^^Kuptiarum  autem 
foedera  inter  ingenuos  sunt  legitima,  et  intercoae  quäl  es.*"  Meine 
Schrift:  üebcr  Missheirathen,  §.4;  meine  deut  Recht^gesch.  3.  Aufi. 
(1858)  Thl.  II,  §.  82.  Note  6. 

')  Siehe  die  Beweisstellen  in  meiner  deut  R-Gresch.  3.  Aufl.  (185fr) 
Th.  II,  §.  82.  Note  18  flg.  —  üehereinstimmt  hiermit  femer:  Causa  32, 
Qu.  2.  can.  15:  „Liberi  dicti,  qui  ex  libero  sunt  matrimonio  ortL   Nam 


§.  222.  Geschichtliches  in  Bezug  aof  Missheiratheu.  613 

steht,  aus  Hücksieht  auf  das  Sakrament  aufrecht  ^),  tritt  jedoch 
dem  weltlichen  Rechte  nicht  entgegen,  sofern  dieses  auf  die 
Kinder  aus  solchen  Ehen  die  Unfreiheit  des  einen  Eltemtheils 
yererben  lässt.  Nur  darin  machte  das  canonische  Recht  eine 
wesentliche  Aenderung,  dass  es,  was  bis  dahin  die  Volksrechte, 
so  wie  auch  das  römische  Recht,  nicht  anerkennen  wollten, 
auch  unter  Unfreien  unter  einander  eine  wirkliche  Ehe 
annahm^)  und  daher  den  Herren  derselben  das  willkührliche 
Trennen  der  Ehen  der  Unfreien  untersagte  *^).  Es  ist  daher 
ganz  falsch,  wenn  man  behauptet,  das  canonische  Recht  habe 
zuerst  die  altdeutsche  Lehre  von  den  Missheirathen  unter 
verschiedenen  Klassen  der  Freien  zu  erschttttem  versucht,  denn 
es  gab  noch  keine  derartige  germanische  Missheirathslehre, 
als  die  Kirche  auf  die  deutschen  Völker  einzuwirken  anfing  ^0- 
IV.  Im  XIL  Jahrhundert  überwog  sogar  nach  dem  Zeug- 
nisse der  Rechtsbücher  und  Urkunden  aus  dem  XIII.  und  XIV. 
Jahrhundert  die  Ansicht,  dass  das  Ehekind  stets  frei  geboren 
sei,  wenn  auch  nur  der  eine  Eltemtheil  frei  war;  insbeson- 
dere galt  dies,  wenn  die  Mutter  eine  freie  Frau  war,  so  dass 
mindestens  der  Grundsatz:  „partua  seguitur  ventrem^'  zu  Gun- 
sten der  Freiheit  als  massgebend  betrachtet  wurde  *^).  Es 
entwickelte  sich  sogar  hieraus  eine  an  vielen  Orten  bis  in  das 
XVin.  Jahrhundert  (partikularrechtlich)  praktisch  gebliebene 
Lehre  von  Nachtheilen  der  freien  Geburt  für  das  mit 
einer  freien  Frau  ehelich  erzeugte  Kind  eines  hörigen,  eigenen 


filii  ex  libero  et  ancilla  (d.  4i.  aus  einer  Ehe  eines  Freien  mit  einer 
Unfreien)  servilis  conditionis  sunt.  Semper  enim,  qui  nascitur, 
deteriorem  (parentis)  statum  sumit...  Isti  vero,  qui  non  sunt  de 
legitime  matrimonio,  matrem  potius  quam  patrem  sequuntur**  (d.  h. 
sie  können  sogar  frei  sein,  wenn  ihre  uneheliche  Mutter  eine  Freige- 
borene ist). 

*)  Cansa  29,  Qu.  2.  can.  2,  3. 

*)  Dies  ist  die  Bedeutung  von  „coaequales'^  in  Causa  32,  Qu.  2.  • 
c.  3  (siehe  oben  Note  6). 

*o)  Siehe  die  Beweisstellen  in  meiner  deut  R-Gesch.  3.  Aufl.  (1858) 
Thl.  n,  §.  26.  Note  23. 

**)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  4. 

^  Vergl.  Sachsensp.  Landr.  lU.  §.  72;  Sachs.  Weichbild  (v. 
Daniels)  art.  6.  —Vergl.  die  Nach  Weisungen  und  Erörterungen  in  meinen 
Alterthümem  des  deut  Reichs  u.  Rechts,  Bd.  II  (1860),  S.  230.  236  flg. 
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oder  Dienstmannes,  gleichsam  eine  umgekehrte  Misshei- 
rathslehre,  indem  man  ein  solehes  Kind  nicht  zur  Erbfolge 
in  das  väterliche  Zins-  oder  Dienstgut  znliess,  wenn  es  sieb 
nicht  in  die  Hörigkeit,  Leibeigenschaft  oder  Dienstbaikeit  er- 
geben wollte  ^^).  Daneben  kam  aber  allmählig  die  Ansicht  auf, 
dass  die  Söhne  dem  Stande  des  Vaters,  die  Töchter  den 
Stande  der  Mutter  folgten ,  und  endlich  gewann  im  Ausgange 
des  Xn.  Jahrhunderts  wieder  die  ältere,  schon  in  der  kaio- 
lingischen  Zeit  bemerkte  Ansicht  die  Oberhand,  dass  das 
Kind  unter  allen  Umständen  dem  Stande  des  dienstpfiichtigeD 
oder  unfreien  Eltemtheils,  gleichyiel  ob  Vater  oder  Mutter, 
folgen  müsse  ^^).  Diese  letztgedachte  Umbildung  des  Rechtem. 
auf  welche  allein  die  Parömie  geht:  ,,das  Kind  folgt  der  ärge- 
ren Hand"^^),  wurde  übrigens  noch  im  XTV.  Jahrhundert  mit- 
unter als  eine  grosse  Härte  und  durch  Willkühr  des  Herren- 
Standes  dem  Volke  in  der  hohenstaufischen  Zeit  aufgedrungene 
Neuerung  betrachtet*^). 

V.  Im  Uebrigen  hält  noch  im  dreizehnten  Jahrhundert 
der  Sachsenspiegel  genau  und  streng  an  der  wahren  all- 
deutschen Theorie  fest,  dass  das  von  voUfreien  Eltern  enengoe 
Kind  unbedingt  seines  Vaters  landrechtlichen  Geburtsstand 
(Recht)  und  dessen  lehenrechtlichen  Rang  (Schild)  alsfiüin- 
lehnfähig  oder  ritterlehnfähig  hat,  je  nachdem  nämlich  de: 
Vater  zu  dem  reichsständischen  Herrenstande,  d.  h.  zu  dei 
damals  allein  sog.  Edlen  (Adel),  oder  zu  den  ritterlebnfahi- 
gen,  schöffenbarfreien  Geschlechtem  gehörte*^).     Daher  sagt 


")  Vergl.  meine  Alterthümer,  Bd.  n  (1860),  AbhandL  Vn.  ,J)ie  bb 
gekehrte  Missheirath",  S.  228-258. 

")  Ehendas.  S.  236  flg. 

«)  Schwabensp.  Landr.  (v.  Lassherg)  c  67;  Sachs.  Weichbild 
(v.  Daniels)  art.  6.  §.  3.  —  Auf  Ehen  unter  den  verschiedenen  Klassen  de: 
Vollfreien  wird  diese  Parömie  nie  in  den  Quellen  bezogen.  Nicht  enigep'- 
steht  die  sententia  Rudolphi  I.  a.  1282,  bei  Pertz,  Legg.  II,  439;  ädf 
die  Nachweisung,  dass  unter  den  hier  genannten  „rustici,  vel  rostioe.  qv 
liberi  dicuntur'S  ^^^  Censuales,  Latenleute  u.  dergl.  zu  verBtehen  sii : 
meine  Alterthümer,  Bd.  U  (1860),  S.  143  flg.  168  flg.  239. 

*o)  Sachs.  Weichbild  (v.  Daniels)  art  6.  §.  3.  —  Vei:gl.  ne::' 
Alterthümer,  Bd.  11  (1860),  S.  237  flg. 

")  Sachsensp.  Ldr.  (Homeyer)  I,  16.  §.  2.  „S?art  kindisT" 
unde  echt,  dar  behalt  it  sines  vaters  recht.'*  —  Ebendas.  IH  72.  ^>^' 
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der  Sachfienspiegd  sogar  ausdrücklich ,  dass  ein  Kind  einer 
freien  Matter  besser  geboren  sein  könne  als  diese  selbst, 
was  nnr  möglich  ist,  wenn  die  Matter  einfach  gebartsfrei,  der 
Vater  aber  vom  ritterlebnfsLhigen,  schöfifenbarfreien  Stande  oder 
vom  Herrenstande  war^^).  Im  Uebrigen  findet  sich  im  Sach- 
senspiegel noch  erwähnt,  dass  Kinder  einer  Fraa  höherer 
Klasse,  welche  sich  mit  einem  Manne  niederer  Klasse  verhei- 
rathet,  nicht  das  besondere  Standesrecht  der  Mutter  haben 
können  *®),  was,  wie  schon  oben  (unter  No.  II)  erwähnt  wurde, 
aber  keine  Besonderheit,  sondern  Gonsequenz  des  Principes 
der  Ehen  unter  Freien  ist;  auch  wird  noch  ganz  in  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  älteren  und,  wie  eben  angeftihrt  wurde, 
nach  einiger  Schwankung  seit  dem  Ausgange  des  XII.  Jahr- 
hondeiis  wiederhergestellten  Sechte  angegeben,  dass,  wenn 
freie  Leute  mit  Dienstleuten  oder  eigenen  Leuten  sich  verheir 
rathen,  die  Dienstpflicht  des  unfreien  Eltemtheils  auf  die 
Kinder  vererbt  2®). 

VI.  Der  Spiegel  deutscher  Leute  und  der  Schwaben- 
spiegel  dagegen,  wenn  auch  etwas  jünger  als  der  Sachsen- 
spiegel, doch  immerhin  noch  dem  XTTT.  Jahrhunderte  angehörig, 
sprechen  zum  erstenmale  einen  Satz  aus,  der  eine  Missheiraths- 
theorie  in  dem  heut  zu  Tage  angenommenen  Sinne  zeigt,  in- 
dem sie  den  Kindern  eines  Mannes  vom  Herrenstande  und 
einer  Frau  aus  den  mittelfreien  (ritterlichen,  vasallitischen  oder 

echte  kind  nnd  vri  behalt  sines  vaters  schilt  und  nimt  sin  erve  unde  der 
mader  also,  of  it  ir  evenburdich  is,  oder  bat  (d.  h.  besser)  geboren.^' 

«)  Sachsensp.  Ldr.  III,  72.  (s.  Note  17.)  —  Vergl.  Sachsensp.  I, 
51.  §.  2.  ,,Ein  wif  mag  gewinnen  echt  kint,  adel  kint,  egen  kint,  unde 
keves  (uneheliches)  kint"  —  Siehe  meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen, 
§.  6.  —  Meine  deut.  R.-Gesch.  3.  Aufl.  Thl.  U  (1858),  §.  90.  • 

*»)  Sachsensp.  Ldr.  HI,  73.  „Nimt  aber  en  vri  scepenbare  wif  enen 
birgelden  oder  enen  landseten,  vnde  wint  sie  kindere  bi  ime,  di  ne  sint 
ire  nicht  ebenburdich  an  bute  und  an  wergelde,  wende  se  hebben 
irs  vater  recht  unde  nicht  der  muter,  dar  umme  ne  nemen  sie  der 
muter  erve  nicht."  —  Meine  Schrift:  Ueber  Mis^eirathen,  §.  8.  —  Meine 
deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  n,  §.  90.  —  Vergl.  meine  Alter- 
thümer,  Bd.  H  (1860),  S.  167. 

«ö)  Sachsensp.  Ldr.  I,  16.  §.  2.  „Is  aber  die  vater  oder  de  muter 
dinstwif,  it  kint  behalt  sogetan  recht,  als  it  in  geboren  is."  —  Meine 
Schrift:  üeber  Missheirathen,  §.  6.  —  Meine  deut  R-Gesch.  3.  Aufl. 
(1858)  ThL  n,  §.  90. 
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schöffenbarfreien  Stande)  den  Rang  und  Stand  des  Vaters  ab- 
sprechen nnd  ihnen  nur  den  ihrer  Mutter  beilegen  ^^).  Mag  man 
dieser  ihrer  Bedeutung  und  ihrem  Werthe  nach  sehr  zweifelhaf- 
ten Aeusserung  des  Spiegels  deutscher  Leute  und  des  Schwaben- 
spiegels aber  noch  so  viel  Gewicht  beilegen ,  so  kann  darans, 
bei  dem  geraden  Widerspruche  des  in  voller  Geltung  neben 
demselben  fortbestehenden  Sachsenspiegels ,  doch  nimmermeh: 
auf  ein  damals  schon  vorhandenes  gemeines  deutsches  Htf- 
kommen  geschlossen  werden  ^^). 

YIL  Dazu  kommt  aber  noch  überdies ,  dass  gerade  ans 
kaiserlichen  Urkunden  des  XIII.  Jahrhunderts,  also  aus  gleich- 
zeitigen Urkunden y  namentlich  eines  Kaisers  aus  einem  sttd- 
deutschen  Hause,  Rudolph 's  von  Habsburg,  sich  mit 
Bestimmtheit  ergibt,  dass  der  Kaiser,  nach  des  Reiches  damals 
geltenden  Rechten,  fllr  die  Successionsfähigkeit  der  Kinder  eines 
Reichsfttrsten  in  Land  und  Leute  durchaus  nichts  voraussetzte, 
als  dass  die  Gemahlin  eine  freie  Frau  (kein  Dienstweib)  sei, 
daher  er  denn  auch  in  betreffenden  Fällen  den  Frauen  nur 
Freilassungsbriefe,    aber   keine  Standeserhöhungen  (im  Sinne 

*0  Der  Spiegel  deutscher  Leute,  herausgegeben  von  J.  Fickcr, 
Innsbruck,  1859.  c.  62.  >-  Schwaben sp.  Ldr.  (Lassbg.)  c  70.  ,^  is 
niemen  semper  vri.  wan  des  vater  und  muter.  nnd  der  (d.  h.  deren)  nler 
und  muter  semper  vri  warn  . . .  und  ist  ioch  div  muter  semper  yrL  und  der 
vater  mitel  Tri.  div  kint  werdent  mitel  vrien.  vnd  ist  der  vater  semper 
vri  und  div  muter  mitel  vri.  div  kint  werdent  aber  mitel 
vrien.'*  —  Yergl.  über  den  wahren  Sinn  dieser  Stelle  nnd  den  Begiiff 
von  Semperfreien  und  Mittelfreien  besonders  meine  Alterthttmer,  Bd.  IL 
(1860)  S.  217  flg.  —  Bemerkenswerth  ist,  dass  der  Schwabenspi^  aber 
den  Fall,  wenn  ein  mittelfreier  Mann  eine  Frau  aus  dem  freien  Baoeni- 
stande  (nach  seiner  Terminologie  eine  Landsassenfreie)  heirathei,  gar 
nichts  sagt:  ebenso  erwähnt  er  Ehen  mit  Frauen  aus  dem  Stande  der 
St&dtebürger  gar  nicht  Es  scheint  darin  schon  eine  Andeutnng  von 
dem  zu  liegen,  was  fortwährend  in  Bezug  auf  Ehen  von  Mfinnem  des 
ritterlichen  Adels  mit  bürgerlichen  Frauen  als  Recht  gegolten  hat  und 
noch  gilt,  dass  nämlich  jedenfalls  eine  solche  Ehe  nach  unzweifelhaften 
Herkommen  keine  Missheirath  ist.  Patt  er,  Missheirathen,  S.  486w  540; 
Eichhorn,  deut  Priv.-R  §.  293,  —  Jenaer  ürtheil,  S.  289.  ~Vei^ 
meine  Alterthümer,  Bd.  n  (1860),  S.  225. 

*>)  Ueber  die  fast  allgemein  vollständig  übersehenen  scharfen  G^gensatae 
des  Sachsenspiegels  und  des  Schwabenspiegels  in  dieser  Lehre  and 
insbesondere  des  Ständesystems  der  beiden  Spiegel,  siehe  meine 
Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  9—13. 
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von  lohen  Adels verleihmigen)  ertheilte,  welcher  letzteren  sie 
eben  so  wenig  bedurften ,  als  dergleichen  überhaupt  damals 
noch  gar  nicht  eingeflihrt  und  gebräuchlich  waren  ^. 

YUI.  Auch  die  im  XIV.  Jahrhunderte  abgefasste  Glosse 
des  Sachsenspiegels  lehrt  noch  ausdrücklich,  dass  eine 
freie  Ehefrau  ohne  alle  Einschränkung  an  dem  Standesrechte 
des  höher  geborenen  Gemahls  Antheil  nimmt  ^):  die  volle 
Bechtswirkung  der  Ehe  für  die  Kinder  ergibt  sich  hiemach 
von  selbst. 

§.  223. 

4)  Geschichtliches  über  Missheirathen  und  unstandes- 
mässige  Ehen  vom  XV.  Jahrhunderte  bis   zur  Abfas- 
sung der  Wahlkapitulation  K.  Karl's  VII.   1742. 

I.  In  den  folgenden  Jahrhunderten  ^  namentlich  im  XV., 
XVI.  und  XVn.  Jahrhundert  bis  kurze  Zeit  vor  der  Errichtung 
der  Wahlkapitulation  E.  EarTs  VH.  1742  betrachtete  die 
Doktrin  fast  einstimmig  die  Ehen  zwischen  Fürsten  und  Frauen 
vom  ritterlichen  Adel  oder  Bürgerstande  als  voUgiltig  wirkende 
Ehen  und  erkannte  durchaus  kein  gemeines  Herkommen  an, 
wonach  solche  Ehen  Missheirathen  sein  sollten.  Die  wenigen 
Stimmen,  überdies  nur  Personen  von  geringer  juristischer  Be- 
deutung angehörig,  welche  es  in  dieser  Zeit  wagten,  das  6e- 
gentheil  zu  behaupten,  fanden  sofort  von  den  angesehensten 
Männern  des  Faches  eine  derbe  Abfertigung,  und  wurde 
denselben  geradezu  entgegen  gehalten,  dass  das  gemeine  un- 


»)  Die  Erkl&nmg  der  ürkanden  Rudolph' s  I.  (Urk.  a.  1278  betreff, 
die  Ehe  des  Markgrafen  Heinrich  des  Erlauchten  von  Meissen  mit 
Elisabeth  Ton  Maltitz,  und  ürk.  t.  1273  und  1287  betreffend  die 
Ehe  des  edeln  Herrn  Reinhard  von  Hanau  mit  Adelheit  yon 
Mttnzenberg),  welche  von  POtter,  Missheirathen  S.  36  u.  f.,  ganz 
ndssrerstanden  worden  sind,  siehe  in  meiner  Schrift:  Ueber  Missheirathen, 
§.  14—20. 

*«)  Glosse  zu  Sachsensp.  Landr.  HI,  45.  §.  3.  „Wisse  des  Mannes 
Ehre  zieret  oder . schmücket  das  Weib,  und  er  adelt  sie,  sintemal  sie 
seine  Genossin  wird,  alsbald  sie  in  sein  Bette  tritt."  —  Yergl.  §.  223  Note  4. 
—  Dieselbe  Rechtsansicht  drückt  in  Bezug  auf  den  Ritterstand  die  Parömie 
«18:  ,3itter8weib  hat  Rittersrecht'* 
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zweifelhafte  Herkommes  des  deatschen  Reiches  gegen  die  An- 
nahme einer  Missheirath  in  cUesen  Fällen  seiO- 

n.  Petrus  ab  Andlo  aas  dem  XV.  Jahrhmidert  weiss 
nur  davon,  dass  einige  Familien  des  schwäbischen  Henrenstan- 
des  solche  Ehen  als  Missheirathen  mit  Berofong  auf  ihr  Spe- 
cialherkommen behaupten  wollten,  and  erklärt  sich  entsehieden 
gegen  die  Vemünftigkeit  und  somit  gegen  die  Rechtsbeständig- 
keit einer  solchen  Gewohnheit^). 

ni.  Die  Rechtslehrer  der  folgenden  Jahrhunderte  und  zwar 
gerade  die  namhaftesten  derselben  ohne  Ausnahme,  also  gerade 
die  Männer,  auf  deren  Schultern  die  Wissenschaft  ruhte  und 
welche  man  doch  sonst  in  allen  übrigen  Rechtstheilen  als  die 
Väter  und  unverwerflichen  Zeugen  der  Praxis  anerkennt,  er- 
klärten sich  übereinstimmend  ftir  das  Successionsiecht  der  ans 
solchen  Ehen  entsprossenen  Kinder  und  deren  Recht  auf  dieyäter- 
Uchen  Titel  und  Würden  ^)  und  zeigen  nur  darin  eine  Meinungs- 
verschiedenheit, ob  auch  die  Gemahlin  niederen  Standes  ohne 
weiteres  befugt  sei,  die  hohen  Adelstitel  ihres  Gemahls  zu  f&h- 
ren,  oder  ob  diese  dazu  einer  besonderen  kaiserliehen  Stan- 
deserhöhung bedürfe*). 


^)  Dies  weiset  Pütt  er  selbst  nach,  in  dem  literär-geschichtlidien 
Anhange  zu  seinem  Werke  über  Missheirathen,  S.  487  u.  f.  —  YollkoimDen 
hiermit  übereinstimmend  hat  sich  auch  erklärt  Heffter,  in  dem  oben 
§.  220,  Note  1.  angef.  Votum  eines  norddeut  Publicisten  S.  87  u.  1  - 
Siehe  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  144  n.  i 

*)  Petrus  ab  Andlo,  de  imp.  Bom.  II.  c.  12.  „...  quae  profecto 
observantia  haud  satis  honesta  esse  videtur."  Yeigl.  hierüber  meine 
Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  29,  30.  —  Meine  deut  Bechtsgescb. 
3.  Aufl.  (1858)  Thl.  n,  §.  94b. 

9)  So  z.  B.  erklären  die  Kinder  von  Reichsfürsten  aus  £hen  mit  nie- 
deren adeligen  oder  bürgerlichen  Frauen  für  Bucoessionsfahig: 
Pfeil  zu  Nürnberg,  Yultejus,  Sixtinus  (von  beiden  sind  im  Nana 
der  marburger  Juristenfakultät  bearbeitete  Gutachten  über  diese  Kra^ 
bekannt),  Besold,  Stephanus,  Rumelinus,  Obrecht,  Boceras, 
Bhetius,  Hörn,  Titius,  Itter,  Schilter,  Heinr.  Cocceji,  Nkol 
Myler  ab  Ehrenbach,  Pfeffinger  etc.  —  Meine  Schrift:  Ueber 
Missheirathen,  §.  26. 

«)  Petrus  ab  Andlo  11,  c.  11.  „Plebcja  nnpta  nobili  efficitur  nobilis." 
—  Ludolf,  de  jure  fem.  illustr.  1734.  P.  I,  §.  XI»  m. 27, 28  steUt dagi^eo 
in  Abrede,  dass  eine  Frau  vom  niederen  Adel-  oder  Bürgerstande  durdi 
Yerhehathung  mit  einem  Reichs -Fürsten  ohne  weiteres  den  Rang  uid 
Titel  des  Gemahls  erlange,  spricht  jedoch  den  Kindern,  wenn  die  Mutter 
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IV.  Sichtig  ist^  dass  diese  Rechtslehrer  im  Geschmacke 
and  nach  der  Sitte  der  damaligen  Zeit  ihre  Gründe  grössten- 
theils  ans  dem  römischen  Bechte,  als  dem  gemeinen  Beichs- 
rechte^  hernahmen.  Nichtsdestoweniger  ist  es  eine  durchaus 
verkehrte  Yorstellnng,  wenn  man  glaubt,  dass  die  Bechtsge- 
lehrten  hier  durch  unpassende  Anwenduog  des  römischen 
Rechtes  ein  altes  deutsches  Herkommen  zu  zerstören  gesucht 
hätten,  da,  wie  gezeigt  wurde  (§.  221),  ein  solches  niemals  be- 
standen hatte.  Vielmehr  vertraten  hier  diese  Bechtsgelehrten 
wirklich  der  Sache  nach  das  wahre  alte  deutsche  Herkommen, 
wenn  gleich  ihre  Argumentation  aus  dem  römischen  Bechte 
nach  dem  gegenwärtigen  Zustande  der  Wissenschaft  des  deut^ 
sehen  Bechts  nicht  als  nothwendig  oder  erschöpfend  betrachtet 
werden  kann.  Doch  ist  auch  hierbei  nicht  zu  übersehen,  dass 
gerade  in  dieser  Lehre  schon  in  den  Urkunden  des  E.Bu- 
dolph's  I.  (im  XHI.  Jahrhundert)  auf  das  römische  Becht  als 
Reichsrecht  Bezug  genommen  worden  war^),  und  dass  bei  der 
seit  dem  XV.  Jahrhundert  allgemein  verbreiteten  Ansicht  von 
der  Reception  des  römischen  Bechts  als  gemeines  Beichsrecht, 
ohne  Ausschluss  irgend  einer  Materie,  die  Berufung  auf  dessen 
Sätze  nichts  Befremdliches  haben  kann®),  und  sicher  die  Geg- 
ner dieselbe  auch  nicht  unterlassen  haben  würden,  wenn  sie 
eine  Bestätigung  ihrer  Ansicht  daraus  hätten  schöpfen  können. 


von  niederem  Adel  ist,  das  Successionsrecht  und  die  yäterlichen  Würden 
unbedingt  zu:  wenn  die  Matter  bürgerlich  ist,  glaubt  er  aber  („putarem''), 
dass  die  Agnaten  nicht  schuldig  seien,  sie  zur  Succession  kommen  zu  lassen, 
wenn  sie  nicht  eine  Standeserhöhung  vom  Kaiser  erwirkt  hätten,  welcher 
er  aber  sodann  unbedingt  Rechtswirkung  beilegt  —  Vergl.  Gribner, 
delin.  jurisprud.  privat  illustrium.  1745.  p.  66. 

*)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  28. 

^)  Kühmt  doch  der  Schwabenspiegel  (Landr.  nach  Lassbg.  c  1,  b.) 
von  sich  selbst,  dass  er  abgesehen  von  den  Constitutionen  deutscher  Kaiser, 
(„Karlsrecht''),  aus  dem  römischen  Rechte  (romische  phahte)  und  den 
canonischen  Rechtsbüchem  („den  Büchern  Decretum  et  Decretal'')  ausge- 
zogen sei.  —  Auch  Heffter  (s.  Note  1.)  erkennt  an,  dass  der  „roma- 
nistische Grundsatz"  zugleich  auf  das  Reichsherkommen  gestützt 
war,  und  fügt  bei:  „Unmöglich  lässt  sich  jenen  Männern  eine  solche 
gänzliche  Verblendung  beimessen,  dass  sie  etwas  anderes  für  Recht  erachtet 
hätten,  als  sie  wirklich  vor  sich  sahen.  Sie  fussten  freilich  auf  das  römische 
und  canonische  Recht,  aber  war  beides  nicht  wirklich  als  Reichsrecht 
anerkannt,  und  mit  kaiserlichem  Namen  geheiligt?*' 
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V.  Dass  es  den  Juristen  des  XV.— XVin.  Jahrhunderts 
nicht  in  den  Sinn  kommen  konnte,  durch  Bestreitung  der  Miss- 
heirathseigenschaft  unstandesmässiger  Ehen  der  Ftlrsten  das 
fürstliche  Ansehen  herunter  zu  setzen,  oder  gar  Grundsittze 
einer  demokratischen  Gleichheit  zur  Geltung  zu  bringen,  wird 
Niemand  bezweifeln  wollen,  der  mit  dem  Geiste  jener  Zeiten, 
dem  Charakter  dieser  Männer  und  der  Stellung,  die  sie  zu 
ihren  Landesherren  einnahmen,  auch  nur  einigermassen  be- 
kannt ist^). 

VI.  Diese  Ansicht  der  Rechtsgelehrten  findet  aber  ihre  volle 
Bestätigung  in  der  kaiserlichen  Praxis  selbst,  und  namentlich 
ist  es  sehr  bezeichnend,  dass  Kaiser  Ferdinand  I.  seiner 
Unzufriedenheit  wegen  der  Ehe  seines  Sohnes,  des  Erzherzogs 
Ferdinand  von  Oesterreich,  mit  der  Philippina  Weiser 
von  Augsburg  in  keiner  anderen  Weise  eine  praktische  Folge 
zu  geben  vermochte,  als  dass  er  zu  dem  äussersten  Nothbe- 
helfe  der  deutschen  Kaiser,  der  Machtvollkommenheit 
(§.  85)  griff,  und  kraft  dieser  das  Successionsrecht  der  ans 
dieser  Ehe  stammenden  Descendenz  (überdies  nur  vorläufig) 
aufhob,  was  er  nicht  nothwendig  gehabt  hätte,  wenn  nach 
einem  gemeinen  Herkommen  den  Kindern  an  sich  das 
Successionsrecht  in  die  österreichischen  Erblande  nicht  zuge- 
standen hätte  ^). 

VII.  Richtig  ist,  dass  seit  dem  XV.  Jahrhundert  in  mehre- 
ren reichsfilrstlichen  Familien  ausdrückliche  Hausgesetze  er- 
richtet wurden,  wodurch  theils  die  Ehen  mit  bürgerlichen 
Frauen,  theils  sogar  auch  mit  Frauen  vom  ritterlichen  Adel,  ja 
sogar  mitunter  von  neugräflichem  Geschlechte,  für  Missheirathen 
erklärt  wurden.  Allein  alle  diese  Hausgesetze  sind  in  ihrem 
Inhalte,  namentlich  hinsichtlich  der  Rechtsfolgen  einer  solchen 
Verbindung,  so  abweichend  von  einander,  dass  schon  aus  die- 
sem Grunde  hieraus  kein  gemeines  Herkommen  erkannt 
werden  kann  ^).  Auch  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  der  Kaiser 


7)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  26. 

s)  Auch  die  kaiserliche  Urkunde  v.  13.  Sept  1561  bezügUch  dieser  Ehe 
ist  von  Pütt  er  nicht  gehörig  aufgefasst  worden.  —  Meine  Schrift  über 
Missheirathen,  §.  31,  32. 

•)  Siehe  eine  übersichtliche  Zusammenstellung  der  verschiedenartigpn 
Bestimmungen  der  älteren  Hausgesetze,  in  meiner  Schrift;  üeber  Miss« 
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solchen  Hansgesetzen,  wodnrch  auch  die  Ehen  mit  Frauen  vom 
ritterlichen  Adel  fßr  Missheirathen  erklärt  werden  sollten,  nur 
in  sehr  seltenen  Fällen  die  Bestätigung  ertheilte,  vielmehr  diese 
regelmässig  abgesehlagen  warde^^). 

Vm.  Aus  dem  häufigeren  Vorkommen  solcher  Hausgesetze 
kann  daher  nicht  mehr  abgeleitet  werden,  als  dass  bei  mehre- 
ren reichsständischen  Häusern,  namentlich  bei  den  grösseren 
altflirstlichen  Häusern,  deren  Häupter  immer  mehr  die  Stellung 
sonverainer  europäischer  Fürsten  und  Familienverbindungen 
mit  grossen  auswärtigen  Kronen  anstrebten,  immer  lebhafter 
ein  Interesse  hervortrat,  Ehen  mit  Frauen  niedrigeren  Stan- 
des zu  vermeiden  ^^). 

IX.  Dazu  kam  auch  noch  das  unmittelbare  Interesse, 
welches  die  Agnaten  hatten,  durch  Verdrängung  der  D&- 
seendenz  des  regierenden  Herrn  unter  Hinweisung  auf  die  Un- 
standesmässigkeit  seiner  Ehe,  die  Regierungsnachfolge  für  sich 
selbst  zu  gewinnen,  zu  welchem  Behufe  dieselben  nicht  sel- 
ten ihren  Einfluss  am  kaiserlichen  Hofe  geltend  zu  machen 
wussten  *2). 

X.  Bei  der  vorzugsweise  praktischen  Richtung  der  Rechts- 
gelehrsamkeit im  vorigen  Jahrhundert,  welche  sich  hauptsäch- 
lich nach  PräJudicien  und  thatsäehlichen  Vorgängen  richtete, 
konnte  es  sonach  nicht  fehlen,,  dass  allmählig  die  alte  Theorie 
erschüttert  wurde  und  die  Meinungen  der  Rechtslehrer  anfingen, 


beirathen,  §.  35.  36.  —  Dass  selbst  eine  lieber  ei  nstimmung  der 
vorhandenen  Haasgesetze  kein  gemeines  Recht  für  andere  Familien 
begründen  könnte,  hat  schon  Selchow,  RechtsMe,  Lemgo  1792.  p.  192. 
recht  gut  ausgeführt 

«0)  Pütter,  Missheurathen,  S.  304,  306—309,  besonders  S.  240,473.  — 
Moser,  Staatsr.  XIY.  S.  237.  Dessen  Familienstaatsrecht,  II,  129.  — 
Jenaer  Urtheil,  S.  285.  —  Meine  Schrift:  üeber  Missheirathen,  S.  77. 
Note;  S.  81. 

11)  Pütter,  Missheirathen,  S.  330. 

^)  Selchow,  Bechtsfälle,  I,  191  u.  f.  sagte  darüber  sehr  freimüthig: 
„Kurz,  hier  entscheidet  oft  Hofluft  mehr  als  Recht'*  —  Pütter,  Miss- 
heirathen, S.  132,  184,  416,  wollte  dagegen  bemerkt  haben,  dass  der 
kaiserliche  Hof  die  Succession  aus  unstandesmässiger  Ehe  begünstigte,  wenn 
es  sich  darum  handle,  einen  katholischen  Zweig  eines  reichsst&ndischen 
Hauses  gegen  einen  protestantischen  zu  begünstigen.  Meine  Schrift: 
Ueber  Missheirathen,  §.  42  u.  52. 
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schwankend  zu  werden  ^^).  Jedoch  kam  es  weder  zur  Büdnng 
eines  neuen  gemeinen  Herkommens ^^);  noch  auch  za 
einer  reichsgesetzlichen  Bestimmung^  bis  auf  die  Zeit  d^  Ab- 
fassung der  Wahlkapitulation  K.  Karl's  Vn.  1742,  zu  welcher 
Zeit  eine  unstandesmässige  Ehe  des  Herzogs  Anton  Ulrich 
von  S.  Meiningen ^^)  die  nächste  Veranlassung  gab,  das« 


*^)  Meine  Schrift:  üeber  Missheirathen,  §.  39,  40.  —  Dass  es  slcli 
noch  am  Ausgange  des  XYI.  und  am  An&nge  des  XYIL  JahilL  bei 
den  altfürstlichen  Häusern  nur  erst  darum  handelte,  ihr  Interesse  za 
einem  Kechte  zu  machen,  ergibt  sich  am  deutlichsten  aus  dem  Schwanken 
und  der  Unsicherheit  und  Willkürlichkeit,  womit  sich  die  ersten  Vertheidiger 
der  Successions-Unfähigkeit  der  aus  unstandesmässiger  Ehe  stammoides 
Kinder  aussprechen.  Meistens  sind  sie  geneigt,  die  Kinder,  wenn  die 
Mutter  von  altem  niederen  Adel  ist,  als  successionsßihig  zu  betrachten: 
wenn  die  Mutter  aber  eine  Bürgerliche  ist,  sie  auszuschliessen.  Von  dem 
Falle,  wenn  die  Mutter  aus  einer  neu  geadelten  Familie  stammt,  schweigen 
sie  meistens  gänzlich;  auch  beschränken  sie  mitunter  den  Begriff  „Plebeja** 
unter  Bezugnahme  auf  das  römische  Recht  (L.  1.  §.  11.  de  dignitat ;  L.  10. 
Dig.  de  Senator.)  auf  Frauenspersonen  aus  dem  niederen  Bfii^er-  oad 
Bauernstände ,  und  sehen  daher  in  der  Ehe  mit  Beamtentochtem,  beaoaden 
wenn  der  Vater  Bathsrang  hatte,  keine  Missheirath,  weil  der  Urspruqg 
alles  Adels  in  Staatsämtern  zu  suchen  sei.  So  z.  B.  Ludolf,  de  jure  fem. 
iUustr.  1734,  P.  I,  §.  XI.  XIL  —  v.  Seckendorff,  Fürstenstaat  Part.  i. 
Cap.  7.  Nr.  26.  erwähnt  es  nur  als  eine  alte  Sitte  (nicht  als  recfatlicfae 
Nothwendigkeit),  dass  sich  deutsche  „Fürsten  und  yornehme 
Reichsgrafen''  nicht  mit  „gemeinen  von  Adel  oder  bürgerlichen 
Standes"  Terheirathen,  weil  es  ihnen  nicht  allein  „zur  übeln  Nachrede 
gereiche,  sondern  sich  auch  Beispiele  finden,  dass  den  Kindern  ihr  Stand 
und  Erbfolge  vielfach  streitig  gemacht  oder  geschmälert  worden  sei** 

^4)  Wenn  man  anerkennen  muss,  dass  bis  zum  Ausgange  des  XVIL 
Jahrhunderts  notorisch  ein  gemeines  Herkommen  nicht  vorhanden  war. 
wonach  Ehen  selbst  fürstlicher  Reichsstände  mit  Frauen  vom  niederen  Add 
oder  Bürgerstande  Missheirathen  gewesen  wären,  so  ist  doch  wohl  einleack- 
tend,  dass  der  kurze  Zeitraum  vom  Anfange  des  XYIIL  JahrhnndalB  bis 
zur  Abfassung  der  Wahlkapitulation  K.  KarFs  YU.  1742  an  sich  nkkt 
ausreichen  konnte,  um  die  neue  Bildung  eines  gerade  en^eg^tistehenden 
gemeinen  Herkommens  zu  ermöglichen.  Meine  Schrift:  üeber  hohen 
Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  142  u.  f. 

^B)  üeber  die  Ehe  des  Herzogs  Anton  Ulrich  mit  der  Philippina 
Oäsarea  Schurmann,  siehe  Pütter,  Missheirathen,  S.  234  n.  £ — 
Moser,  Familienstaatsr.  H,  p.  37  u.  f.  —  Meine  Schrift:  üeber  Misski- 
rathen,  §.  43;  und  meine  Schrift:  üeber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit 
S.  113  u.  f.  148  u.  f.  —  unter  dem  21.  Febr.  1727  war  die  Philippiai 
Schurmann  von  K.  Karl  VI.  in  den  Reichsfürstenstand  erhoben  worden. 
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einige  altftlrstliche  Häuser  auf  die  reicbsgesetzliche  Bestimmung 
des  Begriffes  and  der  Rechtsfolgen  einer  Missheirath  drangen  ^^). 

§.  224. 

5)  Die  Bestimmung  der  Wahlkapitnlation  K.  KarFs  VlI. 

(1742)  über  notorische  Missheirathen. 

I.  Bei  den  Verhandlungen  wegen  der  Errichtung  einer 
reichsgesetzlichen  Bestimmung  über  Missheirathen  zeigte  sich 
bald;  dass  eine  Vereinigung  der  verschiedenen  Ansichten  und 
Wflnsche  sehr  schwer,  und  mindestens  nicht  in  der  Kürze  der 
Zeit,  welche  ftir  die  Errichtung  der  neuen  Wahlkapitulation 
mit  K.  Karl  VII.  zugemessen  war,  erreicht  werden  konnte  ^). 
II.  Der  Antrag  mehrerer  altfbrstiichen  Häuser,  dass  jede  Ehe 
eines  Mannes  aus  einer  altftlrstlichen  Familie  mit  Frauen 


mit  ausdrücklicher  Anerkennung  der  Snccessionsrechte  für  ihre  bereits 
Yorhandenen  Kinder:  durch  eine  Resolution. des  E.  Karl  YII.  y.  24.  Sept. 
1744  an  den  Reichshofrath  wurden  aber  die  Successionsrechte  wieder  abge- 
sprochen. Der  Herzog  ergriff  nun  den  Recurs  an  den  Reichstag,  wurde 
aber  durch  ein  Ton  den  drei  ReichscoUegien  beschlossenes  Gutachten  vom 
24.  Juli  1747,  welches  durch  Hofdekret  v.  4.  SepL  1747  von  K.  Franz  I. 
bestätigt  wurde,  abgewiesen. 

<«)  Schon  1706  hatten  zu  Braunschweig  einige  Fürstenhäuser  Terabredet, 
mit  den  übrigen  alt-fürstlichen  Häusern  Schritte  zu  thun,  damit  der 
beständigen  Wahlkapitulation  ein  Passus  wegen  der  häufigen  Erhebungen 
in.  den  gräflichen  oder  gar  fürstlichen  Stand,  insbesondere  wegen  der 
Standeserhöhungen  der  nicht-ebenbürtigen  Gemahlinnen,  eingefügt  würde. 
Gerstlacher,  Hdb.  der  R-Gesetze  IV,  639.  —  Im  Jahre  1717  schlössen 
die  herzogl.  sächsischen  und  fQrstl.  anhaltischen  Häuser  einen  besonderen 
Vertrag  wegen  der  Behandlung  unstandesmässiger  Ehen.  Die  ungenauen 
Angaben  Pütter's  und  Moser 's  über  diesen  Vertrag  sind  berichtigt  in 
Hellfeld,  Beitr.  z.  Staatsr.  u.  z.  Gesch.  v.  Sachsen,  HI,  290  und  hiemach 
im  Jenaer  Urthell  p.  281,  282  mitgetheilt. 

*}  Am  Uebersichtlichsten  ist  die  Geschichte  dieser  Verhandlungen 
zusammengestellt  im  Jenaer  Urtheil  (in  c.  Bentinck)  S.  280  u.  f.  — 
Meine  Schrift:  üeber  Missheirathen,  §.  44-48.~Bei  der  Wahl  Karl's  VH. 
hielten  mehrere  altfürstliche  Häuser  eine  Versammlung  zu  Offenbach, 
und  übergaben  hiemach  ihre  Wünsche,  insbesondere  wegen  der  Misshei- 
rathen und  der  meiningen*schen  Sache  in  einer  Schrift  y.  16.  Oct  1741 
dem  kurfürstlichen  GoUegium.  VergL  über  die  Verhandlungen  und  Ab- 
stimmungen Moser,  Wahlcap.  Karl's  VH.  mit  Anmerk.  Thl.  I.  Anh. 
S.  37.  —  Fütter,  Missheirathen,  S.  274  n.  f. 
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unter  dem  alten  reichsgräflichen  Stande  reichsgesetz- 
lieh  als  Missheirath  erkl&rt  werden  soUe,  wnrde  abgelehnt-} 
und  überhaupt  verständigte  man  sich  nur  über  eine  sehr  un- 
bestimmte Fassung,  indem  der  Kaiser  in  der  Wahlkapitolation 
seit  1742,  artJ  XXII.  §.  4,  nur  versprechen  musste,  er  werde 
nicht  „denen  aus  unstreitig  notorischer  Missheirath 
eines  Standes  des  Reiches  oder  aus  solchem  Hause  entspros- 
senen Herren,  zur  Verkleinerung  des  Hauses,  die  väterlicheD 
Titel,  Ehren  und  Würden  beilegen,  viel  weniger  diesel- 
ben zum  Nachtheile  der  wahren  Erbfolger  und  ohne 
derselben  besondere  Einwilligung  für  ebenbürtig  und 
successionsfähig  erklären;  auch  wo  dergleichen  vorhin 
bereits  geschehen,  solches  für  null  und  nichtig  an* 
sehen  und  achten''. 

HI.  Seit  der  Aufnahme  dieser  SteUe  in  die  Wahlkapito- 
lation sind  die  Ansichten  der  Publicisten  über  den  Begriff  der 
Missheirath  noch  verworrener  geworden  als  vorher,  nnd  stehen 
sich  seitdem  hauptsächlicl;  drei  Meinungen  gegenüber ,  indem 
die  Einen  jede  Ehe  eines  Herrn  aus  reichsständischer 
Familie  mit  Frauen  von  anderem  Adel  oder  vom  Bürgerstande') 


*)  Immer  waren  es  diealtfürstlichen  Häuser,  welche  die  Aa&teOmig 
strenger  Missheirathsgrundsätze  betrieben.  Dass  sie  jede  Ehe  mit  Fnuen 
unter  dem  altgr&flichen  Stande  als  Missheirath  erkl&rt  sn  seh« 
wünschten,  beweiset  u.  A.  die  ausdrückliche  Verabredung  in  dem  Yertiage 
zu  Braunschweig  1717  (s.  §.  223,  Note  16;  Jenaer  ürtheil,  S.  282) 
und  das  k.  preuss.  Schreiben  (1744?)  an  K.  Karl  YII.,  welches  Pfltter. 
Missheirathen,  p.  287,  288  mittheilt. 

3)  Diese  Meinung  vertrat  hauptsächlich  Patt  er,  doch  gibt  er  selbst 
(Mis^eirathen,  S.  434)  in  Bezug  auf  die  Reichsgrafen  zu,  dass  Ehen 
derselben  mit  adeligen  Frauen  meistens  nicht  als  Missheirathen  betrschtrt 
wurden;  und  noch  bestimmter  sagt  dies  S trüben,  Nebenstunden,  Bd.  Y, 
S.  249.;  und  dessen:  Rechtliche  Bedenken,  Thl.  11,  Nr.  135;  in  der 
neuesten  Ausgabe  yon  Spangenberg,  Bd.  II.  (Hannover,  1827)3.301 
folg.  Nr.  CCCCLXXn,  und  besonders  Spangenberg's  Note  auf  S.  3». 
^  Ebenso:  Eichhorn,  Einl.  in  das  deut  Privatr.  4.  Aufl.  Q^ttingni, 
1856.  §.  292.  —  H.  A.  Zachariae,  deut  Staats-  u.  Bimdesrecht,  Bd.  D, 
(2.  Aufl.  1853)  §.  68.  S.  321  flg.  —  Bemerkenswerth  ist,  dass  die  Pflt- 
ter* sehe  Theorie  bei  den  gleichzeitigen  Publicisten,  welchen  die  Reich^ 
Praxis  noch  aus  unmittelbarer  Anschauung  bekannt  war,  fisuit  allgemeinen 
Widerspruch  erfuhr.  Vergl.  Häberlin,  Repertorium,  Bd.  DI  (1793). 
S.  630,  und  besonders  dessen  Handbuch  des  deut.  Staatsrechts  nach  dem 
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Andere  aber  mir  deren  Eheo  mit  Bürgerliehes^),  Doeh  Atdere 
aber  selbst  letztere  Ehei^  nicht  nnbedingl  als  notorische  Miss- 
heiratben  betrachten^).  Geht  man  aber  genawr  in  die  Sache 
ein,  so  zeigt  sich,  dass  hier  mehrfache  Untersobeldangen  ge* 
macht  werden  mttssen^). 

§.  225. 

6)  Erläuterung   der  Bestimmung  in   der  Wählkapita- 

lation  K.  KarFs  VII.  1742,  art.  XXII.  §.  4  über 

Missheirathen  ^). 

Vergleicht  man  den  Wortlaut  der  Wahlkapitdation  art 
XXII.  §.  4  mit  den  ihrer  Abfsjssnng  vorhergegangenen  Ve^ 
haodlungen,  so  muss  man  anerkennen: 

I.  Diese  Stelle  bezieht  sich  nor  anf  unstreitig  noto- 
rische Missheirathen.  Auf  andere  anstandesmässigeEben, 
welche  nicht  nnter  diesen  Begriff  fallen ,  ist  sie  daher  nicht 
auszudehnen. 


System  Pütter's,  Bd.m  (1797),  §.448.  S.  509.511.  in  der  Note;  Leist, 
Lehrb.  (2.  Aufl.  1805)  §.  3;  Gönner,  deut.  Staatsr.  (1804)  §.  74;  Hunde, 
Grunds,  d.  gem.  deut  Priv.-R.  (8.  Aufl.  1829)  §.578;  Danz,  Handb.  d. 
dent.  Priy.-B.,  nach  dem  System  Runde's  (1800)  §.  M9f^g,;  J.  J.  Moser, 
Staatsr.  Bd.  XIX,  S.  1—369;  und  besonders  dessen  Familienstaalsreeht, 
Bd.  n,  S.  23.  151—174;  G.  M.  Weber,  Handbuch  des  in  Deutschland 
fiblichen  Lehnr.,  Bd.  HI  (1810),  8.  206.  Erst  neueren  Schriftstellem  gUt 
mitunter  Pütt  er  als  untrüglidie  Autorität 

*)  Diese  Meinung  ist  in  der  neueren  Zeit  die  vertweitetste.  —  VetgL 
ausser  den  in  Note  3  angeführten  Schriften:  Heffter,  Beitr.  zu»  dent 
Staats-  u.  FOrstenrecht,  Berlin  1829,  S.  45  flg.  —  Gründler,  Polens 
des  germ.  Rechts,  Tbl.  m  (Marburg  u.  HaUe  1884),  §.  518.  S.  108  flg.  ^ 
Klüber,  Offentl.  Recht  (4.  Aufl.  1840),  §.  245.  Note  b,  und  §.  808  Note  g, 
S.  468;  und  dessen  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  262  flg.  —  Blnnttchli, 
deut  Priy.-R.,  Bd.  II  (München  1860),  8.  171.  172.  —  Weiss,  System  d. 
deut  Staatsr.  (Regensb.  1843)  §.  240.  —  Jenaer  ürtheil  (i.  c  Bentinek) 
S.  283. 

6)  Meinung  von  Mittermaier,  Priv.-R,  Vn.  Aufl.  Bd.  n,  §.  378,879; 
Welcher,  der  reichsgr&fl.  bentinck*sche  Erbfolgestreit,  S.  38  u.  f.  ^ 
Meine  Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  §.  71.  —  Gen  gl  er, 
Lehrb.  des  gem.  deut  Privatr.  (Erlangen  1851)  §.  167,  S.  822  flg..  881  flg. 

*)  Hiervon  im  §.  225. 

*)  Meine  Schriften:  Ueber  Missheirathen,  §.  45  u.  f.;  üeber  hohen 

Z8pn,  Stutaraolit.  ft.  Anfl.  I.  40 
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n.  Was  eine  unstreitig  notorische  Missheiraih  sei, 
ist  aber  in  der  Wahlkapitnlation  nicht  gesagt.  Vielmehr  siebt 
gesehichtlich  fest,  dass  man  sich  über  diesen  Begriff  nicht  hatte 
vereinigen  können^),  nnd  dass  dessen  Feststellong  emem  be- 
sonderen Reichsbeschlasse  vorbehalten  worden  war  3),  der  aber 
niemals  erfolgt  ist^).  Es  ist  daher  an  der  Begriffsbestimm^g 
der  notorischen  Missheirath  im  Verhältniss  zn  dem  älteren 
Rechte  durchaus  nichts  verändert,  sondern  nur  so  viel  174i 
neu  eingeführt  worden,  dass  der  Kaiser,  welcher  sein  Standes- 
erhöhungsrecht (als  Beservatrecht)  bisher  unbestritten  und  no 
beschränkt  zu  Gunsten  von  standesniederen  Frauen  und  d^ii 
Descendenz  zu  üben  befugt  war,  nunmehr  fUr  einen  gewissem 
Fall,  nämlich  bei  unstreitig  notorischer  Missheirath,  in  der 
Ausübung  des  Standeserhöhungsrechtes  reichsconstitotioss- 
mässig  beschränkt  sein  soUte. 

in.  Nach  dem  Reichsrechte,  wie  es  vor  der  Abfassong  der 
Wahlkapitulation  von  1742  in  Geltung  bestand,  konnte  aber 
als  gemeinrechtlich  unstreitige  notorische  Misshei 
rath  nur  die  Ehe  eines  Herrn  aus  einem  reichsständischen 
Hause  mit  einer  unfreien  (hörigen,  leibeigenen  oder  sonst 
dienstpflichtigen)  Person,  nicht  aber  die  Ehe  mit  einer  toI- 


Add  und  Ebenbürtigkeit,  S.  140,  145  il  £  —  Jenaer  UrtheilLe. 
Bentinck,  S.  282  u.  f. 

*)  Meine  Schrift:  üeber  Missheirathen,  §.  48. 

')  Schon  am  14.  Febr.  1742  erging  ein  kurfürstliches  Coüegialschreibfi 
an  den  Kaiser  mit  dem  Ersuchen  „wegen  eines  Regulativ!  derer  daför  zu 
haltenden  etwa  noch  zweifelhaften  Missheirathen  die  n&here  Abnu^« 
grOndlich  erstmöglich  zu  Stande  zu  bringen.'*  —  Moser,  Staatsr.  XU 
341  u.  f.  —  Pütter,  Missheirathen,  S.  281. 

4)  Ein  bei  der  Wahl  Leopold*s  n.  1790  von  Brandenbon;  noA 
Braunschweig  beantragter  und  von  P&lz  und  K.  Sachsen  gebilligter  Zosaa 
wonach  der  Kaiser  sich  verpflichten  soUte,  die  Hausverträge  der  Beici^ 
st&nde  unweigerlich  zu  bestätigen  etc.,  wurde  in  Folge  des  Widerspracks 
der  geistlichen  Kurfürsten  und  Böhmens  abgelehnt  H&b erlin,  pra? 
Gesch.  d.  neuesten  W.-K.  Leipzig,  1792,  S.  297,  301.  —  Meine  Schrift: 
Ueber  hohen  Adel  und  EbenbOrtigkeit,  S.  141,  Note.  —  Dagegen  mai: 
noch  in  die  W.-K.  des  letzten  Kaisers  Franz  U.,  a.  1792,  der  Zusatz  »d- 
genommen:  „So  viel  aber  die  erforderliche  nähere  Bestimmung  anbetrif- 
was  eigentlich  notorische  Missheirathen  seien,  wollen  wir  den  zu  ein^ 
darüber  zu  fiaasenden  Regulative  erforderlichen  Reichsschluss  bald  mög^c^ 
zu  befördern  uns  angelegen  sein  lassen«" 
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freien  Frau  ans  dem  übrigen ,  gleichviel  ob  dynastiBehen  oder 
ritterlichen  (sog.  niederen)  Adel  oder  aus  dem  Bttrgerstande,  be- 
trachtet werden.  Auch  war  in  den  letztgedachten  Fällen  eine 
kaiserliche  Standeserhöhnng  der  Gemahlin  nnd  der  Kinder  Aber- 
hanpt  keine  rechtliche  Nothwendigkeit,  wenn  es  anch  in  den 
letzten  ZBiten  des  Reiches  üblich  geworden  war,  sie  (vorsorg- 
lich) nachzusuchen. 

IV.  Im  Uebrigen  hmg  alles  von  der  Hansverfassung 
der  einzelnen  reichsständischen  Familien  ab.  Es  konnte  daher 
wohl  nach  dieser  auch  noch  weiter  unstreitige  noto- 
rische Missheirathen  geben:  namentlich  in  demFalle,  wo  ein 
Yom  Kaiser  bestätigtes  Hausgesetz  vorlag,  in  den  darin  be- 
stimmten Fällen^).  Unter  diesen  Voraussetzungen  konnte  so- 
wohl die  Ehe  mit  adeligen  als  bürgerlichen  Frauen  noto- 
rische Missheirath  sein. 

V.  Darüber,  dass  die  Ehe  eines  Herrn  aus  reichsständischem 
Hanse  mit  Frauen  von  nicht  reichsständischem  Adel  überhaupt 
ohne  Unterschied,  ob  er  deutscher  oder  ausländischer  Adel  ist^ 
and  daher  um  so  mehr  eine  Ehe  mit  einer  Frau  aus  einer 
hochtitnlirten  auswärtigen  Adelsfamilie,  nach  gemeinem 
deutschen  Rechte  keine  Missheirath  ist,  dürfte  unter  allen  den- 
jenigen, welche  nicht  Parteünteressen  vertreten,  heut  zu  Tage 
keine  Meinungsverschiedenheit  mehr  anzutreffen  sein^),  und 
eben  so  wenig  konnte  jemals  mit  Grund  bezweifelt  werden, 
dass  dann  die  Ehe  nicht  als  Missheirath  angefochten  werden 
konnte,  wenn  die  Frau  vor  der  Verheirathung  durch  kaiser- 
liche Standeserhöhung  die  hochadeUgen  Titel  erlangt  hatte''). 

>)  Es  darf  jedoch  nicht  übersehen  werden,  dass  die  Kaiser  regelmässig 
den  Bestimmungen  der  Hausgesetzß,  wonach  die  Ehen  mit  „ritterbttr- 
tigen  und  stiftsmässigen  Frauen'S  oder  ,,Damen  des  niederen 
Adels"  als  Missheirath  erklärt  werden  wollten,  die  Bestätigung  versagten. 
Yergl.  die  Confirmation  der  gräfl.  £rbach*schen  Primogenitur -Ordnung 
durch  K.  Joseph  IL  vom  28.  Mai  1784,  in  Reuss,  Staatskanzlei,  Th.  X, 
S.  120.  —  Noch  andere  Beispiele  siehe  bei  Moser,  Familienstaatsrecht, 
Bd.  n,  S.  129.  130.  —  Wären  solche  Ehen  nach  einem  unzweifelhaften 
Keichsherkommen  fOr  notorische  Missheirathen  zu  achten  ge- 
wesen, so  würde  eine  Verweigerung  der  kaiserlichen  Confirmation  solcher 
hausgesetzlichen  Bestinmiungen  allen  rechtlichen  Grundes  entbehrt  haben. 

^)  Ueber  die  Ehen  mit  auswärtigem  hohen  Adel,  s.  meine  Schrift: 
üeber  Missheirathen,  §.  36—63. 

7)  Ebendas.  §.  54  u.  55. 

40* 
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VI.  Dagegen  beBtehen  noch  Zweifel  darttber,  ob  nicht  ans 
Rücksicht  aaf  den  Fall  des  Herzogs  Anton  Ulrich  Ton 
S.  Meiningen,  da  dieser  zunächst  die  Aufnahme  einer  ge- 
setzlichen Bestimmung  in  die  Wahlkapitnlation  veranlasst  hat, 
die  Ehe  eines  Herrn  aus  reichsständiscbem  Hause  mit 
einer  bürgerlichen  Frau  fortan  gemeinrechtlich  ak 
Missheirath  betrachtet  werden  müsse?  Die  Bejahung  dieser 
Frage  ist  aber  darum  bedenklich,  weil  der  Herzog  Anton 
Ulrich  einem  Hause  angehörte,  in  welchem  schon  früher 
hausgesetzlich  strenge  Ebenbürtigkeitsgrundsätze  in  Bezug 
auf  die  Ehen  eingeftihrt  worden  waren,  daher  auch  seine  Ehe 
mit  einer  Bürgerlichen  vom  Kaiser  und  Reiche  wohl  als  eine 
notorische  Missheirath  erklärt  werden  konnte,  ohne  dass  damit 
ein  Princip  als  gemeinrechtliches  ausgesprochen  war. 

Vn.  Uebrigens  könnte  aus  der  Beziehung,  in  welcher  der 
Fall  des  Herzogs  Anton  Ulrich  von  ä.  Meiningen  zu  der 
Bestimmung  in  der  W.-K.  Art.  XXH.  §.  4  steht,  doch  in  kei- 
nem Falle  mehr  abgeleitet  werdw,  als  dass  Ehen  von  Herreo 
aus  reichsfürstlichen  Häusern  mit  bürgerlichen  Fraoen 
als  gemeinrechtlich  notorische  Missheirathen  betrachtet 
werden  könnten^). 

VÜI.  Hinsichtlich  der  wirklich  auf  den  Reichstagen  Siti^ 
und  Stimme  führenden  Reichsgrafen  ist  gewiss,  dass  auch  sie 
ein  Recht  auf  die  Erfüllung  der  in  der  Wahlkapitulation  ge- 
gebenen kaiserlichen  Zusage  des  Schutzes  gegen  die  aus  Mißs- 
heirathen  entsprungene  Descendenz  haben,  da  dieser  kaiser- 
liche Schutz  nicht  blos  den  ReichsfOrsten,  sondern  überhaupt 
allen  Ständen  des  'Reiches  versprochen  ist'^).  Allein  daraos 
folgt  noch  nicht,  dass  auch  hinsichtlich  ihrer  alle  jene  Ehen 
als  unstreitige  notorische  Missheirathen  zu  betrachten 
wären,  die  es  hinsichtlich  des  Fttrstenstandes  sind.  Höchstens 
könnte  dies  noch  in  Bezug  auf  die  altgräflichen  retehs- 
ständischen  Familien  gelten,   da  die  Reichsfürsten  diese  allein 


8)  So  erklärt  sich  Moser,  Staatsrecht,  S.  367;  ebenso  das  Jenaer 
Urtheil,  S.  283.  „Nur  der  eine  Satz  ist  reichsgesetzlich  entschiedes. 
daas  die  Ehe  einer  Person  bürgerlichen  Standes  mit  einem  Reichs fftrsteo 
für  eine  Missheirath  zu  halten  sei"  etc. 

9)  Jenaer  ürtheil,  S.  284. 
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sidi   vollkommen   als   in   diesem  Theile   des   StaDdesrechtes 
gleichgestellt  betrachteten^^). 

IX.  Hinsichtlich  der  neugräflichen  Häuser  aber,  welche 
wirklich  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichstage  führten,  konnte 
von  unstreitig  notorischer  Missheirath  ihrer  Mitglieder, 
abjg;esehen  von  Ehen  mit  unfreien  Frauen,  erst  dann  die  Bede 
sein,  wenn  sie  desshalb  ein  vom  Kaiser  bestätigtes  Familien- 
statut errichteten,  weil  sie  selbst  erst  aus  dem  niederen  Stande 
henrorgegangen  waren,  also  ein  notorisches  Familienherkom- 
men in  dieser  Beziehung  gar  nicht  haben  konnten ,  und  tLber- 
dies  von  den  forstlichen  und  altgräflichen  Häusern  selbst  eine 
Verbindung  mit  den  neugräflichen  Häusern  vielfach  als  un- 
standesmässig,  wenn  gleich  nicht  als  unstreitig  notorische  Miss- 
heirath,  angesehen  wurde  ^0-  Die  Erwerbung  der  Reichsstand- 
schaft begründete  aber  für  ein  neugi'äfliches  Haus  eben. so 
wenig  eine  Verpflichtung,  bei  sich  Missheirathsgrundsätze 
einzuführen ,  als  diese  von  selbst  {ipso  jure)  mit  dem  Erwerb 
der  Reichsstandschaft  eintraten. 

X.  Auf  jene  neugräflichen  oder  titulargräflichen  Häuser, 
welche  noch  nicht  wirklich  zu  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichs- 
tage aufgenoDunen  worden  waren,  findet  die  Bestimmung  der 
Wahlkapitulation  Art.  XXII.  §.  4  so  wenig  Anwendung,  als 
auf  den  übrigen  nicht-reichsständischen,  unmittelbaren  oder 
landsässigen  Adel^^). 

§.  225.a. 

7)   Der  angebliche  Einfluss   der  Auflösung  des   deut- 
schen Reiches   auf  die  Lehre  von   den  Missheirathen. 

I.  Alsbald  nach  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
wurde  die  Frage  angeregt,  ob  nidit  hierdurch  und  insbeson- 

w)  Jenaer  Urtheil,  S.  282. 

")  Siehe  oben  §.  224,  Note  2. 

^)  Auch  Pütt  er,  Missheirathen,  S.  331,  erklärt  sich  ausdrücklich 
dahin,  dass  nur  die  Reichsgrafen  von  alten  reichsständischen  Häusern  an 
den  eigenthümlichen  Instituten  des  deutschen  Fürstenrechts  Antiieil  nehmen. 
—  Sehr  ausführlich  und  bestimmt  sprach  sich  in  Reichem  Sinne  aus:. 
K.  F.  Eichhorn,  Rechtsgutachten,  betr.  die  Succession  in  die  reichsgräfl. 
Bentinck*8chen  Herrschaften.  1829.  (Ais  Manuscr.  gedruckt,  Heidel- 
berg, 1847,  S.  12  tt.  1) 
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dere  durch  den  Art  II  der  Rheinbundsakte,  welcher  die  fer- 
nere Unverbindlichkeit  der  Reichsgesetze  für  die  Bheiobonds- 
fUrsten,  ihre  Staaten  und  Unterthanen  aussprach  ^)y  die  Ver- 
bindlichkeit der  Bestimmungen  der  Wah^kapitnlation  Art  XXE 
§.  4  Aber  die  Missheirathen  aufgehoben,  beziehungsweise  die 
ganze  Missheirathslehre  unpraktisch  geworden  sei,  so  d^ 
tlberhaupt  keine  Ehe  eines  Herrn  aus  jetzt  souverainem  oder 
standesherrlichem  Hause  fernerhin  von  den  Agnaten  als  Misshei- 
rath  angefochten  werden  dürfe  ^).  Es  kommt  aber  hiergegen  in 
Betracht,  dass  die  Wahlkapitulation  nur  das  kaiserliche  Redit 
beschränkt  hatte,  durch  Standeserhöhungen  die  )iaeh  dem 
Herkommen  selbstverständlich  eintretende  Rechtsfolge  derSoe^ 
cessionsunfähigkeit  der  aus  notorischer  Missheirath  erzeugten 
Kinder  zum  Nachtheile  der  Agnaten  abzuwenden^).  Die  aas 
dem  Missbrauche  dieses  kaiserlichen  Rechtes  den  Agnaten 
drohende  Gefahr  allein  ist  es  daher,  was  durch  die  Auflösung 
des  deutschen  Reiches  und  zwar  von  selbst  hinweggefaUen  ist, 
und  in  soweit  ist  allerdings  die  Bestimmung  in  der  Wahl- 
kapitulation Art.  XXII.  §.  4  gegenstandlos  geworden.  Im 
Uebrigen  konnte  weder  die  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
noch  der  Art.  IL  der  Rheinbundsakte  einen  Einfluss  auf  die 
fortdauernde  Giltigkeit  der  alten  Missheirathsgrundsätze  äussern, 
weil  dieselben  nicht  in  der  Wahlkapitulation,  Überhaupt  in  kei- 
nem Reichsgesetze,  sondern  nur  in  dem  Herkommen  und  in  des 
rechtsbeständigen  Hausgesetzen  der  ehemals  reichsständisehen 
Häuser  wurzeln^),  und  es  notorisch  nicht  im  Entferntesten  in 
der  Absicht  der  Rheinbundsglieder  lag,  hieran  etwas  zu  ändern^). 
Auch  haben    nicht    nur    alle   souverainen  deutschen  Forsten- 


0  Siehe  oben  §.  72.  Note  4. 

*)  Diese  Frage  bejahte  Gönner  im  Archiv  für  Gesetzgebong  und 
Reform  des  juristischen  Studiums,  Bd.  I  (1808),  Nr.  XVII,  S.  290-310. 

9)  Siehe  oben  §.  225. 

4)  lieber  die  Fortdauer  der  auf  Herkommen  beruhenden  staatsrecht- 
lichen Grundsätze  n^ich  der  Auflösung  des  Reiches,  siehe -oben  §.  72,  L  o. 

")  Für  diese  Ansicht,  und  somit  gegen  Gönner,  haben  sich  sftmmtliche 
übrige  Schriftsteller  erklärt,  welche  diese  Frage  behandeln.  Yei^l.  G.  M. 
Weber,  Handb.  des  Lehnrechts,  Bd.  III,  S.  203—218.  —  Heffter,  Bdtr. 
z.  deut  Staats-  u.  Fürstenr.,  S.  70  flg.  —  Grundier,  Polemik  des  gem. 
Rechts,  Bd.  III,  S.  107—109.  —  Elllber,  öffenü.  R.  d.  deut  Bondes  etc. 
4.  Aufl.  §.  245.  —  Gengier,  Lehrb.  d.  deut  Privatr.  (1855)  S.  831  flg. 
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h&tiser  an  den  reichsrechtlichen  Grundsätzen  über  Hissheirathen 
fortwährend  festgehalten,  sondern  mehrere  derselben  haben  sich 
Überdies  veranlasst  gefanden,  noch  strengere  Grundsätze  anf- 
znstellen,  als  zur  Reichszeit  f^  gemeinrechtliche  geachtet 
werden  konnten  <^). 

§.  226. 

8)    Neuere  haus-  und  grühdgesetzliche  Bestimmungen 
über  Misshelrathen.     Praktisches  Recht  überhaupt. 

I.  In  mehreren  deutschen  regierenden  Häusern  ist  nun* 
mehr  theils  durch  Hausgesetze,  theils  durch  Verfassungsur- 
künden,  die  Abstammung  aus  ebenbürtiger  Ehe  als  Be- 
dingung der  Thronfolgefähigkeit  der  Descendenz  vorgeschrieben 
worden^).  Eine  ausdrü(;kliche  Begriffsbestimmung,  was  jetzt 
als  ebenbürtige  Ehe  zu  betrachten  sei,  enthalten  jedoch  nur 
allein  das  hannoverische  Hausgesetz  von  1836^)  und  das 
s.  coburg-gothaische  Häusgesetz  von  1855^). 


•)  Si^e  den  folgenden  §.  226. 

*)  A)  Bausgesetze:  Bayern  v.  1819.  Tit  1.  §.  1,  a.  —  Würtem- 
berg  V.  1828.  Art.  1,  c,  d.  —  Hannover  v.  1836.  Cap.  UI,  §.  1.  —  K. 
Sachsen  1837,  §.  1,  d,  e.  §.  10.  —  S.-Coburg-Gotha,  1855,  §.  94.  — 
B)  Verfassungsurkunden:  Bayern,  1818,  Tit.  II,  §.  2.  —  K.  Sachsen, 
1831,  §.  6.  —  Hannover,  1840,  §.  12.  —  Würtemberg,  1819,  §.  8.  — 
Kurhessen,  1852,  §.  3.  —  Grosffh.  Hessen,  1820,  Art.  5.  —  Nur  für 
die  Succession  des  Weibsstammes  ist  die  Abstammung  aus  ebenbür- 
tiger Ehe  der  Prinzessinnen  gefordert,  in  der  Dedaration  (Grundlage  des 
Hausgesetzes)  des  Grossh.  Karl  von  Baden  v.  4.  Okt.  1817,  §.  3. 

<)  Hannoversches  Hausgesetz  v.  1836.  „Als  ebenbürtig 
werden  diejenigen  £hen  betrachtet,  welche  Mitglieder  des  Hauses  entweder 
unter  sich  abschliessen ,  oder  mit  Mitgliedern  eines  anderen  souverainen 
Hauses,  oder  aber  mit  ebenbürtigen  Mitgliedern  solcher  Häuser,  welche  laut 
Art.  14.  der  deutschen  Bundesakte  den  Sdhverains  ebenbürtig  sind."  — 
£inen  ähnlichen  Satz  enthielt  die  Yerfassungsurkunde  von  Schwarz- 
burg-Sondershausen V.  1841,  §.  7;  in  der  Verfiftssungs-Urkunde  von 
1849  ist  derselbe  weggeblieben. 

«)  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  1856,  §.94:  „Hinsichtlich  der  Eben- 
bürtigkeit der  Ehe  verbleibt  es  zunächst  bei  den  in  dem  Testamente  des 
Herzogs  Franz  Josias  v.  1.  Okt.  1733  etc.  enthaltenen  Bestimmungen, 
denen  zufolge  seine  Nachkommen  sich  an  keine  andere  als  Fürstliche 
oder  gut  Gräfliche  Häuser  und  Familien  verheirathen  sollen.**  (Yer^. 
noch  Note  5). 
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n.  Mb  ebenbtlrtige  Ehen  sind  nach  dem  str^igeren  Gettte» 
in  welchem  diese  neueren  Bestimmimgen  llberhanpt  abge£uBt 
wurden  y  zunächst  und  nnstreitig  Ehen  mit  Mitgliedeni 
sonrerainer  Häuser  zu  verstehen.  Diesen  ^eioh  geachtet 
werden  nach  aosdrttcklicher  Bestmmmng  in  der  deotsehen  Bu- 
desakte Ehen  mit  Mitgliedern  der  deutschen  standesherr- 
lichen Häuser,  d.  h.  derjenigen  frtther  reichsständischen, 
fürstlichen  und  reichsgräflichen  Häuser,  welche  seit  1806  mt- 
diatisirt  worden  sind^. 

m.  Wegen  Gleichheit  des  Grundes  müssen  auch  noch 
hierher  gezählt  werden :  1)  Ehen  mit  Mitgliedern  jener  ehemab 
reichsständischen  Häuser,  welche  schon  vor  1806  mediatisirt 
worden  waren  ^);  2)  Ehen  mit  liGtgliedem  jener  FamOieii, 
welchen  die  Bundesversamndung  durch  besondere  Bundesbe- 
schltisse  die  gleiche  persönliche  Rechtsstellung  mit  den  eigent- 
lichen standesherrlichen  Familien  einräumt,  obschon  sie  zor 
Beichszeit  keine  Reichs- Standschaft  besassen^;  und  3)  nadi 
der  notorischen  Praxis,  Ehen  mit  Mitgliedern  solcher  euro- 
päischen Regentenfamilien,  welche  zwar  durch  Revolution  ihre 
Krone  verloren  haben,  jedoch  zu  der  Zeit,  als  sie  dieselbe 
trugen'^  notorisch  als  legitime  Regentenfamilien  betrachtet 
wurden^).  4)  Da  der  Ausschluss  der  in  einer  Missheiratfa  er- 
zeugten Kinder  überhaupt  nur  zu  Gunsten  der  Agnaten  ein- 
geführt  ist,  so  steht  es  auch  bei  dem  Dasein  eines  neuen 
strengen  Hausgesetzes  in  deren  Befngniss,  noch  andere 
Ehen  als  ebenbtlrtige  anzuerkennen,  wozu  eine  Verpflich- 


4)  Die  B.-A.  Art  14.  erklftrt  «nsdrflcklich,  dass  den  standesherr- 
lieheii  HftoBem  „das  Recht  der  Ebenbartigkeit,  in  dem  bisber 
d«nit  Tertmndenen  Sinne,  verbleibe.'' 

^  Die  Bundesakte  hfltt#  keine  Veranlassung,  Ton  diesen  Famibai 
besonders  zu  sprechen.  Es  darf  daher  darans,  dass  sie  (Art  14.)  nnr  von 
den  seit  1806  Mediatisirten  spricht,  nicht  gefolgert  werden,  als  habe  sie  des 
froher  Mediatisirten  an  ihren  selbstverständlichen  Standesrechten  etwas 
abbrechen  wollen.  Will  sie  doch  auch  den  seit  1806  Mediatisirten  nicht 
etwa  erst  die  Ebenbort  verleihen,  sondern  nnr  deren  Fortbestand  gtigm 
etwaige  ZweiüBl  sichern.    (Siehe  Note  4.) 

«)  Dies  ist  f.  B.  in  Besag  anf  die  Gra&n  von  Pappenheim,  von 
Reehberg  oad  von  Bentinek  geschehen.  Siebe  oben  {.  lia  Note  &  7. 

0  Dahin  gehören  z.  B.  die  Familien  Wasa  und  Bonrbon. 
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ttng  in  der  Bnndesakte  oder  im  HansgeBetze  nicht  begrün- 
det  ist«). 

IV.  Hinsichtlich  jener  regierenden  Familien,  in  welchen 
dnreh  kein  Hans-  oder  Verfaesnngsgesetz  Ebenbürtigkeit 
der  Ehen  im  Torgedachten  Sinne  ansdrttcklich  vorgeschrieben 
ist,  verbleibt  es  dnrchans  bei  dem  älteren  Bechte 
(§.  225).  Insbesondere  steht  dnrch  die  Praxis  fest,  dass  in 
diesen  sonverainen  Häusern  Ehen  mit  Frauen  aus  ehemals 
reichsfreien  Familien,  welche  nur  Landeshoheit,  aber  keine 
Reicfasstandschaft  hatten,  nicht  als  Missheirathen  betrachtet 
werden  •). 

y.  Für  die  Fälle,  wo  es  zweifelhaft  erscheinen  kann, 
ob  eine  Ehe  als  Missheirath  betrachtet  und  somit  das  Succes- 
sionsrecht  der  Descendenten  von  Seiten  der  Agnaten  bestritten 
werden  kann,  gelten  insbesondere  noch  folgende  Regeln: 
1)  Auch  da,  wo  die  strengsten  Ebenbürtigkeitsgrundsätze  zur 
Anwendung  zu  bringen  sind,  kommt  es  nicht  auf  Stifts- 
massige  Ahnenprobe,  d.  h.  nicht  darauf  an,  dass  der 
hohe  Adel  von  Vater-  und  Mutterseite  bestimmte  Generationen 
rückwärts  als  angeerbt  bewiesen  werden  kann  ^^).  2)  Die  An- 
erkennung einer  Ehe  als  ebenbürtige  durch  die  Agnaten 
schliesst  jede  weitere  Anfechtung  derselben  als  Missheirath  aus, 
und  kann  daher  auch  den  hieraus  entsprungenen  Kindern 
nachher  von  den  Agnaten  die  standesmässige  Abstammung 
nicht  mehr  bestritten  werden  ^^).  3)  Die  Anerkennung  einer 
Ehe  als  standesmässige  oder  vollwirkende  kann  von  den 
Agnaten  sowohl  ausdrücklich  als  stillschweigend  (durch  con- 


*)  Ansdracklich  erkennt  dies  an:  S.-Goburg-Gotha,  HaoBgesetz 
1855. .§.  94.  „Sofeme  der  anznheiiathende  Ehegatte  nicht  einem  regie- 
renden Hanse,  oder  einer  der  im  Art  14.  der  deut  B.-A.  ausdrOcklich 
fbr  ebenbürtig  erklärten  deutsch-standesherrlichen  Familie  angehört, 
ist  die  Frage,  ob  die  Verm&hlung  eine  ebenbürtige  und  in  dieser 
Hinsicht  hausgesetzm&ssige  sei,  yon  einem  Familienrathe  zu  ent- 
scheiden.'* 

*)  Siehe  unten  Note  13.  —  Dies  reüchtfertigt  sich  um  so  mehr,  als 
selbst  die  Bnndesyersammlung  wiederholt  schon  solchen  nicht-reichsstän- 
dischen  landesherrlichen  Familien  die  AuGoahme  in  die  Matrikel  der  stan- 
desherrlichen Hftnser  gew&hrt  hat    Siehe  oben  Note  6. 

M)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen^  §.  64. 

««)  Ebendas.  §.  65. 
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cladente  Handlungen)  geschehen  ^^.  4)  Ist  ein  Kind  in  dßc 
regierenden  Familie,  welcher  es  dnrch  Geburt  angehört,  em- 
mal  als  Prinz  oder  Prinzessin  von  Geblflt  anerkannt,  so  ist  es 
eben  hierdurch  jeder  anderen  regierenden  Familie  ebenbfiitig, 
von  welchem  Stande  auch  seine  Mutter  oder  Ahnfrau  gewesen 
sein  möge*^). 

VL  Kein  Agnat  kann  eine  Ehe  als  Missheirath  anfediten, 
welcher  selbst  aus  einer  Ehe  gleicher  Art  geboren  ist^*).  Es 
kann  daher  insbesondere  kein  Descendent  einem  anderen  Fa- 
miliengliede,  dessen  Stammbaum  auf  dieselbe  standesungleiche 
Stammmutter  zurttckftlhrt,  das  Successionsrecht  w^gen  nnstan- 
desmässiger  Abkunft  bestreitend^). 

yn.  Da  die  Gompetenz  der  Bundesausträgalinstanz  und 
des  Bundesschiedsgerichts  nicht  auf  die  Streitigkeiten  über  die 
Ebenbürtigkeit  der  Ehen  und  die  Successionsfähigkeit  der 
Kinder  in  den  souverainen  Häusern  erstreckt  ist^  und  auch 
die  Landesgerichte  hierüber  zu  entscheiden  nicht  befugt  sind, 
so  fehlt  es  dermal  an  einer  competenten  richterlichen  Instanx, 
sofern  nicht  durch  ein  Hausgesetz  ein  Schiedsgericht  für  soi^ 
eben  Fall  angeordnet  oder  das  Recht  der  Entscheidung  in 
zweifelhaften  Fällen  dem  Familienrath  beigelegt  ist  ^^.  In  Er- 

«)  Ebendas.  §.  66. 

^3}  Dieser  Satz  ist  allgemein  praktisch  anerkannt.  Wer  ihn  lengneo 
wollte,  würde  das  Eherecht  der  regierenden  Familien  tind  das  EbenhQrti;* 
keitsprincip  in  die  unsäglichste  Verwirrung  bringen.  Es  möchte  scfaweilidi 
heut  zu  Tage  noch  eine  souveraine  Familie  in  Deutschland  geben,  unter 
deren  Ahnfrauen  nicht  eine  Stammmutter  Yon  bürgerlichem  Stande  oder 
niederem  Adel  sich  befände.  Siehe  die  genealogischen  Nachweisuugen  in 
meiner  Schrift:  üeber  Missheirathen,  §.  58.  u.  §.  64  in  den  Noten.  — 
Yergl.  über  den  neuesten  Fall  im  Mecklenbnrg-Schwerin'schen 
Hause,  die  hiermit  genau  übereinstimmende  Erklärung  des  Staatsministeiione 
Tom  16.  April  1862  (in  der  A.  A.  Zeitung  v.  27.  April  1862  Nr.  117).  - 
Die  Grossmutter  der  Grossherzogin  Auguste,  gebomen  Prinzessin Reoss. 
war  die  Gemahlin  des  Grafen,  dann  Fürsten  Heinrich  XUY.  von  BeoBS, 
und  stammte  aus  der  reichsfreien  Familie  von  Geuder,  weldieLand^ 
hoheit,  aber  keine  Landesherrlichkeit  besass. 

<4)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  67. 

*^)  Meine  Schrift:  Kritische  Bemerkungen  zu  den  Schiiften  etc.  über 
die  eheliche  Abstanmiung  des  filrstlichen  Hauses  Lowenstein-Wertheia. 
Heidelberg  1833.  S.  33. 

**)  Letzteres  ist  im  S.- Co  bürg- Gotha*  sehen  HaHSgesetze  gesdiehen. 
Siehe  oben  Note  8. 
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mangelang  einer  solchen  hansgesetzlichen  Anordnung  kann 
sich  aber,  wenn  die  Ruhe  in  den  Bundesstaaten  durch  einen 
derartigen  Streit  ernstlich  bedroht  erscheinen  sollte,  die  Bun- 
desyersanunlung  veranlasst  finden,  die  Streitfrage  als  eine  po- 
litische zu  behandeln,  und  wird  sodann  zu  ermessen  haben, 
in  wie  fem  sie  deren  Erledigung  durch  Yermittelung,  durch 
Veranlassung  eines  schiedsgerichtlichen  Austrags  oder  durch 
Selbstentscheidung  herbeizuftlhren  ist^''). 

§.  227. 

V.  Morganatische  Ehe^). 

1)     Begriflf.     Geschiclitliches. 

I.  Nach  den  Grundsätzen  des  PrivatfUfstenrechts  hielt 
man  zur  Reichszeit  die  Mitglieder  reichsständischer  Familien 
anch  fttr  befugt,  eine  sog.  morganatische  Ehe  (Ehe  zur  linken 
Hand,  matrimonium  ad  mor^anaticam  s.  ad  legem  Salicam)  ein- 
zugehen ^).  Dieselbe  Befugniss  kommt  noch  heut  zu  Tage  den 
Mitgliedern  der  jetzt  souverainen  Familien  zu  ^)< 


•  ")  Nicht  zu  verwechseln  mit  den  Ebenbürtigkeits-  und  Successions- 
streitigkeiten  in  den  souverainen  Häusern  sind  die  Streitigkeiten  gleicher 
Art  in  den  standesherrlichen  oder  anderen  mediatisirten  Familien.  In 
diesen  gebührt  die  Entscheidung  den  Gerichten  des  Staates,  welchem  sie 
angehören,  und  ist  eben  dadurch  die  Entscheidung  der  Bundesversammlung 
ausgeschlossen. 

*)  Moser,  Familienstaatsr.  II,  S.  165  u.  f.  —  Pütter,  prim.  lih. 
§.  23.  —  Desselben  Missheirathen,  S.  27.  49.  361^367.  372  u.  f.  ~ 
Dagegen  aber:  meine  Schrift:  üeber  Missheirathen,  Stuttgart,  1853. 
§.  21—25.  —  Vergl.  Kohl  er,  Prjvatfürstenrecht,  §.  51  u.  f.  —  Gönner, 
Staatsr.,  §.  74.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  32.  —  Elüber,  öffentl.  R. 
§.  245.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.,  §.  233,  264.  —  Weiss,  Staatsr., 
§.  240.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  68.  II.  ~  J.  Held, 
System  des  yerf.-Recht8,  Thl.  II  (1857),  S.  223  flg. 

>)  Die  Bezeichnung  „morganatisch'*  wird  von  der  Morgengabe  abge- 
leitet; Ehe  zur  linken  Hand  wird  sie  von  der,  übrigens  ansserwesentlichen 
Formalität  der  Trauung  zur  linken  Hand  beYiannt  Die  Bezeichnung,  ad 
Legem  SaUcamy  deutet  auf  den  Ursprung  des  Instituts  als  fränkische 
Gewohnheit.  Siehe  unten  Note  5.  Jedoch  wird  sie  in  der  Lex  SctUca 
selbst  nicht  erwähnt.    Meine  deutsche  K.-Gesch.  3.  Aufl.  Thl.  II,  §.  90. 

3)  In  demjenigen  regierenden  Häusern,  in  welchen  jetzt  durch  Haus- 
gesetze allgemein  bei  Vermählungen  der  Mitglieder  die  Einwilligung  des 
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II.  Unter  morganatiseher  Ehe  versteht  man  eine  Ehe,  hä 
deren  Eingehung  in  den  Ehepakten  festgesetst  wird,  dau 
die  Gremahlin  und  Kinder  aji  dem  Range  und  Stande  des  Ge- 
mahls und  Vaters  keinen  Antheil  nehmen,  and  letztere  auch 
keine  Sncoessionsrechte  in  die  Regierung  und  die  damit  zur 
sammenhängenden  Stamm-,  Lehen-  und  Fideicommissgttter  (Do- 
mänen und  dergl.)  des  regierenden  Hauses  haben  sollen  <). 
Das  Erbfolgerecht  der  Kinder  ist  hier  hinsichilieh  der  Täter- 
lichen Hinterlassenschaft  auf  dasjenige  beschränkt,  was  ihrer 
Mutter  als  Morgengabe  oder  unter  einer  anderen  Bezdelmnng 
als  ein  auf  sie  zu  übertragendes  Vermögen  ausgesetzt  oder 
ihnen  selbst,  als  zu  hoffender  Oescendenz,  in  dem  Ehevertrage 
bestimmt  worden  ist.  Ebenso  werden  der  Stand  und  der  Titel, 
welchen  die  Geftiahlin  und  die  Kinder  führen  sollen,  durch  die 
Ehepakten  bestimmt. 

in.  Die  morganatische  Ehe  scheint  ursprünglich  bei  den 
Franken  in  Gebrauch  gewesen  zu  sein.  Jedoch  findet  man  die- 
selbe erst  im  XU.  Jahrhundert  in  ein^r  italienischen  Recht»- 
quelle,  dem  lombardischen  Lehnrechte,  und  zwar  als  eine 
mailändische  Gewohnheit  aufgeführt^).  Seit  dem  XIV.  Jahr- 
hunderte finden  sich  auch  Beispiele  ihrer  Eingehung  in 
Deutschland®). 

IV.  Gewöhnlich  werden  morganatische  Ehen  dann  einge- 
gangen, wenn  bereits  aus  eioer  früheren  Ehe  successionsfähige 
Descendenten  vorhanden  sind,  um  die  Erbrechte  derselben  nicht 
4urch  die  Goncurrenz  von  Kindern  aus  einer  zweiten  Ehe  zu 
schmälern,  oder  um  dem  Lande  nicht  zu  grosse  Lasten  in  Bezog 
auf  die  standesmässige  Erhaltung  einer  zahlreicheren  fÜrstUchen 

Souyerains  erfordert  wird  (§.  217),  ist  diese  auch  bei  den  morganatiBchfai 
Ehen  erforderlich. 

*)  Daher  pflegt  man  die  moi^ganatische  Ehe  auch  kurz  zu  definiroi 
als:  „matrimonium  ex  pacto  inaequaU^^, 

B)  II.  Feud.  29.  ,,Quidam  habens  filiam  ex  nobiü  coqjuge,  post 
mortem  ejus  non  valens  continere,  aliam  minus  nobilem  duzit:  qui  nolens 
ezistere  in  peccato,  eam  d^ponsavit  ea  lege,  ut  nee  ipsa  nee  fllii  qus 
amplius  habeant  de  bonis  patris,  quam  dixerit  tempore  sponsaliorom  . . . 
quod  Mediolanenses  dicunt  accipere.  uxorem  ad  morgaaaticam:  alibt  i^ 
SaUca."  —  n.  F.  26.  §.  15.  „..;  quamvis  ratione  improbetar  talis 
conditio,  ex  usu  tarnen  admittitor. 

«)  Ptttter,  Missheiraihen,  S.  49. 
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Nachkommenschaft  aufzubürden.  Auch  findet  man  mitonter  in 
älteren  Hansgesetzen  oder  fürstlichen  Testamenten  die  jüngeren 
(sog.  nachgebomen  SOhne),  wenn  sie  sich  nicht  dem  geistlichen 
Stande  widmen  wollten  and  keine  Gelegenheit  zn  einer  reichen 
Heü-ath  fanden,  aufgefordert,  nur  morganatische  Ehen  einzu- 
gehen,  um  den  Glanz  der  erstgebomen  Linie  besser  aufrecht 
halten  zu  können'^. 

V.  Nach  dem  lombardischen  Lehnrechte  waren  die  in 
morganatischer  Ehe  erzeugten  Kinder  von  d^r  Lehnerbfolge 
unbedingt,  von  der  Allodialerbfolge  aber  nur  zn  Gunsten  der 
ans  einer  anderen  unbeschränkten  Ehe  ihres  Vaters  abstam- 
menden Kinder  ausgeschlossen :  sie  gingen  also ,  als  fiUi  Ugir 
timij  in  der  Allodialerbfolge  den  väterlichen  Agnaten  vor®). 

VL  Durch  einen  Zusatz,  welchen  die  k.  Wahlkapitulation 
Art.  XXn.  §.  4  bei  der  Wahl  des  K.  Leopold  U.  (1790) 
erhielt,  vmrden  dieselben  Grundsätze,  wie  sie  seit  K.  Karl  VII. 
(1742)  hinsichtlich  der  in  notorischer  Missheirath  erzeugten 
Kinder  aufgestellt  worden  waren,  auch  auf  die  aus  „einer 
gleich  Anfangs  eingegangenen  morganatischen 
Heirath  erzeugten  Kinder  eines  Standes  des  Reiches  oder 
ans  solchem  Hause  entsprossenen  Herm'^  ausgedehnt,  und  war 
somit  dem  Kaiser  auch  hinsichtlich  dieser  Kinder  untersagt, 
denselben  ohne  Einwilligung  der  Agnaten  die  väterlichen  Titel, 
Ehren  und  Würden  beizulegen,  oder  sie  zum  Nachtheile  der 
wahren  Erbfolger  flir  successionsf  ähig  zu  erklären. 


7)  Vergl.  das  Testament  des  Herzogs  Adolph  Friedrich  von 
Mecklenburg  a.  1654,  bei  Ludolf,  de  jure  femin.  illustr.  1734.  Part  I. 
§.  IX,  Nr.  38.  39.  „Würde  es  aber  unsem  jflngem  Söhnen  an  solcher 
Gelegenheit  sich  zu  vermählen  ermangeln  (i.  e.  mit  Erlangung  ansehnlicher 
Mitgift  etc.),  woUen  wir  lieber,  dass  sie  mit  einer  ehrlichen  züchtigen 
Jungfer  Privatstandes  in  eine  solche  christliche  Ehe,  welche  man  nennet 
matrimonivm  ad  morganaücam,  sich  begeben  sollen.**  —  Danz,  Ueber 
Familiengesetze  des  hohen  deut.  Adels,  welche  Btandesmässige  Vermahlungen 
untersagen.    Frkf.  1792. 

^  n.  F.  29.  (fährt  fort:)  „Hie  filiis  ex  ea  susceptis  decessit  Isti  in 
proprietatem  non  succedunt  aliis  exstantibus:  sed  nee  in  feudo,  etiam 
aliis  non  existentibus,  qui  licet  legitimi  sint,  tamen  in  benefido  minime 
succedunt.  In  proprietate  vero  succedunt  patri,  prioribns  non  existentibus: 
succedunt  etiam  fratribus  sine  legitima  prole  decedentibus,  secundum  nsom 
Mediohmensium."  Vergl.  meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  21. 
Note  *). 
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§.  228. 
2)   Praktisches  Recht. 

I.  Morganatische  Ehen  werden  nach  der  Praxis  nnr  mh 
Frauen  eingegangen,  welche  den  regierenden  Familien  nicht 
ebenbürtig  sind:  jedoch  steht  kein  verbietendes  Gesetz  ent- 
gegen, wenn  eine  Dame  von  ebenbürtiger  Abkanft  sich  zu 
einer  morganatischen  Ehe  herbeilassen  wollte^).  Die  von 
Einigen^)  aufgestellte  Behauptung,  dass  bei  ebenbürtigem 
Stande  der  Gemahlin  die  morganatische  Glausel  unverbindlieh 
sein  und  dem  vollen  Successionsrechte  der  Kinder  nicht  ent- 
gegen stehen  würde,  ist  ohne  allen  Grund  ^).  Ueberhanpt  liegt 
der  Rechtsgruhd  der  Beschränkung  des  Erbrechts  der  morga- 
natischen Ehekinder  nicht  darin,  dass  die  Mutter  von  niederem 
Stande  ist,  sondern  lediglich  im  Ehevertrage ^). 

n.  Es  steht  daher  dem  Mitgliede  eines  regierenden  Haases, 
sofeme  die  von  ihm  beabsichtigte  morganatische  Ehe  nicht 
überdies  nach  den  besonderen  Haus-  und  Verfassungsgesetzen 
eigentliche  Missheirath  sein  wfirde,  gemeinrechtlich  frei,  die 
morganatische  Ehe  sowohl  als  unbedingte  oder  als  be- 
dingte einzugehen,  d.h.  in  den  Ehepakten  gewisse  FSlle 
zu  bezeichnen,  bei  deren  Eintritte  die  morganatische  Ehe  als 
eine  volle  ohne  Beschränkung  eingegangene  Ehe  wirken  und 
den  daraus  erzeugten  Kindern  das  volle  Successionsrecht  als 
wahren  Ehekindern  zukommen  solle  0. 


0  Meine  Schrift:  Ueher  Missheirathen,  §.  21.  §.  22. 
<)  z.  B.  Pütter's  Missheirathen,  S.  861  a.  f. 

3)  Sehr  gat  hat  das  schon  ausgeführt  Moser,  Familienstaatsr.  11,167. 

4)  A.  M.  ist  Pütter,  Missheirathen,  8.366,  372.  —  Siehe  aber  dagegen 
meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.22. 

^)  So  z.  B.  ist  das  jetzt -regierende  grossherzogliche  Haas  Baden  ans 
einer  bedingten  morganatischen  (zweiten)  Ehe  des  Markgrafen,  nachha 
Korftkrsten  und  sodann  Grossherzogs  Karl  Friedrich  entsprossen.  Veti^. 
Pf  ist  er,  geschichtl.  Entwickelung  des  Staatsrechts  des  Grosshersc^ums 
Baden,  Heidelberg  1836.  I.  S.  102  u.  f.  —  Ausdrücklich  wurde  das 
Successionsrecht  der  Descendenz  aus  dieser  Ehe  Ton  den  Orossmächtea 
Oesterreich,  Preussen,  England  und  Kussland  anerkannt  und  garantirt  is 
dem  frankfurter  Territoriahrecess  y.  20.  Juli  1819.  Art.  X.  —  Aeltere  Bei- 
spiele bei  Pütt  er,  1.  c.  §.  24,  Note  d. 
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III.  Vor  der  EinfÜhrnng  des  (§.  227,  VI.)  erwähnten  Zu- 
satzes in  der  Wahlkapitolation  E.  Leopold's  IL  (1790) 
konnte  sogar  jede  unbedingte  morganatische  Ehe,  die  nicht 
zugleich  notorische  Missheirath  war,  durch  eine  nach  ihrem 
Abschlüsse  gegebene  Willenserklärung  des  Gemahls  giltig  in 
eine  volle  Ehe  ungewandelt  werden^). 

lY.  Ist  eine  Ehe,  die  an  sich  nicht  notorische  Missheirath 
ist,  einmal  ohne  morganatische  Glausel  geschlossen,  so  kann 
eine  solche  später*  zum  Nachtheile  der  Kinder  nicht  mehr 
rechtsgiltig  beigefügt  werden'). 

y.  In  jenen  regierenden  Häusern,  in  welchen  durch  Haus- 
oder Verfassungsgesetze  Ebenbürtigkeit  der. Ehen  als  Be- 
dingung des  Successionsrechts  der  Kinder  vorgeschrieben  ist 
(§.  226),  können  die  Mitglieder  des  Hauses  mit  nicht-ebenbürti- 
gen Frauen  nur  noch  morganatische  Ehen  eingehen.  Uebrigens 
sagt  nur  das  k.  hannoverische  Hausgesetz  ausdrücklich, 
dass  auch  der  regierende  Herr  selbst  mit  einer  nicht- 
ebenbürtigen  Frau  nur  eine  morganatische  Ehe  eingehen 
könne  ^). 

VI.  Die  Regierungsnachfolge  der  Kinder  aus  morganati- 
scher Ehe  ist  nach  Ausweis  der  Wahlkapitulation  seit  1790 
Art.  XXn.  §.  4  lediglich  Familienangelegenheit  des  re- 
gierenden Hauses.  Es  stand  daher  der  Regierungsnachfolge 
solcher  Sander  in  die  allodialen  Besitzungen  reichsgesetzlich 
nichts  im  Wege,  wenn  die  Agnaten  zustimmten,  oder  keine 
vorhanden  waren:  hinsichtlich  der  Lehen  stand^es  unter  glei- 
cher Voraussetzung  dem  Kaiser  oder  anderem  Lehensherrn 
frei,  dieselben  zur  Lehenfolge  zuzulassen.  Da  nunmehr  in 
Deutschland  alle  Kronen  allodial  sind,  so  muss  der  Souverain 
ftir  befugt  erachtet  werden,  bei  Ermangelung  anderer  succes- 
sionsberechtigten  Agnaten,  seine  oder  eines  anderen  Prinzen 


«)  Moser,  Familien-Staatsr.  II,  S.  168  u.  f. 

')  Moser,  L  c.  II,  S.  170.  —  lieber  den  berühmten  FaU  der  Ehe  des 
Herzogs  Christian  Karl  zu  Norberg  (1702)  mit  dem  Fräulein  von 
Eichelberg,  welcher  durch  einen  späteren  Vertrag  den  fürstlichen  Stand 
seiner  Descendenz  bis  zum  Absterben  des  Herzogs  von  Holstein 
Joachim  Friedrich  und  seiner  Lehonserben  suspendirte,  s.  meine 
Schrift:  üeber  Missheirathen,  §.  72.  Nr.  3. 

»)  Hannover,  Hausgesetz  v.  1836.  Cap.  HI,  §.  9. 


640    §•  229.  Eheliche  GütenrerMltnisse  in  den  regierende  H&naetiL 

seines  Hauses  in  moiiganatiseher  Ehe  erzeig  Deseendenz 
durch  eine  antonomisehe  Verfagang  zur  Thronfolge  befähigt  n 
erklären,  so  weit  nicht  die  Verfasscmg  biennt  die  Mitvriiiraf 
der  Landstände  nöthig  macht  ^). 

§.  229. 

Eheliche  Güterverhältiiisse  in  den  deutschien  regieren- 
den Häusern^).    . 

I.  Die  ehelichen  Güterverhältnisse  werden  in  den  regie- 
renden Häusern  durch  die  bei  der  Eingehung  de\  Ehe  za 
Bchliessenden  Eheberedungen  (§.  219  HI.)  geordnet^);  daher 
ist  die  Frage,  welches  eheliche  Gfitersystem  als  das  gemeii- 
rechtliche  für  die  regierenden  Familien  zu  betrachten  sei,  ohne 
praktisches  Interesse. 

n.  Da  die  werthvoUsten  Besitzungen  der  regierenden  Far 
milien  schon  zur  Beichszeit  meistens  Stammguts -Eige&seliaft 
hatten,  oder  Lehen,  oder  in  einem  Familienfidekoniioiss- 
verbande  begriffen  waren,  so  konnte  sich  in  den  reidisstän- 
dlschen  Häusern  nicht  wohl  ein  System  der  ehelichen  6fl- 
tergemeinschaft  ausbilden,  und  ist  diese. in  den  jetzt 
souverainen  deutschen  Häusern  auch  durchaus  nidit  m  6^ 
brauch  3). 

in.  Vielmehr  werden  die  Eheverträge  in  diesen  Hämeni 
regelmässig  auf  der  Grundlage  des  alten  deutschen  bei  den 
Adel  ausgebildeten  Güterrechts  abgeschlossen,  wonach  die  Frau, 

9)  Dies  ist  in  allen  jenen  Staaten  nothwendig,  in  welchen  dnrch  eis 
Yerfassungsgesetz  die  Thronfolge  als  bedingt  dnrdi  Abstammoog  ihe 
ebenbürtiger  und  hausgesetzlicher  Ehe  vorgesehrieben  ist  (Siehe  obeo 
§.  226.) 

*)  G.  M.  de  Ludolf,  de  jure  feminarum  illustriam.  Jena,  173i — 
Pütter,  prim.  lin.  §.  67  u.  f. 

«}  S.- Altenburg,  Y.-U.  von  1831,  §.  23.  alin.  2.  „Die  EinicQsfte 
(der  Gemahlin  des  regierenden  Herzogs)  an  Zinsen  von  der  Morgen  gäbe, 
an  Nadelgeldern  und  Renten  des  ParaphernalTermögenswerden 
durch  den  Inhalt  der  Ehepakten  bestimmt  §.  24.  Der  Betrag  and  die 
Verhältnisse  des  Witthums  der  Gemahlin  des  Herzogs,  sowie  der  Witt- 
wensitz  wird  ebenfalls  zun&chst  durch  den  Inhalt  der  Ehepakten  bestuiiBt" 

s)  Hombergk  a  Yach,  de  common,  bonor.  inter  eoiyiq^  iOastres 
exule  1767. 
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welche  bisher  von  ihrer  Familie  nnterhalten  wnrde,  nunmehr 
von  dem  Gemahle  ihren  standesmässigen  Unterhalt  und  eine 
Wittwenversorgung  zu  erwarten  hat.  Es  sind  dabei  die  In- 
stitnte  des  deutschen  Privatrechts,  insbesondere  des  gemeinen 
Adelsrechts,  wie  Morgen  gäbe*),  Nadelgelder,  Spielgel- 
der^) und  Witthum^)  gebräuchlich,  welche  alle  im  einzel- 
nen Falle  besondere  Verabredungen  voraussetzen,  sofern  nicht 
darüber  ausdrückliche  hausgesetzliche  Bestimmungen  vorhanden 
sind,  wie  dies  nunmehr  in  mehreren  Staaten  der  Fall  ist^). 

4)  Die  Morgengabe  ist  in  fürstlichen  Häusern  üblich  als  ein  Geschenk, 
welches  der  Gemahl  der  Frau  bei  Eingehung  der  Ehe  macht,  so  dass  sie 
Eigenthümerin  davon  wird  und  unter  Lebenden  und  yon  Todeswegen  darüber 
verfügen  kann;  thut  sie  dies  nicht,  und  verstirbt  kinderlos,  so  fällt  es 
wieder  an  den  Gemahl  zurück.  So  ist  die  Clausel  zu  verstehen:  „wie 
Morgengabsrecht  und  Gewohnheit  ist"  Yergl.  Pütter,  auserL  Rechtste, 
Bd.  I,  ThI.  II,  S.  478. 

s)  üeber  Nadelgelder,  Spielgelder  u.  dergl.,  siehe  Eichhorn,  Priv.-B. 
4.  Ausg.  §.  303.  —  Mittermaier,  Priv.-R  7.  Ausg.  §.  397.  —  Jedenfidls 
versteht  man  darunter  Gelder,  worüber  die  Frau  freie  Verfügung  hat; 
erstere  Bezeichnung  ist  gebräuchlich,  wenn  sie  der  Ehemann  ihr  nach  dem 
Ehevertrage  zu  geben  hat;  letztere  bedeutet  oft  auch  so  viel  als jiarajpAa*na, 
mit  welchen  die  Frau  von  ihren  Eltern  ausgestattet  wird.  Yergl.  Scherz, 
Glossar,  german.  h.  v.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  23.  a  lin.  2. 
(Siehe  oben  Note  2).  —  Ebendas.  heisst  es  weiter:  „Die  Nadelgelder 
machen  einen  Theil  der  Civilliste  des  regierenden  Hauses  aus.'' 

®)  Das  Witthum  (mdualüiumj  bezweckt  den  standesmSssigen  Unterhalt 
der  Wittwe  auf  so  lange,  als  sie  nicht  zu  einer  zweiten  Ehe  schreitet 
Aasdrücklich  erklärt  dies:  Hannover,  Hausges.  1836.  §.  32.  -—  Yergl. 
Eichhorn,  deut  Priv.-R.  (4.  Ausg.)  §.  304.306.  —  Mittermaier, 
(7.  Aufl.)  §.  396.  —  Moser,  Faniil.-Staatsr.  Th.  H,  S.  672. 

7)  Bayern,  Hausges.  v.  1819.  Tit  VI,  §.  12.  „Das  Witthum  der 
regierenden  Königin  bestimmt  sich  nebst  einer  anständig  eingerichteten 
Residenz  jedesmal  nach  dem  abgeschlossenen  Ehevertrage,  darf  aber 
künftig  nie  mehr  als  120,000  fl.  jährlich  nebst  benöthigter  Fourage  und 
Holz  betragen."  §.  16.  „Die  nachgebomen  Prinzen  bestimmen  auf  ähnliche 
Weise  das  Witthum  ihrer  Gemahlinnen,  jedoch  muss  die  darüber  ausgefer- 
tigte Urkimde  dem  Könige  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden.**  —  Sehr 
ausführliche  Bestimmungen  über  das  Witthimi  einer  Königin,  Kronprinzessin 
und  der  Wittwen  anderer  Prinzen  enthält  das  würtemberg.  Hausges.  v. 
1828,  §.  53—61.  Die  Witthümer  werden  aus  der  Staatskasse  geleistet; 
eine  königliche  Wittwe  erhält  als  Witthum  neben  einer  standesmässig 
meublirten  Residenz  und  einem  anständig  meublirten  königlichen  Lustschloss 
zum  Sommeraufenthalte  jährlich  100,000  fl.  und  zur  standesmässigen 
Einrichtung  ihres  Hofhalts  eine  Aversalsumme  von  25,000  fl.  —  Hannover, 

ZOpfl,  Staatsrecht.  6.  Aufl.  I.  41 
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VI.  Bringt  die  Frau  eine  Mitgift  oder  Aussteuer  in  die 
Ehe,  so  kann  derselben  in  der  Eheberedung  auch  wohl  der 
Charakter  einer  eigentlichen  dos  im  römischen  Sinne  beigelegt 
werden,  und  ist  sodann  die  Frau  auch  berechtigt,  Ton  dem 
Manne  eine  Widerlage  {donatio  propter  nuptias)  nach  römischen 
Grundsätzen  zu  beanspruchen^).  Mit  dem  Zubringen  einer 
solchen  dos  kann  auch  die  Festsetzung  eines  Leibgedinges 
verbunden  werden,  insofern  darein  gewilligt  wird,  dass  die  dos 
nicht  bei  Auflösung  der  Ehe  zurückgegeben  werden  soll^), 
sondern  zum  Nutzen  des  Stamm-  und  Fideiconmiissgutes  zn 
verwenden  ist. 


Hausges.  v.  1836,  §.  32—36.  (Eine  königHche  Wittwe  erhält  als  WitthinB 
ausser  einer  standesmässigen  Residenz  jährlich  40,000  Rthlr.  in  Gold,  imd 
zum  Behufe  der  standesmässigen  Einrichtung  die  Aversionalsnmme  toh 
10,000  Rthlr.  in  Gold.  Während  der  Dauer  der  Minderjährigkeit  des 
Königs  wird  das  Witthum  der  Mutter  aus  der  Krondotation,  nicht  aus  der 
Staatskasse  bestritten.  Eine  verwittwete  Kronprinzessin  erhält  als  Wittham 
ausser  einer  standesmässig  eingerichteten  und  meublirten  Wohnung  jähriieb 
20,000  fl.  in  Gold.  Jede  andere  Wittwe  des  Hauses  bezieht  ihrWitthmn 
aus  ihrem  Eingebrachten  und  dem  Privatvermögen  ihres  Gemahls. 
Ausserdem  steht  ihr  der  Genuss  der  Hälfte  der  Apanagen  ihrer  leiblichen 
Kinder  zu,  so  lange  diese  minderjährig  sind.)  Die  Bestimmungen  des  kJuumo- 
verschen  Hausgesetzes  wurden  in  dem  Ges.  v.  5.  Sept  1848  im  Allgemeineii 
bestätigt,  jedoch  mit  dem  Beifögen :  „Das  Witthum  der  Königin  soll  jedoch 
jährlich  60,000  Thlr.  Gold  betragen,  und  die  geringste  Apanage  eines  zur 
Apanage  berechtigten  vol^ährigen  Prinzen  des  k.  Hauses  aus  6000  Bthbr. 
Gold  bestehen."  —  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.36-41.  „Jährliches 
Witthum  einer  Königin  40,000  Thlr.  nebst  W^ohnung  in  einem  königlicheD 
Schlosse;  Aversionalquantum  zur  ersten  Einrichtung  30,000  Thlr.  ans  der 
Staatskasse.  Witthum  einer  Kronprinzessin  25,000  Tlilr.  aus  der  Staatskasse. 
Die  nachgebomen  Prinzen  bestimmen  das  Witthum  ihrer  Gemahlinnen,  vie 
im  bayer.  Haüsgesetze  unter  Bestätigung  des  Königs.  —  S.-Altenburg. 
Verfassungsurkunde  v.  1831.  §.  24.  (s.  oben  Note  2).  —  Ebendaselbst: 
„Das  Witthum. kommt  mit  dem  Eintritte  des  Falls  in  diesem  vertrags- 
mässig  festgesetzten  Betrage  ohne  Weiteres  in  der  Civil  liste  des 
herzoglichen  Hauses  in  Ansatz  .  .  .  Wegen  des  eintretenden  Witthums 
kann  die  bestehende  Civilliste  nicht  ohne  landständische  Zustimmung  eriiöht 
werden,  und  es  ist  daher  bei  Abfassung  von  Ehepakten  hierauf  jederzeit 
Rücksicht  zu  nehmen." 

8)  Pütter,  prim.  lin.  §,  69.  70. 

9)  Das  Leibgeding  (dotaUtium)  besteht  gewöhnlich  aus  dem  Ver- 
sprechen  vierfacher  Zinsen  der  Dos,   und   unterscheidet  sich  von  dem 

'fachen  Witthum  dadurch,  dass  diese  Rente,  welche  stets  das  Einbringen 
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§.  230. 

Persönliche   Stellung   der   GemaMinen  der  Mitglieder 
regierender  Familien  und  der  GemaMe  regierender 

Fürstinnen. 

I.  Die  Gemahlin  des  Souverains  tritt  mit  der  Verehelichung 
als  Unterthanin  unter  dessen  Staats-  und  Familiengewalt^  wenn 
sie  derselben  nicht  schon  vorher  unterworfen  war^). 

II.  Dasselbe  gilt  von  den  Gemahlinen  der  Prinzen  des 
Hauses  ^),  und  ebenso  auch  umgekehrt  von  dem  Gemahle  einer 
durch  die  weibliche  Thronfolge  zur  Selbstregierung  gelangten 
Fürstin. 

III.  Die  Gemahlin  des  Souverains  nimmt  übrigens  an  dessen 
Bange,  Titel  und  Würden  AntheU')  und  fahrt,  wenn  sie  aus 
einem  an  Rang  höheren  Hause  stammt,  nebenbei  meistens  ein 
hierauf  bezügliches  Prädikat  fort.    Andere  Privilegien  hat  sie 


einer  Dos  und  deren  Verwendung  znm  Nutzen  des  Stammes  voraussetzt, 
der  Wittwe  selbst  dann  lebenslänglich  bleibt,  wenn  sie  zu  einer  zweiten 
Ehe  schreitet.  —  Püfter,  prim.  lin.  §.  71.  —  de  Ludolf,  de  jure  femiriar. 
iUustr.  P.  n,  c.  2,  §.  V,  34  seq.  —  Eichhorn,  deut  Pr.-R.  §.  305.  — 
Mittermaier,  Priv.-R  §.  395. 

*)  Dieser  Grundsatz  galt  von  jeher  in  den  souyerainen  Familien ;  nicht 
aber  in  den  deutschen  reichsständischen  und  landesherrlichen  Familien  zur 
Zeit  der  Reichsverbindung..  —  Letzteres  bestritt  Chr.  Schöne,  Bedenken 
ob  eines  regierenden  Fürsten  oder  Landesherm  Gemahlin  ihres  Gremahls 
Unterthanin  sei?  Leipzig  1733  u.  1750.  —Siehe  aber  dagegen  de  Ludolf, 
de  jure  femin.  illustr.  P.  I,  §.  19.  —  Moser,  Staatsr.  XX,  p.  338  u.  f.  — 
Pütter,  prim.  lin.  §.  73.  —  Klüber,  öffentl.  R  §.  248.  —  In  den 
neueren  Hausgesetzen  wird  gewöhnlich  die  Gemahlin  des  regierenden  Herrn 
ausdrücklich  unter  den  Mitgliedern  des  Hauses  aufgeföhrt,  welche  der 
Hoheit  und  Gerichtsbarkeit  des  Monarchen  unterworfen  sind.  —  Wür- 
temberg,  Hausges.  v.  1828,  Art.  1,  a.  —  Hannover,  Hausges.  v.  1836, 
Cap.  I,  §.  3,  a,  —  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.  1,  b.  —  In  dem 
bayerischen  Hausgesetze  von  1819  ist  die  namentliche  Aufführung  der 
Königin  auffallender  Weise  unterlassen  worden. 

«)  Bayer.  Hausges.  v.  1819,  Tit.  ü,  §.  1,  6;  §.  2.  —  Würtemberg, 
Haasgesetz  v.  1828,  Art.  1,  d.  —  Hannover,  Hausgesetz  v.1836,  Cap.  I, 
Art.  3,  d.  —.K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.  1,  e. 

3)  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,*  §.  23.  „Die  Gemahlin  des  Herzogs 
führt  den  Titel  und  das  Wappen  ihres  Gemahls.  Sie  hat  den  Bang  vor 
allen  übrigen  Gliedern  der  Familie,  unmittelbar  nach  dem  Regenten." 

41* 
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nicht,  sofern  ihr  dieselben  nicht  durch  besondere  Verleihuig 
beigelegt  sind*). 

IV.  Der  Titel  des  Gemahls  einer  selbstregierenden  Ffirstin 
muss  aber,  so  weit  er  sich  anf  diese  Verbindung  bezieht,  durch 
ein  Staatsgesetz  besonders  bestimmt  werden. 

§.  231. 
Ehescheidung  ^). 

L  Hinsichtlich  der  katholischen  Reichsstände  war  von 
jeher  unbestritten  anerkannt,  dass  dieselben  in  Ehescheidnngs- 
Sachen  kein  von  den  übrigen  Mitgliedern  der  katholischen 
Kirche  verschiedenes  Recht  haben.  Es  war  daher  bei  denselben 
nach  den  Grundsätzen  des  tridentinischen  Goncils  niemals  eme 
wirkliche  Ehescheidung  {divortium^  separatio  a  vinctdo)  statdiaA, 
sondern  nur  eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett  {separatio 
guoad  thorum  et  mensamy),  womit  jedoch  die  Fälle,  in  welchen 
eine  Ehe  wegen  eines  trennenden  Ehehindemisses  {impedimentum 
dirimens)  als  nichtig  erklärt  werden  kann,  nicht  zu  verwech- 
seln sind  ^).  Bei  diesen  Grundsätzen  ist  es  auch  heut  zu  Tage 
noch  hinsichtlich  der  katholischen  Mitglieder  regierender  Fa^ 
milien  geblieben. 

n.  Bei  den  protestantischen  Reichsständen,  welche 
sich  nach  der  Lehre  ihrer  Kirche  hinsichtlich  der  Eheschei- 
dung weder  durch  die  Vorschriften  des  älteren  canonisehen 


f)  Dies  war  schon  im  römischen  Rechte  anerkannt  L.  3L  Dig.  de 
legib.  (1,  3)  ,,  .  .  .  Augusta  autem,  licet  legibus  soluta  non  est,  Piindpes 
tarnen  eadem  iilae  privilegia  tribuont,  quae  ipsi  hahent." 

*)  Siehe  besonders  Moser,  Familienstaatsr.  Bd.  II,  S.  395  o.  £ — 
Estor  de  divortio  praesertim  personar.  iUustr.  in  Germ.  1747. 

*)  Concil.  Trid.  de  reform,  matrim.  Sess.  24,  c.  7.  —  Vei^L  über  das 
Geschichtliche:  Glück,  Gomment  XXYI.  p,  346  o.  £ 

s)  In  diesen  F&Uen  bleibt  es  bei  den  Vorschriften  des  canonisehen 
Rechtes,  und  ist  daher  in  einigen  Fällen,  z.  B.  wenn  Zwang  zur  Eii^^nn; 
der  Ehe,  und  nicht  erfolgte  cansummatio  matrimonü  behauptet  wird,  fort- 
während auch  die  Beweisführung  durch  Eideshelfer  bei  den  geistlichen 
(namentlich  päpstlichen)  Gerichten  in  Gebrauch.  Nach  diesem  Grundsätze 
wurde  bei  der  Trennung  der  Ehe  der  Prinzessin  Charlotte  Angnste 
von  Bayern  (nachherigen  vierten  G%mahlin  des  Kaisers  Franz  L  von 
Gestenreich)  und  des  damaligen  Kronprinzen  von  Würtemberg  (1814) 
verfahren.. 
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Rechts,  noch  des  tridentinischen  Goncils  gebunden  halten  nnd 
überhaupt  die  Ehe  nicht  als  Sakrament  betrachten,  wurde  nicht 
nur  die  eigentliche  Ehescheidung  aus  den  im  gemeinen  pro- 
testantischen Eirchenrechte  anerkannten  Gründen  (divortium  ob 
itidignationem)  fttr  statthaft  erachtet,  sondern  auch  mitunter  die 
Behauptung  aufgestellt,  dass  protestantische  Reichsstände  das 
fiecht  hätten ,  durch  freiwillige  üebereinkunft  (divortium  bona 
gratid)  ihre  Ehe  aufzulösen^),  und  dass  bei  ihnen  auch  aus 
anderen  als  gemeinrechtlichen  Gründen  die  Ehe  getrennt  wer- 
den könne  ^).  Allein  diese  (ohnehin  nur  vereinzelten)  Behaup- 
tungen widerstreiten  der  allgemeinen  Lehre  der  protestantischen 
Kirche  von  der  Ehescheidung,  da  auch  diese,  als  eine  chrisir 
liehe  Kirche,  keine  Will kühr  in  dieser  Beziehung  anerkennen 
kann  ^),  obwohl  allerdings  in  einzelnen  Fällen  solche  Willkühr 
unterlaufen  isf^.  Der  Grundsatz,  dass  in  protestantischen 
Fürstenhäusern  eine  Ehescheidung  nur  aus  den  nach  dem 
protestantischen  Kirchenrechte  giltigen  Scheidungsursachen  ftir 
statthaft  erachtet  werden  kann,  muss  auch  hinsichtlich  der 
jetzt  souyeraiuen  Familien  als  fortwährend  geltend  betrachtet 
werden. 

in.  Die  Frage,  wer  in  Ehestreitigkeiten  der  Mitglieder 
protestantischer  Fürstenhäuser  der  competente  Richter  sei,  war 
schon  zur  Reichszeit  vielfach  streitig®). 

§.  232. 

Legitimation  unehelicher  Kinder^). 

I)  Legitimatio  per  rescriptum. 

I.  Dass  den  unehelichen  Kindern  der  Mitglieder  eines 
ehemals  reichsständischen,  jetzt  souverainen  Hauses,  als  solchen 

*)  Moser,  Familienstaatsr.  II,  S.  402,  §.  29. 

^)  Dies  behauptet  Maarenbrecher,  Staatsr.  §.  246. 

•)  Moser,  Faiml.-Staatsr.  11,  S.  425.  —  Bekanntlich  eiferten  auch 
die  ausgezeichnetsteh  protestantischen  Reformatoren  jederzeit  mit  grösster 
Entschiedenheit  gegen  die  Willkühr  deri^desherrlichen  Ehescheidungen, 
z.  B.  Hein  rieh 's  Vni.  yon  England. 

')  Beispiele  bei  Moser,  1.  c. 

«)  Davon  unten  §.  268. 

*)  Pütter,  prim.  lin.  §.  27.  —Moser,  Famil.-Staatsr.  11,  853  u.  f.  -- 
H.  A.  Zachariae,  deut.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  67. 
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keine  Successionsreehte  und  andere  damit  zusammenhängende 
Familienrechte  zukommen  können,  ist  unbestritten  anerkannt^). 

n.  Was  aber  die  Wirkung  einer  legitimatio  anbelangt,  so 
muss  man  die  legitimatio  per  rescriptum  und  die  legüimcOio 
per  subsequens  matrimonium  unterscheiden. 

ni.  Hinsichtlich  der  legitimatio  per  rescriptum  betrachtete 
man  es  zur  Reichszeit  als  einen  durch  das  lombardische  Recht  ^ 
und  durch  ein  damit  übereinstimmendes,  beatändiges,  uraltes 
deutsches  Herkommen  überhaupt  festgestellten  Grundsatz,  dass 
die  durch  kaiserliches  Rescript  legitimirten  Kinder  (sog.  Buch- 
kinder)*) von  aller  adeligen  Stammguts-,  Lehen-  und  Fami- 
lienfideicommissfolge  zum  Vortheile  der  anderen  legitimen 
Erbfolgeberechtigten  ausgeschlossen  seien  ^). 

IV.  In  Bezug  auf  die  legitimatio  per  rescriptum  gab  es  für 
die  reichsständischen  Familien  daher  ebensowenig  ein  beson- 
deres Recht ,  als  wie  für  den  ritterlichen  Adel.  >  Ueberdies 
konnte  in  den  reichsständischen  Familien  einer  vom  Kaiser 
ohne  Zustimmung  der  Agnaten  oder  anderen  Erbfolgebereeh- 
tigten   (einschliesslich    des    Lehensherm   bei  Territoriallehen) 

*)  Pütt  er,  prim.  lin.  §.  27.  „lUegitiinae  prolis  plane  nulla  in  tenis 
patemis  successio  est.^'  Siehe,  über  natürliche  Kinder  reichsst&ndiscber 
Herren  überhaupt:  Moser,  Familienstaatsr.  ü,  S.  860  u.  f. 

3)  U.  Feud.  26.  ^.10.  „Naturales  filii,  liceat  postea,  fiant  legidml 
ad  successionem  feudi  nee  soli,  nee  cum  aliis  admittuntur.'*  —  So  rer- 
schieden  auch  die  Ansichten  über  den  Sinn  dieser  Stelle  waren  (siehe 
unten  §.  234  Note  2  und  6),  so  yerstand  sie  doch  die  Theorie  und  Praxis 
seit  den  Zeiten  der  Glossatoren  ausnahmslos  mindestens  dahin,  dass 
uneheliche,  durch  Rescript  legitimirte  Kinder  von  der  Lehenfolge  ausge- 
schlossen seien. 

*)  Sie  Messen  so,  weil  sie  häufig  eine  ausfClhrliche  Urkunde  in  forma 
UbeUi  erhielten. 

»)  Schwabenspiegel,  (Lassberg)  c.  47.  „Gewinnet  aber  ein  maa 
ein  sun  Yuelichen,  den  mag  de  pabesirwol  zeinem  ekind  machen,  vnd  ocii 
der  Eeiser  .  .  .  aber  weder  pabest  noch  Eeiser  die  mögen  in  daz  reht 
nimen  geben,  daz  si  ir  mage  geerben  mugen,  als  ob  sie  in  ir  muter  libe 
ekind  warin  gewesin."  -  Man  sieht  daraus,  dass  die  deutsche  Praris  im 
XIII.  Jahrhunderte  der  Legitimatio  per  rescriptum  princ^pis  überiianpt 
keine  andere  Wirkung  beilegte,  als  die,  welche  man  nachher  mit  dem 
Begriffe  einer  sog.  Zegitimatio  minus  plena  verband:  d.  h.  dass  der  Kaiser 
wohl  in  staatsbürgerlichen  Beziehungen  den  Makel  der  unehelicben 
Geburt  auslöschen,  nicht  aber  Familien  rechte  gegen  den  Willen  der 
Familienglieder  verleihen  könne. 
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erwirkten  legitimatio  per  rescriptum  um  so  weniger  die  Wirkung 
beigelegt  werden,  den  Mangel  der  rechtmässigen  Geburt  in  Be- 
zug auf  das  Successionsrecht  und  die  Familientitel  und  Würden 
zu  beseitigen,  als  schon  in  Bezug  auf  Missheirathen  und  mor- 
ganatische Ehen  die  kaiserliche  Machtvollkommenheit  durch 
die  Wahlkapitulation  Art.  XXH.  §.  4  (seit  1742  und  1790) 
beschränkt  worden  war®). 

V.  Wenn  aber  die  Zustimmung  der  Agnaten  oder  anderen 
Erbfolgeberechtigten  (und  bei  Lehen  des  Lehensherm)  erfolgte, 
oder  keine  solchen  Erbberechtigten  vorhanden  waren,  so  stand 
derSuccession  der  durch  kaiserliches  Rescript  legitimirten  Kinder 
eines  Reichsstandes  in  Land  und  Leute  nichts  im  Wege. 

VI.  Von  Legitimationen  durch  kaiserliches  Rescript  kann 
heut  zu  Tage  seit  der  Auflösung  des  Reichsverbandes  keine 
Rede  mehr  sein.  Dagegen  lässt  sich  nicht  bestreiten,  dass  in 
den  jetzt  souverainen  Häusern  der  Souverain  seinen  (oder  an- 
derer Mitglieder  des  Hauses)  unehelichen  Kindern  volle  Fa- 
milien- oder  Successionsrechte  durch  Rescript  unter  denselben 
Voraussetzungen  giltig  beilegen  kann,  unter  welchen  ein  sol- 
ches früher  vom  Kaiser  giltig  erbeten  und  ertheilt  werden 
konnte,  d.  h.  unter  der  Voraussetzung,  dass  keine  Rechte  an- 
derer Erbberechtigten  gekränkt  werden  und  nicht  die  Landes- 
verfassung in  dieser  Beziehung  dem  Souverain  Beschränkungen 
auflegt'').  Letzteres  ist  namentlich  der  Fall  in  allen  jenen 
Staaten,  in  welchen  ein  Verfassungsgesetz  die  Successionsfähig- 
keit  von  der  Geburt  in  wahrer,  ebenbürtiger  und  hausgesetz- 
licher Ehe  abhängig  macht.  In  den  neueren  Hausgesetzen  ist 
daher  von  einer  derartigen  legitimatio  per  rescriptum  nicht 
mehr  die  Rede  und  dieselbe  stillschweigend  als  ausgeschlossen 
zu  erachten. 

«)  Siehe  oben  §.  224.  227.  VI. 

')  Schon  im  Mittelalter  wurde  das  Recht  souverainer  Herrscher,  einen 
ihrer  natürlichen  Söhne  durch  Legitimatio  per  rescriptum  zur  Regierungs- 
nachfolge zu  beföhigen ,  als  selbstverständlich  betrachtet ;  zur  Beseitigung 
etwaiger  Zweifel  wurde  aber  von  den  Souverainen  mitunter  ein  p&p  st  lieh  es 
Rescript  nachgesucht.  Vergl.  Cap.  13.  X.  qui  filii  sint  legitimi  (4,  17): 
„Insüper  cum  Rex  superiorem  in  temporalibus  minime  recognoscat,  sine 
juris  alterius  laesione  in  eo  se  jurisdictioni  nostrae  subjicerc  potuit,  in  quo 
videretur  aliquibus,  quod  per  se  ipsum  (non  tanquam  Pater  cum  filiis,  sed 
tanquam  princeps  cum  subditis)  potuit  dispensare." 
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§.  233. 

n.   Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe*). 

1)  Vorbemerkung.     Die  angebliche  gemeine  Lehre. 

I.  Seit  dem  vorigen  Jahrhunderte  begegnet  man  in  publidsti- 
Bchen  Werken  sehr  häufig  der  Behauptung,  dass  in  den  reichs- 
ständischen Familien  nach  gemeinem  Privatfärstenrechte 
auch  die  durch  die  nachfolgende  Ehe  l6gitimirten  unehelichen 
Kinder  (sog.  Mantel-  oder  Gürtelkinder)^)  von  der  Sue- 
cession  in  die  Regierung  und  die  damit  zusammenhängenden 
Güter  ebenso  ausgeschlossen  wären,  wie  die  durch  kaiserliehe 
Bescripte  legitimirten  Kinder  5). 

II.  Allein  so  gewiss  die  Succession  solcher  Kinder  in 
grösseren  Territorien,  wo  Landstände  von  Adel  vorhanden 
waren,  als  mancherlei  Unannehmlichkeiten  ausgesetzt  betrach- 
tet werden  musste,  so  besteht  doch  kein  gemeinverbind- 
liches Gesetz^),  noch  ein  ei-weisliches  gemeines  Herkom- 
men, welches  die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten 
unehelichen  Kinder  eines  reichsständischen  Herrn  von  der 
Begierungsnachfolge  ausgeschlossen  hätte  %  sondern  man  findet 

0  Ausser  den  in  §.  232.  Note  1  angeführten  Schriften  gehöreo 
insbesondere  noch  hieher  die  im  §.  219.  Note  1  und  im  §.  220.  Note  2,  IV. 
angeführten  Schriften  über  den  Bentinck'schen  Successionsstreit 

*)  Sie  wurden  so  genannt,  weil  sie  bei  der  Trauung  ihrer  Aeltem  unter 
dem  Mantel  (Schleier)  der  Mutter  zu  knien  oder  durch  eine  Schnnr  an 
deren  Gürtel  gebunden  zu  werden  pflegten. 

»)  Pütter,  prim.  lin.  §.  27.  —  Moser,  FamiL-Staatsr.  II,  S.  855 
u.  f.  —  In  dem  XV.  und  XVI.  Jahrhunderte  war  die  unbeschränkte 
Successionsfähigkeit  der  Mantelkinder  fast  ^derspruchslose  gemeine  Lehre. 
Wenn  daher  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  I,  §.  67.  S.  314.  Note  7.  sagt, 
erst  in  neuerer  Zeit  sei  die  Successionsfähigkeit  der  Mantelkinder  in  Land 
und  Leute  vertheidigt  worden,  zuerst  von  Di  eck  etc.,  so  ist  dies  nur  im 
Gegensatze  zu  den  Juristen  des  XVUI.  Jahrhunderts,  und  selbst  da  nicht 
ganz  richtig. 

*)  Ausdrücklich  gibt  dies  zu  Moser,  1.  c.  S.  855. 

*)  Das  Hauptargument  von  Moser,  L  c.  866.  und  Pütt  er,  Lc.  §.27. 
und'  ihren  Anhängern,  besteht  dann,  dass  sie  (umgekehrt)  das  Dasein 
eines  Herkommens  zu  Gunsten  der  p.  s.  m.  legitimirten  Kinder 
läugnen;  allein  hierauf  kann  es  nicht  ankonmien,  da  feststeht,  dass  die 
gemeingiltige  Gesetzgebung  des  Kelches  für  das  Successionsrecht 
der  p.  8.  m.  Legitimirten  ist. 
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nur  so  viel,  das  seit  dem  XVI.  Jahrhanderte  einzelne  reichs- 
ständische Familien  durch  hausgesetzliche  Bestimmungen  auch 
die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  von  der  Re- 
gierungsnachfolge auBzuschliessen  strebten,  und  dass  die  recht- 
liche Giltigkeit  derartiger  hausgesetzlicher  und  insbesondere 
fideicommissarischer  Bestimmungen  zufolge  der  den  Reichs^ 
ständen  in  dieser  Hinsicht  beigelegten  Autonomie  niemals  be- 
anstandet worden  ist. 

ni.  Gemeinrechtlich  hatten  aber  die  reichsständischen 
Familien  auch  in  Bezug  auf  Legitimation  unehelicher  Kinder 
dnrch  nachfolgende  Ehe  kein  anderes  Recht ,  als  der  ritter- 
liche Adel®),  und  daher  erklärt  sich,  warum  in  den  Rechts- 
quellen  und  in  der  Literatur  vor  dem  XVIIL  Jahrhunderte  die 
Frage  nach  dem  Successionsrechte  der  durch  nachfolgende 
Ehe  legitimirten  Kinder  reichsständischer  Herren  von  der 
Frage  nach  deren  Successionsrechte  in  adelige  Stamm-,  Lehen- 
und  Familienfideicommissgüter  überhaupt  nicht  unterschieden 


«)  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  67,  meint  zwar,  es 
lasse  sich  durch  kein  Beispiel  nachweisen,  dass  die  Grundsätze  des  römischen 
und  canonischen  Rechtes  üher  die  legüimatio  p.  s.  m.  bei  dem  hohen  und 
reichsunmittelbaren  Adel  Eingang  geftinden,  und  bei  diesem  das 
zweifellose  ältere  deutsche  Recht  yerdrängt  hätten.  AUein  auf  das 
Dasein  solcher  Beispiele,  da  ohnehin  nachfolgende  Ehen  in  reichsstän- 
dischen Familien  sehr  selten  vorkamen,  kann  es  nicht  ankommen,  da 
das  römische  und  canonische  Recht,  um  im  FrivatfCürstenrechte  zur  Anwen- 
dung zu  kommen,  nicht  erst  des  Beweises  ihrer  specieUen  Reception  oder 
ihres  Gebrauches  in  yorgekommenen  Fällen  durch  den  hohen  oder 
reichsunmittelbaren  Adel  bedürfen,  sondern,  wenn  ihre  Grundsätze  ausge- 
schlossen werden  sollen,  der  Beweis  eines  entgegenstehenden  Her- 
kommens geführt  werden  muss.  Von  diesem  gilt  aber  auch  hier,  was 
Y.  Selch ow,  Rechtsfälle,  Lemgo,  1792.  p.  192.  sehr  gut  in  Bezug  auf  das 
angebliche  gemeine  Herkommen  in  Missheirathssachen  gesagt  hat,  dass 
selbst  die  Uebereinstinunung  der  Hausgesetze  oder  Praxis  Ton  „vierzig 
fürstlichen  Häusern  dem  Einundvierzigsten  noch  keine  Verbind- 
lichkeit auflegen  könne."  —  Legibus,  non  exempUs  jtuUccmdum  est.  ' — 
Sodann  ist  das  ältere  deutsche  Recht  schon  seit  dem  XHL  Jahrhunderte 
nichts  weniger  als  unzweifelhaft  fUr  den  Ausschluss  der  p.  s.  m. 
Legitimirten,  wie  sich  im  §.  234.  zeigen  wird.  Endlich  ist  es  mit  Beispielen 
eine  gar  missliche  Sache,  da  deren  Aufzeichnung  und  Bekanntwerden 
(sowohl  der  für,  als  gegen  eine  Behauptung  sprechenden)  durchaus  Sache 
des  Zufalls  und  überall  nur  ünvoUständigkeit  anzutreffen  ist 
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wurde'')  und  anch  heut  zu  Tage  gemeinrechtlich  nicht  unter- 
Bchieden  werden  kann,  sondern  in  Ermangelung  neuerer  ge- 
meinrechtlicher Normen  ganz  nach  gleichen  Grundsätzen  ent- 
schieden werden  muss^). 

§.  234. 

2)  Die  Quellengeschichte  in  Bezug  auf  die  Legitima- 
tion durch  nachfolgende  Ehe. 

I.  Unstreitig  wurde  nach  den  älteren  deutschen  Rediten 
bis  zum  Xin.  Jahrhunderte,  den  durch  nachfolgende  Ehe 
legitimirten,  unehelich  geborenen  Kindern  weder  im  AUod  noch 
im  Lehen  das  Successionsrecht  wirklich  in  der  Ehe  geboreoer 
Kinder  beigelegt^). 

IL  Desgleichen  schliesst  eine  aus  der  Mitte  oder  zweiten 
Hälfte  des  XIL  Jahrhunderts  stammende  Stelle  des  seit  dem 
XV.  Jahrhunderte  auch  in  Deutschland  als  subsidiäre  Rechts- 
quelle  recipirten  lombardischen  Lehn  rechts,  die  unehelichen 
Kinder  (naturales)  y  auch  wenn  sie  nachher  legitimirt  werden, 
von  der  Lehen  folge  aus,  und  zwar  ihrem  Wortlaute  nach, 
ohne  einen  Unterschied  zwischen  der  Legitimation  durch  Re- 
script  oder  durch  nachfolgende  Ehe  zu  machen  2). 


')  Dies  zeigt  sich  recht  deutlich  aus  der  Iit«rärgeschichüichen  üeber- 
sicht  bei  Fütter,  Missheirathea,  p.  492,  519. 

B)  Diejenigen,  welche  die  p.  s.  m.  Legitimirten  überhaupt  als  durch 
das  gemeine  deutsche  Recht  von  der  adeligen  Lehen-,  Stammguts-  and 
Familieniideicommissfolge  ausgeschlossen  betrachten,  müssen  allerdings  dies 
auch  consequent  in  Bezug  auf  die  Regierungsnachfolge  thun;  diejenigen 
aber,  welche  in  ersterer  Hinsicht  der  entgegengesetzten  Meinung  den  Yonu^ 
geben,  haben  keinen  Grund,  in  Bezug  ^uf  r eich s ständische  Familien 
eine  andere  Eechtsansicht  als  gemeinrechtlich  begründet  anzunehmec. 

0  Vergl.  meine  deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  ia%.  Thi.  H,  §.  87.  und 
§.  89e.  —  Mit  Unrecht  beruft  man  sich  jedoch  zum  Beweise  des  ält^ea 
deutschen  Rechts  auf  den  Sachsenspiegel,  I,  36,  37;  z.  B.  H.A. 
Zachariae,  a.  a.  0.  §.  67.  Nr.  3.  —  Allein  diese  beiden  Stellen  handeln 
durchaus  nicht  von  der  Legitimation  unehelicher  Kinder,  sondern  der 
Sachsenspiegel  1, 36.  behandelt  nur  die  Frage  nach  der  rechtzeitigen 
Geburt  eines  in  der  Ehe  gebomen  Kindes  nach  römischen  Grundsätzen: 
der  Sachsenspiegel  I,  37.  handelt  aber  theils  von  der  Nichtigkeit 
der  Ehe  nach  den  Grundsätzen  des  römischen  Rechts  (L.  un,  de  rc^pt»  virg,). 
theils  davon,  dass  die  im  Ehebruche  erzeugten  Kinder  (nach  cap.  6.  X. 
qui  filii  sint  leg.)  durch  nachfolgende  Ehe  nicht  legitimirt  werden  können. 

*}  Es  ist  dies  das  berühmte  Cap.  Naturales  IL  Feud.  26.  §.  la 
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ni.  Die  Ansicht  des  älteren  deutschen  Bechts  wurde  aber 
Bcbon  sehr  frühzeitig,  und  schon  lange  vorher,  ehe  von  einer 
Reception    der    römischen    justinianischen    Bechtsbttcher    in 


(siehe  den  Text,  oben  §.  232.  Note  3).  —  Erst  in  der  neuesten  Zeit  hat 
Dieck,  in  der  Revisionsgegenschrift  in  der  Bentinck'schen  Sache, 
Halle  1844,  S.  209,  und  sodann  in  einer  ausführlichen  besonderen,  nach 
seinem  Tode  von  Michaelis  in  s.  Votum,  Heft  4.  1848,  herausgegebenen 
Abhandlung  behauptet,  dass  das  Cap.  Naturales  sich  gar  nicht  auf  die 
Mantelkinder  beziehe,  sondern  von  Kindern  aus  einer  lombardischen 
Missheirath  (Verbindung  eines  freien  Mannes  mit  einer  ancüla  cUdzd)  handle, 
und  dass  daher  der  Zdber  feudorum  gar  keine  Bestimmung  über  das 
Successionsrecht  der  LegüimaU  p.  s.  m.  enthalte.  Die  Argumentationen 
in  der  zuletzt  genannten  Abhandlung,  die  zunächst  gegen  meine  Bemer- 
kungen gegen  Dieck  in  der  dritten  Ausgabe  dieses  Lehrbuchs  gerichtet 
sind,  können  nur  denjenigen  blenden,  der  das  lombardische  Hecht  nicht 
oder  nur  oberflächlich  kennt.  Es  kommt  aber  hier  in  Betracht:  a)  dass 
Dieck  das  Zusammenleben  eines  freien  Mannes  mit  einer  Frau  aus  dem 
nicht  für  vollfrei  geachteten  Stande  der  Aldionen  ohne  anmu«  conjugalisy 
also  den  Concubinat,  welcher  nach  dem' lombardischen  Hechte  zwar 
keine  strafbare  Verbindung  war,  aber  durchaus  nicht  als  Ehe  galt, 
ganz  gegen  die  Quellen  als  unstandesmässige  Ehe  oder  Missheirath 
auffasst;  b)  dass  auch  das  canonische  Recht  diese  Verbindung  mit  solchen 
oder  anderen  unfreien  Frauen  gerade  so  als  Concubinat  verdanmite,  wie 
ein  Zusammenleben  mit  einer  freien  Frau  ohne  Ehe;  (Causa  32.  Qu.  2. 
c.  11.  „  A  n  c  i  1 1  a  m  a  thoro  abjicere  et  uxorem  certae  ingenuitatis  accipere, 
noa  dnplicatio  conjugii,  sed  profectus  est  honestatis^' ;  vergl.  mit 
Causa  32.  q.  4.  c.  15.);  c)  dass  das  Wort  „Naturales**  aus  der  römischen 
Sprache  in  die  Lombarda  und  in  den  liher  Feudorum  übergegangen  ist, 
und  von  den  lateinschreibenden  Lombarden  sicher  nur  zur  Bezeichnung 
von  Kindern  gebraucht  wurde,  welche  sich  mit  dem  römischen  Concubinen- 
kinde  in  gleicher  oder  ähnlicher  rechtlicher  Stellung  befanden ;  d)  dass 
aus  der  Vergleichung  der  Lombarda  mit  .dem  ebenfalls  hauptsächlich  in 
der  Lombardei  gesammelten  und  gelehrten  canonischen  Rechte  (Causa  32, 
Qu.  2.  c.  15.  „Naturales  autem  dicuntur  ingenuarum  concubinarum  filii^') 
feststeht,  dass  ebensowohl  die  Söhne  freier  als  unfreier  Concubinen 
„NcUurales**  hiessen;  e)  dass  endlich  die  Glossatoren,  welche  unmittelbar 
nach  der  Compilation  des  Izber  feudorum  Hher  denselben  Vorlesungen 
hielten  und  ^ihn  glossirten,  die  also  Zeitgenossen  seines  Textes  und 
ebenfalls  Lombarden  waren,  doch  wohl  sicher  wissen  mussten,  was  „Natu- 
rales*' im  Sinne  des  lombardischen  Rechtes  sind,  und  f)  dass  diese  Glossa- 
toren und  alle  ihre  Nachfolger  unter  „Naturales**  stets  alle  unehelichen 
Kinder,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Mutter  frei  oder  unfrei  war,  begriffen 
haben.  —  Dass  übrigens  aber  das  Cap.  Naturales  als  ein  blosser  Lehentext 
durchaus  nicht  massgebend  für  Successionen  in  Allodien  sein  könnte, 
bedarf  als  selbstverständlich  keiner  Ausführung. 
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Deutschland  die  Bede  war^  dnreh  das  canonische  Reeht 
durchbrochen,  welches  Air  alle  Stände  ohne  Unterschied 
gleiche  Giltigkeit  beansprucht,  da  die  Kirche  hinsichüich  ihrer 
Vorschriften  niemals  einem  Standesunterschiede  unter  den 
Klassen  der  Freien  einen  Einfluss  gestattete.  Das  canonische 
Recht  stellt  nämlich,  von  dem  favor  matrimonü  ausgehend,  die 
durch  nachfolgende  kirchliche  Schliessung  der  Ehe  legitimirten 
Kinder  den  in  der  Ehe  geborenen,  und  zwar  ohne  aUe  Unter- 
scheidung von  AUodial-  oder  Lehenfolge,  von  rOmischrechdicher 
(bürgerlicher)  oder  nach  deutschem  Stammgutssjsteme  zu  be- 
urtheilender  Erbschaft,  voDkommen  gleich^). 

IV.  Diese  Grundsätze  des  canonischen  Rechts  waren  aber 
nach  dem  Zeugnisse  des  Schwabenspiegels  c.  377  in 
Deutschland  schon  im  XIII.  Jahrhundert  vollständig  durchge- 
drungen^).   Indem  sonach  der  Schwabenspiegel  mit  aos- 

3)  Vergl.  Decretal.  Gregor.  IX.  Tit  qui  filii  sint  legitim.  (4, 17).  —  Das 
canonische  Recht  behandelt  in  diesem  Titel  die  Legitimation  Yorzugsveise 
mit  Rücksicht  auf  die  Successionsrechte.  Dass  hierbei  gr^stentheils  too 
keiner  gemeinen,  nach  .römischem  Rechte  vererbenden,  sondern  von  adeliger 
Stammguts-  und  Landesfolge  die  Rede  ist,  ergibt  sich  nicht  nur  aas  dem 
bereits  oben  (§.  232.  Note  7.)  angeführten  Cap.  13.  h.  t  und  aus  Cap.  7. 
eod.,  sondern  auch  sehr  deutlich  aus  Gap.  1.  eod.  Hier  wird  nämlicfa 
darüber  Beschwerde  gef&hrt,  dass  der  Yatersbruder  (Patrmts)  seine  Nichte, 
die  nur  p.  s.  m.  legitimirt  ist,  exherediren  will.  Wäre  von  römischer,  resp. 
bürgerlicher  Erbfolge  die  Rede,  so  w&re  diese  Beschwerde  sinnlos,  da  die 
Nichte  nach  rom.  Rechte  kein  Notherbenrecht  am  Onkel  hat,  also  sich  nie 
über  „exkeredare",  was  hier  ganz  überflüssig  wäre,  beschweren  könnte. 
Die  Bedeutung  dieses  „exheredare*^  als  Ausschliessen  von  der  Stammguts- 
folge und  seine  Beziehung  zur  germanischen  Stammgutsfolge  ergibt  sich 
aber  klar  aus  der  Lombarda,  Leg.  Luitprandi  YI,  51.  —  Siehe  meine 
dcut  R.-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  D,  §.  113.  VE. 

*)  Siehe  oben  Note  1.  —  Um  die  Bedeutung  des  canonisdien  Redite$ 
in  dieser  Lehre  richtig  zu  würdigen,  muss  man  sich  daran  erinnern,  ditss 
die  Frage  nach  der  Legitimität  eines  Kindes  ein  Präjudicialpunkt  för 
die  Erbschaft  war,  den  nur  das  geistliche  Gericht  entscheiden  konnte, 
und  dessen  Ausspruch  sodann  der  welüiche  Richter  hinsichtlich  der  Erb- 
schaftsfrage zu  Grunde  legen  musste,  wie  dies  der  Schwabenspiegel 
c.  377.  (siehe  Note  5)  ausdrücklieh  sagt,  der  hier  buchstäblich  mit  cap.  5. 
7.  9.  X.  qui  filii  sint  legitimi  (4,  17)  übereinstimmt.  (Vergl.  auch  Schwa- 
benspiegel [Lassberg]  c.  40.).  --  Es  ist  daher  eine  ganz  unrichtig« 
Ansicht,  wenn  man  behauptet,  dass  nur  die  geistlichen  Gerichte  für  die 
Saccessionsfähigkeit  der  Mantelkinder  gesprochen  hätten,  oder  glaubt,  dass 
die   weltlichen  Gerichte   nach  der  mittelalterlichen  Vorstellung   rechtlich 
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drttcklicher  Bezugnahme  auf  das  canonische  Recht  die  Zulas- 
sung der  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  zur  Erb- 
folge ,,in  Lehen  und  Allod^'  ausspricht^),  hat  er  ihre 
Zulassung  zu  jeder  Art  von  Erbfolge ,  auch  in  Lan'd  und 
Leute,  oder  eine  Landesherrschaft,  ausgesprochen,  da  das  mit- 
telalterliche Recht  keinen  stärkeren  als  diesen  Ausdruck  kennt, 
um  zu  bezeichnen,  dass  ein  Kind  seine  Eltern  oder  sonstige 
Verwandten  -in  aller  und  jeder  Beziehung  erben  soll. 

y.  Diese  Lehre  des  canonischen  Rechts  erhielt  in 
Deutschland  durch  die  Reception  des  römischen  Rechts  eine 
neue  Stütze,  da  auch  dieses  die  durch  nachfolgende  Ehe  legi- 
timirten Kinder  den  in  der  Ehe  erzeugten  vollkommen  gleich 
stellt. 

VL  Seit  dem  Siege  des  canonischen  Rechts  in  der  Legiti- 
mationslehre verstand  die  deutsche  Praxis  den  lombardischen 
Lehentext  nur  noch  von  den  durch  Reskript  legitimirten 
Kindern^).  Sie  hatte  auch  zu  einer  solchen  einschränken- 
den Auslegung  vollen  Grund,  da  das  canonische  Recht  die 
Legitimität  der  vor  Eingehung  der  förmlichen  Ehe  geborenen 
Kinder  durchaus  nicht  als  eine  rückwärts  auf  deren  Geburt 


hätten  für  befhgt  gelten  können,  gegen  das  canonische  Recht  bei  ihrer 
älteren  Praxis  zu  bleiben. 

*)  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c.  377.  ,,Hat  ein  nian  ein  frowe 
ze  ledeclichen  dingen,  unt  hat  kint  bi  ir  yü  oder  lützel.  Tnde  nimet  er  si 
darnach  ze  rehter  6  (Ehe),  swaz  si  kinde  sampt  hetten  zvn  6.  6.  (»  zuvor, 
ehe  cils)  daz  si  einander  ze  ^  (Ehe)  nßmen.  div  sint  ellv  {aUe)  sampt  rehte 
^  kint  (Ehekinder)  ynd  erbent  eigen  ynd  lehen  von  vatcff  Tnde  von 
muter  ynde  von  andren  iren  fründen  (FVeimden,  Verwandten)^  alse  wol 
alse  diT  kint  die  si  darnach  gewinnen!  so  si  einander  ze  6  (Ehe)  genomen 
hant  wil  man  in  dez  Tor  weltlichen  (gerihte)  nüt  gelovben.  so  suln 
si  ir  elich  reht  vor  geistlichen  gerihte  behalten,  vnd  soln  dez  brieve 
mde  ingesigel  nemen.  so  behabent  si  ir  reht  Tor  aUem  weltlichen  gerihte 
mit  rehte." 

")  Selbst  Pütt  er,  welcher  Torzüglich  aus  Rücksicht  auf  die  hier 
häufige  Unstandesmässigkeit  der  Ehe  das  Successionsrecht  der  p.  s.  m. 
legitimirten  Kinder  in  den  reichsständischen  Häusern  bestreitet,  nennet  in 
s.  prim.  lin.  §.  27.  die  Einschränkung  der  Bestimmung  in  ü.  F.  26.  §.  10. 
auf  die  per  rescriptum  Legitimirten  und  die  Zulassung  der  p.  s.  m.  Legi- 
timirten zur  Lehnfolge  eine  „interpretcOio  peranUgua  etfere  ustuxUs^^,  mit 
specieller  Beziehung  auf  einen  durch  ein  Reichshofraths-Condusum  Tom 
23.  Dec.  1715  zu  Gunsten  der  Letzteren  entschiedenen  Fall. 
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zu  beziehende  Rechts fiktion,  sondern  als  eine  immanente, 
wesentliche  Wirkung  der  Ehe  auffasste^,  daher  anch  mit  Ab- 
sicht von  dem  römischen  Erfordernisse  der  Legitimation,  dass 
anch  das  zn  legitimirende  Kind  einwillige,  Umgang  nimmt  und 
eben  desshalb  auch  in  seinen  gesetzlichen  Texten  niemals 
bei  nachfolgender  Ehe  von  Legitimation  der  yoreheliehen 
Kinder  spricht,  auch  diese  niemals  als  jylegüimatV\  sondern 
nur  allein  als  jjlegitimi*^  bezeichnet 

YII.  Auf  der  anderen  Seite  sträubte  sich  das  Interesse  der 
Agnaten  gegen  die  Anerkennung  der  römischen  und  canoni- 
schen Grundsätze,  und  suchte  man  deren  Anwendung,  da  mas 
sie  in  Bezug  auf  die  rein  bürgerliche  Erbschaft  nicht  Ter- 
hindern  konnte,  wenigstens  in  Bezug  auf  adelige  Leben, 
Stammgüter  und  Familienfideicommisse  durch  die  Behauptung 
auszuschliessen ,  dass  sie  in  solchen  Beziehungen  darum  nicht 
anzuwenden  wären,  weil  dem  römischen  Kechte  solche  Qüts- 
Verhältnisse  völlig  fremd  gewesen  wären  ^.  Daher  entspann 
sich  der  bis  in  die  neueste  Zeit  fortgesetzte  Streit  über 
die  Successionsfähigkeit   der  Legitimirten  in   adelige  LeheU; 


^  Gap.  6.  X.  -qui  ülii  sint  legitimi  (4,  17.)  „Tanta  est  vis  matrimoim, 
ut  qui  antea  sunt  geniti,  post  contractmn  matrimonium  legitimi  habean- 
tur."  —  Die  Kirche  bedurfte  hier  keiner  Rechtsfiktion,  und  woDte 
keine  solche, 'sie  schnitt  vielmehr  nur  die  Untersuchung  darüber  ab,  ob  die 
bisherige  Verbindung  ein  Concubinat  war  (was  das  römische  Recht  ah 
nothwendig  voraussetzte,  weil  es  sonst  keine  LegäwutUo  p.  s.  m.  zol&sst), 
oder  ob  bisher  Gewissensehe  bestand.  Gap.  9.  X.  eod.  „Si  qui  aaten 
de  clandestino  matrimonio,  postmodum  ab  ecclesia  comprobato,  generaü 
fuerint,  eos  legitimes  judices  Mos  et  haeredes."  —  Es  ist  ein  grosser 
und  schon  von  Weber,  Handbuch  des  Lehnrechts,  Bd.  DI.  S.  200.  mit 
Recht  scharf  gerügter  Irrthum,  wenn  man  glaubt,  das  canonische  Recht 
habe  in  der  Lehre  von  der  Legitimatio  p.  s.  m.  nur  das  römische  Recht 
copirt:  es  ünden  sich  sehr  wesentliche  Unterscheidungen  zwischen  beiden 
Rechten,  wie  hier  gezeigt  wird. 

8)  Wenn  man  (wie  z.  B.  J.  Held,  System  des  Vert-Rechts,  Bd.  ü. 
(1857)  S.  227.  Note  1)  behauptet,  der  favor  matrimonü  könne  immer  nnr 
privatre&htliche  Wirkung  haben  und  jedenfalls  nicht  den  politisdi  so 
wichtigen  Zweifel  an  der  Echtheit  der  Geburt  beseitigen,  so  ist  Ersteres 
nichts  Anderes,  als  eine  petüio  principii,  und  das  Obwalten  des  letztgedachten 
Zweifels  eine  weitere  selbstständige  thatsächliche  Frage,  welche  nach  Lage 
des  FaUes  ebensowohl  auch  bezüglich  der  während  der  Ehe  erceogten 
Kinder  angeregt  werden  kann. 
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Stammgfiter  nnd  FamilienfideicoiDinisse  nach  gemeinem 
Rechte,  wobei  sich  aber  nicht  verkennen  lässt,  dass  die  An- 
sicht der  Jnristenfakultäten  nnd  die  Praxis  der  obersten  Reichs- 
gerichte sich  entschieden  für  die  Snccessionsf ähigkeit  der  durch 
nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  erklärt  hat,  und  der  Be- 
weis eines  besonderen,  gegentheiligen,  fllr  die  reichs- 
standischen  Familien  gemeinrechtlich  giltigen  Standes- 
rechtes in  dieser  Hinsieht  nicht  geführt  werden  kann^). 

§.  235. 

3)    Praktisches  Recht   in  Bezug   auf  die  Legitimation 
durch  nachfolgende  Ehe. 

I.  Wo  keiue  besonderen  Haus-  und  Landesgesetze,  Pa- 
milienTerträge  oder  Famjilienfideicommissstiftungen  entgegen- 
stehen O7  muss  •auch  bei  den  jetzt  souverainen  Familien  als 
gemein  giltiges  Recht  die  Successionsfähigkeit  der  durch 
nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  betrachtet  werden,  da  in 
der  Erwerbung  der  Souverainetät  an  sich  keine  Veränderung 
des  früheren  Familienrechts  enthalten  ist. 

IL  Das  einfache,  wenn  auch  ausdrückliche  Erfordern  einer 
ehelichen  Abstammung  in  den  Familienfideicommissstif- 
tungen  kann  aber  an  sich  allein  nicht  ftlr  eine  hausgesetzliche 


»)  Siehe  Pütter,  Missheirathen,  492,  519;  prim.  lin.  §.27.  — Goritz, 
z.  Lehre  von  der  Erbfolgefähigkeit  der  Yorehelichen  Kinder  in  Lehen  und 
Stammgüter,  in  d.  Zeitschrift  f.  deut.  Recht,  Bd.  Vn,  1843,  S.  319  u.  f. 
S33.  —  Unbestreitbar  ist  die  unbeschränkte  Successionsföhigkeit  der 
ManteUcinder  in  Bezug  auf  den  Bürgerstand  und  den  nicht  reichsständischen 
Adel  bis  auf  die  Gegenwart  als  gemeines  Recht  anerkannt  geblieben, 
und  diese  Theorie  sowohl  in  ältere  als  neuere  Lehngesetzgebungen  aus- 
drücklich als  die  richtige  aufgenommen  worden.  Weber,  Handbuch  des 
Lehnrechtcf  HI,  S.  253  u.  f.  •—  Umsomehr  müsste  also  das  Gegentheü,  wenn 
es  als  gemeines  Recht  der  reichsständischen  Famüien  gelten  soUte, 
aus  besonderen  Rechtsquellen  nachgewiesen  werden,  was  aber,  wie 
gezeigt  wurde,  nicht  möglich  ist. 

*)  In  dem  österreichischen  Pactum  successorium  von  1703  (K. 
Leopold  I.)  wurden  die  Mantelkinder  ausdrücklich  tou  der  Succession 
ausgeschlossen.  „In  omne  aevum  valituram  legem  dictamus  ut  in  .  .  .  . 
Nostris  Regnis  et  provinciis  hereditariis  successio  Marium  sanguinis  nostri 
per  lineam  masculinam  ex  legitime  matrimonio  progenitorum, 
non  legitimatorum,  Omnibus  feminis  .  .  .  preferatur.'' 
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Anordnnng  des  Ausschlusses  der  durch  nachfolgende  Ehe  legi- 
timirten  Kinder  von  der  Succession  eraehtet  werden  ^^  sofent 
nicht  aus  anderen  Umständen  besonders  erhellt,  dass  wirkGch 
die  Absicht  bei  der  Aufstellung  einer  solchen  Vorschrift  auf 
den  Ausschluss  solcher  legitimirten  Kinder  gerichtet  gewe- 
sen sei^). 

in.  In  jenen  deutschen  fiegentenhäusem,  in  wel<&en  noih 
mehr  die  Thronsuccessionsrechte  ausdrücklich  nach  Haus-  oder 
Verfassungsgesetzen  durch  Abstammung  aus  eiuer  nüt  Zustun- 
mung  des  Hauptes  der  Familie  eingegangenen  Ehe  bedingt 
sind;  kann  die  Streitfrage  über  die  Successionsfähigkeit  der 
durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  keine  weitere 
praktische  Bedeutung  haben  ^). 

§.  236. 

Adoption^). 

I.  Zur  Beichszeit  bestand  kein  gemeinverbindliches  Reichs- 
gesetZ;  welches  einem  HeriH  aus  reichsständischem  Hause  die 


')  Darüber,  dass  gemeinrechtlich  das  Wort  „ehelich''  s(rvoU 
die  in  der  Ehe  erzeugten,  als  die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimm 
Kinder  begreift,  kann  nach  der  vollen  rechtlichen  Gleichstellung  beider  tU 
legüimi  im  römischen  und  canonischen  Bechte  durchaus  kein  gegründeter 
Zweifel  bleiben.  Auch  die  G.  B.  Karl's  IV,>'cap.  Vn,  §.  2,  welche  zur 
Nachfolge  in  die  EurfÜrstenthOmer  ,JiUvm  legüimum^'  beruft,  ist  in  kmm 
anderen  Sinne  aufzufassen.  Hätte  hierunter  etwas  anderes  Verstandes 
werden  wollen,  als  nach  des  Reiches  gemeinen  Rechten  darunter 
zu  verstehen  ist,  so  hätte  dies  nothwendig  hier  besonders  gesagt  und  her 
vorgehoben  werden  müssen.  —  Die  Analogie,  welche  Gerber  in  senoi! 
sog.  Votum  über  den  gräfl.  Aldenburg-Bentinck' sehen  Successio&r 
streit  V.  privatrechtl.  Standpunkte,  Berlin  1854,  hiergegen  von  den  Adop- 
tivkindern hat  hernehmen  woUon,  die  auch  legüimi,  aber  doch  nicbi 
eheliche  Nachkommen  des  Adoptivvaters  seien,  ist  selbst  nicht  einffisi 
für  das  bürgerliche  Recht  stichhaltig. 

3)  Viel  zu  weit  geht  in  dieser  Beziehung  G.  F.  Rh-einwald,  die 
Erbfolgeunfähigkeit  der  Mantelkinder  aus  Gründen  der  Aldenbnrg- 
Bentinck'schen  Familienstatuten  etc.  Frankf.  a.  M.  1850. 

*)  Dies  ist  auch  der  Grund,  warum  die  neueren  Haasgesetze  gumki 
mehr  von  den  Mantelkindem  sprechen. 

0  Moser,  Staatsr.  XXTI,  399  u.  f. —  Dessen iFamlL-Staatsr.  H,^ 
u.  f.  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  29.  —  Klüber,  öffentL  Ä.  §.  245.  - 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  233.   -  Weiss,  System  §.  240.  —  tt  A 
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Adoption  nntefsaet  hltte.  Jedo^  galt  hiA  den  allodialen 
Stamm*  ud  Fawlicoifidefconimisgbesitznngen  4er  Gnindaatz 
ab  selbstyenitiijidlichy.  daas  kein  Adoptirter  znr  Snoc^ssion 
kommen  konnte;  so  lange  noch  Gebltttierben  vorbanden  waren; 
und  ebenso  waren  nach  allgemeinen  lehenreobtUßhen  Omnd- 
sftteen  die  AdoptirtM  Yon  der  Lehenfolge  selbst  <dann  ansge- 
«düosseo;  wenn  keine  geborenen  Leh^olg^  vorhanden  waren, 
sofern  nic^t  der  Lehenshen:  in  diesem  Falle  dem  Adoptirten 
dne  nene  Belehnnng  ertheilte^).  Ueberbanpt  war  die  Adoption 
in  den  reichsstündischen  Häusern  wenig  in  Gebrauch,  da  man' 
sich  znm  Bebufe  der  Vorsorge  für  den  Fall  des  Anssterbens 
der  Familie  lieber  der  Erbverträge  bediente. 

n.  Ein  Landesherr,  welcher  der  letzte  seines  Stammes 
und  durch  keine  Landstände  beschränkt  war,  konnte  zwar 
anbezweifelt  einen  Kachfolger  in  die  fieg^emng  seiner  allodialen 
Herrschaften  adoptiren;  jedoch  war  die  Zustimmung  des  Kaisers 
nothwendig,  so  weit  es  sich  um  den  Uebeigang  von  Titeln  und 
Wurden  handelte,  die  nur  vom  Kaiser  verliehen  werden  konn- 
ten').  Es  finden  sich  Beispiele,  dass  die  Kaiser  bei  Erhebung 
in  den  Reichsitirsten-  oder  BeichegrafeiMitand  dem  Neuerhobe- 
nen sofort  das  Recht  beilegten,  dass  er  selbst  im  Falle  kin- 
derlosen Ablebens,  oder  dass  der  letzte  seines  Stammes  einen 
Nachfolger  adoptiren  und  die  verliehenen  Titel  und  Rechte  auf 
diesen  versenden  dtbfe^);  anch  findet  sich  ein  Beispiel,  dass 


Ztchariae,  deat  Staatnr.  2.  Aufl.  $.  ^.  —  J.  Held,  System  des  ?er£- 
ßedits,  Bd.  n  (1857),  S.  2dl 

^)  n.  Fead.  26.  §.  8.  „Adoptivos  filioB  in  fendo  non  saccedit'* 

^  Moser,  Familienstaatsr.  n,  892  o.  t 

«)  Moser,  Staatar.  XXn,  405;  Fanüi^istaalvr.  H,  S.  '889,  893.  — 
Eine  sokhe  kaiserliche  £riaiibidss  cu  adoptveo  enthielt  das  Bantza umsehe 
Grafendipknn  ▼.  16.  Nov.  1660.  (abgedruckt  als  Beilage  B.  in  der  Schrift: 
Enno,  Graf  zu  Rautzau-Breitenburg,  Vorläufige  Widerlegung  etc. 
einiger  falschen  Nachrichten,  die  GrafBchaft  Rantzau  betr.,  Heidelbg.  1840.) 
—  Diesem  Rantzau'schen  Grafendiplone  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  das 
Aldenburgische  Grafendiplom  ▼*  15.  Juli  1658  nachgebildet  (s.  meine 
Schrift:  üeber  hohen  Adel,  §.  84,  8.  192.  Note  «);  und  über  dessen  Erklftr 
nmg  ebendas.  §.  85.  §.  100).  Es  ist  voUst&ndig  abgedruckt  in  J.  G.  y. 
Meiern,  Begensb.  Bdchstagshandlungen  y.  1553--1654,  S.  904  u.  f.; 
8.  auch  Moser,  Staatsr.  XXH  S.  346  u.  f. 

ZSpfl,  SUatmoht.  ft.  Anfl.  I.  42 
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die  Adoption  gewählt  wurde ,  um  eine  yoranssiditlieh  lai^ 
andauernde  yormnndsehaftliehe  Re^emng  zu  vermeiden^). 

m.  Heut  zu  Tage  ist  die  Adoption  in  den  sonveraineo 
dentBohen  Regentenhäns^n  nngebränchlieh.  Abgesehen  faicf- 
von  ist  in  denselben  ein  Recht,  durch  Adoption  Familien-  aod 
Regiemngsnachfolgerecht  zu  Übertragen,  ttberhaupt  nor  in  den 
Umfange  und  unter  denselben  Voraussetzungen  anzuerkennen, 
wie  von  dem  Adoptirenden  ein  Erbvertrag  mit  gleicher  Wir- 
kung geschlossen  werden  könnte^),  und  auch  dies  nur,  in  so 
fem  der  Adoption  nicht  die  besonderen  Hans-  oder  Staats- 
gesetze entgegen  stehen.  Bei  Constitutionen -monarefaisdier 
Staatsform  kann  daher  eine  Adoption  uur  mit  landständischer 
Zustimmung,  also  nur  kraft  eines  hinzukommenden  fomdicfaeo 
Yerfassungsgesetzes,  Thronfolgerechte  begründen^). 

IV.  Wo  zur  Giltigkeit  der  Ehen  der  Hitglieder  des  regie- 
renden Hauses  die  Einwilligung  des  Familienhauptes  forder- 
lich ist,  muss  dieselbe  wegen  Gleichheit  des  Grandes  auch  bd 
den  Adoptionen  derselben  ftir  nothwendig  geachtet  werden. 

V.  In  mehreren  neueren  Hausgesetzen  souverainer  des^ 
scher  Familien  ist  den  Mitgliedern  derselben  die  Adoption 
durchaus  untersagt^). 

§.•237. 
Volljährigkeit  und  Volljährigkeitserklärung. 

I.  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  bestand  keine  allge- 
meine reichsgesetzliche  Norm  hiusichtlich  des  Eintrittes 
der  Volljährigkeit  und  beziehungsweise  Regiernngsfähigk^t  bei 
den  Mitgliedern  der  reichsständischen  Familien.  Es  galt  dab^ 


B)  In  dieser  Weise  adoptirte  Eurflkist  Friedrich  der  Siegreidie  foo 
der  Pfalz  den  unmflndigen  Kurprinzen  Philipp.  Sohn  seines  Bndeis 
Ludwig.  Moser,  Famil.-Staatsr.  II,  S.  889.  und  dessen  deat  Staatsr. 
Bd.  XVn,  S.  321;  Bd.  XIX.  S.  84. 

8)  Vergl.  über  die  Thronfolge  aus  ErbvertrSgen,  unten  §.  25öl 
7)  J.  Held,  System  des  Yerf.-Rechtes,  Bd.  n  (1857),  S.  2^ 
»)  K  bayer.  Famil.-Statut,  y.  1819.  Tit  11,  §.  5.  ,^einem  Mitgfiede 
des  königlichen  Hauses  ist  eine  Adoption  gestattet'^  —  Ebenso  im  k^ 
Bächsischen  Hansgesetze  t.  30.  Dec  1837,  §.  13;  S.-Coburg-Gotha. 
Hausges.  1855,  Art  97.  (fugt  bei):  „  .  .  .  eine  gleiehwohl  TorgenosiBieBe 
wäre  nichtig." 
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süs  gemeinrechilich  die  römisch-recbfliche  Bestimmung  des  Ein- 
trittes der  Volljährigkeit  mit  dem  25.  Jahre  ^). 

n.  In  den  Ländern  des  sächsischen  Rechtes  trat  auch 
in  den  reichsständischen  Häusern,  insofern  keine  besonderen 
bausgesetzlichen  Normen  bestanden,  die  Volljährigkeit  mit 
dem  vollendeten  21.  Jahre  ein^). 

lU.  Für  die  Erbprinzen  in  den  kurfürstlichen  Häusern 
(sog.  Kurprinzen)  Tgar  durch  die  goldene  Bulle  das  acht- 
zehnte Jahr  als  Volljährigkeitstermin  festgesetzt  worden^). 

IV.  Auch  gegenwärtig  besteht  keine  Gleichmässigkeit  hin- 
sichtlich der  Volljährigkeit  in  den  deutschen  souverainen  Häu- 
sern. Die  ehemals  kurfürstlichen  Häuser  haben  den  in  der 
goldenen  Bulle  fttr  die  Erbprinzen  festgestellten  TeHnin  bei- 
behalten; derselbe  ist  auch  nunmehr  in  mehreren  anderen  re- 
gierenden Häusern  angenommen  worden^).  Die  Volljährigkeit 
der  übrigen  Prinzen  eines  solchen  Hauses  ist  mitunter  auf 
einen  späteren  Termin  (das  21.  Jahr)  gesetzt^). 


0  Moser,  Staatsr.  XVIII,  S.  383  u.  f.  419  u.  f.  —  Dessen  per- 
sönliches Staatsr.  I,  559  u.  f.  —  Gönner,  Staatsr.,  §.  80. 

*)  Siehe  §.  213.  Note  4.  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  77. 

5)  Aurea  Bulla  Caroli  IV.,  a.  1356.  Cap.  VH,  §.4.  „  .  .  legitimam 
aetatem  .  .  .  quam  in  Principe  Electore  decem  et  octo  annos  completos 
censeri  volumus."  —  Es  war  dies  der  allgemeine  Vol^ährigkeitstermin 
nach  dem  älteren  süddeutschen  Rechte.  Schwabenspiegel  (Lassberg) 
c.  51.  „Als  ein  man  kumt  hinz  achtzehen  iarn,  so  hat  (er)  sine  volle 
tage,  wil  er  so  mag  er  vormunt  haben,  wil  er.  er  mag  sin  wol  och  enbem. 
aber  konic  Karle  hat  gesetzet  er  sul  pfleger  han  vnz  fiunf  zweinzec  iarn." 

«)  Bayern,  Verf.-Ürk.  1818,  Tit  H,  §.  7.  „Die  Vol^ährigkeit  der 
Prinzen  und  Prinzessinnen  des  k.  Hauses  tritt  mit  dem  zurück- 
gelegten 18.  Jahre  ein."  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  8.  „Der  König 
wird  Tolljährig,  sobald  er  das  18.  Jahr  zurückgelegt  hat."  —  Ebenso: 
Preussen,  V.-ü.  1850.  Art  54.  —  Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  13.  - 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  9.  —  Baden,  Apanagengesetz  v.  21.  Juli 
1839,  R«g.-Bl.  24;  §.  5.  ~  Kurhessen,  V.-ü.  1831.  §.  5.  —  Braun- 
schweig, neue  Ldschftsord.  1832.  §.  15.  (12.).  —  Oldenburg,  rev. 
Staatsgrundges.  1852.  §.  19.  —  Das  21.  Jahr  fordern:  S. -Meiningen, 
Grdges.  1829.  Art  4.  —  S.-Altenburg,  Grundges.  1831,  §.  15.  — 
S.-Coburg-Gotha,  Verf.-Ü.  1852.  §.  11.  und  Hausges.  1855.  §.  86.  — 
Schwarzburg- Sondershansen,  1849.  §.52. -- Anhalt-Bernburg, 
V.-ü.  1850.  §.  90.  —  Wal  deck,  V.-ü.  1852,  §.  16.  —  Reuss,  j.  L., 
V.-ü.  1852.  §.  48. 

8)  So  z.  B.   K.  Sachsen,  Hausges.   1837.   §.  61.   —   Hannover, 
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y..  Eine  VoQjährigkeitserklärang  (venia  aetcctü)  minder- 
jähriger Mitglieder  reichsständischer  Familien  mnsste  zur 
Reichszeit  bei  dem  Kaiser  nachgesucht  werden.  Ans  dieson 
Omnde  hielt  man.  auch  die  kaiserliche  Confinnation  von  haos- 
gesetzlichen  Bestimmungen,  wodurch  der  Yolljährigkeitgtenmii 
kürzer,  als  im  gemeinen  (römischen)  Rechte  bestimmt  werdoi 
wollte,  ftir  nothwendig.  Heut  zu  Tage  mnss  es  als  ein  Recht 
des  Souverains  als  Haupt  des  Hauses  J>etrachtet  werden,  den 
Prinzen  und  Prinzessinnen  desselben  eine  VoUjährigkeits- 
erklärung  zu  ertheilen  und  zwar  auch  sogar  dem  Erbprinzen 
zum  Behufe  des  Regierungsantrittes,  sofern  nicht  eine  aus- 
drttckliche  Bestimmung  der  Landesverfassungsurkunde  ent- 
gegetfsteht,  wonach  die  Zustimmung  der  Landst&nde  oder 
Agnaten  einzuholen  wäre^),  oder  nach  dem  Geiste  der  Verfas- 
sung jede  Yolljährigkeitserklärung  des  Thronfolgers  an  sich 
als  ausgeschlossen  zu  erachten  ist^). 


Hausges.,  Gap.  5,  §.  2.  —  Baden,  Apanagenges,  v.  21.  Juli  1839,  Beg.-BL 
24;  §.  6.  —  Im  würtemberg.  Hausges.  1828.  Art  15.  ist  die  yomtiii%- 
keit  der  königlichen  Prinzen  und  .Prinzessinnen  (ausser  dem  Thronfolger) 
auf  das  21.  Jahr,  die  der  übrigen  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  Hauses  auf 
das  22.  Jalir  festgesetzt.  —  In  den  Grundgesetzen,  welche  dieVollj&hri^eh 
des  regierenden  Herrn  auf  21  Jahre  bestinmien,  (Note  4.)  wird  regel- 
mässig ausdrücklich  derselbe  Termin  für  die  Yol^ährigkeit  der  flbt%eii 
Mitglieder  des  Hauses  festgesetzt. 

0)  Besondere  Bestimmungen  über  die  Yollj&hrigkeitserklarung 
enthalten:  S.- Altenburg,  Grdges.  1831,  §.  15.  a  linea  2  und  3:  ,J)ei 
Prinzen  des  Hauses  kann  der  regierende  Herzog,  auf  Ansuchen  ihres 
bisherigen  oder  hierzu  besonders  bestellten  Vormands,  dk 
Grossjährigkeit  ertheilen,  wenn  sie  wenigstens  das  18.  Jahr  ihres  Lebens 
erftdlt  haben.  Der  Herzog  selbst  kann  von  dem  an  Jahren  ältesten 
Herrn  des  sächsischen  Gesammthauses  aller  Ldnien,  nach  znrüdi- 
gelegtem  18.  Lebensjahre  unter  Zustimmung  der  bisherigen  Vormund- 
schaft und  Kegentschaft  fOr  grossjährig  erklärt  werden.**  —  Fast 
wörtlich  übereinstimmt:  S.-Meiningen,  Grdges.  1829,  Art  4.  —  S.-Co- 
burg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.  87.  „Den  Prinzen  und  PrinzeasinneB 
des  herzogl.  Hauses  kann  der  Herzog  auf  Ansuchen  ihres  Yatera  oder 
Vormundes  die  Rechte  der  Vol^ährigkeit  ertheilen,  wenn  sie  wenigstens 
das  18.  Jahr  ihres  Alters  erftült  haben.'* 

T)  Dies  darf  als  Regel  bei  allen  jenen  neueren  Verfassongmnlniidea 
angenommen  werden,  welche  einen  kurzen  Vollijährigkeitstermin  (tS  Jahre) 
festsetzen  und  specielle  Vorschriften  über  die  bis  zu  diesem  Termine  ein- 
tretende BegierungSYOrmundschaft  enthalten. 
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§.  238. 

Vormundschaft. 

L   BegierungsYormundscliaft  im  Falle  der  Minder- 

jlQirigkeit  des  Thronfolgers^). 

1)  Geschichtliches. 

I.  Die  Yonnnndschaftliche  Landesregierung  (Begierungs- 
vormnndschaft,  Regentschaft)  bei  Minderjährigkeit  des 
Thronfolgers,  welcher  selbstverständlich  der  Fall  gleich  steht, 
wenn  bei  eintretender  Thronerledigung  die  Geburt  eines  Nach- 
folgers erwartet  wird^),  gebflhrte  nach  den  Grundsätzen  des 
älteren  deutschen  Rechts  von  Rechtswegen  dem  nächsten  gross- 
jährigen snccessionsberechtigten  Agnaten,  und  zwar  als  ein  jus 
quaesitum,  gleichsam  als  eine  ihm  ebenfalls  erbrechtlich  zustehende 
Befagniss^).  Doch  gelangte  dieser  Grundsatz  nur  in  Bezug  auf  die 
knrAlrstlichen  Häuser  zu  einer  ausdrücklichen  reichsgesetzlichen 
Sanktion,    welche   aber  hier  unverkennbar  kein   besonderes 


*)  Pütter,  prim.  lin.  §.  74  u.  f.  —  Moser,  Staatsr.,  Bd.  XVn.  XVm. 

—  Dessen  persönliches  Staatsrecht  I,  S.  288  n.  f.  —  Leist,  Staatsrecht 
(2.  Aufl.)  §.  49.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  245.  —  Klüber,  öffenti.  R.  §.  247. 

—  Kohl  er,  Handb.  §.  64  u.  f.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  249.  —  H.  A. 
Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  80  u.  f.  —  J.  Held,  System  des 
Verf.-Rechts,  Bd.  n  (1867),  S.  276  flg.  —  Vergl.  meine  Schrift:  die 
B^erungSYormandschaft  im  Verhältnisse  zur  Landesverfassung.  Heidelbg. 
18a0.  —  Bluntschli,  allgem.  Staatsr.  (2.  Aufl.  1857)  ThL  n,  S.  51  flg. 

—  W.  Th.  Kraut,  die  Yormundschaft  nach  den  Grundsätzen  des  deut 
Bechts.  Bd.  ni,  die  Lehens-  und  KegierungSTormundschaft  enthaltend; 
Göttingen  1859.  —  R,  v.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  u.  Politik,  Thl.  I, 
(Tübingen  1860)  S.  144-206. 

*)  Uebrigens  erwähnen  diesen  Fall  nur  allein  die  (wieder  ausser  Wir- 
kung gesetzte)  Verfassungsurkunde  t.  Mecklenburg -Schwerin  von 
1849.  §.  65,  und  der  b ad i sehe  Entwurf  eines  Regentschaftsgesetzes  Yon 
1862,  art  12,  ausdrücklich. 

3)  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c.  26.  „Swa  die  sune  ze  ir  iam 
(niht)  sint  chomen,  da  sol  der  elteste  bruder  sins  yater  swert  nemen,  ze 
tot  leibe,  und  er  ist  der  chinde  voget,  biz  daz  si  zir  iam  choment.*^ — Ueber 
den  Begriff  von  Todleib  als  hereditas,  reUquiae,  siehe  meine  deutsche 
Bechtsgeschichte,  3.  Aufl.  185a  ThL  H.  §.  119,  Note  IS,  S.  815. 
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Recht  fiir  dieselben  begründen,  als  vielmehr  nur  das  gemeine 
alte  Herkommen  für  dieselben  sicher  stellen  wollte^). 

U.  In  vielen,  insbesondere  in  den  kleineren  reichsstan- 
dischen  Häusern  drangen  aber  allmählig,  jedoch  unter  häufige 
Widerstreite  der  Agnaten,  die  Grundsätze  des  römischen  Vor- 
mundschaftsrechts in  der  Art  und  Weise  ein,  wie  dieselben 
überhaupt  in  Deutschland  recipirt  worden  waren,  ab  dass  man 
häufig  die  Regierungsvormundschaft  des  nächsten  Agnaten  nur 
noch  als  eine  tutela  legüima  betrachtete  und  ihren  Eintritt  auf 
den  Fall  beschränkte,  wenn  der  Vater  nicht  durch  testamen- 
tarische Anordnung  {tutela  testamentaria)  oder  etwa  auch,  nach 
den  Grundsätzen  des  deutschen  Privatrechts,  durch  einen  Ver- 
trag (tutela  pactitid)  Vorsorge  getrofifen  hatte.  Wo  die  römi- 
schen Grundsätze  eingedrungen  waren,  liess  man  auch  die 
Mutter  und  die  Grossmutter  vor  den  Agnaten  zur  Ueber- 
nahme  der  vormundschaftlichen  Regierung. 

UI.  Auch  legten  sich  die  obersten  Reichsgerichte 
als  die  unmittelbaren  Organe  der  kaiserlichen  Gerichtsbarkeit 
über  die  reichsständischen  Familien  in  Eimangelung  testamen- 
tarischer oder  gesetzlicher  Vormünder  die  Befugniss  bei, 
subsidiär  eine  tutela  dativa  anzuordnen. 

IV.  Mitunter  findet  sich  auch  eine  Mitwirkung  der  Land- 
stände bei  der  Anordnung  und  Führung  der  Vormundschaft- 
liehen  Regierung. 

V.  Der  Kampf  des  alten  deutschen  und  des  römiseben 
Rechts  in  dieser  Lehre  hatte  zur  Folge,  dass  sich  nicht  selten 
in  einer  und  derselben  Familie  eine  verschiedenartige  Behand- 
lung der  einzelnen  Vormundschaflsfälle  zeigt  ^). 


*)  Aurea  Balla,  cap.  7.  §.  4.  „Si  priucipem  electorem  seu  ejos 
primogenitum  aut  filium  seniorem  laiciim  mori  et  heredes  masculo  legitimos. 
laicos,  defectum  aetatis  patientes,  relinquere  coutingeret;  tunc  frater  senior 
ejusdem  primogeniti  tutor  eorum  et  administrator  existat,  donec  senior  ex 
bis  legitimam  aetatem  attigerit"  etc. 

»)  Vergl.  Moser,  badisches  Staatsr.  §.  43. 


§.  239.  PrakdBches  Recht  in  Bezug  auf  die  BegierongSTonnandschaft.  663 

§.  239. 

2)    Praktisches   Recht   in  Bezug   auf  die  Regierungs- 
vormundschaft  hinsichtUch  der  Delationsgründe  bei 
Minderjährigkeit   des  Thronfolgers. 

In  jenen  regierenden  Häusern^  in  welchen  keine  Bestim- 
mnngen  über  die  Regiernngsvormandschaft  bei  Minderjährigkeit 
des  Thronfolgers  durch  neue  Verfassungsgesetze  eingeführt 
worden  sind,  verbleibt  es  bei  dem  bisherigen  Familienherkom- 
men,  je  nachdem  dieses  sich  an  die  Grundsätze  des  älteren 
deutschen  Rechts  und  der  goldenen  Bulle  oder  an  die  römische 
Lehre  angeschlossen  hat.  Aber  auch  die  neueren  Verfassungs- 
gesetze enthalten  keine  ganz  gleichförmigen  Grundsätze  über 
die  Delationsgründe  der  Regierungsvormundschaft.  Unverkenn- 
bar liegt  zwar  den  meisten  neueren  Verfassungsgesetzen  der 
deutschen  Staaten  die  Ansicht  zu  Grunde,  dass  der  nächste 
successions-  und  regierungsfähige,  volljährige 
Agnat  geborner  Regierungsverweser  sei:  jedoch  fin- 
den sich  dabei  sehr  verschiedenartige  Modifikationen,  die  theils 
auf  einem  Anordnungsrechte  des  Regierungsvorgängers,  theils 
auf  einer  Einwirkung  der  Landstände  beruhen,  welchen  man 
besonders  in  der  neueren  Zeit  in  mehreren  Staaten  grösseren 
Einfluss  gewähren  zu  müssen  geglaubt  hat.  Hiemach  sind 
folgende  Systeme  zu  unterscheiden: 

I.  Nur  in  wenigen  neueren  Verfassungsurkunden  (Wür- 
temberg,  K.  Sachsen  und  Preussen  und  im  badischen 
Entwurf  eines  Regentschaftsgesetzes)  hat  man  an  dem  Grund- 
satze des  alten  deutschen  Rechts  und  der  goldnen  Bulle 
(§.  238)  streng  festgehalten,  dass  der  nächste  volljährige 
Agnat  ein  festes  Recht  auf  die  Führung  der  Regentschaft 
hat,  welches  ihm  durch  keine  Disposition  des  Regierungsvor- 
fahrers entzogen  werden  kann.  In  diesen  Staaten  kann  nur 
in  Ermangelung  eines  solchen  befähigten  Agnaten  die  Regent- 
schaft in  anderer  Weise  geordnet  werden  0- 


*)  Wtirtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  12.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831. 
§,  9.  —  Preussen,  V.-ü.  1860,  §.  56.  —  Badischer  Entwurf  eines 
Begentschaftsgesetzes  v.  1862  art.  2. 
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n.  Nach  anderen  Verfaflsimgmirknnden  ist  dem  Son- 
yerain  das  Becht  beigelegt,  unter  den  yolljährigeB 
Prinzen  des  Hauses  den  ReichsY^rweser  ftr  die  Zeit  der 
MindeijiUuigkeit  seines  Nachfolgers  m  wählen;  in  Ermange- 
lung einer  solchen  Ernennung  fällt  aber  die  Beichsy^wesuig 
dem  nächsten  volljährigen  Agnaten  krafl  Gesetzes  zn^ 

m.  In  einigen  Staaten  ist  der  Souverun  b^  der  Anord- 
nung einer  Regentschaft  für  die  Daner  der  Mind^ährigkeit 
seines  Nachfolgers  an  die  Zustimmung  der  Landstände  ge- 
bundra  *)• 

IV.  Nach  einigen  Verfassungsurkunden  wird  aaeh  die 
Mutter,  nach  anderen  auch  die  Grossmutter  des  mindei- 
jährigen  Thronerben  von  väterlicher  Seite,  sofern  sie  siek 
nicht  wieder  verheirathet  haben,  und  die  Ehe  nicht  etwa  durch 
Scheidung  getrennt  worden  war^),  zur  Regentschaft  während 
der  Minderjährigkeit  des  Thronfolgers  gesetzlieh  berufen: 
jedoch  in  eiaigen  Staaten  nur  dann,  wenn  kein  regiexungs- 


t)  Eine  Verordnung  ül>er  die  B^gentsdiaft  zn  nMuilien,  erklim  dei 
SouTerain  fiUr  berechtigt:  Bayern,  y.-ü.l818,  Tit  IC,  §w  10.  —  ä-Al- 
tenburg,  V.-U.  1831,  §.  16.  —  Braunschweig,  L,  0. 1832,  f.  17.  la  19- 

—  HannoTer,  V.-U.  1840.  §.  18.  19.  —  8.-Cobarg-6otha,  Y.-V 
1852.  §.  13.  —  Ohne  Einschrftnknng  erlaubt  dem  SouTerain  die  Anurdnonf : 
Wal  deck,  Y.-ü.  1852.  §.  20.  —  AOe  diese  YerftssungaiirkiuideD  rda 
ftbereinstimmend  bei  Ermangelung  einer  s<4chen  Anordnung  sofort  da 
nächsten  Agnaten  gesetzlich  zur  Regentschaft,  mit  ADsnahnie  der 
y.-ü.  y.  Altenburg,  Coburg-Gotha  undWaldeck,  welche zun&dat 
die  Mutter  rufen  (s.  Note  6).  —  Die  hannover.  Yetl-Ürk.  1840,  §.  18, 
Terstattet  sogar  dem  Könige,  wenn  er  Gründe  hat,  Ton  dem  Beinei 
Agnaten  eingertanten  Vorzüge  bei  der  Anordnung  der  B^eBtadisft 
abzugehen,  einen  nicht  regierenden  Prinzen  ans  den  aouTeniiieB 
deutschen  FOrstenh&usem,  welcher  das  25.  Jahr  zurückgelegt  bat,  zum 
Begenten  zu  ernennen.  —  Aehnliche  Bestimmungen  enthält:  Braua- 
sch weig,  n.  L.  0.  §.  17. 

»)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art  21.  —  Coburg-Gotha,  Y.-ü. 
1852.  §.  13.  —  Reuss,  j.  L.  V.-U.  1852.  §.  46. 

*)  Die  wiederver mahlte  Mutter  oder  Grossmutter  BcfaliosBcn  ans: 
Hannover,  Y.-ü.  1840.  §.  19.  —  Anhalt-Bernbnrg,  Y.-ü.  185a §.9L 

—  Oldenburg,  revid.  Y.-ü.  1852.  art  22.  §.  1.  —  Beuss,  j.  K,  Y.-ü. 
1852.  §.  47.  -  Coburg-Gotha,  Y.-ü.  1852.  §.  13.  —  Badischer 
Entwurf  dnes  BegentSchaftsgesetzes  t.  1862.  art  2.  *-  Annsrhlnas  darA 
Ehescheidung  erwähnen  nur  Hannoter,  Y.-U,  1840.  §.  19.  a.  £^  ud 
der  Badische  Entwurf  y.  1862.  art  2. 
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fXhiger  Agnat  vorhanden  ist^);  in  anderen  Staaten  ist  die 
Matter  sogar  mit  Vorzug  Tor  den  Agnaten  znrFtthmng  der 
Begentsehaft  berechtigt  erklärt^)* 

V.  Es  findet  sieh  aneh  die  Bestimmung,  dass  in  Er- 
mangelung von  Agnaten  die  Gemahlin  des  minderjährigen 
Souverains,  wenn  sie  bereits  das  25.  Jahr  vollendet  hat,  und 
zwar  mit  Vorzug  vor  der  leibliehen  Mutter  und  der  Oross- 
mutter  von  väterlicher  Seite ,  zur  Begentsehaft  berufen  ist''). 

VI.  In  einer  Verfassungsurkunde  wird  die  Gemahlin  des 
Souverains  nicht  nur  mit  Vorzug  vor  der  leiblichen  Mutter 
und  Grossmutter,  sondern  sogar  mit  Vorzug  vor  den 
fürstlichen  Agnaten  zur  R^entschaft  gerufen®). 

Vn.  Ist  der  Prinz,  welchem  als  nächsten,  thronfolge- 
berechtigten Agnaten  die  Begentsehaft  zufällt,  selbst  noch 
minderjährig  oder  regierungsunfähig,  so  geht  sie  an  denjenigen 
volljährigen  Agnats  ttber,  welcher  nach  ihm  der  nächste 
ist^).  Als  volljährig  muss  der  Agnat  betrachtet  werden, 
wenn  er  das  zur  Sdbstftihrung  der  Begierung  vorgeschriebene 


«)  So  in  Bayern,  nnr  die  Matter.  Y.-U.  1818,  T.  U,  §.  13;  in  Wür- 
temberg,  Matter  andGrossmatter  Yon  y&terlicher  Seite.  Y.-ü.  1819. 
§.  12;  ebenso  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  19.  aKnea2;  Braunschweig, 
L.  O.  1832,  §.  18;  Oldenbnrg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  22,  §.  2.  —  Ba- 
discber  Entwarf  t.  1862.  art  2. 

»)  S.-Altenbarg,  V.-U.  1831.  §.  16;  Anhalt-Bernbarg,  V.-U. 
1860.  §.  91;  ReaBS,  j.  L.,  V.-U.  1852.  §.  47;  Coburg-Ootha,  V.-ü. 
1862,  §.  13;  Karbessen,  V.-U.  1831.  §.  7.  —  Die  Grossmutter  ist  nach 
diesen  Gesetcen  nicht  gemfen;  nur  die  waldeck.  V.-U.  1852,  §.  20.  mft 
die  leiblidie  Matter,  and  nach  ihr  die  v&terlicbe  Grogsmatter  mit 
Vorzug  Tor  dem  nächsten  Agnaten. 

T)  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  19.  a  linea  2.  —  Der  badische  Ent- 
warf von  1862.  art.  2.  beroft  ^  Gattin,  Matter  and  Grossmatter  des 
Grossherzogs  nach  den  Agnaten,  aber  Tor  den  cognati sehen 
Thronfolgern  zar  Regentschaft. 

•)  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  20.  —  Ueber  die  Zweckmässigkeit  des 
Aosschlosses  der  Weiber  von  der  R^entschaft  überhaupt,  siehe  R  t. 
Mo  hl,  Staatsredit,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I  (Tftbingen,  1860), 
8.  164.  186. 

»)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  H,  §.  10.  a  linea  3.  —  Hannover, 
Y.-ü.  1840.  §.  19.  —  Badischer  Entwarf  yon  1862.  art.  3:  „Bei  Min- 
derjährigkeit oder  Abwesenheit  des  zor  Regentschaft  berafenen 
Thronfolgers  fiUlt  bis  zu  dessen  Vol]|jfthrigkeit  oder  Rftckkehr  die  Regent- 
schaft an  den  nächstfolgenden  Berechtigten.'* 
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Alter  (§.  237)  erreicbt  hati<>).  An  andere  Erfordernisse ,  ab 
geistige  und  körperlicbe  Regieningsf^gkeit  nnd  Volljährigkeit 
ist  die  Fähigkeit  eines  Prinzen,  die  Regentschaft  zu  fiber- 
nehmen, gemeinrechtlich  nicht  geknüpft.  Mitunter  ist  aber 
anch  noch  die  Eigenschaft  als  Oberhaupt  eines  anderen  Staates 
ein  Hindemiss  ^^);  eine  Verfassung  schUesist  auch  den  Agnaten^ 
der  nicht  protestantischen  Glaubens  ist,  von  der  Regentschaft 
aus  12). 

Vin.  Vorschriften  fttr  den  Fall,  dass  die  Regentschaft  bei 
dem  Uebergange  der  Krone  an  die  weibliche  Linie  notbweo- 
dig  wird,  finden  sich  nur  in  der  Verfassungsurkunde  von  Han- 
nover  und  in  dem  badischen  Entwürfe  eines  RegentBchafls- 
gesetzes  von  1862*3). 

IX.  In  einigen  Verfassungsurkunden  finden  sich  auch 
besondere  aber  ebenfalls  sehr  verschiedenartige  Bestimmung^ 
ftlr  den  Fall,  dass  kein  zur  Regentschaft  befähigtes  Mitglied 
des  regierenden  Hauses  vorhanden  und  auch  von  dem  Regie- 
rungsvorgänger keine  Vorsorge  fttr  die  Führung  der  Regent- 
schaft Namens  des  minderjährigen  Thronfolgers  getroffen  wor- 
den ist.  Es  lassen  sich  hier  vier  Systeme  unterscheiden: 
1)  Die  Regentschaft  geht  kraft  Grcsetzes  an  den  ersten  Krön- 


<o)  Ausdrücklich  erklärt  dies  Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  19. 

«)  Oldenhurg,  rev.  V.-U.  1852.  art  25.  §.  2.  —  Dasselbe  gut  als 
selbstverständlich  ia  jenen  Staaten,  deren  Grundgesetze  überhaupt  äz 
Unverträglichkeit  der  Regierung  mit  der  Krone  eines  anderen  Staates  ai& 
sprechen  (siehe  §.  249).  —  Gemeinrechtlich  ist  dies  nicht  Die  Yerfl-Üifc 
des  Egr.  Sachsen  v.  1831.  §.  13.  erkennt  überdies  ausdrücklich  an,  dass 
der  Regierungsverweser  Oberhaupt  eines  auswärtigen  Staates  sein  könne 
(Siehe  §.  243.  Note  9.) 

«)  S. -Coburg- Gotha,  V.-ü.  1852.  §.  20.  „Der  Statthalter  sowie  der 
Beichsverweser  muss  protestantischen  Glaubens  sein." 

«)  Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  19.  a  linea  3  u.  4.  „Ist  die  Thronfolge 
auf  die  weibliche  Linie  übergegangen,  so  gebührt  die  Regentschaft  fiir  dir 
dazu  nach  Erlöschung  des  Mannsstammes  zuerst  berufene  (mindeijährlge) 
Königin,  dem  Gemahle  derselben,  falls  dieser  das  21.  Jahr  voUendethit 
sodann  ihrer  leiblichen  Mutter  und  endlich  ihrer  Grossmutter  von  väter- 
licher Seite.  Zu  der  Regentschaft  über  den  Sohn  oder  die  Tochter  einer 
regierenden  Königin  (Erbtochter)  ist  zunächst  die  Gemahlin,  oder  der 
Gemahl  nach  den  obigen  Bestimmungen,  und  nach  dieser  die  Gross- 
mutter der  mütterlichen  Seite  berufen."  —  Badischer  Entwurf 
von  1862.  art  2;  siehe  oben  Note  7. 
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beamten  tlber^^);  oder  2)  an  den  ältesten  regierenden 
Herrn  des  in  mehreren  Linien  regierenden  Gesammthau- 
ses^*);  oder  3)  die  Ernennung  des  Regenten  geschieht  unter 
Vermittelung  der  deutschen  Bundesversammlung^^);  oder 
4)  der  Regent  wird  durch  die  Landstände  erwäMt,  theils 
mit,  theils  ohne  ausdrückliche  Beschränkung  der  Wahl  auf 
volljährige  Prinzen  aus  den  zum  deutschen  Bunde  gehörigen 
Fürstenhäusern  ^'^). 

X.  Die  Regentschaft  des  nächsten  Agnaten,  der  Gemahlin, 
der  Mutter  und  Grossmutter,  sowie  der  übrigen  etwa  durch 
das  Gesetz  bestimmt  bezeichneten,  nicht  erst  durch  eine  Wahl, 
wie  in  den  Fällen  IX,  3  und  4,  zu  ermittelnden  Personen  tritt 
kraft  Gesetzes  ein*®). 


")  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit.  ü,  §.  10.  „In  Ermangelung  derselben 
(geeigneter  Agnaten  oder  einer  verwittweten  Königin)  übernimmt  ßie  (die 
Regentschaft)  jener  Kronbeamte,  welchen  der  letzte  Monarch  hierzu 
ernennt,  und  wenn  von  demselben  keine  solche  Bestimmung  getroffen  ist, 
so  geht  sie  an  den  ersten  Kronbeamten  über,  welchem  kein  gesetzliches 
Hindemiss  entgegensteht.'* 

*5)  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  16,  ruft  in  Ermangelung  von  einer 
Mutter  oder  Agnaten  im  herzoglichen  Hause  „den  ältesten  regierenden 
Herrn  im  Gesammthause  Sachsen,  gothaer  Linie." 

*«)  Nach  der  hannover.  Verf.-Urk.  1840,  §.  21,  soll  die  deutsche 
Bundesversammlung  von  den  vereinigten  Ministem  und  allgemeinen 
Ständen  um  die  Benennung  dreier  Bundesfürsten  ersucht  werden, 
welche  einen  Prinzen  aus  den  zum  deutschen  Bunde  gehörigen 
souverainen  Fürstenhäusern,  der  das  25.  Jahr  zurückgelegt  hat, 
zum  Regenten  ernennen." 

")  Braun  schweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  19.  „Wäre  keine  der  Personen, 
welche  das  Gesetz  zur  Vormundschaft  beruft,  vorhanden  oder  schlügen  diese 
die  Vormundschaft  aus,  so  wählt  die  Ständeversammlung  auf  den 
Vorschlag  des  Staatsministeriums  den  Vormund  aus  den  vol^ahrigea 
nicht-regierenden  Prinzen  der  zum  deutschen  Bunde  gehö- 
rigen Fürstenhäuser."  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  art.  57.  „Ist  kein 
volljähriger  Agnat  vorhanden  und  nicht  bereits  vorher  gesetzliche  Vorsorgo 
fUr  diesen  Fall  getroffen,  so  hat  das  Staatsministerium  die  Kammern  zu 
berufen,  welche  in  vereinigter  Sitzung  einen  Regenten  erwählen.  Bis 
zum  Antritte  der  Regentschaft  von  Seiten  desselben  führt  das  Staatsmini- 
sterium die  Regierung. 

«)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  art,  23.  ~ 
Ebenso  der  badische  Entwurf  des  Regentschaftsgesetzes  v.  1862.  art.  4. 
—  Auch  die  preussische  V.-ü.  v.  1850,  art.  56,  kann,  der  ungenauen 
Redaction  dieses  Artikels  ungeachtet,  nicht  anders  verstanden  werden. 
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§.  240. 

n.   Einrichtung  einer  Regentschaft  bei  Verhinderung 

des  Souverains  an  der  Selbstregierung. 

1)  Durch  den  Souverain  selbst    Stellyertretung. 

Mitregentschaft. 

Die  Einrichtang  einer  Begentschaft  kann  auch  noch  aoB 
anderen  Gründen  noihwendig  werden,  als  wegen  der  IGnder- 
jährigkeit  des  Souverains.'  Man  pfl^  die  hierher  gehörigen 
Fälle  heut  zu  Tage  gewöhnlich  unter  der  Bezeichnung  als 
Verhinderung  des  Souverains  an  der  Selbstregierung  zu 
begreifen.  Die  Anordnung  der  Regentschaft  kann  in  diesen 
Fällen  theils  durch  den  Souverain  selbst  geschehen,  theib 
muss  sie  ftir  denselben  bewirkt  werden. 

I.  Das  Erste re  ist  der  Fall,  wenn  der  Souverain  durch 
eine  voraussichtliche  längere  Abwesenheit  ausserhalb  des 
Landes,  oder  durch  andere  dieser  gleich  zu  achtende 
Thatumstände,  an  der  Ftthrung  der  Regierung  behmdeit 
wird^).  Es  ist  nämlich  als  selbstverständlich  zu  betrachten, 
und  überdies  in  vielen  deutschen  Verfassungsurkunden  ist  po- 
sitiv ausgesprochen,  dass  der  Sitz  der  Landesregierung 
nicht  ausserhalb  der  Landesgränzen  verlegt  wer- 
den darf^,  so  wie  auch,  dass  der  Fürst  seinen  wesentliche 
Aufenthalt  im  Lande  zu  nehmen  hat^). 

*)  So  z.  B.  wird  in  England,  wenn  eine  Königin  regieit,  auch  die 
Niederkunft  derselben  hierher  gerechnet,  und  der  Gemalil  derselben 
unter  Zustimmung  des  Parlaments  Ar  einen  bestimmten  Zeitraum  als  Regent 
ernannt  Die  deutschen  YerÜEissungsurkunden  behandeln  diesen  Fall  nickt 
besonders :  doch  darf  hier  sicher  die  Analogie  der  Abwesenheit  ansaerfaalb 
des  Landes  als  massgebend  betrachtet  werden. 

«)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  6.  „Der  Sita  der  Regierung 
kann  in  keinem  Falle  ausserhalb  des  Königreichs  verlegt  werden.**  — 
üebereinstimmt:  Oldenburg,  revid.  Y.-ü.  1852.  art  14.  §.  1.  —  Kur- 
hessen, V.-ü.  1852.  §.  9.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852.  §.13.  —  Coburg- 
Gotha,  V.-U.  1852.  §.  5.  ~  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  „DerSiti 
der  Landesregierung  kann,  dringende  Nothf&lle  ausgenommen, 
nicht  ausser  Landes  yerlegt  werden.''  —  üebereinstimmt:  HannoTer, 
V.-ü.  1840.  §.  15.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849. 
§.  56.  (Als  solche  Nothf&lle  bezeichnen  einige  dieser  Gesetze  namentlidi 
Krieg  und  Aufruhr.) 

s)  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  art  14,  §.  2;  Coburg-Gotha, 
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n.  In  solchem  FaUe  der  Abwesenheit  od^  yorfibergehen- 
den  Yerhinderang  gebtthrt  dem  Sonverain  selbst  das  Becht^ 
eine  Stellvertretung  in  der  Regierung^  und  zwar  in  der 
Weise^  welche  ihm  im  einzelnen  Falle  die  geeignetste  zu  sein 
scheint,  anzuordnen^)  und  zwar  ohne  Mitwirkung  der  Land- 
stände ^),  sofern  nicht  die  Yerfassungsurkunde  fttr  diesen  Fall 
besondere  Vorschriften  enthält^). 

-  m.  Anstiatt  der  Anordnung  einer  Stellvertretung  ist  mit- 
unter die  Erklärung  des  nächsten  Thronfolgeberechtig- 
ten*^  oder  auch  der  Gemahlin  des  Souverains  als  Mitre- 
genten beliebt  worden^). 


V.-ü.  1852,  §.  13;  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  13.  —  Ausnahmsf&lle  zeichnet 
ans:  Coburg-Gotha,  V.-XJ.  1852,  §.  4,  8,  9.  —  K.  Sachsen,  V.-ü. 
1831,  §.  5,  fordert  Zustimmnng  der  Stände,  wenn  der  König  seinen  we- 
sentlichen Aufenthalt  ausserhalb  Landes  nehmen  will. 

*)  üeber  die  Einrichtung  der  Stellvertretung  bei  Abwesenheit  des  Sou- 
▼erains,  yergl.  R  y.  Mo  hl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I. 
(Tübingen  1860),  S.  156.  170. 

^  Das  Becht  des  Souverains,  in  dem  Falle  der  Verhinderung  selbst 
eine  Stellvertretung  oder  Regentschaft  anzuordnen,  erkennen  an:  Bayern, 
V.-ü.  1818,  Tit  n,  §.  11;  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  9;  Hannover, 
Y.-ü.  1840,  §.  16:  „Vom  Könige  hängt  es  ab,  ob  er  (im  Falle  der  Abwe- 
senheit) die  Stellvertretung  einem  Ministerrathe,  oder  einer  Person 
übertragen  will.  Im  letzteren  Falle  gelten  hinsichtlich  der  persönlichen 
Erfordernisse  des  Stellvertreters  die  Bestimmungen  des  2.  Absatzes  des 
§.  18."  (Siehe  oben  §.  239,  Note  2.)  —  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852, 
art  16.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  14.  —  Badischer  Entwurf  des 
Eegentschaftsgesetzes  von  1862,  art.  11. 

^)  Nach  der  würtemberg.  V.-U.  1819  steht  die  Begentschaft  ohne 
Unterschied  der  FäUe  stets  dem  nächsten  vol^ährigen  Agnaten  zu.  — 
Zustimmung  der  Land  stände  zu  der  von  dem  Souverain  fOr  den  Fall 
seiner  Abwesenheit  zu  treffenden  Anordnung  einer  Regentschaft  fordert: 
Reuss,  j,  L.  V.-U.  1852,  §.  46, 

7)  So  z.  B.  im  Königreich  Sachsen  (1830),  in  Eurhessen  (1831). 

*)  Vergl.  über  die  Ernennung  der  Herzogin  Friederike  von  Anhalt^ 
Bern  bürg,  den  B.-B.  vom  25.  Okt  1855,  Prot  §.  289. 
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§.  241. 
2)  Anordnung  einer  Regentschaft  fiir  den  regierenden 

Fürsten, 
a)   Geschichtliches  ^). 

I.  Hinsichtlich  der  Frage ,  ob  eine  Begentschaft  (frfihca' 
sogen.  Administration)  ftlr  den  regierenden  Herrn  aater 
Verhältnissen  anzuordnen  sei,  unter  welchen  er  selbst  (wie 
z.  B.  im  Falle  von  Geisteskrankheit)  nicht  fähig  ist^  eine  Stell- 
vertretung einzurichten,  gebührte  nach  dem  zur  Reicfasseit 
giltigen  Rechte  die  Entscheidung  den  fürstlichen  Agnaten, 
welche  zu  diesem  Behufe  als  Familienrath  zusammen  traten-). 

n.  Auch  findet  man  nicht  selten,  dass  durch  väterliche 
Anordnungen  nach  Analogie  der  testamentarischen  Anordnung 
einer  Tutel  tiber  Minderjährige  eine  Regentschaft  fiir  den 
Nachfolger  angeordnet  wurde,  wenn  sich  Gründe  der  Behin- 
derung desselben  an  der  Selbstfahrung  der  Regierung  schon 
bei  dem  Leben  des  Vorgängers  äusserten. 

HL  Desgleichen  konnte  auch  durch  die  obersten  Reichs- 
gerichte eine  Regentschaft  (Adminisration)  der  Landes- 
regierung angeordnet  werden,  in  welchem  Falle  das  betreffende 
Dekret  bestimmte,  wie  weit  die  Befugnisse  des  Administrators 
reichen  sollten^).  Auch  stand  den  obersten  Reichsgerichten 
die  Cognition  zu,  wenn  sich  die  Interessenten  nicht  über  die 
Nothwendigkeit  der  Administration  vereinigen  konnten. 

IV.  Nach  Umständen,  wenn  nämlich  eine  vollständige 
Suspension  von  der  Landesregierung  gegen  den  Willen  des 
regierenden  Herrn  eintreten  sollte,  sollte  sogar  ein  Reichs- 
schluss  der  Anordnung  der  Administration  vorangehen*). 

*)  Die  geschichtlichen  Belege  siehe  besonders  in  den  oben  §.  238  an- 
geführten  Schriften  von  J.  J.  Moser. 

*)  Dies  Recht  der  fürstlichen  Agnaten  konnte  umsoweniger  beanstandet 
werden,  als  ihnen  sogar  die  Befugniss  zukam,  einen  Unföhigen  von  der 
Regierung  ganz  auszuschliessen.    Siehe  unten  §.  279. 

3)  Mitunter  bezog  sich  die  Adniinistration  nur  auf  die  Verwaltong  der 
Einkünfte  (wie  eine  Sequestration),  so  dass  im  Uebrigen  der  Landesherr 
befähigt  blieb,  alle  anderen  Regierungshandlungen,  welche  keine  Yeriilgang 
über  die  Einkünfte  enthielten,  vorzunehmen. 

*)  Siehe  oben  §.  91,  Note  4. 
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§.  242. 

b)   Praktisches  Recht  bezüglich   der  Anordnung  einer 
Regentschaft  fiir  den  regierenden  Fürsten. 

I.  Anch  heut  zu  Tage  muss  es  noch  gemeinrechtlich  als 
ein  Recht  der  fUrstlichen  Agnaten  betrachtet  werden,  im  Falle 
der  Behinderung  des  Souverains  als  Familienrath  zusammen- 
zutreten und  über  die  Nothwendigkeit  einer  Regentschaft  allein 
zu  beschliessen  ^)  y  sofern  nicht  ein  neueres  Verfassungsgesetz 
darüber  Bestimmungen  enthält,  wonach  hierbei  die  Mitwirkung 
der  Landstände  erfordert  wird^). 

n.  Im  Allgemeinen  muss  dabei  die  Analogie  der  Grund- 
sätze über  die  Begentschaft  bei  der  Minderjährigkeit  des 
Thronfolgers  als  massgebend  betrachtet  werden,  so  dass  also, 
wenn  die  Nothwendigkeit  des  Eintritts  einer  Regentschaft  für 
den  Souverain  von  den  Agnaten  anerkannt  worden  ist,  die- 
jenige Person,  welche  nach  der  Verfassung  des  Staates  oder 
dem  Herkommen  des  Hauses  zur  Führung  der  Begierungsvor- 
mnndschaft  für  den  minderjährigen  Fürsten  berufen  ist  (§.  239), 
auch  fbr  berufen  zur  Führung  der  Begentschaft  ftir  den  be- 
hinderten Souverain  betrachtet  werden  muss.  Nur  wenige 
Verfassungsurkunden  rufen  ftir  den  Fall  der  Behinderung 
des  Souverains  dessen  Gemahlin,  mit  Vorzug  vor  den  übri- 
gen berechtigten  Mitgliedern  des  Hauses,  zur  Begentschaft, 
und  meistens  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  ein  noch 
minderjähriger  Erbprinz  aus  derselben  Ehe  vorhanden  ist, 
und  nur  ftir  die  Dauer  von  dessen  Minderjährigkeit  3). 

in.  Dieselbe  Analogie  der  Grundsätze  über  die  Begent- 
schaft bei  Minderjährigkeit  des  Thronerben  muss'  auch  Platz 
greifen    hinsichtlich  der  Frage,  ob  der  Begierungsvorgänger 

0  Der  Grand  hiervon  ist  derselbe,  wie  im  §.  241,  Note  2,  angegeben 
wurde,  indem  auch  heut  zu  Tage  noch  das  Recht  der  Agnaten,  einen  ab- 
solut Unföhigen  gänzlich  auszuschliessen ,  als  gemeinrechtlich  anerkannt 
wird.    Siehe  unten  §.  279. 

*)  Yergl.  über  die  zur  Mitwirkung  zu  berufenden  Personen,  R.  v.  Mohl, 
Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I.  (Tübingen  1860),  S.  174  flg. 

»)  Renss,  j.  L.  V.-U.  1852,  §.  49;  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  7; 
8.  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  17.  —  Unbedingt  ruft  die  Gemahlin 
primo  loeo  nur:  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  20. 
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hefügt  ist,  für  den  voraussichtlich  an  der  Begi^tmg  behin- 
derten Nachfolger  eine  Regentschaft  anzuordnen. 

IV.  Die  meisten  neueren  Hans-  nnd  Verfassnngs- 
gesetze  stellen  den  FaU  der  Behinderung  an  derFtthno^ 
der  Segierung  dem  Falle  der  Minderjährigkeit  aosdrtteklidr 
mid  wenigstens  in  so  weit  gleich  ^  dass  sie  auch  in  ersteren 
Falle  die  Nothwendigkeit  der  Anordnung  einer  BegentBchafi 
ausdrücklich  aussprechen. 

V.  Gewöhnlich  ist  auch  in  den  neueren  Verfassungsgetzei 
das  Recht  des  Souyerains  ausdrücklich  anerkannt,  Ar  den 
Fall  Anordnungen  zu  treffen ,  dass  sich  schon  während  seiner 
Regierung  bei  dem  Thronfolger  eine  solche  Geistes-  oder 
Eörperbeschaffenheit  zeigt,  welche  diesem  die  dereinstige  eigaie 
Führung  der  Regierung  unmöglich  machen  würde,  jedoch  ist 
mitunter  dabei  die  Mitwirkung  der  Landstände  d.  h.  die  & 
richtung  eines  Gesetzes  vorgeschrieben^). 

VI.  In  Ermangelung  solcher  Vorsorge  ist  ausser  der 
Beschlussfassung  durch  die  Agnaten  mehrfach  auch  die  Zu- 
stimmung der  Landstände  vorgeschrieben,  oder  sogar  aaeh 
diesen  allein,  wo  Agnaten  fehlen,  die  Entscheidung  Aber  die 
Nothwendigkeit  der  Anordnung  einer  Regentechaft  und  die 
Ernennung  des  Regenten  zugewiesen  worden*). 

*)  So  z.  B.  in  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  13;  K.  Sac]i8en,T.-ü. 
1831,  §.  10;  Eurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  7  and  9;  Oldenburg,  levii 
V.-ü.  1852,  art.  21;  Eeusa,  j.  L.  V.-U.  1852,  §.  46;  Ooburg-Gotht, 
y.-ü.  1852,  §.  15;  Badischer  Entwurf  eines  BegentBdiAft«sese«ses,  1862. 
art.  5.  —  Nicht  erfordert  ist  hierbei  die  ständische  Mitwirkung:  Has- 
nover,  V.-ü.  1840,  §.  18. 

^  Zustimmung  der  Stände  zurüebemahme  der  BegentBchaft  dmti 
den- nächsten  yolljährigen  Agnaten,  Yon  welchem  also  anch  der 
Antrag  auszugehen  hat,  verlangen:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  n,  f.  IL 
--  Preussen,  Y.-U.  1850,  §.  56.  (Ist  kein  yoUljähiiger  Agnat  ToiluadeB, 
so  hat  nach  der  preuss.  V.-U.  §.  57,  das  Staatsministerium  denAs- 
trag  an  die  Kammern  zu  bringen.  Siehe  oben  §.  289,  Note  17.)  —  Einei 
Beschluss  durch  eine  Yersammlnng  (Familienrath)  der  ▼omihrigeB 
Agnaten,  welcher  jedoch  der  zunächst  zur  Regentschaft  bemfene  Agmt 
nicht  beizuwohnen  hat,  nebst  Zustimmung  der  Stände  Terlangen:  Wftr- 
temberg,  V.-ü.  1819,  §.  13,  a  linea  2;  K.  Sachsen,  V.-ü.  1881,  §•  H; 
Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  20;  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  ait  14; 
Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  16.  —  Nach  der  kurhessiachea  Vw- 
&ssung  Yon  1881,  §.  8,  liegt  die  nothwendige  Einleitung  aar  Beigaii- 
Schaft  dem  Gesammtstaatsministerium  ob.  —  Nach  dem  badiachen  üot- 
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Vn.  Eine  positive  Anfzähinng  der  Gründe,  ans  welchen 
eine  Regentschaft  ftir  den  regierenden  Herrn  anzuordnen  sei, 
fand  sich  schon  in  der  Reichsgesetzgebung .  nicht.  Doch  hielt 
man  zur  Reichszeit  die  Analogie  der  Gründe,  welche  nach  ge- 
meinem (römischeD)  Rechte  die  Anordnung  einer  Curatel  über 
grossjährige  Personen  bewirken  konnten,  für  massgebend.  Auch 
die  neueren  Verfassungsurkunden  haben  es  grösstentheils  ver- 
mieden, solche  Giünde  aufzuzählen^),  oder  haben  sich  doch 
nur  auf  einige  wenige  Andeutungen  beschränkt  und  vielmehr 
die  Eintscheidung  in  das  Ermessen  der  Agnaten  und  beziehungs- 
weise der  Landstände  verstellt '),  was  bei  der  Eigenthämlich- 
keit,  welche  jeder  einzelne  Fall  darzubieten  pflegt,  nur  als 
zweckmässig  erkannt  werden  kann. 

Vin.  Die  Verfassungsgesetze,  welche  von  der  Regentschaft 
handeb,  gehen  sämmtlich  von  der  Unterstellung  ans  und  heben 
mitunter  sogar  ausdrücklich  hervor,  dass  die  Regentschaft  nur 
von  einer  einzigen  Person  geführt  werden  darf®);  jedoch 
ist  dem  Regenten  in  einigen  dieser  Gesetze  ein  Regentschafts- 


wurf eines  Regentschaftsgesetzes  von  1862,  art.  6,  soU  der  Antrag  an  die 
Stände  vom  Staatsministerium  ,,auf  Anregung  und  keinesfalls  ohne 
Anhörung  des  Familienrathes^'  ausgehen,  und  yon  den  yereinigten 
Kammern  darüber  entschieden  werden.  Nach  art  7  dieses  Entwurfes  soll 
das  Staatsministerium  wegen  des  Antrags  auf  Einsetzung  einer  Regentschaft 
nicht  yerantwortlich  sein  und  bis  zur  Entscheidung  der  Stände  darüber 
nicht  entlassen  werden  können.  —  Die  preuss.  Verfassung  v.  1850  nennt 
den  Familienrath  nicht,  setzt  aber  unverkennbar  die  Berathung  des  als 
Regent  eintretenden  nächsten  Agnaten  mit  dem  Familienrathe  als  selbstver- 
ständlich voraus.  Nur  so  viel  lässt  sich  aus  der  Fassung  des  art.  56  der 
preuss.  Verfassung  ableiten,  dass  der  nächste  Agnat  durch  die  abweichende 
Meinung  des  Familienrathes  nicht  gehindert  sein -würde,  den  Antrag  auf 
Einrichtung  der  Begentschaft  an  die  Stände  zu  bringen. 

«)  So  z.  B.  die  bayer.  V.-ü.  1818;  Würtemberg,  V.-ü.  v.  1819; 
K.  Sachsen,  V.-U.  1831;  Kurhessen,  V.-ü.  v.  1831;  P reu ssen,  V.-ü. 
1850;  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852 ;  Reuss,j.  L.  V.-ü.  1852;  Waldeck, 
V--Ü.  V.  1852;  Badischer  Entwurf  v.  1862. 

')  So  spricht  z.  B.  die  hannover.  V.-Ü.  1840,  §.  17  und  §.  20,  nur 
von  einem  solchen  „geistigen  Zustande"  welcher  den  König  zur 
Führung  der  Regierung  unfähig  macht  —  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852, 
§.  15:  „. . . eine  solche  Beschaffenheit  des  Geistes  oder  Körpers,  dass 
derselbe  (Thronfolger)  nicht  im  Stande  wäre,  die  Regierung  gehörig  zu 
fuhren"  etc. 

«)  So  z.  B.  Waldeck,  V.-ü.  1862,  §.  19. 

Zöpfl,  Staatarecbt.   6.  Aufl.  I.  43 
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rath  beigeordnet,  über  dessen  Einrichtung  aber  keine  Gleich- 
förmigkeit besteht^).  Selten  ist  den  Ständen  eine  Mitwirkung 
bei  der  Besetzung  des  Regentschaftsrathes  gestattet  ^^). 

§.  242a« 

3)  Anfang  der  Regentschaft. 

L  Wo  eine  bestimmte,  nicht  erst  durch  Wahl  zu  ernen- 
nende Person  durch  das  Haus-  oder  Verfassungsgesetz  oder  da» 
Herkommen  zur  Regentschaft  berufen  ist  (§.  239),  fallt  ihr  diese 
kraft  Gesetzes  oder  ipso  jure  zu,  und  ist  dieselbe  gemein- 
rechtlich sofort  befugt,  zu  regieren,  so  wie  die  Suceession 
des  minderjährigen  Thronfolgers  eintritt  oder  die  dauernde  Be- 
hinderung des  Souverains  durch  den  Familienrath  anerkannt 
ist^).  Ist  die  zur  Regentschaft  berufene  Person  überdies  der 
nächste  Agnat,  so  kommt  noch  besonders  der  Grund  hinzn, 
dass  nach  den  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  Rechtes  die 
Vormundschaft  desselben  selbst  wie  eine  Art  von  (interimisti- 
scher) Erbfolge,  oder  doch  als  ein  eben  so  wie  eine  Erbschaft 


«)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  n.  §.  19:  „Das  Gesammtministerinic 
bildet  den  Regentschaftsrath,  und  der  Beichsverweser  ist  yerbonden.  in 
allen  wichtigen  Angelegenheiten  das  Gutachten  desselben  zu  erholen.**  — 
Eben  so:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  14.  41.  —  Nach  der  V.-F.  ftr 
Warte mb er g,  1819,  §.  15.  45,  bildet  das  GeheimerathscoU^um  den  Re- 
gentschaftsrath. —  Sachsen-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  17:  „Der  Vor- 
mundschaft steht  ein  aus  mindestens  drei  Mitgliedern  bestehendes  Ministe- 
rium als  Regentschaftsrath  zur  Seite,  welchen  dieselbe  in  aUen  Begienmgv 
angelegenheiten  zu  Rathe  zu  ziehen  hat  Wenn  in  dieser  Beziehung  von 
dem  verstorbenen  Landesherm  keine  Anordnung  getroffen  ist,  so  tritt  das 
bisherige  Ministerium  in  den  Regentschaftsrath  ein."  —  Reuss,  j.  L.  V.-U. 
1852,  §.  49:  „Der  Regentschaft  steht  auf  Grund  der  Hausgesetze  ein  Re- 
gentschaftsrath zur  Seite." 

w)  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  8:  „In  aUen  FÜlen  steht  der  Regent- 
schaft ein  Rath  von  vier  Mitgliedern  zur  Seite,  welche  zugleich  Minister 
oder  Geheime  Räthe  sein  können,  und  wenigstens  zur  Hälfte  mit  Beistin- 
mung  der  Landstände  zu  wählen  sind."  —  Ueber  die  Bedenken  gegen  die 
Zweckmässigkeit  solcher  CoUegialbehörden  vergl.  R  v.  Mohl,  Staatsrecht, 
Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I.  (Tübingen  1860)  S.  164. 

4)  Wttrtemberg,  V.-U.  1819,  §.  15.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831, 
§.  8.  —  Daher  spricht  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  n,  §.  16.  von  den 
„nach"  dem  Antritte  der  Regentschaft  vom  Regenten  in  der  zu  bemfendes 
Ständeversammlung  zu  leistenden  Eide. 


§.  242a.  Anfajoig  der  Regentschaft.  675 

anfallendes  Recht  betrachtet  wurde ^.  Analog  ist  auch  der 
durch  Vorsorge  des  Regierungsvorgängers  ernannte  Regierungs- 
Tormnnd  gemeinrechtlich  befugt,  sofort  die  Regentschaft  an- 
zutreten, 80  wie  der  Successionsfall  oder  ein  anderer  besonders 
vorgesehener  Fall  eintritt. 

IL  Aber  auch  da,  wo  nach  einer  neueren  Verfassungsur- 
kunde die  Zustimmung  der  Stände  zur  Einrichtung  der  Regent 
Schaft,  beziehungsweise  zur  Feststellung  des  sie  nöthig  machen- 
den Thatumstandes  erforderlich  ist  (§.  239  ^VI),  hat  die  durch 
das  Verfassungsgesetz  berufene  Person  (§.  239)  sofort,  wie  das 
Bedflrfhiss  eintritt,  die  Regierung  zu  übernehmen^)  und  (pro- 
visorisch) unter  Verantwortlichkeit  des  bisherigen  3taatsmi- 
nisteriums  zu  ftlhren,  bis  die  Erklärung  der  schleunigst  zu 
berufenden  Ständeversammlung  und  die  etwa  vor  derselben 
vorzunehmende  Eidesleistung  des  Regenten  erfolgen  kann^). 

m.  In  Ermangelung  einer  gesetzlich  zur  Regentschaft 
berufenen  Person  —  also  nur  im  Noth falle  —  hat  das  bis- 
herige Staatsroinisterium  diese  provisorische  Regierung  selbst 
zu  führen^).  Dasselbe  gilt,  wo  nach  singulärer  Vorschrift  der 
Verfassung  der  Anfang  der  regentschaftlichen  Regierung  bis 
nach  der  Eidesleistung  des  Regenten  hinausgeschoben  ist®). 

rV.  Der  Regent  hat  regelmässig  bei  dem  Antritte  seiner 


*)  Schwabensp.  (v.  Lassberg)  c.  26;  siehe  oben  §.  238,  Note  3.  — 
Daher  spricht  der  Sachsenspiegel,  n.  33,  vom  „anersterben"  der 
Vormundschaft  —  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  1858, 
Thl.  2,  §.  93,  m,  S.  682. 

3)  Preuss.  V.-ü.  1850,  §.  56.  Schon  die  hier  vorgeschriebene  Einbe- 
rufung der  Ständeversammlung  zur  Constatirung  des  Bedürfnisses  einer 
Regentschaft,  ist  ein  Begierungsakt  des  nächsten,  von  der  Verfassung  als 
Regent  berufenen  Agnaten. 

4)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  58. -—üebrigens 
versteht  sich  diese  fortdauernde  Verantwortlichkeit  des  bisherigen  Staats- 
ministeriums in  jeder  constitutionellen  Monarchie  von  selbst. 

5)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  57.  — 
Auch  dies  darf  als  selbstverständlich  in  jeder  constitutionellen  Monarchie 
betrachtet  werden.  —  Viel  weiter  geht  der  badische  Entwurf  des  Re- 
gentschaftsgesetzes V.  1862,  art.  6  u.  7,  wonach  in  jedem  Falle  das 
Staatsministerium  provisorisch  die  Regierung  von  der  Berufung  des  Fa- 
milienrathes  an  bis  zum  Beschlüsse  der  Standeversammlung  führen  soll. 

6)  So  in  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  22. 

43* 


676  §•  2^-  BechtSYerhältnisse  während  der  Regentschaft. 

Begierang^  wie  der  Souverain  beim  fiegiemngsantritte ,  einen 
Eid  zu  schwören  oder  eine  feierliche  Versichernng  zu  geben, 
worin  er,  wie  ein  Thronfolger,  die  Beobachtung  und  Aufrecht- 
haltnng  der  Verfassung  gelobt^);  mitunter  ist  in  diesen  Eid 
auch  das  Versprechen  aufgenommen,  dem  minderjährigen  Sou- 
verain bei  dessen  Volljährigkeit  die  Begierung  getreu  zu  fiber- 
geben *). 

V.  In  mehreren  Verfassungsurkunden  ist  ausdrücklich  vor- 
geschrieben, dass  auch  der  Regent,  wie  der  Souverain  (§.  240) 
seinen  wesentlichen  Aufenthalt  innerhalb  des  Staatsgebietes 
haben  solP). 

§.  243. 
4)  Rechtsverhältnisse  während  der  Regentschaft. 

I.  Mag  die  Regentschaft  wegen  Minderjährigkeit  oder 
wegen  Behinderung  des  Souverains  für  denselben  angeord- 
net worden  sein,  so  hat  der  Regierungsverweser,  jetzt  vorzugs- 
weise „Regent"  genannt  —  da  der  monarchische  Staat  in 
keinem  Augenblicke  ohne  ein  regierungsfähiges  Oberhaopt 
bestehen  kann  —  die  volle  politische  Stellvertretung 
des  minderjährigen  oder  an  der  Führung  der  Regierung  be- 
hinderten Souverains.  Als  Repräsentant  desselben  hat  er 
somit  auch  während  der  Dauer  dieser  Stellvertretung  gegen- 
über dem  Volke  und  anderen  Staaten  die  vollen  Rechte 
und  Pflichten  und  überhaupt  die  gesammte  rechtliche  und 
politische  Stellung  eines  wirklichen  Souverains,  jedoch 
mit  der  Beschränkung  im  Titel,  wodurch  auf  das  Verhältniss 
der  Stellvertretung  hingewiesen  wird.    Der  Regent  bat  daher 

1)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  H,  §.  16;  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  14;  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  8;  Braunschweig,  n.  L..0.  1832, 
§.  20;  Hannover,  V.-ü.,  1840,  §.22;  Preussen,  V.-ü.  1850,  §w  58;  Wal - 
deck,  V.-ü.  1852,  §.  21;  Baden,  Entwurf  des  Regentschaftsgesetzes  von 
1862,  art.  8. 

8)  Dieser  Beisatz  findet  sich  nur  in  Bayern,  V.-ü.  1818,  TiL  II,  §.  16. 

^)  Unbedingt  fordern  wesentlichen  Aufenthalt  des  Regierangsrerwesas 
im  Lande:  Schwarzburg- Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  66;  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1852,  art  25,  §.  2;  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  Ä\ 
—  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  13:  „Der  Regierungsverweser  hat,  inso- 
fern er  nicht  ein  auswärtiger  Regent  (Souverain)  ist,  seinen  we- 
sentlichen Wohnsitz  im  Lande  zu  nehmen.'* 
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anch  das  Recht,  in  der  landesherrlichen  Residenz  zu  wohnen 
und  einen  angemessenen. Unterhalt  zu  beziehen^). 

II.  Der  Grandsatz,  dass  der  Regent  als  interimistischer 
Staatsherrscher  alle  Souverainetätsrechte  ausübt,  insofern  nicht 
durch  die  Verfassung  besondere  Beschränkungen  angeordnet 
sind,  war  schon  zur  Reichszeit  positiv  anerkannt :  er  galt  nicht 
nur  in  Bezug  auf  die  Reichsvikarien  ^) ,  sondern  war  nament- 
lich in  der  goldenen  Bulle  in  Bezug  auf  die  Regierungsvor- 
mundschaft  in  den  einzelnen  Kurstaaten  mit  solcher  Bestimmt-  ■ 
heit  aasgesprochen,  dass  der  Regent  sogar  ftir  verpflichtet 
erklärt  war,  sich  alle  Regierangsrechte  ohne  Ausnahme  bei- 
zulegen 3).  Auch  ist  dieser  Grundsatz  heut  zu  Tage  in  vielen 
deutschen  Yerfassungsurkunden  ausdrücklich  anerkannt,  und 
zwar  in  einigen  ausnahmlos  ^) ,  in  anderen  sind  einzelne  Ein- 
schränkungen beigeftigt  worden^).  Es  sind  daher  auch  die- 
jenigen Klassen  von  Gesandten,  welche  bei  der  Person  des 
Souverains  accreditirt  zu  werden  pflegen,  bei  dem  Regenten 
und  nicht  bei  dem  minderjährigen  oder  behinderten  Souverain 
zu  accreditiren ;  auch  ist  der  Regent  im  Zweifel  befugt,   alle 


«)  Bayern,  V.-ü.  Tit  II,  §.  20.  —  Bestreitung  des  Aufwandes  des 
Regenten  aus  der  Civilliste  schreibt  vor:  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  14. 

«)  Siehe  oben  §.  89. 

»)  Aurea  Bulla,  1356,  cap.  VU,  §.  4:  „  . . .  jus,  vocem  et  potesta- 
tem  et  omnia  ab  ipsis  dependentia  tutor  ipse  sibi  totaliter  cum  officio 
teneatur  protinus  assignare." 

4)  So  in  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  24:  „Der  Regent  übt  im  Namen 
des  Fürsten  die  voUe  Staatsgewalt  aus,  wie  sie  diesem  selbst  verfassungs- 
mässig zusteht"  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  58:  „Der  Regent  übt  die  dem 
König  zustehende  Gewalt  in  dessen  Namen  aus."  —  Badischer  Ent- 
wurf des  Regentschaftsgesetzes  v.  1862,  art.  8:  „Der  Regent  übt  im  Na- 
men des  Grossherzogs  dessen  verfassungsmässige  Regierungsgewalt  voU 
und  unverkürzt  aus." 

»)  Dies  ist  der  Fall  in:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  U,  §.  17.  „Der Re- 
gent übt  während  seiner  Reichsverwesung  alle  Regierungsrechte  aus, 
welche  durch  die  Verfassung  nicht  besonders  ausgenommen  sind."  —  Wür- 
temberg,  V.-ü.  1819,  §.  15.  „Der  Reichsverweser  übt  die  Staatsgewalt 
in  dem  Umfange,  wie  sie  dem  Könige  zusteht,  im  Namen  des  Königs 
verfassungsmässig  aus."  —  Uebereinstimmen :  K.  Sachsen,  V.-Ü.  1831, 
§.  12;  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.23;  Schwarzburg-Sondershausen, 
V.-ü.  1849,  §.  54;  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  58;  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852,  art.  25;  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  24,  —  Badischer  Entwurf  des 
Begentschaftsgesetzes  v.  1862,  art  9.      ■ 
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Arten  von  Staatsverträgen  mit  fremden  Staaten  abzuschliessen, 
Grundgesetze  zu  errichten^),  oder  in  den  bestehenden  Grund- 
gesetzen auf  verfassungsmässigem  Wege  die  für  zeitgemäss 
erachteten  Abänderungen  vorzunehmen'). 

lU.  Die  besonderen  Beschränkungen,  welche  einzefaie 
deutsche  Verfassungsurkunden  der  Regierungsgewalt  des  Re- 
genten setzen,  sind:  1)  Alle  erledigten  Aemter,  mit  Ausnahme 
der  Justizstellen,  können  während  der  Regentschaft  nur  provi- 
sorisch besetzt  werden  ®) ;  2)  der  Regent  kann  keine  Krongüter 
veräussem^);  3)  keine  heimfallenden  Lehen  verleiben  und 
4)  keine  neuen  Aemter  einfuhren  ^^) ;  5)  keine  Standeser- 
höhungen ertheilen  ^^) ;  6)  keine  neuen  Ritterorden  einfahren: 
7)  kein  Mitglied  des  geheimen  Rathes  anders  als  in  Folge 
eines  gerichtlichen  Erkenntnisses  entlassen  ^^) ;  8)  keine  Sehmä- 
ierung  der  Rechte  des  Souverains  vornehmen  oder  gestatten  ^^); 

9)  keine  Aenderung  im  Grundsysteme  und  in  den  verfassungs- 
mässigen Rechten  der  allgemeinen  Ständeversammlung  und 
der  Provinzialstände  vornehmen  oder  gestatten  ^^),  oder  doch 

10)  nur  mit  Zustimmmung  des  Familienrathes  in  dringenden 
und  Nothfällen  ^^)  oder  11)  nur  mit  Giltigkeit  auf  die  Daner 
der  Regentschaft  *«). 


^)  An  der  Ab£AS8ung  des  deutschen  Bundesakte  (8.  Juni  1815)  haben 
drei,  an  der  Abfassung  der  ScUussakte  der  wiener  Ministerialconferauen 
vom  15.  Mai  1820  zwei  vormundschaftliche  Regierungen  Antheil  genommco. 
^)  Uebereinstimmend  hiermit  ist  durch  Bundesbeschluss  v.  4.  Noy.  IS^^^ 
Protok.  §.  273  (bei  ö.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.,  Th.  IL 
S.  221),  die  Rechtsgiltigkeit  der  von  dem  Könige  von  Hannoyer  ood 
England  als  Regierungsvormund  in  Braunschweig  errichteten  erneuer- 
ten Landschaftsordnung  vom  25.  April  1820  ausgesprochen  worden. 

«)  Dies  bestimmt  nur  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  n,  §.  18. 
9)  Nur  in  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  H,  §.  18. 

<o)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  H,  §.  18;  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  15,  nennt  als  ausgenommen  nur  „Hofämter^'. 

")  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §!  15;  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  23. 

«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  15. 

")  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.23;  Schwarzburg-SonderhaaseB, 
V.-ü.  1849,  §.  54. 

*«)  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  23. 

*5)  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  12;  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852, 
art  25. 

«)  Diese  Beschränkung  hat  nur  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  15. 
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rv.  Die  Verfassnngsnrkunden  schreiben  insgemein  aus- 
drücklich vor,  dass  alle  VerfUgungen  des  Regenten  ,,im  Na- 
men ^^  des  SonverainSy  an  dessen  Stelle  er  regiert ,  erlassen 
werden  sollen*'):  die  bayerische  Verfassungsurkunde  enthält 
noch  die  besondere  Vorschrift ^  dass  auch  die  Münzen  mit 
dem  Bildnisse  des  durch  den  Regenten  vertretenen  Souverains 
geprägt  werden  sollen  *^). 

V.  Im  Verhältniss  zu  den  Landständen  kommt  dem  Re- 
genten der  Charakter  der  Unverantwortlichkeit,  wie 
jedem  regierenden  Fürsten,  zu  *®). 

§.  244. 

5)  Beendigung  der  Regentschaft.  Rechtsverhältnisse 
nach  derselben. 

I.  Die  Regentschaft  endigt,  wenn  sie  wegen  Minderjährig- 
keit des  Souverains  eintrat,  mit  der  Volljährigkeit  desselben; 
ausserdem  mit  dem  Wegfalle  des  Grundes  seiner  Behinderung 
an  der  -eigenen  Ftihi'ung  der  Regierung^),  worüber  unter  Um- 
ständen ein  Beschlnss  des  Familienrathes  und  der  Landstände 
nothwendig  werden  kann^). 

n.  Ueber  das  Rechtsverhältniss  des  Regenten  zu  dem 
durch  ihn  vertretenen  Souverain  nach  Beendigung  der  Re- 
gentschaft, namentlich  bei  erlangter  Volljährigkeit  des  minder- 
jährigen Thronerben,  finden  sich  in  den  neueren  Verfassungs- 
urkunden keine  ausdrücklichen  Bestimmungen.  Zur  Zeit  des 
Reiches  betrachtete  man  hinsichtlich  der  Beurtheilung  der  Ver- 
bindlichkeit der  Handlungen  des  Regierungsverwesers  für  den 
grossjährig  gewordenen  Thronerben  nicht  selten  die  Grundsätze 
des   gemeinen   römischen  Rechtes   über  die  Vormundschaften 


*T)  Siehe  die  ohen  in  Note  4  u.  5  angeführten  Verfassungsurkunden. 

«)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  H,  §.  15. 

")  Ausdrücklich  ist  dies  aber  nur  gesagt  in:  S.-Co bürg- Gotha, 
V.-U.  1852,  §.  21. 

*)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  H,  §.  21;  Würtemberg,  V.-tJ.  1819, 
§.  17;  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  24;  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852, 
art.  26. 

»)  Dies  schreibt  vor:  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  24;  Oldenburg, 
V.-ü.  1852,  art.  26;  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  18. 
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als  massgebend,  and  dies  konnte  anch  bei  kleineren  landes- 
herrlichen Häusern,  wo  die  RegierungsvornrnndBchaft  sich 
wenig  von  einer  bürgerlichen  Vormiindschaft  ontersehied,  ins- 
besondere ans  dem  Grunde  für  zulässig  gelten,  weil  damals  in 
den  obersten  Beichsgerichten  eine  Instanz  bestand,  vor  wel- 
cher über  die  Verbindlichkeit  der  Handlangen  des  Regienings- 
verwesers  und  seine  etwaige  Haftung  und  Verantwortlichkeit 
gegenüber  von  dem  bisherigen  Pupillen  gestritten  und  auch 
Restitution  gegen  verletzende  Handlungen  des  Regierungsvor- 
mundes ertheilt  werden  konnte.  Allein  schon  bei  den  grösse- 
ren, namentlich  bei  den  kurfürstlichen  Häusern,  musste  die 
Anwendung  der  gemeinen  oder  römisch  rechtlichen  Grundsätze 
in  dieser  Beziehung  mindestens  als  unzulänglich  erscheinen, 
und  zwar  schon  desshalb,  weil  nach  der  goldenen  BuQe  der 
Begierungsverweser  in  den  kurfürstlichen  Staaten  nicht  wie  ein 
blosser  Administrator  oder  Vormund  im  civilrechtlichen  Sinne, 
son  [em  als  ein  selbstberechtigter  regierender  Herr  wäh- 
rend der  Dauer  seiner  Begentschaft  betrachtet  werden  sollte^). 
ni.  Diese  Auffassung  der  Stellung  des  Begenten  zu  dem 
bevormundeten  Souverain  ist  jetzt,  wegen  Gleichheit  des 
Grundes,  als  die  gemeinrechtliche  zu  erachten.  Es  muss  daher 
als  Princip  betrachtet  werden,  dass  der  volljährig  gewordene 
Thronerbe  oder  der  zu  eigener  Führung  der  Begierang  geistig 
wie  körperlich  wieder  befähigte  Souverain  alle  Regierungs- 
handlungen des  Begenten  so  anerkennen  muss ,  wie  er  die 
eines  jeden  anderen  legitimen  Begierungsvorgängers  anerken- 
nen müsste*). 

IV.  Kein  neueres  Verfassungsgesetz  behandelt  den  Fall, 
welche  Bechtsfolge  eintreten  solle,  wenn  der  Begent  etwa  seine 
Gewalt  benutzen  wollte,  den  Souverain  von  der  Begierang  ganx 
zu  verdrängen,  indem  man  unverkennbar  davon  ausging,  dass 
ein  solches  Beginnen  nach  den  über  die  Einrichtung  der  Be- 
gentschaft angenommenen  Grundsätzen  gar  nicht  denkbar  sei. 

V.  Von  einer  in  integrum  restitutio  des  volljährig  gewor- 
denen oder  wieder  genesenen  Souverains  gegen  die  Begierungs- 
handlungen des  Begenten  kann  heut  zu  Tage  bei  dem  Mangel 


s)  Aurea  Bulla,  a.  1356,  cap.  YII,  §.  4,  siehe  oben  §.  243,  Note  3). 
«)  Siehe  unten  §.  266. 
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einer  zu  ihrer  Ertheilang  competenten  gerichtlichen  Instanz 
nicht  mehr  die  Bede  sein.  Wohl  aber  sind  jene  Regiernngs- 
handlnngen  des  Regenten  als  ipso  jure  nichtig  zu  betrachten^ 
welche  der  Regent  in  verfassungswidriger  Weise  oder  gegen 
ein  aasdrückliches  Verbot  der  Verfassungsarkunde  vorgenom- 
men haben  sollte.  Wenn  solche  Regierungshandlungen  des 
Regenten  etwa  den  in  der  Bundesgesetzgebung  aufgestellten 
Grundsätzen  über  die  Aufrechthaltung  des  monarchischen  Prin- 
cips  oder  über  andere  bundesmässige  Verpflichtungen  zuwider 
sein  sollten^  so  würde  dadurch  auch  ein  Einschreiten  der  Bun- 
desversammlung begründet  werden^). 

VI.  Im  Uebrigen  steht  dem  zur  eigenen  Regierung  gelang- 
ten Souverain  jederzeit  frei,  die  ihm  missfälligen  Einrichtungen 
des  Regenten  auf  dem  landesverfassungsmässigen  Wege,  also 
nach  Lage  des  Falles  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  mit 
ZastimmuHg  der  Landstände  zu  beseitigen  oder  durch  neue 
verfassungsmässige  Anordnungen  zu  ersetzen. 

VU.  Eine  Rechnungsablage  des  Regenten  während  der 
Reg'entschaft  oder  bei  Beendigung  derselben  findet  heut  zu 
Tage,  wo  dieselbe  einen  durchaus  anderen  Charakter  als  die 
bürgerliche  Vormundschaft  angenommen  hat^  wenigstens  in 
jenen  Staaten ,  in  welchen  Landstände  und  diesen  verantwoii- 
liche  Ministerien  bestehen,  selbstverständlich  nicht  mehr  statt. 

§.  245. 
Privatrechtliche  Vormundschaff. 
a)    Ueber  die  Person  und  das  Privatvermögen  des 
minderjährigen  oder  behinderten  Souverains. 

I.  Der  Sache  nach  verschieden  von  der  Regierungsvor- 
mundschaft  (Regentschaft)  ist  die  Vormundschaft  über"  die 
Person  und  das  Privatvermögen  eines  minderjährigen  oder  an 
der  Führung  der  Regierung  durch  geistige  oder  körperiiche 
Krankheit  oder  Schwäche  behinderten  Souverains.  Zur  Reichs- 
zeit wurde  die  Nothwendigkeit  einer  Vormundschaft  in  dieser 
Beziehung,  so  wie  die  Delation  derselben  und  der  Umfang  der 
vormundschaftlichen  Rechte  und  Pflichten  gemeinrechtlich  auch 


6)  Wiener  Schlussakte  v.  15.  Mai  1820,  art  57.  58. 
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in  den  reichsständischen  Häusern  im  Allgememen  nach  den 
Grundsätzen  des  gemeinen  Reichsrechtes  behandelt  Dah» 
konnte  auch  der  fiegierungsvormund  recht  wohl  zugleich  Vor- 
mund des  minderjährigen  oder  an  der  Regierung  behinderten 
Landesherm  in  privatrechtlichem  Sinne  sein.  Dies  alles  ist 
auch  in  den  regierenden  deutschen  Fürstenhäusern  noch  als 
gemeines  Recht  zu  betrachten. 

n.  Die  neueren  Verfassungsurkunden  und  Hansgesetze 
gebrauchen  zum  Theil  das  Wort  Vormundschaft  als  Gegen- 
satz zu  Regentschaft  oder  Regierungsverwesung.  Sie  be- 
handeln regelmässig  auch  nur  die  Vormundschaft  über  den 
minderjährigen  Thronfolger,  lieber  den  Fall,  wenn  eine 
cura  personcdis  über  den  Souverain  wegen  Geistesschwäche  und 
dergl.  nothwendig  werden  sollte,  enthalten  sie  meistens  keine 
Bestimmungen^),  und  müssen  daher  in  solchem  Falle  die  für 
die  Vormundschaft  über  den  minderjährigen  Souverain  anfge- 
steQten  Grundsätze  zur  analogen  Anwendung  gebracht  werden. 

ni.  Die  neueren  Haus-  und  Verfassungsgesetze  legen  ins- 
besondere nicht  selten  das  Recht  der  Erziehung  des  nun- 
derj ährigen  Sonverains,  sofern  nicht  von  dem  Vater  darüber 
eine  Bestimmung  getroffen  worden  ist,  ausdrücklich  der  Mut- 
ter oder  auch  der  Grossmutter  von  väterlicher  Seite  bei, 
jedoch  in  allen  Fällen  unter  der  Oberaufsicht  des  Regienmgs- 
verwesers  ^). 

IV.  Nur  wenige  Verfassungsurkunden  untersagen  dem 
Regierungsverweser  auch  zugleich  die  (privatrechtliche)  Vor- 
mundschaft über  den  minderjährigen  Souverain  zu  ftihren^). 

0  Nur  die  hannover.  V.-U.  1840,  §.  25  a  liuea  3,  hat  darüber  ein*» 
Bestimmung.    Siehe  unten  Note  3. 

«)  Nur  die  Mutter  nennt  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  IX,  §.  3.  - 
Die  Mutter  und  Gros smut t er  von  väterlicher  Seite  nennen:  Würtem- 
berg,  V.-ü.  1819,  §.  16;  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  15;  und  k.  sächs. 
Hausgesetz  1837,  §.  65  u.  f.;  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  25;  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1852,  art  28. 

3)  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  27.  „Der  Regent,  mit  Ausnahme 
der  Mutter  und  Grossmutter,  kann  die  Vormundschaft  über  den 
mindeijährigen  GroBsherzog  nicht  führen."  — üebereinstimmt:  Wal  deck, 
V.-ü.  1852,  §.  25.  —  Beschränkter  ist  die  Bestimmung  in  Hannover, 
V.-ü.  1840,  §.  25,  a  linea  3.  „Die  Aufsicht  über  die  Person  des  dmti 
Geisteskrankheit  an  der  Regierung  verhinderten  Königs,  und  die 
Sorge  iiii  denselben,  darf  der  Regent  nicht  übernehmen.'' — Für 
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y.  Andere  Verfassungsarknuden  legen  dagegen  ausdrück- 
lich dem  Regenten  ansser  der  Regentschaft  auch  die  Vor- 
mandschaft  bei,  bald  mit,  bald  ohne  Einschränkung  auf  den 
Fall,  dass  der  vorhergehende  Landesfürst  keine  Bestimmung 
über  die  Erziehung  des  minderjährigen  Thronfolgers  getroffen 
hat*). 

Vn.  Mitunter  ist  dem  Regierungsverweser  das  Recht  bei- 
gelegt, wenn  keine  väterliche  Bestimmung  getroffen  worden 
und  auch  keine  Mutter  (Wittwe  des  letzten  Souverains)  vor- 
handen ist,  die  privatrechtliche  Vormundschaft  über  den  min- 
derjährigen Souverain  unter  Vernehmung  des  Regentschafts- 
rathes^)  oder  des  Familienrathes®)  anzuordnen  oder  selbst  zu 
übernehmen ''). 

§.  246, 

b)  Vormundschaften   über  die  übrigen  Mitglieder 
der  regierenden  Häuser. 

I.  Die  Vormundschaften  in  Betreff  der  übrigen  Mitglieder 
regierender  Häuser  wurden  zur  Reichszeit  insgemein  nach  den 
Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  behandelt.  Dabei  ist  es 
auch  heut  zu  Tage  verblieben  und  sprechen  daher  die  neueren 
Verfassungsurkunden  von  diesen  Vormundschaften  gar  nicht, 
da  sie  dieselben  als  dem  Gebiete  des  Privatrechts  angehörig 
betrachten. 

II.  Die  neueren  Hausgesetze  haben  darüber  folgende  Be- 
stimmungen: 1)  Die  Prinzen  des  königlichen  Hauses  können 
fttr  die  Verwaltung  des  Vermögens  und  die  Erziehung  ihrer 


diesen  Fall  bestinunte  auch  schon  das  hannover.  Haosges.  v.  1836,  cap.  VI, 
§.  2,  dass  der  Familienrath,  mit  Ausschluss  des  Regenten,  zu 
entscheiden  habe,  ob  diese  Aufsicht  und  Sorge  für  die  Person  des  ver- 
hinderten Königs  der  Mutter,  der  Grossmutter,  oder  einem  der  im  König- 
reiche wohnenden  Geschwister  des  Königs,  oder  welchem  anderen  Mitgliede 
des  Hauses  zu  übertragen  sei. 

*)  Mit  dieser  Einschränkung  geschieht  dies  in. Braunschweig, 
n.  L.-O.  1832,  §.  22;  ohne  dieselbe:  Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  16; 
Coburg- Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  14. 

^)  Bayern,  Hausges.  y.  1819,  Tit.  9,  §.  4;  K.  Sachsen,  Hausges. 
V.  1837,  §.  68. 

«)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1862,  Art.  28,  §.  2. 

T)  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  20,  a  linea  1:  „  . .  .jedoch  mit  Beirath 
der  vereinigten  Minister." 
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minderjährigen  Kinder  Vormünder  ernennen:  diese  mflssen 
aber  von  dem  Souverain  bestätigt  werden^).  2)  Wenn  der 
Vater  entweder  selbst  keine  Vormünder  ernannt  hat,  oder  die 
ernannten  die  königliche  Genehmigung  nicht  erhalten  haben, 
so  kommt  ihre  Bestellung  dem  Souverain  zu^.  3)  Die  den 
Vormündern  anvertraute  Erziehung  der  Prinzen  und  Prinzessin- 
nen des  Hauses  unterliegt  der  Aufsicht  des  Souverains  ^.  4)  Die 
Vormünder  leisten  den  Eid  in  die  Hände  des  Souverains,  oder 
in  dessen  Auftrag,  in  die  des  Ministers  des  Hauses^).  .5)  In 
Ansehung  der  Vermögensverwaltung  haben  die  Vormünder  die 
Landesgesetzgebung  zu  beobachten^).  6)  Bei  Handlungen  der 
Vormünder,  welche  nach  dem  Landesrechte  der  Bestätigung 
der  Gerichte  bedürfen,  ist  die  Bestätigung  des  Souverains 
oder  die  der  obersten  Landesbehörde  in  Vormundschaftssachen 
erfordert^).  7)  Der  Vormund  ist  zur  jährlichen  Bechnnngsab- 
läge  bei  der  hausgesetzlich  oder  vom  Souverain  bestinunten 
Behörde  verpflichtet^).    8)  Der  Souverain  hat  das  Recht,  in 

*)  Bayern,  Hausges;  v.  1819,  Tit.  IX,  §.6;  Würtemberg,  Hausges. 
1828,  Art.  12;  Hannover,  Hausges.  1836,  Cap.  VH,  §.  2;  K.  Sachsen, 
Hausges.  1837,  §.  69;  Coburg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.  88. 

»)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  IX.  §.  7;  Würtemberg,  Hausges. 
1828,  Art  12;  Hannover,  Hausges.  1836,  Cap.  VU,  §,  2;  K  Sachsen, 
Hausges.  1837,  §.  70.  (Ebendas.  §.  71,  wird  noch  ausdrücklich  beigefügt, 
dass  es  einer  gerichtlichen  Bestätigung  der  vom  Könige  ernannten 
Vormünder  nicht  bedürfe.)  —  Coburg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.88: 
„  . . .  Wird  diese  Bestätigung  versagt,  oder  hat  der  Vater  in  Fänen,  da  ein 
Vormund  nöthig  ist,  die  Ernennung  eines  solchen  unterlassen,  so  ist  der 
Herzog  Vormund,  oder  ernennt  einen  solchen.  Die  Bestellung 
des  Vormundes  erfolgt  in  allen  Fällen  durch  das  zuständige  Gericht^ 

3)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  IX,  §.  8;  Würtemberg,  Hausges. 
1828,  Art.  14;  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  VH,  §.  1;  K.  Sachsen, 
Hausges.  1837,  §.  72. 

4)  Würtemberg,  .Hausges.  Art.  12;  Hannover,  Hausges.  1836, 
Cap.  VH,  §.  3. 

5)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  IX,  §.  9;  K.  Sachsen,  Hausges. 
1837,  §.  73. 

,0)  Ersteres  schreibt  vor:  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  IX,  §.  9;  Letz- 
teres: Würtemberg,  Hausges.  1828,  Art  13;  jedoch  ist  in  wichtigeFea 
Fällen  Bericht  an  den  König  zu  erstatten.  Nach  dem  k.  sächs.  Hausges. 
1837,  §.  74,  ist  dem  Könige  vorbehalten,  die  Behörde  zu  bestimmen,  von 
welcher  der  Vormund  Dekrete  oder  Genehmigung  einzuholen  hat 

')  Würtemberg,  Hausges.  1828,  Art.  13.  (Bechnungsablage  vor  der 
höchsten  Landesbehörde  in  Vormundschaftssachen);  Hannover,  Hansges. 
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vorkommenden  Fällen  auch  Vermögens -Gurateln  anzuordnen, 
falls  solche  nicht  testamentarisch  eingesetzt  sind.  Bei  der 
Wahl  der  Gnratoren  sollen  die  nächsten  Erben  stets  znerst^ 
berücksichtigt  werden^).  9)  Eine  sehr  singulare  Bestimmung 
enthält  das  bayerische  Hausgesetz  von  1819  Tit.  IX, 
§.  5.  Hiemach  verbleiben  die  königlichen  Prinzessinnen 
unter  der  Curatel  des  Monarchen  oder  des  Reichsverwesers 
bis  zu  ihrer  Vermählung  ohne  Unterschied,  ob  sie  bei  der  ver- 
wittweten  Königin  sich  befinden,  oder  ein  besonderes  Haus  für 
sie  gebildet  worden  ist. 

§.  247. 

Thronfolge. 

L    Erbfolge  nach  Geblütsrecht*). 

a)    Geschichtliches*). 

Das  System  der  Erbfolge,  welches  gegenwärtig  in  den 
deutschen  regierenden  Häusern  hinsichtlich  der  Thronfolge 
gilt,  hat  sich  nur  allmählig  entwickelt.  Es  hängt  dies  damit 
zusammen,  dass  eine  reichsständische  Familie  in  der  älteren 
Zeit  die  Länder,  in  welchen  sie  regierte,  aus  sehr  verschiede- 
nen Rechtstiteln  besass. 

I.  Hinsichtlich  der  allodialen  Herrschaften,  in  welchen 
der  Landesherr  zugleich  als  Grundherr  erschien,  war  die  Erb- 
lichkeit zu  keiner  Zeit  bezweifelt  worden.  Sie  richtete  sich 
ganz  nach  den  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  Rechts  über 


Cap.  Vn,  §.  3.  (bei  dem  Ministerium  oder  der  von  demselben  ernannten 
Behörde).  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  74,  (bei  der  vom  Könige  zu 
bestimmenden  Behörde). 

«)  Hannover,  Hausges.  1836,  Cap.  VIE,  §.  2. 

<)  Moser,  Staatsr.  XH,  Cap.  60  u.  f.,  S.  337  u.  f.  —  Dessen  Fa- 
milienstaatsr.  I,  Cap.  I.  —  Pütt  er,  prim.  lin.  §.  11  u.  f.  Dessen  Er- 
örterungen I,  Nr.  n.  rx.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  233  u.  f.  —  Leist, 
Staatsr.  2.  Aufl.,  §.  30  u.  f.  —  Klüber,  öffentl.  R.,  §.  242  u.  f.  —  Mau- 
renbrecher, §.231  u.  f.  —Weiss,  Staatsr.,  §.  238  u.  f.  —  H.  A.Zacha- 
riae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  64  u.  f.  — J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts, 
Bd.  n,  (1857),  S.  202  flg. 

«)  Vergl.  meine  deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  ü,  §.  51,  52.  — 
H.  J.  F.  Schulze,  das  Recht  der  Erstgeburt  in  den  deutschen  Fürsten- 
häusern. Leipzig,  1851.  —  J.  Held,  a.  a.  0.  n,  148  flg. 
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die  Vererbnng  des  echten  EigenthumB,  d.  h.  an  onbewes^ehes 
Sachen  y  insbesondere  der  adeligen  Stammgüter.  Hi^bei  er- 
jLannte  man  von  jeher  den  Vorzug  des  Manns  Stammes 
vor  dem  Weibstamme ,  im  Uebrigen  aber  die  T heil  bar keit 
des  Allodes  unter  die  gleich  nahen  Erbberechtigten  an. 

n.  In  den  reichslehenbaren  Territorien,  wdche  den 
Charakter  von  Amtsbezirken  (Filrstenamt)  hatten,  bemfihten 
sich  die  Kaiser  bis  in  das  XIII.  Jahrhundert,  die  Erblichkeit 
oder  mindestens  doch  die  Theilbarkeit  principiell  auszc- 
schliessen,  vermochten  aber  auf  die  Dauer  diesen  Grundsatz 
nicht  aufrecht  zu  erhalten^). 

III.  In  der  älteren  Zeit  betrachtete  man  durch  die  Thei- 
lung  der  Lehen  das  gegenseitige  Successionsrecbt  der  Theiieih 
den  und  ihrer  Stämme  als  völlig  aufgehoben  (sog.  Todthei- 
lungen):  später  suchte  man  zur  Bewahrung  desselben  die 
lehensherrliche  Genehmigung  der  Theilungen  nach  (sog.  Math- 
schierungen) und  führte  zu  diesem  Behufe  insbesondere 
Belehnungen  zur  gesammten  Hand  ein^). 

IV.  Eine  positive  reichsgrundgesetzliche  Bestimmung  ib& 
Untheilbarkeit  findet  sich  nur  in  Bezug  auf  die  kuritlrstlicheD 
Häuser  in  der  goldenen  Bulle  E.  KarTs  IV.,  und  zwv 
nach  dem  Wortlaute  dieses  Gesetzes  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Kurstimme  als  die  Regierung  der  Eurländer.  Beide  soll- 
ten nach  der  Bestimmung  dieses  Gesetzes  stets  nur  von  einoD 
Mitgliede  des  Hauses  nach  Primogeniturordnang  gefthrt 
werden  ^). 

3)  Sachsenspiegel  m,  53.  §.  3:  „Man  ne  mat  ok  nen  gerkkff 
delen/'  —  Sachs.  Lehnr.  c.  20,  §.  5.  Schwabensp.  (Lassbeig)  cliL 
§.  6:  „Wen  CmanJ  msig  dehein  (kein)  faratenamt  mit  rehte  zwein  mazmec 
nivt  gelien,  ir  dewedere  (keiner  von  ihnen)  mag  mit  rehte  nivt  daTon  m 
'  farste  geain.  noch  ein  furste  geheizzen.  also  mag  man  marcgrafschaft  nodt 
graveschaft.  Swer  diu  theilend,  so  hant  si  ir  namen  verlorn."  —  Schvibi 
Lehr.  (Lassberg),  c.  41.  —  I.  Feud.  13:  „In  feudo  comiCatoa  vel  maidudte. 
vel  alianim  dignitatum  non  est  successio  ...sedhodiehoc  asarpatam 
est."  —  Constit  Friderici  I,  a.  1158  (in  II.  Feud.  55.  §.  2)  ,J»nieta^ 
ducatus,  marchia,  comitatus,  de  cetero  non  dividantur."  — 

*)  üeber  Todtheilung  und  Muthschiening,  vergl.  Weber,  Handb.  des 
Lehnr.  HI,  421  u.  f.  —  Meine  deut  Rechtsgeschichte  3.  Aufl.  1858,  HiL  IL 
§.  119,  S.  815. 

8)  Aurea  Bulla,  a.  1356,  cap.  YII,  §.  2.  „Statuimus,  et  impemfi 
autoritate  praesenti  lege  perpetuis  temporibus  valitura  decemimua,  at  po^- 
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V.  Landesbezirke,  welche  ein  Reichsftirst  von  einem  an- 
deren oder  einer  fremden  Krone  zn  Lehen  hatte,  wurden  nach 
den  gemeinen  lehenrechtlichen  Grundsätzen  vererbt,  sofern 
nicht  die  Lehenbriefe  etwas  Besonderes  festsetzten. 

VI.  Seit  dem  XIV.  und  noch  mehr  seit  dem  XV.  u.  XVI. 
Jahrhundert  trat  bei  vielen,  besonders  bei  den  grösseren 
reichsständischen  Häusern  das  Interesse  hervor,  zur  Erhaltung 
des  Glanzes  und  der  politischen  Bedeutung  des  Hauses  ihre 
Besitzungen  zu  einem  untrennbaren  Ganzen  hinsichtlich  der 
Vererbung,  wenn  auch  noch  nicht  zn  einem  eigentlichen  Staats- 
körper, zu  verbinden.  Dieser  Zweck  wurde  durch  Familien- 
verträge und  Testamente  zu  erreichen  gesucht,  wodurch  den 
an  sich  verschiedenen  Besitzungen  der  Charakter  eines  untheil- 
baren  Familienfideicommisses,  wenigstens  fär  so  lange,  als  eine 
gewisse  Linie  des  Hauses  blühte,  beigelegt  wurde.  In  Folge 
hiervon  wurde  die  Einführung  der  Primogenitur  immer  häufiger. 
Uebrigens  ersieht  man  aus  den  die  Einführung  der  Primogeni- 
tur betreffenden  Urkunden  sehr  deutlich,  wie  auch  in  dieser 
Lehre  das  römische  Recht  bereits  eingedrungen  war,  da  man 
nicht  nur  zur  Einführung  derselben,  wegen  der  darin  lie- 
genden Schmälerung  und  theilweisen  Umgehung  der  Pflicht- 
theilsrechte  der  sog.  nachgebomen  Söhne  die  kaiserliche  Con- 
finnation  flir  erforderlich  hielt,  sondern  auch  in  den  fürstlichen 
Testamenten,  namentlich  im  XVI.  und  XVH.  Jahrhundert,  der 


quam  iidem  Principes  Electores  Seculares,  Tel  eonim  quilibet  esse  desierit, 
jus,  vox  et  potestas  Electionis  hujusmodi  ad  filiumsuumprimogeni- 
tum,  similiter  laicum,  libere  et  sine  contradictione  cujuspiam  devolyatur/' 
§.  3.  „Si  vero  primogenitas  higus  modi,  absque  heredibus  masculis  legiti- 
mis  laicis  ab  hac  luce  migraret,  yirtute  praesentis  imperialis  edicü,  jus,  yoz 
et  potestas  Electionis  praedictae  ad  seniorem  fratrem  laicum,  per 
veram  paternalem  lineam  descendentem,  et  deinceps  ad  illius 
primogenitum  laicum  devolvatur."  §.  4.  ,,Et  talis  successio  in  primo- 
genitis  et  heredibus  Principum  eorundem  in  jure,  voce,  et  potestate  prae- 
missis,  perpetuis  temporibus  observetur/'  Siehe  noch  ebendas.  cap.  XXV. 
§.  2,  3,  4;  abgedruckt  hier  unten  §.  250,  Note  6  u.  7.  —  Für  das  Erzhaus 
Oester reich  war  die  Primogenitur  schon  durch  das  (angebliche) Privile- 
gium des  K.  Friedrich  L,  a.  1156  eingeführt  worden.  Vergl.  meine 
deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.,  Thl.  H,  S.  490  flg.  (voUständig  abgedruckt  in 
Pertz,  Monum.  Germ.  Leg.  T.  n,  99). 
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Erstgeborne  häufig  als  heres  ex  asse  anfgefasst  und  bezdchn^ 
werde  ^). 

§.  248. 

b)   Praktisches  Recht 

1)   Allgemeiner  Charakter  der  Thronfolge. 

I.  Alle  Thronfolge  nach  Gebltttsrecht,  sie  mag  ani 
Gesetz,  Herkommen,  Hausverträgen  oder  einer  Familienfidd- 
commissstiftnng  bemhen,  hat  im  Allgemeinen  denselben  Gnmd- 
charakter,  welcher  aller  deutschen  adeligen  Stammguts-,  Leh^- 
und  Familienfideicommissfolge  übereinstimmend  zukommt^).  Ak 
eine  eigentliche  „Folge^^  im  Sinne  des  deutschen  Becbts^ 
ist  die  Thronfolge  kein  Fortsetzen  der  Beohtspersön- 
lichkeit  des  Vorgängers  und  kein  Eintreten  in  dieselbe 
kraft  einer  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Willens- 
bestimmung des  Verstorbenen,  wie  dies  im  Begriffe  des 
römischen  heres  liegt  —  also  keine  successio  ex  beneficio  de- 
functi  —  sondern  sie  ist  ein  Einrücken  in  den  durch  das 
Ableben  des  Vorgängers  eröffiieten  Eronbesitz  aus  einem 
Bechtsgrunde,  welcher  bereits  vorher  bestand,  zum  Behufe 
der'  Ausübung  des  eigenen  Rechts  an  dem  G^enstande 
der  Folge,  d.  h.  hier,  an  der  Regierung. 

II.  Die  Thronfolge   ist  daher  auch  Singular-Sueces- 


>)  Vergl.  z.  B.  Testament  E.  Ferd.  IL,  1621,  bei  Moser,  Staatsr.  III, 
p.  414  u.  f.  „ . . .  so  instituiren ,  nennen  und  setzen  Wir  zu  Unserem  m- 
widersprechlichen  rechten  na  tarlichen  Universalerben  und  Erb- 
nehme r  yorgedachten  Unseren  freundlichen,  geliebten  Sohn  Ferdinand 
Ernst,  dasB  er  nemblich  alle  Unsere  zugehörige  Erbkönigreich,  Erzherzog- 
u.  Fürstenthum  etc.  etc.  als  der  erst-  und  älteste  gebohrene  etc.  alläii 
inhaben,  regieren,  herrschen  und  genOssen  .  .  .  solle.*'  —  Testament  des 
Kurfürsten  Friedrich  Wilhelm  von  Brandenburg,  20.  März  1688,  (bd 
Höfler,  fränkische  Studien  im  IX.  Bd.  des  Archivs  der  k.  k.  Akad.  der 
Wiss.  für  Kunde  d.  Österreich.  Geschichtsquellen.)  „Fünftens;  gleichwie  do 
mein  Ghurprinz  und  Sohn  Friedrich  Haerea  ex  asse  sein  mnst"  etc. 

1)  Ph.  Knipschildt,  de  fideicom.  famil.  nobil.  Uhn,  (Edit  2)  IföL 
M eurer  voii  der  Succession  in  Lehn-  und  Stammgflter  unter  dem  hohea 
und  dem  niederen  deutschen  Adel.  Leipzig  1781.  —  G.  v.  Salza  u.  Lich- 
tenau, die  Lehre  von  Familien-,  Stanmi-  und  GeschlechtsfideioommisseD, 
Leipzig  1838. 

<)  Vergl.  meine  deutsche  B.-6e8ch.  3.  Aufl.  1868,  Thl.  U,  §.  117,  V, 
S.  801. 
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sion  in  dem  Sinne,  wie  dies  die  deutsche  adelige  Stammgnts-, 
Leben-  nnd  Fideicommissfolge  überhaupt  ist^).  Dass  die 
Gnindsätze  der  römischen  Universalsnccession ,  welche  in  der 
Reichszeit  nutnnter,  aber  stets  sehr  anpassend,  eingemischt 
worden,  auf  die  Thronfolge  durchaus  unanwendbar  sind,  wird 
beut  zu  Tage  unbestritten  anerkannt 

ni.  Alle  Thronfolge  nach  Geblütsrecht  ist  nur  Descen- 
dentenfolge,  d.h.  es  werden  überhaupt  nur  Descenden- 
ten  des  ersten  Erwerbers  der  Krone  zur  Thronfolge  ge- 
rufen. Seiten  verwandte  (GoUateralen)  des  letzten  Besitzers 
der  Krone  haben  daher  als  solche  kein  Thronfolgerecht, 
sondern  nur  insofern,,  als  sie  zugleich  jene  Eigenschaft  als 
Descendenten  des  ersten  Erwerbers  besitzen.  Ganz  dasselbe 
gilt  von  den  Ascendenten  des  letzten  Besitzers^). 

IV.  Allgemein  ist  in  den  deutschen  regierenden  Häusern 
der  Vorzug  des  Mannsstammes  vor  dem  Weibsstamme 
anerkannt^).  Man  pflegt  das  auf  diesem  Grundsatze  beruhende 
System  als  „Thronfolge  nach  dem  salischen  Gesetz'' 
zn  bezeichnen,  weil  derselbe  in  diesem  alten  fränkischen 
Volksrechte  ftlr  die  Stammgutsfolge  überhaupt  ausgespro- 
chen ist®). 

»)  Ebendas.  Thl.  ü.  §.  117,  VH.  S.  802. 

4)  Eine  Ascendentenfolge  könnte  heut  zn  Tage  bei  der  Thronfolge 
überhaupt  möglicherweise  nur  da  in  Frage  kommen,  wenn  bei  dem  Er- 
löschen des  Mannsstammes  die  weibliche  Succession  eintritt  und  die  noch 
lebende  Mutter  oder  Grossmutter  des  letzten  Souverains  zugleich  ein  ge- 
borenes Mitglied  desselben  Hauses  wäre.  Die  sämmtlichen  neueren 
Haus-  und  Yeifassungsgesetze  nehmen  auf  diesen,  an  sich  sehr  singul&ren 
Fall  keine  Rücksicht  und  räumen  einer  weiblichen  Verwandten  wegen  der 
zufällig  in  ihrer  Person  concurrirenden  Ascendenteneigenschaft  durchaus 
keinen  Vorzug  vor  den  übrigen  Frauen  oder  Gognaten  ein.  —  üeber  den 
früher  zwischen  Koch,  Danz,  Gönner,  Klüpfel  und  Major  über  die 
weibliche  Ascendentenfolge  in  Lehen  gef&hrten  Streit,  s.  Weber,  Handb. 
d.  Lehnrechts  EI.  S.  350  u.  f. 

^)  Vergl.  H.  A.  Zachariae,  das  Successionsrecht  im  Gesammthause 
Braunschweig-Lüneburg  und  der  ausschliessliche  Anspruch  Han- 
novers auf  das  in  Erledigung  konunende  Herzogthum  Braunschweig. 
Leipzig,  1862,  S.  13.  24  flg. 

«)  Lex  Salica  (emend.),  Tit.  62,  §.  6:  „De  terra  vero  salica 
nulla  portio  mulieri  veniat,  sed  ad  virilem  sexum  tota  terrae  hereditas 
perveniaf'  —  Siehe  meine  deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  H,  §.  33, 
n,  S.  403  und  §.  114,  I,  S.  781. 

Zöpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.   I.  44 
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V.  Wie  jede  germanische  Immobiliarerbfolge  und  insbe- 
sondere die  adelige  Stammgutsfolge,  hat  auch  die  Thronfolge, 
nnd  zwar  für  die  agnatisehen  Thronerben  männlichen  Ge- 
schlechts ohne  Ausnahme,  die  beiden  Hauptwirknngen  der  ah- 
dentschen  erblichen  Gewere  beibehalten,  nändich:  1)  die 
Wart  (das  Wartrecht)  und  2)  den  Fall  (das  Anfalls- 
recht, /Samne)'). 

VI.  Unter  dem  Wartrechte®)  wird  hier  das  Terstanden, 
dass  der  Thronerbe  eben  ans  dem  Grunde,  weil  er  nicht  es 
beneficio  ultimi  defuncti  succedirt,  ein  festes  Snceessionsrecht 
in  die  Krone  hat,  welches  ihm  durch  keine  einseitige  Verfü- 
gung des  Vorgängers  entzogen  werden- kann  ^;    daher  denn 


7)  Eben  das.,  Thl.  H,  §.  118,  S.  808  fl. 

«)  Im  Sachsensp.  III.  84,  §.  3  heisst  dieses  Recht  „Wardunge'' 
und  ein  Erbe,  der  es  hat:  „der  des  gutes  ward  ende  isf  Yeigl.  B  am- 
ber ger  Stadtr.  aus  dem  XIV.  Jahrhunderte,  §.  296.  304.  in  meiner  Aus- 
gabe, Heidelberg  1839;  ürkundenbuch,  S.  85.  87. 

«)  Dieses  Wartrecht  ist  dasselbe  feste,  vom  ersten  Erwerber 
abgeleitete  jedem  Descendenten  desselben  als  solchen  zuständige  Recht 
welches  man  im  Lehnrechte  als  jus  mccedendi  bezeichnet,  d.  h.  das  Snc- 
eessionsrecht an  sich,  ohne  dessen  Zuständigkeit  man  nicht  Ton  der 
Successionsordnung,  d.  h.  zur  Ausübung  desselben  in  bestimmter 
Reihenfolge,  gerufen  werden  kann.  (Ueber  den  früher  zwischen  Posse 
und* Runde  geführten  Streit  über  den  Unterschied  von  Snccessionsrecbt 
und  Successionsordnung,  s.  Weber,  Handb.  d.  Lehnrechts,  Ulf  S.  380u.£ 
—  Dabei  sprachen  die  Publicisten  und  unter  dem  Einflüsse  der  Doctzin 
auch  viele  hausgesetzliche  Bestimmungen  aus  den  beiden  letzten  Jahihon- 
derten  von  einem  condomimum  feventualej  oder  Civilbesitze  (d.  h.  ide- 
alen Gesammtbesitze)  der  fürstlichen  Familie  als  Grund  des  jus  succedetuü 
(des  Wartrechtes).  Pütter,  prim.  lin.  §.  31.  —  Beispiele  s.  bei  Moser, 
badisches  Staatsr.  §.  82.  —  Allein  die  Auffassung  des  Wartrechtes-  als  Aus- 
fluss  eines  (angeblichen  germanischen,  auf  einem  Solidarprincip  berohenden 
eventuellen)  condomimum,  wie  dies  von  Pütter,  B.  W.  Pfeiffer  (s.  unten 
§.  251,  Note  1)  u.  A.  geschieht,  ist  durchaus  geschichtawidiig;  denn  das 
in  der  romanisirenden  Feudistenschule  der  letzten  Jahrhunderte  aufgebrachte 
sogenannte  eventuelle,  d.  h.  Erbrecht  bewirkende  Gesammteigen- 
thum  ist  eben  nichts  anderes,  als  das  Wartrecht  selbst,  dessen  juiistisdie 
Natur  man  verkannte,  und  daher,  anstatt  es  als  das  historische  Princip  der 
deutschen  Descendentenfolge,d.h.alsdasWe8en  desGeblütsrechts 
der  rechten  Erben  zu  begreifen,  nach  einem  ebenso  überflüssigen  als  fal- 
schen, angeblich  höherem  Principe  haschte,  als  dessen  Wirkung  es  erscheinen 
sollte.  Eine  solche  Darstellung  ist  aber  eben  so  unrichtig  und  nichtssagend, 
als  weiin  man  bei  der  römischen  heredüas  für  das  Suitätsprincip  noch 
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auch  bei  der  Thronfolge  keine  Enterbung  im  Sinne  des 
römischen  Civib-echtes  Platz  greifen  kann^^). 

VII.  Das  Anfallsrecht  äussert  sich  darin,  dass  die 
Krone  an  den  Thronerben  tibergeht,  ohne  dass  es  von  seiner 
Seite  irgend  einer  Antretung  der  Erbschaft  im  römischen  Sinne 
{aditio  herecUtatis  oder  agnitio  bonorum  possessionis)  bedarf**), 
so  dass  er  also  den  Kronbesitz  des  Begierungsvorgängers  ohne 
alle  Unterbrechung  fortsetzt.  Dies  ist  der  Sinn  der  Parömie: 
„der  König  stirbt  nicht"*^). 

ein  höheres  Princip  in  einem  Angeblichen  condomimwn  der  sui  mit  dem 
pat^rfamüias  suchen  wollte,  was  übrigens  auch  sogar  schon  im  römischen 
Rechte,  freilich  ohne  alle  praktische  Bedeutung,  versucht  worden  ist.  Vergl. 
Li-  11,  Dig.  de  liberis  et  posthumis  (28,  2).  —  Nicht  zu  verwechseln  mit 
diesem  im  alten  deutschen  Rechte  begründeten  Wartrechte  der  rechten 
!Erben  ist  die  im  neueren  Lehnrechte  aufgekommene  Anwartschaft, 
welche  dem  Anwärter  nur  ein  persönliches  Recht  gegen  den  sie  er- 
theilenden  Lehensherrn,  aber  kein  dingliches  Recht  am  Lehen  selbst 
gibt.     Siehe  unten  §.  256,  Note  2. 

*<•)  Eipe  Enterbung  (exheredaUo)  in  dem  Sinne,  welcher  im  römischen 
Rechte  damit  verbunden  wird,  war  dem  deutschen  Rechte  von  jeher  unbe- 
kannt. Sie  kann  daher  auch  jetzt  nie  da  Platz  greifen,  wo  nach  rem 
deutschen  Rechtsgrundsätzen  geerbt  wird.  Meine  deut.  R.- Gesch., 
3.  Aufl.  1858,  Thl.  II,  §.  113,  Vü;  §.  115;  §.  121.  —  Dagegen  galten 
im  deutschen  Rechte  grobe  Verbrechen  gegen  den  Erblasser  begangen,  als 
Unvrürdigkeitsgründe,  welche  den  Erben  ipso  jure  von  der  Erbfolge 
ausschlössen.  Sachsenspiegel  IQ,  84,  §.  3.  —  Dies  galt  auch  nach 
der  L.  BajuvariorumTit.  II,  c.  10,  hinsichtlich  der  Regierungsnachfolge: 
„Si  quis  filius  Ducis  tarn  superbus  aut  stultus  fiierit,  ut  patrem  suum  de- 
honestare  voluerit  per  consilium  malignorum,  vel  per  fortiam,  et  regnum 
ejus  aufferre  ab  eo  . . .  sciat  se  ille  filius  contra  legem  fecisse,  et  de  here- 
ditate  patris  sui  esse  dejectum.'^  —  Dasselbe  verordnete  reichsgesetzlich 
der  Mainzer  Landfrieden  K.  Friedrich's  I.,  a.  1235,  c.  11.  —  Die 
neueren  Yerfassungsurkunden  enthalten  hierüber  gar  keine  Bestimmung,  da 
man  den  Eintritt  eines  solchen  Falles  nicht  für  möglich  hält. 

*«)  Daher  noch  die  Ausdrücke:  „Erbfall"  und  „Todesfall."  —  Vergl. die 
Rubrik  im  Bamberger  Stadtrechte,  Tit  XXTV.  „von  erbvellen."  —  Der 
Fall,  oder  die  saisine,  welche  noch  der  Code  Napoleon  a.  724  unter 
diesem  Namen  den  Geblütserben  (heritiers)  beilegt,  ist  nichts  Anderes,  als 
die  Gewer  des  Vermögens,  welche  von  dem  Erblasser  unmittelbar  bei  dem 
Todesfalle  an  den  (Intestat-)  Erben  übergeht. 

«)  Diese  publicistische  Parömie  entspricht  der  gemeinen  deutsch  -  und 
französischrechtlichen  Parömie:  „der  Tode  erbt  den  Lebendigen:  le  mort 
saisit  le  i^."  Meine  deutsche  R.-Gesch.  3.  Aufl.,  1858,  Thl.  II,  §.  117, 
Note  3  u.  f. 
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§.  249. 

2)    Fähigkeit  zur  Thronfolge, 

UnvereinbarKchkeiten  jnit  der  Eigenschaft  eines 

Souverains. 

I.  Eine  positive  reichsgrnndgesetzliche  Vorschrift  über  die 
Erfordernisse  der  Successionäfähigkeit  bestand  zur  Beichszeit 
nur  in  der  goldenen  Bulle  bezüglich  der  knrftlrsllichen  Hänser . 
Hiemach  war  zur  Saccessionsfähigkeit  nichts  weiter  vorge- 
schrieben, als  1)  legitime  Abstammung,  2)  weltlicher 
Stand  and  3)  physische  tmd  geistige  Tüchtigkeit  zur 
Führung  der  Regierung  0. 

n.  Dieselben  Eigenschafteu  wurden  im  Allgemeinen  auch, 
als  in  der  Natur  der  Sache  liegend ,  bei  den  übrigen  reich»- 
ständischen  Häusern  fttr  die  Successionsfähigkeit  erfordert^) 
und  sind  daher  auch  heut  zu  Tage  noch  als  die  gemeinrecht- 
lichen Eifordemisse  derselben  zu  betrachten. 

ni.  Sowohl  in  älteren  als  in  neueren  Hausgeset^n  uod 
Verfassungsurkunden  wurden  partikularrechtlich  die 
Erfordernisse  der  Successionsfähigkeit   vermehrt,    durch  das 

^)  Aurea  Bulla,  cap.  YII,  §.  2.  . . .  filium  suum  primf^genitum,  le- 
gitimum,  laicum  (siehe  oben  §.  247,  Note  5).  —  YexgL  ebendas.  dp. 
XXV,  §.  3.  (Siehe  diesen  Text  unten  §.  250,  Note  6). 

*)  Nur  in  Bezug  auf  den  gastlichen  Stand  schwankte  die  Praxis,  ob 
derselbe  ein  allgemeiner  Ausschliessungsgrund  von  der  B^erangsnachfolge 
sei,  oder  ob  derselbe  nur  bei  lehnbaren  Ländern  (wegen  II.  Fend.  26, 
§.  5,  und  Sachs.  Lehnr.  c.  2)  in  Betracht  komme;  auch  bei  den  leteteren 
war  dies  bestritten,  da  schon  das  schwäbische  Lehnr.  (Lassbei^)  c  4 
die  Lehnfähigkeit  der  „Pfaffen  von  Rittersart*'  anerkennt  Pütt  er,  prin. 
lin.  §.  21.  —  Uebrigens  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  gerade  ein  haupt- 
sächlicher Grund,  wesshalb  der  hohe  und  niedere  Adel  seine  nachgd)oreDen 
Söhne  so  häufig  in  den  geistlichen  Stand  eintreten  liess,  und  sie  dazu  be- 
sonders in  Testamenten  u.  deigl.  aufforderte,  darin  lag,  dass  sie  darin  eine 
standesmässige  Verfiorgung  finden,  und  eben  desshalb  bei  der  Erbfolge  in 
die  väterlichen  Besitzungen  von  der  Concurrenz  mit  den  weltlichen  Söhnen 
ausscheiden  sollten.  Daher  bestimmten  mitunter  Hausgesetze,  dass  die 
Söhne  geistlichen  Standes  erst  in  Ermangelung  von  £rben  weltlichen  Stan- 
des zur  Suocession  konunen,  sodann  aber  wieder  in  den  Laienstand  zurftck- 
treten  sollten,  u.  dergl.,  was  bei  protestantischen  Häusern  ohnehin  keine 
Schwierigkeiten  hatte,  und  bei  Katholiken  mit  päpstlicher  Dispensation  eben- 
falls zu  bewirken  war.  Yergl.  Weber,  Handb.  des  Lehnrechts,  Bd.  DI, 
S.  322  u.  f. 
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Erforderniss  der  Gebart  ans  ebenbürtiger,  bansgesetzmässiger, 
mit  Zustimmnng  des  Sonverains  geschlossener  £he^). 

IV.  Eine  Vorschrift  über  die  confessionelle  Religionseigen- 
schaft des  Sonverains  findet  sich  nnr  in  der  wttrtember- 
gi sehen  Verfassung  und  hinsichtlich  der  Religionseigenschaft 
des  Regierungsverwesers  oder  Statthalters  in  der  Verfassungs- 
urknnde  ftr  S.-Cobnrg-Gotha^). 

V.  Mitunter  ist  auch  die  Unvereinbarlichkeit  der 
Erbfolge  in  eine  Krone  mit  dem  Besitze  eines  anderen 
Thrones  durch  Haus-  oder  Landesverfassungsgesetze  ausge- 
sprochen worden.  Uebrigens  finden  sich  hierbei  Verschieden- 
heiten i  je  nachdem  diese  Unvereinbarlichkeit  unbedingt^) 
oder  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen  eintreten  soll ^). 


^)  Siehe  oben  §.  217.  219.  226. 

«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  5.  „Der  König  bekennt  sich  zu  einer 
der  christlichen  Kirchen.''  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  20.  „Der 
Statthalter,  so  wie  der  Regierungsverweser  muss  protestantischen 
Glaubens  sein.^'  —  Haus  vertrage,  welche  den  Landesnachfolger  zu  einer 
bestimmten  Confession  verpflichteten,  wurden  zur  Reichszeit  für  un- 
verbindlich gehalten.  Gönner,  Staatsr.  §.  22,  Note  v;  dessen  Jurist. 
Abhandl.  Thl.  I,  Nr.  1.  —  Dagegen  wurde  die  testamentarische  Einsetzung 
eines  Prinzen,  der  nicht  schon  an  sich  ein  festes  Successionsrecht  (Wart- 
recht) hatte,  unter  der  Bedingung,  dass  er  eine  gewisse  Confession  annehme, 
keineswegs  fQr  eine  conditio  turpis  angesehen.  VergL  das  CodicUl  der 
Markgr&tin  SibyllaAugusta  von  Baden-Baden,  a.  1733,  bei  Moser, 
FamiL-Staatsr.  I.  965.  -  Thibaut,  System  des  Pand.-R.  §.  954,  Note  y. 

3)  Unbedingt  schliesst  den  Souverain  eines  anderen  Staates  von 
der  Thronfolge  aus:  Baden,  Deklaration  des  Grossherzogs  Karl  v.  4.  Oct. 
1817,  als  Grundlage  des  Hausgesetzes  §.3,  Nr.  4  e;  „...niemals  aber 
diese  Landesnachfolge  auf  einen  Herrn  fallen  könne,  der  schon  einen  an- 
deren Staat  besitzt,  oder  zu  dessen  Regierung  unmittelbar  berufen  ist:  in- 
dem entweder  ein  solcher  weiblicher  Descendent,  wenn  ihn  die  Erbfolge 
trifft,  der  Regierung  seines  eigenen  Stammlandes  feierlich  entsagen 
muss,  öder  aber  die  Nachfolge  in  dein  Grossherzogthume  Baden  nach 
obigen  Erbfolgegrundsätzen  an  den  nächsten  nicht  regierenden  Herrn 
fibergeht" 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  U,  §.  6.  „Sollte  die  bayerische  Krone 
nach  Erlöschung  des  Mannsstammes  an  den  Regenten  einer  grösseren 
Monarchie  gelangen,  welcher  seine  Residenz  im  Königreiche  Bayern 
nicht  nehmen  könnte  oder  würde,  so  soU  dieselbe  an  den  zweitgebore- 
nen Prinzen  dieses  Hauses  übergehen,  und  in  dessen  Linie  sodann  die- 
selbe Erbfolge  eintreten,  wie  sie  oben  verzeichnet  ist  Kommt  aber  die 
Krone  an  die  Gemahlin  eines  auswärtigen  grösseren  Monarchen,  so 
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VI.  Als  unyereinbar  mit  ^der  Stellttng  als  Sonverain  eines 
deutschen  Staates  sollte  anch,  schon  der  Natar  der  Sache 
nach,  die  Uebernahme  eines  Hof-,  Militär-  oder  Civilstaats- 
dienstes  in  einem  anderen  Staate  betrachtet  werden.  Jedoch 
sagen  dies  nur  sehr  wenige  Verfassangsnrkanden  ausdrück- 
lich'^)y  und  findet  sich  daher  auch,  dass  in  einigen  kleineren 
Staaten  die  Bekleidung  einer  hohen  militärischen  Charge  dnreh 
den  Souverain  in  einem  anderen  Bundesstaate  nicht  beanstan- 
det   wird^).      Dasselbe   gilt  von    der  Einnahme   eines  Sitzes 


wird  sie  zwar  Königin,  sie  muss  jedoch  einen  Vicekönig,  der  seine 
Residenz  in  der  Hauptstadt  des  Königreichs  zu  nehmen  hat,  ernennen,  uml 
die  Krone  geht  nach  ihrem  Ableben  an  ihren  zweitgeborenen  Prinzen 
über.'*  —  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  Art  15.  „Der  GroSsherzQg  kann 
nicht  zu  gleicher  Zeit  Oberhaupt  eines  ausserdeutschen  Staates  sein, 
noch  in  Dienstespflichteji  irgend  eines  anderen  Staates  stehen.  Die 
Regierung  kann  ohne  Zustimmung  des  allgemeinen  Landtags  nicht  mit  der 
Regierung  eines  anderen  deutschen  Staates  in  einer  Person  yereinigt 
werden."  —  S.-Coburg-Gotha  V.-ü.  1852,  §.  19.  „Die  Staatsregierun^ 
kann,  ausgenommen  in  dem  §.  9  vorgesehenen  Falle,  (dass  n&mlich  tnr 
Zeit  eines  Erbfalles  ausser  dem  Könige  von  England  oder  ausser  deäi  eng- 
lischen Thronfolger  ein  successionsfahiger  Nachkomme  aus  der  SpedaDinie 
des  Prinzen  Albert  nicht  vorhanden  sei)  auf  den  Inhaber  eines  ausser- 
deutschen Thrones  nicht  gelangen.  Wenn  ein  Herzog  einen  ansserdent- 
schen  Thron  besteigt,  so  wird  dafür  angenommen,  dass  er  darauf  Teizirht 
geleistet  habe,  über  die  Herzogthümer  zu  regieren."  —  Schwarzbur;;- 
Sondershausen,  V.-U.  1849,  §.  50:  „Ist  er  (der  nächste  Thronerbp) 
bereits  Oberhaupt  eines  anderen  Staates,  so  muss  er  auf  Verlangen  des 
Landtags  entweder  auf  diese  oder  auf  die  ihm  angefallnne  Regienmgs- 
folgc  verzichten."  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  Art.  55:  „Ohne  Einwilli- 
gung beider  Kammern  kann  der  König  nicht  zugleich  Herrscher  frem- 
der Reiche  sein." 

7)  Ausdrückliche  Bestimmungen  finden  sich  nur  in:  Oldenburg,  rer. 
V.-ü.  ia52,  Art.  15.  (unbedingtes  Verbot;  siehe  Note  6).  —  Nur  mit  Zu- 
stimmung der  Landstände  gestattet,  in:  Schwarzburg-Sonders- 
hausen, V.-U.  1849,  §.  56  a.  E.  —  Die  Rheinbundsakte,  Art  7. 
enthielt  darüber  folgende  Bestimmung :  ,  J^es  princes  devront  n^cessairement 
etre  independans  de  tonte  Puissance  ätrang^re  k  la  eonf^deration,  et  ne 
pourront  consequenmient  prendre  du  Service  d'aucun  genre  que  dans  las 
l^tats  conf^d^räs  ou  allics  k  la  conföd^ration.  Ceux  qui,  ^tant  d^i  au 
Service  d'autres  Puissances,  voudront  y  rester,  seront  tenus  de  £aire  passer 
leurs  Principaut^s  sur  la  t§te  d'un  de  leurs  Enfans." 

^)  So  z.  B.  in  Nassau,  in  den  herzoglich  sächsischen  und  den 
fürstlich  reusfiischen  Häusern. 
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im   Parlamente    eines    auswärtigen    Staates    als    Prinz    von 

Geblüt»). 

VU.  Aach  hat  sich  seit  der  Stiftung  des  Rheinbundes  und 

des   deutschen  Bundes  unter  den  Bundesgliedem  die  Ansicht 

festgestellt,  dass  ein  deutscher  Souverain  als  solcher,  d.  h. 

wegen    seines    Staates    oder   wegen    einzelner   Bestandtheile 

seines  Staatsgebietes  weder  Vasall  eines  anderen  souverainen 

Fürsten  ^^),  noch  auch  eines  seiner  eigenen  Unterthanen  sein 

kann  ^^);  wohl  aber  findet  sich  ein  Beispiel,  dass  ein  deutscher 

Sonverain   als  Inhaber  einer  im  Gebiete  eines  anderen  Bun- 

desfürsten  gelegenen  Standesherrschaft  den  Lehenverband 
fortsetzt^^)^ 

.§.  250. 

Von  der  geistigen  oder  körperliclien  Unfähigkeit   des 

Thronerben  zur  Führung  der  Regierung  und  deren 

Rechtsfolgen  insbesondere. 

I.  Schon  nach  den  Grundsätzen  des  alten  deutschen  Rechts 
ttber  die  Immobiliarerbfolge  überhaupt  wurden  Personen, 
welche  an  solcher  körperlichen  Missbildung  und  ünvoUkom- 
menheit  litten,  dass  denselben  der  Gebrauch  der  Geisteskräfte 
unmöglich  war,  sowie  auch  solche,  deren  Geschlecht  zweifel- 
haft war,  von  der  Erbfolge  in  das  Allod  und  Lehen  ausge- 
schlossen^); diejenigen  aber,  welche  nur  an  einzelnen  körper- 


0)  So  z.  B.  in  Hannover,  als  Mitglied  des  englischen  Königshauses. 

10)  Dieser  Grundsatz  lag  den  Abstimmungen  der  Majorität  in  der 
Streitfrage  zwischen  Kurhessen  und  Wal  deck,  die  von  ersterem  be- 
hauptete Lehensherrlichkeit  über  das  Fürstenthum  Waldeck  betreffend, 
resp.  dem  B.-B.  vom  20.  Januar  1848  zu  Grunde.  Siehe  unten  §.  259 
und  §.  444. 

1*)  Beispiele  von  deutschen  Reichsstanden,  die  Vasallen  ihrer  eigenen 
Unterthanen  waren,  siehe  in  K labier,  Abhandlungen  I,  S.  19,  N.  3.  — 
J.  C.  Bau,  progr.  de  superiori  inferioris  vasallo.  Lips.  1801. 

»«)  Nach  der  Augsb.  Allg.  Zeitung  v.  27.  April  1862,  Nr.  117,  S.  1933 
leistet  der  Herzog  von  Braunschweig  dem  König  von  Preussen  den 
Lehenseid  wegen  der  in  Preussisch-Schlesien  belegenen  Standesherrschaft 
Gels. 

*)  Sachsenspiegel,  I,  a.  4.:  „üppe  altvile  (Zwitter)  unde  upp« 
dveige  ne  irstirft  weder  len  noch  erve,  noch  uppe  kropelkint ...  De  mesel- 
geke  (nieiselsüchtigey  d,  h,  aussätzige)  man  ne  untveit  weder  len  noch  erve.^' 
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liehen  Mängeln  litten,  wie  Stamme,  Blinde,  Lahme  (Hand-  oder 
Fnsslose),  liess  man  dagegen  unbedenklich  zmr  Erbfolge  im 
Allod;  die  Erbfolge  im  Lehen  aber,  wobei  auch  das  In- 
teresse des  Lehensherm  wegen  Leistung  der  Lehendienste  in 
Frage  kam,  wurde  ihnen  nach  sächsischem  Rechte  abgespro- 
chen^); nach  dem  als  gemeines  Recht  geltenden  lombardi- 
schen Lehenrechte  war  aber  dies  nicht  nur  bestritten,  sondern 
es  findet  sich  namentlich  in  einer  aus  jüngerer  Zeit  stammen- 
den und  daher  das  praktische  gemeine  Recht  darlegenden 
Stelle  (n.  Feud.  36)  mit  Verwerfung  der  gegentheiligen  Mei- 
nung die  Ansicht  als  die  richtige  vorgetragen,  dass  solche  ein- 
zelne körperliche  Mängel  von  der  Lehenfolge  nicht  ans- 
schliessen  ^).  Ueberdies  war  allgemein  anerkannt,  dass  eine 
hieraus  abgeleitete  Lehensunfähigkeit  nur  eine  respektive 
d.  h.  das  Interesse  des  Lehensherm  allein  berührende  sei, 
dass  daher  nur  dieser  befugt  war,  einen  damit  behaft^en 
Mann  von  der  Lehenfolge  auszuschliessen,  und  dass  daher 
die  Agnaten  durchaus  kein  Recht  hatten,  ihn  zu  verdrängen, 
wenn  ihn  der  Lehensherr  zulassen  wollte^). 

n.  In  Bezug  auf  die  Regierungsnachfolge  machten  sich  in 
den  reichsständischen  Häusern  alsbald  staatsrechtliche  Rfiek- 
sichten  u.  Erwägungen  geltend^),  da  man  sehr  wohl  einsah,  dass 


>)  Sachsensp.  I,  a.  4:  „Wirt  ok  ein  kint  geboren  stom  oder  hande^ 
los  oder  votelos,  oder  blint,  dat  is  wol  erve  to  landrechte  und  nicht- 
lenerve." 

')  I.  Feud.  6.  , JjiatoB  feudnm  retinere  non  potest;  sdlicet ,  qui  nnllo- 
modo  loqoitur/*  Dagegen  U.  Fead.  36.  ,^atu8  et  surditt,  coecos,  dandns, 
vel  aliter  imperfectas,  etiam  si  sie  natns  fuerit,  totom  feadum  patornom 
retinebit.  Obertus  es  Gerardos,  et  multi  alii.  Quidam  tarnen  dicont,  enm, 
qui  talis  natns  estjfeudum  retinere  non  posse,  quia  ipsum  servirenon 
valet" 

«)  YergL  Weber,  Handb.  d.  Lehnrechts,  Bd.  III,  S.  332  u.  £ 

B)  Die  besonderen  Erfordernisse  körperlicher  Tachtigkeit,  welche  der 
Schwaben  Spiegel  (Lassberg)  c.  122  von  dem  zu  wählenden  Kaiser 
forderte  (siehe  oben  §.  82,  Note  2),  wurden  übrigens  niemals  als  mass- 
gebend für  die  Erbfolge  in  den  Fürstenhäusern  betrachtet  Dass  den  ftr 
die  letzteren  massgebenden  Grundsätzen  seit  dem  XIV.  Jahrhnnderte 
nicht  mehr  die  einseitige  Rücksicht  auf  die  Fähigkeit  zur  Leistung  der 
Lehndienste  zu  Grunde  lag,  zeigt  deutlich  der  Inhalt  der  Goldenen 
Bulle,  Gap.  XXY,  §.  3,  (siehe  Note  6).  Yeigl.  Struv,  Jurispmd.  beroica, 
Tom.  VU,  (1753)  p.  454. 


§.  250.  Geistige  and  körperlidie  Unfähigkeit  des  Thronerben.     697 

nicht  nur  das  öffentliche  .Wohl,  sondern  das  Interesse  der  regie- 
renden Familien  seihst  das  fortwährende  Bestehen  einer  geord- 
neten and  kräftigen  Regiemng  erheische.  Daher  sprach  schon 
die  goldene  Bulle  (cap.  XXV.  §.  3)  in  Bezug  auf  die  kurfürst- 
lichen Häuser  den  Grundsatz  aus,  dass  die  Regierung  an 
keinen  Prinzen  vererben  könne,  welcher  an  einer  Geistes- 
störung oder  Geistesschwäche  leide,  oder  sonst  mit 
einem  solchen  wesentlichen  (körperlichen)  Mangel  be- 
haftet sei,  welcher  ihm  das  Regieren  ron  L^nd  und  Leuten 
unmöglich  mache  ^). 

m.  Eine  Aufzählung  der  einzelnen  •  körperlichen 
Mängel;  welche  eine  Unfähigkeit  zur  .Regierung  begründen 
solle, «wurde  in  der  goldenen  Bulle  nicht  gegeben,  in  der  rich- 
tigen Erwägung,  dass  hier  das  Meiste  ron  den  besonderen 
Uniständen  des  einzelnen  Falles  abhänge.  Unverkennbar  lag 
aber  hiemach  der  Bestimmung  der  goldenen  Bulle  eine  Unter- 
scheidung der  Tollständigen,  jetzt  sog.  absoluten  Unfähig- 
keit zur  Regierung  und  anderer  geringerer  Mängel  (der 
später  unpassend  sog.  relativen  Unfähigkeit)  zu  Grunde^ 
und  nur  für  den  ersteren  Fall  sanktionirte  sie  den  Ausschluss 
eines  Kurprinzen''). 

lY.  In  den  übrigen  reichsständischen  Häusern,  betrachtete 
man,  obschon  die  goldene  Bulle  nicht  die  Bedeutung  eines  auch 
für  sie  geltenden  Reichsgesetzes  hatte,  nichts  desto  weniger 
die  analoge  Anwendbarkeit  der  in  diesem  Gesetze  aufgestellten 
Grundsätze,  als  durch  die  Natur  der  Sache  gerechtfertigt^). 

V.  Diesen  Grundsätzen  schloss  sich  auch  die  Praxis  der  ober- 


^  Aurea  Bulla,  cap.  XXY,  §.  2:  „Decemünas  igitor  .  .  quod  ex 
nunc  .  •  .  perpetoia  fntiiris  temporibus  insignes  et  magnifici  Principatos 
(sc  Electorom)  .  .  .  scindi,  dividi  sea  quayis  conditione  dismembrari  non 
debeant,  sed  ut  potius  in  sua  perfecta  integritate  petpetuo  maneanf'  (§.  3.) 
„Primogenitos  filius  succedat  in  eis,  sibique  soll  jus  et  dominium  competat, 
nisiforsitanmente  captus,  fatuus,  seu  alterius  famosi  ac  notabilis 
defectos  existeret  propter  quem  non  deberet  seu  possit  hominibus 
priDciparL'' 

7)  Aurea  Bulla,  cap.  XXY,  §.4:  „Inquocasu  inhibita  sibi  suc- 
cesBione  secundo  genitum,  se  fuerit  in  ea  progenie,  seu  alium  seniorem 
fratrem,  seu  consanguineum  laicum,  qui  patemo  stipiti  in  descendenti  recta 
linea  proximior  fuerit,  volumus  successurum." 

s)  Moser,  Familien-Staater.  I,  S.  20,  §.  13. 
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gten  Beicbsgerichte  an^).  Demnach  .wurde  zur  Reicbszeit  als 
^emeiDes  Beichsrecht  anerkannt^  dass  eine  bei  dem  An- 
falle der  ßegierang  vorhandene  Oeistesstörnng  oder  Gr^te^ 
schwäche  oder  wesentlicher  körperlicher  Mangel  den  Erbprinzen 
von  der  Regierungsnachfolge  von  Rechtswegen  ausschliesst  und 
die  Regierung  an  den  nächsten  befähigten  Agnaten  vererbt,  dass 
dagegen  bei  voraussichtlich  vorübergehender  Unfähigkeit  des 
Thronfolgers  eine  Regierungsvormundscbaft  anzuordnen  ist, 
einzehie  körperliche  Mängel  und  Schwächen  aber  kein  EOsder- 
niss  der  Thronfolge  und  der  Selbstregierung  sind^^). 

VI.  Dies  muss  auch  heut  zu  Tage  noch  als  Grundsatz 
des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts  anerkannt  werden,  da 
die  Auflösung  des  Reiches  und  die  Erwerbung  der  Souveraine- 
tat  in  dieser  Beziehung  keine  Veränderung  in  dem  bis  dahin 
gültigen  Rechte  bewirkt  hat '  ^). 

YU.  In  mehreren  neueren  Verfassungsgesetzen  wird  da- 
gegen sogar  ein  geistiges  Leiden  nicht  mehr  als  ein  Grund 
des  Ausschlusses  des  Thronerben  von  der  Regierungsnachfolge 
betrachtet,  sondern  es  tritt,  wie  bei  dem  Falle  der  Minder- 
jährigkeit, nur  eine  Regentschaft  ein^^).    Diese  Bestimmung 


^)  Die  Praxis  des  Beichshofrathes,  an  welchem  gewöhnlich  dergleidieQ 
Sachen  zur  Verhandlung  kamen,  zeigt  das  benlhmte  Beichshofrathsgotscli- 
ten  vom  7.  Juli  1729,  den  geisteskranken  Herzog  Maria  Gonzaga  von 
Guastalla  betr.;  abgedruckt  in:  Merkwürdige  Beichshofrathsgutachten. 
Frankf.  1795,  Bd.  III,  S.  213  u.  f.  —  Siehe  auch  Pfeffinger,  Vitriar. 
illustr.  Tit.  III,  p.  759,  765,'  Note  e.  —  Dass  die  Zustimmung  des  Geistes- 
kranken zu  seinem  Ausschlüsse  von  der  Thronfolge  nicht  erfordert  wird, 
versteht  sich  von  selbst.  —  Pfeffinger,  L  c.  p.  766,  Note  fc  „Quem 
enim  leges  excludunt,  ejus  consensu  opus  haud  est,  ut  pro  exdoso  habeator.^* 

*ö)  Moser,  Famiüenstaatsr.  I,  S.  21.  —  Pütter,  prim,  lin.  §.  22.  - 
Gönner,  Staatsr.  §.  234.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  36.  —  Viel  Un- 
richtiges findet  sich  in:  H.  B.  Oppenheim,  Staatsrecht!.  BetrachtongeD 
über  Begierungsfähigkeit  und  BegentschafL  Stuttgart  1844.  (Auch  in  den 
constitutionellen  Jahrbüchern.) 

")  Klüber,  öfi'entl.  B.  §.  245.  — Schmalz,  Staatsr.  §.  257.  — Mau- 
renbrecher, Staatsr.  §.  233.—  Weiss,  Staatsr.  §.  240.-—  H.  A.  Zacha- 
riae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  70.  —  Vergl.  auch  K.  Tabor,  ,die  körperliche 
Thronfolgefahigkeit  in  den  deutschen  Bundesstaaten,  in  d.  Zeitschr.  £  deat 
B.  1844,  Bd.  IX,  S.  238. 

«)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  H,  §.  9.  11.  —  Würtemberg,  V.-E 
1819,  §.  11  u.  f.  ~  Grossherz.  Hessen,  V.-ü.  1820,   §.  5  a.  E.  - 
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empfahl  sich  durch  die  Rticksicht  darauf;  dass  in  vielen  Fällen 
sehr  schwer  mit  Sicherheit  darüber  zn  nrtheilen  ist,  ob  ein 
krankhafter  Znstand ,  insbesondere  ein  geistiges  Leiden,  als 
ein  Yorllbergehendes  und  heilbares,  oder  als  ein  unheilbares, 
oder  was  als  ein  wesentlicher  oder^  minder  wesentlicher  Mangel 
zu  betrachten  sei,  sowie  auch  durch  die  Erwägung,  dass  unter 
Umständen  auch  Verwickelungen  in  Bezug  auf  die  Thronfolge 
entstehen  könnten,  wenn  nach  dem  Ausschlüsse  des  leidenden 
Thronerben  demselben  noch  eine  sucpessionsfähige  Descendenz 
geboren  werden  sollte  i^). 

YIII.  In  jenen  Fällen,  wo  der  Ausschluss  des  Thronerben 
wegen  geistiger  oder  wesentlicher  körperlicher  Leiden  und 
Mängel  rechüich  begründet  ist,  steht  es  dem  nächsten  zur 
Thronfolge  berufenen  Agnaten  selbstverständlich  frei,  anstatt 
der  sofortigen  Geltendmachung  seines  Successionsrechtes  die 
Regierung  vorel*st  in  der  Eigenschaft  als  Regent  (Regierungs- 
verweser) zu  übernehmen,  die  Thronbesteigung  alsSouverain 
aber  bis  zu  dem  Zeitpunkte  auszusetzen,  wo  dieselbe  durch 
die  Interessen  des  Staates  unaufschieblich  geboten  wird^^). 


Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  7.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  9  u.  f.  — 
Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  18.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  §.  20. 
—  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  53.  —  Preussen, 
V.-ü.  1850,  Art.  56.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  12;  gleich- 
lautend im  Hausgesetze  v.  1855,  §.  11. 

■')  Der  badische  Entwurf  des  Kegentschaftsgesetzes  von  1862  be- 
trachtet ebenfalls  den  Eintritt  einer  Regentschaft  als  die  Regel,  erklärt  es 
aber  im  Art.  5  für  zulässig,  dass  „nach  Beschaffenheit  des  Falles  durch  ein 
Gesetz  bestimmt  werde,  dass  der  präsumtive  Thronfolger  von  der 
Thronfolge  ausgeschlossen  sein  soll.**  —  üeber  das  Rechtsverhält- 
niss  der  eventuellen  Descendenz  eines  als  regierungsunfähig  ausge- 
schlossenen Prinzen,  siehe  unten  §.  279  a  IV. 

")  Moser,  Familienstaatsr.  I,  S.  21.  --  Struv,  Jurisprud.  heroica, 
T.  VII.  p.  454.  —  In  dieser  Weise  ist  in  Baden  bei  dem  Ableben  des 
Grossherzogs  Leopold  verfahren  worden.  Der  Grossherzog  Friedrich 
übernahm  die  Regierung  am  24.  April  1852  anstatt  seines  kranken  Bruders 
Ludwig  (t  1858)  als  Regent,  und  nahm  erst  durch  Patent  vom  5.  Sept. 
1856  den  grossherzogl.  Titel  an. 
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§.  251. 
Erbfolgeordnung  im  Mannsstamme. 

Agnatisch  -  linealische     Primogenitm-^). 

• 

I.  In  denjenigen  reichsständischen  Hänsern,  in  welchen 
nicht,  wie  bei  den  kurfürstlichen,  die  Primogenitnrordnnng  oder 
sonst  eine  specielle  Snccessionsordnnng,  wie  Majorat,  Seniorat 
oder  Minorat  eingeführt  war  ^),  betrachtete  man  insgemein  jene 
Successionsordnang  als  die  gemeinrechtliche,  welche 
im  lombardischen  Lehnrechte  fbr  die  Lehenfolge  Tor- 
geschrieben  war,  da  man  diese  selbst  nur  als  eine  Nachbil- 
dnng  und  Ausbildung  der  adeligen  Stammgutsfolge  anffasste '). 

n.  Als  Princip  galt  hierbei  die  Grundansicht,  dass  tob 
dem  letzten  Thronbesitzer  die  Eröffiiung  des  Kronbesitzes  (der 
Fall  oder  Anfall,  §.  248)  ausgeht,  also  das  Yerhältniss  zu 
diesem  das  Einrücken  in  den  Eronbesitz  bestimmt^). 

nL  Man  unterschied  daher  zwei  Klassen  oder  ardineg: 
1)  In  der  ersten  Klasse  succedirten  die  Descendenten  des 
letzten  Thronbesitzers  ganz  in  derselben  Weise,  wie  die 
erste  Klasse  der  Intestaterben  (die  Klasse  der  Descendenten 
des  Erblassers)  nach  römischem  Rechte  succedirt;  die  sncces- 


*)  C.  Gh.  Hofacker,  Gomment.  de  originibus  et  fatis  successioiiis  ex 
juris  primogeniturae.  Götting.  1771.  —  B.  W.  Pfeiffer,  über  die  Ord- 
nung der  Regierungsnachfolge  in  den  deutschen  Staaten.  Kassel  1826.  — 
H.  J.  F.  Schulze,  das  Becht  der  Erstgeburt  in  den  deutschen  Fürsten- 
h&usem.  Leipzig,  1851. 

*)  Siehe  oben  §.  247.  —.Alle  diese  besonderen  Successionsarten  haben 
den  Zweck,  Theilungen  zu  verhüten.  Majorat  ist  im  Allgemeinen  jede 
Successionsart,  wobei  das  Alter  einen  Vorzug  gibt :  im  engeren  Sinne  heisst 
Msg'orat  die  Successionsart,  wobei  zuerst  auf  Gradesnähe  gesehen  wird, 
und  nur  unter  gleich  Nahen  das  Alter  den  Vorzug  gibt  Primogenitur 
ist  Yorhanden,  wo  ohne  Bücksicht  auf  Gradesn&he  der  Vorzug  der  Linien 
und  in  den  Linien  durch  Erstgeburt  bestimmt  wird.  Bei  Seniorat  saoce- 
dirt  jedesmal  der  Aelteste,  bei  Minorat  der  Jüngste  der  ganzen  Familie 
ohne  Bücksicht  auf  das  Alter  der  Linien. 

3)  Hinsichtlich  der  lehnbaren  Territorien  konnte  dies  an  sich  keinen 
Anstand  haben:  aber  auch  hinsichtlich  der  allodialen  Territorien  hi^ 
man  sich  an  die  Analogie  der  Lehentexte.  Pütter,  prim.  lin.  §.  11 
und  36. 

«)  Pütter,  prim.  lin.  §.  U. 
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sionsfähigen  Descendenten  ersten  Grades  theilten  also  nach 
Köpfen;  die  Entfernteren  snccedirten  in  sHrpes,  nnd  zwar  mit 
sog.  Repräsentationsreehte;  d.  h.  mit  Heranftreten  an  die  Stelle 
ihres  yorverstorbenen  parens  in  inßnitum^),  2)  In  der  zweiten 
Klasse  snccedirten  die  Collateralen  des  letzten  Besitzers, 
welche  zugleich  Descendenten  des  ersten  Erwerbers  waren, 
daher  denn  auch  in  Bezug  auf  Brttder  nnd  Bruderskinder  die 
volle  Gteburt  keinen  Vorzug  vor  der  halben  Geburt  begründen 
konnte.  Dabei  war,  wie  im  gemeinen  Lehenrechte,  fortwäh- 
rend streitig,  ob  diese  Klasse  nach  rein  römischen  Grundsätzen 
(sog.  Gradualsystem)^)  oder  nur  allein  mit  Rücksicht  auf 
die  Nähe  der  Linien  (nach  sog.  reinen  Linealsystem)^) 


^  Dieses  sog.  Repräsentatioiisrecht  war  dem  ursprünglichen  deutschen 
Rechte  sowohl  in  der  Klasse  der  Descendenten  als  der  Collateralen  fremd 
und  war  noch  im  14.  Jahrhunderte  nicht  allgemein  in  der  Praxis  der  deut- 
schen Gerichte  anerkannt  YergL  meine  deut  R.- Gesch.,  3.  Aufl.  1868, 
TU.  n,  §.  113,  X,  S.  770  u.  §.  117,  X,  S.  805. 

<)  Das  römische  oder  Gradualsystem  vertheidigten  noch  Schilt  er,  de 
natura  success.  feud.  §.3;  Meyer,  gemeinrechtliche  Erbfolgeordnung  in 
Stammlehen.  1805.  —  Mit  Beschränkung  auf  allodiale  Territorien 
vertheidigte  es  auch  Moser,  Famil.-Staatsr.  I,  S.  727,  Nr.  6.  —  Ebenso 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  238.  —  Man  berief  sich  auf  ü.  Feud.  11, 
§.  1:  ,3is  (fiüis)  vero  deficientibus  vocantur  primo  fratres  cum  fratrum 
praemortuorum  filiis ,  deinde  agnati  ulteriores"  und  n.  Feud.  27.  „ ...  ad 
agnatum  proximiorem  feudum  pertinebit,  eodem  prorsus  observando,  quan- 
tom  ad  ordinem  gradus,  qui  continetur  in  legibus."  Die  ent- 
gegenstehende Stelle  n.  Feud.  50.  suchte  man  durch  (wiUkührliche)  ein* 
schränkende  Interpretation  zu  entfernen.  —  Heut  zu  Tage  hat  das  reine 
Gradualsystem  in  Bezug  auf  Lehen  keine  Vertheidiger  mehr. 

7)  Das  reine  Linealsystem  stützt  sich  auf  n.  Feud.  50:  ,',Si  ille,  qui 
feudum  habet,  decesserit  nullo  filio  relicto:  anadomnes,  vel  ad  quos 
perveniat,  quaeritur?  Respondeo,  ad  solos  etad  omnes,  qui  existalinea 
sunt,  ex  qua  iste  fuit"  Diese  Stelle  enthält  das  neuere  gemeine  lom- 
bardische Recht  und  derogirt  somit  den  älteren  Texten  n.  Feud.  11  u.  37. 
Das  reine  Linealsystem  vertheidigten  u.A.Preu8chen,  rechtl.  Ausfahrung, 
dass  die  Lehnsfolge  der  Seitenverwandten  nach  den  Stämmen  etc.  zu  be- 
urtheilen  sei.  Frkft.  1752  (auch  in  Zepernick,  Samml.  auserles.  Abhandl. 
a.  d.  Lehnr.  Bd.  m,  Nr.  II).  ^  Pütter,  Erörterungen  Bd.  I,  Nr.  VI. 
Dessen  Rechtsfälle,  Bd.  I,  S.  90  u.  f.  —  Biener,  Diss.  de  success.  feudor. 
Liips.  1782,  Gap.  lY.  —  Posse,  über  Erbfolgerecht  u.  Erbfolgeordnung, 
Rostock  1796,  S.  163  u.  f.  —  Derselbe:  über  Erbfolge  in  Lehen  oder 
Stammgüter.  Rostock  1800.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  235.  —  Leist,  Staatsr. 
§.  36.  —  Schmalz,  Staatsr.  §.  274.  275.  —  Siehe  besonders:  Unter- 
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oder  mit  Rücksicht  auf  Nähe  der  Linien  und  des  GradeB  zs- 
gleich  (nach  sog.  gemischtem  oder  Coalitionssystem 
oder  Linealgradualsystem)^)  snccedire. 

IV.   Nach  dem   geschichtlichen  Entwickeiongsgange 
des  Successionsrechts  in  den  deutschen  Ftlrstenhaosem  ^)  ist 

Buchungen  über  die  Natur  der  Nachfolge  der  Seiten  verwandten  in  den 
herzogl.  Hause  Sachsen  überhaupt,  und  in  dem  herzogl.  sachsen-go- 
thaischen  Gesammthause  insbesondere.    Coburg  1822. 

^)  Das  Linealgradualsystem  verbindet  die  Texte  IL  Fend.  11,  Si 
u.  50  und  glaubt  dieselben  durch  einander  gegenseitig  ergänzen  zu  musea 
Allein  dies  steht  mit  dem  Geiste  sämmtlicher  Texte  in  Widerspruch,  deren 
jeder  sich  als  etwas  in  sich  vollkommen  Abgeschlossenes  darstellt.  Auch 
ist  ein  solcher  gekünstelter  Yereinigungsversuch  schon  darum  nach  her- 
meneutischen  Kegeln  unstatthaft,  weü  der  Über  feudorum  kein  Gesetzbndt 
selbst  nicht  einmal  eine  aus  einem  Gusse  hervorgegangene  und  mit  der  Ab- 
sicht, ein  harmonisches  Ganze  zu  bilden,  verfasste  Gompilation,  wie  Just i - 
nian's  Pandekten  oder  Codex,  sondern  ein  nur  allmählig  und  planlos  aus 
verschiedenen,  sich  gegenseitig  durchaus  nicht  berücksichtigenden  Original- 
aufsätzen zusammengeschobenes  Kechtsbuch  ist,  und  das  Lehnrecht  in  seiner 
lebendigen  Fortbildung  durch  die  Doktrin  und  Praxis  in  verschiedenen 
Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten  zeigt.  YergL  meine  deut  K-Gesdu 
3.  Aufl.,  Thl.  I,  §.  29,  S.  120  flg.  —  Das  Lineal-Gradualsystem  vertheidig- 
ten  Puffendorf,  Observ.  Jur.  Tom.  UI,  Nr.  136.  —  G.  L.  Böhmer, 
princ.  jur.  feud.  §.  144,  442.  —  Gramer,  Opuscul.  Supplem.  p.  4,  p.  278 
u.  f.  —  Moser,  Familienstaatsr.  I,  S.  727,  Nr.  8.  —  Siehe  besonders  fnr 
die  Linealgradualerbfolge:  Danz,  Versuch  einer  historischen  Entwickelung 
der  gemeinrechtlichen  Erbfolgeart  in  Lehen.  Stuttgart  1793.  —  Weber, 
Handb.  d.  Lehnr.  m,  486  u.  f.  —  Eichhorn,  Einl.  in  d.  deut  Priv.-E- 
§.  356.  —  Pfeiffer,  in  der  oben  Note  1  angeführten  Schrift  —  J.  Held, 
System  des  Verf.-Bechts,  Bd.  U,  (1857),  S.  251. 

^)  Das  reine  Linealsystem  ist  die  streng  logische  Entwickelung  des 
Grundsatzes,  dass  die  Lehenfolge  wesentlich  eine  Descendenten folge 
des  ersten  Erwerbers  ist  (§.  248).  Zu  diesem  Systeme,  welches  keine  Rack- 
sicht  auf  die  Gradesnähe  zum  letzten  Besitzer  nimmt,  musste  nothwendig 
die  Entwickelung  des  Lehnrechtes  führen.  Denn  anfanglich  erbten  die 
CoUateralen  des  kinderlosen  Lehnbesitzers  gar  nicht,  weder  nach  lombar- 
dischem, noch  nach  deutschem  Rechte.  (Schwabenspiegel,  Lassberg. 
Lehnr.  c.  42.  „Es  erbet  niemand  Lehn,  denn  der  Yatcr  auf  den  Sohn.*) 
Als  man  aber  diesen  CoUateralen  wegen  der  Investitur  des  ersten  Er- 
werbers das  Wart-  und  Anfallsrccht  der  Descendenten  (das  cha- 
rakteristische Recht  der  sog.  rechten  Erben)  beigelegt  hatte,  d.  h.  sie 
als  Descendenten  des  ersten  Erwerbers  zur  Lehnfolge  rief,  so  war  kein 
Grund  mehr  vorhanden,  hinsichtlich  ihrer  eine  andere  Erb  folge -Ord- 
nung, wie  in  der  eigentlichen  Descendentenklasse,  gelten,  d.  h.  die  Ent- 
fernteren im  Grade  durch  den  Näheren  ausschliessen  zu  lassen,  resp.  ihnen 
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das  reine  Linealsystem  fUr  das  richtigere  za  erachten  ^^).  Das- 
selbe wurde  auch  von  dem  Reichskammergerichte  seinen  Entr 
Scheidungen  za  Grunde  gelegt  ^^)  und  ist  auch  in  einem 
neueren  Falle  bei  der  Succession  der  Seitenlinien  zur  Anwen- 
dung gebracht  worden  ^^).  Hiemach  succediren  die  in  der 
nächsten  Parentel  (Jinea)  stehenden  Personen  nicht  nur  mit  Vor- 
zug vor  den  entfernteren  Parentelen  (soK),  sondern  auch  mit 
sog.  Repräsentationsrechte,  d.  h.  mit  Herauftreten  der  im  Grade 


das  Repräsentationsrecht  zu  verweigern,  welches  man  als  Eigenthümlichkeit 
der  römischen  Descendentenfolge  kennen  gelernt  und  mit  dem  römi- 
schen Rechte  recipirt  hatte;  und  dies  ist  es,  was  II.  Feud.  50  ausspricht 
Man  kann  daher  auch  nicht  gegen  das  reine  Lineal-System  mit  Grund 
einwenden,  dass  schon  im  älteren  deutschen  Rechte,  nach  dem  Grundsatze, 
je  näher  dem  Sippe,  desto  näher  dem  Erbe,  die  Gradesnähe 
bei  der  Erbfolge  der  Seitenverwandten  berücksichtigt  worden  sei,  denn  dies 
war  kein  eigenthümlicher  Grundsatz  der  deutschen  Collateralen- 
folge,  sondern  ursprünglich  allgemeiner  Grundsatz,  auch  bei  der  D e s - 
cendentenfolge,  da  selbst  bei  dieser  das  alte  deutsche  Recht  kein 
Repraaentationsrecht  kannte.  (Siehe  Note  5.)  Gerade  bei  der  Descenden- 
tenfolge ist  aber  dieser  altdeutsche  Grundsatz  notorisch  durch  das  römische 
Recht  beseitigt  worden,  und  kann  daher  auch  nicht  mehr  bei  jener  schein- 
baren Art  von  Collateralenfolge  gelten,  wo  die  GoUateralen  des  letzten  Be- 
sitzers nicht  als  solche,  sondern  in  der  Eigenschaft  als  Descendenten 
(nämlich  des  ersten  Erwerbers)  erben. 

*^)  Hiermit  stimmen  überein:  Weiss,  Staatsr.  §.  241.  —  H.  A.  Zacha- 
riae,  Staatsr.  (2.  Anfl.)  §.  71.  —  B.  W.  Pfeiffer,  1.  c.  §.  44,  46  will 
diese  Grundsätze  nur  für  die  Lehnfolge,  die  auf  „gesammter  Hand''  be- 
ruht, anerkennen.  Dabei  ist  aber  übersehen,  dass  die  Belehnung  zur  ge- 
sammten  Hand  nur  ein  künstliches  Mittel  war,  den  Collateralen  die 
Rechte  „rechter  Erben"  d.  h.  die  Rechte,  wie  sie  Descendenten 
haben  würden,  zu  geben,  so  lange  ein  Geblütsrecht  der  Collateralen, 
als  Descendenten  des  ersten  Erwerbers  zu  succediren,  noch  nicht  an- 
erkannt war. 

i<)  So  z.  B.  in  dem  rheingräflich  Dhaun' sehen  Successionsfalle;  das 
Urtheil  des  Reichskammergerichts  v.  20.  Dec.  1764,  siehe  bei  Pütter,  prim. 
lin.  §.  36,  Note  c. 

«)  Erbtheilnng  der  sächs.  ernestinischen  Häuser  v.  15.  Nov. 
1826,  nach  dem  Aussterben  von  Sachsen-Gotha,  11.  Febr.  1825. —  Für 
Sachsen-Meiningen  wurde  damals  ein  Grades -Vorzug  beansprucht; 
(siehe  kurze  Nachrichten,  die  Erbfolgeordnung  in  dem  herzoglichen  Hause 
Sachsen  betr.  Meiningen  1822),  was  mehrfache  Streitschriften  (siehe  die 
coburgische  Schrift  oben  Note  7,  u.  A.  auch  von  Eichhorn  u.  Schmalz, 
1826)  zur  Folge  hatte.  Die  Sache  wurde  durch  die  angefahrte  Erbtheilnng 
auf  Grundlage  des  reinen  Linealsystems  verglichen. 
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Entfernteren  (omnes)  an  die  Stelle   des   yerstorbeoen   paretu 
gerade  so,  wie  in  der  Klasse  der  Desoendenten  ^'). 

V.  Heut  zu  Tage  ist  in  allen  regierenden  Familie,  mei- 
stens durchgreifend,  die  agnatisch-linealische  Primo- 
genitarordnnng  eingeführt,  d.  h.  das  reine  Linealsystem, 
mit  Beifügung  des  Vorzugs  der  Erstgeburt,  so  dass 
sich  sowohl  der  Vorzug  der  Hauptlinien  unter  sich,  als  der 
Nebenlinien  in  denselben  lediglich  durch  die  Erstgeburt  be- 
stimmte^). 

VI.  In  jenen  regierenden  Häusern,  in  welchen  die  Primo- 
geniturordnung  nur  fOr  die  jeweils  regierende  Haupüinie  m- 
geflihrt  ist^^),  muss  auch  gegenwärtig  noch  bei  dem  Abgange 
der  regierenden  Hauptlinie  die  Lineal  folge  als  die  gemem- 
rechtliche  Successionsart  fttr  die  unter  der  Hauptlinie  begriffe- 
nen Speciallinien  betrachtet  werden,  sofern  nicht  besondere 
Familienverträge,  Observanzen  oder  Gesetze  entgegenstehen  ^^). 

§.  252. 

Weibliche  Thronfolge. 

1)  Statthaftigkeit  derselben  überliaupt. 

I.  In  der  älteren  Zeit,  insbesondere  so  lange  und  so  weit 
die  Landesregierung  noch  mehr  oder  minder  den  Charakter 
eines  Amtes  (Fttrstenamtes)  trugO;  war  der  Weibsstamm 


«3)  Yergl.  den  Text  von  U.  Feud.  60,  oben  Note  7. 

**)  Bayern,  V.-ü.  1848,  Tit  H,  §.  2.  ~  Baden,  V.-ü.  1818,  ^  i 
resp.  Declaration  v.  4.  Octob.  1817,  §.  2.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  7.  — Gro88h.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  5.  —  S.-Meiningen-Hildbarg- 
hausen,  V.-ü.  1829,  §.  3.  —  Kurhessen,  V.-ü.  18S1,  §.  S.  — K.  Sach- 
sen, V.-ü.  1831,  §.  6.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  13.  —  Braan- 
schweig,  L.-0.1832,  §.  14.— Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  12.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1852,  art  17,  §.  1.  — Reuss,  j.  Linie,  V.-ü.  1852,  j.  45. 
—  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  15.  —  Schwarzburg-Sondersh.,  V.-ü. 
1849,  §.  50.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  art  53.  —  S.-Goburg-6otha, 
V.-ü.  1852,  §.  6  und  Hausges.  1855,  art.  5,  8. 

«s)  So  z.  B.  die  herzogl.  sächsischen  H&user;  s.  oben  Note  12. 

««)  S.-Meiningen-Hildburghau&en,  V.-ü.  1829,  art  3.  —  Anhal  t- 
Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  88. 

<)  Siehe  oben  §.  247,  ü. 
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von  der  Nachfolge  in  die  Begiernng  selbstverständlich  ganz 
ausgeschlossen. 

n.  Da  aber  die  meisten  alten  Volksrechte,  anch  die  Lex 
Salica,  richtig  verstanden^),  sowie  anch  der  Sachsen-  and 
Schwabenspiegel  nnr  einen  mehr  oder  minder  beschränkten 
Vorzug  des  Mannsstammes  vor  dem  Weibsstamme  bei  der 
Erbfolge  in  die  allodialen  Erb-  oder  Stammgüter  kannten^),  so 
konnte  sich  alsbald  in  Bezug  auf  die  allodialen  Herrschaf- 
ten, in  welchen  überhaupt  die  Landesregierung  nicht  als  ein 
Fürstenamt,  sondern  mehr  als  ein  Ausfluss  oder  eine  Pertinenz 
des  echten  Eigenthums ,  ähnlich  wie  die  jetzt  sog.  Grundherr- 
schaft, betrachtet  wurde ^),  die  Ansicht  bilden,  dass  hierin 
subsidiär,  d.  h.  nach  Abgang  des  Mannsstammes,  allerdin^ 
der  Weibsstamm  successionsfähig  sei. 

in.  Diese  Ansicht  musste  um  so  mehr  Verbreitung  durch 
den  Einfluss  des  römischen  Rechtes  gewinnen,  da  dieses  die 
Frauen  den  Männern  im  Erbrechte  sogar  gleichstellt.  Man 
glaubte  sonach  dadurch,  dass  man  an  dem  Vorzuge  des 
Mannsstanimes  festhielt,  dem  alten  deutschen  Rechte  alle  mög- 
liche Rücksicht  getragen  zu  haben,  und  daher  wurde  in  der 
späteren  Zeit  des  Reichs  bei  den  allodialen  Ländern  all- 
gemein die  subsidiäre  Regierungsnachfolge  des  Weibsstam- 
mes präsumirt,  sofern  sie  nicht  durch  Hausgesetze  oder 
Erbverträge  ausdrücklich  ausgeschlossen  war^). 

IV.  Ausserdem  war  aber  der  Weibsstamm  der  reichsstän- 
dischen Häuser  zur  Reichszeit  nur  noch  successionsfähig  bei 
Weib  erleben  und  sog.  gemeinen  (d.  h.  nach  gemeinem  Civil- 
rechte  vererblichen)  Erblehen^)! 


«)  Siehe  oben  §.  248,  IV. 

»)  Vergl.  hierüber  meine  deut  R-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  II,  §.  114 
und  117. 

*)  Darauf  deuten  sehr  bestimmt  auch  die  feststehenden  urkundlichen 
Bezeichnungen  solcher  freien  Herrschaften  sIb  proprium,  dominium,  domanium 
a.  dergl.  —  Ueber  die  Entwickelung  der  Landesherrschaft  aus  der  Grund- 
herrschaft, siehe  meine  Alterthümer  des  deut  Reichs  und  Rechts,  Bd.  I, 
(1860),  §.  19  flg. 

*)  Ludolf,  de  jure  fem.  illust  P.  11,  c.  1,  §.  VII,  XI. 

^  So  war  z.  B.  das  Erzherzogthnm  Oesterreich  schon  durch  das  (angeb- 
liche) Privilegium  K.  Friedrich^s  L,  a.  1156.  (Pertz,  Mon.  Germ.  Leg.  n, 

Z  0  p  ri ,  Staatsrecht.  5.  Aufl.   I.  '45 
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V.  In  Bezug  auf  die  übrigen  lehn  baren  Territorien  wir 
aber  der  Weibsstamm  bis  zur  Auflösung  des  Reiebes  als  sue- 
cessionsunfähig  ausgeschlossen^). 

VI.  Heut  zu  Tage  muss  der  Weibsstamm  in  den  regieren- 
den Fürstenhäusern  gemeinrechtlicb  als  subsidiär throih 
folgeberechtigt  nach  völligem  Abgange  des  Mannsstammes 
betrachtet  werden,  weil  nunmehr  alle  deutschen  Kronen  allo* 
dial  sind^).  Die  meisten  neueren  Verfassungsurkundeo 
erkennen  daher  auch  die  Statthaftigkeit  der  subsidiären  weilv 
liehen  (cognatischen)  Thronfolge  ausdrücklich  an^). 

VII.  Nur  in  wenigen  Verfassungsurkunden  ist  der 
Weibsstamm  von  der  Thronfolge  ausdrücklich  ansgeschlossec 
Worden*»). 


p.  99)  als  Weiberlehen  verliehen.  „Et  si  .  .  .  Dux  Austriae  sine  havw 
filio  decederet,  idem  ducatus  ad  seniorem  filiam,  quam  reliqneiit  ^ 
volvatur." 

"^  Dies  zufolge  der  gemeinen  lehenrechtlichen  Gnmdsätee,  wonadt  £e 
Lehen  regelmässig  nur  im  Mannsstamme  vererben.  I.  Feud.  8.  pr. 

0)  Mehr  als  ein  subsidäres  Thronfolgerecht  nach  dem  Atorj^ 
des  Mannsstammes  kann  dem  Weibsstamme  nicht  beigele^gt  werden.  Vtrrl. 
J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts ,  Bd.  n  (1857),  S.  265,  und  bes<mar?i 
die  oben  §.  248,  Note  5,  angeführte  Schrift  von  H.  A.  Zachariae,  di^ 
Successionsrecht  im  Gesammthause  Braunschweig-Laneburg  ^• 
Leipzig  1862. 

9)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  H,  §.  b.  —  Baden,  V.-ü.  181S»,  M 
resp.  Declaration  v.  4.  Octob.  1817,  §.  3.  —  Würtemb  erg,  V.-ü.  1819. §.T. 

—  Grossh.  Hessen,  V.-U.'l82ü,  §.  5.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.^: 

—  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  12.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  i  15-- 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  50. 

w)  Oldenburg,  V.-ü.  1852,  art.  17,  §.  2.  „Die  weibüche  Eibfol? 
bleibt  auch  nach  Abgang  des  Mannsstammes  ausgeschlossen."  —  üel^rez- 
Btimmt:  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  3.  —  Mehrere  Yerfiassungsai^iuid«- 
wie  z.  B.  die  preussische  V.-ü.  v.  1850,  schweigen  ganz  über  die  ▼«:- 
liehe  Thronfolge;  namentlich  ist  dies  der  Fall  in  solchen  Staaten,  wtiib 
von  Speciallinien  eines  Gesaminthauses  regiert  werden,  wie  die  grossh.  t:-: 
herzogl.  sächsischen,  reussischen  und  an hal tischen  Hänser.  oJ^: 
wo  Erbverträge  mit  anderen  souverainen  Häusern  für  den  Abgang  i^ 
Mannsstammes  bestehen. 
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§.  253. 
2)  Grundsätze  über  die  weibliche  Thronfolgeordnung  ^). 

I.  Die  Grundsätze,  welche  man  zur  Reichszeit  hinsichtlich 
der  Successionsordnung  bei  Regierungsnacbfolge  des  Weibs- 
stammes als  gemeinrechtlich  massgebend  betrachtete,  beruhten 
in  Ermangelung  allgemeiner  Vorschriften  der  Reichsgesetze  auf 
Analogie  der  bei  der  Successionsordnung  des  Mannsstammes 
geltenden  Regeln,  und,  sofern  es  sich  um  Weiberleheh  han- 
delte, auf  den  Vorschriften  des  gemeinen  Lehnrechts. 

II.  Dieselben  Grundsätze  sind  auch  jetzt  noch  als  gemein- 
rechtlich giltig  in  den  regierenden  Häusern  zu  betrachten 
und  sind  überdies  grösstentheils  durch  die  neueren  Verfas- 
snngsgesetze  ausdrücklich  anerkannt  worden.  Es  gelten  daher 
bei  der  Thronfolge  des  Weibsstammes  im  Allgemeinen  diesel- 
ben Grundsätze,  welche  ftir  die  Succession  des  Mannsstammes 
in  der  betreflFenden  Familie  gelten,  sofern  nicht  durch  beson-. 
dere  VorschriflÄU  eine  Ausnahme  begründet  ist  2).  Der  Grund 
hiervon  liegt  darin,  dass  bei  dem  Eintritte  der  weiblichen  Erb- 
folge die  von  der  Successionsordnung  gerufenen  Frauen  und 
deren  Descendenz  so  zu  betrachten  sind,  als  wenn  erstere 
Männer  und  letztere  eine  agnatische  Descendenz  wären, 
weil  sie  in  solchem  Falle  auch  wirklich  ein  Recht  der  Män- 
ner und  Agnaten  in  Anspruch  zu  nehmen  und  auszuüben 
befugt  sind  3).  • 


4)  Moser,  Staatsr.  XVI,  267  u.  f.;  Famiüenstaatsr.  I,  839  u.  f.  — 
Pütter,  prim.  lin.  §.  54  u.  f.;  Erörterungen  Bd.  I,  Nr.  Vn.  —  Gönner, 
Staatsr.  §.  238.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  39.  —  Schmalz,  Staatsr. 
§.  278.  —  Maurenbreclier,  Staatsr.  §.  236.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  241. 
—  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  73.  -  Schott,  über  die 
Natur  der  weiblichen  Erbfolge  etc.  Tübingen  1809. 

«)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  n,  §.5.  „  .  .  .  geht  die  Thronfolge  auf 
die  weibliche  Nachkommenschaft  nach  eben  der  Erbfolgeordnung, 
die  für  den  Mannsstamm  festgesetzt  ist,  über."  -t  Braunschweig,  neue 
L.-0.  1832,  §.  14.  „Erlischt  der  Mannsstamm  des  fürstlichen  Gesammt- 
hauses,  so  geht  die  Regierung  auf  die  weibliche  Linie  nach  gleichen 
Grundsätzen  über." 

3)  Genau  so  drückt  sich  aus:  bayer.  V.-ü.  1818,  Tit.  II,  §.  5.  „...so 
dasB   die  zur  Zeit  des  Ablebens  des  letztregierenden    Königs  lebenden 

.   45* 
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lU.  Es  geht  daher  gemeinrechtlich^  d.  h.  insofern 
nicht  ein  gütiges  Hans-  oder  Verfassungsgeseiz  etwas  an- 
deres verordnet,  die  dem  letzten  Eronbesitzer  nächste  weib- 
liche Verwandte,  also  jedenfalls  die  Tochter  desselben,  die 
sog.  Erbtochter  (and  unter  mehreren  Töchtern  die  Erst- 
geborne) und  deren  Descendenz  den  ttbrigen  Franen  des 
Hanses  nnd  deren  Descendenz,  namentlich  also  den  bereits  in 
früheren  Successionsfällen  übergangenen  Frauen  in  den  Seiten- 
linien, den  sog.  Regredienterbinnen  und  deren  Descen- 
denz, vor*).  Ob  die  Regredienterbinnen  etwa  keine  Erb- 
verzichte geleistet  hatten,  oder  ob  ihren  Erbverzichten  der 
Vorbehalt  des  ledigen  Anfalls  beigefügt  ist,  kann  in 
Bezug  auf  die  Thronfolge  nicht  in  Betracht  kommen^). 

bayerischen  Prinzessinnen  oder  Abkömmlinge  derselben,  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechts,  ebenso  als  wären  sie  Prinzen  des  ur- 
sprünglichen Mannsstammes  des  bayet'ischen  Hauses  nadi  dem 
£rstgeburt8rechte  und  der  Linealerbfolge-Ordnung  zur  Thronfolge  berufen 
werden." 

*)  Darüber,  dass  die£rbtochter  den  Regredienterbinnen  in  der 
Thronfolge  vorgeht,  ist  man  heut  zu  Tage  allgemein  einverstanden, 
vergl.  die  oben  Note  1  angeführten  Schriften.  Zur  Zeit  des  Reichs  wurde 
jedoch  bei  Gelegenheit  mehrerer  Successionsf^lle  sehr  heftig  darüber  ge- 
stritten: am  Meisten  bei  dem  Erlöschen  des  habs burgischen  Maans- 
stammes  in  Karl  VI.,  1740,  als  Bayern  aus  dem  Grunde  der  R^redient- 
erbschafb  Ansprüche  auf  die  österreichischen  Erblande  erhob.  —  Die 
vollständige  Uebersicht  der  Literatur  über  diese  Streitfrage  und  der  Gründe 
für  und  gegen,  siehe  in  Falk,  Eranien  c.  deut  Rechte,  Bd.  I,  (1828) S. 63 
u.  f.  —  Vergl.  auch  Weber,  Handb.  des  Lehnrechts  m,  S.  316  ja.  f. 

«)  Der  Grund  hiervon  liegt  darin,  dass  die  Frauen,  so  lange  der 
Mannsstamm  blüht,  an  den  bei  der  heutigen  Thronfolge  in  Frage  kommen- 
den Ländern  überhaupt  (de  jure)  kein  mit  demselben  concurriren* 
des  Successionsrecht  haben,  also  der  Verzicht  von  Haus  aus  gegen- 
standslos und  der  dabei  etwa  gemachte  Vorbehalt  des  ledigen  Anfalls 
eben  desshalb  bedeutungslos  ist.  —  Ganz  anders  konnte  sich  aber 
im  einzelnen  Falle  die  Sache  zur  Reichszeit  ^talten,  wenn  es  sick 
um  Besitzungen  handelte,  auf  welche  die  Frauen  zu  der  Zeit,  als  sie  ver- 
zichteten und  den  Vorbehalt  des  ledigen  Anfalls  machten,  wirklich  ein  mit 
dem  Mannsstamme  (ihren  Brüdern)  concurrirendes  Recht  hatten, 
z.  B.  bei  reinen  A  Ho  dien,  hinsichtlich  deren  kein  Vorzug  des  Manns- 
stammes eingeführt  war,  oder  bei  feudts  feminim^  promiscuisj  oder  nach 
gemeinem  Civilrechte  vererblichen  Erblehn,  wo  Männer  und  Frauen  unter 
einander  zur  Succession  gerufen  waren.  (Vergl.  auch  Maurenbrecher. 
Staatsr.  §.  236,  Note  d.)    Aus  derartigen  Rücksichten  erklärt  sich  redii 
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IV.  Ist  keine  Erbtochter  oder  deren  Deseendenz  vorhan- 
den, so  gelten  gemeinrechtlich  hinsichtlich  der  Frauen  in 
den  Seitenlinien  nnd  ihrer  Deseendenz  mit  Rücksicht  darauf, 
ob  Primogenitnrordnnng  angeordnet  ist  oder  nicht,  dieselben 
Regeln,  wie  bei  der  Snccession  agnatischer  GoUateralen  ®). 

V.  Der  Grundsatz,  dass  es  keine  Regredienterb- 
Schaft  gibt,  ist  auch  in  allen  neueren  Verfassungsgesetzen, 
welche  diese  Frage  besonders  behandeln,  ausdrücklich  aner- 
kannt worden;  hinsichtlich  der  Frage  aber,  welche  Frau  als 
die  dem  letztregierenden  Fürsten  nächste  zu  betrachten 
sei,  finden  sich  zwei  verschiedene  Systeme  in  den  neueren 
Verfassungsurkunden  aufgestellt.  Es  ist  nämlich  entweder 
1)  ohne  alle  Abweichung  genau  die  linealische  Primogeni- 
turordnung,  wie  bei  der  Thronfolge  des  Mannsstammes 
vorgeschrieben^);  oder  2)  es  soll  der  Weibsstamm  nach  Li- 
neal-Gradualsystem  succediren,  was  durch  die  Formel 
ausgedrückt  wird:  „nach  Nähe  der  Verwandtschaft  mit 
dem  letztregierenden  Herrn  "s)^  und  wobei  fttf  den  Fall  der 

wohl,  warum  bei  dem  Reichskammergerichte  in  mehreren  Fällen  fttr  die 
Regredienterbinnen  in  der  Weise  gesprochen  wurde,  dass  sie  als 
Miterbinnen  neben  der  Erb tochter  erklärt  wurden,  d!  h.  ihre  früher 
verzichteten  Erbantheüe  nunmehr  herausgegeben  erhielten,  so  z.  B.  in 
dem  kammergerichtlichen  Urtheile  in  der  gräfl.  Sulz*  sehen  Successions- 
Sache  y.  15.  Juli  1701,  bei  Moser,  Familien-Staatsr.  I,  S.  904,  während 
in  anderen  Fällen,  z.  B.  in  der  Hessen- Hanau'schen  Sache  vom 
Reichskammergerichte  ftlr  die  Erbtochter  gesprochen  wurde.  Siehe  unten 
Note  27.      ■ 

«)  Wo  also  in  Ermangelung  einer  Primogenitur-Ordnung  Er bth ei- 
lung zulässig  ist,  wird  der  Weibsstamm  in  den  Seitenlinien,  wie  der 
Mannsstämm,  gemeinrechtlich  nach  reinem  Linealsysteme  gerufen. 

')  Dies  thut  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  H,  §.  5.—  Braunschweig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  14. 

*)  Diese  Fassung,  die  allerdings  etwas  undeutlich  ist  und  daher 
auch  missverstanden  werden  kann,  als  ob  dadurch  etwa  nur  allein  ein 
Vorzug  des  Grades  der  Verwandtschaft  mit  dem  letztregierenden  Herrn 
habe  angeordnet  werden  wollen,  findet  sich  in  sämmtlichen,  unten  in  Note 
9  und  10  verzeichneten  Verfassungsurkunden.  Allein  die  Ansicht,  dass 
hierdurch  sowohl  der  Vorzug  der  Linie  als  des  Grades  (ein  Linealgra- 
dualsystem)  habe  angeordnet  werden  wollen,  muss  darum  als  die  richtige 
betrachtet  werden:  1)  weil  überhaupt  der  Vorzug  der  Nähe  der  I^inien 
auch  bei  dem  Mannsstamme  unbedingt  berücksichtigt  wird,  und  im  Zweifel 
für  die  Succession  des  Weibsstammes  dieselben  Grundsätze  gelten  müssen, 
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Gleichheit  des  Grades  in  zweifacher  Weise  Vorsoi^ 
getroffen  ist,  nämlich  entweder  so,  dass  sodann  auf  das 
Alter  der  Linien,  nnd  wenn  auch  dieses  gleich  ist,  anf  das 
Alter  der  Person  Rücksicht  genonunen  wird^);  oder  so, 
dass  bei  gleicher  Gradesnähe  sofort  das  Alter  der  Person 
den  Vorzug  bestimmt ^^).  Ganz  vom  gemeinen  deatschen 
Fttrstenrechte  abweichende  Bestimmungen  enthält  die  von  dem 
Grossherzoge  Karl  von  Baden  ftlr  die  weibliche  Thronfolge 
in  diesem  grossherzoglichen  Hause  (einseitig)  ausgegangene 
Deklaration  v.  4.  Oktober  1817,  welche  als  die  „Gmndlage 
des  Hausgesetzes''  in  der  badischen  Verfassungsarknnde  von 
1819  §.  4  fOr  einen  wesentlichen  Bestandtheil  der  Verfassung 
erklärt  worden  ist^^. 


wie  bei  der  Thronfolge  des  Mannsstammes :  2)  weil  sonst  leicht  der  Fall 
eintreten  könnte,  namentlich  da,  wo  bei  Gleichheit  des  Grades  sogar  das 
Alter  der  Person  berücksichtigt  werden  soll,  dass  sogar  eine  direkte  De- 
scendentin  des  letztregierenden  Herrn  (also  aus  seiner  eigenen  Linie) 
z.  B.  seine  eigene  Enkelin  oder  doch  eine  Descendentin  aus  der  Linie, 
aus  der  er  selbst  stammt  (ex  qua  iste  fuit  n.  Feud.  50)  z.  B.  die  Tochter 
oder  Enkelin  yon  seinem  Bruder  durch  eine  Yatersschwester  (Tante)  aas- 
geschlossen werden  würde ;  und  sicher  lag  nicht  in  der  Absicht,  die  Frauen 
aus  der  letztregierenden  Linie,  d.  h.  die  Erbtochter  und  deren  Descendenz, 
den  Frauen  aus  den  entfernteren  Seitenlinien  nachzusetzen,  oder  in  Con- 
currenz  mit  denselben  zurückzudrängen  und  somit  ein  System  der  Erbfolge 
einzuführen,  welches  sogar  den  im  römischen  Rechte  begründeten  Charakter 
der  Descendentenklasse  und  der  Klasse  der  Brüder  und  Bruderskinder  ersten 
Grades,  als  Klassen  der  nächsten  Verwandten,  zerstören  würde. 
8)  Wäre  in  der  Absicht  des  Gesetzes  gewesen,  die  Frauen,  an  welche  der 
erste  Anfall  der  Krone  geschehen  soll,  lediglich  durch  die  Grades  nähe 
bestimmen  zu  lassen,  so  hätte  nicht  gesagt  werden  dürfen:  „Nähe  der 
Verwandtschaft",  sondern  es  hätte  gesagt  werden  müssen :  ,^ahe  des 
Grades  der  Verwandtschaft." 

9)  So  bestimmt  im  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  7.  —  Hannover, 
V.-U.  1840,  §.  12. -Schwarzburg- Sondershausen,  V.-Ü.1849,  §.50. 

»0)  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  7.— Grossh.  Hessen,  V.-U.  im 
§.  5.  —  Wal  deck,  V.-ü.  1852,  §.  16. 

^*)  Hiernach  soll  die  weibliche  Thronfolge  nach  drei  Linien  stattfinden: 
1)  die  der  Töchter  des  weiland  Erbprinzen  Carl  Ludwig,  ?)  die  des 
Markgrafen,  nachher  Grossherzogs  Ludwig  (von  welchem  aber  keine  soc- 
cessionsf&hige  weibliche  Nachkommenschaft  vorhanden  ist)  und  3)  die  der 
Prlnze^innen  aus  der  jetzt  regierenden  Linie  (der  früheren  Grafen  tob 
Hochberg)  abermals  nach  drei  Linien,  durchgehend  mit  Erstgeburt»- 
recht  in  den  Linien. 
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VI.  In  einigen  Verfassungen  ist  ausdrücklich  bestimmt^ 
dass  die  weibliche  Thronfolge  nur  dann  bei  dem  Abgange  des 
Mannsstammes  eintreten  soll,  wenn  auch  keine  Erbverbrtt- 
derten  vorhanden  sind^^).  Wo  diese  Bestimmung  aufgenom- 
men ist,  findet  sonach  bei  der  weiblichen  Succession  der  we- 
sentliche Unterschied  von  der  agnatischen  Thronfolge  statt, 
dass  die  successionsfähigen  Frauen  und  deren  Descendenz 
zwar  auch  Anfallsrecht,  d.  h.  das  Recht  haben,  dass  an  sie 
die  Krone,  wenn  sie  ihnen  anfällt,  ipso  jure  tibergeht  *^) :  aber 
sie  haben  keine  Wart,  d.  h.  sie  haben  kein  so  festes  Suc- 
cessionsrecht,  dass  ihnen  nicht  dasselbe  durch  Erbverträge, 
welche  der  Manusstamm  oder  der  letzte  agnatische  Thronbe- 
sitzer mit  anderen  regierenden  deutschen  Fürstenhäusern  schlie- 
sen  würde,  entzogen  werden  könnte.  Wo  die  Verfassungs- 
urkunde  aber  nicht  ausdrücklich  den  fUr  subsidiär  nach  Abgang 
des  Mannsstammes  thronfolgeberechtigt  erklärten  Weibs- 
stamm des  regierenden  Hauses  für  ausgeschlossen  durch  das 
Dasein  von  Erbverbrüderten  erklärt,  muss  angenommen 
werden,  dass  demselben  auch  ebensowohl  wie  dem  Manns- 
stamme ein  Wa  rt  recht  an  der  Krone  zustehe,  und  also  auch 
der  Mannsstamm  oder  der  letzte  agnatische  Kronbesitzer  keine 
Erbverträge  zum  Zwecke  des  Ausschlusses  des  Weibsstammes 
von  der  Thronfolge  schliessen  darf  ^*). 

VII.  Fällt  die  Krone  durch  Erbfolge  an  eine  Frau,  so  ist 
sie  auch  befugt,  selbst  die  Regierung  anzutreten  und  zu 
führen  und  zwar  sowohl  nach  gemeinem  Rechte  ^^),  als  nach 


.")  Ausdrücklich  ist  dies  bestimmt  in:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  II, 
§.  5.  —  Grossherzogthum  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  5.  —  K.  Sachsen, 
V.-ü.  1831,  §.  7. 

«)  Vergl.  oben  §.  248. 

•  ")  Gegen  diese  Darstellung  polemisirt:  J.  Held,  System  des  Verf.- 
Rechtes,  Bd.  II,  (1857)  S.  267.  —  Siehe  auch  unten  §.  255,  IV,  V. 

*<^)  Uebrigens  war  dies  zur  Beichszeit  in  Bezug  auf  die  lehnbaren 
Territorien  bestritten  wegen  H.  Feud.  17,  pr.  „Non  enim  patet  locus  feminae 
in  feudi  successione,  donec  masculus  supperest  ex  eo,  qui  primus  de  hoc 
feudo  fuerit  investitus."  Demnach  zogen  viele  sogar  den  Sohn  seiner 
Mutter  vor.  So  z.  B.  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  IH,  S.  283  u.  f.  —Allein 
wenn  man  diese  Worte  in  dem  ganzen  Zusammenhange  der  Stelle,  deren 
Schluss  sie  bildet,  auffasst,  so  ergibt  sich,  dass  daselbst  nur  von  dem  Falle 
gehandelt  wird,  wo  die  Mutter  des  maaculus  bereits  vorverstorben  war. 
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der  ansdrücklichen  Erklärong  aller  diesen  Fall  behanddnden 
jetzt  geltenden  Verfassungsurknnden  ^^).  Eine  ThroDfolge, 
welche  nur  ratione  tranamiasionis  eine  weibliche  wäre^  so  dass 
mit  Ueberspringang  der  zunächst  bemfenen  Frau,  oder  d» 
Frauen  überhaupt,  der  nächste  männliche  Descendent  in 
der  weiblichen  Linie  zur  Thronfolge  berufen  wäre,  findet  sieh 
gegenwärtig  in  keinem  deutschen  Haus-  oder  Verfassungsge- 
setze ^^),  ausser  in  der  badischen  Deklaration  vom  4.  Okt 
1817^8)^  Nach  der  bayerischen  Verfassungsurkunde  muss 
jedoch  die  Thronerbin,  wenn  sie  die  Gemahlin  eines  auswärti- 
gen grösseren  Monarchen  ist,  einen  Vicekönig  aufsteDen, 
welcher  seine  Residenz  in  der  Hauptstadt  von  Bayern  zu 
nehmen  hat^®). 

YUI.  Stehen  bei  dem  Anfalle  einer  Krone  an  den  Weibs- 
stamm ein  Mann  und  eine  Frau  in  gleichen  Verhältnissen, 
so  hat  gemeinrechtlich  das  männliche  Geschlecht  den 


Hiermit  stimmt  auch  überein  11.  Feud.  30.  Auch  steht  dorchaus  IL  Fead. 
51,  §.  3  nicht  entgegen,  da  diese  Stelle  sogar  ausdrücklich  den  Tod  der 
Mutter  vorausgesetzt,  und  nur  die  Frage  behandelt,  ob  der  maeeubu  als 
solcher  den  mit  ihm  in  gleicher  Yerwandtschaftsnähe  stehenden  Frauen 
vorgehe  oder  nicht.  —  Die  hier  als  die  richtigere  angeführte  Meinung 
wurde  besonders  vertheidigt  von  Gönner,  Arch.  flir  Ges.  u.  Reform  des 
Jurist  Studiums.  Bd.  H,  Hft.  ü,  Nr.  XV.  -  Uebereinstimmt :  H.  A.  Za- 
chariae,  Staatsr.  2.  Aufl.,  §.  73. 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  ü,  §.  5.—  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  7.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  5.  —  K  Sachsen,  V.-ü.  1831, 
§.  7. —  Braunschweig,  n.L.-0. 1832,  §.  14.  —  Hannover,  V.-ü.  184a 
§.  12.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  50. 

*^  Nur  das  Landesgrundgesetz  von  Schwarzburg-Sondershan- 
sen  V.  1841,  §.  6  enthielt  die  Vorschrift,  dass  die  Begierung  nur  so  lange 
in  weiblicher  Hand  bleiben  solle,  „bis  ein  regierungsfähiger  Prinz  dieselbe 
beanspruchen  kann,  welcher  selbst  aUe  näheren  weiblichen  Verwandten  von 
der  Thronfolge  ausschliesst "  Durch  das  Verfassungsgesetz  v.  J.  1849,  §.  55, 
ist  aber  diese  Bestimmung  beseitigt  worden. 

«)  Die  badische  Declaration  v.  4.  October  1817,  §.  3,  mit  vom 
Weibsstamme  in  den  daselbst  aufgeführten  Linien  (siehe  oben  Note  11) 
nur  allein  die  „männlichen,  ehelichen,  ebenbürtigen  Nadikommen 
der  Prinzessinnen.'*  Auch  dieser  letztere  Beisatz  ist  bemerkenswert]!,  da 
diese  Declaration  für  die  Succession  des  Mannstammes  die  Ebenburt 
nicht  als  Bedingung  der  Successionsfahigkeit  vorschreibt 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  H,  §.  6. 
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Vorzug  vor  dem  weiblichen^).  In  den  neueren  Verfas- 
snngsnrknnden,  welche  aber  entweder  sofort  die  Primogenitur- 
Ordnung  aach  bei  dem  Weibsstamme  anordnen,  oder  in  anderer 
Weise  durch  Anordnung  eines  Vorzugs  der  Linie  oder  des 
Grades  in  Verbindung  mit  der  Rücksicht  auf  das  Alter  der 
Person  einer  Goncurrenz  mehrerer  Thronerben  im  Weibsstamme 
vorbeugen,  ist  dagegen  meistens  ausdrücklich  erklärt  worden, 
dass  das  Geschlecht  bei  dem  Anfalle  der  Krone  keinen  Vor- 
zug gewähren  solle  ^^). 

IX.  Ist  die  Regierung  einmal  an  eine  Frau  oder  an  einen 
männlichen  Descendenten  im  Weibsstamme  übergegangen, 
nnd  steht  deren  weitere  Vererbuug  in  Frage,  so  tritt  in  dem 
neuen  regierenden  Hause  sofort  der  Vorzug  des  männ- 
lichen Geschlechts  vor  dem  weiblichen  sowohl  nach  gemei- 
nem Rechte  ^^),  als  nach  ausdrücklicher  übereinstimmender 
Verordnung  in  den  neueren  Verfassungsurkunden  sofort  wieder 
ein,  und  tritt  überhaupt  die  Successionsordnung,  welche  bisher 
fUr  den  Mannsstamm  galt,  wieder  in  volle  Wirksamkeit^^). 

X.  In  jenen  Staaten,  in  welchen  die  Vorschrift  besteht, 
dass  der  Fürst  nicht  zugleich  Staatsherrseber  eines  anderen 
Staates  seia  darf,  ist  mitunter  fllr  den  Fall,  dass  die  Erone 
durch  die  weibliche  Succession  an  den  Souverain  oder  Erb- 
prinzen eines  grösseren  Staates  gelangen  würde,  vorgeschrieben, 
dass  dieselbe  sofort  an  den  zweitgebornen  Prinzen  über- 
gehen soll^). 


^)  Dies  ist  der  wahre  Sinn  von  ü.  Feud.  17,  30  und  51,  §..3.  —  Die 
praktische  Entscheidung  enthält  namentlich  (während  in  n.  Feud.  51,  §.  3 
nur  üher  das  Dasein  der  Streitfrage  referirt  wird)  IL  Feud.  17.  „Cumque 
inter  sapientes  saepe  super  hac  quaestione  sit  disputatum,  tandem  pro 
masculo  pronunciatum  est*'  Vergl.  oben  Note  15. 

*9  Dies  ist  der  Fall  in  sämmtlichen  in  Note  16  angeführten  Yerfas- 
songsurkunden. 

^)  Hierüber  war  man  schon  zur  Reichszeit  einverstanden,  wegen 
IL  Feud.  17  u.  30. 

«)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  II,  §.  5.  — 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  7.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  5. 
—  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  7.  —  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  12.  — 
Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  75.  —  Schwarzburg-SonderBh.,  V.-ü.  1849, 
§.  50.  —  Auch  liegt  dies  implicite  in  der  braunschweig,  n.  L.-0.  1832, 
§.  14. 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  JI,  §.  6.  —  Siehe  oben  §.  249,  Note  5,  6. 
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XI.  Eine  mit  der  agnatischen  vermischte  weibliche 
Thronfolge  (successio  promiscua),  wie  sie  in  England  nnd 
Spanien  besteht ^^),  nnd  in  Dänemark  dnrch  das  Königs- 
gesetz vom  14.  Novbr.  1665  unter  K.  Friedrich  III.  ange- 
ordnet war^^),  d.  h.  eine  Successionsordnnng,  wonach  nur  die 
Söhne  des  regierenden  Herrn  und  deren  männliche  Descen- 
denz  einen  Vorzug  vor  den  Töchtern  haben^  die  Töchter  aber 
nnd  deren  Descendenz  die  Brüder  und  anderen  Agnaten  in  den 
Seitenlinien  ausschliessen  ^'),  besteht  gegenwäiiig  in  keinem  der 
jetzigen  Bundesstaaten. 

XII.  Die  in  Bezug  auf  die  Thronfolge  in  dem  deutschen 
Bundeslande  Holstein  bei  bevorstehendem  Erlöschen  des  von 
E.  Friedrich  III.  von  Dänemark  abstammenden  Manns- 
stamme  durch  den  offenen  Brief  des  K.  Christian  YIÜ. 


^)  In  Bezug  aaf  S paaren  vergl.  meine  Schrift:  die  spanisd^  Snc- 
cessionsfrage.  Heidelb.  1839.  Von  dieser  Schrift  ist  in  Paris  (1839)  eine 
firanzösche  und  spanische,  in  London  (1840)  eine  englische  Uebersetzong 
erschienen. 

•ö)  Dänisches  Königsgesetz,  K.  Friedrich*s  HL,  ▼.  14.  Not. 
1665,  §.  XXI.  Sollte  es  sich  ereignen  .  .  .  dass  das  ganze  männliche 
Geschlecht  von  der  Schwertseite,  d.  h.  von  K.  Friedrich's  Söhnen 
Christian  und  Georg  ahstammend,  gänzlich  ausgestorben  wäre,  so  soll 
die  Erbsuccession  in  der  Regierung  des  letzten  Königs  Sohnes-Töch- 
tern  und  ihren  Linien  angehören,  wenn  es  solche  gibt;  wo  nicht,  dann 
seinen  eigenen  Töchtern,  zuerst  der  Aeltesten  und  ihren  absteigenden 
Linien,  hernach  den  Anderen  und  ihren  absteigenden  Linien,  einer  nach 
der  anderen,  Linie  nach  Linie;  und  unter  denen,  welche  gleich  sind  in 
der  Lini.e,  wird  allezeit  zuerst  das  Geschlecht  und  dann  das  Alter 
beachtet,  so  dass  die  Söhne  stets  den  Töchtern  vorgehen,  und  dann  die 
Aelteren  den  Jüngeren."  (Abgedruckt  u.  A.  in  L.  Wienbarg,  das  dä- 
nische Königsgesetz,  Hamburg  1847,  S.  103). 

*7)  In  Deutschland  besteht  ein^  derartige  gemischte  Successions- 
ordnung  nur  bei  den  sog.  fuldischen  Lehen,  welche  aber  heut  zu  Tage 
nur  noch  bei  dem  nicht-regierenden  Adel  vorkommen.  Vergl.  meine 
Schrift:  die  weibliche  Lehnerbfolge  in  fuldische  und  pfalz-fnldische 
Mannlehen  und  Burglehen.  Stuttgart  1852.  —  Noch  im  vorigen  Jahrhim- 
derte  wurde  ein  berühmter  Rechtsstreit  zwischen  dem  Kurfürsten  von  der 
Pfalz  und  dem  Grafen  von  Hanau,  resp.  dessen  Tochter,  der  Erbprin- 
zessin von  Darmstadt  wegen  der  Succession  in  die  fuldischen  Leben 
zu  Otzberg-  etc.  geführt  (Hanauischer  Successionsstreit)  und  vom 
Reichskammergerichte  in  possessorio  für  die  Erbtochter  entschieden,  worauf 
sich  die  Parteien  verglichen.  Vergl.  Ludolf,  de  jure  fem.  illustr.  Jena 
1734;  append.  docum.  P.  II,  Nr.  IV.  p.  213  u.  f. 
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vom  8.  Juli  1846  angeregte  Streitigkeit^)  hat  dnrch  das  lon- 
doner ConferenzprotokoU  vom  8.  Mai  1852,  worin  die  Erhal- 
tung der  dänischen  Gesammtmonarchie  ausgesprochen  wurde  ^^) 
und  durch  das  darauf  gebaute  dänische  Thronfolgegesetz  vom* 
31.  Juli  1853  dahin  eine  thatsächliche  Beendigung  gefunden, 
dass  mit  Umgehung  der  zunächst  successionsberechtigten 
Schleswig  -  holstein  -  sonderburg  -augustenburgischen  Linie 
der  Prinz  Christian  aus  der  schleswig-holstelh-sonderbur^ 
glücksburgischen  Linie  und  dessen  eheliche  Descendenz  von 
Mann  zu  Mann  zum  Thronerben  der -dänischen  Gesammtmon- 
archie erklärt  worden  ist'^^).    Das  Gleiche  gilt  von  der  Erb- 


••)  Dieser  offene  Brief  findet  sich  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  1859,  Thl.  H,  S.  443. 

^)  An  der  Errichtung  des  londoner  Vertrags  y.  8.  Mai  1852  bethei- 
ligten sich  Oesterreich,  Grossbritannien,  Frankreich  und 
Schweden.  Am  19.  Juni  1852  wurde  derselbe  von  den  fünf  Grossm&ch- 
ten  und  Schweden  ratificirt. 

*>)  üeber  die  schleswig-holsteinische  Erbfolgefrage  vergl.  Uwe  Lorn- 
sen,  die  Unionsverfassung  Dänemarks  und  Schleswig-Holsteins.  Nach  des 
Verfassers  Tode  herausgegeben  von  Beseler,  Jena  1841.  —  S  am  wer, 
die  Staatserbfolge  der  Herzogthüiner  Schleswig-Holstein  etc.  Hamburg  1844. 

—  Michelsen,  polemische  Erörterung  etc.  Leipz.  1844.  —  Verhandlungen 
der  dän.  u.  holst  Ständeversammlungen  des  J.  1844  über  die  Erbfolge  in 
den  Herzogthümern  Schleswig,  Holstein  und  Lauenburg.  Schleswig  1845.  — 
Hälschner,  die  Staatserbfolge  der  Herzogthtimer.  Bonn  1846.  —  Die 
vier  wichtigsten  Aktenstücke  der  Schleswig.  Ständevers.  v.  1846,  herausge- 
gebea  von  Michelsen,  Jena  1847.  —  Falk  (und  acht  andere  Professoren 
zu  Kiel)  Staats-  und  Erbrecht  des  Herzogthums  Schleswig;  Kritik  des  Com- 
missionsbedenkens  etc.  Hamburg  1846.  —  Falk  und  Dahlmann,  die 
histor.  Landesrechte  in  Schleswig  und  Holstein,  urkundlich.  Hamburg  1847. 

—  Falk,  Sammlung  der  vnchtigsten  Urkunden,  welche  auf  das  Staatsrecht 
der  Herzogthümer  Schleswig  und  Holstein  Bezug  haben.  Kiel  1847.  — 
H.  A.  Zachariae,  zur  schleswijr-holstein'schen  Frage.  *  Göttingen  1847.  — 
Bunsen,  Denkschrift  über  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Herzog- 
thümer etc.  Berlin  1848.  —  Dagegen  u.  A.:  Dircking-Holmfeld,  Essai 
historique  sur  la  question  de  la  succession  du  royaume  de  Dannemark  etc. 
Copenhague  1844.  —  C.  F.  Wagener,  über' die  unzertrennliche  Verbin- 
dung Schleswigs  mit  Dänemark  etc.  Kopenhagen  1848.  — -  W.  Zimmer- 
mann, das  wahre  Rechtsverhältniss  der  Herzogthümer  Schleswig  u.  Hol- 
stein zu  einander,  zu  Deutschland  und  zu  Dänemark.  Hannover  1854.  — 
Eine  Uebersicht  der  Vorgänge  in  *der  deutschen  Bundesversammlung  be- 
züglich der.  Behandlung  der  schleswig-holstein.  Sache  s.  in  meinem  Vor- 
trage in  der  15.  Sitzung  der  ersten  badischen  Kanuner,  28.  Sept.  1850, 


716        §•  253.  Grandsätze  über  die  weibliche  Thronfolgeordnung. 

folge  in  dem  deutschen  Bnndeslande  Lanenbarg,  welches 
Herzogthum  —  früher  ein  Reichslehen,  in  welchem  nur  die 
männlichen  Leibeslehenserben  zur  Snccession  kommen 
konnten  —  die  Krone  Dänemark  im  Jahre  1815  durch  Ver- 
träge erworben  hatte ^^),  worauf  Bezug  nehmend,  in  dem  offe- 
nen Briefe  des  E.  Christian  VÜI.  vom  8.  Juli  1846  auch  die 
Erbfolge  nach  Hassgabe  des  dänischen  Eönigsgesetzes 
Itir  giltig  erklärt  worden  war  ^2). 


(▼oUständig  abgedruckt  in  der  kax Ismher  Zeitung  y.  29.  Sept.  IföO).  — 
Ueber  die  Successionsansprüche  des  prenssischen  Königshauses  an  die 
HerzogthOmer  Schleswig-Holstein  als  abstammend  von  der  Prinzessin  Eli- 
sabeth von  Dänemark,  Gemahlin  des  Kurfiirsten  Joachim  I.  von  Bran- 
denburg, 8.  E.  Helwig,  die  Erbansprfiche  etc.  Lemgo  u.  Detmold  1846. 

3^)  Preussen  hatte  durch  Tausch-  und  Cessionsvertrag  d.  d.  29.  Mai 
1815,  Art  IV.  (wörtlich  aufgenommen  in  der  W.  C.  A.  v.  9.  Juni  1815,- 
art.  XXIX.)  Yon  Hannover  das  Herzogthum  Lauenburg  in  der  Absicht 
erworben,  es  an  Dänemark  gegen  das  diesem  von  Schweden  (gegen 
Norwegen  nach  dem  kieler  Frieden  vom  14.  Januar  1814)  erworbene 
Vorpommern  und  Bügen  auszutauschen.  Hannover  cedirte  das  Herzog- 
thum an  Preussen  „pour  dtre  poss4d4  en  toute  propridt^  et 
souverainct^  par  lui  et  ses  successeurs."  Preussen  cedirte  dassdbe 
hierauf  an  Dänemark  durch  Staatsvertrag  vom  4.  Juni  1815  (Art  HL) 
„ä  perp^tuit^,  pour  Stre  poss^d^  par  S.  M.  en  toute  souverainete 
et  propri^tö''.  Die  feierliche  Uebergabe  geschah  am  26.  Juli  1816  za 
Ratzeburg.  In  der  ersten  Sitzung  der  deutschen  B.-V.  v.  5.  Nov.  1816, 
Hess  der  K.  v.  Dänemark  erklären:  „S.  M.  betrachten  Lauen  bürg  fort- 
während als  ein  deutsches  Herzogthum.'' 

^)  Bechtsverwahrungen  wegen  behaupteter  Ansprüche  auf  die  Sncces- 
sion im  Herzogthume  Lauenburg  hatten  an  der  Bundesversammlung 
schon  in  der  ersten  Sitzung  der  deut.  B.-V.  5.  Nov.  1816  das  Gesammthaos 
Anhalt  und  beide  Mecklenburg  erhoben  (G.  v.  Meyer,  Corp.  Gon- 
foed.  Genn.,  3.  Aufl.,  1859,  Tbl.  H,  S.  17).  Nach  dem  Erscheinen  des  offenen 
Briefes  erneuerten  sie  dieselben  in  der  28.  u.  29.  Sitzung  der  B.-V.  am  17. 
u. 24. Sept.  1846,  Prot.  §.  272  u.  283  (v.  Meyer,  a.a.  0.  S.  445).  Wehere 
Erklärungen  von  Anhalt,  siehe  in  den  ProtokoUen  der  B.-V.,  21.  Sitz., 
12.  Aug.  1852,  §.  233,  und  26.  Sitzung,  9.  Dec.  1852,  §.  296.  —  Sodann 
gaben  auch  K.  Sachsen  (1.  Sitzung  der  B.-V.  14.  Jan.  1847,  Prot.  §.  13, 
(G.  V.  Meyer,a.a.  0.  IL,  447)  und  19.  Sitzung,  29.  Juli  1852,  Prot  §.  197) 
die  grossherzogl.  und  herzogl.  sächsischen  Häuser  in  der  10.  Sitzung 
der  B.-V.  v.  15.  April  1847,  §.  100,  eine  Rechtsverwahrung  w^gen  ihrer 
Successionsansprüche  zu  Protokoll.  (G.  v.  Meyer,  a.a.  0.,  Tbl.  n»  452). 
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§.  254. 
n.   Testamentarische  Thronfolge^). 

I.  Eine  testamentarische  VerfHgniig  über  das  Territorium 
and  die  Regiemngsnachfolge  in  demselben  war  zur  Reicbszeit 
möglich  nnd  statthaft ,  wenn  das  Territorium  allodial  nnd 
keine  Person  im  Hanns-  oder  Weibsstamme  vorhanden  war, 
weiche  anf  dasselbe  aus  einem  Familienfideicommissverbande 
oder  wegen  herkOmiplicher  Stammgutseigenschaft  desselben  ein 
festes  Snccessionsrecht  (Wartrecht)  hatte.  Unstreitig  konnte 
daher  der  erste  Erwerber  eiaes  solchen  allodialen  Territoriums 
oder  der  letzte  des  successionsberechtigten*  Stammes  darüber 
testamentarisch  frei  verftigen^. 

IL  Bei  lehnbaren  Territorien  war  überdies  eine  testamen- 
tarische Verftlgung,  wodurch  dieselben  an  Personen  gebracht 
werden  sollten,  ^lie  nicht  in  der  ersten  Investitur  begriffen 
waren,  nur  statthaft,  wenn  das  Lehen  entweder  mit  dem  Rechte^ 
darüber  zu  testiren,  verliehen  war  3),  oder  der  Lehensherr  (bei 
Reichslehen  der  Kaiser)  besonders  seine  Einwilligung  dazu 
ertheilte*). 


<)  Moser,  Staatsr.  XVII.,  S.  1  u.  f.  —  Dessen  Familien-Staatsr.  I, 

5.  964 u.  f.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  241.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  42. 
—  Manrenbrecher,  Staatsr.  §.  241.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  246.  — 
H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  {%  Aufl.)  I.,  §.  74.  11.  ~  J.  Held,  System 
des  Verf..Rechts,  Bd.  II,  (1857),  S.  259. 

«)  Pütter,  prim.  lin.  §.  60.  —  S.  F.  Willenberg,  de  jure  Ultimi 
gentis  suae,  Jena  1735.  4.  —  Die  Frage,  wie  weit  die  Befugniss  eines  Sou- 
Terains,  über  die  Krone  zu  testiren,  gehen  könne,  wurde  besonders  erör- 
tert bei  Gelegenheit  der  Testamente  desK.  Karls  n.  von  Spanien  v.  1699 

6.  Febr.  und  1700,  2.  Okt.,  welche  den  spanischen  Successionskrieg  zur 
Folge  hatten.  Vergl.  Buddeus,  de  testamentis  summor.  imperantium, 
speciatim  Caroli  II,  Hispaniae  regis.  Hai.  1701. 

')  Dies  war  z.  B.  der  Fall  beiOesterreich.  (Angebliches)  Privilegium 
Frider.  I.  Imp.  a.  1156,  bei  Pertz,  Mon.  Germ.  Leg.  T.  I,  p.  99.  „Dux 
austriae  donandi  et  deputandi  terras  suas  cuicumque.voluerit,  habere  debet 
potestatem  liberam,  si  quod  absit,  sine  heredibus  liberis  decederet,  liec  in 
hoc  per  imperium  uUo  modo  debet  impediri."  Bestätigt  wurde  dieses  Vorrecht 
von  Kar IV.  1530,  in  den  erneuerten  österr.  Privilegien.  Moser,  Familien- 
staatsr.  I,  964. 

*)  Bei  den  grosseren  Reichslehen  war  nach  Analogie  der  Ertheilung 
von  Anwartschaften  auch  die  Zustimmung  des  Reichstags  nothwendig. 
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III.  Testamentarische  Verordnnngen  eines  regiafendeo 
Herrn,  wodurch  er  Anordnungen  über  die  Erbfolgeordnung 
nnter  seinen  Descendenten  oder  anderen  saccessionsberechtig- 
ten  Familiengliedern  treffen  wollte,  z.  B.  Primogenitorordnong^ 
Vormundschaftsbestellnngen  n.  s.  w.  wurden  als  einseitig 
erlassene  Hausgesetze  betrachtet^).  Ihre  Verbindlichkeit 
war  daher  theils  von  erlangter  kaiserlicher  Confirmation,  theils 
von  der  Einwilligung  der  Familienglieder,  die  bereits  Wartrecht 
oder  andere  erworbene  Rechte  hatten,  theils  von  d^  Familien- 
Observanz,  namentlich  davon  abhängig;  welchen  Einflnss  die- 
selbe dem  römischen  Rechte  gestattete^). 

*IV.  Ob  die  Beobachtung  der  römischen  Testamentsfor- 
men bei  Testamenten  der  regierenden  reichsständischen 
Herren  erforderlich  sei,  war  streitig ") ;  sicher  ist,  dass  dieselbäi 
selbst  von  den  mächtigsten  Reichsständen  beobachtet  zu  wer- 
den pflegten^),  dass  sie  aber  bei  wirklich  sonverainen  Herroi 
nicht  fttr  nothwendig  erachtet  wurden^). 

V.  Durch  die  Erwerbung  der  Souverainetät  ist,  an  sich 
betrachtet,  an  den  Grundsätzen,  welche  zur  Reichszeit  hinsicht- 
lich, des  testamentarischen  Verfligungsrechtes  über  die  Regie- 
rungsnachfolge in  allodialen  Territorien  bestanden,  nichts  ge- 
ändert worden.  Vielmehr  tüüssen  sogar  die  Beschränkungen, 
welche  früher  in  der  Lehenseigenschaft  vieler  Territorien  be- 
gründet waren,  als  weggefallen  betrachtet  werden.  Uebrigens 
kann  unter  den    gegenwärtigen  Verhältnissen    überhaupt  nur 

5)  Siehe  oben  §.  214,  238,  247. 

6)  Ueber  die  Erbfolge  aus  Testamenten,  welche  anter  den  Geblfttsertieii 
desshalb  Bestimmungen  trafen,  siehe  besonders:  Moser,  Staatsr.  XYL  471 
u.  f.    Dessen  Familienstaatsr.  I,  953  u.  £ 

^)  Für  die  Nothwendigkeit  der  Beobachtung  der  römischen  Formen  ba 
Testamenten  der  Reichstände  erklärten  sich  auch  Moser,  Gramer, 
V.  Selchow  und  Bodmann  u.  A.  —  Leist,  Staatsr.  §.  42,  Nr.  3.  — 
Pütter,  prim.  lin.  §.  79.  —  Dagegen  Schrader,  Buddeus  u.  A.  (Siebe 
oben  Note  2).  —  Die  nichtregierenden  Mitglieder  reichsstandisdier 
Häuser  hatten  unbestritten  die  römischen  Testamentsformen  zu  beobachten. 

^)  So  z.  B.  zeigt  das  von  Höfler  im  XI.  Bde.  d.  ArduTs  z.  Eande 
östeireich.  Gesch.-Quellen  mitgetheilte  Testament  des  Churfürsten  F«ried* 
rieh  Wilhelm  zu  Brandenburg  y.  26.  März  1688  die  Unterschrift  von 
7  churfürstlichen  Bäthen  als  Zeugen. 

«)  Ausser  Buddeus  (siehe  Note  2);  yergL  Pütter,  ErortemDgeQ  Ir 
S.  186  u.  f. 
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noch  von  einem  Rechte  des  Fttrsten,  mit  welchem  die  regie- 
rende Familie  ausstirbt,  über  die  Krone  testanjentarisch  zu 
verfügen,  die  Rede  sein.  In  den  neueren  Yerfassungsurknnden 
geschieht  aber  auch  von  einem  solchen  Rechte  keine  Erwäh- 
nung, und  muss  dieses  daher  ftlr  die  Constitutionen 
monarchischen  Staaten,  in  welchen  die  Thronfolge  jetzt 
nicht  mehr,  wenn  es  auch  früher  der  Fall  gewesen  wäre,  auf 
einem  reinen  Patrimonialprincipe  und  auf  der  Hausverfas- 
sung  allein,  sondern  auch  auf  Verfassungsgesetzen  be- 
ruht, als  stillschweigend  ausgeschlossen  betrachtet  werden  ^^). 
VI.  Jedenfalls  kann  keine  deutsche  Krone  an  einen  aus- 
wärtigen nicht  verbündeten  Fürsten  ohne  einhellige  Zustinunung 
der  Bundesversammlung  durch  irgend  eine  testamentarische 
Verfügung  eines  Bundesgliedes  gebracht  werden  ^^). 

§.  255. 

III.    Vertragämässige  Thronfolge^). 

I.  So  weit  die  Territorien  allodial  waren,  wurde  zur 
Zeit  der  Reichsverbindung  die  Zulässigkeit  einer  Verfügung 
über  die  Regierungsnachfolge  durch  Erbverträge,  sowie 
auch  die  wechselseitige  Einräumung  eines  Erbfolgerechts 
durch  Verträge  unter  reichsständischen  Häusern  (sog.  Erb- 
verbrüderungen,  pacta  confratemüatis)  nicht  bezweifelt.  Bei 
lehnbaren  Ländern  war  die  Wirksamkeit  der  Erbverträge  und 
Erbverbrüderungen  bedingt  durch  die  Einwilligimg  des  Lehens- 
herm^),  also  bei  Reicbslehen  des  Kaisers^). 


^)  Wo  die  Succession  lediglich  auf  der  HaasverfasBung  beruhte,  hatten 
die  Landstände,  wenn  solche  überhaupt  vorhanden  waren,  auch  zur  Reichs- 
zeit nicht  bei  der  testamentarischen  Verfügung  mitzuwirken. 

")  Ai^.  W.  S.-A.  art.  6.  —  Siehe  oben  §.  140. 

<)  Moser,  Staatsr.  XVII,  9  u.  f.  —  Dessen,  Familienstaatsr.  I,  969 
u.  f.  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  59.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  240.  —  Leist, 
Staatsr.  (2  Aufl.)  §.  41.  7-  Elüber,  öffentl.  R.,  §.  242,  Note  e.  —  Mau- 
renbrecher,' Staatsr.  §.  239.  —  Weiss,  Staatsrecht  244.  —  H.  A.  Za- 
ch ariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  74,  L  — J.Held,  System  des  Verfessungs- 
Rechts,  Bd.  U  (1857),  S.  258  flg.  —  Vergl.  überhaupt:  Beseler,  die 
Lehre  von  den  Erbverträgen.  H  Bde.  Göttingen  1835,  37. 

<)  Moser,  Familienstaatsr.  I,  1022. 

s)  Als  eine  allgemeine  kaiserliche  Bestätigung  der  älteren  Erb- 
verbrüderungen über  Reichslehen  betrachtete  .man  die  Bestimmung  in 
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II.  Nach  der  dentsehrechflichen  Grundidee  des  EibTer- 
tragg,  dass  derselbe  ein  Bechtsgescbäft  sei,  wodurch  sich  der- 
jenige, der  keinen  rechten  Erben  (Leibeserben)  hat,  einen 
solchen  (gleichsam  ktinsflich)  erschafft^),  hatte  sich  das  Recht, 
dnrch  Erbverträge  über  ein  Territorimn  zu  verf&gen,  zunächst 
als  das  Recht  des  letzten  Besitzers  ausgebildet,  mit  wei- 
chem die  regierende  Familie  in  ihrem  snccessionsberechtigten 
Stamme  erlosch.  Doch  konnte  auch  die  Znlässigkeit  von  Erb- 
vertragen  oder- Erb  Verbrüderungen,  welche  der  erste  Erwer- 
ber eines  Territoriums  für  den  Fall  des  Erlöschens  seiner 
Descendenz  schloss,  nicht  bezweifelt  werden.  Desgidchen 
konnten  auch  Erbverbrüdernngen  durch  die  Zustimmung  und 
Mitwirkung  der  sämmtlichen  snccessionsberechtigten  Ißt^eder 
des  Hauses,  wie  diese  zur  Errichtung  von  Hausverträgen  er- 
forderlich war,  zu  Stande  kommen. 

ÜI.  Mitunter  dienten  die  Erbverbrüderungen  auch  dazu, 
bei  Theilungen  das  gegenseitige  Sucbessionsrecht  bei  dem  Aus- 
sterben einer  der  abgetheilten  Linien  zu  erhalten,  da  nach 
dem  älteren  Rechte  eine  vollständig  durchgeflihrte  Heflang, 
(sog.  Todtheilung)^),  bei  den  Allodien  das  feste  Sncces- 
sionsrecht  (das  Wartrecht)  und  bei  lehnbaren  Territorien  sogar 
das  gesammte  gegenseitige  Successionsrecht  aufhob®). 

IV.  Ausser  diesem  Falle  finden  sich  Erbverbrüdernngen 
besonders  bei  solchen  Häusern,  in  welchen,  (wie  bei  den 
Lehen  regelmässig)  der  Weibsstamm  kein  Successionsrecht 
oder  darauf  vollständig  verzichtet  hatte.  Daher  findet  man, 
dass  bei  Errichtung  von  Erbverbrüderungen  regehnässig  nnr 

der  W.  K.  Leopold*8  I,  1658)  Art.  VI:  „Wie  wir  denn  aoch  die 
vor  diesem  unter  ihnen  (den  Keichsständen)  den  B^^cbB-congUtutiombua 
gemäss  gemachte  unUmes  gleichergestalt,  zuvörderst  aber  die  unter  Kor- 
forsten,  Fürsten  und  Ständen  aufgerichteten  Erbverbrüderungen  hiermit 
confirmiren  und  approbiren."  In  der  W.-K.  KarrsVT.  1711  (und  seitdem) 
Art.  I,  §.  9,  versprach  der  Kaiser,  er  werde  solche  uniones,  Erbverbrü- 
derungen etc.  auf  gebührendes  Ansuchen,  ohne  Weigerung  und  Auf- 
enthalt in  beständiger  Form  confirmiren.    Vergl.  Moser,  a.  a.  0.  I,  1017. 

*)  Meine  deutsche  R.-Geschichte,  3.  Aufl.  1858,  Tbl.  n,  §.  115,  121. 
•—  Der  Erbvertrag  vertrat  daher  im  alten  deutschen  Rechte  oft  die  SteDe 
der  Adoption. 

B)  Siehe  oben  §.  247,  ÜI. 

^)  üeber  dieParoemie:  „Theilung  bricht  Folge'^  8.  meine  dent. 
R-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Tbl.  H,  §.  119,  VI. 
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die  Agnaten  mitwirkten^).  In  jenen  Familien ^  in  welchen 
auch  ein  festes  Snccessionsrecht  des  Weibsstammes  anerkannt 
war,  hatte  man  kein  BedürfnisS;  ErbverbrUderungen  einzugehen, 
weil  hier  das  Aussterben  der  suecessionsfähigen  Descendenz 
nicht  wohl  zn  befürchten  war.  Uebrigens  hätte  hier  die  Er- 
richtung einer  Erbverbrtiderung  mit  einem  anderen  reichsstän- 
dischen Hause  nicht  ohne  Einwilligung  des  Weibsstammes 
von  den  Agnaten  giltig  geschehen,  d.  h.  dessen  Ausschluss  durch 
die  Erbverbrüderten  rechtlich  begründet  werden  können®). 

V.  Durch  den  Erbvertrag  erhielt  der  Vertragserbe  (sowie 
bei  Erbverbrüderungen  das  erbverbrüderte  Haus)  das  feste, 
unentziehbare  und  ipso  jure  wirkende  Nachfolgerecht,  wie  ein 
agnatischer  Geblutserbe.  Daher  konnte  sich  in  einigen  reichs- 
ständischen Häusern  die  Ansicht  bilden,  dass  die  Erbverbrttder- 
ten  (gleichsam  als  fingirte  Agnate'n)  dem  Weibsstamme  vor- 
gehen, als  man  anfing,  auch  diesen  für  successionsfähig  zu 
betrachten  ^). 

VI.  Eine  Einwilligung  der  Landstände  war  bei  der 
Errichtung  von  Erbverträgen  oder  Erbverbrüderungen  unter 
reichsständischen  Häusern  gemeinrechtlich  nicht  nothwendig*®). 

VII.  An  diesen  Grundsätzen  ist  durch  die  Auflösung 
des  deutschen  Reichs  und  die  Stiftung  des  Rheinbundes 
nichts  verändert  worden.  Es  müssen  daher  auch  heut  zu  Tage 
noch  die  zur  Reichszeit  giltig  zu  Stande  gekommenen  Erbver- 
brüderungen als  fortwährend  rechtsbeständig  betrachtetwerden"). 
t 

')  Moser,  a.  a.  0.  I,  1016. 

^)  Deutlich  ergibt  sich  dies  aus  dem  (angeblichen)  Privilegium  des 
K.Friedrich  La.  1156,  für  Oesterreich:  (s.  oben  §.  254,  Note  3),  wonach 
der  Herzog  nur  in  Ermangelung  von  ,fieredibu^  liberia^'-  d.  h.  Leibeserben 
mannlichen  oder  weiblichen  Geschlechts  über  die  Erbfolge  in  das  Herzog- 
thum  in  beliebiger  Weise,  also  auch  durch  Erbvertrag  sollte  verfügen  dür- 
fen. —  Siehe  auch  oben  §.  253,  VI. 

»)  Dies  bestimmt  z.  B.  die  bayerische  V.-ü.  1818,  Tit  11,  §.  5.  Der 
Weibsstamm  behält  daher  das  subsidiäre  Thronfolgerecht,  und  geht  ihm 
nur  der  Mannsstamm  des  erb  verbrüderten  Hauses  vor.  Ueber  die  ver- 
schiedenen Auslegungen  dieser  Stelle  vergl.  v.  Dresch,  Abhandlungen. 
München,  1830,  S.  219  u.  f.  —  Siehe  auch  oben  §.  253,  VI. 

<o)  Moser,  Famil.-Staatsr.  I,  1022. 

<*)  Das  Stillschweigen  neuerer  Verfassungsurkuiuleii  über  bereits  be- 
stehende Erbverbrüderungen  kann  selbstverständlich  den  erworbeneu  Hech- 
ten keinen  Abbruch  thun. 

Z  6  p  f  1 ,  Staatsrecht  5.  Anfl.  I.  46 
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YIII.  Die  Frage  aber,  ob  ein  jetzt  souveraines  deutscbes 
Hans  noch  heut  zu  Tage  für  berechtigt  zu  halten  sei,  Erbyer- 
brüdernngen  mit  anderen  soaverainen  deutschen  Hänsem  ein- 
zugehen, oder  ob  dazn  wenigstens  die  Zustimmung  der  Land- 
stände  erforderlich  sei',  ist  verschieden  zu  beantworten,  je 
nachdem  entweder  überhaupt  keine  neuere,  auf  das  Princip 
der  constitutionellen  Monarchie  gegründete  landständische  Ver* 
fassung  eingeführt  worden  ist^^),  oder  die  neuere  landstän- 
dische  Verfassung  die  im  Reichsrechte  begründete  Befngniss 
der  Agnaten  des  regierenden  Hauses,  solche  Etbyerbrtf  derungeu 
einzugehen,  anerkennt,  ohne  den  Landständen  eine  Befugniss 
zur  Mitwirkung  ausdrücklich  einzuräumen,  d.  h.  ohne  eine  Be- 
schränkung des  bisher  uneingeschränkten  Rechtes  em* 
zuführen  ^^),  oder  je  nachdem  in  der  neueren  landständischen 
auf  dem  Principe  der  constitutionellen  Monarchie  bemhendeD 
Verfassung  die  Verfügung  über  die  Krone  durch  Erbvertrag 
eben  sowohl,  wie  durch  Testament,  mit  Stillschweigen  über- 
gangen und.  nur  allein  das  Geblütserbrecht  der  jetzt 
regierenden  Familie  als  verfassungsmässig  begründet  aner- 
kannt^^), oder  endlich  sogar  ausdrücklich  fUr  den  Fall  des 
Erlöschens  des  jetzt  regierenden  Hauses  im  Mannsstamme  eine 
Vereinbarung  über  die  sodann  eintretende  Thronfolge  mit  den 


^*)  Hier  ist  von  selbst  einleuchtend,  warom  es  bei  den  Gnmdsfttien 
des  äfteren  Beichsrechtes  sein  Bewenden  haben  muSs. 

«»)  Dies  ist  der  Fall  in:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  n,  §.  ö.^GtosL 
Hessen,  Y.-U.  1820,  §.  5.  —  K.  Sachsen,  1831,  §.  7.  —  Dass  hior,  se 
kurz  sich  auch  diese  Yerfassungsurkunden,  von  welchen  die  beiden  letzteren 
der  bayerischen  Y.-ü.  in  diesem  Punkte  nachgebUdet  sind,  ausdracken, 
nicht  blos  fortdauernde  Erbyerbrttderungen ,  sondern  auch  neu  Ton  den 
Agnaten  zu  errichtende  gemeint  sind,  ergibt  sich  daraus,  dass  in 
Bayern  keine  solche  Erbverbrüderung  im  J.  1818  bestand,  und  auch  jetzt 
noch,  so  viel  bekannt,  keine  besteht,  üeber  den  Streit,  ob  in  Bayern  die 
Zustimmung  des  Weibsstammes  und  der  Landstände  erforderlich  sei,  TergL 
V.  Dresch,  Abhandl.  1830,  S.  221  u.  f.  —  Pötzl,  bayer.  Staatsverf.-It 
1847,  S.  194.  —  Die  kurhess.  V.-U.  v.  1831,  §.  4.  spricht  dagegen  nnr 
von  fortdauernder  Erbverbrüderung.-  —  In  den  übrigen  deutschen  Yeifts- 
sungsurkunden  geschieht  keine  Erwähnung  von  den  Erbverbrfldemngen. 

<«)  Hier  muss  analog  dasselbe  gelten,  was  oben  §.  254  in  Bezug  anf 
das  Stillschweigen  der  neueren  Constitutionen  monarchischen  Yeriaasungen 
über  die  testamentarische  Thronfolge  gesagt  worden  ist 
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Landständen  vorgeschrieben  worden  ist**).  In  den  ersten 
beiden  Fällen  muss  die  Statthaftigkeit  einer  Erbverbrtiderung 
in  Gemässheit  der  zur  Reichszeit  bereits  bestandenen  Grund- 
sätze bejaht,  in  den  beiden  letzteren  Fällen  aber  verneint 
werden. 

IX.  Die  Errichtung  einer  Erbverbrtiderung  eines  souve- 
rainen  deutschen  Hauses  mit  einem  früher  ebenfalls  reichs- 
ständischen, aber  jetzt  standesherrlichen  Hause  ist  durch  kein 
Bundesgesetz  untersagt:  es  wird  aber  voraussichtlich  bei  der 
wesentlichen  Verschiedenheit  des  Verhältnisses,  in  welchem 
die  regierenden  und  die  standesherrlichen  Familien  zu  ihren 
Territorien  stehen,  ein  solcher  Fall  nicht  eintreten**). 

X.  Ein  auswärtiges  regierendes  Haus  ab^  welches  nicht 
Bundesglied  ist,  würde  durch  Erbvertrag  ebensowenig  als  durch 
Testament  ohne  einhellige  Zustimmung  sämmtlicher  Bundes- 
glieder in  der  Bundesversammlung  zur  Thronfolge  in  einem 
deutschen  Bundeslande  gelangen  können*^). 

§.  256. 

IV.     Von     der     Regierungsnachfolge     aus    Sammtbe- 

lehnungen,  Eventualbelehnungen,  Lehensanwartschaften 

und  der  Lehensherrlichkeit*). 

1)  Aelteres  Recht. 

I.  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  konnte  in  Bezug  auf 
die  lehenbaren  Territorien  ein  Successionsrecht  sowohl  durch 
Sammtbelehnungen  {investitura  simultanea^  Simultanbe- 
lehnung,    Belehnung    zur    gesammten   Hand)    als   durch 


«)  Wie  z.  B.  in  der  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  §.  18. 

^^)  unter  den  wenigen  Yerfassongsurkunden,  welche  überhaupt  von  der 
Erbverbrüderung  sprechen  (s. Note  13)  bestimmt  nur  die  bay  er.  V.-ü.  1818, 
T'xt.  TLy  §.  5,  dass  die  Erbverbrüderung  mit  einem  anderen  fürstlichen 
Hause  aus  dem  „deutschen  Bund**  geschlossen  werden  müsse. 

^7)  Auch  hier  gelten  analog  dieselben  Grundsätze,  wie  bei  der  testa- 
mentarischen Erbfolge.    Siehe  §.  264. 

*)  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  43,  44.  -  Gönner,  Staatsr.  §.  242. 
—  Weiss,  Staatsr.  §.  245.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  240.  — 
H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  74.  —  J.  Held,  System  des 
Ver£-Recht8,  Bd.  n  (1867),  S.  258. 
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Eyentnalbelehnnngen  {investitura  eventuedis  oder  ex^pecta- 
tiva  feudi  qualificatd)  und  LehensYersprechen  {exspeetativa  feudi 
Simplex,  einfache  Lehensanwartschaften  od^  Lehens- 
exspektanzen)  erworben  werden^);  auch  wurde  der  Heim- 
fall des  lehenbaren  Territoriums  an  den  Lehensherm  durch 
das  Aussterben  der  vasallitischen  Familie  oder  durch  Verwir- 
kung,  oder  aus  anderen  im  Lehenvertrage  besonders  bezeich- 
neten Gründen,  als  eine  Art  der  Snccession  (sog.  Folge  des 
Herrn)  betrachtet. 

ü.  Hinsichtlich  der  Ertheilung  von  Eventualbe- 
lehnungen  und  Anwartschaften  an  Reichslehen  war 
aber  der  Kaiser  in  der  letzteren  Zeit  ebenso ,  wie  bei  der 
Wiederverleihung  heimgefallener  Beichslehen  überhaupt, 
an  die  Zustimmung  der  Reichsstände,  insbesondere  des  kur- 
fürstlichen GoUegiums  und  nach  Umständen  auch  des  Fürsten- 
rathes  und  des  GoUegiums  der  Reichsstädte  gebunden^). 


<)  üeber  die  Begriffe  von  Sammtbelehnong,  ETentualbelehnong  und 
Lehensanwartschaft,  s.  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  IV,  S.  78  u.  f.  —  Zu 
bemerken  ist,  dass  nach  dem  in  der  Feudisten-Schule  seit  den  letzten  drei 
Jahrhunderten  festgestellten  Sprachgebrauche  unter  einfacher  Lehens- 
anwartschaft  nur  ein  einfaches  Lehenversprechen  (Geding  am 
Lehen)  ohne  dazu  gekommene  Eventualbelehnung,  verstanden  wird,  wel- 
che^  nach  gemeinem  Lehenrechte  nur  ein  persönliches  Recht  gegen  den 
versprechenden  Lehensherm  und  höchstens  noch  gegen  dessen  Erben  im 
römisch-civilrechlichen  Sinne  begründet,  w&hrend  in  den  RechtsbOcbera  des 
Xin.  Jahrhunderts  nur  dann  von  Wart  und  A  n  e  v  e  1 1  e  (Anfiülsrecht)  ge- 
sprochen wird,  wo  Jemand  bereits  durch  Belehnung  ein  festes  (sog.  ding- 
liches) Recht  der  Folge  hat  —  Siehe  oben  §.  348,  Note  9. 

3)  Ueber  die  allmfthlig  immer  grössere  Beschränkung  des  Kaiser«  vergl. 
die.W.-K.  Karrs  V.  (1519)  art  24,  §.  1.  Hiemach  soUten  die  grosseren 
Reichslehen  nicht  wieder  verliehen,  sondem  zu  Reichsdom&nen  gemacht 
werden.  Ferdinand  II.  musste  in  der  W.-K.  (1619),  art.  28  versprechen, 
auf  die  grösseren  Reichslehen  keine  Anwartschaft  ertheilen  zu  woUen. 
In  der  W.-E.  Ferdinand*s  IV.  (1653)  wurde  bestimmt,  dass  der  Kaiser 
ohne  die  Einwilligung  der  Kurfürsten  die  grösseren  Reichslehen  nicht 
wiederverleihen,  noch  Anwartschaften  darauf  geben  solle.  Seit 
der  perpetuirlichen  W.-K.  (1711)  lautete  die  betreffende  SteUe  (veigL 
W.-K.  Franz'  11.  1792),  art.  XI,  §.  10:  „Wenn  auch  in's  kOnftige 
Lehen  dem  Reiche  durch  Todesfalle  oder  Yerwirkung  anheim  fallen  sollten, 
so  etwas  Merkliche«  ertragen,  als  KurfOrstenthümer,  FOrstenthQmer. 
Graf-  und  Herrschaften,  Städte  und  dergl.,  die  soUen  und  wollen  Wir,  die 
Kurfürstenthümer  ohne  des  kurfürtlichen  coüegü,  die  Fürstenthümer,  GnS- 
und  Herrschaften,  Städte  u.  dergl.  aber,  ohne  der  kurfOrstlichen,  fürstlichen. 
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III.  Die  Beehtsbeständigkeit  einer  solchen  Belehnang  war 
(und  ist)  selbstverständlich  nach  den  znr  Zeit  der  Verleihung 
geltenden  Rechtsgrundsätzen  zu  beartheilen  ^). 

IV.  War  demnach  die  Einwilligung  des  korfürstlichen  und 
beziehungsweise  der  anderen  reichsständischen  Collegien  er- 
theilt  worden,  so  begründete  bei  Reichslehen  schon  die  er- 
theilte  kaiserliche  (einfache)  Lehensanwartscbaft  ebensowohl 
ein  festes,  auch  von  den  nachfolgenden  Kaisern  anzuerkennen- 
des Successionsrecht,  als  wenn  eine  förmliche  Eventualbe- 
lehnung  (die  regelmässig  aber  nicht  fehlte)  dazu  gekommen 
war*). 

§.  257. 
2)  Neueres  Recht. 
a)  Regieningsnachfolge  aus  kaiserlichen  Lehensanwart- 
schaften und  Eventualbelehnungen  ^). 

I.  In  Bezug  auf  jene  Staaten,  welche  dem  Rheinbunde 
beigetreten  waren,  mups  die  rechtliche  Fortdauer  der  durch 
kaiserliche  Lehensanwartscbaften  und  Eventualbe- 
lehnungen  unter  denselben  begründeten  Successionsrechte 
unbedingt  behauptet  werden,  weil  dieselben  sich  gegenseitig 
den  Fortbestand    aller   bereits .  begründeten    ,, eventuellen 


auch  (wenn  es  nämlich  eine  Reichsstadt  hetrifft)  städtischer  coUegiorum 
Yorwissen  und  Consens,  ferner  Niemanden  leihen,  auch  Niemand 
eine  Expektanz  oder  Anwartung  darauf  geben";  (§.  11)  „Sondern 
zur  Unterhaltung  des  Reiches,  Unser  und  Unser  nachkommenden  Kö- 
nige und  Kaiser  behalten,  einziehen  unc^  inkorporiren";  (§.  12)  „Doch  Uns, 
Yon  wegen  unserer  Erblande  und  sonst  männiglich  an  seinen  Rechten 
und' Freiheiten ,  auch  den  von  Unsern  Vorfahren  am  Reiche  den  Ständen 
propter  bene  merüa  ertheilten  und  den  damaligen  Reichsconsti- 
tutionen  gemässen  Anwartungen  auf  künftig  sich  erledigende 
Reichslehen  an  ihrer  Kraft  und  Bindlichkeit  unschädlich." 

*)  W.-K.  Franz'  IL  (1792)  art.  XI,  §.  12.  (Siehe  Note  3.) 
5)  Es  ergibt  sich  dies  aus  der  W.-K.  Franz'  n.  (1792)  art  XI,  §.10— 
12.  (Siehe  Note  3.)    Bei  den  Lehen,  die  nicht  Reichslehen  warien,  liess 
sich  das  Gleiche  nicht  behaupten.    (Siehe  Note  2.) 

^)  Eine  (jedoch  nicht  ganz  genaue)  Uebersicht  der  verschiedenen  Mei- 
nungen der  Schriftsteller  findet  sich  in  Hclwing,  die  Erbansprüche  des 
k.  preussischen  Hauses  an  die  Herzogthümer  Schleswig-Holstein.  Lemgo 
und  Detmold  1846,  S.  209  u.  f. 
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Successionsrechte^'  gegenseitig  in  der  Bbeinbnndsakte 
ohne  aUe  Einschränkung  zugestanden  haben  ^). 

n.  In  Bezog  auf  die  übrigen  deutschen  Regierungen  unter 
sich  und  deren  Verhältniss  zu  den  ehemaligen  Kfaeinbunds- 
gliedern,  sowie  dieser  zu  jenen,  muss  aber  die  Frage ,  ob  aus 
kaiserlichen  Anwai-tschafiten  und  Eventualbelehnungen  heut  zu 
Tage  noch  Successionsrechte  abgeleitet  werden  können ,  mit 
folgender  Unterscheidung  beantwortet  werden.  A)  Eine  Be- 
fugniss  der  Eventoalbelehnten  oder  Anwärter,  die  jetzt  regie^ 
rende,  souveraine,  das  Territorium  in  Folge  der  Auflösung  des 
Reichs  als  Allod  besitzende  Familie  in  derVerfttgung  über 
dasselbe  auf  den  Fall  des  Erlöschens  ihres  Mannsstammes  in 
irgend  einer  Weise  zu  beschränken,  kann  heut  zu  Tage 
nicht  anerkannt  werden.  Der  Orund  hiervon  liegt  darin,  dass 
jede  Eventualbelehnung,  (welcher  eine  kaiserliche  reichs- 
constitutionsmässig  ertheilte  Anwartschaft  gleichsteht)  wenn  sie 
gleich  für  den  Eventualbelehnten  ein  festes  Successionsrecht 
(sog.  dingliches  Recht)  am  Lehngute  im  Verhältnisse  zum 
Lehensherrn  und  zu  dritteji  Personen  begründete,  dies  doch 
nur  auf  den  Fall  und  in  der  Voraussetzung  that,  daas  das 
Lehen  dem  Lehensherrn  eröffnet  werde.  Ein  solcher 
Eröffnungsfall  ist  *aber  nunmehr  undenkbar :  vielmehr  liegt 
es  in  dem  Begriffe  der  AUodifikation,  dass  das  jetzt  re> 
gierende,  souveraine  Haus  keine  Rücksichten  auf  etwaige 
Eventualbelehnte  oder  Anwärter  zu  nehmen  hat,  wenn  es  etwa 
die  Successionsfähigkeit  seines  Weibsstammes  einzufllhren, 
oder  ftlr  den  Fall  seines  Erlöschens  eine  Erbverbrüderung  mit 
einem  anderen  regierenden  Hause  einzugehen  beabsichtigen 
sollte.  Hierftir  spricht  auch  ganz  entscheidend,  dass  die  in 
der  ersten  Investitur  begriffenen  Personen  (der  sog.  Hanpt- 
vasall  und  dessen  Descendenz)*  nach  lehenrechtlichen  Grund* 
Sätzen  schon  während  des  Bestehens  des  Lehenverban- 
des mit  den  Eventualbelehnten  oder  Anwärtern  in  gar  keiner 


*)  Rheinbundsakte,  art  34.  (Siehe  oben  §.  107,  Note  14.)  —  Es 
möchte  aber  wohl  diese  Frage  in  Bezug  auf  die  ehemaligen  Bheinbiuid»* 
Staaten  unter  einander  kaum  eine  praktische  Bedeutung  haben;  wenigstens 
scheinen  zur  Zeit  keine  solchen  kaiserlichen  Anwartschaften  oder  Eventual- 
belehnungen des  einen  rheinbündischen  Fürstenhauses  auf  die  Tenitoiiea 
des  anderen  bekannt  zu  sein. 
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rechtliehen  Beziehung  standen,  also  auf  das  denselben  von 
dem  Lehensherrn  eingeräumte  eventuelle  Snecessionsreeht 
in  keiner  Weise  Rücksicht  zu  nehmen  hatten,  weil  die  Even- 
tnalbelehnten  nicht  mit  ihnen  in  derselben  Investitur  begrif- 
fen sind,  sondern  deren  eventuelles  Recht  nur  in  einer 
völlig  neuen-  (zweiten)  Investitur  wurzelt.  B)  Dagegen 
mnss  das  Snecessionsreeht  der  Eventualbelehnten  als  fortwäh- 
rend begründet  anerkannt  werden,  wo  sich  der  Hauptvasall 
oder  dessen  Descendenz  rechtsgiltig  durch  bespnderen  Vertrag 
zur  Anerkennung  desselben  verpflichtet  haben  sollte ''^),  sowie 
auch  in  dem  Falle,  wenn  das  jetzt  regierende  souveraine  Haus 
in  den  nach  seiner  Haus-  oder  Landesverfassung  regierungs- 
fähigen Stämmen  erlöschen  würde,  ohne  eine  VerfligUDg  über 
die  Krone  getroffen  zu  haben,  so  dass  also  diese  als  vakant 
erscheinen  würde.  In  diesen  Fällen,  muss  die  reichsconsti- 
tntionsmässige  Verleihung  der  Anwartschaft  oder  Eventualbe- 
lehnung  den  übrigen  deutschen  Staaten  gegenüber  fortwährend 
als  ein  wirksamer  Rechtstitel  der  Staatssuccession  betrachtet 
werden,  da  unter  diesen  Voraussetzungen  der  Anspruch  des 
Eventualbelehnten  nicht  nur  mit  keinem  anderen  durch  ältere 
oder  neuere  Rechtstitel  besser  begründeten  Rechte  im  Wider- 
spruche steht,  sondern  in  der  früheren  reichscoUegialischen 
Zustimmung  auch  bereits  die  Einwilligung  der  anderen  deut- 
schen Staaten  zu  seiner  Besitzergreifung  des  Landes  auf  den 
Fall  des  Erlöschens  der  Descendenz  des  Hauptvasallen  wirk- 
lich enthalten  ist. 

§.  258. 

b)  Regierungsnachfolge  aus  kaiserlichen  Sammt- 
belehnungen^). 

I.    Successionsansprüche,    welche    sich    auf ,  kaiserliche 


3)  Darin  allein,  dass  der  Hauptvasall  in  eine  Eventualbelehnong  ein- 
fach ein.willigte,  kann  aber  noch  keineswegs  eine  Beschränkung 
desselben  oder  seiner  Descendenz  in  der  fraglichen  Beziehung  abgeleitet 
werden,  da  seine  Einwilligung  an  sich  f(ir  das  rechtliche  Entstehen  der 
Eventnalbelehnung  ganz  gleichgiltig  (su^perftuum)  war. 

^)  J.E.Larsen,  von  dem  Institute  ^x  Gesanuntbelehnung  und  dessen 
Anwendung  auf  das  Herzogthum  Holstein.  A.  d.  Dänischen  übersetzt  von 
£d.  Lehmann.    Copenhagen  1848. 
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Sammtbelehnungen  stützen,  müssen  auch  heut  za  Tage 
noch  als  ohne  Einschränkung  wirksam  zu  Becht  bestehend 
anerkannt  werden,  sofern  sie  nicht  schon  zur  Reichszeit  nach 
lehenrechtlichen  Grundsätzen  wieder  verwirkt  worden  waren. 

II.  Der  Grund  hiervon  liegt  in  dem  Wesen  der  Sammi- 
belehnung  selbst,  welches  darin  besteht,  dass  entweder  Pergonen 
zur  Erhaltung  des  ihnen  an  sich  nach  Gebltttsrecht  als  Gol- 
lateralen  bereits  zuständigen  Successionsrechts ,  oder  zur  Er- 
werbung eines  diesem  analogen  Successionsrechts  (gleichsam 
als  fingirte  Agnaten)  in  die  Investitur  des  Hanptvasallen 
(prima  investitura)  und  deren  Erneuerungen  {renovatio  invesH- 
turae)  aufgenommen  wurden^),  so  dass  also  die  Sammtbe- 
lehnten  von  Haus  aus  vollkommen  denselben  Reebtstite]  ftr 
ihr  Successionsrecht  im  Lehen  hatten,  wie  der  HauptvasaU  und 
dessen  Descendenz  selbst. 

III.  Daher  kann  auch  die  Allodifikation  des  Terri- 
toriums ^  welche  mit  der  Erlöschung  des  ßeicfasverbandes  ein- 
getreten ist,  nichts  an  dem  Verhältnisse  der  Descendenz  des 
Hauptvasallen  zu  den  Sammtbelehnten  ändern,  und  zwar  om 
so  Weniger,  wo  die  Sammtbelehnung,  wie  in  den  meisten  Fäl- 
len, nur  zur  Erhaltung  des  an  sich  begründeten  Geblfltsreehts 
bei  vorkommender  Theilung  des  Lehens  diente^).  Aber  auch 
in  jenen  (seltenen)  Fällen,  in  welchen  die  Sammtbelehnung 
als  Erwerb sgrund  der  Lehenfolge  nach  dem  Abgange  der 
lehenfähigen'  Descendenz  des  Hauptvasallen  erscheint,  konnte 
die  mit  der  Auflösung  des  Reichs  ipso  jure  eingetretene  Allodi- 
fikation keine  Aenderung  in  den  Successionsverhältnissen  zum 
Nachtheile    der    Sammtbelehnten    bewirken ,    beziehungsweise 


*)  Im  ersteren  Falle  nannte  man  die  Simultanbelehnten  „geborne 
Sammtbelehnte^' ;  im  zweiten  Falle  hiessen  sie  «^präsentirte  Sammtbe- 
lehnte",  weil*  sie  nur  auf  Vorschlag  des  Hauptvasallen  mitbelehnt  wurden. 

.3)  Gemeinrechtlich  war  die  Sammtbelehnung.  auch  bei  Reichslehen  nicht 
mehr  nothwendig  zur  Erhaltung  (conservaiio)  des  Successionsrechtes, 
seitdem  man  dieselben  überhaupt  als  erblich  betrachtete ;  wohl  aber  musste 
sie  bei  Belehnungsemeuerungen  nachgesucht  werden,  wo  dies  besonders 
hergebracht  war.  Reichshofrathsordnung  K.  Ferdinand's  in. 
1654.  Tit.  III,  §.  12:  ,Jn  welchen  Geschlechten  und  in  demjenigen  Beichs- 
Kreisen,  da  die  simtdtanea  investüura  hergebracht  und  im  Gebrauche,  dabei 
solle  solche  auch  gehalten  und  derselben  nachgelebht  werden."  -^  Dieser 
Gebrauch  bestand  vorzugsweise  in  den  Ländern  des  siichsischen  Rechts. 
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nicht  der  Descendenz  des  Haaptvasallen  das  Recht  erwachsen, 
die  Snccession  der  Sammtbelehnten  durch  einseitige  Disposi- 
tion ttber  die  Erbfolge  in  dem  Territorinm  zn  alteriren,  weil 
eine  solche  Sammtbelebnang  überhaupt  nicht  ohne  Ein- 
willigung des  Hauptvasallen  ertheilt  werden  konnte, 
und  dieselbe  daher  zugleich  auch  den  Charakter  eines  Erb- 
vertrags hat. 

IV.  Darin  allein,  dass  die  Sammtbelehnten  etwa  zur 
Beicbszeit  nur  unterlassen  haben,  bei  vorgekommenen  Her- 
renfällen  und  LehenfäU^n  die  Erneuerung  der  Sammt- 
belehnung  nachzusuchen,  kann  aber  keineswegs  ein  aus- 
reichender Grund  gefunden  werden,  um  ihr  Successionsrecht 
als  erloschen  zu  erklären,  da  überhaupt  eine  solche  Unterlas- 
sung vor  dem  wirklichen  Anfalle  des  Lehens  den  Verlust  des 
Successionsrechts  nicht  unmittelbar  und  unbedingt  zur  Folge 
hatte,  sondern  nur  dem  Lehensherrn,  nicht  aber  dem 
Hauptvasallen  oder  dessen  Descendenz,  aus  solcher  Unterlas- 
sung ein  Recht  erwuchs,  die  Sammtbelehnten  von  der  Lehen- 
folge auszuschliessen,  daher  denn  auch  ihr  Lehenfolgerecht 
nnbezweifelt  fortbestand,  wenn  der  Lehensherr  von  diesem 
Rechte  keinen  Gebrauch  machte^). 

§.  259. 
c)  Regierungsnaclifolge  wegen  Lehensherrlichkeit. 

L  Wenn  die  Auflösung  des  deutschen  Reiches,  wegen 
Wegfalls  des  Lehensherm,  d.  h.  des  Kaisers  und  Reichs,  in 
Bezug  auf  die  Reichslehen  die  unmittelbare  Wirkung  haben 
musste,  dass  dieselben  fortan  von  den  souverain  gewordenen 
Reichsständen  als  AUodien  besessen  werden,  so  liegt  doch  eine 
gleiche  Nothwendigkeit  keineswegs   in  der  Natur  der  Sache 


*)  n.  Feud.  55.  —  Weber,  Handb.  des  Lehnrechts  IV,  S.  210  u.  f. 
714  u.  f.  —  Nur  mit  dieser  nach  Lehjirecht  selbstverständlichen  Beschrän- 
kung sind  Gönner,  Staatsr.  §.235;  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  36,a.A. 
zu  verstehen,  wenn  sie  kurzweg  erwähnen,  dass  durch  Yemachlässigang 
der  bei  Theilungen  allenfalls  nöthigen  gesammten  Hand  das  Successions- 
recht der  Sammtbelehnten  verloren  gehen  könne. 
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hinsichiUch  jener  Territorieii,  welche  ein  Beiehsstand  von  dem 
anderen  zu  Lehen  tnig^). 

IL  Von  jeher  war  nach  allgemeinen  lehenrechüiehen 
Grandsätzen  anerkannt,  dass  Souverainetät  und  Lehenverband 
sich  nicht  absolut  ansschliessen,  nnd  eine  sonyeaaine  Krone 
nicht  minder  y  als  die  deutsch-staatsrechtliche  Landeshoheit, 
sehr  wohl  als  Lehen  von  einem  anderen  Souv^aln,  der  in 
dieser  Beziehung  als  Suzerain  bezeichnet  wurde,  verfiehen 
und  abhängig  sein  konnte^). 

in.  Nach  diesen  allgemeineft  Grundsätzen  mOsste  daher 
angenommen  werden,  dass  die  zur  Keichszeit  bestandene 
Lehenverbindung  eines  deutschen  Fürstenhauses  gegen  ein  an- 
deres, und  daher  auch  das  Successionsrecht  desselben  als 
Lehensherm  in  das  lehnbare  Territorium  bei  eintretendem 
Heimfalle,  der  Auflösung  des  Beichs  ungeachtet,  fortbestehe. 
Da  jedoch  unzweifelhaft  sowohl  bei  der  Stiftung  des  Bhem- 
bundes,  als  auch  bei  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes  yod 
der  Ansicht  ausgegangen  wurde,  dass  die  fernere  Aasfibnng 
lehenherrlicher  Bechte  eines  Bundesgliedes  über  das  Staats- 
gebiet eines  Anderen  oder  dessen  Theile^)  mit  der  politischen 
Stellung,  in  welche  dieselben  fortan  zu  einander  traten,  unTer- 
einbar  sei,  und  daher  auch  noch  gegenwärtig  von  der  den^ 
sehen  Bundesversammlung  fttr  unstatthaft  geachtet  wird^),  so 
kann  es  zweifelhaft  erscheinen,  ob  hiermit  auch  das  Succes- 
sionsrecht, die  sog.  Folge  des  Herrn  oder  das  Heim- 


0  Das  Gegeiltheil  behauptete:  Wippermann:  Steht  die  Grafsdiaft 
zu  Wal  deck  unter  hessischer  Lehnsherrlichkeit?  Halle  1847. —  Siehe 
aber  dagegen:  Aisberg,  Beitrag  zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  die 
Grafschaft  Wal  deck  unter  hessischer  Lehnsherrlichkeit  stehe?  Kas- 
sel, 1848. 

*)  So  z.  B.  war  früher  Dänemark  ein  deutsches,  Neapel  ein  pftptt- 
liches  Lehen  u.  s.  w.  Siehe  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  I,  21  u.  £ 

3)  Ueber  den  hiervon  wesentlich  verschiedenen  Fall,  wenn  der  Gegen- 
stand der  Lehensverbindung  nur  eine  Standesherrschaft  ist,  welche 
im  Staatsgebiete  eines  Lehensherm  liegt,  der  niemals  Mitglied  des  Rhein- 
bundes war,  siehe  oben  §.  249,  Vn,  bei  Note  12. 

4)  Yergl.  den  in  der  Streitsache  zwischen  Kur  h essen  und  Wal  deck 
ergangenen  Bundesbeschluss  vom  20.  Januar  1848,  Prot  §.  43.  und  die 
demselben  vorangegangenen  Abstimmungen.  Siehe  oben  §.  249,  YH  und 
unten  §.444. 
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fallsrecht,  binweggefallen  sei,  welehes  in  der  Lehensherrlich- 
keit  fllr  den  Fall  liegt,  dass  die  yasallitische  Familie  in  den 
nach  dem  Lebnvertrage  snecessionsberechtigten  Linien  ans- 
8tirbt. 

IV.  Die  Beantwortung  dieser  Frage  muss  verschieden  aus- 
fallen, je  nachdem  die  ehemalige  Lehensherrlichkeit  eines 
Bandesgliedes  über  das  Staatsgebiet  eines  Anderen  oder  dessen 
Theile  dermal  nur  als  zur  Zeit  unwirksam  oder  als  völlig  er  lo  - 
8  eben  zu  erachten  ist,  was  nach  den  im  einzelnen  Falle  obwal- 
tenden Verhältnissen  ermessen  werden  muss.  Aus  dieser  Kttck- 
sicht  hat  auch  die  Bundesversammlung  in  dem  einen  Falle,  in 
welchem  sie  die  UnStatthaftigkeit  der  Ausübung  lehensherrlicher 
Rechte  eines  Bundesgliedes  über  das  Staatsgebiet  eines  An- 
deren bereits  ausgesprochen  hat,  die  „Offenhaltung  wegen 
der  Frage  des  Heimfallsrechtes''  beschlossen,  d.h.  die 
Beschlussfassung  hierüber  auf  so  lange  ausgesetzt,  bis  ein 
praktisches  Bedürfniss  eine  Entscheidung  im  gegebenen  Falle 
nothwendig  machen  wird^). 

§.  260. 

V.   Vorsorge   bei   dem   Mangel   von   Successions- 
berechtigten. 

Sollte  in  einem  deutschen  Staate  der  Fall  eintreten,  dass 
eine  Thronerledigung  wegen  Mangels  von  Snecessionsberech- 
tigten zu  beftlrchten  steht  und  nach  der  Verfassung  des  Lan- 
des auch  nicht  durch  Erbverbrüderung  oder  Testament  des 
letzten  Thronbesitzers  ein  anderes  Fürstenhaus  zur  Regierung 
berufen  werden  darf,  so  ist  von  diesem  durch  Vereinbarung 
mit  den  Landständen  Vorsorge  für  die  Thronfolge  zu  treffen  ^). 
Sollte  dies  durch  Umstände  unmöglich  geworden  sein,  so 
müsste  die  Einleitung  zur  Wiederbesetzung  des  Thrones  von 
der  Bundesversammlung  in  die  Hand  genommen  werden,  da 
es  sich  hier  offenbar  um  eine  für  den  Bund  in  seiner  6e- 
sammtheit  höchst  wichtige  Sache  handeln  würde.    Das  Wahl- 


^)  Yergl.  den  in  Note  4  angeführten  'Bondeebeschluss  v.  20.  Jan.  1848. 
«)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  4.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  18. 
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recht  zum  Behnfe  der  Berufung  einer  neuen  Dynadtie  auf  den 
erledigten  Thron  würde  aber  in  solchem  Falle  der  VolksTer- 
tretung  des  betreffenden  Landes  nicht  bestritten  werden  können^. 

§.  261. 

Von  der  Versorgung   der  nachgebomen  Prinzen. 
Apanagen.    Paragien.   Secundogenituren  *). 

I.  Wo  Primogenitur  eingeführt  und  eben  dadurch  die 
Theilung  des  Landes  unter  die  Söhne  ausgeschlossen  wurde, 
betrachtete  man  schon  zur  Beichszeit  die  sog.  nachgebomen 
Söhne,  d.  h.  alle  übrigen  ausser  dem  Erstgebornen ,  f&r  be- 
rechtigt, eine  Versorgung  zu  beanspruchen ,  welche  auch  auf 
ihre  Descendenz  bis  zu  deren  Erlöschen  vererbte.  Bestand 
diese  Versorgung  in  der  Zuweisung  von  Gütern  oder  Herr- 
schaften, welche  die  Nachgebomen  unter  der  Landeshoheit  des 
Erstgebornen  besassen  und  vererbten,  so  hiess  sie  Faragium; 
bestand  sie  in  einer  Bente,  so  wurde  sie  Apanagium  (Apanage) 
genannt  ^). 

IL  Heut  zu  Tage  sind  besonders  die  Apanagen  in  Ge- 
brauch, doch  finden  sich  in  einigen  Staaten  auch,  noch  Para- 
gien; als  eine  Unterart  der  Apanagen  sind  die  sog.  Secundo- 
geniturenzu  betrachten  ^).  Auch  bestehen  mitunter  besondere 
fideicommissarische  Stiftungen  zu  Gunsten  des  an  Jahren  älte- 
sten Mitgliedes  (Senior)  des  regierenden  Hauses^). 


«)  y.  Dresdh,  Abhandlungen.  München,  1830.  S.  226.  —  Klüber, 
öffenti.  R.,  §.  247,  V. 

<)  Moser, Staatsr.  XIV.  —  Dessen  Familienstaatsrecht  1, 460  u.  f.  — 
Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  38. —Gönner,  Staatsr.,  §.  237.  —  Klüber, 
öffenti.  R.,  §.  250  u.  f.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  23a  —  Weiss, 
Staatsr.  §.  243.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  94. 

«)  lieber  Faragium  s.  Web  er,  Handb.  d.  Lehnr.  HI,  417  u.  f.  —  Veher 
Apanagium  ebendas.  IV,  3  u.  f.  —  In  den  Paragien  hatte  mitunter  der 
Besitzer  eine  beschränkte  Regierungsgewalt  (sog.  Paragia  impropriä) ;  ihre 
Stellung  war  deijenigen  der  jetzigen  Standesherrschaften  ähnlich. 

s)K.  Sachsen,  Hausgesetz  v.  1837,  §.42.  „  .  .  .  (Es)  besteht  eine 
durch  ausdrückliche  Verträge  gegründete,  auf  der  Staatskasse  ruhende  Se- 
cundogenitur  für  die  nachgebome  Descendenz  der  Stifterin.  (§.43.)  Sie 
begreift  eine  aus  der  Staatskasse*  zu  zahlende  Jahresrente  von  85,000  Thlra. 

*)  So  z.  B.  die  oldislebener  Senioratsstiftung,  im  coburg-gothai- 
sehen  Hausgesetz  1855,  §.  72,  73. 
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III.  Die  Grösse  der  Apanagen  wurde  zur  Reicbszeit  nur 
nach  billigem  Ermessen  bestimmt,  welches  Princip  schon 
die  goldene  Bulle  aufstellte  und  wobei  man  sowohl  auf  den 
Ertrag  des  Domänengutes  als  des  eigentlichen  Patrimoniums 
der  Familie,  nach  Abzug  der  Kegierangsunkosten ,  Rücksicht 
nahm  ^).  Daher  hielt  man  auch  bei  Vermehrung  der  Einkünfte 
des  Erstgebornen  Anträge  auf  Vermehrung  der  Apanagen  fUr 
begründet*). 

rV.  Die  Grundsätze  vom  römischen  Pflichttheile  kamen 
hierbei  so  wenig  in  Anwendung,  als  die  von  einer  auf  das 
Nothdttrftige  beschränkten  Alimentationspflicht ''). 

V.  Wo  nicht  von  Alters  her  Paragien  oder  besondere  Fi- 
deicommissstiftungen  bestehen,  oder  wo  die  Domänen  des 
regierenden  Hauses  nicht  ausreichen,  muss  das  Land  subsidiär 
Zur  Bestreitung  der  Apanagen  beitragen;  auch  liegt  die  Ver- 
pflichtung  zu   deren  Leistung  ganz    der  Staatskasse  ob,  wo 


B)  Anrea  Bulla,  cap.  25,  §.  5:  ,,Qai  (primegenitus)  tarnen  apud  alios 
fratres  et  sorores  se  dementem  et  pium  exhibebit  continuo,  juxta  datam 
aibi  a  Deo  gratiam  et  säum  bene  placitum  et  ipsius  patrimonii  facul- 
tates,  divisione,  scissione  seu  dimembratione  Principatus  et  pertinentiarum 
ejus  sibi  modls  omnibus  interdicta."  —  Ganz  in  diesem  Geiste  bestimmt  das 
8.-coburg-gothaische  Hausges.  1855,  §.  112:  „Die  Apanagen,  Susten- 
tationsgelder,  Mitgaben  und  Witthume  sind  aus  dem  Abwurf  des  Domft- 
nengutes  zu  bestreiten." 

^)  Pütt  er,  comm.  de  äugende  apanagio,  auctis  reditibus  primogeniti. 
Jena  1746  und  in  dessen  Sylloge  comm.  jus  priy.  princ.  illustr.  p.  49.  — 
Dessen  prim.  lin.,  §.  46.  —  Kurhessen^  Hausges^  1817,  §.  11:  „Der 
Souverain  kann  die  Apanagen  nach  Befinden,  besonders  bei  einem  wesent- 
lichen und  bedeutenden  Zuwachs  von  Gebiet  vermehren,  in  keinem 
Falle  aber  vermindern."  —  S.-C ob urg- Gotha,  Hausges.  1855,  §.  105: 
„Sofern  künftig  für  das  herzogliehe  Specialhaus  nach  den  Grundsätzen  der 
sächsischen  Hausverfassung  durch  Abgangs-,  Mittellehnschafts-,  An- 
wartungs-  oder  Erbverbrüderungsrecht  ein  neuer  Anfall  an  Land  und  Leu- 
ten und  Domänen  sich  ereignet,  so  tritt  eine  Erhöhung  der  Apanagen 
in  dem  nämlichen  Verhältnisse  ein,  in  welchem'  sich  das  Einkommen 
des  Herzogs  aus  den  Domänen  vermehrt"  Yergl.  Hannover,  Haus- 
gesetz 1836,  cap.  X,  §.  3;  siehe  unten  Note  9. 

^)  Pütter,  prim.  lin.,  §.  42,  43.  —  Bei  den  früher  häufigen  Streitig- 
keiten in  den  reichsständischen  Familien  über  die  Grösse  der  Apanagen 
bezog  man  sich  mitunter  auf  die  unpassende  Analo^^e  von  1.  Feud.  6. 
(„Mutus  feudum  retinere  non  potest  .  .  .  quo  ei  ablato,  si  se  exhibere  non 
valeat,  tantum  ei  relinqui  debet,  unde  se  sustinere  possit") 
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keine  Domänen  vorhanden  oder  völlig  mit  dem  Staatsgnte  ver- 
schmolzen worden  sind  ^).  In  solchen  Fällen  ist  da,  wo  Land- 
stände bestehen,  die  landständiscbe  Bewilligong  im  einzelnen 
Falle,  sowie  auch  za  einer  bleibenden  normalen  ßestimmnng 
der  Grösse  der  Apanagen  und  ähnlicher  Bezüge  erforderlich^). 

VI.  In  den  neueren  Haasgesetzen  sind  die  Apanagen, 
welche  die  Staatskasse  zn  bestreiten  hat,  in  verschiedener 
Weise  bestimmt  worden  ^^).  Mitunter  ist  ausdrücklich  festge- 
setzt, dass  sie  nicht  in  liegenden  Gütern  bestehen,  sondern 
nur  in  Geldrenten  angewiesen  werden  können  ^<).  Nebenein- 
künfte, welche  von  Militär-  oder  anderen  Chargen  oder  ans 
besonderen  Titeln  bezogen  werden,  dürfen  in  die  Apanage 
nicht  eingerechnet  werden  ^^). 

VII.  Nach  gemeinem  Rechte  haben  die  Söhne  des  re- 
gierenden Herrn,  den  Erbprinzen  inbegriffen,  kein  Recht  aof 
eine  Apanage,  so  lange  der  Vater  lebt,  sondern  es  hat  dieser 
von  seinen  Einkünften  denselben  die  nöthigen  Mittel  zum  stan- 
desmässigen  Unterhalt  zu  gewähren.  Wenn  daher  bei  dem 
Aussterben  der  erstgebomen  Linie  ein  bisher  apanagirter  Prinz 
zur  Thronfolge  gerufen  wird,  so  geht  Bein  bisheriger  Anibeil 
an  der  Apanage  nicht  auf  seine  Söhne  über,  sondern  wächst 
den  übrigen  Apanageberechtigten  zu.  Erst  wenn  der  regie- 
rende Herr  stirbt  und  der  Erbprinz  ihm  in  der  Regierung  folgt, 
beginnt  somit  der  Anspruch  der  übrigen  Söhne  auf  eine  Apanage. 
Ob  diese  Apanage  von    dem    zur  Regierung   gelangten  Erb- 


«)  So  z.  B.  in  Bayern,  HauBges.  1819,'Tit  VI,  §.  1  u.  f. 

V)  So  z.  B.  Hannover,  Hausgez.  1836,  cap.  X,  §.  3:  ,J)er  Betnig 
dieser  Renten  (Staatsapanagen)  kann  mit  Zustimmung  der  allgemeinen 
Stände  vermehrt  werden.  Eine  Yerminderang  derselben  findet  nicbt 
statt,  es  sei  denn,  dass  eine  unabwendliche  Landesnoth  ein  Anderes  erfor- 
derte." 

«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  II.  -  Würtemberg,  Hansges.  1828, 
Abschn.  YII.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X.  —  E.  Sachsen, 
Hausges.  1837,  Abschn.  Y.  ~  Baden,  Apanägenges.  v.  21.  Juli  1839, 
§.  1  flg.  —  S.-Coburg*-Gotha,  Hausges.  1855,  Abschn.  YIH. 

**)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  YI,  §.  1.  —  Würtemberg,  Hausr 
ges.  1828,  §.  23.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  3.  — K.  Sach- 
sen, Hausges.  1837,  §.  16.  —  Baden,  Apans^nges.  1839,  §.  12. 

«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  YI,  §.  1.  —  Hannover, 
6,  cap.  X,  §.  9. 
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prinzen  ans  seinen  Einkünften  zu  bestreiten  ist,  oder  ob  dessen 
nunmehr  apanageberechtigte  Brüder  dnreh  ihre  Gonenrrenz  die 
Apanagen  der  übrigen  Apanagirten  schmälern^  hängt  von  den 
Bestimmungen  des  Haasgesetzes  ab.  Im  Zweifel  muss  Ersteres 
angenommen  werden. 

Yin.  Die  neueren  Haus-  und  Apanagengesetze  gewähren 
dagegen  meistens  auch  dem  Erbprinzen  und  den  übrigen 
Söhnen  des  Souverains  schon  bei  dessen  Leben  von  dem  Tage 
ihrer  Volljährigkeit,  oder  von  einem  anderen  (späteren)  Zeit- 
punkte, beziehungsweise  von  der  Begründung  eines  eigenen 
Haushaltes  an,  jährliche  Renten  aus  der  Staatskasse  zum  Be- 
hufe  ihres  Unterhaltes,  theils  auch  unter  dem  Namen  von 
Apanagen,  theils  unter  dem  Namen  von  Sustentationen 
oder  Jahrgeldern,  Deputaten,  oder  auch  ohne  solche 
Bezeichnung,  und  bestimmen  zugleich  ausdrücklich,  von  wel- 
chem Zeitpunkte  an  die  Prinzen  befugt  sind,  sich  zu 
etabliren  ^^). 

IX.  Das  Recht,  eine  Apanage  zu  beziehen,  tritt  ftlr  die 
Descendenten  nachgebomer  Prinzen  bei  dem  Tode  ihres  Vaters 
ein,  sofern  nicht  die  Haus-  oder  Apanagengesetze  ibnen  schon 
früher  selbstständige  Renten  unter  dem  Namen  von  Apanagen 
oder  Sustentationen  anweisen.  Solche  Renten  fallen  wieder 
hinweg,  sowie  die  Prinzen  in  den  Genuss  der  Apanage  ein- 
treten. ^4). 

X.  Die  apanagirten  Prinzen  haben  von  ihrer  Apanage  den 
Unterhalt   ihres  Hauses,    die   Aussteuer    ihrer  TOchter,   die 


<5)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VI,  §.  1—5.  -  Würtemberg, 
Hausges.  1828,  §.  30  u.  f.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X.  §.  10 
a.  f.  —  E.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  19  u.  f.  -r  Baden,  Apanagen« 
gesetz  1839,  §.  1  n.  f.  —  S.-Coburg-6otha,  Hausges.  1855,  §.  98  u.  f. 
—  Die  Bezeichnung  der  von  der  Staatskasse  für  den  Unterhalt  des  Erb- 
prinzen und  der  anderen  Söhne  des  Souverains  bei  dem  Leben  desselben 
zu  zahlenden  Renten  als  Apanagen  ist  ganz  unpassend  und  im  Vergleich 
mit  dem  älteren  Rechte  unrichtig.  Das  Recht,  sich  selbstständig  zu 
etabliren  ist  für  die  Prinzen  meistens  (ohne  Rücksicht  auf  den  etwaigen 
früheren  VolJijährigkeitstermin)  in  den  angeführten  Gesetzen  auf  21  Jahre 
festgesetzt 

««)  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  36,  38.  —  Hannover,  Haus- 
gesetz 1836,  cap.  X,  §.  22  u.  f.  —  Baden,  Apanagenges.  1839,  §.  8  u.  £ 
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Etablirung  und  Versorgung  ihrer  Söhne  und  die  Witthümer  in 
ihrer  Linie  zu  bestreitend^). 

XL  Ist  die  Apanage  ein  ftlr  allemal  für  gewisse  Linien 
des  regierenden  Hauses  festgesetzt,  so  wächst  in  dem  Falle 
des  Abganges  einzelner  Zweige  derselben  der  eröffnete  An- 
theil  der  Apanage  mit  den  darauf  haftenden  Lasten  des  Witt 
thums,  des  Unterhaltes  und  der  Aussteuer  der  Prinzessinnen 
den  tibrigen  Zweigen  der  Linie  zu^<^).  Eine  (letztwillige)  Dis- 
position über  die  -Apanage  steht  keinem  Apanagirten,  selbst 
nicht  in  seiner  Linie,  zu^^). 

XIL  Meistens  ist  das  Becht,.  eine  Apanage,  Sustentation 
u.  dergl.  zu  beziehen,  durch  Abstammung  aus  einer  hausgesetz- 
massigen,  ebenbürtigen,  mit  Bewilligung  des  Souverains  ein- 
gegangenen Ehe  und,  sofern  die  Apanage  mit  der  Etablimng 
zusammenhängt,  durch  Eingehung  einer  solchen  Ehe  bedingt'^); 
auch  müssen  diese  Benten  regelmässig  im  Lande  verzehrt 
werden,  und  ist  der  längere  Aufenthalt  ausser  Landes  mit  Zu- 
rückhaltung, nach  Umständen  auch  mit  (theilweisem)  Verluste 
der  Apanagen  bedroht  ^^). 

XIII.  Mitunter  sind  Apanagen  oder  Sustentationen  in  der 
Art  privUegirt,  dass  sie  ganz  oder  zu  einem  bestimmten  Theile 
keiner  Beschlagnahme  zu  Gunsten  von  Gläubigem  unterworfen 
sind  20). 


«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VI,  §.6,  Absatz  1.  —  Würtem- 
berg,  Hausges.  1828,  §.  26.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  8, 
17  u.  f.  —  Baden,  Apanagengesetz  1839,  §.  12,  a  linea  3.  —  S.-Cobarg- 
Gotha,  Hausges.  1855,  §.  101. 

w)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  6,  Absatz  2.  —  Hannover, 
Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  20.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  29,  30. 

17)  Nur  mit  specieller  Erlaubniss  des  Königs  gestattet  eine  solche  Dis- 
position; Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VIII,  §.  6. 

*»)  Siehe  oben  §.  ^17,  Note  6.  —  Vergl.  auch  Baden,  Apanagengesetz 
1839,  §.  11. 

«)  Siehe  oben  §.  216,  Note  7.  —  Würtemberg,  Hausgesetz  1828, 
§.  24. —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  6.  —  K.  Sachsen,  Hans- 
gesetz  1837,  §.  17.  —  Baden,  Apanagenges.  1839,  §.  13. 

90)  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  25.—  Hannover,  Hausgesetz 
183G,  cap.  X,  §.  7.  -  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  18.  —  Baden, 
Apanagenges.  1839,  §.  14. 
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§.  262. 

Versorgung  der  Prinzessinnen.  Aussteuer.  Erbverzichte. 
Witthümer  der  Gemahlinnen  der  Prinzen*). 

I.  So  lange  die  Prinzessmiien  nnverheirathet  sind,  mnss 
fUr  ihren  standesmässigen  Unterhalt  gesorgt  werden.  Diese 
Sorge  liegt  gemeinrechtlich  dem  Sonverain  während  seines 
Lebens  in  Bezug  auf  seine  Töchter  nnd  den  Prinzen  des 
Hauses  für  ihre  weibliche  Descendenz  ob,  und  ist  von  dem 
Ersteren  aus  seinen  Einkünften  resp.  aus  der  Givilliste;  wo 
eine  solche  besteht,  zu  bestreiten,  sofern  nicht  durch  Haus-  oder 
Apanagengesetze  der  Staatskasse  eine  Verpflichtung  zur  Lei- 
stung bestimmter  Summen  als  Sustentation  für  die  Töchter 
auferlegt  ist^).  Die  nachgebomen  Prinzen  haben  aber  die 
Sustentation  ihrer  Töchter  aus  ihren  Apanagen  zu  bestreiten  ^), 
sofern  nicht  mit  den  Ständen  des'shalb  eme  andere  Verein- 
barung getroffen  worden  ist. 

n.  Nach  dem  Ableben  des  Souverains  geht  die  Verbind- 
lichkeit, für  den  standesmässigen  Unterhalt  von  dessen  hinter- 
bliebenen  Prinzessinnen-Töchtern  zu  sorgen,  auf  den  Nachfolger 
in  der  Regierung  Uber^).  Die  neueren  Haus-  und  Apanagen- 
gesetze pflegen  auch  für  diesen  Fall  den  Töchtern  Renten 
(Apanagen)  aus  der  Staatskasse  zu  bestimmen,  die  zum  Theile 
danach  yerschieden  sind,  je  nachdem  die  Prinzessinnen-Töchter 
bei  der  vermttweten  Gemahlin  verbleiben,  oder  sich  selbst- 
ständig etabliren,  d.  h.  ein. eigenes  Haus  bilden^),  wozu  sie 
mit  der  Erreichung  eines  gewissen  Alters  für  befugt  erklärt 
werden  *). 


*)  Moser,  Staatsr.  XXH,  281  ii.  f.  —  Dessen  Faiiiil.-Staatsr.  ü,  837, 

t)  Bayern,  Hausges.  v.  1819,  Tit  VI,  §.  8.  —  Würtemberg, 
Hausges.  1828,  §.  44.  -  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  16  u.  f.  — 
K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  32  u.  f.  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausges. 
1865,  §.  107. 

8)  Siehe  §.  261,  X. 

«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VI,  §.  9. 

8)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  10.  —  Vergl.  Würtemberg, 
Hausges.  1828,  §.  44.  —  K  Sachsen,  Hansges.  1837,  §.  33,  34.  —  S.-Co- 
burg-Gotha, Hausges.  1855,  §.  107. 

«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VI,  §.  9,  a  Hnea  2:  „Ohne  besondere 
Gründe  ksuin  aber,  sobald  die  Prinzessin  das  25.  Jahr  zurückgelegt  hat. 
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m.  Bei  der  VerheirathüDg  gebührte  schon  nach  dem 
älteren  Bechte  den  Prinzessinnen  eine  Mitgabe  oder  Aosstener, 
sog.  Abfertigung,  Ausfertigung,  Abfindung'),  welche 
von  dem  Landesherm  aus  seinen  Einktinften  bestritten  wurde*); 
bei  Unzulänglichkeit  der  Domänenemkttnfte  wurden  schon 
frühzeitig  Beisteuern  von  dem  Lande*  zu  diesem  Zwecke  erho- 
ben, sog.  Fräulein-Steuern  oder  Prinzessinnen-Steuern^). 
In  den  neueren  Haus-  und  Apanagengesetzen  sind  bestimmte 
Summen  ausgesetzt,  welche  bei  der  Verheirathung  der  Prin- 
zessinnen  als  einmalige  Totalabfindung  von  der  Staats- 
kasse zu  bezahlen  sind^^).  Töchter  apanagirter  Prinzen  haben 
aber  aus  der  Staatskasjse  nur  dann  eine  Aussteuer  zu  fordern, 
wenn  eine  solche  in  den  partikulären  Haus-  oder  Apanagen- 
gesetzen begrtlndet  ist^^). 


derselben  die  Bestellung  eines  eigenen  Ilauses  nicht  verweigert  werden.**  — 
Baden,  Apanagenges.  1839,  §.6.  „  . . .  nach  dem  zurückgelegten  2L  Jahre.*- 

7)  Moser,  Staatsr.  XX,  129  u.  f.,  190  u.  f. 

8)  Vergl.  Moser,  badisches  Staatsr.  S.  63—66. 

9)  Meine  deut.  R.-Gesch.  Thl.  ü,  3.  Anfl.  1858,  §.  54,  N.  la  — 
Moser,  Staatsr.  XX,  129,  176  u.  f. 

*o)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  11:  „Für  jede  Prinzessin  ans 
der  k.  Hauptlinie  ist  bei  ihrer  Vermählung  zur  Aussteuer  und  Total- 
abfindung  ein  Beitrag  von  100,000  fl.  festgesetzt.**  —  Die  gleiche  Simmie 
bestimmt  für  Töchter  des  Königs  als  Mitgabe  ans  der  Staatskasse: 
Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.49;  für  die  £nkelinnen  desselben  (§.50) 
40,000  fl.  —  Nach  dem  hannover.  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  29  erhält 
dne  Tochter  des  Königs  als  Mitgift  50,000  Kthlr.  in  Golde;  eine  En- 
kelin desselben  20,000  Rthlr.  in  Golde  aus  der  Staatskasse;  nach  dem 
k.  Sachs.  Hausges.  1837,  §.  35,  erhält  jede  Prinzessin  aus  der  k.  Haupt- 
linie (Tochter  des  Königs  oder  Kronprinzen)  zur  Aussteuer  und 
völligen  Abfindung  50,000  Thlr.  —  (Von  Baden,  s.  Note  11.)  —  S.-Co- 
burg- Gotha,  Hausges.  1855,  §.  109:  „Die  Töchter  des  Herzogs  eiiuüten 
bei  ihrer  Vermählung  eine  Mitgabe  von  20,000  fl.  rheinisch.'^  —  Baden, 
Apanagenges.  1839,  §.  19:  „Die  Mitgabe  und  Ausstattung  (siehe  Note  11) 
erschöpft  alles,  was  eine  Prinzessin  für  sich  und  ihre  Nachkommen  bis 
zum  Aussterben  des  grossh.  Mannsstammes  an  das  Domanial-  and  andere 
Fideiconunissvermögen,  so  wie  an  den  Staat  zu  fordern  berechtigt  ist  Ins- 
besondere kann  eine  Prinzessin,  wenn  sie  sich  zum  zweitenmale  vennhh, 
keine  neue  Mitgabe  oder  Ausfertigung  verlangen."  Letzteres  bestimmt  auch 
ausdrücklich  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  31,  a  üi^ea  2. 

«)  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  51:  „Die  Töchter  des  Kron- 
prinzen erhalten  bei  ihrer  Vermählung  eine  Mitgabe  von  80,000  fl.  Ver- 
lieren aber  solche  Töchter  ihren  Vater  als  Kronprinzen  ror  ihrer  Vermäh- 


§.  262.  Yersorgong  de^  Prinzessiimeii.  739 

IV.  Bei  der  Verheirathnng  der  Prinzessinnen ^^  ist 
auch  meistens  die  Ansstellang  von  Erb  verzichten  bezüglich 
der  Thronfolge  und  des  damit  etwa  verbundenen  Hausfidei- 
commisses  in  Uebung  geblieben  ^  obschon  durch  diese  nichts 
weiter  anerkannt  wird,  als  was  sich  nach  der  dermaligen  Ver- 
fassung von  selbst  versteht*^),  daher  auch,  wenn  etwa 
ein  solcher  Erbverzicht  bei  der  Verheirathnng  unterblieben 
wäre,  die  Prinzessin  nichts  desto  weniger  fUr  verzichtet  ge- 
achtet wird*^). 

V.  Wittwen  apanagirter  Prinzen  (einschlüssig  der  Wittwe 
eines  Erbprinzen)  haben  nur  dann  einen  Anspruch  auf  eine 
als  Witthum  von  der  Staatskasse  zu  zahlende  Beute,  wenn 


lung,  80  werden  sie  den  übrigen  £nkelinnen  des  Königs  gleichgestellt  und 
erhalten  eine  Mitgabe  von  40,000  fl.  (§.  52).  Die  übrigen  Prinzessinnen 
des  k.  Hauses  erhalten  eine  Mitgabe  von  30,000  fl."  —  Aehnliche  Bestim-  ^ 
mungen  enthalt  das  hannoversche  Hausges.  1836,  cäp.  X,  §.  29,  30; 
sodann  weiter  §.  31:  „Die  Mitgift  verbleibt  der  Prinzessin  auch  nach  Anf- 
hebang  der  £be  und  geht  mit  ihr  in  eine  zweite  Ehe  über;  sie  vererbt 
nach  ihrem  Tode  auf  ihre  Descendenz  .  .  .  Wenn  die  Mitgift  bei  kinder- 
loser Ehe  nach  den  Bedingungen  des  Ehevertrags  zurückfallt,  so  fallt  sie 
der  Staatskasse  anheim."  -*  Nach  dem  k.  sächs.  Hausges.  1837,  §.  35, 
erhält  jede  Prinzessin  aus  der  Nebenlinie  zur  Aussteuer  und  völligen  Ab- 
findung 20,000  Thlr.  aus  der  Staatskasse.  —  Baden,  Apanagenges.  1839, 
§.  16.:  „Zur  Mitgabe  empföngt  jede  Prinzessin,  Tochter  eines  Grossherzogs» 
wenn  sie  sich  mit  Einwilligung  des  Grossherzogs  standesmässig  vermählt, 
40,000  fl.;  jede  andere  Prinzessin  des  grossh.  Hauses  in  gleichem  Falle 
25,000  fl.  (§.  17).  Behufs  ihrer  standesmässigen  Ausstattang  werden  nebst- 
dem  jeder  Prinzessin,  Tochter  eines  Grossberzogs  15,000  fl.;  einer  jeden 
anderen  Prinzessin  des  grossh.  Hauses  10,000  fl.  entrichtet 

*s)  Im  XV.  u.  XVL  Jahrhunderte  liess  man  die  Prinzessinnen  mitunter 
schon  bei  erreichtem  12.  Jahre  auf  alle  Ansprache  verzichten,  mit  Ausnahme 
ihrer  Aussteuer,  so  z.  B.  in  Baden.  —  Moser,  bad.  Staatsr.  S.  66  u.  f. 
^  Aehnlich  bestimmt  das  hannoverische  Hausges.  1836,  cap.  lY,  §.  6: 
„Die  Prinzessinnen  des  Hauses  haben  nach  vollendetem  16.  Jahre  und 
jedenfalls  vor  ihrer  Vermählung  Yerzichtsurkunden  auszustellen,  in  wel- 
chen sie  ftir  sich  und  ihre  Erben  der  Staats succession  bis  auf  den 
ledigen  Anfall  entsagen,  nicht  minder  erklären,  dass  sie  fllr  sich  und  ihre 
Erben  in  Hinsicht  auf  Privaterbsc  hu  ft  einMehreres  nicht  in  Ansprach 
nehmen,  als  ihnen  dieses  Hausgesetz  ausdrücklich  zuspricht." 

*»)  Siehe  oben  §.  253  Note  5,  Moser,  FamU.-Staatsr.  I,  747  u.  f. 

M)  Audrücklich  erklärt  dies:  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  V,  §.  8, 
a  linea  2;  übereinsümmt:  E.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  15.  —  Han- 
nover, Hausges.  Cap.  IV,  §.  6.  (s.  Note  12). 
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dieser  in  der  Haus-  und  Äpanagengesetzgebnng  aüsdiU^^Kcb 
begründet  iflt*^). 

§.  263. 

Sonderung  der  Staats-  imd  Frivatyejlassenschaft^). 

I.  Die  Sonderang  der  Staats-  and  Privatverlassenschaft 
pflegte  znr  Reiehszeit  nicht  selten  grosse  Schwierigkeiten  zu 
veranlassen,  da  überhaupt  das  Staats-'  nnd  Familieneigenthnm 
häufig  nicht  wohl  zu  unterscheiden  war,  indem  viele  Grebiete 
nicht  geschlossen  {territoria  non  clauea)  waren,  auch  die  regie- 
rende Familie  selbst  einzelne  Landestheile,  Güter  u.  dergl.  aus 
sehr  verschiedenen  Bechtstiteln  und  mit  verschiedenen  Befug- 
nissen besass. 

n.  Am  Wichtigsten  war  der  Fall,  wenn  der  Mannsstamm 
ganz  oder  in  einer  Speciallinie  ausstarb.  Hier  war  darauf 
«Bücksicht  zu  nehmen,  1)  ob  und  welche  Landestheile  und 
Güter  lehn  bar  waren,  und  2)  ob  und  welche  allodialen  Lan- 
destheile und  Güter  etwa  in  einem  Haus-Fideicommissver- 
bande  begriffen  waren. 

m.  In  ersterer  Beziehung  brachte  man  die  gemeinrecht- 
lichen Grundsätze  über  die  Sonderung  des  AUodes  vom  Lehen 
zur  Anwendung^;  in  letzterer  Beziehung  unterschied  man,  ob 
der  Fideicommissverband  nur  innerhalb  der  im  Mannsstamme 


^)  Solche  Bestimmungen  enthalten:  Würtemberg,  Haosges.  18^ 
§.  56  u.  f.  —  Baden,  Apanagenge».  1839,  §.  21  n.  f.  —  HannoTer, 
Hausges.  1836,  Cap.  X,  §.  36:  „Jede  andere  Wittwe  des  Hauses  (waaser 
einer  verwittweten  Königin  und  Kronprinzessin)  bezieht  ihr  Witthom  aas 
ihrem  Eingebrachten  und  dem  Privatvermögen  ihres  Gemahls.  Ausserdem 
steht  ihr  der  Genuss  der  Hälfte  der  Apanagen  ihrer  leiblichen  Kinder  zn, 
so  lange  diese  mindeijährig  sind.  Insofern  diese  Einkünfte  nicht  ausreichen, 
tritt  die  im  cap.  YH,  §.  135,  des  Staatsgmndgesetzes  gegebene  Bestim- 
mung ein.'*  ^ 

0  Moser,  Staatsr.  XV,  282  u.  f.,  XYI,  60  u.  f.  —  Dessen  p»sönL 
Staatsr.  I,  532  u.  f.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)r  §•  ^*  --  Gönner. 
Staatsr.  §.  239.  —  Klüber,  öffentl.  R.,  §.  243,  335,  339  u.  f.  —  Mau- 
renbrecher,  Staatsr.  §.  237.  —  Weiss,  Staatsr.,  §.  265.  —  H.  A.Zacha- 
riae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  75.  —J.  Held,  System  des  Yezf.-Bechts,  Bd.  a 
(1857),  S.  212.  —  Posse,  über  die  Sonderung  seichsst&ndischer  Staats-  u. 
PriTatyerlassenschaft.  Göttingen  1790. 

«)  Vergl.  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  IV,  663  u.  f 
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erloschenen  SpeciaHinie,  oder  ob  er  zu  Gunsten  des  Gesammt- 
hanses  nnd  der  Erbverbrttderten  bestand.  In  jenem  Falle  fielen 
die  nunmehr  von  dem  Fideicommissverbande  befreiten  Landes- 
theile  oder  Güter,  wie  namentlich  die  Domänen,  den  Allodial- 
erben  zu,  wogegen  dieselben  im  zweiten  Falle  durch  die  nun- 
mehr berufenen  anderen  Speciallinien  des  Hauses  oder  die 
Erbverbrüderten  ausgeschlossen  waren. 

IV.  In  allen  Fällen  erschien  der  Staatssuccessor  als  Vin- 
dikant,  er  mochte  die  Lehenqualität  oder  die  Fideicommiss- 
qualität  eines  Landestheiles  oder  der  Domänen  behaupten,  und 
lag  ihm  daher  die  Beweislast  gegen  die  Allodialerben  ob. 

V.  Im  Allgemeinen  sprach  man  den  Allodialerben  den 
ganzen  beweglichen  Nachlass^),  mit  Einschluss  des  Haus- 
schmuckes u.  s.  w.  zu,  sofern  nicht  eine  weiter  wirkende  Haus- 
fideicommisseigenschaft  desselben  erweislich  war;  desgleichen 
sogar  den  Ueberschuss  der  Kammereinkünfte,  indem  man  hier 
die  Grundsätze  von  den  Rechten  des  Erben  eines  Usufructuars 
zur  analogen  Anwendung  brachte. 

VI.  Heut  zu  Tage,  wo  die  Staatsgebiete  durchaus  ge- 
schlossene sind  und  die  Begelung  des  Staatshaushaltes  schon 
längst  überall  eine  feste  Bestimmung  des  Staatseigenthums 
nothwendig  gemacht  hat,  und  dasselbe  daher  nicht  leicht  mehr 
vermischt  mit  dem  Privateigenthume  des  regierenden  Hauses, 
sowohl  in  seiner  Gesammtheit  als  bezüglich  seiner  einzelnen 
Mitglieder,  einschlüssig  des  Souverains,  angetroffen  wird,  wer- 
den an  sich  nicht  leicht  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  die 
Scheidung  der  sog.  Staatsverlassenschaft  und  der  Privatver- 
lassenschaft  des  Souverains  oder  anderer  Mitglieder  des  regie- 
renden Hauses  entstehen  können,  mit  Ausnahme  des  Falles, 
dass  in  einem  Staate  die  Scheidung  der  Domänen  des  regie- 
renden Hauses  und  des  Staatsgutes  zu  der  Zeit  noch  nicht 
vollständig  erfolgt  sein  würde,  wo  der  regierungsfähige  Stamm 
erlöschen  sollte.  In  diesem  Falle  müssen  auch  gegenwärtig 
noch  die  zur  Reichszeit  giltigen  Grundsätze  als  die  geltenden 
betrachtet  werden,  d.  h.  es  kann  von  Gütern,  die  an  sich  im 
Privateigenthume  sein  können,  die  Eigenschaft  als  Staats- 
eigenthum  nicht  weiter  angenommen  werden,  als  dieselbe  ent- 
weder gesetzlich  bestimmt  oder  sonst  erweislich  ist. 

«)  VergL.auch  Ptttter,  prim.  lin.  §.  57. 
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Vn.  Als  allgemeiner  leitender  Grundsatz  ist  anerkannt, 
dasB  alles  dasjenige,  was  von  dem  verstorbenen  Sonverain  ans 
Staatsmitteln  und  ans  Rticksicht  auf  den  Staat,  d.  h.  in  der 
Absicht,  dass  es  dem  Staate  erworben  sein  soUe,  gleichviel  ob 
aus  Staats-  oder  privatrechtlichen  Titeln  erworben  wurde,  ak 
Staatseigenthum  zu  betrachten  ist,  dagegen  aber  alles  Vermö- 
gen als  Privatvermögen  des  Souverains  (sog.  Schatullgut) 
und  daher  auch  als  Theil  seiner  Privatverlassenschaft  zu  be- 
trachten ist,  was  der  Souverain  vor  der  Gelangung  zum  Throne 
bereits  besessen  hat,  sowie  was  der  Souverain  mit  diesem  Ver- 
mögen oder  sonst  aus  Privatmitteln,  beziehungsweise  aus  Er- 
sparnissen aus  den  seiner  freien  Verfügung  unterstellten  Renten 
und  Einkünften  oder  aus  Privatrechtstiteln  und  ohne  Absicht 
der  Erwerbung  ftlr  den  Staat  angeschafil  hat  und  von  ihm 
nicht  ausdrücklich  dem  Staatsvermögen  einverleibt  worden  ist*), 

Vin.  Nicht  minder  muss  auch  die  Unterscheidung  von 
hausfideicommissarischem  Vermögen  (auch  sog.  Hausallo- 
dium)  als  fortwirkend  betrachtet  werden,  wo  dergleichen 
Stiftungen  bestehen ,  und  ist  dies  daher  ebenfalls  nicht  der 
Privatverlassenschaft  des  Souverains  zuzuzählen,  so  lange  ein 
regierungsfähiger  Stamm  vorhanden,  ist^). 


*)  In  dieser  Weise  ist  der  Unterschied  von  Staatsgut  u.  Privatvermögen 
des  Souverains  bestimmt  in:  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  Vni,  §-  1.  — 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  2. —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  XL 
§.  3.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  55,  57.  —  S.-Coburg-Gotha, 
Hausges.  1855, §.  79.  —  Das  k.  hannoverische  Hausges.  a.  a.  O.  entiiäh 
(a  linea  2)  noch  die  besondere  Bestimmung:  „Beim  Ableben  des  Königs 
viH  der  Betrag  der  cap.. VII,  §.  125  des  Staatsgrundgesetzes  för  den  Un- 
terhalt des  Königs  und  der  k.  Familie  jährlich  ausgesetzten  Kapital  -  und 
Grundrenten,  vom  Anfange  des  Jahres  bis  zum  Todestage  gezählt,  zu  der 
k.  PrivatrErbschaffc  gerechnet,  jedoch  nach  Abzug  der  bis  zu  diesem  Zdt- 
punkte  zu  berechnenden,  laut  §.  130  desselben  Kapitels  auf  der  Kroudo- 
tation  ruhenden  Verbindlichkeiten/' 

»)  Bayern,  Haukes.  1819,  Tit.  VTH,  §.  1.  —  Hannover,  Haukes. 
1836,  cap.  XI,  §.  3,  cap.  XH,  §.  2,  3.  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausges. 
1855|,  §.  69,  71. 
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§.  264. 

Von   der   Erbfolge  in    das   Privatvermögen   der  Mit- 
glieder des  regierenden  Hauses. 

I.  Zur  Reichszeit  galten  flir  die  Erbfolge  in  das  Priya^ 
vermögen  der  Mitglieder  reichsständischer  Häuser  die  Grund- 
sätze des  gemeinen  Civilrechts.  Es  konnte  daher  der  Erblasser 
darüber  testamentarisch  verftigen,  musste  aber  in  dißsem  Falle 
seine  letztwillige  Verfügung  sowohl  der  Form,  als  dem  Inhalte 
nach  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechtes  gemäss  einrichten, 
also  auch  die  Notherben  gehörig  einsetzen  oder  enterben,  und 
umgekehrt  waren  diese  befugt,  ihre  Pflichttheilsrechte  geltend 
zu  machen.  Auch  ein  regierender  Landesherr  durfte  sich  nicht 
über  die  Beobachtung  dieser  Vorschriften  des  gemeinen  Rechtes 
hinwegsetzen,  da  die  Landeshoheit  wesentlich  von  einer  vollen 
Souverainetät  verschieden  war  *).  In  Ermangelung  einer  rechts- 
beständigen Verfügung  über  die  Privatverlassenschaft  trat  die 
Intestaterbfolge  des  gemeinen  Rechtes  ein.  Die  Erben  durften 
sich,  wie  bei  jeder  anderen  Privaterbschaft,  der  gesetzlichen 
Rechtswohlthaten  bei  der  Erbschaftsantretung  (beneficium  inven- 
tarii  u.  s.  w.)  bedienen,  um  sich  vor  den  Nachtheilen  der  Er- 
werbung einer  tiberschuldeten  Erbschaft  zu  bewahren^). 

n.  Diese  Grundsätze  sind  in  Bezug  auf  die  Mitglieder 
eines  souverainen  Hauses,  abgesehen  vom  regierenden  Herrn, 
noch  heut  zu  Tage  durchaus  praktisch^),  sofern  ihnen  nicht 
ein  Hausgesetz  eine  völlig  freie  Verfügung  gestattet*). 


4)  Siehe  oben  §.  254. 

s)  Moser,  persönl.  Staatsr.  n,  588  u.  f. 

5)  Ausdrücklich  bestimmt  in:  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  Vni,  §.  5: 
„Die  übrigen  Glieder  des  k.  Hauses  (ausser  dem  Könige)  sind  bei  Dispo- 
sitionen über  ihr  Privatvermögen  an  die  Beobachtung  der  bürgerlichen  Ge- 
setze gehalten,  nach  welchen  auch  die  Erbfolge  in  dasselbe  bestimmt  wird." 
—  Uebereinstimmen:  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  65.  —  K.  Sach- 
sen, Hausges.  1837,  §.  59. 

^)  Dies  thut  das  hannoverische  Hausges.  1836,  cap.  XI,  §.  5:  „Die 
MitgUeder  des  k.  Hauses  haben  freie  Verfügung  über  ihr  Privatvermögen, 
insofern  sie  nicht  in  Absicht  ihres  Erbvermögens  durch  besondere  Familien- 
Meicommisse  beschränkt  sind.  Insofern  sie  nicht  disponirt  haben,  kommen 
die  Landesgesetze  bei  der  Vererbung  in  Anwendung." 
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in.  In  Bezug  anf  die  Privatverlassenschaft  d^  regieren- 
den Herren  muss  dagegen  in  Folge  ihrer  nunmehrigen  Soa- 
verainetät  als  gemeingiltiger  Grundsatz  anerkannt  werd^, 
dass  dieselben  nicht  mehr  an  die  Vorschriften  des  gemeinen 
Civilrechts,  weder  in  Bezug  auf  die  Form  noch  auf  den  Inhalt 
der  letztwUligen  Verfügungen  über  ihren  Privatnachlass  gebun- 
den sind,  also  auch  dieselben  von  Notherben  weder  wegen 
unförmlicher' Enterbung  oder  Uebergehung  angefochten,  noch 
auch  Ergänzungen  des  Pflichttheils  verlangt  werden  können  % 
sofern  nicht  eine  besondere  hausgesetzliche  Bestimmung  den 
Souyerain  «zur  Beobachtung  der  civilrechtiichen  Vorschriften 
oder  eines  Theiles  derselben  verpflichtet^). 

rV.  Auch  finden  sich  in  den  neueren  Hausgesetzen  einige 
eigenthtimliche  Bestimmungen,  indem  entweder  1)  die  Intestat- 
erbfolge überhaupt  nur  bewegliches  Vermögen  begreifen  kann^) 
und  die  Prinzessinnen  auch  von  dieser  Intestaterbfolge  in  das 
bewegliche  Privatvermögen  des  Souverains  und  des  Hanns- 
stammes überhaupt,  so  lange  letzterer  blüht,  ganz  ausgeschlos- 


*)  Die  ünbeschrÄnktheit  des  Souveraina  bezüglich  der  letztwilligen  Ver- 
fügungen über  sein  Privatvennögen  wurde  von  jeher  aus  dem  Begriffe  der 
Souverainetät  abgeleitet  Vergl.  Hugo-Grotius,  de  Jure  B.  et  P.  L.  IL 
cap.  Vn,  §.  X,  XI,  XXV.  —  Vergl.  auch  L.  31.  Dig.  de  leg.  (1.  a.)  „IV»- 
CQW  legibus  solutus  est."  —  Ausdrücklich  sagt  dies:  Bayern,  Hausges. 
1819,  Tit  Vni,  §.  2:  „Der  Monarch  ist  in  seiner  Disposition  an  die  Vor- 
schriften des  bürgerlichen  Rechtes  nicht  gebunden."  ~  üebereinstmimen: 
Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  XI,  §.  1.  —  K.  Sachsen,  Hansgesetz 
1837,  §.  58. 

«)  So  z.  B.  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.  80:  „üeber  sdn 
Privatvermögen  kann  der  Herzog  unter  Lebenden  und  auf  den  Todesfiül 
verfügen:  er  ist  bei  letztwilligen  Verfügungen  sowohl  hinsichtlich  der  Form, 
als  des  Inhalts  an  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes  gebunden; 
indessen  finden  die  Bestimmungen  über  das  Recht  der  Notherben  und 
der  falcidi sehen  Quart  keine  Anwendung  auf  das  Testament  des  Her- 
zogs. Der  Herzog  kann  weder  ein  testamentum  principi  obkUutn,  noch  ein 
testamefntum  müitis  errichten." 

7)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  HI,  §.  1,  a  linea  2:  „Auch  alle  neue  Er- 
werbungen aus  Privattiteln,  an  unbeweglichen  Gütern,  sie  mögen  Inder 
Haupt-  oder  Nebenlinie  geschehen,  wenn  der  erste  Erwerber 
während  seines  Lebens  nicht  darüber  verfügt  hat,  kommen  in 
den  Erbgang  des  Mannsstanunes  und  werden  als  der  Gesammtmasse 
^d.  h.  der  Staatsverlassenschaft)  einverleibt  angesehen."  —  VergL 

etz  V.  9.  März  1828,  das  Staatsgut  betrefifeiid. 
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gen  werden^),  oder  2)  Überhaupt  gar  keine  Intestaterbfolge 
(weder  der  Söhne  noch  der  Töchter)  des  Soaverains  eintreten 
kann,  weil  jene  Bestandtheile  des  beweglichen  nnd  unbeweg- 
lichen Privatvermögens,  tiber  welche  der  Sourerain  nicht  unter 
Lebenden  oder  von  Todeswegen  verfligt  hat,  krait  aus- 
drücklicher gesetzlicher  Bestimmung  ohne  Weiteres  (ipso  jure) 
als  vereinigt  mit  dem  Hausfideicommiss  oder  Hausallo- 
dium betrachtet  und  nur  mit  diesem  vererbt  werden^). 

§.  265. 

Regierungsantritt)^). 

I.  Schon  zur  Reichszeit  erkannte  man  es  als  gemeinrecht- 
lichen Grundsatz  an,  dass  die  Regierung  unmittelbar  (ipso  jure) 
mit  dem  Anfalle  der  Succession  an  den  Nachfolger  übergeht 
und  dieser  sofort  befugt  ist,  alle  Regierungshandlungen  vorzu- 
nehmen 2).  Der  neue  Landesherr  pflegte  seinen  Regierungs- 
antritt durch  Patente  im  Lande  bekannt  zu  machen,  und  von 
seinen  Unterthanen  und  Dienern  eine  förmliche  Huldigung  zu 
verlangen,  dagegen  aber  die  Landesgrundverfassung  zu  be- 
stätigen und  besondere  Reversalen  hierüber  zu  ertheilen^). 


•)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  V,  §.3:  „Die  Prinzessinnen  sind  nicht 
nur  von  der  Regierungsnachfolge,  sondern  auch  von  der  Intestaterb- 
folge alles  beweglichen  Vermögens  des  Mannsstammes,  sowohl  in 
der  Hauptlinie  als  in  den  Nebenlinien  ausgeschlossen,  so  lange  noch  männ- 
liche Sprossen  im  k.  Hause  vorhanden  sind/'  Yergl.  ebendaselbst, 
Tit.  Vin,  §.  3. 

»)  So  bestimmt  in  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  XI,  §.  1.  —  S.-Co- 
burg- Gotha,  Hausges.  1855,  §.  81.  —  Dasselbe  bestimmt  das  k.  sächs, 
Hausges.  1837,  §.  56  hinsichtlich  jenes  Privat-Vermögens,  welches  der  König 
schon  vor  der  Thronbesteigung  bereits  besessen  hat  Hinsichtlich  jenes 
Vermögens,  welches  der  König  erst  während  seiner  Regierung  aus  irgend 
einem  Privatrechtstitel  erwirbt,  steht  ihm  sogar  nur  eine  Verfügung  unter 
Lebenden  zu.    Ebendas.  §.  57. 

*)  Moser,  Staatsr.  XVUI,  471  u.  f.  —  Dessen  persönl.  Staatsr. 
Tbl.  n,  1  u.  f.  —  Lei  st,  Staatsr.  (2.  Afifl.)  §.  47.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  243. 
—  Weiss,  Staatsr.  §.  248.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.), 
I,  §.  79. 

«)  Siehe  oben  §.  248.  VH. 

')  Vergl.  auch  Ickstadt,  vindiciae  potestatis  territorialis  adversus 
capitulationum  compactatonim  et  litterarum  reversalium  abusus.  Monachii, 
1795  (in  opusc.) 
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n.  Anch  heut  zu  Tage  sind  diese  Grandsätze  noch  als  die 
gemeinrechtlichen  zu  betrachten.    * 

ni.  Nach  einigen  Verfassangsoricnnden  hat  der  SonTerain 
bei  dem  Begieningsantritte  in  vorgeschriebener  Förmlichkeit 
zu  schwören,  oder  eidlich  in  einem  Patente  zu  versich^n« 
dass  er  nach  der  Verfassung  nnd  den  Gesetzen  des  Landes 
gemäss  regieren  werde  ^);  in  anderen  VerfassangsorknndeD 
wird  eine  gleiche  Zusicherang  vom  Souverain  in  einer  Ur- 
kunde bei  seinem  landesherrlichen  Worte  ^)  ertheilt  Nach 
anderen  Verfassnngsurkunden  soll  die  allgemeine  Landeshnidh 
gung  oder  Huldigung  der  Landstände  erst  nach  solcher  Zu- 
sicherung des  Souverains  stattfinden^). 

lY.  In  einigen  der  neuesten  Verfassungsurkunden  ist  so- 
gar ausgesprochen,  dass  der  neue  Souverain  nur  erst  von  dem 
Augenblicke  an  zur  Ausübung  der  Begierung  berechtigt  sei, 
wo  derselbe  die  Verfassung  in  bestimmter  Förmlichkeit  be- 
schworen haf). 

*)  Persönliche  Eidesleistung  des  Königs  in  einer  feierlichen  Versamra- 
lang  der  Staatsminister,  der  Mitglieder  des  Staatsrathes  und  einer  Deputa- 
tion der  Stände,  wenn  sie  zur  Zeit  versanimelt  sind,  schreibt  tdf: 
Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  X,  §.  1;  eidliche  Gelöbniss  in  Gegenwart 
der  vereinigten  Kammern:  Preussen,  V.-ü.  1850,  art  54;  eidliche  Zu- 
sicherung in  Patent:  Oldenburg,  rev.  Staatsgrundges.  1852,  art.  197.  — 
S..Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  157.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  17. 

5)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  10.  — Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1^\ 
§.  106.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  138.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  183L 
§.  266.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  4.  -^  UannoTcr,  Ges. 
vom  5.  Sept.  1848,  §.2.  —  Weimar,  revid.  Grundges.  von  1850,  §.  67.  — 
Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  6.  —  Schwarzburg-Sondersh.,  Ges.  vom 
2.  Aug.  1852,  §.  13,  (statt  §.  55  der  V.-ü.  v.  1849).  —  Reuss,  j.  L.,  V.-ü. 
1852,  §.  103. 

ö)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  10.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept 
1848,  §.  2.  —  Weimar,  revid.  Grundges.  1850,  §.  68.  —  Kurhessen, 
V.-ü.  1831,  §.  6.  -  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  art.  198.  —  Waldeck, 
V.-ü.  1852,  §.  18. 

^)  Am  Ausführlichsten  bestimmte  dies:  Schwarzburg-Sondersh. 
V.-ü.  1849,  §.  55,  a  linea  3:  „Vor  4er  Ablegung  des  obigen  Eides  ist  der 
Fürst  zur  Ausübung  der  Begierung  nicht  befugt  In  der  Zwischenzeit 
werden  die  verfassungsmässigen  Rechte  desselben  von  dem  Ministenom  mit 
Verantwortlichkeit  ausgeübt.  Diese  Bestimmungen  kommen  auch  bei  dem 
Eintritte  einer  Regentschaft  zur  Anwendung.''  Diese  S&tze,  wonach  ein 
fömdiches  interregnum  eintreten  konnte,  sind  aber  durch  Gres.  v.  2.  Au^ 
1852,  §.  13  aufgehoben  worden.  —  Dagegen  bestimmt  noch:  Oldenburg, 
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V.  Welche  Bestiinmnng  aber  aneh  eine  Verfassnngsnrknnde 
über  den  Regierungsantritt  des  Thronfolgers  und  den  Anfang 
seiner  Regierung  aufgenommen  haben  mag,  so  tritt  doch  mit  dem 
Ableben  des  Regs-Vorgängers  niemals  in  Bezug  auf  einen 
Theil  des  Staatsgebietes  eine  possessio  vaeua  ein  und  können 
überhaupt  bei  dem  durchaus  verschiedenen  rechtlichen  Charak- 
ter der  Staatssuccession  von  einer  bürgerlichen  Erbfolge  die 
civilistischen  Grundsätze  über  eine  hereditas  jacens  keiüe  An- 
weddung  finden^). 

§.  266. 

Verbindliclikeit  des  Thronfolgers  aus  den  Regierungs- 
und Privathandlungen  des  Vorgängers*). 

I.  Schon  in  sehr  früher  Zeit  findet  man  in  den  Rechts- 


revid.  V.-U.  1852,  art.  97,  §.  3:  „Bis  zur  Erlassung  eines  solchen  Patents 
wird  die  Staatsverwaltung  von  dem  bei  der  Regierungserledigung  vorhan- 
denen Staatsministerium  unter  verfassungsmässiger  Verantwortlichkeit  wahr- 
genommen." —  Eine  gleichlautende  Bestimmung,  aber  nur  in  Bezug  auf 
den  FaU,  dass  eine  Regentschaft  eingerichtet  wird,  hat  die  preuss. 
V.-ü.  18Ö0,  art  58,  a  linea  2.—  S.-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  159: 
„Bevor  die  über  das  eidliche  Angelöbniss  auf  die  Verfassung  ausgestellte 
Urkunde  an  den  gemeinschaftlichen  Landtag  abgegeben  worden  ist,  kann 
der  Herzog,  beziehentlich  der  Statthalter,  oder  der  Regierungsverweser  keine 
Regierungshandlung  vornehmen.  In  der  Zwischenzeit  gehen  die  nothwen- 
digen  Regierupgshandlungen  von  dem  Staatsministerium  aus.  In  welcher 
Form  dies  geschehen  soll,  wird  durch  Gesetz  bestimmt"  —  Nach  §.  158 
dieses  Staatsgrundgesetzes  tritt  der  gemeinschaftliche  Landtag,  wenn  der 
Herzog  stirbt,  oder  wenn  die  Regierung  des  Statthalters  oder  des  Regie- 
rungsverwesers endigt,  spätestens  am  4.  Tage  darauf,  ohne  Berufung  in 
Gotha  zusammen,  falls  derselbe  nicht  gerade  einberufen  ist,  um  den  von 
Seiten  «des  Regierungsnachfolgers,  des  Statthalters  oder  Regierungsverwesers 
zu  leistenden  verfassungsmässigen  Eid  entgegen  zu  nehmen. 

^)  Das  Gegentheil  behauptete  Hannover  in  dem  Antrage  gegen 
Schaumburg- Lipp^,  das  Steinhuder  Meer  betr.,  Prot,  der  B.-V.  vom 
13.  Aug.  1861,  §.  92,  S.  134.  —  Vergl.  aber  dagegen:  die  Erklärung  von 
Schaumburg-Lippe,  Prot.  d.  B.-V.1862,  25. Sitz.,  §.211,  S.  344  flg.— 
J.  J.  Mos  er,  deut  Staatsr.  Bd.  XVIII,  S.  471  fl.  u.  dessen  persönl.  Staatsr., 
Thl-  n,  S.  1  fl.  —  Gönner,  deut  Staatsr.,  §.  243.  —  Leist,  Lehrb.,  2.  Aufl., 
§.  47.  —  Maurenbrecher,  Grundsätze  1837,  §.  242,  S.  466.  —  Weiss, 
System  1843,  S.  436.  —  iL  A.  Zachariae,  deut  Staats-  u.  Bundesrecht, 
2.  Aufl.  Thl.  I,  (1853),  §.  65,  8.  304.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-R., 
Bd.  U,  (1857)  S.  203.  —  Vergl.  oben  §.  248,  VH. 

«)  Moser,  persönl.  Staatsr.  H,  211  u.  f.  —  Pütter,  prim.  lin.,  §.  64. 


748  §•  266.  Verbindlicfakeit  des  Thronfolgen. 

quellen  den  Grandsatz  ansgeBprochen ,  dass  d^  Thronfolger 
znr  Anerkennung  der  Begierungshandlungen  des  YorgäDgus 
verpflichtet  sel^). 

IL  Insbesondere  ist  dieser  Grundsatz  wiederholt  im  canoni- 
sehen  Rechte  ausgesprochen  ^) ;  nicht  minder  fand  er  zur  Reichs- 
zeit  of&cielle  Anerkennung^). 

III.  Hauptsächlich  kam  der  Umfang,  in  welchem  dieser 
Grundsatz  anzuwenden  sei,  hinsichtlich  der  von  dem  Yorg&iger 
Contrahirten  Schulden  in  Frage,  oder  hinsichtlich  der  tiem 
Lande  (und  bei  geistlichen  Territorien,  der  Kirche)  nachtheili- 
gen  Handlungen  des  Vorgängers.  Die  Schwierigkeiten  lagen 
zum  grossen  Theile  darin,   dass  damals  überhaupt  in  vielen 

—  A.  J.  Schnaubert,  auch  der  Regent  ist  an  die  von  ihm  und  seinen 
Vorfahren  gegebenen  Gesetze  gebunden.  A.d.  Latein,  von  Ha  gern  eist  er. 
Rostock,  1795.  —  v.  Eamptz,  Erörterung  der  Yerbindlichkeit  des  weh- 
liehen  BeichsfÜrsten  a.  d.  Handlungen  s.  Vorfahren.  Neustrelitz,  1800.  — 
W.  J.  Behr,  Erörterung,  in  wiefern  ist  der  Regent  eines  Staates  an  die 
Handlungen  seines  Regierungsvorfahrers  gebunden.  Bamberg,  1818l  — 
V.  Eb er z,  Versuch  über  die  Verbindlichkeit  der  Handlungen  eines  R^entea 
f.  s.  Regierungsnachfolger.  Landsh.  1819.  —  Gönner,  Staatsr.,  §.  244.  — 
Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  48.  —  Klüber,  öffenti.  R,  §.  2b2.  —  Maa- 
renbrecher,  Staatsr.,  §.  243.  —  Weiss,  Staatsr.,  §.250.  —  K.  S.  Zacha- 
riae,  vierzig  Bücher  vom  Staate.  I,  92.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr. 
(2.  Aufl.),  I,  §.  76.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-R,  Bd.  n,  (1857)  S.  219. 

*)  L.  Bajuvar.  II,  c.  8:  „Si  quis  hominem  per  jussionem  regis  vd 
ducis  sui  occiderit,  non  requiratur  ei,  nee  faidosns  sit,  quia  jussio  domini 
sui  fuit,  et  non  potuit  contradicere  jussionem.  Sed  dux  defendat  eum  et 
filios  ejus  pro  eo.  Et  si  dux  ille  mortuus  fuerit,  alius  dux,  qui  in  loco  ejas 
Buccedit,  defendat  eum.*' 

3)  Gap.  1,  X,  de  Solution.  (3.  23).  Alexander  HI.  a.  1170:  „Sicut  filias 
debita  patris  solvere  tenetur,  ita  praelatus  sui  praedecesaoris,  pro 
Ecclesiae  necessitate  contracta.'*  —  Gap.  3  de  sentent  et  re  judir. 
in  VI,  (2.  14.)  Innocentius  IV.  a.  1250:  „Gum  tam  supradicti  avi  donatio, 
quam  locorum  adquisitio  praemissorum  fuerint  nomine  regni  fiurtae. 
memoratus  rex  (der  Thronfolger)  donationem  servare  hi:gusmodi 
tenebatur.** 

*)  Schreiben  des  E.  Franz  H.  an  die  Kurfürsten  wegen  der  prenasi- 
sehen  Gccupationen  in  Franken  v.  7.  Sept  17%  in  H&berlin*s  Staats- 
archiv, Heft  IX,  Nr.  1:  „Man  überl&sst  hierbei  eineiji  Jeden,  die  weitans- 
sehenden  Folgen  zu  berechnen,  welche  noth wendig  in  ganz  Deatschland 
entstehen  würden,  wenn  je  die  Meinung  vorherrschend  werden  sollte,  dass 
der  Nachfolger  in  der  Regierung  an  die  Handlungen  seiner  Vorfahren, 
die  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  regierende  Fürsten  vorgenom- 
men haben,  der  Regel  nach  nicht  gebunden  sei." 
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Territorien  keine  scharfe  Scheidung  des  Staatshaushaltes  und 
der  landesherrlichen  Hofhaltung  bestand.  Uebrigens  war  man 
über  das  Princip;  aus  welchem  die  Yerbmdlichkeit  des  Thron- 
folgers zur  Anerkennnung  der  Regierungshandlungen  des  Vor- 
gängers abzuleiten  sei,  theils  überhaupt  nicht  im  Klaren,  theils 
wurden  darüber  sehr  abweichende  Meinungen  aufgestellt. 

IV.  In  reinen  Patrimonialstaaten  wollte  man  den  Bechts- 
grund  dieser  Verpflichtung  in  der  Eigenschaft  des  Thronfolgers^ 
als  Univeralsuccessors  erkennen^). 

V.  Wo  aber  der  Nachfolger  —  was  selbst  bei  patrimo- 
nialen  Ländern  vorkommen  konnte,  wenn  dieselben  lehnbar, 
oder  in  einem  familienfideicommissarischen  Verbände  begriffen 
waren  —  nur  als  Singularsuccessor  in  die  Krone  eintrat, 
wie  dies  namentlich  heut  zu  Tage  bei  aller  deutschen  Thron- 
folge der  Fall  ist,  fand  man  sich  dadurch  in  Verlegenheit  ver- 
setzt, dass  man  insgemein  das  Wesen  der  Singularsuc- 
cession  darin  zu  finden  glaubte,  dass  der  Singularsuc- 
cessor keine  Verfügungen  des  Vorbesitzers  über 
den  Gegenstand  der  Succession  anzuerkennen  verpflichtet  sei^). 
Da  man  jedoch  sehr  wohl  fehlte,  dass  mit  der  Herübemahme 
eines  solchen  Grundsatzes  ein  geordnetes  Staatsleben  nicht 
bestehen  könne,  so  bezog  man  sich  meistentheils  auf  die 
Ewigkeit  des  Staates,  d.  h.  darauf,  dass  der  ewige  Staat 
durch  jeden  Regenten  als  sein  Organ  spreche  ^).  Eben  hier- 
durch gründete  man  aber  bewusst  oder  unbewusst,  die  Ver- 
bindlichkeit des  Thronfolgers  aus  den  Begierangshandlungen 
des  Vorgängers  auf  das  Princip  einer  angeblichen  Staats- 
sonverainetät  neben  der  Fürstensouverainetät,  also  auf 
eine  an  sich  unhaltbare  Hypothese^). 


5)  Vergl  Hugo  Grotius,  de  Jur.  Belli  et  Pacis,  Lib.  n,  c.  14, 
§.  10  u.  f, 

0)  Vergl.  (M.  Hof  man)  Versuch,  in  wie  weit  ist  der  Successor  singu- 
laris  ex  pacto  et  Providentia  majorum  zur  Anerkennung  der  Verträge  und 
Handlungen  der  Vorfahren  verpflichtet?  1797.  —  K.  Th.  Wedekind, 
können  die  deutschen  Stammgutsgrunds&tze  einen  Regierungsnachfolger  be- 
freien, die  Begentenhandlungen  seines  Vorfahrers  zu  vertreten,  mithin  die 
erweislichen  und  rechtlichen  Schulden  desselben  zu  bezahlen?  Frankf.  1802. 

7)  Dies  thut  schon  Baldus  (f  1400)  Consil.  Lib.  I,  cons.  27,  Lib.  II, 
cons.  159,  Nr.  4  und  nach  ihm  fast  aUe  Neueren. 

")  Vergl.  hierüber  oben  §.  54.  —  Selbst  wenn  man  die  sog.  Staats- 
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VI.  Das  richtige Princip  and  zugleich  dasKriterimiiy 
wonach  sich  über  die  Verbindlichkeit  oder  Unyerbindlicbkeit 
der,  Handlungen  des  Regierungsrorgängers  im  einzeben  Falle 
mit  Sicherheit  entscheiden  lässt,  liegt  aber  eben  in  dem  We- 
sen der  Singularsuccession  selbst,  wenn  dasselbe  nur 
richtig  aufgefasst  wird.  Der  Charakter  der  Singolarsuccession 
besteht  nämlich  nicht  darin,  dass  der  Nachfolger  ttberliaupt 
keinerlei  Verfügung  des  Vorbesitzers  über  den  Gegenstand 
der  Succession  anzuerkennen  schuldig  ist,  sondern  darin,  dass 
der  Singularsuccessor  nur  anzuerkennen  braucht,  ab^  auch 
alles  anerkennen  muss,  was  der  Vorgänger  innerhalb  des 
ihm  recht-  und  gesetzmässig  zustehenden  Kreises 
von  Befugnissen  über  den  Successionsgegenstand  y^ittgt 
hat»). 

VII.  Hieraus  allein  schon  ergiebt  sich  als  logische  und 
praktische  Folgerung,  dass  der  Thronfolger  verpfliefalet  ist, 
alle  Begentenhandlangen  als  giUig  und  rechtsbeständig  anzu- 
erkennen, welche  Ton  dem  Vorgänger  innerhalb  der  Gren- 
zen seiner  verfassungsmässigenBefugnisse  und  in 


souverainetät  einschränkend  auf  das  zurückführt,  was  oben  §.  57  die 
Staatspersönlichkeit  genannt  worden  ist,  so  wäre  hiermit  no<±  nitht8 
erklärt,  weil  immer  noch  die  Frage  zu  lösen  bliebe,  aus  welchem  Grunde 
durch  die  Staatspersönlichkeit  die  Fortdauer  der  rechtiichen  Giltig- 
keit  der  Regierungshandlungen  des  Vorgängers  und  ihre  Yeibindlichkät 
für  den  Nachfolger  vermittelt  und  erhalten  werde. 

9)  So  z.  B.  muss  auch  schon  nach  Givilrecht  der  Käufer  als  Singular- 
successor des  Verkäufers  die  Hypotheken  anerkennen,  welche  dieser  als 
bisheriger  Eigenthümcr  auf  das  Grundstück  gelegt  hatte ;  ebenso  muss  nach 
Lehnrecht  jeder  Lehnfolger,  wenn  er  gleichwohl  nur  Singularsuccessor  des 
bisherigen  Vasallen  ist,  die  Schulden  anerkennen,  die  derselbe  unTermeid- 
lich  zur  Erhaltung,  des  Lehens  hatte  machen  müssen  u.  s.  w.  —  Das  fthere 
deutsche  Becht  ging  sogar  noch  viel  weiter,  indem  es  ungeachtet  ihm  d^ 
Universalsuccession  völlig  unbekannt  war,  doch  die  Erben  derMobilien 
und  ndtonter  insbesondere  die  Söhne  als  solche  zur  Haftung  flbr  die 
Schulden,  sogar  für  die  rechtswidrigen  Handlungen  des  Vaters  ver- 
pflichtete, mit  welcher  Kechtsanschauung  offenbar  auch  das  oben  Note  3 
angefahrte  Gap.  1,  X,  de  solutionibus,  so  wie  auch  zum  Theile  die  bekannte 
Vorschrift  in  H.  Feud.  45,  zusammenhängt,  wonach  der  Sohn  nur  dann  in 
des  Vaters  Lehen  folgen  konnte,  wenn  er  zugleich  auch  dessen  Allodial- 
verlassenschaft  {heredUas)  annahm.  —  Vergl.  meine  deut  R-Gesch.  S.  Aufl. 
Tbl.  n,  §.  102,  IX,  §.  117,  VH. 
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gehöriger  Form  vorgenommen  worden  sind^^^dass  er  aber 
umgekehrt  auch  keine  Regierangshandlnng  des  Vorgängers  als 
rechtsbetändig  anzuerkennen  schnldig  ist,  welche  mit  ^en 
Grundgesetzen  des  Staates  oder  der  Hansverfassung 
im  Widerspruche  steht  ^i). 

VIII.  Selbstverständlich  kann  daher  auch  der  Thronfolger 
jede  Regentenhandlnng  des  Vorgängers  nmstossen,*  welche  die- 
ser selbst  als  nngiltig  und  verfassungswidrig  anzufechten  be- 
rechtigt gewesen  wäre  ^^). 

IX.  Ganz  in  diesem  Sinne  haben  mehrere  deutsche  Ver- 
fassnngsnrkunden  dei^  Grundsatz  der  Verbindlichkeit  der 
Regiemngshandlungen  des  Vorgängers  ftlr  den  Thronfolger 
ausgesprochen  ^^). 


^)  Maarenbrecher,  in  der  Schrift:  die  deutschen  regierenden 
Fürsten  etc.,  1839,  suchte  dasselbe  Princip  und  Kriterium  dadurch  auszu- 
drücken, dass  er  darauf  Kücksicht  zu  nehmen  empfahl,  ob  durch  die  He- 
gierungshandlung  des  Vorgängers  „erworbene  Rechte"  begründet 
worden  seien. 

^0  So  einfach  sich  dieses  Princip  ausspricht,  so  schwierig  kann  dessen 
Durchführung  im  einzelnen  Falle  werden ,  da  nicht  selten  gerade  über  die 
Vorfrage  nach  der  Haus-  oder  Landesverüassung  Zweifel  entstehen  kön- 
nen, wie  weit  der  Kreis  der  verfassungsmässigen  Befugnisse  des  Vor- 
gängers, besonders  bei  repräsentativer  Verfassung,  gehe. 

^*)  Beispiele  von  Fällen,  in  welchen  ein  Souverain  seine  eigenen 
Regierungshandlungen  und  sogar  Zusicherungen,  eine  Regierungsmassregel 
seines  Vorgängers  nicht  umstossen  zu  wollen,  für  nngiltig  erklären  kann, 
enthält  schon  das  canonische  Recht.  Vergl.  cap.  18,  X,  de  jure  jurando 
(2.  24).  Innocentius  m,  a.  1205.  (Der  König  von  Arragonien  hatte 
eidlich  zugesagt,  die  Münzen  seines  Vaters  innerhalb  gewisser  Zeit  nicht 
zu  verrufen,  es  fand  sich  aber,  dass  dieselben  gefälscht  worden  waren  und 
dem  Volke  dadurch  grosse  Beschwerde  erwuchs);  cap.  33,  X,  eod.  Hono- 
rius  III.  a.  1220.  „  .  .  .  quod  .  .  .  Hungariae  Rex  iUustris  alienationes 
quasdam  fecerit  in  praejudicium  regni  sui*'  etc.  —  Ganz  überein- 
stimmend erklärt  auch  der  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c.  308,  I,  375, 
V,  den  nachfolgenden  Bischof  für  befugt,  nachtheilige  Veräusserungen  oder 
Tausch  (Wechsel)  von  Dienstleuten  oder  Gütern  der  Kirche  umzustossen. 

«)  Zuerst  geschah  dies  in  derV.-U.  von  S.-Altenburg,  1832,  §.  14: 
„Die  Regentenhandlungen  des  Vorfahrers  sind  von  dem  Landesnachfolger 
anzuerkennen  und  zu  vertreten,  insofern  sie  ohne  Ueberschreitung  der  ver- 
fassungsmässigen und  hausgesetzlichen  Befugnisse  unternommen  worden." 
—  Aehnlich  bestimmt  jetzt:  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü. 
1849,  §.  51:  „Die  rechtmässigen  Regierungshandlungen  des  Vorfahren  ver- 
pflichten den  Nachfolger."  —  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  89: 
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X.  Da  die  Regierangsbefugniss  eines  Sonveraiiifl  bezfiglich 
der  Bebandlang  der  einzelnen  Fälle  (im  Gegensätze  der 
Gesetzgebung)  der  Natnr  der  Sache  nach  auf  seine  Le- 
bensdauer beschränkt  ist,  so  müssen  alle  Verfbgiingen,  wo- 
durch er  seinem  Nachfolger  in  der  Behandlang  künftiger 
einzelner  Fälle  vorgreifen,  beziehungsweise  in  dessen 
ktiüftige  Regierung  eingreifen  wttrde,  an  sich  als  migiltig 
und  fttr  diesen  Letzteren  unverbindlich  betrachtet  werden.  Der 
Nachfolger  ist  daher  auch  nicht  schuldig,  von  dem  Vorgänger 
gegebene  Versprechen  einer  Anstellung  im  Staats- 
dienste^^), oder  einfache  Lehenversprf^hen  (Lehenexspektan- 
zen)  zu  erfüllen,  sondern  es  sind  diese  nur  sJs  rein  persön- 
liche Zusagen  des  Vorgängers  zu  betrachtend^). 

XI.  Nur  die  von  dem  Regierungsvorgänger  ertheilten 
förmlichen  Eventualbelehnungen  oder  sog.  qualifieir- 
ten  Lehenexspektanzen  machen  gemeinrechtlich  von  dieser 
Regel  eine  Ausnahme  ^^).   Neuere  Gesetze  sprechen  aber  (sehr 

„Alle  rechtsgiltigen  Regentenhandlungen  und  Gesetze  sind  von  dem  Be- 
gierungsnachfolger  unbedingt  anzuerkennen  und  zu  vertreten." 

")  Ein  solches  Versprechen  könnte  schon  gegen  den  versprechen- 
den Souverain  kein  Klagerecht  begründen,  da  es  immer  unter  der  selbst- 
verständlichen (stillschweigenden)  Voraussetzung  ertheilt  zu  betrachten  ist, 
dass  der  Souverain  zur  Zeit  der  £röfihung  der  fraglichen  AmtsteUe  es 
noch  dem  Staatsinteresse  angemessen  findet,  sie  dem  betreffenden  Subjdste 
zu  übertragen.  Ausdrücklich  verbieten  die  Ertheilung  von  Anwartsduüen 
auf  Staatsämter:  Bayern,  Y.-ü.  1818,  Tit.  UI,  §.  5.  —  Grossh.  Hessen, 
V.-U.  1820,  §.  48. 

*•)  üeber  die  Verbindlichkeit  der  vom  Vorgänger  ertheilten  ein&ciien 
Lehenexspektanzen  für  den  Thronfolger  war  von  jeher  viel  Streit.  Yet^ 
G.  L.  Böhmer,  diss.  de  obligatione  successoris  ex  exspectativa  feudah 
antecessoris.  1749.  (Eivad.  Elect.  J.  F.  T:  n.  Nr.  VI.)  —  (F.  v.  Hof  mann) 
Von  der  Verbindlichkeit  des  Landes-  und  Lehennachfolgers  an  die  vom 
VorMren  ertheilte  Anwartschaft  und  Eventualbelehnung.  1778.  —  Stru- 
ben,  rechtl.  Bedenken,  I,  Nr.  115.  —  Runde,  Beitr.  ü,  Nr.  4  u.  5.  — 
unter  den  Neueren  halten  die  Lehensanwartschaften  für  unverbindlidi  für 
den  Nachfolger:  Pätz,  Lehnr.  §.  132.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  244.  — 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  243,  Note  g  und  in  der  Schrift:  die  deat 
regierenden  Fürsten.  S.  145  u.  152.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  250.  —  A.  M. 
ist  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  77,  Note  5.  —  üeber  die 
besonderen  Grundsätze  bei  kaiserlichen  Lehensanwartachaften,  sidie 
oben  §.  257. 

^)  Nach  dem  älteren  deutschen  Lehnrechte  Sachsenspiegel,  Lehn- 
recht (Homeyer),  art.  11,  §.  1,  und  dem  ältereren  lombardiscben  Lehn- 
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zweckmässig)  auch  diesen  alle  verbindende  Kraft  bezttglicli 
des  Nachfolgers  in  der  Regierung  ab^'). 

Xn.  Die  Frage,  ob  im  einzelnen  Falle  der  Nachfolger  an 
die  Regierangshandlungen  des  Vorgängers  gebunden  sei, 
konnte  nicht  nur  zur  Reichszeit  Gegenstand  gerichtlicher  Ver- 
handlung vor  den  Reichsgerichten  werden,  sondern  sie  kann 
dies  auch  heut  zu  Tage  noch  unter  Umständen  vor  den.  Lan- 
desgerichten werden,  sofern  nämlich  eine  Verpflichtung  des 
Fiskus  in  Frage  steht.  In  anderen  Beziehungen  sind  die 
etwa  entstehenden  Meinungsverschiedenheiten  durch  Verhand- 
lung mit  den  Landständen  zur  Erledigung  zu  bringen;  auch 
kann  unter  Umständen  ein  Einschreiten  der  Bundesversamm- 
luDg  begründet  sein,  sofern  z.  B.  der  Regierungsvorgänger 
Bewilligungen  gemacht,  oder  Einrichtungen  getroffen  hätte, 
welche  nicht  mit  den  Grundsätzen  der  Bundesverfassung  über- 
einstimmen ^^). 

rechte,  I.  Feud.  9,  war  der  Nachfolger  auch  nicht  an  die  vom  Vorgänger 
ertheilte  Eventualbelehnung  gebunden.  Der  Grund  hiervon  lag  aber 
nur  darin,  dass  man  jede  zu  einer  Zeit,  wo  das  Gut  noch  in  der  Gewere 
eines  berechtigten  Vasallen  (also  possessio  nondum  vacuä)  war,  ertheilte 
Investitur  für  nichtig  hielt.  Vergl.  I.  Feud.  9.  —  Schwabenspiegel, 
Lehnrecht  (Lassberg)  cap.  19.  —  Später  wurde  diese  Ansicht  aufge- 
geben und  die  bedingte  Investitur  nach  Analogie  der  bedingten  Schen- 
kung (vergl.  cap.  3,  de  sentent.  et  re  judic.  in  VI.  2,  14)  für  rechtlich 
zulässig  erachtet,  jedoch  nur  bei  Lehen,  die  von  weltlichen  Lehens- 
herren releviren,  während  man  bei  den  von  geistlichen  Lehensherren 
relevirenden  Lehen  das  ältere  Recht  beibehielt  (L  Feud.  9  vergl.  mit  IL 
Feud.  26  „Moribus  receptum  est^^  etc.  u.  11.  Feud.  35).  Der  Grund,  warum 
man  seitdem  den  Nachfolger  des  weltlichen  Lehensherm  für  verpflichtet 
betrachtete,  die  von  dem  Vorgänger  ertheilten  Eventualbelehnungen  anzu- 
erkennen, lag  aber  nicht  etwa  darin,  wie  Viele  irrthümlich  glauben,  dass 
man  hier  Begriffe  der  römischen  Universalsuccession  eingemischt 
hätte,  sondern  darin,  dass  man  die  Ertheilung  einer  bedingten  Investitur 
nunmehr  für  einen  rechtsbeständigen  (legitimen)  Dispositionsakt  des 
weltlichen  Vorgängers  betrachtete,  daher  ihn  auch  der  Singularsuccessor 
anerkennen  musste;  während  man  im  Interesse  der  Kirche  die  Dispositions- 
befugniss  der  Bischöfe  über  die  Kirchengüter  in  möglichst  engen  Schranken 
hielt.  —  Vergl  meine  deut.  R.-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  II,  §.  53,  Note  23. 
—  Ausdrücklich  erkennt  die  Verbindlichkeit  der  Fventualbeleh- 
nungen  für  den  Nachfolger  an :  Badisches  Lehnedikt.  1807,  §.  20. 

")  Z.  B.  Bayern,  Lehnedikt,  1808,  §.  41,  und  V.-ü.  von  1818, 
Tit  ni,  §.  5. 

")  Siehe  oben  §.  152. 

Zöpfl,  Staatsrecht.   5.  Aufl.   I.  48 
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Xin.  Die  Privathandlungen  des  Vorgängers  hat  do 
Thronfolger  der  Natur  der  Saehe  nach  nnr  dann  und  in  soweit 
anzuerkennen,  als  er  Erbe  des  Ersteren  im  civilistischen 
Sinne  geworden  ist.  Die  Privatverlassenschaft  des  Vorgängers 
anzutreten,  ist  der  Thronfolger,  wenn  er  auch  nach  civilistischen 
Grundsätzen  dazu  berufen  wäre,  niemals  verpflichtet,  seihst 
nicht  der  Sohn  ^^).  Die  eigenthümlichen  Grundsätze  des  lom- 
bardischen Lehnrechts  (11.  Feud.  45)  finden  hier  durchaus  keine 
analoge  Anwendung  ^^).  Auch  die  Verfügungen  des  Regie- 
rungsvorgängers über  das  Familien-,  Domänen-  oder  Eanimer- 
gut  ist  der  Thronfolger  nicht  weiter  anzuerkennen  schuldig, 
als  dies  ein  jeder  Stammguts-  oder  Familienfideicommiss-Nach- 
folger  bezüglich  der  Handlungen  seines  Vorgängers  zu  thmi 
verpflichtet  ist^*). 

§.  267. 

Von  dem  Gerichtsstande  der  Mitglieder  souverainer 

Familien. 

1)    Ueberliaupt. 

I.  Zur  Zeit  der  Reichsverbindtmg  hatten  die  sämmtlichen 
Mitglieder  reichsständischer  Familien  ihren  Gerichtsstand  in 
Civil-  und  Griminalsachen  vor  den  höchsten  Reichsgerichten, 
jedoch  in  der  Art,  dass  bei  Civilsachen  regelmässig  zuvor  die 
ihnen  reichsgesetzlich  zugebilligten  Austräge  als  erste  Instanz 
angegangen  werden  mussten^). 

II.  Bei  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches,  sowie  bei 
der  Stiftung  des  Rheinbundes  und  des  deutschen  Bundes  wur- 
den über  den  Gerichtsstand  der  Mitglieder  der  souverainen 
Familien  keine  allgemeinen  Normen  aufgestellt,  sondern  es 
blieb  den  Souverainen  überlassen,  im  Wege  der  partikulären 


*>)  Ausdrücklich  hatte  dies  ausgesprochen:  Y.-ü.  von  Schwarzburg- 
Sondershausen  von  1841,  §.  28.  —  In  der  neuen  V.-U.  von  1849  ist 
dieser  Satz  als  selbstverständlich  hinweggeblieben. 

^)  Lei  st,  Staatsr.  §.  42.  —  v.  Kamptz,  Yersnch  über  das  lombar- 
dische Lehnsgesetz,  II.  Feud.  45.  Göttingen,  1794. 

««)  Gönner,  Staatsr.  §.  244,  V.  B.  —  Maurenbrecher,  deutsches 
Staatsr.  §.  244. 

*)  Siehe  oben  §.  99,  100,  101,  216. 
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Landes-  oder  Hansgesetzgebung  die  erforderlichen  Einrichtungen 
zu  treffen. 

III.  In  reinen  Givilsaehen  nehmen  heut  zu  Tage  die 
Mitglieder  regierender  Hänser,  sofern  nicht  ein  Hausgesetz  eine 
besondere  Ausnahme  begründet  und  dem  regierenden  Fürsten 
selbst  die  Entscheidung  vorbehält,  Recht  vor  den  Landesgerichten. 
Doch  hatte  die  regierende  Familie  bisher  in  Givilsaehen  ge- 
wöhnlich einen  privilegirten  Gerichtsstand  2) ;  in  mehreren 
Staaten  ist  aber  auch  dieser  aufgegeben  worden,  und  nehmen 
nunmehr  die  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  in  rein  bür- 
gerlichen Elagsachen  Recht  vor  den  gewöhnlichen  Landes- 
gerichten im  ordentlichen  Instanzenzuge  ^). 


«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  X,  §.  1:  „Real-  u.  vermischte 
Klagen  gegen  ein  Glied  des  k.  Hauses  werden  bei  den  einschlägigen 
k.  Appellationsgerichten  angebracht  (§.  2.)  Ueber  aUe  andere  persönliche 
gerichtliche  Angelegenheiten  der  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  Hauses 
verfugt  und  entscheidet  der  König**  —  (nach  vorgängiger  Instruktion  des 
Prozesses  durch  die  Präsidenten  des  Oberappellationsgerichtes  und  des 
Appellationsgerichtes  der  Residenzstadt  und  erstattetem  gemeinschaftlichen 
Gutachten  der  beiden  Staatsministerien  des  Hauses  und  der  Justiz  in  erster 
und  zugleich  letzter  Instanz.)**  —  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  64: 
„In  bürgerlichen  Rechtssachen  ist  für  Personal-  und  Realklagen 
gegen  die  Mitglieder  des  k.  Hauses  die  oberste  Justizstelle  des  Königreichs 
(das  k.  Obertribunal)  deren  Gerichtsstand.  Von  dem  Ausspruche  desselben 
ist  die  Appellation  in  der  nämlichen  Form  gestattet,  wie  die  gewöhnliche 
Revisionsnachweisung  bei  dem  Obergerichte  stattfindet,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  nova  vorgetragen  werden  können,  und  dass  es  auf  die  bei 
dem  Revisionsverfahren  erforderliche  Summe  nicht  ankommt**  —  Hanno- 
ver, Hausges.  1836,  IX,  §.  1:  „In  bürgerlichen  Rechtssachen  haben 
bei  Real-  und  Personalklagen  die  Mitglieder  des  k.  Hauses  ihren 
ordentlichen  Gerichtsstand  in  erster  Instanz  bei  der  betreffenden  Justiz- 
kanzlei, in  zweiter  und  letzter  bei  dem  Oberappellationsgerichte  des  König- 
reichs.** —  Vergl.  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  75:  „Ueber  den  Gerichts- 
stand der  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  k.  Hauses  enthält  das  Gesetz 
über  privilegirte  Gerichtsstände  Bestimmungen.**  (Eine  besondere  Vorschrift 
für  die  Behandlung  von  Givilstreitigkeiten  der  Prinzen  und  Prinzessinnen 
unter  sich  enthält  ebendas.  §.  77.)  —  S.-Co bürg- Gotha,  Hausges. 
1855,  §.  114:  „Für  die  Mitglieder  des  herzogl.  Hauses  sind  die  Justlz-Col- 
legien  zu  Coburg  und  Gotha  die  zuständigen  Gerichtshöfe  für  alle  Givil- 
rechtsstreitigkeiten.** 

3)  So  z.  B.  Baden,  Ges.  v.  15.  Febr.  1851,  die  Aufhebung  der  be- 
freiten Gerichtsstände  betr.  (Reg.-Bl.  Nr.  XIH.)  „  .  .  .  jedoch  bleibt  es  in 
Bezug  auf  den  Gerichtsstand   der   Mitglieder   der   grossherzogl.   Familie, 
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IV.  Von  einem  Gerichtsstande  der  regierenden  Fürsten 
in  Verbrechenssachen  kann  nach  dem  Begriffe  der  Soayeraine- 
tat  keine  Bede  sein.  Der  Gerichtsstand  der  nicht-regieren- 
den Mitglieder  eines  regierenden  Hanses  in  Criminalsachen 
wird  dnrch  die  Landes-  oder  Hausgesetzgebang  bestimmt^). 

V.  Die  neueren  Hausgesetze  gehen  von  der  Grnndansicht 
aus,  dass  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Mitglieder  des  regieren- 
den Hauses  dem  Souverain  als  Haupt  des  Hauses  und  als 
Ausfiuss  seiner  Familiengewalt  zustehe.  Sie  legen  daher  dem 
Souverain  das  Recht  bei,  in  streitigen  persönlichen  und  Fami- 
lienangelegenheiten   der  Mitglieder   des    Hauses    (soweit   sie 


ihre  bürge  fliehen  Rechts  Streitigkeiten  mit  dritten  Personen 
abgerechnet,  bei  den  bisherigen  Rechten." 

4)  Ausdrückliche  Bestimmungen  hierüber  enthalten:  Würtemberg, 
Hausges.  1828,  §.  67:  „Sollte  der  Fall  eintreten,'  dass  ein  Mitglied  des 
k.  Hauses  sich  eines  wirklichen  Verbrechens  oder  Vergehens  schuld^ 
machte,  so  wird  der  König  den  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  F&- 
milienrath,  unter  Beiziehung  der  beiden  Vorstände  des  Obertribunals, 
als  obersten  k.  Gerichtshof  constituiren,  damit  yon  demselben 
nach  gepflogener  Untersuchung  und  auf  den  Vortrag  des  Justizministers. 
nach  den  rechtlichen  Verhältnissen  des  Falles  ein  Erkenntnias  ge&Ilt 
werde.  Letzteres  wird  sodann  dem  Könige  vorgelegt,  und  falls  keine  Be- 
gnadigung erfolgt,  dessen  Vollziehung  angeordnet.'^  -  Hannover,  Haus- 
gesetz 1836,  Cap.  IX,  §.  3:  „In  Fällen,  welche  für  das  peinliche  Ver&hren 
geeignet  sind,  fallt,  insofern  sie  Mitglieder  des  Hauses  persönlich  betreffen 
und  keine  königliche  Abolition  dazwischen  tritt,  die  Untersuchung  einem 
Familienrathe  anheim,  welcher  zu  dem  Ende  aus  deivjenigen  volljährigen 
Prinzen  des  Hauses,  bei  welchen  kein  rechtliches  Hindemiss  obwaltet  und 
den  stimmführenden  Mitgliedern  des  Ministerii  gebildet  wird,  um  als  ober- 
ster Gerichtshof  nach  den  Landesgesetzen  zu  untersuchen  und  zn  er- 
kennen. Wenn  das  in  Untersuchung  befindliche  Mitglied  es  verlangt,  wird 
der  Familienrath  durch  Mitglieder  aus  den  höchsten  Landesgerichten  ver- 
stärkt. Der  König  leitet  die  Untersuchung  persönlich  oder  durch  Vollmacht; 
ihm  bleibt  das  Recht  der  Bestätigung  des  Urtheils  und  der  Begnadigung/^ 
—  Nach  dem  k.  sächsischen  Hausges.  von  1837,  §.  77,  hat  in  solchem 
Falle  „das  Appellationsgericht  zu  Dresden  die  Untersuchung  zu  führen, 
nach  Schluss  der  Akten  und  geführter  Vertheidigung  aber  das  Oberappel- 
lationsgericht das  Erkenntniss  zu  verabfassen,  welches  dem  Könige  zur  Ge- 
nehmigung und  Bestätigung  durch  den  Justizminister  vorzulegen  ist.  Der 
König  entscheidet  dann  in  letzter  Instanz  wobei  §.  52  der  V.-U.  (das 
Begnadigungsrecht  betreffend)  in  Anwendung  zu  bringen  ist" —  Das  bayer. 
Hausges.  v.  1819  behandelt  diesen  Fall  nicht  ausdrücklich;  derselbe  ist 
jedoch  unverkennbar  unter  Tit.  X,  §.  i,  mitbegriffen  (siehe  unten  Note  5). 
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nicht  einige  der  erßteren  den  Gerichten  zuweisen)  selbst  zu 
entscheiden,  nachdem  die  Sache  vorher  in  besonders  vorge- 
schriebener Weise  instruirt  worden  ist.  Dabei  ist  regelmässig 
ein  Familienratb  eingerichtet,  dessen  Zuziehung  bald  in 
das  Eimessen  des  Souverains  verstellt,  bald  als  eine  Nothwen- 
digkeit  erklärt  ist,  und  dessen  Erkenntnisse  der  Bestätigung 
des  Souverains  unterliegen^). 

VI.  Besondere  Bestimmungen  finden  sich  mitunter  hinsicht- 
lich der  Vormundschaften  ®)  und  über  Ablegung  von  Eiden  und 
Zeugnissen  der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses^). 

§.   268. 

2)  Gerichtsstand    der  Mitglieder  regierender  Familien 
in  Ellestreitigkeiten  insbesondere^). 

I.  Ehestreitigkeiten  der  Mitglieder  reichsständischer  Häuser 
wurden  zur  Reichszeit  als  causae  fori  mixti  behandelt,  d.  h.  als 
solche,  welche  theils  vor  das  geistliche,  theils  vor  das  welt- 
liche Forum  gehörten  2).  Vor  der  Reformation  stand  bereits 
so  viel  fest,  dass  dieselben  nur  in  soweit  vor  die  höchsten 
Reichsgerichte  gehörten,  als  es  sich  um  die  civilistischen 
Wirkungen  der  Ehescheidung  oder  Nichtigkeitserklärung  einer 


5)  Bayern,  HauBges.  1819,  Tit.  X,  §.  4:  „Dem  König  bleibt  es  vor- 
behalten, zu  Entscheidung  wichtiger  Fälle  in  persönlichen  Angelegen- 
heiten der  Glieder  des  k.  Hauses  einen  Familienratb  zu  berufen.  Derselbe 
besteht  aus  dem  Könige,  dem  Kronprinzen,  denjenigen  Prinzen  des  k.  Hau- 
ses, welche  das  21.  Jahr  erreicht  haben,  den  Kronbeamten  und  Ministem." 
(§.  8.)  „Der  Familienratb  erkennt  in  der  ihm  beigelegten  Eigenschaft  nach 
den  rechtlichen  Verhältnissen  des  Falles.  Die  Bestätigung  bleibt  dem  Kö- 
nige vorbehalten."  —  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  Würtemberg, 
Hausges.  §.  66.  —  Vergl.  die  übrigen  hier  einschlägigen  Bestimmungen  des 
würtemb.ergischen,  hannoverschen  u.  k.  sächsichen  Hausges. 
oben  in  Note  3  u.  4. 

6)  Siehe  oben  §.  245,  246. 

')  Z.  B.  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  X,  §,  3:  „Die  Deposition  bei 
Zeugschaften  ist  von  den  k.  Familiengliedern  bei  fürstlichen  Treuen  und 
Glauben  durch  einen  Präsidenten  des  Oberappellationsgerichtes  zu  erholen 
und  dem  einschlägigen  Gerichte  mitzutheilen."  —  K.  Sachsen  Hausgesetz 
1837,  §.  78. 

*)  Siehe  hierüber  besonders  Moser,  Familienstaatsr.  H,  S.  395  u.  f. 

*)  Moser,  Familienstaatsr.  H.  S.  438,  §.  44. 
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Ehe,  wie  Alimentation  der  Ehefrau,  Restitution  oder  Verlust 
der  do8  oder  der  donatio  propter  nuptias  u.  8-  w.  handelte^). 
Die  kirchenrechtlichen  Fragen  gehörten  dagegen  vor  das  forum 
ecclesiasticum  (das  bischöfliche  Gericht)  und  wurden  desshalb 
auch,  wie  alle  Ehesachen,  jederzeit  von  dem  Reichskam- 
mergerichte als  Präjudizialsachen  dorthin  verwiesen^).  Hierbei 
ist  es  auch  hinsichtlich  der  katholischen  Reichsstände  bis  zur 
Auflösung  des  Reichs  ^)  und  auch  heut  zu  Tage  noch  hinsicht- 
lich der  katholischen  Mitglieder  regierender  Häuser  ver- 
blieben^). 

U.  In  den  protestantischen  Häusern  machte  sich  der 
Mangel  eines  allgemein  competenten  geistlichen  Forum  alsbald 
sehr  fühlbar,  und  waren  auch  die  Meinungen  der  Publicisten  sehr 
getbeilt.  Während  Einige  für  die  protestantischen  Reichsstände 
in  Ebestreitigkeiten  volle  Souverainetät  behaupteten,  d.  h.  einem 
protestantischen  Landesherrn  das  Recht  beilegten,  selbst 
seine  eigene  Ehe  zu  scheiden^),  so  wollten  Andere  dem 
Kaiser,  da  er  doch  die  oberste  Quelle  aller  Gerichtsbarkeit 
sei,  die  Gerichtsbarkeit  in  den  Ebestreitigkeiten  der  protestan- 
tischen Reichsstände  beilegen,  jedoch  meistens  mit  der  Be- 
schränkung, dass  er  eine  Gommission  aus  anderen  protestan- 
tischen Reichsständen  zur  Verhandlung  und  Entscheidung  der 


3)  Moser,  a.  a.  0.  S.  438  u.  f.,  §.  45. 

4)  Vergl.  z.  6.  in  der  Isenburgi sehen  Sache  das  Erkenntniss  des 
R.  K.  G.  V.  28.  Sept.  1615  bei  J.  Ch.  von  üffenbach,  de  GonsiL  Ca«. 
Imp.  aul.  1700,  pag.  84  seq.  —  Siehe  über  den  Isenburgi sehen  Fall 
meine  Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  90  o.  t; 
S.  101  u.  f.   . 

^)  Es  ist  aus  der  Reichszeit  nur  ein  einziger  FaU  bekannt,  wo  ein 
Kaiser  eine  fürstliche  Ehe  aus  kaiserlicher  ^raCchtvoUkommenkeit  trennte, 
nämlich  als  K  Ludwig  d.  Bayer  die  Ehe  des  Erzherzogs  J9 einrieb 
yon  Oesterreich  mit  der  Margaretha  Maultasch  auflöste,  and  diese 
seinem  Sohne,  Ludwig  dem  Brandenburger,  yermählte,  worüber  aber 
eine  grosse  Aufregung  am  päpstlichen  Hofe  und  in  ganz  Deutschland 
entstand. 

^)  Ausdrücklich  erklärt  das  würtembergische  Hausges.  1828,  §.  65, 
a  linea  2:  „Bei  fürstlichen  Personen  nicht  evangelischer  Confession  werden 
zugleich  die  Grundsätze  ihrer  Kirche  berücksichtigt  werden." 

')  Beispiele  bei  Moser,  a.  a.  0.  396  u.  f.  —  Ludolf,  de  jure  fem. 
iUustr.  P.  I,  §.  XX,  Note  a.  —  D-agegen  s.  Moser,  a.  a.  0.  S.  439u.£ 
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Sache  zu  ernennen  habe^).  Im  Allgemeinen  war  man  zuletzt 
darin  einverstanden,  dass  flir  den  einzelnen  Fall  eine  entschei- 
dende Behörde  niedergesetzt  werden  müsse,  wenn  nicht  haus- 
gesetzlich ein  gewisses  Consistorium  ein  ftir  allemal  in  solcher 
Eigenschaft  anerkannt  worden  sei.  Die  Niedersetzung  der  ent- 
scheidenden Behörde  wurde  aber  in  verschiedener  Weise  be- 
wirkt, indem  bald  die  Parteien  sich  compromissarisch  über  ein 
gewisses  Gericht  (Consistorium)  einigten^),  bald  der  Landes- 
herr sein  eigenes  Consistorium  oder  ein  anderes,  oder  eine 
theologische  und  juristische  Fakultät  mit  der  Fällung  des  Ur- 
theils  beauftragte,  oder  einzelne  Personen  (meistens  Consisto- 
rialräthe  und  Herren  von  Adel)  in  vorkommendem  Falle  dazu 
ernannte,  oder  es  wurde  von  Seite  des  Kaisers  oder  der  ober- 
sten Reichsgerichte  darauf  gedrungen,  dass  auf  eine  solche 
Weise  eine  Instanz  zur  Entscheidung  eines  vorliegenden  Falles 
ernannt  werde  *^). 

III.  Unter  den  neueren  Hausgesetzen  enthalten  nur 
das  würtembergische,  hannoversche  und  k.  säch- 
sische Hausgesetz  ausdrückliche  Bestimmungen  über  den 
Gerichtsstand  der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  in  Ehe- 
scheidungssachen ^^). 


«)  üffenbach,  de  consil.  imp.  aul.  p.  84.  —  Siehe  dagegen  Moser, 
a.  a.  0.  S.  440.  —  Luther  selbst  wollte  bekanntlich  alle  geistliche  Ge- 
richtsbarkeit in  Ehesachen  abgeschafit  wissen:  Yon  Ehesachen  Tom.  VI. 
Wittenberg,  Fol.  257:  „Ich  wehre  mich  fast,  rufe  und  schreie,  man  soll 
solche  Sadien  der  weltlichen  Obrigkeit  lassen."  etc.  Siehe  Ludolf,  de  jure 
fem.  illustr.  P.  I,  §.  XX,  note  e,  p.  35. 

^)  Dies  geschah  noch  in  neuerer  Zeit  bei  der  Trennung  der  Ehe  des 
Prinzen  Gustav  von  Wasa  und  der  Prinzessin  Louise  von  Baden 
(1844);  auf  das  Ersuchen  beider  Theile  wurde  von  dem  Grossherzoge  Leo- 
pold von  Baden  als  erwählten  Schiedsrichter  ein  evangelisches  Consisto- 
rium niedergesetzt  und  dessen  ürtheile  behufs  der  Vollziehung  die  Geneh- 
migung ertheilt. 

")  Moser,  a.  a.  0.  S.  443  u.  f.  —  Ludolf,  a.  a.  0.  P.  I,  §.  XX 
p.  34.  —  Dabei  sorgte  man  in  gleicher  Weise  auch  für  weitere  Instanzen, 
wenn  Rechtsmittel  gegen  den  Ausspruch  gebraucht  werden  wollten.  —  Mo- 
ser, a.  a.  0.  445. 

")  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  65:  „Würden  bei  einem  Mit- 
gliede  des  k.  Hauses  Ehezwistigkeiten  entstehen,  so  sind  dieselben  von  dem 
einen  oder  andern  Theile  an  den  König  zu  bringen,  welcher  sie  beizu- 
legen suchen,  auch  nach  Befund  der  Umstände  ein  eigenes  Consistorium 


760       §•  ^^'  ^^°  ^®^  Hechten  des  SoaTerains  im  Allgememen. 

Dreizehnter  Abschnitt 

¥•■  dei  Rechte«  lies  SevTenins  eder  dem  ■•hcitsnchtci 
im  AUgeMemeH. 

§.  269. 

Von  den  Rechten  des  Souverains  im  Allgemeinen. 

Oberste  Eintheilung.     Wesentliche   und   ausserwesent- 

liche  Hoheitsrechte  (Regalien). 

I.  Obgleich  die  Staatsgewali  als  das  Herrscbeirecbt  i& 
Souverains  ihrem  BegriflFe  nach  untbeilbar  ist  (§.  51),  so 
äussert  sie  sieb  doch  tbeils  in  verschiedener  Weise,  tbeils  m 
verschiedenen  Beziehungen  thätig.  In  diesem  Sinne  kaos 
man  daher  aucb  von  einzelnen  in  der  Staatsgewalt  liegen- 
den Befugnissen  sprechen,  welche  (im  weiteren  SiDoe) 
Hobeitsrechte,  politische  Gewalten,  jura  majestatka 
oder  regalia  genannt  werden^). 

IL  Das  philosophische  Recht  kennt  anch  keine  an- 
deren  Hoheitsrechte   als  nur    absolut-wesentliche 


in  Beziehung  auf  die  Trennung  der  Ehe  niedersetzen  und  dessen  Ausspred 
zur  Richtschnur  der  dabei  betheiligten  Ehegatten  bestätigen  wird." 
(Vergl.  auch  oben  Note  6.)-  Hannover,  Hausges.  1836,  Cap.  IX,  §.  2: 
„Eheliche  Zwistigkeiten  im  k.  Hause  wird  der  König  beizulegen  suchen, 
oder  erforderlichen  Falls  zur  Untersuchung  einer  eigenen  ehegerichtlicbec 
Behörde  stellen,  deren  Urtheil  dem  Könige  zur  Bestätigung  ronnilegeii 
ist."  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  77,  a.  E;  „Zur  Entscheidang  von 
Eheirrungen  wird  der  König  in  vorkommenden  Fällen  jedesmal  ein  be- 
sonderes, dem  Erforderniss  entsprechend  bestalltes  Gericht 
niedersetzen." 

*)  Diese  Ausdrücke  werden  bei  den  älteren  Schriftstellern  meistens  als 
gleichbedeutend  gebraucht,  so  z.  B.  bezeichnen  sie  die  Kirchenhoheit 
als  potestas  civilis  oder  imperium  civile,  oder  als  jus  majestaticum  ^  cirev 
Sacra  u.  s.  w.  —  Hier  werden  mit  den  Bezeichnungen  „M&jestatsrechte, 
politische  Gewalten  und  Hoheitsrechte'*  verschiedene  Arten  der  Recht? 
des  Souverains  bezeichnet  (siehe  unten  §.  270,  V.).  Der  Ausdruck  „rejfofcr 
wird  fortan  nur  regelmässig  in  der  hier  unten  (Nr.  HL)  angegebeoea 
engeren  Bedeutung  gebraucht. 
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regalia  essentialia  ^  immanentia,  sive  majord),  d.  h.  nur  solche 
Befugnisse  des  Souverains,  welche  ihm  schon  vermöge  des 
Begriffes  als  Staatsherrscher  in  Bezug  auf  den  Staat  zu- 
kommen und  daher  auch  schon  im  Begriffe  der  Staats- 
gewalt selbst  liegen  und  durch  logische  Entwickelung  der- 
selben anerkannt  werden. 

in.  Das  positive  Recht  pflegt  aber  meistens  der  Staats- 
gewalt auch  noch  einige  besondere  Rechte  aus  besonderen 
positiven  (historischen)  Titeln  beizulegen.  Diese  sind  entweder 
solche  Rechte,  welche  das  Vorhandensein  eigenthtimlicher 
Verhältnisse  oder  Zustände  im  Staate»  voraussetzen,  sodann 
aber  ebenfalls  dem  Staatsherrscher  zufolge  des  Begriffes  der 
Staatsgewalt  unmittelbar  beigelegt  werden  müssen,  und  die 
man  desshalb  als  relativ-wesentliche  Hoheitsrechte  be- 
zeichnet^): oder  es  sind  solche  Rechte,  welche  an  sich  be- 
trachtet für  Privatrechte  zu  achten  wären,  aber  in  einem 
Staate  aus  Rücksicht  auf  den  materiellen  Nutzen,  welchen 
sie  gewähren,  der  Staatsgewalt  ausschliesslich  beigelegt 
worden  sind.  Diese  Rechte  werden  sodann  zufällige  Hoheits- 
rechte (regalia  non  essentialia^  accidentialia,  minora^  utilia)  auch 
Regalien  schlechthin  oder  im  engeren  Sinne  genannt. 

§.  270. 
Von    der  Eintheilung   der  wesentlichen  Hoheitsrechte. 

I.  Ueber  die  Eintheilung  der  wesentlichen  Hoheits- 
rechte (§.  269)  herrscht  eine  grosse  Verschiedenheit  der  An- 
sichten. 

n.  Die  älteste  Eintheilung  ist  die  rein  formale  Einthei- 
lang der  Staatsgewalt  in  gesetzgebende,  richterliche 
und  vollziehende  Gewalt,  die  sog.  Trias  poUtica  des 
Aristoteles,  welche  auch  noch  Montesquieu  und  Filan- 
gieri  beibehalten  haben.  Die  Unzulänglichkeit  dieser  Ein- 
theilung war  Ursache,  dass  man  immer  mehr  Gewalten  und 
Hoheitsrechte  erschuf,  ohne  über  das  Princip  der  Unterschei- 
dung derselben  im  Reinen  zu  sein.  Die  französischen  Schrift- 
steller   seit   der  Restauration  und    der   Einführung   der    con- 


*)  Siehe  unten  §.  273,  B. 
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stitntionellen  Monarchie  in  Frankreich,  wie  z.  B.  Benjamin 
Gonstant,  fügten  der  gesetzgebenden,  richterlichen  und  voll- 
ziehenden Gewalt  meistens  noch  eine  vierte  Gewalt  (sog.  pow 
voir  royat)  bei,  welche  sie  nicht  nur  von  der  vollziehenden  Ge- 
walt {pouvoir  administratif,  minüteriel)  unterscheiden,  sondern 
überdies  als  über  dieser  und  den  drei  erstgenannten  Gewalten 
stehend  und  dieselben  beherrschend  (daher  auch  sog.  pouvoir 
moddrateur)  darstellen^).  In  neuerer  Zeit  wird  gewöhnlieh  als 
eine  fünfte  Gewalt  noch  eine  Repräsentativ-Gewalt  (pow- 
voir  reprisentatif)  hinzugesetzt,  worunter  man  das  Recht  der 
Krone  begreift,  den  Staat  gegen  Aussen  zu  vertreten. 

ni.  In  Deutschland  schloss  man  sich  theils  mehr  oder 
minder  dem  Systeme  der  französischen  Publicisten  an,  theils 
betrat  man,  wie  Schlözer,  Pölitz  u.  A.,  einen  umgekehr- 
ten Weg  und  machte  den  Versuch,  die  Zahl  der  zu  unter- 
scheidenden Hoheitsrechte  einzuschränken  und  unterschied  nur 
eine  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt,  ohne 
jedoch  darum  im  Principe  klarer  zu  werden,  oder  diesen  Ver- 
such consequent  durchzuführen,  indem  man  sodann  meist 
zu  Subdivisionen  der  vollziehenden  Gewalt  schritt  und  letztere 
auf  verschiedene  Weise  in  richterliche  und  vollziehende  Gewalt 
im  engeren  Sinne,  in  strafende,  oberaufsehende,  repräsentative 
Gewalt,  Cameralgewalt  u.  s.  w.  zerlegte.  Noch  andere  haben 
sich,  wie  Krug, "^darauf  beschränkt,  der  Trias  polüica  des 
Aristoteles  noch  eine  vierte  Gewalt,  die  oberaufsehende, 
beizuftigen. 

IV.  Dagegen  trat  schon  früh  bei  den  vorzugsweise  der 
praktischen  Richtung  huldigenden  deutschen  Publicisten, 
1  wie  namentlich  bei  Moser,  Pütter,  Leist  und  Gönner, 
eine  materielle  Auffassung  d.  h.  die  Rücksicht  auf  die 
mögliclierf  ^ÖBj^kte  (Materien)  der  Hoheitsrechte  als  vorherr- 
schend hervor,  ohne  dass  jedoch  das  Verhältniss  dieses  Ge- 
sichtspunktes zur  aristotelischen  Lehre,  d.  h.  zur  formalen 
Eintheilung  überhaupt,  mit  der  gehörigen  Schärfe  hervorgeHoBen 
und  entwickelt  worden  wäre. 


*)  Hiervon  wird  unten  bei  DarsteUung  des  monarchischen  Princips  und 
der  sog.  fürstlichen  Prärogative  in  der  constitutionellen  Monarchie 
besonders  gehandelt 
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V.  Nach  der  dreifachen  Rücksicht  auf  das  Subjekt, 
die  O^j^kte  und  die  Thätigkeitsförmen  der  Staatsgewalt 
sind  jedoch  drei  Klassen  der  wesentlichen  Hoheitsrechte  zu 
unterscheiden,  welche  am  geeignetsten  I.  alsMajestätsrechte 
(Jura  majestatica),  11.  als  materielle  Hoheitsrechte  oder 
Hoheitsrechte  im  engeren  Sinne  (jura  suhUmia)  und  HL  als 
formelle  Hoheitsrechte  oder  als  politische  Gewalten 
(potestates  polüicae)  bezeichnet  werden.  ^ 

§.  271. 
L  Von  den  Majestätsrechten. 

L  Die  Majestätsrechte,  als  erste  Klasse  der  Befug- 
nisse aufgefasst,  welche  in  der  Souverainetät  liegen,  sind  die- 
jenigen Rechte,  welche  als  persönliche  Prädikate  des 
herrschenden  Subjektes  unmittelbar  wegen  seiner  Innehabung 
der  Staatsgewalt  erscheinen. 

n.  Entsprechend  dem  rechtlichen  Charakter  der  Staats- 
gewalt (§.  51)  ergeben  sich  als  Majestätsrechte  des  Souverains 
1)  die  UnVerantwortlichkeit ^),  2)  die  Heiligkeit^)  und 
3)  die  höchste  äussere  Würde  (Ehre)  oder  die  Majestät 
im  eigentlichen  (engeren)  Sinne  ^). 


*)  Durch  das  Prädikat  der  Unverantwortlichkeit  unterscheidet 
sich  der  Sou verain  wesentlich  von  dem  Präsidenten  einer  Kepublik. 

>)  Die  Heiligkeit  der  Person  des  Souverains  äussert  sich  praktiseh 
darin,  dass  Angriffe  auf  dieselbe  besonders  hoch,  als  Hochverrath  oder 
Majestätsbeleidigung  bestraft  werden.  Mitunter  pflegt  man  auch  die 
Heiligkeit  des  Souverains  als  ünverletzlichkeit  zu  bezeichnen. 
Mehrere  deutsche  Yerfassungsurkunden  enthalten  in  Bezug  auf  den  Souve- 
rain  ausdrücklich  die  Bestimmung:  „Seine  Person  ist  heilig  und  unverletz- 
lich." Z.  B.  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  H,  §.  1.  —  Baden,  V.-U.  1819, 
§.  5.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  4.  —  Grossherz.  Hessen,  V.-ü. 
1820,  §.  4.  ~  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  4  u.  s.  w. 

^)  Der  Majestätstitel  wird  übrigens  nur  von  Kaisern  und  Kö- 
nigen wirklich  geführt.  Bei  anderen  Monarchen,  welche  königliche 
Ehren  haben,  wie  die  Grossherzoge  und  Kurfürsten  des  ehemaligen  deut- 
schen Reiches,  ist  der  Titel  königliche  Hoheit  gebräuchlich;  bei  an- 
deren regierenden  Ftirsten  das  Prädikat  Hoheit  oder  Durchlaucht. 
Vergl.  oben  §.  120.  —  Ausdrücklich  spricht  von  „beleidigter  Majestät'* 
des  Grossherzogs,  das  Strafgesetzbuch  far  das  Grossherzogthum  Hessen, 
1841,  art  150. 
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ni.  Als  mit  dem  Begriffe  der  Sonverainetät  zugleich  ge- 
geben, werden  diese  persönlichen  Attribute  jedem  Staatsherr- 
scher  beigelegt,  welcher  Art  auch  die  Beherrschnngsform  des 
Staates  sein  mag.  Sie  kommen  daher  in  einer  Demokratie 
nicht  minder  dem  sonverainen  Volke  zu,  als  dem  Herrscher  in 
einer  Monarchie^). 

IV.  Die  Eigenthttmlichkeit  der  vorgenannten  Majestäts- 
rechte besteht  darin,  dass  sie  nicht,  wie  die  übrigen  Hoheits- 
rechte, m  den  Formen  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung 
ausgeübt  werden,  sondern  nur  als  höchst  persönliche  Qualifica- 
tionen  des  herrschenden  Subjekts  in  demselben  (wie  die  Ur- 
rechte im  Individuum)  verletzt,  d.  h.  strafbare  Angriffe  auf 
dieselben  unternommen  werden  können^). 

§.  272. 

n.  Von  den  materiellen  Hoheitsrechten. 

a)  Deren  Eintheilung.  Innere  und  äussere  Hoheitsrechte. 

I.  Nimmt  man  bei  der  Eintheilung  der  Rechte  der  Staats- 
gewalt auf  die  Gegenstände  (Objekte,  Materien)  Rücksicht, 
in  Bezug  auf  welche  sie  thätig  wird,  so  kann  und  muss  man 
so  viele  Hoheitsrechte  unterscheiden,  als  es  Gegenstände, 
d.  h.  Verhältnisse  im  Staate  und  im  Volksleben  gibt,  welche 
politische  Bedeutung  haben  können,  und  hiermit  ist  der  Be- 
griff der  materiellen  Hoheitsrechte  als  der  Hoheits- 
rechte in  gegenständlicher  Beziehung  von  selbst  gegeben. 

IL  Jene  Verhältnisse  können  aber  auf  zwei  grosse  Klassen 
gebracht  werden,  nämlich:  1)  Rechtsverhältnisse  des  inneren 
Staatslcbens  d.  h.  Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Staats- 
herrscher und  den  Unterthanen,  und  2)  Rechtsverhältnisse 


♦)  Bei  der  Demokratie  ist  es  schon  physisch  unmöglich,  den  Souverain 
(das  soiiveraine  Volk)  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Auch  ist  die  Idee  der 
Ms^estät  historisch  von  der  römischen  Republik  (Majestas  papuli  Romam) 
auf  die  Monarchie  übergegangen.  (Vergl.  die  Lex  Cornelia  und  die  Ltx 
JuUa  Majestatis.) 

^)  Daher  hat  auch  der  Souverain  nicht  sowohl  die  Magest&t,  dieün- 
Verantwortlichkeit  und  Unverletzlichkeit,  wie  er  z.  B.  die  Gerichtsbarkeit 
u.  dergl.  hat,  sondern  er  ist  und  hei s st  die  Migestat,  er  ist  heilig  oder 
unverletzlich  und  unverantwortlich. 
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des  äusseren  Staatslebens,  d.  h.  Rechtsverhältnissse  zwischen 
der  Staatsregiernng  und  auswärtigen  Staaten.  Dem- 
nach theilen  sich  die  materiellen  Hoheitsrechte  naturgemäss 
in  innere  und  in  äussere  Hoheitsrechte. 

§.  273. 
b)   Uebersicht  der  inneren  Holieitsrechte. 

I.  Die  inneren  Hoheitsrechte  (jura  aublimia  interna)  sind     • 
entweder  absolut  oder  relativ  wesentliche,  je  nachdem  • 
die  politischen  Verhältnisse,   auf  welche  sie  sich  beziehen,  in 
keinem  Staate  fehlen  können  oder  nur  zufällig  (historisch)  in 
gewissen  Staaten  vorkommen  (§.  269). 

IL  Die  absolut  wesentlichen  jEoheitsrechte  zerfallen 
sodann  wieder  in  ursprüngliche  (primäre)  oder  abgelei- 
tete (secundäre)  Hoheitsrechte,  je  nachdem  sie  mit  dem  Be- 
griffe und  dem  Zwecke  des  Staates  unmittelbar  gegeben 
sind,  oder  nur  mittelbar  aus  dem  Staatszwecke  fliessen,  und 
sich  selbst  als  Mittel  fUr  die  praktische  Ausübung  der  ur- 
sprünglichen wesentlichen  Hoheitsrechte  darstellen. 
A)  Als  absolut  wesentliche  Hoheitsrechte  sind  zu  er- 
achten, und  zwar: 
I.  als  ursprüngliche    absolut  wesentliche  Hoheits- 
rechte: 

1)  Die  Gebietshoheit  (jus   sublime  in  territorium,  unpas-     * 
send  auch  von  Vielen  das  Obereigenthum  des  Staates 
genannt),    als  Inbegriff  der  Befugnisse  der  iStaatsgewalt 
über  das  Staatsgebiet. 

2)  Die  Justizhoheit  oder  nach  älterem  Sprachgebrauche 
Gerichtsbarkeit  (jurisdictio)^  auch  häufig  sog. richter- 
liche   Gewalt^),   als    Inbegriff  der  Hohfeitsrechte    des 


1)  Im  positiyen  deutschen  Staatsrechte  bezeichnete  man  zur  Beichszeit 
die  JuBtizhoheit  (Justizgewalt)  des  Kaisers  und  der  Landesherren  durch- 
gängig als  Gerichtsbarkeit  (jurisdictioj,  siehe  oben  §.  84,  103;  die 
philosophische  Schule  brachte  dagegen  die  Bezeichnung  ,, richterliche 
Gewalt"  in  Uebung.  Der  Streit  darüber,  ob  diese  letztere  Bezeichnung 
überhaupt  eine  richtige  sei,  weil,  wie  z.  B.  von  Rotteck,  Vemunftrecht  II, 
p.  205,  dagegen  geltend  machte,  dass  Richten  nur  eine  Denkfunktion 
sei,  oder  ob  dieselbe  unter  die  materiellen  oder  unter  die  formalen 
Hoheitsrechte    (die  oigontlichen    politischen   Gewalten)   zu  rechnen, 
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Staatsherrschers  hinsichtlich  der  Orttndung^  Erhaltang  und 

/Handhabnng  eines  gemeinen  Rechtsznstandes  (Jus  com- 
mune) durch  eine  wohlgeordnete  Rechtspflege  mit  der 
Unterabtheiinng  in  Ciyiljnstizhoheit  nnd  Criminal- 
jnstizhoheity  einschlttssig  der  sog.  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit^). 
3)  Die  Polizeihoheit  (jus  poUtiae)  als  die  Befngniss  der 
Staatsgewalt;  Gutes  schaffend,  befördernd  nnd  ttber- 
wachend  und  Nachtheiliges  verhütend,  für  allseitige 
Entwickelnng  der  nationalen  Kräfte  und  Befiiedigang  der 
Yolksmässigen  Bedürfiiisse  zu  wirken,  mit  der  Unterab- 
theilung in  die  beiden  Hauptklassen:  1)  Sicherheits- 
oder Rechts-Polizei  und  2)  Cultur-Polizei,  letztere 
mit  vielfachen  Unterarten,  nach  der  Verschiedenheit  der 
hierher  gehörigen  Gegenstände^). 


oder  ob  sie  als  eine  selbstständige  politische  Gewalt,  oder  als  eine  Fonk- 
tion  der  y  ollziehenden  Gewalt  aufzufassen, oder  ob  sie  unter  der  Gerichts- 
barkeit begriffen  und  gleichbedeutend  mit  Jnstizhoheit ,  oder  ob  sie  Ton 
derselben  zu  unterscheiden  und,  was  wohl  das  Richtigste  ist,  auf  den  Be- 
griff der  Rechtsprechung  zu  beschränken  sei,  darf  als  ein  reiner 
Schulstreit  (und  zum  Theile  Wortstreit)  füglich  hier  bei  Seite  gelassen 
werden.  Praktische  Bedeutung  hat  nur  aUein  die  Frage,  ob  die  eigentliche 
Rechtsprechung,  nämlich  die  richterliche  Entscheidung  der  einzeben 
Fälle  in  Justizsachen,  ein  persönliches  Recht  des  SouTerains  sei, 
d.  h.  ob  der  Souverain  ein  Selbstentscheidungsrecht  in  Justiz- 
sachen habe;  und  diese  Frage  ist  nach  der  Verschiedenheit  der  Staats- 
formen (ob  autokratische  oder  beschränkte,  insbesondere  constitutioneile 
Monarchie,  oder  Republik),  und  zum  Theile  selbst  nach  einzelnen  YeifiS' 
sungsurkunden  und  Hausgesetzen  auch  verschieden  zu  beantworten.  Siehe 
oben  §.  267,  V,  §.  268  H.  u.  unten  §.  276,  I,  3. 

^)  Der  reinen  Theorie  nach  möchte  die  sog.  freiwillige  Gerichts- 
barkeit, als  eine  beurkundende  und  vorsorgliche  Thätigkeit  der  Staatsge- 
walt zur  Verhütung  künftiger  Rechtsstreitigkeiten,  wohl  richtiger  ihre  Stel- 
lung unter  der  Polizeihohelt  finden.  Allein  im  praktischen  deutschen 
Staatsrechte  ist  dieselbe,  wie  auch  der  Name  anzeigt,  stets  als  ein  Ansflnss 
der  Justizhoheit  des  Staates  betrachtet  und  auch  von  jeher  die  Lehre  von 
der  Vormundschaft  und  dergl.  Instituten,  worin  sich  die  Vorsorge  der 
Staatsgewalt  über  schutzbedürftige  Individnen  in  rechtlicher  Beziehnng 
äussert,  als  Theil  des  Givilrechts  von  der  deutschen  Reditswissenschaft  be- 
handelt worden. 

3)  Hierher  gehören  als  Unterarten  die  mitunter  als  besondere  Hoheits- 
rechte aufgeführten  sog.  Erziehungs-  und  Unterrichtshoheit-,  Berg-,  Forst-, 
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4)  Die  Privilegienhoheity  als  die  BeAigniss  der  Staats- 
gewalt; besondere  Rechtszustände  (jura  singularia)  für 
gewisse  Personen  und  Sachen  oder  ganze  Klassen  der- 
selben zu  gründen  4). 
II.  Die  abgeleiteten  absolut-wesentliichen  Hoheits- 
rechte sind: 

1)  Die  Finanzhoheit  oder  auch  sog.  Fiskalhoheit  als 
die  Befugniss  der  Staatsgewalt  zur  Erwerbung,  Erhaltung 
und  Verwaltung  eines  öffentlichen  Vermögens  und  über- 
haupt zur  Geltendmachung  der  Vermögensrechte  des 
Staates  als  Mittel  für  die  Bedürfnisse  des  Staates,  wovon 
eine  Unterart,  das  Nothrecht  (Jus  eminens)^  auch  sog. 
Machtvollkommenheit  des  Staates  ist. 

2)  Die  Landesdiensthoheit  mit  den.Unterarten  Militär- 
hoheit, Aemterhoheit  und  Recht  der  gemeinen 
Landfolge. 

B)  Als  relativ  wesentliche  Hoheitsrechte  kommen  in  den 
deutschen  Staaten  vor: 

1)  die  Lehenshoheit, 

2)  die  Kirchenhoheit  und 

3)  in  den  constitutionellen  Monarchieen  die  fürstliche 
Prärogative. 

§.  274. 

c)  Uebersicht  der  äusseren  Hoheitsrechte. 

Auch  hinsichtlich  der  äusseren  Hoheitsrechte  kann  man 
solche  unterscheiden,  deren  Zuständigkeit  unmittelbar  aus  dem 
Begriffe  des  Staates  und  der  Staatsgewalt  selbst  fliesst,  und 
solche,  welche  einem  Staate  gegen  andere  Staaten  nur  in 
Folge  specieller  (historischer)  Titel  zustehen.  Zu  den  erste- 
ren  gehören: 

1)  das  Gesandtschaftsrecht  (jus  Ugationum)\ 

2)  das  Recht  der  Bündnisse  und  Staatsverträge  jeder 
Art  (Ju8  foederum)]  und 

Jagd-,  Wasserr,  Brücken-,  Deich-  und  Straasenbanhoheit^  Feuerpolizeihoheit, 
Industrieconcessionshoheit,  das  sog.  Münzregal  u.  s.  w. 

4)  Hierher  gehören  auch  das  Recht  der  Begnadigung,  der  Standes- 
erhöhung,  Ordens-,  Titel-  und  Worden-  oder  sonstigen  Bekorationsver- 
leihungen  etc. 
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3)  das  Rüstniigs-  und  Eriegsrecht  {jus  armarum  et  beüi) 
als  die  Befugniss  znr  SelbstvertheidigUBg  und  Selbsthilfe 
mit  bewaffneter  Macht;  sowie 

4)  ttberhanpt  alle  Befugnisse,  welche  einem  souverainen  Staate 
nach  dem  allgemeinen  Völkerrechte  in  den  möglichen 
Yerkehrbeziehungen  zu  den  anderen  Staaten  zustehen.' 

Auf  besonderen  historischen  Titeln  beruhende  Staatsberech- 
tigungen gegen  auswärtige  Staaten  sind: 

1)  die  sog.  Staatsservituten; 

2)  die  Lehensherrlichkeit  {suzeraineti)  eines  Staates 
über  einen  anderen;  und 

3)  die  Schirmherrlichkeit  oder  das  Protektorat 
Diese  beiden  letzteren  Arten  der  Staatsberechtigungen  hab^ 

gegenwärtig  in  den  deutschen  Bundesstaaten  keine  praktische 
Bedeutung  *). 

§.  275. 
ni.   Von  den   formellen  Hoheitsrechten  oder  den  po- 
litischen  Gewalten.     Gesetzgebende,  und   vollziehende 

Gewalt. 

I.  Mit  den  materiellen  Hoheitsrechten  sind  jene  Grundrer- 
hältnisse  des  öffentlichen  Lebens  angegeben ,  auf  welche  die 
Staatsgewalt  ihrem  Begriffe  nach  einwirken  muss.  Die  Art 
und  Weise  aber,  d.  h.  die  Form,  in  welcher  die  Staatsgewalt 
auf  diese  Grundverhältnisse  einwirken  kann,  ist  der  Natur  der 
Sache  nach  und  wesentlich  nur  eine  zweifache:  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung.  Es  gibt  daher  auch  in  Wesen- 
heit nur  zwei  formelle  Hoheitsrechte  oder  politische  Ge- 
walten, nämlich  die  gesetzgebende  und  die  yoH- 
ziehende  Gewalt  (pouvoir  Ugütatif  et  pouvoir  administratif). 

U.  Ueberdies  kann  der  Natur  der  Sache  nach  diese  zwei- 
f  a<5he  Thätigkeitder  Staatsgewalt  in  der  Form  der  Gesetzgebung 

1)  Ueber  die  Nichtanerkennung  eines  Lehensverbandes  eines  deutschen 
Bundesstaates  gegen  einen  anderen  Staat,  s.  oben  §.  259.  —  Ein  Protek- 
toratSYerhSItniss  bestand  über  einen  Theil  der  deutschen  Staaten  während 
der  Rheinbundszeit  Rheinbundsakte,  v.  12.  Juli  1806,  artXU:  ,,Sa 
Majestä  r£mpereur  des  Fran^ais  sera  proclam^  Protecteur  de  la  Con- 
fi§d^ration;  et  en  cette  qualit^,  au  d4c6s  de  chaque  Prince-Primat,  il  en 
nommera  le  successeur." 
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und  Vollziehung  nnr  bei  den  inneren  Hoheitsrechten  (§.273) 
stattfinden 0;  bei  den  äusseren  Hoheitsrechten  kann 
aber  die  Staatsgewalt  nur  allein  in  einer  Form,  nämlich  nur 
als  vollziehende  Gewalt,  thätig  sein,  da  kein  Staat  der 
gesetzgebenden  Gewalt  eines  anderen  Staates  eine  Ein- 
wirkung auf  sich  gestatten  könnte,  ohne  eben  hierdurch  seine 
Souveräinetät  aufzugeben. 

§.  276. 

Die     Thätigkeitsformen     der     vollziehenden     Gewalt. 

Oberaufsichts-,  Verordnungs-,  Entscheidungs-  und 

Staatsvertretungsrecht  (Repräsentativgewalt). 

I.  Die  Staatsverwaltung  oder  die  vollziehende 
Gewalt  äussert  ihre  Thätigkeit  in  den  Beziehuugen  des  in- 
neren und  äusseren  Staatslebens  nach  Verschiedenheit  der 
Fälle  in  mehrfachen  Formen:  nämlich 

1)  entweder  beobachtend  oder  beaufsichtigend, 
indem  die  Eenntnissnahme  von  den  Bedürfuissen  und  Vor- 
gängen in  den  einzelnen  Kreisen  des  Staatslebens  die  Be- 
dingung alles  positiven  Wirkens  und  Eingreifens  der  Staats- 
gewalt Überhaupt  ist.  In  dieser  Richtung  ihrer  Thätigkeit 
aufgefasst,  wird  die  vollziehende  Gewalt  als  Recht  der  Ober- 
aufsicht, jus supremae  inapectionis,  auch  alsoberaufsehende 
Gewalt  bezeichnet 0. 


^)  Jedes  materielle  innere  Hoheitsrecht  kann  daher  definirt  werden 
als  das  Recht  der  Gesetzgebung  und  Vollziehnng  in  Bezug  auf  das  Ob- 
jekt desselben,  z.  B.  die  Justizhoheit  als  das  Recht  der  Gesetz- 
gebung und  Vollziehung  in  Justizsachen  u.8.  w.  Uebrigens  muss 
selbst  hier  nicht  immer  nothwendig  die  doppelte  Thätigkeit  der  Staats- 
gewalt stattfinden;  so  z.  B.  können  Privilegien,  welche  nur  für  gewisse 
einzelne  Fälle  zu  wirken  bestimmt  sind,  wie  z.  B.  Moratorien,  Erfindungs- 
patente, Privilegien  gegen  Nachdruck,  von  dem  Souverain  als  Inhaber  der 
vollziehenden  Gewalt  einseitig  (ohne  Mitwirkung  der  Landstände)  ertheilt 
werden ,  sofern  die  Verfassung  nicht  ausdrücklidi  die  Ertheilung  derselben 
nur  allein  im  Wege  der  Gesetzgebung  gestattet. 

*)  Der  Streit  darüber,  ob  die  sog.  oberaufsehende  Gewalt  nicht 
etwa  vielmehr  als  eine  besondere,  der  vollziehenden  coordinirte  Gewalt 
aufgegeben  werden  soUe,  ist  jedenfalls  ganz  unfruchtbar,  da  die  Staats- 
gewalt doch  in  keinem  Falle  in  anderer  Weise  als  durch  die  Organe  der 
vollziehenden  Gewalt  Aufsicht  üben  kann. 

Z  9  p  fl ,  Staatsrecht.   6.  Aafl.  I.  0  49 
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2)  Von  der  yollziehenden  Gewalt  gehen  anch  alle  An- 
ordnungen oder  Verfttgnngen  ans,  welche  nothwendig 
sindy  nm  den  Vollzug  der  Gesetze  zn  sichern  nnd  den  Recfata- 
znstand,  die  öffentliche  Ordnung  nnd  Wohlfahrt  unt^  dem 
Drange  der  wechselnden  Erscheinungen  des  Staatslehens  zn 
erhalten  und  zu  fördern.  Diese  Thätigkeit  der  YoUzi^enden 
Gewalt  pflegt  man  das  Verordnungsrecht  zu  nennen^. 

3)  In  der  vollziehenden  Gewalt  liegt  femer  das  Ent- 
scheidungsrecht ttber  die  Subsumtion  der  einzelnen  Fälle 
unter  die  Gesetze  und  andere  feststehende  allgemeine  Gnmd- 
Sätze.  Sonach  ist  nicht  nur  die  Entecheidung  in  Administrativ- 
und  Polizeisachen  sondern  auch  die  Rechtsprechung  in 
Justizsachen^)  oder  die  sog.  richterliche  Gewalt^)  an 
sich  betrachtet  und  nach  dem  geschichtlichen  Entwickelungs- 
gange  des  Staatslebens  ursprünglich  eine  Thätigkeitsform  der 
vollziehenden  Gewalt*^).  Daher  wird  auch  noch  heut  zn  Tage 
in  allen  Monarchien,  absoluten  wie  constitntionellen,  die  €re- 
richtsbarkeit  oder  Rechtshandhabnng  als  von  der  Krone  aus- 
gehend betrachtet®),  wenngleich  aus  Rücksicht  auf  die  Sicher- 
stellung der  individuellen  Freiheit  die  Rechtsprechung  in 
Justizsachen  durch  die  Verfassung  den  Verwaltungs-  nnd  Po- 
lizeibehörden, sowie  der  persönlichen  Einwirkung  des  Souve- 
rains  entzogen  und  an  besondere  hiervon  unabhängig  erklärte 
Behörden,  die  Gerichte,  verwiesen  worden  ist 

4)  Der  vollziehenden  Gewalt  liegt  endlich  die  Voll- 
streckung  oder  Vollziehung  im    engeren   buchstäblichen 

<)  Von  dem  unterschiede  zwischen  Gesetz  und  Verordnung  vird 
unten  §.  438  besonders  gehandelt 

3)  Siehe  über  den  Begriff  von  Justizsachen  unten  §.  450. 

«)  Siehe  oben  §.  278  Note  1. 

B)  Aus  der  Geschichte  der  Staatenbildung  ergibt  sich  deutlich,  dass  bei 
patriarchalischen  und  verwandten  Zuständen  Könige  und  andere  Obrig- 
keiten gerade  darum  eingesetzt  wurden,  um  Richter  zu  haben.  So  wurde 
auch,  nicht  nur  nach  mittelalterlicher  Ansicht  (Sachsenspiegel  IIL  52, 
§.  2),  sondern  bis  zur  Auflösung  des  Reiches  der  deutsche  König  oder 
Kaiser  als  oberster  gekomer  Richter  bezeichnet,  siehe  oben  §.  84,  IIL3. 
Unverkennbar  wird  in  jeder  Autokratie  das  Recht  des  Riditens  von  dem 
Subjekte  der  vollziehenden  Gewalt  als  Bestandtheil  derselben  in  Anspruch 
genommen.  Davon,  wie  dieses  Recht  des  Richtens  von  den  römischen  Im- 
peratoren ausgeübt  wurde,  enthält  das  Corpus  juris  massenhaft  Zeugnisse; 

0)  Siehe  unten  §.  448. 
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Sinne  ob;  d.  h.  sie  hat  die  erforderlichen  nnd  gesetzmässigen 
Zwangsmittel  zur  Anwendung  tu  bringen ^  sofern  nicht  den. 
Cresetzen;  richterlichen  UrtheOen  nnd  ihren  eigenen  Anord* 
nnngen  Gehorsam  geleistet  wird. 

U.  In  Bezug  auf  die  Verhältnisse  des  äusseren  Staats- 
lebens  äussert  sich  die  vollziehende  Gewalt  als  das  Recht  der 
Staatsvertretungy  woflir  in  der  neueren  Zeit  der  Ausdruck 
,,Bepräsentatiygewalt^'  üblich  geworden  ist 


Vierzehnter  Abschnitt. 

Vm  der  BeeBtUgiiig  der  SraTeninetät. 

§.  277. 

Von   der  Beendigung  und  dem  Verluste   der  Souve- 
rainetät  im  Allgemeinen. 

Die  möglichen  Beendigungsarten  der  Souverainetät  sind 
in  den  deutschen  monarchischen  Staaten/  abgesehen  von  dem 
Tode  des  StaatsherrscherS;  fremder  Eroberung  und  frei- 
williger Abtretung  des  Landes  an  einen  anderen  Souve- 
rainO-'  1)  die  Thronentsagung  des  bisherigen  Souverains; 

2)  die  Entsetzung  desselben  Yon  der  Regierung  durch  einen 
Beschluss  der  Agnaten  wegen  absoluter  Regierungs- 
nnfähigkeit   oder   Missbrauches    der   Staatsgewalt; 

3)  die  Entthronung  durch  eine  Revolution. 

§.  278. 
I.   Von  der  Thronentsagung  insbesondere. 

I.  Durch  die  Thronentsagung  (Abdankung,  abdicatiOf 
resignatio)  als  freiwillige  Verzichtleistung  des  bisheri- 
gen Souverains  auf  die  fernere  Regierung  wird  die  Thronfolge 
ganz  in  gleicher  Weise,  wie  durch  das  Ableben  des  Souverains, 
erö£fnet  (sog.  anticipirte  Thronfolge). 


0  Die  Orondsfttze  des  deutschen  Bundesrechtes  aber  die  Abtretang  yon 
Bundesl&ndem  an  andere  Souveraine,  s.  oben  §.  117. 
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n.  Die  Thronentsagang  steht  ansschliesslich  in  dem  freien 
Entschlüsse  des  Souverains.  Einer  Einwilügang  der  Agnats 
oder  der  Landesyertretnng  bedarf  es  dazn  nicht  ^}. 

m.  Die  Thronentsagung  schliesst  den  resignirenden  Mon- 
archen regehnässig  fUr  alle  Zukunft  von  der  Regierung  aus^, 
sofern  nicht  bei  derselben  ein  besonderer  Vorbehalt  der  Wie- 
derübemahme  in  einem  bestimmten  Falle  gemacht  worden  ist'). 

IV.  Will  der  Souverain  einer  erblichen  Monarchie  nicht 
nur  für  seine  Person,  sondern  für  die  ganze  Familie  der  Krone 
entsagen,  so  ist  dazu  die  Zustimmung  aller  derjenigen  Fami- 
lienglieder erforderlich,  welche  bereits  erworbene  Rechte  auf 
die  Thronfolge  haben  ^). 

V.  Regelmässig  behält  der  resignirende  Souverain  die  bis- 
her geftihrten  Titel;  in  jedem  Falle  aber  die  Eigenschaft  emes 
Mitgliedes  des  regierenden  Hauses  und  alle  hiervon  ab- 
hängigen Rechte. 

§.  279. 

n.   Von  der  Entsetzung  des  Souverains  von  der  Re- 
gierung durch  Beschluss  der  Agnaten  wegen  Unfähig- 
keit oder  wegen  Missbrauches  der  Staatsgewalt^). 
1)  Allgemeine  Grundsätze. 

I.  Nach  Analogie  der  Qrundsätze  über  den  Ausschluss  ab- 
solut Unfähiger  von  der  Thronfolge  hat  man  es  von  jeher  in 

«)  El  über,  öffenü.  Recht,  §.  256,  hat  das  Gegentheil  ans  dem  Grunde 
behauptet,  weil  das  Regieren  eine  yertragsmässig  vom  Soirreraiii  öbe- 
nommene  Pflicht  sei.  AUein  diese  Behauptung  beruht,  abgesehen  y<» 
der  im  deutschen  Staatsrecht  unzulässigen  Einmischung  der  Bonsseaa- 
sehen  Staatsvertragstheorie ,  auf  einer  unrichtigen  YorsteUung  yon  der 
Herrscherpflicht.  Diese  besteht  nur  darin,  verfassungsmässig  zu 
regieren,  und  ist  der  Natur  der  Sache  nach  an  die  Voraussetzung  geknüpft^ 
dass  der  zur  Regierung  Berufene  von  seiner  Berechtigung  Gebrauch 
machen  will.  —  Vergl.  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  147,  §.  247.  — 
Weiss,  Staatsr.  §.  266.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.,  2.  Aufl.,  §w  8i,  L 
—  J.  Held,  System  des  Yerf.-Rechts,  Bd.  H,  S.  295  flg. 

*)  „In  dubio  ad  jura  renunciata  non  datur  regressus.^'  Vergl.  II.  Fead.84. 

')  £in  seltenes  Beispiel  der  Wiederübemahme  der  Regierung  nach  der 
Resignation  findet  sich  in  Spanien,  unter  E.  Philipp  Y.  1724. 

«)  Hugo  Qrotius,  de  Jure  B.  et  P.  Lib.  ü.  cap.  VE,  §.  26- 

«)  Moser»  persönl.  Staatsr.  I,  666  u.  f.  —  Elttber,  öffentl.  Becht, 
§.  247,  Note  b,  IV,  und  §.  256.  —  Manrenbrecher,  Staatsr.,  f.  147.  - 
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dem  deatflchen  Staatsrechte  als  ein  Becht  der  fttrsttichen 
Agnaten  betrachtet ,  die  Entsetzung  des  regierenden  Herrn 
von  der  Landesregierung  durch  einen  Familienbeschluss  aus- 
zusprechen, wenn  sich  eine  absolute  Unfähigkeit  desselben 
nach  der  Uebemahme  der  Regierung  zeigen  sollte^  so  wie  auch 
in  den  Fällen  einer  eintretenden  geringeren  sog.  relati- 
ven Unfähigkeit,  die  Einrichtung  einer  Regierungsvor- 
mundschaft zu  vel-anlassen  ^). 

n.  Insbesondere  wurde  von  jeher  der  Missbrauch  der 
Staatsgewalt  als  eine  Thatsache  betrachtet ,  wodurch  sich 
entweder  eine  absolute  oder  relative  Begierungsunfähigkeit 
kundgibt.  Zu  dieser  Auffassung  musste  man  um  so  mehr  ge- 
langen, als  es  kein  Becht  der  Bestrafung  eines  Souverains  gibt^). 

IIL  Wie  gross  und  welcher  Art  aber  der  Missbrauch  der 
Regierungsgewalt  sein  mtlsse,  damit  die  Agnaten  sich  ftir 
rechtlich  befugt  halten  können,  eine  formliche  Entsetzung 
des  regierenden  Herrn  von  .  der  Begierung  auszusprechen, 
und  somit  denselben  für  absolut  regierungsunfähig  zu  er- 
klären, lässt  sich  im  Allgemeinen  nicht  näher  bezeichnen, 
als  dass  hierzu  eine  solche  fortgesetzte  Handlungsweise 
des  Flirsten  vorausgesetzt  wird,  welche  unzweifelhaft  erkennen 
lässt,  dass  er  sich  nicht  zu  einer  ordnungsmässigen  Begierung 


Weiss,  Staatsr.  §.  2G6.  —  Zachariae,  dent  Staatsr.  2.  Aufl.,  §.  84,  ü. 
—  Vergl.  F.  E.  von  Strombeck,  was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste 
Staatsgewalt  dem  Zwecke  des  Staatsverbandes  entgegenhandelt?  Braunschw. 
1830.  (4.  Aufl.  1832).  ~  Yergl.  die  Bemerkungen  hierüber  von  E.  R  Jür- 
gens, in  der  Schrift:  aber  die  Nothwendigkeit  durchgreifender  Beformen 
bei  der  gegenwärtigen  Lage  Deutschlands.  Braunschw.  1831.  —  Meine 
Schrift:  die  Eröfihnng  der  legitimen  Thronfolge  als  rechtliche  Folge  des 
Missbrauches  der  Staatsgewalt  Heidelberg  u.  Leipzig,  1833. 

^)  Siehe  oben  §.  240  u.  f.  —  In  neuerer  Zeit  haben  mitunter  Souye- 
raine  bei  vorgerückten  Jahren  den  Thronfolger  als  Mitregenten  erklärt, 
und  diesem  die  wesentlichsten  Kegierungsgeschäfte  übertragen.  Welche 
Kegentenhandlungen  hiemach  der  bisherige  Souverain  noch  selbst  vorneh- 
men kann,  hängt  von  den  bei  der  Einrichtung  der  Mitregentschaft  ge- 
machten Vorbehalten  ab. 

')  Siehe  oben  §.  267,  lY.  —  Viele  wollen  in  dem  Missbrauche  der 
Staatsgewalt  einen  stillschweigenden  Verzicht  des  Fürsten  auf  (ver- 
fassungsmässiges) Begierungsrecht  sehen.  Es  ist  dies  aber  eine  jener  eben 
so  unrichtigen  als  nnnöthigen  Fiktionen  im  Staatsrechte,  welche  überall 
mehr  verwirren  als  erklären. 
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verpflichtet  betrachtet,  und  wodurch  er  sich  zugleich  Aber  die 
gesetzlichen  Schranken  hinwegsetzt,  welche  die  Unabhängigkeit 
der  Gerichte,  die  Landstände  und  die  Verantwortlichkeit  der 
Minister  in  einem  wohlgeordneten  Staate  gegen  fürstliche  Will- 
ktihr  bilden  sollen,  so  dass  also  der  Fürst  die  Garantien  der 
bttrgerlichen  Freiheit  und  des  Rechtszustandes  im  Staate  ohne 
weitere  Möglichkeit  einer  yerfassungsmässigen  Vertheidigong 
vernichtet  hat. 

IV.  Das  Recht  der  fürstlichen  Agnat en,  unter  solchen 
Verhältnissen  bis  zur  förmlichen  Entsetzung  des  regie- 
renden Herrn  vorznschreiten ,  kann  als  ein  fundamental- 
herkömmliches in  Deutschland  bezeichnet  werden.  Es 
findet  sich  schon  in  dem  ältesten  Hausgesetze  anerkannt, 
welches  bis  jetzt  in  Europa  bekannt  geworden  ist^  nftmlieh  m 
dem  Hausgesetze  des  Kaisers  Ludwig  des  Frommen  vom 
Jahre  817 «).  Mit  BeruAing  auf  dieselben  Grundsätze  wurde 
im  Jahre  1606  von  den  Agnaten  des  Hauses  Oesterreich  sogar 
die  Absetzung  des  Kaisers  Rudolph  H.  ausgesprochen,  und 
der  Erzherzog  (nachher  Kaiser)  Matthias  zum  regierendea 
Fttrsten  erklärt^).    Das  neueste  durch  die  Anerkennung  des 

*)  Divisio  imperii  Ludovid  Imp.  inter  filios  saos  a.  817,  c.  10,  bei 
Pertz.  Mon.  Germ.  Tom.  Leg.  I,  p.  199:  „Si  autem .  .  .  eyenerit,  nt  aliqnis 
illorum  (sc.  filiorum)  ...  aut  divisor  aut  oppressor  ecclesiarom  et  panpe- 
mm  extiterit,  aut  t y rann i dem,  in  qua  omnis  crudelitas  consistit,  eier- 
cuerit,  primo  secreto  secundum  Bomini  praeceptum  per  fideles  legatos  aemd 
bis  et  ter  de  sua  ementatione  commoneatur,  ut  si  bis  renisus  fiierit»  aooes- 
Situs  a  fratre  coram  altero  fratre  patemo  et  fratemo  amore  moneaUir  et 
castigetur.  Et  si  hanc  salubrem  admonitionem  penitus  spreverit,  com- 
muni  omnium  sententia  (Familienbeschluss  der  Agnaten)  quid  de  iUo 
agendum  sit,  decernatur,  ut  quem  salubris  ammonitio  a  nefuidia  actibos 
revocare  non  potuit,  imperialis  potentia  communis que  omnium  sen- 
tentia cocrceat'^ 

")  Vergl.  die  Urkunde  bei  Dumont  T.  V.  p.  2,  p.  68:  „Com  renoB 
praesentium  deplorato  statu  .  ,  .  oonstat,  S.  C.  Migestatem,  Dominum  et 
fratrem  nostrum  obsenrandum  ex  quadam  animi  indispositione  et  in- 
firmitate,  quae  sua  pericnlosa  intervalla  babet,  in  gubematione 
regnorum  .  .  .  minus  sufficientem  et  idoneum  esse,  ita  ut  üaa  Deo 
sibi  commissis,  eo  quo  par  est  modo  prae  esse  nequeat . . .  Nos  Mathiajs, 
Maximilianus,  etc.  etc.  fratres  et  patrueles  ingenti  dolore  per- 
moti  .  .  .  nullum  aliud  remedium  praesentius  esse  oomperimus,  quam 
ut.. .  hactenus  laudabili  a  majoribus  nostris  conserTata  eonane- 
tudine  . . .  Caput  nobis  et  Columen  domus  nostrae.. .  religamus,  etc. 
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deutschen  Bundes  sanktionirte  Beispiel  bildet  die  unter 
Berufung  auf  das  deutsche  Herkommen  verfllgte  Absetzung  des 
Herzogs  Karl  von  Braunschweig  durch  die  Agnaten  die- 
ses fürstlichen  Hauses^). 

V.  Die  neueren  Verfassungen  der  deutschen  Staaten 
schweigen  durchgängig  ttber  die  Rechtsfolgen  des  hier  voraus- 
gesetzten groben  Missbrauches  der  Staatsgewalt  ^  wohl  haupt- 
sächlich aus  dem  Grunde,  weil  sie  davon  ausgehen^  dass  durch 
ihre  Einftihrung  ein  solcher  Fall  an  sich  unmöglich  gemacht 
worden  sei.  Wo  aber  eine  Verfassungsurkunde  überhaupt  die 
absolute  Unfähigkeit  nicht  mehr  als  Grund  des  Aus- 
schlusses von  der  Thronfolge  gelten  lässt,  oder  ausdrück- 
lich für  jede  Art  der  später  eintretenden  Unfähigkeit 
nur  die  Anordnung  einer  Regentschaft  gestattet''),  müssen  die 
Agnaten  nunmehr  auch  auf  die  Ergreifung  dieses  Auskunfts- 
mittels  für  beschränkt  erachtet  werden,  wenn  sie  die  Entfernung 
des  regierenden  Herrn  von  der  Regierung  wegen  Missbrauches 
der  Staatsgewalt  für  nothwendig  erachten. 


«)  Beschluss  der  Bundes-Vers.  v.  2.  Decbr.  1830:  „wegen  der 
bedenklichen  Verhältnisse  in  der  Regierung  des  Herzogthums  Braunschweig 
bei  der  auffallenden  Denk-  und  Handlungsweise  des  Herzogs  Karl 
V.  Braunschweig"  bei  v,  Mey e r ,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  U.  S.  221 : 
„Seine  Durchlaucht  der  Herzog  Wilhelm  von  Braunschweig-Oels  wird 
ersucht,  die  Regierung  des  Herzogthums  iBraunschweig  bis  auf  Weiteres  zu 
fahren,  und  Alles,  was  zur  Erhaltung  der  Ruhe  und  Sicherheit  und  der 
gesetzlichen  Ordnung  im  Herzogthume  erforderlich  sein  möchte,  allenfaUs 
unter  Beihilfe  des  Bundes  vorzukehren^'  .  .  .  Femer  wurde  „den  berechtig- 
ten Agnaten  Sr.  Durchlaucht  des  Herzogs  Karl  anheim  gegeben,  die  nöthige 
definitive  Anordnung  für  die  Zukunft  in  Gemässheit  der  herzoglich-braun- 
schweigischen  Hausgesetze  und  des  in  deutschen  und  anderen  souverainen 
H&usern  üblichen  Herkommens  zu  berathen  und  zu  bewirken."  — 
Die  hierauf  von  den  Agnaten  getroffene  definitive  Anordnung  siehe  eben- 
daselbst S.  221  flg. 

7)  Siehe  oben  §.  242  nud  250. 


776  §.  279  a.    Descendenz  des  entsetzten  Souverains. 

§.  279  a. 

2)  Von  dem  Einflüsse  der  Entsetzung  eines  Souverains 
und   des   Ausschlusses   eines  Erbprinzen    wegen    Un- 
fähigkeit auf  das  Successionsrecht  seiner  nachher 
erzeugten  Descendenz*). 

I.  Ist  ein  Sonverain  wegen  der  im  §.  279  beschriebener 
Fälle  der  Regierungsunfähigkeit  rechtsgiltig  von  derRegiemng 
entsetzt  worden ^  so  gel^t  die  Krone,  wie  bei  der  Thronent- 
sagung (§.  278)  durch  andcipirte  Thronfolge  an  den  nächsten 
successionsfähigen  Agnaten,  also  selbstrerständlich  und  un- 
zweifelhaft auf  die  Descendenz  des  abgesetzten  Fürsten  Aber, 
wenn  eine  solche  vorhanden  ist. 

U.  Hatte  aber  der  abgesetzte  SouYcrain  zur  Zeit  der  Ent- 
setzung keine  successionsfähigen  Descendenten,  so  dass  also 
die  Krone  an  den  nächsten  Collateralen  übergegangen,  d.  h. 
dieser  als  wirklicher  Thronfolger  und  nicht  bloss  als  Begie- 
rungsverweser  (Regent)  eingetreten  ist,  so  bleibt  Letzterer  an 
der  Regierung,  wenn  auch  dem  abgesetzten  Fürsten  nachher 
noch  eine  successionsfähige  Pescendenz  ^  geboren  wird.  Es 
kann  daher  auch  diese  spätere  Descendenz  des  abgesetzten 
Fürsten  auch  bei  erlangter  Grossjährigkeit  von  dem  nunmehri- 
gen Souverain  nicht  die  Niederlegung  der  Regierung  zu  ihren 
Gunsten  begehren,  wie  dies  bei  blosser  Regentschaft  der  Fall 
sein  würde  2). 

ni.  Folgerichtig  vererbt  sodann  auch  die  Krone  auf  die 
Descendenz  des  als  Souverain  eingetretenen  Collateralen  und 
kann  gegen  diese  von  der  eventuellen  Descendenz  des  abge- 
setzten Fürsten  kein  Vorzugsrecht  beansprucht  werden,  weü 
nach  dem  legitimen  Uebergange  der  Ejrone  auf  den  CoUatera- 

^)  Die  nachstehende  Ausführung,  welche  sich  dem  Sinne  nach  fibereb- 
stimmend  schon  in  der  dritten  Ausgabe  dieses  Lehrbnches  als  §.  92,  X, 
fEuid,  ist  nur  durch  ein  Redaktionsyersehen  bei  der  TOllständigen  Ümin- 
derung  des  Systems  in  der  vierten  Auflage  hinweggeblieben. 

*)  Sehr  richtig  wurde  von  Hannover  in  der  18.  Sitzung  der  B.-V. 
vom  11.  Mai  1831,  Prot  §.  120,  S.  489  gesa^:  „Wer  die  Prämisse  ein- 
räumt —  (dass  nämlich  in  einem  solchen  Fall  die  Souverainetät,  und  nicht 
blos  die  Regentschaft,  an  den  nächsten  Agnaten  abergegangen  ist)  —  der 
muss  auch  die  daraus  nothwendig  hervorgehende  Folge  zugestehen.^' 
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len  nnnmehr  dieser  und  seine  Descendenz  in  die  rechtliche 
Stellung  einer  Unea  primogenitq  eingetreten  ist,  nnd  überhaupt 
kein  Fall,  d.  h.  keine  Throneröffhung ^)  fernerhin  mehr  von 
dem  abgesetzten  Fürsten ,  sondern  nur  noch  von  dem  nun- 
mehrigen Souverain  ausgehen  kann,  und  überhaupt  nach  den 
Grundsätzen  der  Linealfolgeordnung,  von  welcher  die  Primo- 
geniturordnung  ebenso,  wie  die  Linealgradualfolge  eine  Unter- 
art ist^),  die  Krone  in  jener  Linie  bis  zu  deren  Erlöschen 
bleibt,  aufweiche  sie  nun  einmal  aus  irgend  einem  recht- 
lichen Grunde  gekommen  ist^). 

IV.  Wegen  völliger  Gleichheit  des  Grundes  müssen  auch 
dieselben  Grundsätze  hinsichtlich  der  eventuellen  Descendenz 
eines  Erbprinzen  als  massgebend  betrachtet  werden,  welcher  zur 
Zeit  seines  Ausschlusses  von  der  angefallenen  Thronfolge  noch 
kinderlos  war  ^).  Daher  findet  sich  auch  weder  in  der  g  o  1  d  e  n  e  n 
Bulle  K.  KarTs  IV.  cap.  25,  §.4''),  noch  in  einem  späteren 
Haus-  oder  Verfassungsgesetze  ein  Vorbehalt,  wonach  die  even- 
tuelle Descendenz  eines  ausgeschlossenen  Erbprinzen  einen  Vor- 
zug vor  der  neu  in  die  Regierung  getretenen  Linie  oder  die 
Abtretung  der  Regierung  von  derselben  verlangen  dürfte. 

V.  Nach  dem  Aussterben  oder  sonstigem  Wegfall  der  De- 
scendenz des  in  die  Regierung  eingetretenen  Cognaten  ist  aber 
die  eventuelle  successionsfähige  Descendenz  eines  abgesetzten 
Fürsten  oder  eines  als  unfähig  ausgeschlossenen  Erbprinzen  aller- 
dings befugt,  den  Vorzug  vor  den  übrigen  Seitenlinien  zu  ver- 
langen, weil  ihr  in  diesem  Falle  rechtlich  nichts  weiter  im 
Wege  steht,  ihre  Eigenschaft  als  erstgeborene  Linie  im  Ver- 
hältniss  zu  diesen  übrigen  Linien  wieder  geltend  zu  machen. 


•)  Siehe  oben  §.  248,  V,  Vü;  §.  251,  H. 

«)  Siehe  oben  §.  251. 

B)  Yergl.  die  oben  in  §.  251,  Note  7,  angeführte  Bestimmung  in  n.  Feud. 
50:  „  .  .  .  (penrenit)  ...  ad  solos  et  ad  omnes,  qui  ex  ista  lineasunt, 
ex  qua  iste  (der  letzte  Inhaber)  fuit".  —  Struv,  Jurisprudentia  heroica, 
T.  Vn,  S.  470,  S.  11.  —  Vergl.  auch  die  übereinstimmende  Erklärung  von 
Hannover  in  der  XVni.  Sitzung  der  B.-V.  vom  11.  Mai  1831,  Prot.  §.  120, 
S.  492.  —  Siehe  auch  H.  A.  Zachariae,  deut  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  84, 
Note  11,  u.  dess  en:  Das  Successionsrecht  im  Gesanmithause  Braunschweig- 
Lüneburg  etc.  Leipzig,  1862,  S.  176  flg. 

•)  Siehe  oben  §.  250,  V. 

7)  Siehe  oben  §.  250,  Note  7. 
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§.  280. 
rn.     Von  der  Revolution*). 

I.  Unter  Revolution  versteht  man  den  gewaltsamen 
Umsturz  einer  Verfassung  durch  das  Volk,  d.  h.  durch  eine 
mächtige  Partei  in  demselben^). 

n.  Die  Frage,  ob  das  Volk  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen zur  Revolution  befugt  sein  könne,  ist  keine  staats- 
rechtliche Frage,  d.  h.  keine  Frage,  welche  in  einem 
Staate  nach  staatsrechtlichen  Grundsätzen  entschie- 
den werden  kann,  weil  jeder  Staat  auf  die  Voraussetzung  ge^ 
baut  ist,  dass  er  ein  solcher  Zustand  sei,  in  welchem  die  Re- 
volution nicht  denkbar  ist,  und  weil  die  Revolution  der  direkte 
Gegensatz  und  das  Ende  des  bisher  bestehenden  Staats- 
Zustandes  ist. 

III.  Mit  der  Vernichtung  der  bisher  bestandenen  Verfas- 
sung ist  nämlich  immer  zugleich  die  Giltigkeit  der  ihre  Auf- 
rechthaltung bezweckenden  Strafgesetze  vernichtet,  und  dies  ist 
der  Grund,  warum  jede  gelungene  Revolution  straflos  ist 
Eben  darum  kann  aber  auch  der  Ausdruck  „Revolution^' 
nur  da  gebraucht  werden,  wo  der  Umsturz  der  Verfassung 
wirklich  gelungen  ist.  Ein  Versuch  einer  Revolution, 
der  von  der  bestehenden  Staatsgewalt  unterdrückt  und  be- 
zwungen werden  konnte,  ist  dagegen  vor  dem  positiven  Ge- 
setze nothwendig  immer  ein  selbstständiges  Verbrechen, 
nändich  Hochverrath. 

IV.  Für  das  praktische  und  das  positive  Recht  ist  da- 
her eine  vollendete  Revolution  lediglich  eine  thatsäch- 
liche  Frage,  nie  aber  eine  Rechtsfrage. 

0  Vergl.  J.  W.  Neumair  von  Bamsla,  vom  Aufstand  der  Untern 
wider  ihre  Hegenten  und  Oberen,  sonderbarer  Tractat.  Jena,  1633.  — 
F.  Murhard,  über  Widerstand,  Empörung  und  Zwangsabung  der  Staats- 
bürger gegen  die  bestehende  Staatsgewalt,  etc.  Braunschweig,  1832.  — 
K  S.  Zachariae,  40  Bücher  vom  Staate  (Umarbeitung),  Bd.  HI, 
S.  76  u.  £ 

*)  Nie  macht  das  ganze  Volk  eine  Revolution:  immer  ist  es  eine 
übermächtige,  oft  sogar  der  Zahl  nach  geringere,  aber  thätige 
Partei,  welche  sich  den  Namen  des  Volkes  anmasslich  beilegt 


Wachtra^. 

(Während  des  Druckes  erschienene  Schriften  und  Aktenstücke). 


Bei  der  Literatur  des  allgemeinen  Staatsrechts  S.  39  nach  Zeile  9 
Ton  unten  ist  einzoschalten: 

Rabus,  L.  Dr.,  Das  monarchische  Princip.    Eine  wissenschaft- 
liche Untersuchong,  zugleich  ein  Beitrag  zur  Begründung  des 
Staatsrechts  und  der  Politik.    Nürnberg  1862. 
W  a  i  t  z ,  G.,  Grundzüge  der  Politik,  nebst  einzelnen  Ausführungen, 
Eiel  1862. 
Auf  S.  354,   §.145   in  Note  5,   Zeile  9  von  unten  (nach  den  Worten: 
„Protokoll  §.  50")  ist  beizufügen: 

„Desgleichen  in  der  34.  Sitzung  v.  16.  Octbr.  1862,  Protok.  §.  304, 
S.  515." 
Ebendaselbst  Zeile  7  von  unten,  am  Schlüsse  des  Satzes,  ist  beizu- 
fügen: 

„Desgleichen  bezüglich  des  Antrages  mehrerer  Staatsregierungen 
auf  die  Einrichtung  einer  Delegirten -Versammlung, 
zunächst  zur  Berathung  der  Gesetzentwürfe  über  Civilprozess 
und  Obligationenrecht,  in  der  32.  Sitzung  v.  14.  Aug.  1862, 
Protok.  §.  273,  S.  481." 
Auf  S.  382,  §.  153,  Vm,  ZeUe  25,  ist  beizufügen: 

„In  der  32.  Sitzung  der  Bundesversanmünng  t.  14.  Aug.  1862, 
Protok.  §.  274,  S.  484,  wurde  von  Oesterreich,  Bayern,  Königr. 
Sachsen,  Hannover,  Würtemberg,  Kurhessen,  Grossh.  Hessen, 
S.-Meiningen  und  Nassau  der  Antrag  gesteUt,  die  in  letzter 
Zeit  unterbrochenen  Verhandlungen  bezüglich  der  Errichtung 
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eines  Bunde sgerichts  wieder  aufisunehmen.  Oesterreidi 
legte  zugleich  einen  Entwurf  bezflgUch  des  einzusetzenden 
Bundesgerichtes  sammt  dazu  gehörigem  Memorandum  vor.** 

Auf  S.  400,  §.  157««,  am  Schlüsse  der  Note  6,  ist  beizufügen: 

,3.-B.  27.  Sitzung  10.  Juli  1862,  Protok.  §.235  S.  397  flg.,  betr. 
die  Redamation  der  Handelfileute  A.  F.  Schwarz  Sohne  und 
C.  Nicolai  in  Mainz,  Entschädigung  für  angebliche  Yeriuste 
bei  einer  Proviantlieferung  fOr  die  ^indesfestung  Luxemburg.'* 

Auf  S.  622,  in  Note  13,  nach  dem  Citate:   »Jiudolf,  de  jure  fem.  illustr. 
1734  P.  I.  §.  XL  Xn.  ist  beizufügen: 

Desgleichen  wurde  von  der  Juristenfacult&t  zu  Heidelbeig  in  der 
Sitzung  des  SpruchcoUegiums  vom  12.  November  1862  ein- 
st i  m  m  i  g  bei  Ertheilung  eines  Bechtsgutachtens  ausgesprodien. 
dass  die  Ehe  eines  Beichsfarsten  mit  einer  Frau  aus  dem 
höheren  Bürgerstande,  beziehungsweise  ans  dem  Be- 
amtenstande mit  Bathsrang,  nicht  für  eine  noto- 
rische Missheirath  erachtet  werden  könne. 


oooflSoo<i 
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Oedraekt  bd  E.  Poli  in  Lelptig. 


Druckfehler  und  Yerbessemiigeii. 
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8.  §.  5  n.  2  letzte  Zeile  st  §.  &8  bei  Note  5  lies:  §.  57  nr.  VI. 

9.  §.  6  n.  6  ZeUe  1  st  §.  58  1.  §.  57. 

63.  §.  37  Zeile  6  v.  o.  nach  „über*'  Ist  einzuschalten  ,,die". 

70.  §.  39  n.  10  letzte  Zeile  st.  §.  103  IV  u.  IX.  1.  §.  103  V  u.  X. 

103.  §.  56  Zeile  2  v.  u.  ist  „man*'  zu  streichen. 

160.  §.  78  n.  6  letzte  Zeile  st  §.  d9  n.  19  1.  §.  99  n.  20. 

172.  §.  83  n.  4  st  §.  93  n.  9  1.  §.  93  n.  10. 

172.  §.  83  n.  5  Zeüe  2  st  §.  93  n.  10  1.  §.  93  n.  11. 

173.  §.  84  Zeile  8  v.  o.  ist  nach  „Rechtshandhabung"  ein  Eonuna  zu  setzen. 
175.  §.  84  n.  8  ist  beizufügen:  cf.  unten  §.  85  Note  1. 

191.  §.  90  n.  11  Z.  3  st  §.  105  Note  10  L  §.  105  nr.  X. 

224.  §.  100  n.  1  Z.  9  st  1735  1.  1785. 

-     Z.  14  st  S.  I.  1.  S.  1  u.  flg. 

274.  §.  108  Z.  3  st  September  1.  November. 

279.  §.  111  n.  1  Z.  2  st  §.  136  1.  §.  135. 

283.  §.  113  Z.  3  y.  o.  st  umfasst  1.  umfasste. 

285.  §.  113  n.  9  ist  beizufügen:  Siehe  unten  §.  158,  VI,  Note  7  u.  8. 

299.  §.  124  n.  4  Z.  7  st  unn  1.  und. 

303.  §.  124*  Z.  7  st  1851  1.  1854. 

315.  §.  128  n.  7  letzte  ZeUe  st  134,  ü.  1.  §.  134,  IH. 

349.  §.  143  n.  6  Z.  2  st  Juni  1.  December. 

354.  §.  145  Z.  16  nach  Rechtshilfe  ist  9)  emzuschalten. 

373.  §.  151  n.  5  ist  beizofClgen:  und  unten  §.  158  Note  7  u.  8. 

392.  §.  156»  Z.  5  St.  §.  158  Nr.  VI.  1.  §.  158  Nr.  HI. 

394.  §.  157  n.  2  letzte  Zeile  st  §.  159  1.  §.  160. 

401.  §.  158  in  der  Rubrik  st  e)  1.  f). 

457.  §.  180  n.  4  st  §.  238  1.  §.  288. 

480.  §.  184  n.  11  Z.  4  st.  Zusammensetzen  1.  Zusammensitzen  und  nach 

„Unterthanen'*  ist  einzuschalten  „im  Reichstag". 

686.  §.  213  n.  4  Z.  6  st  §.  36  Note  13  1.  §.  33  n.  7. 

592.  §.  215  n.  6  Z.  3  st.  §.  219  B.  1.  §.  219,  Vü  B. 

603.  §.  219  n.  1  vorletzte  Z.  st.  1835  1.  1836. 

625.  §.  224  n.  4  Z.  7  st  1860  1.  1840. 

688.  §.  247  letzte  Zeile  st  werde  L  wurde. 

691.  §.  248  n.  12  ist  beizufügen :  Siehe  unten  §.  266  V. 

697.  §.  250  n.  7  Zeile  2  st  se  1.  si. 

729.  §.  258  vorletzte  Zeile  st  diesem  1.  seinem. 
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